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J. 
Ueber 
den neueften Stand der Anfichten in England, Nord⸗ 
amerika, Frankreich, Italien und Deutſchland, 
betreffend 


die Aufhebung der Todesſtrafe. 


Don 
Mittermaier. 


Einer geſteigerten Vorſicht bedarf es überall da, wo Ein⸗ 
richtungen völlig aufgehoben werden ſollen, welche in der 
früheſten Vorzeit wurzeln, auf den verſchiedenen Stufen 
der Civiliſation bei allen Völkern ſich erhielten, und tief 
verwachſen mit gewiſſen bei dem Volke allgemein verbreite⸗ 
ten Anſichten, ſelbſt eine religiöſe Bedeutung haben ’). 
Diefe Berufung auf das ehrwürdige Alter einer Einrichs 
tung kann aber die ernfte und befonnene Prüfung darüber: 
ob und in wie fern die Einrichtung auch noch in Zufunft 
beftehen foll; Kindern. Es ift der ehrwürdige Charakter 


1) Schild’ener Meine Auffäge aus bedrängter Zeit. - NRoftor 
1833. j ©, 70, . 





Arch. d. cu. 1834. I. St. 4 


Forſchungen werden. — Wir wollen hier nicht die lange 
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unfeer Zeit, daß fie zu Gericht fit und prüft, 06 und 
wie weit die von der Vorzeit überlieferten Einrichtungen 
Beibehaltung verdienen, daß fie Rechenſchaft fordert von 
jeder Gewalt, mit welcher der Staat Rechte befchränft 
oder entzieht, und daß fie auf Die bloße Berufung auf das 
Herfommen nicht beruhigt wird. Mag auch in Zeiten der 
Aufregung der Gemüther und in einer Unklarheit der Vor⸗ 


ſtellungen derjenigen, welche, indem fie durch Mißbräuche 


empört, gegen diefe fämpfen, auch den weifen Gebrauch 
angreifen; mag der Unverftand Mancher, die den tiefen 
Sinn der einzelnen Inftitute nicht auffaflen, das Urtheil 
derer , die das Richteramt üben toollen, oft leidenfchaftlich 
und ungerecht ſeyn, fo wird doch felbft durch die Wärme, 
mit welcher der Streit geführt wird, eine allgemeine Theils 
nahme fi entwickeln, undder Streit wird in fo fern wohl⸗ 
thätige Früchte bringen, während in dem hervorgerufene 
geiftigen Kampfe die Stimmen der Befonnenen , welche Die 
gichtfeiten der beftehenden Einrichtungen hervorheben uni 
vor gefährlichen unvorbereiteten Neuerungen warnen, ihrer :z 
Einfluß üben, und der gefunde Sinn der Befleren der Na 
tion und die Wachfamkeit der Regierung, die aus den“ 
Streite forgfam prüfend die reine Ausbeute ableitet, vor dee 
übdereilten Zerftörung des Beftehenden bewahren werden. ä 
Der Geift der Prüfung und der &rforfhung der Recht ⸗ 
mäßigfeit mußte ſich auch in Bezug auf das Strafrecht) 
geltend machen; ihm verdanken wir die Verbeſſerung unſe⸗ 
rer Criminalgefeßgebung, die Verminderung der Todesſtra 
fen, die Berbefferung der Gefängnifle, eine weife Begrens 
zung des Gebiets des Strafmürdigen. Ganz vorzügli 
mußte bei dem einmal erwachten Eifer für Verbefferun 
auch die Rechtmäßigfeit der Todesftrafe ein Gegenftand de 








befannten Streitigkeiten des vorigen Jahrhunderts wieder: 


dolen. Wenn fie auch von dem Vorwurfe der Einſeitig 
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keit, mit welcher man den Gegenſtand behandelte, von 
dem Einfluß irriger Naturrechtstheorieen, z. B. über den. 
Staatsvertrag, von dem Vorwurfe der Declamationen, 
die man ſtatt der Gründe angab, und einer gewiſſen Em⸗ 
pfindelei nicht freigeſprochen werden können; ſo bahnte ſie 
doch den Weg zu den ſpäteren gründlicheren Forſchungen 
und trugen dazu bei, das Nachdenken — auch der größern 
Maſſe der Bürger — über den Gegenſtand zu wecken. — 
Die ernſtere Forſchung konnte erſt beginnen, als man die 
Frage über das Recht des Staats Todesſtrafe zu drohen 
mit der Unterſuchung der Principien des Strafrechts in 
Zuſammenhang ſtellte, und die Forſchungen gewannen eine 
neue Seite, als die nordamerikaniſchen Gefängnißanſtalten 
Gegenſtand der allgemeinen Aufmerkſamkeit wurden. Es 
entſtand die Frage: ob nicht durch eine conſequente Durch⸗ 
führung des Syſtems, auf welchem jene Anſtalten beruhten, 
zuletzt die Todesſtrafe entbehrt werden könne. Bald faßte 
„man auch die Frage von einem höhern Standpunkte auf, 
- Indem man den Strafzweck der Beſſerung auffuchte, und 
nun prüfte, in wie fern damit die Todesſtrafe verträglich 
ſey. Die edfe Richtung, welche zum Heil unferer bürgers 
lichen Drdnung die deutfche Bildung bewahrt, die moras 
liſche und religiöfe Richtung bewirkte auch, daß man den 
° Zufommenhang der Frage über Todeöfteafen mit der Res 
. Ügion fühlte, und fo wurde auch die religiöfe Bedeutung 
© ein Begenftand der, obwohl freilich gewöhnlich nur einer 
einſeitigen, Priifung, indem man fi) damit begnügte, den 
, Streit über die Rechtmäßigkeit diefer Strafart durch Bes 
J rufung auf biblifhe Stellen zu entfcheiden. Ye mehr die 
GI Geſetzgebungswiſſenſchaft Fortſchritte machte, defto mehr 
r etkannte man die Nothwendigkeit, nicht blos mit allgemeis 
N WenRechtsdeductionen fich zu begnügen, fondern die Stims 
°. men der Erfahrung über die Wirkungen der Todesſtrafe 
* tr ihrer Aufpebung i in den Ländern, wo man dieſe Ab⸗ 
42 
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Tchaffung verfuchte, zu befragen. Die Reſultate der Cri⸗ 
minalſtatiſtik wurden hier bedeutend. Man ging, um die Er⸗ 
fahrung zu Rathe zu ziehen, bald ſo weit, daß man auch 
‚umjtändfich phyſiologiſche Erörterungen über die Wirkung 
der Vollziehung der Todesſtrafe auf die Zuſchauer lieferte. 
Nicht felten legte man den Deductionen über Aufhebung dee 
Todesftrafe auch die Politik?) zum Grunde, während bei 
Manchen die einmal Mode gewordene Anficht Einfluß Hatte. 

Je gründlicher die Forſchungen wurden, defto mehr 
“mußte der Segenftand von einem höhern Gefihtspunfte 
"aus, zugleich aber au im Zufammenhange mit andern 
wichtigen Fragen der Eriminallegislation aufgefaßt werden, 
"und fo verdient der gegenwärtige Stand der Korfchungen 
eine vorzügliche Beachtung. Daß der Blick dabei nicht an 
Deutichland haften muß, daß er vielmehr alles was in 
Bezug auf den Gegenftand in den Ländern verhandelt wur⸗ 
de, deren wiflenfchaftliche Bildung und Anfichten wieder 
‚vielfachen Einfluß auf Deutfchland haben, auffaſſen muß, 
rechtfertigt fi durch das große geiftige Band, das im 
Meiche der Wiſſenſchaft und der Kortfchritte der Eivilifation 
. "alle Staaten umfaßt. Wir haben bereits in diefer Zeits 
ſchrift früher unfere Lefer auf die wichtigften @rfcheinungen, 
"Die den in Frage ftehenden Gegenftand betreffen, aufmerk⸗ 
ſam gemadt ’), und Enüpfen an die dort gegebenen Mits 
"theilungen an. - 

I. Wirft man zuerſt einen Blick darauf, wie häufig 
noch in der Erfahrung in den verfchiedenen Staaten von der 
. 9%) Manche franzöfiiche Schriften, die nach der Revolution von 

Julius 1830 erfchienen , Eönnen nicht von dem Vorwurfe diefer 

politifchen Abficht freigefprochen werden. Dan hatte die wegen 

politifcher Verbrechen Angeklagten im Sinne und vertheidigte 
mit Eifer die Aufhebung der Tobesftrafe, damit gewifle Perſo⸗ 


nen, die man dabei im Auge hatte, nicht von diefer Strafe 
betroffen würden. ' 


5) Meues Archiv des Crim. R, Bd. XII. S. 206—2%4, und 
nn Bd. AU. & 304 — 318, 
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Todesftrafe Gebrauch gemacht wird, fo zeigt. fich. insben 
fondere in Bezug auf England eine auffallende. Erſchei⸗ 
nung. Nach den officiellen Tabellen, die vor uns liegen, 
ergiebt fi folgende Ueberfiht.der von 1810 bis 1852 
in England und Wales zum Tode Verurtheilten und des. 
Bingerichteten: 


Zahl Zahl 
Jahr der zum Bobe| ber wirklich 
Verurtheilten.Hingerichteten. 


| U U 


4810 476 67 
1811 | 404 | 45 
1812 632 82 
1813 713 120 
1814 | 558 70 
1815 653 87 
1816 890 95 
1817 1502 115 
1818 1254 97 


41819 1814 108 ‘ 
1820 I : 1236 107 e 
1821 1184 114 


1822 | 1016 | 96 
1823 | 968 65 
1824 | 1066 49 
1825 | 1036 50 
1826 | 1208 57 
1827 | 1526 70 
1828 | 1165 79 
1829 | 1385 714 
1850 | 1897 46 
1881 | 1601 52 


Vergleicht man nun damit die neuefte Tabelle iiber bie 
1852 verübten Verbrechen, fo ergiebt ſich, daß 1449 Pers 
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fonen noch In biefem Jahre zum Tode verurtheilt, von 
denen 54 hingerichtet wurden. Man bemerft, wie aufs 
fallend das Verhältniß dee wirklich Bingerichteten fich vers 
mindert hat, was freilich in England vorzüglich auf Rech⸗ 
nung des Umftandes gefchrieben werden muß, daß feit 
1830 immer mehr die Zahl der Verbrechen abgenommen 
hat, für welche das Gefetz noch Todesftrafe droht. Zu 
den Verbrechen, wegen welcher 1882 no Todesftrafe 
erfannt wurde, gehört Brandſtiftung, Einbruch, Eins 
bruch in bemohntes Haus mit Diebftahl, Viehdiebſtahl, 
Münzfälfhung, Fälſchung von Banfnoten oder andern Urs 
Funden, deren Fälſchung das Gefeg noch mit dem Tode bes 
droht; Pferdediebſtahl, Diebftahl in Wohnhaus; Uns 
terfcehlagung oder Diebftahl von Briefen, die Banknoten 
enthielten; Mord, Vergiftung, und Verwundung aus mörs 
deriſcher Abſicht; Nothzucht, Aufrufe, Straßenraub, 
Kirchenraub, Schafdiebſtahl, Sodomie, Hochverrath. 
Wirklich hingerichtet wurden wegen Brandſtiftung 16, 
wegen Einbruchs 1, wegen Einbruchs in Wohnhaus und 
Diebſtahls darin 4, Diebſtahls von Briefen, die Bank⸗ 
noten enthalten 1; wegen Mordes 15, Vergiftung 2, 
Nothzucht 7, Aufruhrs 4, Straßenraubs 4. — Nah 
einer vorliegenden Tabelle von Schottland von den Fahren 
1825 — 1829 ergab fi ſich folgendes Verhältniß: 


Baht Zahl der Hi 
abe | der zum Zode | 9°. der Pins 
Werurtheiften.| gerichteten. 


1823 82. 16 
1824 16 6 
1825 | 9. 2 
1826 | 26 8 
1827 14 5 
0.2.1828 7 4 
1829 9 6 
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In Bezug auf Irland liefert die Tabelle nachfichendes 
Reſultat: 





Zahl der zum 

u. ee — 
1823 241 41 on 
1824 295 60 M 

1825 181 48 

1826 281 54 

1827 | 346 |: 87 

1828 | 211 21 

1829 224 38 

1830 | 262 .| 39 

1851 | 809 37 


In Anſehung dee Zahl der Hinrichtungen in Nordamerika 
iſt es fchwierig, ein beftimmtes Verhältniß anzugeben , da 
in den einzelnen Staaten höchft verfchiedene Strafgefege 
gelten und die ftatiftifchen Tabellen einzefner diefer Staaten 
nicht zu erlangen find. — Aus einer vorliegenden Tas 
beile *) über die in Nordamerika verübten Verbrechen gegen 
Die Verfaflung der vereinigten Staaten und gegen allges 
meine vom Eongreß außgegangene Geſetze zeigt ſich, daß 
von 1801 bis 1817 nur vier Verurtheilungen zur Todes⸗ 
firafe vorkommen, von denen zwei egecutirt wurden; von 
1817 — 1827 wurden 5 Individuen verurtheilt, die 
aber von dem Präfidenten begnadigt wurden. — ine 
officiele Nachricht über die Zahl der Hinrichtungen im 
Staate von Maffachufetts *) zeigt, Daß von 1800 bie 
1830 26 Binrichtungen Statt fanden: 16 wegen Mordes; 
6 wegen Nothzucht, 3 wegen Naubes, und 1 wegen 





4) Auszüge daraus hat Bagarmite in der kit. Seitfhrift für 
ausländ. Rechtswilfenfchaft. Bd. IV. Nr.&. (&. 108) gegeben. . 


5) Im seventh report ofihe prison dissipline society. Boston 
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Brandſtiftung. — In Maryland wurden von 1785 bis 
1852 78 Menfchen hingerichtet, fo daß faft 2 Hinrichtungen 
auf das Jahr treffen. In den legten 12 Jahren wurden 
19 Perfonen hingerichtet, fo daß eine Hinrichtung auf 
219600 Einwohner trifft). In News York wurden im 
Fahre 1830 drei Perfonen zum Tode verurtheilt ”). 

Ueber das Verhältnig der Verurtheilungen zum Tode 
in Frankreich geben die jährlich erftatteten: officiellen Bes 
richte °) folgende Refultate: 


BZahl der Vers] Zahl der Hin- 





Schr. urtheilungen. | richtungen. 
1825 134 111 
1826 | 150 111 

1827 109 76° 
1828 | 114 15 
1829 | - 89° 60 
1880 92 38 
4831 108 25 

1882 90 41 


Die Verbrechen, wegen welcher im Jahre 1831 bie Hins 
tichtungen erfolgten, waren 14 Mordthaten, 2 Mords 
verſuche, 1 Vergiftüngsoerfuh, 2 Parricides, 2 Vers 





6) Beaumont et Jocqueville du system penitentiaire, 
nach der englifchen Ueberſetzung pag. 242, 
' 7) Ibidem pag. 243, 
- 8) Sn jedem Sahre.erfcheint der Bericht unter dem Titel: Comptle 
öneral de l’administration de la justice criminelle en France. 
Bericht über das Jahr 1882 ift noch nicht erichienen. Wir 
en die Detaild darans der Gefälligkeit eines Freundes 
n Paris, 
- 9) Unter den im Jahre 1832 erfolgten Verurtheilungen zum Tode 
“waren 16 wegen politifchee Verbrechen; nur in einem Falle 
wvurde das Urtheil vollſtreckt. 
- 10)-Guetelet et Smits statistique des tribunaux de Bel- 
gique pendant les anndes 1826 — 1850. Bruxelles 1833, 
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fuche diefes Verbrechens, 1 Brandfiftung, 1 Verbrechen 
bewaffneter Bande °). In Bezug auf Belgien '°) leh⸗ 
ren neue Tabellen, daß 1826 13, 1827 17, 1828 
22, 1829 11, 1830 4 Perfonen zum Tode verurs 
theilt wurden "). Von Dänemarf liegen uns zwar nue: 
aus zwei Jahren Tabellen vor. Im Jahre 1828 wurden 
dort 16 Perfonen (7 wegen Mordes, 2 wegen Brands 
ftiftung, 5 wegen Raubes, 2 wegen Blutfchande) zum 
Tode verurtheilt; von diefen wurden 8 begnadigt. — 
Im Fahr 1829 wurden 8: (6 wegen Mordes, 1 wegen 
DBranöftiftung, 1 wegen Weberfalles und Mißhandlung) 
zum Tode verurtheilt. — Es iſt zu beflagen, daß wie 
nicht von fämmtlichen deutfchen Staaten vollffändige Eris 
minaltabellen vorlegen Fönnen; fie würden, fo wie fie Bas 
den feit 4 Fahren befigt, beweiſen, wie mild Deutſch⸗ 
lands Strafjuftiz im Verhältniß zur Strafrechtspflege des 
Auslandes if. Was wir mit-Zuverläffigkeit aus den Tas 
bellen einzelner Länder ableiten können, beſchränkt fih auf 
Folgendes: In Defterreich wurden in den Jahren 1805 — 
1818 186, in den Yahten 1819 — 1821 48 Todes⸗ 
urtheile vollzogen; in die Jahre 1822 — 1823 fallen 19 
Hinrichtungen ). In den Jahren 1824 — 1828 wur⸗ 
den in allen öſterreichiſchen Staaten 90 Todesurtheile voll⸗ 
zogen (in Böhmen 14, Dalmatien 8, Gallizien 89, Mähs 
ren 7, Defterreich ob und unter der End 19, Tyrol und 


11) Eine merfwürdige Aeußerung findet fih in Ducpetiaux 
(inspecteur general des prisons en Belgique) Habport sur 
l’etat actuel des prisons en Belgique. Bruxelles 1833. p. 40, 
wo er von der abolition de fait de la peine de mort en Bel- 
gique fpricht und eine eigene Abtheilung in den Gefängniffen für 
diejenigen fordert, welche zum Tode verurtheilt wurden. Nach 
officiellen Nachrichten aus Brüffel wurden wirklich felt der Re⸗ 
elution von 1830 in Belgien keine Todesurtheile mehr voll⸗ 

eckt. 


12) Nachweiſungen in meinem Aufſatze in Higig’s Annalen. 
er in meinem Auffat 810 
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Vorarlberg 1), fo daß auf das Jahr im. Durchfchnitt 
48 Hinrichtungen fallen. Auch muß bemerft werden, daß 
unter den dort aufgeführten Todesurtheilen viele im ftands 
‚vechtlihen Verfahren Statt fanden, 3. B. in Sallijien 21 
im Jahre 1824 wegen Raubes und Raubmorded. Von 
den in Defterreich ob und unter der Ens erfannten Todes: 
firafen fanden 3 wegen Brandlegung, 8 wegen gemeinen 
Mordes, 4 wegen Meuchelmordes Statt") In Bezug 
auf Preußen ift e8 zu bedauern, daß wir aus der neuern 
Zeit feine vollftändigen Eeiminaltabellen befigen,; nach den 
bei Julius '*) gegebenen Nachrichten wurden in den. Jah⸗ 
ven 1817 — 1827 im Sanzen 220 Todesurtheile gefällt, 
wovon 87 vollftrecdt wurden. — Vom Königreiche Baiern 
erklärt ein officieller Bericht "*),.daß feit der neuen Straf⸗ 
gefeßgebung im Durchſchnitt nur 7 Todesurtheile auſsgeſpro⸗ 
"ben und von diefen nur 8 vollzogen worden find. — Für 
Würtemberg llefeen die. Tabellen '°) das Refultat, daß von 
1816— 1823 in 24 &älen auf Tod erfannt wurde und 
414 Binrichtungen State fanden, fo daß auf. das Jahr 
zwei Hinrichtungen fallen,. In den Fahren 1824— 1828 
wurden 20 Todesurtheile gefällt und. davon 8 vollzogen. 
Im Jahre 1829 wurden 8 Todesurtheile gefällt und volls 
ſtreckt Calle 8 wegen Mordes), im Jahre 1850 wurden 
von 6 gefällten Todesurtheilen- 8 vollzogen (gleichfalld wegen 
Mordes), im Jahre 1831 wurden 5 Todesurtheile gefällt 
(4 gegen Kindesmörderinnen) und 1 vollzogen (gegen einen 
Brudermörder). Im Fahre 1852 wurden 8 Todesurtheile 





eitfe . 1830, 
19 ® FR n e so tfchrift für öfterreich. Rechtögelchrfamkeit. 1830 


14) Worlefungen über Gefängniffunde &. XCVIIT. 
15) Motive zum Entwurf des Strafgefeßbuche von 1891. &. 32. 


16) In Memminger Süstembergtiche Jahrbücher für vaterländ. 
Gefchichte. 1827. S. 225. u. 1828, S. 109, . 
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gefällt und 1 (wegen Mordes) vollfiredt "). — Die 
Hingerichteten waren fämmtlih Mörder. Ueber die Strafs 
rechtspflege im Großherzogthum Baden ergeben bie Tas 
bellen '*) nachftehendes Refultat: 


Jahr Zahl der To⸗Zahl der Hin⸗ 
desurtheile, | richtungen. 


1829 7 8 
1830 8 — 
1831 8 — 
1832 12 1 


Die Perſonen, welche wirklich hingerichtet wurden, waren 
Mörder mit ſehr erſchwerenden Umſtänden. Im Jahr 1881 
verfiel eine zum Tode wegen Gattenmords Verurtheilte in 
Wahnſinn, ehe man das Urtheil dem Regenten vorlegte. — 
Einige Notizen endlich können wir noch in Bezug auf die Her⸗ 
zogthümer Schleswig und Holſtein vorlegen, und zwar aus 
den Fahren 1816 — 1819 *). Es wurden in dieſen 
Jahren 27. zum Tode verurtheilt und davon 5 hingerich⸗ 
tet. — Im Jahre 1828 wurden 8 Perfonen zum Tode 
verurtheilt; zwei davon wurden (wegen Mordes) hinge⸗ 
richtet”). In Bezug auf Braunſchweig bezeugt ein ſach⸗ 
kundiger Praktiker dieſes Landes °"), daß während der 
Regierung des Herzogs Karl Wilhelm Ferdinand kein To⸗ 
desurtheil vollſtreckt, und von 1817 an nur zweimal ein 





17) Diefe Details find entlehnt aus Memminger’e Sahebächen, 
Sahrgang 1881. S. 383. u. Sahrg. 1883. S. 81. 


18) Seit 1829 erfcheint in dieferh Lande ein officieller Bericht über 
die Todesſtrafen. 


19) Niemann in der trefflichen Abhandlung Im ſtaatsbürgerl. 
ragazin von Sarftens u. Falk. Schleswig 1824, Wr. I. 


20) Staatsbürgerlicheel Magazin. Bd. X. ©. 870, 
21) v. Strombeck Entwürfe eines Strafgeſezbuchs S. XXVI. 
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folches Urtheil gefällt worden if. Weber die Mefultate, 
welche fich aus diefen Nachweiſungen ergeben, folk unten 
gefpeochen werden. — Wenden wir uns 

II. zu den Kortfchritten der Gefeggebung und zu den 
Aeußerungen der öffentlichen Stimme in den einzelnen Läns 
dern, fo bemerken wir zuerft in Bezug auf England, 
daß die lebhaften Aeußerungen, welche der Aufhebung der 
Todesftrafe gelten, nicht außer Zufammenhang mit ges 
wiſſen Verhältniſſen aufgefaßt werden müſſen, melde dies 
fem Lande eigenthümlich find. Dahin gehört vor allem die 
Strenge der Strafgefege, welche entweder einer alten 
Zeit angehören oder auf Statute fi) gründeten, die duch 
einzelne empörende Fälle veranlagt wurden, und den Geift 
der Rache oder ber Abſchreckung athmeten *4). Diefe 
Strenge der Gefete war es, die im MWiderfpruch mit der 
fortgefchrittenen Eivilifation ftand und daher in der öffent: 
lichen Meinung einen unerbittlihen Gegner hatte. Daraus 
erklärte ſich eine der bürgerlichen Sicherheit wie dem allges 
meinen Verkehre nachtheilige Rechtdungewißheit und ſelbſt 
Strafloſigkeit. Mach einee andern Tabelle ”) (welche 
wir zur Ergänzung der oben gegebenen Nachrichten noch 
anführen) über die 1827 bis 1830 In der Graffchaft 
Middiefer und in der Stadt London vor Gericht wegen 
todeswürdiger Verbrechen Geftellten — betrug die Ge: 
ſammtzahl der vor Gericht Geftellten 1058; davon blieb 
gegen 66 die Unterfuchung liegen; 820 wurden freiges 
ſprochen; 208 wurden geringerer Vergehen für ſchuldig 
erfannt, d. h. die Geſchwornen halfen fih, um ihe Ges 
wiffen nicht zu fehr zu beſchweren, daß fie den Schuldigen 


2 Be —* FA Hin bee — — Seiminalvechts | der fette 
en Bei ür ausländilche Gefeßgebung u, Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft. Bd. I. ©. 61. boebung N 
22) Abgedrudt in Wakefield facts relating to the punish. 
ment of death in the meiropolis. London 1531. p. 41—51, 
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als überwiefen geringerer Vergehen erfannten, damit er 
der Todesftrafe entging; 451 wurden zum Tode veruts 
heilt; 55 wurden hingerichtet. Es unterliegt Feinem 
Zweifel, daß die allgemeine Ueberzeugung von dem Miß⸗ 
verhältniffe dee gedrohten Strafen mit der Größe der Vers 
ſchuldung die Bürger dazu bewegt, den Angeflagten, auch 
wenn ee fchuldig ift, der ungerechten Strafe zu entziehen, 


und die Parlamentscommiffion,, die über die Urfachen dee 


Zunahme der Verbrechen in England zu berichten hatte ), 
zählt zu diefen Urfachen die Ungemwißheit der Strafe bei 
Verbrechen, wo Todesftrafe gedroht iftz man denft gar 
nicht an das Eintreten einer folhen Strafe, wenn man 
bemerft, daß in den meiften Fällen, wo fie von dem Ges. 
richte erfannt ift, fie doch nicht vollzogen wird, z. B. 
- wenn von 1200 im Jahr 1826 zum Tode Verurtheils 
ten nut 57 hingerichtet wurden. — 88 ift auch merk⸗ 
würdig, daß die Geſchwornen nur darauf fehen, ob wirks 
lich Bollsiehung der erfannten Todesftrafen eintritt; wiſſen 
fie, daß dies nicht wohl der Fall ift, fo verurtheilen fie 
ohne weiteres; 3. B. nach der Tabelle bei Wakfefield "*) 
find 8 Perfonen wegen Rückkehr vor dem Ablauf der Trans⸗ 
portationszeit vor Gericht geftellt,, aber Feiner Hingerichtet. 
Megen ſchwerer Körperverlegungen wurden 27 vor Ges 
richt geftellt, aber 18 freigefprochen, weil Vollziehungen 
dee wegen diefes Verbrechens Verurtheilten vorfommen, 
(e8 wurden 2 hingerichtet). Am fchlimmften ift es in Eng: 
land dadurch, daß die Geſetze bis zur letzten Zeit (und auch 
jetzt noch bei einigen Fällen) die Todesftrafe auch bei Ver: 
brechen drohen, die nur gegen das Eigenthum gerichtet 
find, z. B. bei Diebftahl, bei Fälſchung. In Anſehung 





23) Report from ihe select Committce on criminel Commit- 
menis. 1829, pag. 14, 


24) pP» 49, 


j 
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dieſer Verbrechen fpricht ſich nun ’die öffentliche Meinung 
am ftärfftien aus und die. Ueberzeugung, daß Todesftrafe 
mit diefen Verbrechen nicht im gerechten Verhältniſſe ftehe. 


Hier hängt nun Alles davon ab, ob die VBefchädigten mit 


ihrer Anklage auftreten; bei dem Haſſe gegen die Todess 
firafe als Kolge der Verbrechen gegen Eigenthum, und noch 
mehr bei der Ueberzeugung, daß die Zeugen nicht gern beis 
ragen wiirden, daß Todesftrafe erfannt werde, und daß 
die Geſchwornen einen Abfcheu haben, das Echuldig in fol: 
chen Fällen auszuſprechen, wo nach ihrer Meinung die 
Fodesftrafe materiell ungerecht ift, unterlaflen die Beſchä⸗ 


‚ Digten lieber die Klage, oder machen allerlei Berabreduns 


gen mit Zeugen °°) oder mit dem Angefchuldigten, laſſen 


3.8. den ſchwerern Theil der Anklage fallen, um doch 


etwas zu erlangen; und fo werden die Verbrecher eben 
durch das Daſeyn der Todesftrafe eingeladen, Verbrechen 
zu verüben, weil fie auf mannichfaltige Umftände rechnen 
können, die fie der Strafe iiberhaupt entziehen. Im Zus 


fammenhange damit fteht die Kraft der öffentlichen Meis 


nung welche fich in Affociationen und in Petitionen an das 
Parlament ausfpriht. Wäre die Srage tiber Aufhebung 
der Todenftrafe nur eine theoretifche, fo würde ſchwerlich 
Die Erfcheinung, daß Taufende von Einwohnern ſich vers 
fommeln und mit Lebhaftigfeit für die Abfchaffung der 

Strafe ſich intereſſiren, erflärbar; die Sache bat aber 
euch eine praftifche Bedeutung, obwohl wir nicht läugnen, 
daß die Fortfchritte der Eivilifation und die immer mehr 
feftgerourzelte Ueberzeugung von der Unzwechmäßigfeit der 
Ausdehnung der Todesftrafe einen großen Einfluß auf die 
Heußerung der öffentlihen Meinung hat. Die praftifche 
Bedeutung der Sache liegt aber darin, daß die Bürger, 
deren Stellung fie beruft, die Pflichten von Gefchwornen 





. 25) Einen merkwürdigen Sal erzählt Wakefüekld p. 64. 
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auszuliben, die Pachtheile erfennen, melde umvermeids 
lich da entfiehen, wenn die Strafgefege im Widerfpruch 
mit der öffentlichen Meinung find, und daß fie als Eigens 
thümer, als diejenigen, welche den verbrecheriſchen Anfäls 
len ausgelegt find, die Beobachtung machen, daß die 
Strenge der Geſetze Ihe Eigenthum nicht befchüigt, viels 
mehr die Verbrechen vermehrt. Zwei merfwürdige Petis 
tionen liegen in diefer Beziehung vor uns. Die ine ift die 
Hetition der Geſchwornen der Stadt London vom 6. Sept. 
1831 ?°), mit dee Bitte, bei der Verbefferung der Erimts 
nalgefee dahin zu wirken, daß der Unterfchied zwiſchen 
Verbrechen, die das Eigenthum angreifen, und denen, 
welche Gewaltthaten enthalten, hervorgehoben, und bet 
den erſten die Todeöftrafe aufgehoben werde. Die Bitte 
fi?llee berufen fich auf ihre Erfahrung, nach melcher bei 
ſolchen Verbrechen die Zeugen ſich ſträuben, Zeugniß zw 
geben, und die Geſchwornen in der unangenehmen Lage, 
n der fie ſich befinden, zur Anwendung harter Geſetze beis 
zutragen, lieber den Schuldigen der Strafe entgehen lafe 
fen. — Die zweite Petition ift vom 26. Kebr. 18358, 
unterzeichnet von 5380 Perfonen ”’), die ſich darauf bes 
rufen, daß nur die Gewißheit der Beftrafung die Wirkſam⸗ 
feit der Strafgefege bedinge, daß aber diefe in England 
fehle, daß ein willfühtliches Auswählen einiger Opfer, die 
aus der Zahl der zum Tode Veruetheilten beftimmt ters 
den, toirflich Hingerithtet zu werden, nachtheilig wirt e, 
„| und daß überhaupt die allgemeine Stimme dahin ſich aus⸗ 
| fprede, daß Verbrechen, die mit Todesftrafe bedroht find, 
nicht angezeigt, oder. nicht bewieſen, oder nicht beftraft 


26) Unterzeichnet von. 1107 Bürgern, welche ald Geſchworne 
Dienfte thaten. 


27) Bei der Unter eichnung bemerken viele, daß fie ſelbſt beraubt 
worden ſeyen und die Anſtellung der Anklage unterlaſſen, daher 
die Unwirkſamkeit der Geſetze erfahren hätten, 
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werden. — Merkwürdig ift noch die 1880 dem Parlas 
amente **) von 1000 Bankier der verfchiedenen Städte 
Englands eingereichte Petition, daß bei der Fälſchung die 
Todesſtrafe aufgehoben werden möge, meil fonft ihr Eigens 
ahum zu fehr gefährdet wäre, indem der Umftand, daß die 
Todesfteafe, welche diefem Verbrechen gedroht ift, -die 
Straflofigfeit herbeiführt. — Mit diefen Petitionen ſtehen 
Die Affociationen im Zufammenhange,, welche in Bezug auf 
Die Abfhaffung der Todesftrafe ſich in England bildeten. 


Insbeſondere ift in dieſer Hinficht die society for diffu- 


sion of information on the subject of capital pu- 
nishments °°), und die Howard society in Dublin °”). 
"Wie einflußreich Dadurch die öffentliche Meinung in England 
über den Gegenftand aufgeflärt wird, begreift man leicht, 
wenn man erwägt, daß die Berfammlungen diefer Vereine 
öffentlich find, daß darin Reden über den Gegenftand ges 
Halten und von den Gefellfehaften Schriften verbreitet wer⸗ 
den. Man begreift leicht, daß in mancher diefer Reden 
Der Eifer für die Sache und Teidenfchaftliche Aufwallung 
oft die Gefahren vergrößert und Declamationen an Die 


Stelle der Gründe fest; allein im Allgemeinen enthalten - 


die Schriften viel Intereſſantes, was geeignet ift, dem -: 
Geſetzgeber Materialien zu liefern.‘ In den von der oben .. 


zuerft genannten Gefellihaft herausgegebenen Schriften 
finden fih mehrere, bei Gelegenheit als die Srage über 
Todeöftrafe im Parlamente zur Sprache Fam, gehaltene 





28) Es liegt vor uns eine eigene Landkarte, welche anzeigt, aus 


welchen Theilen des Reichs Petitionen für die Aufhebung der 


Todesſtrafe bei der Fälſchung eingekommen find, wo fich-daher 
die öffentliche Meinung beftimmt gegen die Zodesftrafe ausfpricht, 


29) Sie fteht unter der Protection des Herzogs von Guffer und 


publicirt von Zeit zu Beit ihre Verhandlungen und andere 


Schriften, die fie zur Erreichung des Zwed für nüglich hält. 


60) Auch von ihr erfcheinen Schriften, deren Sammlung ten Ti⸗ 
gel: Howard society, führt, Dublin 1832, 


Re⸗ 


2 


über bie Abſchaffung der Todesſtrafe. 17 


Reden ’'), fo wie Reden, die bei den öffentlichen Vers 
fammlungen des Vereins gehalten wurden, und Nr. 4, 
enthält eine Vergleihung der Strafen, welche in Rords 
amerifa und in England auf die bedeutendften Verbrechen 
gefegt find. In Schriften dee Howard society wird 
eine Geſchichte der Strafgefege über Fälſchung geliefert, 
und Nachtveifung gegeben, wie wenig wirffam die Todeßs 
firafe bei diefem Verbrechen fey, Manche darin erzählte 
Bälle iiber die Gleichgültigfeit, mit der 5. B. die Angehös 
rigen eines Hingerichteten die Verurtheilung aufnehmen ’”), 
über die Vermehrung der Verbrechen, find intereffant. Das 
mit in Verbindung fteht eine unter dem Titel: Anti- 
Draco ꝰ) herausgegebene Schrift, welche die Unverhälts 
nigmäßigfeit der Todesftrafe bei dem Verbrechen der Fäl⸗ 
ſchung zeigt ꝰ). ine Beachtung verdienen noch die re- 
ports der Verſammlungen, die zum Behufe eine Petition 
am Milderung der Strafgefege in England gehalten wur⸗ 
den, und wo gewöhnlich die Gründe gegen die Todesftrafe 
fehr populär zufammengeftellt find). — Man wiirde 





31) 3.8. In Nr. 1. eine wirklich treffliche, 1777 von Meredith 
im Parlamente gehaltene Rede gegen die Zodeöftrafe, fo wie in 
Nr. 2. Reden von Gely u. Grenville. 


82) In der Schrift: Howard society p. 26. wird erzählt, daß 
| die Wittwe eined wegen Fälfhung Verurtheilten auf der Leiche 
des Hingerichteten verfälfchte Banknoten verkaufte, und als die 

Polizei kam, die Noten in den Mund der Leiche ſteckte. 


83) Anti-Draco, or reasons for abolishing the punishment 
of death in cases of forgery. London 1830. 


84) Wegen gefammelter Erfahrungen über die Wirkfamkelt der 
Zobesitrafen gegründet auf Seugniffen von Männern, die Vers 
brechen zu beobachten Gelegenheit hatten ‚- ift merfwürtig die 
Schrift: Speech of Thomas Burton, London 1821. 


35) Hieher gehört i B. Report of the procedings at a meeling 

at the Town Hall - Southampton to Petition — on Commen- 
ting the punishment of death. London 1880. Dann Re- 
port procedings etc. vom 5. Dec. 1882, wo fehr gut zufams 
men 12 Gründe gegen die Todesflrafe angegeben werden. 


Ach. d. CR. 1834, 1, Sp B 
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ungerecht ſeyn, wenn man den Einfluß dieſer ſo kräftig ſich 
ausſprechenden öffentlichen Meinung auf die Geſetzgebung ge⸗ 
ring achten wollte; fo z. B. iſt 1832 durch Geſetze die To⸗ 
desſtrafe bei Münzverbrechen (Aet vom 23. März 1832), bei 
Pferdediebſtahl, Vieh⸗, Schafdiebſtahl und Diebſtahl im 
Wohnhauſe (Act vom 11. Juli 1882), und bei Fälſchung 
(Actvom 16. Aug. 1832) aufgehoben, und eben in Anfehung 
des legten Geſetzes erhebt fich wieder laut Die Stimme in Eng» 
land, weil, offenbar inconfequent in zwei Sällen, (nämlich 
Fälfhung von Teftamenten, und von VBollmachten eines 
Doocurators, einer Eeflionsurfunde zur Uebertragung öffent⸗ 
licher Fonds) die Todesftrafe beibehalten worden ift ’°). 
Micht weniger einflußreich find auf die Berbefferung der 
Eriminalgefeßgebung in Enaland noch die Sefellfchaften, 
welche die Verbefferung des Gefängnißmwefens beabfichtigen- 
Ihr Streben, das Pönitentiarfoftem einzuführen, fteht im 
Zufammenhang mit der Nachweiſung, wie ungeniigend das 
gegenwärtige Straffuftem ift, und wie das Kortbeftehen 
Der Todeöftrafe eben die Vermehrung der Verbrechen her⸗ 
beiführt ”). Wollte man aus dem bisher Angeführten 
den Schluß ableiten, Daß in England die öffentliche Meis 
nung fih für gänzlihe Aufhebung der Todesftrafe außs 
fpreche, fo würde man fehr irren; der Engländer hat einen 
viel zu praftifhen Sinn, um mit bloßen theoretifchen 
Sägen und durch einen gewiſſen Nationalismus fich vers 
leiten zu laſſen, alles Beftehende auf einmal umzuftürzen; 
- and gefährliche Erperimente zu machen. Nur Berminde: 
sung der Todesftrafe und völlige Aufhebung diefer Straf 
art bei Verbrechen gegen Eigenthum ift es, was die allge: 





856) Die tarauf bezüglichen Amendements wurden erft in dei 
Pairskammer gemacht. 


37) Intereffant ift in diefer Bezichung der light report of ib 


committee of the society for ihe improyement of prisos 
discipline. 1832, p. 46, . : 


—— - 


— — 
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meine Stimme verlangt; daß auch bei dem Mord, oder 
bei den fchwerften Arten der Brandftiftung die Todesftrafe 
aufgehoben werde, ift im Parlament nicht gefordert wors 
den; und nur felten wird auch von den Schriftftellern in 
diefer Allgemeinheit die Aufhebung der Todesftrafe ver 
langt: zu den bedeutendften in neuefter Zeit in England er: 
fehienenen. Aufjägen über die Todesftrafe gehört eine Abs 
Handfung in der vorzüglichen Zeitfchrift: "The Jurist °*), 
Der Verfafler nimmt als Zweck der Strafe die Prävention 
an; die Wirffamkeit der Strafe hängt nach dem Verfaffee 
ad 1) von der Meinung, welche das Volk überhaupt iiber 
die Gewißheit des Eintretend der gedrohten Strafe hat; . 
2) von der Vorftellung, twelche das Volf von dem Grade 
des Uebels und der Leiden hat, welche den Beftraften trefs 
fin; 3) von der Art, wie die VBolljiehung der Strafe die 
Moral des Volkes durch Sympathie ergreift; 4) von der 
Kraft, die die Strafe hat, die Verbrecher zu beflern oder 
von Verbrechen abzuhalten. Nun fucht der Verf. nachzu⸗ 
weiſen, Daß die erfte Bedingung durch die Todesftrafe nicht 
erreicht werde, weil eben bei diefer Strafart Ungemwißheit 
eintritt; die Richter fträuben fich dagegen, und das Volk 
erkennt — mit Ausnahme der Säle, wo Mord oder Vers 
brechen mit ſchweren Gemwaltthätigfeiten verübt find, — 
Die Todesftrafe für ungerecht; der Verfaffer führt Beifpiele 
an, wie bitter der Befchädigte von dem Publicum getadelt 
wird, wenn er bei einem Verbrechen, das nach der allges 
meinen Meinung den Tod nicht verdient, dennoch klagt, 
md beiträgt, daß eine VBerurtheilung erfolge: Beſchädigte, 
Jengen, Geſchworne und Richter vereinigen fih, um die 
Steafanwendung zu vereiteln; der Verfaffer ſchildert nun, 


| Wie nachteilig dies wirfe, die Furcht vor der Strafe in 





38) The Jurist, Journal of jurisprudence and legislation, 


Heft X. p. 44, 
B 2 
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den Hintergrund dränge und die Bruft des zum Verf 
eben Entfchloffenen mit der Hoffnung der Straflofigfeit 
fülle. — Auch in der zweiten oben angegebenen Be 
hung wirft die Drohung der Todesftrafe nach dem Ber 
fer nichts; denn diejenigen, welche Verbrechen verüf 
find meift kühner Gemüthsart und gleichgültig gegen LE 
was man Schreden des Todes nennen kann; von den V 
ftellungen gebildeter guter Bürger darf man feinen Sch 
auf die Anfichten der fchlechten Volksklaſſe machen. 
wenig Minuten zufammengedrängt, übt der Act der £ 
richtung nicht abfchrecdend auf die Gemüther. Die 
fahrung lehrt, daß Strafen, zu deren Erduldung nur 
Muth nöthig ift, melcher ein paar Secunden dauern 
Schmerz ertragen foll, nicht fo abſchreckend wirken, 
Strafen, deren Leiden lange dauert, und Geduld und | 
terwerfung des Gemüths für fange Zeit fordert. | 
Mirfung der Todesftrafe wird aber noch nach der Erf 
zung ſehr vermindert durch eine gewiſſe Theilnahme 
Volkes an dem Schickſale des Hingerichteten; diefe ftum 
theild das Gefühl des Leidens ab, theils flößt ed dem V 
urtheilten einen Muth oder doch ein Streben ein, 
Volksmenge feine Schwäche zu zeigen ’’), und dies wi 
wieder nachtheilig auf die Umftehenden und zerftört 
Stärfe des Eindrudd. — Darum bemerft auch | 
Verfaſſer in der dritten Beziehung, daß Todesftrafen fch: 
lich wirfen, weil fie bei dem Publicum entweder eine 
wiſſe Rohheit und Sraufamfeit, oder eine gefteigerte Th 


. nahme an Leiden des Hingerichteten erzeugen, wobei 


wi 


Vorftellung von Strafe in den Hintergrund tritt, In! 





39) Der Verf. p. 56 beruft fich auf die Erfahrung aller Sch 
männer, daß auf Schuljungen, wenn fie gezüchtigt werd 
und wenn unter ihren Kameraden die Anficht gilt, daß m 
diefe Züchtigungen ſtolz und ohne Schmerz zu zeigen tray 
müffe, die Züchtigungen auch nicht wirken, 


über die Abjhaffung ber Todesſtrafe. 21 


vierten Beziehung wird endlich angeführt, daß durch diefe 
Strafart die Möglichfeit der Beſſerung zerftört wird, und 
daß die Borftellung von der Unverbefferlichfeit gewiſſer Vers 
brecher auf Täufchung beruhe, da gerade die fchwerften 
Verdrecher, wenn man nur die Sache recht anfängt, oft 
am erſten den Beſſerungsverſuchen zugänglich ſind. — 
Im ähnlichen Geiſte iſt eine neue Schrift von Andrews 
geſchrieben 9). Der Verfaſſer weiſt zuerſt die Rothwen⸗ 
digkeit der Gewißheit der Strafanwendung nach, zeigt, 
wie nachtheilig es wirken müſſe, wenn willkürlich aus einer 
großen Zahl von der wegen eines gewiſſen Verbrechens 
zum Tode Verurtheilten einige, die nicht ſchlimmer als die 
Uebrigen ſind, herausgewählt werden, damit die Gerech⸗ 
tigkeit ein paar Opfer erhalte und ein Beiſpiel ſtatuirt 
| werde *). Der Verfaffer zeigt die fchlechte Prozedur, mit 
| Beier tvegen der Menge der Befchäfte, aus dem Stre⸗ 
i den, um nur bald fertig zu werden, in dem Londoner Ges 
tidtehofe Old Bailey “*), verhandelt wird; umftänds 
ih wird dann über die Wirfungslofigkeit der Todesftrafe 
geſprochen“), die Wirkung diefer Strafart, Verbrechen zu 
vermehren, nachgetwiefen (meil die Ausficht auf Straflofigs 
; Reit die zum Verbrechen Entfchlofienen anreizt). Die Ges 
fahren, die dadurch entfiehen, daß bei der Todesftrafe, 
die in ſchneller Execution beſteht, das ungerecht zugefügte 
Uebel nicht wieder gut gemacht werden kann, werden ges 


40) linter dem Zitel: Criminal - Law being a Gommentary on 
Bentham on death punishment by H. B. Andrews. Lon- 
don 1833, 

41) In 7 Sahren wurden 1039 Perfonen wegen Schafbiebflähle 
zum Tode verurtheilt und 17 davon wurden hingerichtet. 

42) Eine merkwürdige Schrift iſt in dieſer Beziehung: Old Bay- 
ley experience Criminal jurisprudence and the actual wor-, 
king of our penal Code of laws. London 1833. 


43) Der Verf. führt die belannten von Bentham ſchon ges 
brauchten Grünte an. 
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fchildert und auf ein neues Beiſpiel wird hingewieſen, wo 
Die Unſchuld eines VerurtHeilten entdedit wurde *). Der 
Verfaſſer weit dann den Zufammenhang der Todesftrafe 
‚mit den häufigen Begnadigungen nach , welche wieder 
mannichfaltige Nachtheile erzeugen, giebt dann Urfachen 
der allgemeinen Mißbilligung diefer Strafart an, und fucht 
zu beweifen, daß die Strafe nicht nothwendig ſey, indem 
er auf die Beifpiele von Toskana u. a. fich beruft, indem 
er zulegt für das Pönitentiarfoftem fich erklärt. — Zur 
Kenntniß der englifchen Anfichten über Todesftrafe und ihre 
Wirkſamkeit gehört noch das Buch“) von Wakefield, 
weil e8 die empörende Verdorbenheit der Verbrecher in 
London, die Sleichgültigkeit derfelben gegen Todesftrafe, 
die fehlechte Prozedur ſchildert, welche eintritt, wenn Die 
. VBerurtheilungen zum Tode erfolgt jind, und man im Mis 
nifterium einige auswählt, die man hinrichten läßt, 
und weil es viele Thatfachen angiebt, welche die Nach⸗ 
theile dee Ungemwißheit ded Rechts und der häufigen 
Straflofigfeit als Zolgen der Drohung der -Todesftrafen 
beweiſen. — Eine befondere Beachtung verdient auch 
noch die Schrift des Erzbiſchofs Whately *°), in welcher 
der Verfaſſer gegen die gänzlihe Abfchaffung der Todess 
ſtrafe ſich ausſpricht, und glaubt, daß alle Bedenklichkeis 
ten gegen diefe Strafart verfchtwinden würden, wenn die 
Deffentlichfeit der Hinrichtung aufgehoben und dafür nur: 


44) Nach p. 105 kam ber fonderdare Kal 1831 vor, daß von 27 

- zum Tode Berurtheilten der recorder feinen Bericht machte, 
nach welchem Bericht nur Einer, Ellis, hingerichtet werden 
follte; und eben in Bezug auf dirfen Ellis wurde die völlige Uns 
ſchuld einige Zage fpäter erwiefen. | 

45) Facts relating to the punishnient of death in the metropo- 
lis, by Wakefield. London 1831. Der Verf. lebte ſelbſt 
(in Folge einer Verurtheilung wegen Entführung) uuter den 
Hefangenen in Newgate. 

46) Thougbts on secondary punishmenis, by Whatelv. 

‘ London 1892, " 
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in Gegenwart von 12 achtungswürdigen Bürgern die Ere⸗ 
cution Statt finden würde; die Gegenwart bei Hinrichtung 
gen erzeugt , wie der Berfaffer bemerkt, bei den Umftehena 
den leiht Sympathie, Bewunderung des Muths des Vers 
urtheilten und felbft Nacheiferung, während die verdora 
bene Menge fich an das Schaufpiel gewöhnt, mit dem 
Sedanfen an die Hinrichtung fich vertraut macht, und ihr 
Gefühl abftumpft. ine von dem Vorwurfe der Webers 
treibungen und mit dem Streben, alle beftehenden Ge⸗ 
tichtseinrichtungen anzugreifen, gefchriebene Schrift iſt die, 


deren Titel wie oben in Note 42 angegeben haben. Gie 


verdient ungeachtet diefer Mängel dennoch allgemeine Aufs 
merffamfeit. Der Verfaſſer, deſſen Beruf als Vertheidis- 
ger vieler Angeklagten ihn in den Stand fegte, die Ver⸗ 
brecher zu beobachten und ihre vertraulichen Geftändniffe: 
iw erhalten, fchildert die tiefe Verworfenheit der Verbre⸗ 
&er, den fchlechten Zuftand der Gefängniffe, die Urſachen 
der Zunahme der Verbrechen, die Gebrechen der beftehens 
den Prozedur, die Willkür in Bezug auf Begnadigungen, 


und handelt dann auch von der Grauſamkeit der engliſchen 


Strafgefepe, und von der Wirfungslofigkeit der Todes⸗ 


ſtrafen. Merkwürdig find hier feine Angaben *) über die 


Berhältnifie der zum Tode Berurtheilten, fo lange fie in- 
Newgate die Entfcheidung über ihre Schickſal erwarten, 


. über die fchlechte Art, wie der religiöfe Teoft ihnen gefpens 


Det wird. Man erfährt aus dem Buche, daß, fobald eins - 
mal befannt ift, daß ein Verurtheilter Hingerichtet werden: 
foll, die Geiſtlichen der verfchiedenen Seften in dad Ges 
fängniß eilen und den Verurtheilten quälen... Der Verfaſ⸗ 
fer zeigt, wie wenig zuvcrläffig diefe oft angeführten Bei⸗ 
fpiele von dem reumiüthigen Benehmen der Verurtheilten 
find, und giebt dann viele Nachrichten über die Nuglofig: 


47) Old Bailey experience p. 158. 
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keit der Todesſtrafen. — Blicken wir nun auf den Gang 
der öffentlichen Meinung in Nordam erika über Todes⸗ 
ſtrafen, fo muß vorerft dem Irrthume begegnet werden, 
als wenn in diefem Lande Feine Todesftrafe vorfomme. 
Nach einer officiellen Tabelle *°) find ed noch mehrere Vers 
brechen, welche in den einzelnen Staaten mit dem Tode 
beftraft werden. Nur in einem Staate, in Louiſiana, ift 
in dem Entwurfe von Livingſton keinem Verbrechen 
mehr Todesſtrafe gedroht; die Verhandlungen darüber, 
ob der Entwurf angenommen wird, fanden erſt im Laufe 
dieſes Winters Statt. Ob der Entwurf angenommen - 
wurde, ift dem Verfafler noch nicht befannt. Im Borbes 
eichte zu diefem Entwurf *”) ift auch das Geiftceichfte, was 
in Rosdamerifa über den Gegenftand gefagt worden ift, 
entwicelt ; der Verfaſſer geht von der Unverleßbarfeit de& . 
menfchlichen Lebens, das der Schöpfer dem Menfchen ges 
geben hat, aus, fucht nachzumeifen, daß fein Grund vor⸗ 
Banden fey, welcher den Staat berechtigen fünne, das 
‚Leben einem Menfchen zu entziehen, daß auch die Todess 
ſtrafe nußlos ſey, indem z. B. der Mord, der mit Todes⸗ 
ſtrafe bedroht wäre, immer häufiger vorkomme; der Berfafs 
- fer zeigt die Gefahren des Irrthums menfchlicher Urtheile, 
wo dann das entzogene Recht nicht wieder -erfegt werden 
kann; er fucht darzuthun, daf die Strafe nicht abſchrecke; 
er findet darin, daß man allmählig nur auf den Mord die : 
Strafart befcpränfen wolle, ſchon einen Sieg der Wahrs 
heit, glaubt aber, daß nur ein gewiſſes, tadelnswerthes 
Rachegefühl diefe Anficht, daß Mord mit dem Tode bes 
ſtraft werden müffe, erzeuge. — Die Achtung, welche 


48) Abgedruckt im fourth report of the prison discipline society. 
Boston 1830. p. 286. 


‚49) Tutroductory report to ibe systeın of penal law br varcd 
for the statc of Louisiana (New - Orleans 1824) p. 
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Livingſton ) bei feinen Landsleuten genießt, mußte den 
mit Vegeifterung vorgetragenen Gründen gegen die Todes⸗ 
firafe neued Gewicht verfhaffen; an den Freunden dee 
Einführung des Pönitentiarfpftems mußte die Anficht von 
der Aufhebung der Todesſtrafe warme Bertheidiger finden; 


und fo erklärt es fih, daß die Beförderer des Beſſerungs⸗ 


ſyſtems auf die Aufhebung dieſer Strafart zu wirfen fuchen, 
insbefondere find es die Quäker, welche unermüdlich über ' 
die Notwendigkeit diefer Aufhebung das Volk zu belehren 
ſuchen. Der neuefte Berfuch, die Todesftrafe gänzlich, 


auch fie den Kal des Mordes zu verbannen, iſt in News 


———— 


York 1832 gemacht; die befannten Gründe gegen die 
Todesftrafen find darin angegeben “). Die öffentliche Meis 
nung feheint aber noch immer nicht für die Aufhebung fich 
unbedingt auszufprechen,, und namentlich fcheint man in 
Fällen des Mordes die Todesftrafe noch als gerecht zu bes 
trachten ), obwohl auch fehon hier die Stimmen, welche 


. mbedingte Abfchaffung fordern, immer lauter werden. 


Merkwürdig ift in dieſer Beziehung das Refultat des neues 
fin Auftrags der Gefeggebung des Staats von Maflachus 
fetö von 1831. Die Commiflion follte berichten, ob nicht 
die Todesftrafe gänzlich aufgehoben merden follte, und ers 
färte in ihrem Berichte), daß diefe Aufhebung felbft für 
den Fall des Mordes erfolgen möge, oder daß, wenn die 
Öffentliche Meinung doch bei Mord die Beibehaltung der 


50) Jetzt Sefandter (er war zuletzt Zuftizminifter in Nordamerifa) 
der vereinigten Staaten in Paris. 

51) S. meine Unzeige Mm der Erit. Beitfchrift für ausläntifche 
Rechtöwiflenfchaft. Bd. Vi. ©. 160, 

52) Beaumont et Tocqueville in dem Werke: du Sy- 
steme penitentiaire, nach der englifchen Ueberſetzung p. 15%. 
Der nordamerifanifche Ueberfeger macht hiezu die Nichtigkeit 
der Angaben. 

53) Seventh report of ihe board of menagers of ihe prison 
discipline. Boston 1832. p. 22, ' 
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Strafe fordere“), die Hinrichtung doch im Geheimen ge⸗ 
ſchehen folltee Die Commiffion über die Verbefferung dee 
Sefängniffe fett Hinzu, daß fie diefer Unficht, nach welcher 
auch bei dem Morde die Todesftrafe aufgehoben werde, nicht 
beiftimmen fönne, weil fie nicht wünfche, daß auch in dem Ges 
fängnifie von Charlestoron der zehnte Theil der Sträflinge au 
Mördern beftehe, wie dies feit einem Jahre im Gefängniß 
“von Philadelphia der Fall ſey. — Wie verbreitet übrigens 
noch in Nordamerika die Todesftrafe iſt “), ergiebt fich, wenn 
man erwägt, daß z. B. Mord und Berrath in allen Staas 
ten °°) mit dem Tode, Brandftiftung gleichfalls mit dieſer 
Strafe in Maine, Maflahufets, Rhode-Island, Eons 
necticut, New⸗Yerſey, Delaware, Maryland und Ries 
ginien belegt ift. In den nämlichen Staaten ift auch Noths 
zucht mit dem Tode beftraft. Raub zieht Todesftrafe nach 
fib in Maine und Maſſachuſets, wenn das Verbrechen 
mit lebensgefährlichen Waffen und in mörderifcher Abſicht 
verübt wird, "in Rhode» Aland unbedingt mit Tod, in 
den iibrigen Staaten mit Freiheitsſtrafen. Godomie iſt in 
Rhode⸗-Island, wenn das Verbrechen zum zweiten Mafe 
veriibt wird, mit Tod, und unter gleiher Bedingung 'in 
New⸗NHerſey und in Virginien, wenn es von einem Skla⸗ 
ven verübt wird, mit dem Tode befttaft. In dem neues 
ften und vollftändigften revidirten Gefebuche von News 
York”) find Verrath, Mord und Brandftiftung der ſchwer⸗ 
ften Art °°) mit der Todesftrafe bedroht. — Betrachtet 





54) Die Commiſſion giebt alfo zu, dag die Stimme des Volke 
der unbedingten Aufhebung nicht günftig fenn würde. 

55) Man darf nicht vergeffen, daß das nortamerifanifihe Crimi— 
nalrecht zum großen Theile auf dem engliſchen Rechte beruht. 

56) Nuͤr bei dem Verrathe macht Penſylvanien eine Ausnahme. 

57) The revised statutes of the state of New- York. Albauy 
1829. Vol. II. p. 656. 

58) Dahin geyört nach S. 8. der Fall, wenn zur Nachtzeit an eir 
bewohntes Gebäude Feuer gelcgt wird, 


f 


* 


% 
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man die Fortbildung der Anfichten über Aufhebung der Tos 
desftrafe in Frankreich “), fo fcheinen zwar die unermüd⸗ 
lich eifrigen Bemiihungen von Lucas und anderer Männer 
auf eine allgemein verbreitete Anficht der edelften Schriftfteller 
zu deuten, Todesftrafe völlig zu verbannen, und eine eigene 
Geſellſchaft ꝰ) rechnet zu ihren edlen philanthropifchen Bes 

firebungen auch die, zur Aufhebung der Todesftrafe beizus 
tragen; dennoch würde man einen zu gewagten Schluß 
machen, wenn man in ganz Sranfreich die Anficht von dee 
unbedingten Aufhebung der Todesftrafe begründet glaubte; 
einzelne Siugfohriften — oft gut gemeint, oft nur Pros . 
dufte des Augenblicks und blos Declamationen enthaltend, 
fonnen nicht als Zeugniffe diefer öffentlichen Meinung gels 
ten, fo wenig als manche Auffäge in den Tagesblättern, 
die oft die Farbe der Partei an fich tragen, und entweder 
blos gewiſſe Modeanfichten der Hauptperfonen einer Partei 
predigen, oder durch eine gewiſſe politifche Abficht verans 
laßt werden °'). Biel richtiger dürfte man den Stand. der 
Meinung aus den Aeußerungen dee Kammern bei Ges 
legenheit der legislativen Berathungen erkennen, obwohl 
nicht unberückjichtigt bleiben darf, daß bei einer nicht Pleis 
nen Zahl von Deputicten die Anhänglichfeit an alte crimis 
naliftifche Begriffe, insbefondere der Glaube an die Noths 
wendigfeit der Abfchrecfung durch firenge Streafgefege die 
freie Sorfchung hindert, und die Berathungen von 1832 . 
über den Code penal lehren, daß man noch nicht Hinreis 
chend von den wahren Korderungen der Strafgerechtigfeit 


59) Nachweifungen in diefem Archive. Bd. XII. ©. 301— 318. 


60) Societe de la morale chretienne. Diefe Gefellfchaft giebt 
ein monatlich erfcheinendes Journal de la morale chretieune 
heraus. In dem Zahrgange 1833 finden fich in Nr, 1. p. 25, 
in Nr. 4. p. 256 Anjichten über Zodesftrafe. 

61) Bei den Verurtheilungen von Prrfonen, die an den. Bender: 
unruhen Theil hatten, maßten manche Gartiftiiche Blatter freitich 
(aus guten Gründen) die Aufhebung der Zodrefirafe anpreilen, 
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durhdrungen it. Der Bang jener Berathungen in der 
Kammer von 1832 genügt aber, um zu zeigen, daß weder 
die Regierung die Gründe hinreichend fand, ſchon jegt die 
Todesftrafe aufzuheben, noch die Mitglieder der Kammern, 
Die wie als Repräfentanten der Stimme der Nation bes 
trachten, fib ermächtigt glaubten, das Experiment der 
Aufhebung zu machen. Nur wenige Stimmen der Des 
putictenfammer °°”) forderten die Aufhebung der Todess 
firafe; die Commiſſionen in beiden Kammern ſprachen ihre 
Wünſche aus, daß die Zeit fommen möge, mo man die 
Todesſtrafe ganz entbehren könne, aber fie wagten nicht 
auf die Aufhebung anzutragen, weil man das Intereſſe dee 
bürgerlichen Gefellfhaft nicht einer Garantie berauben 
wollte, welche fo viele Bürger in der Todesftrafe finden, 
und mweil man die Refultate der Aufhebung nicht vorher bes 
„rechnen konnte, aber auch den Gefahren unbedachter Bers 
fuche fich nicht Preis geben wollte °). Go begnügte man 
ſich, die Todesfteafe in mehreren Sällen, in denen fie der 
Code penal aufftellte, aufzuheben °*), und verfuchte dann 
ein neues Syſtem, welches manche Scriftftellee einen 
Vergleich nennen zwiſchen zwei Meinungen, in denen man 
den Gefchwornen das Recht gab, das Dafeyn mildernder 
Umftände zu erkennen, fo daß diefer Ausfpruch der Jury 
die Richter verpflichtet, Feine geringere Strafe auszufpres 
ben. Diefer Weg ſchien am meiften geeignet, auf einer 
Seite den Geſchwornen das Recht zu geben in dem Kalle, 
in welchem fie die Todesftrafe als ein Mißverhältniß mit 


62) Darauf ging der Antrag von Thouvenel, welchem de 
Tracy beiftimmte. 


63) ©. die Anfichten beider Berichterftatter in Chauveau Code 
penal progressif p. 79 — 83, 

64) 3.8. wegen eines nicht ausgeführten Complotts wegen Falſch⸗ 
münzung, Berfälfchung der Staatsflempel und Bankeffekten, 
wegen Tödtung die mit cinem andern Delict in Verbindung 

u vortommt, wegen Disbftahle, 
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der Verſchuldung des einzelnen Falles erkennen, durch die 
Erklärung, daß Milderungsgründe da ſeyen, die Todes⸗ 
ſtrafe zu entfernen, und ſo die Härte des Geſetzes zu mil⸗ 
dern, ohne den traurigen Zuſtand herbeizuführen, in wel⸗ 
chem die Geſchwornen lieber dem Angeklagten ganz los⸗ 


ſprachen, wenn ihnen die geſetzlich gedrohte Strafe zu hart 


— * 


ſchien; auf der andern Seite konnte man durch dieſe Ein⸗ 
richtung die Stimme des Volkes kennen lernen, und er⸗ 
fahren, ob wirklich die öffentliche Meinung in Frankreich 
die Todesſtrafe allgemein mißbilligte. Die bisherige Er⸗ 


fahrung des Jahres 1853 lehrt, daß die Geſchwornen 


» uw 


häufig von ihrem Rechte die Todesftrafe zu befeitigen Ges 
brauch machen °°), aber dennoch ‚nicht felten durch die. 
Unterlaffung das Dafeyn von Milderungsgründen auszus 
ſprechen, die Anficht an den Tag legen, daß die Todess 
ftrafe noch nicht entbehrt werden fönne, daß vielmehr das 
Volk darin noch eine Garantie der bürgerlichen Gefellfchaft 
erkennt. Die Zeit wird intereffante Erfahrungen in diefer 
Beziehung liefern, und lehren, daß felbft in den verfchiedes 
nen Provinzen Frankreichs eine Verfchiedenheit der Anfichs 


‚ ten über Todesftrafe herrſcht. — Merfwürdig ift noch, 


daß in dem 1835 den Kammern vorgelegten Entwurfe 


. Über Die Berantwortlichfeit der Minifter °°) Die Todesfirafe 


vorfommt, die gegen die Miniftee ausgefprochen merden 
fan, und der Berichterftatter Berenger °) erklärt, 


daß die Sommiffion gern Vorfchläge zur Befchränfung der 


— — 


66) Nach den aus den officiellen Actenſtücken dem Verf. mitgetheil⸗ 
ten Notizen erkannten die Geſchwornen in 91 Fällen (darunter 
33 Anlagen politifcher Verbrechen), wo Zotesftrafe auf das 
Verbrechen gefeglich beftimnt war, daß milvernde Umſtände 
vorhanden feyen, und bewirkten auf diefe Art, daß ftatt der 
Zodesitrafe eine andere Strafe audgefprochen werden mußte. 


66) Nach dem Regierungsentwurfe art. 37; nach dem Entmwurfe 


der Sommiffion art. 93, 


Proces - verbaux des seances de la chambre des deputes. 


ion de 1838. Vol, V. p. 59. 
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Todesſtrafe gemacht hätte, daß aber die Pairskammer auch 
über den gemeinen nach dem Code mit dem Tode beftrafs 
‚ten Verbrechen ihrer Mitglieder. zu richten habe und man 
daher fein Privilegium habe aufftellen wollen. — Eine 
- Erwähnung verdient noch, daß die Regierung in Sranfreich 
ſelbſt fo ehr auf die bedeutende Verminderung der Hinrichs 
tung rechnet, daß 1832 °°) durch eine Drdonnance die ges 
genwärtige Zahl °°) der Echarfrichter auf die Hälfte vedus 
eirt wurde. In Bezug auf die Anfichten der Schriftfteller 
bat fich der gegenwärtige Aufjag nur auf die neueften 
Schriften zu befchränfen. Unter diefen erwähnen wir den 
‘Code universel von Gregory '“), worin der Berfafs 
‚fer ') die Todesftrafe noch aufnimmt und fie rechtfertigt, 
weil nach feiner Erfahrung auch der ſchwerſte Verbrecher 
eine Furcht vor dem Tode Hat ’*”) und die Todesftrafe nicht 
zu entbehren ift, um die ſchwerſten Verbrechen zu verhins 
dern, daß auch das nothmwendige Recht der bürgerlichen 
Gefellfchaft diefe Strafen anzuwenden aus dem Zufams 
menhange zwiſchen Verbrechen und Strafe fließe.. Ganz 
entgegengefegt äußert fich dagegen in feinem philanthropis 
ſchen Eifer Graf Sellon“) in einigen Beochüren gegen 
Die Todesftrafe, indem er ſich auf die befannten Gründe 





68) Som 7. October 1832 abgedrudft, in Roumieu plus 

- d’echaffauds p. 269. 

69) Es beftanden 1832 in Frankreich 86 Scharfrichter und 146 Ge⸗ 
hülfen verfelben. 

70) Projet de Code pénal universel par de Gregor . Paris 
1833. Das Buch ift in diefem Archive Bd. XIV. ©. 148 ans 
gezeigt. b 

71) pag. 76. 

72) Der Verf. bemerkt, daß aus einzelnen Beifpielen, wo ein 

> zum Zode wandernder Verurtheiltee die Miene der Feftigkelt 
zeigt, nichts folge, da dann feine Stimmung wohl nur die exal⸗ 

iirte wie bei dem Selbſtmörder ift. 

73) Lettres de Mr. de Sellon sur la peine de mort. Ge- 
eve 1833. Dialague sur la peine de mort — sur le systeme : 

- penitenliaire et sur la guerre, Geneve 1834, 9rFW J 


um 
[ 
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beeuft, die aus der Unverlegbarfeit des menfchlichen Lebens 
und aus der Nuplofigfeit der Todesjtrafen fließen. Eine 
ausführlichere Schrift gegen die Todesſtrafe ift die vom Ads 
vofaten Roumieu'. Gie enthält zwar nur die befanns 
ten Griinde, welche 3. B. Lucas weit geiftreicher anges 
geben hat, aber mit Klarheit und in einem würdigen Styf 
vorgerragen. Der Verfaſſer hebt die traurige Lage des 
Scharfrichterd hervor, der von feinen Mithürgern gleiche 


ſam gebrandmarft wird, und findet in diefem Umftande 


m 


eine Aeußerung des Abfcheues des Volks gegen Blutver⸗ 


! gießen ”°); führt die nachtheiligen Einmwirfungen der Volls 


ziehung auf die Umftehenden an, behauptet die Nuglofige 


keit der Todesſtrafe, indem er zu zeigen ſucht, daß die 
Jodesfurcht nicht wirklich eriftire, daß die zum Tode Vers 


uetheilten gleichgültig find, und beruft ſich außer den 
Griinden von der Unverlegbarfeit des Lebens noch auf die 
Gefahren des Irrthums gerichtlicher Verurtheilungen. Er 
rühmt als Vorläufer der Aufhebung der Todesftrafe die 
neue Einrichtung, nach welcher die Geſchwornen über Mile 
derungsgründe erfennen können. Am bedeutendften ift in 
dee Schrift, die fich für die Einführung des Beſſerungs⸗ 
ſyſtems ausfpricht, der Theil, worin der Verfaſſer ’°) 


: gegen die Meinung derjenigen ’”) ſich erflärt, welche fors- 


den, daß die Hinrichtungen nicht öffentlich feyen; er zeigt, 


‚ wie gefährlich dies Syſtem unter einer ſchlechten Regie⸗ 


_ tung werden könnte, daß es ungerecht feyn wiirde, gewiſſe 





74 Plus d’echaffauds ou de l’abolition immediate et absolue de 
a peine de mort. Paris 1833. 


75) Er führt p. 68 an, daß Niemand in Veſoul dem Scharfrichter 
in die Wohnung nehinen wollte und das Miniſterium Nieman— 
den zwingen Eonnte. 

76) pag. 58 —66. , 


77) Vorzüglich bat Sılvela in feinem Werfe: du maintien de . 
la peine de mort. Paris 1852. & gan arlprosien. ©, Ans 
zeige in dieſem Archive Br, XIII. ©, 80%, 


. 32 Neueſter Stand der Anſichten 


ehrenwerthe Bürger zu nöthigen, Zeugen des gräßlichen 
Schaufpiels zu feyn, und daß dann auf die rohe zu Bei 
gehung von Verbrechen am meiften geeignete Klafie det 
Volkes der Eindruck, den die Vollziehung der Todesftraft 
machen fönne, ganz verloren ginge. — Vorzüglich müfs 


- fen wie noch unfere Lefer auf eine geiftreich gefchriebene 


Schrift aufmerffam machen, welche die Vertheidigung der 
Todesftrafe bei dem Morde bezweckt”). Der Berfafler 
ſucht auf eine Höchft feharflinnige Weife die gemöhnlichen 
Gründe gegen die Unrechtmäßigfeit der Todesftrafe zu 
widerlegen; und zeigt, daß man die Vertheidigung dee 
bürgerlichen Geſellſchaft als moralifhes Ganzes nicht dee 
Bertheidigung der Individuen gleichftellen fönne, daß man 
auch, wenn man die Unverleßbarfeit des menfchlichen Yes 
bens behaupte, geftehen müßte, daß Jeder ein Recht auf 
Eriften;, aber auch zugleich ein Recht auf Eriftenz in der 
Form habe, in der wir dad Leben erhielten, daß hiezu 
Aber auch das Recht auf Freiheit, Intelligenz und Indus 
firie gehöre, Jede Strafe aber, bemerft der Verfaffer, 
greift eine diefer Zähigfeiten an, man geftattet nun dem 


Staate, andere Strafen zu erfennen, (}. B. Sreiheitäftras 


fen, durch welche diefe Rechte gleihfam vernichtet werden) 
und verweigert in confequenter Weile dem Staate das Recht, 
die ganze Eriftenz anzugreifen. Betrachtet man die Eriftenz 
des Menfchen, fo muß man auch die Schöpfung im Sans 
zen und das darin herrfchende Gefeg berückſichtigen, nach 
welchem das Mindervollfommene dem Vollfommenen ges 
opfert wird und Alles einer höhern Drdnung dient. Der 
Verfaſſer zeigt die Inconfequenzen und die Grundloſigkeit 
der Anficht, nach welcher man dem einzeln Uingegriffenen dag 
Recht der Tödtung giebt und der bürgerlichen Gefellfchaft 
es laugnet; entweder muß man (nach dem Verfaſſer) dies 

Recht 


78) Lassassinat sera-t-il puni de mort? Dissertatlon par 
Camperio, Geneye 1333. 


— 
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Recht des Einzelnen beſtreiten oder auch dies Recht zu töd⸗ 
ten überall anerkennen, mo die Nothwendigkeit gebieter. 
Will man von den moralifhen Wirkungen der Todesftrafe 
ſprechen, fo muß man nady der Anficht des Verfaffers auf 
das moralifhe Gefühl des Volkes fehen, und dies ift nur dag 
Gefühl der Gerechtigfeit. Will man von der Grauſamkeit 
der‘ Todesſtrafe fprechen, fo bemerft der Verfaſſer, daß 
jede andere Strafe, die man ihr, um die Schwere der 
Beftrafung auszudrücken, fubftituiet, graufamer, minder 
wirkſam, nicht egemplarifch und mehr ungleich feyn wird. 
Greift man die Todesftrafe an, weil fie nicht beſſert, fo 
antwortet der Verfaffer: wer tödtet, braucht nicht zu beſ⸗ 
fern; das Pönitentiarfpftem darf nicht zum abfoluten Strafs 
foftem gemacht werden. Sehr geiftreich erflärt ſich der 
Derfafler, warum man zwifchen Batermord und einfachem 
Mord Leinen Unterfchied machen fönne, er warnt vor einer 
gewiffen Wengftlichfeit, mit der man mathematifh fireng 
den Pleinften Grad der Berfehuldung entdecken zu können 
glaubts?), er vermeifet diejenigen, welche von Gefahren 
ſprechen, daß man das durch die Todesftrafe zugefiigte Uns 
recht dem Unfchuldigen nicht erfeten könne, darauf hin, 
daß man auch bei andern Strafen nie das erduldete Leiden 
abnehmen und Erſatz leiften fönne; und fo fommt der Ver⸗ 
faſſer, nachdem er,dem Gerechtigfeitsprincip Huldigt, aber 
auch den Sag aufftellt: die Strafe darf nie die Gränze, 
welche die Gerechtigkeit zieht, überſchreiten, fie muß nad 
dem Princip des wahren Nutens und der fociaten Noths 
wendigfeit hefehränft werden, zu der Behauptung, daß die 
Zodesftrafe nur bei dem Morde gerechtfertigt werde, 
| (Beſchluß im nächſten Stüd.) 





79) 3n not. 1. pag. 86 erklärt fich der Verf. mit Recht gegen das 
neue franzöf. Geſetz von 1882, indem es die Zodesftrafe noch in 


manchen Fällen fortbeftehen laſſe, wo fie durchaus unverhält⸗ 
nigmäfig ift. 
Arch. 9. ER. 1834..1, St. € 
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II. 
Ueber die Competenz 


in zweifelhaft pſychiſchen Zuſtaͤnden eines 
Angeklagten uͤber die Frage der Zurechnung 
zu entſcheiden. 


Von 
Dr. J. B. Friedreich, 
Profeſſor der Medicin, jetzt Gerichtsarzt in Weißenburg. 


Die im 14. Bde 2. St. dieſes Archives enthaltene höchſt 
intereſſante Abhandlung des Hrn. Prof. Birnbaum, 
über den Beruf dee Sachverſtändigen im Criminalprozeſſe, 
hat dem Verfaſſet diefer Blätter beftimmt, einen, @egens 
fand zur Sprache zu beingen, der hier einer nähern Erörs 
teeung nicht unwerth feyn dürfte 
So einleuchtend es wohl an und für fich ift, daß in 
foihen Fällen, in welchen daB Bericht über den zweifelhaft 
pſychiſchen Zuftand eines Angeklagten zum Behufe der Frage 
der Zurechnungsfähigfeit Aufklärung nöthig hat, das Ur⸗ 
theil und Gutachten der gerichtlichen Aerzte, als competens 
ter Sachverftändigen, eingeholt werde, fo hat fich hier 
‚über doch ein Competenzſtreit erhoben. Es follten Philos 
fophen, Juriſten, ſogar Theologen ") dariiber entfcheiden, 
‚und der Sranzofe Regnault glaubte ſogar, daß jeder ges 


1) &o hat 53.8. der Oberconfiftorialrath Sil berſchlag ein 
Gutachten über einen Zaubflummen, der einen Word beging, 
abgegeben. Vergl. Moris Magazin zur Erfahrungsfeelens 
Funde. Bd. 2. St. 2. ©. 50, 
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bildete Menfch dariiber urtheilen könne. Es wird nicht 
| unintereflant feyn, die Sache auch! gefchichtlich zu ent⸗ 
wiceln. 

Nachdem fehon der alte ehrwürdige Platner ?) die 
| Rechte der Aerzte vindieirt hatte, entwickelte fich hieriiber 
ein durch Kant angeregter Streit über die Competenz der 
- phifofophifchen und medicinifchen Fakultät. Kant’) fagte 
‚ nämlich: „das Irrereden (delirium) des Wachenden im 
fieb-rhaften Zuftande iſt eine körperliche Krankheit und bes 
darf medicinifcher Vorkehrungen. Nur der Irreredende, 
. bei welchem der Arzt Peine folche Franfhaften Zufälle wahrs 
nimmt, beißt verrückt; wofür das Wort: geftört, nur 

ein mildernder Ausdruck if. Wenn alfo Jemand vorfegs 
lich ein Unglück angerichtet Hat, und nun, ob und welche 
Schuld deswegen auf ihm hafte, die Frage ift, mithin zus 
vor ausgemacht werden muß, ob er damals verrückt ges 
weſen ſey oder nicht; fo kann das Bericht ihn nicht an die 
;„ medicinifche, fondern müßte ihn an die philofophifche Fa⸗ 
‚, Fultät vermeifen. Denn die Srage, ob der Angeklagte bet 
finee That im Befige feines natürlichen Verftandes und 
ı Beurtheilungsvermögens gemwefen fey, ift gänzlich pfychos 
+ Äsgifeh, und, obgleich Förperliche Verfchrobenheit der Sees 








Imorgane vielleicht wohl bisweilen die Urfache einer unnatürs 
lihen Webertretung des (jedem Menfchen beimohnenden) 
Nflichtgefetes fenn möchte, fo find doch die Aerzte und Pfys 
hologen iiberhaupt noch nicht fo weit, um das Mafchinens 
welen im Menfchen fo tief einzufehen,, daß fie die Anwand⸗ 
lung zu einer ſolchen Sräuelthat daraus erklären, oder 
(ohne Anatomie des Körpers) fie vorherfehen könnten, und 





2) Progr. quo ostenditur, medicos de insanis et furiosis audien- 
dos esse. Lips.1740. Auch in deſſen Opuscul. Tom. IH. 
Nr. 18. p. 146, und in Schle 8 el’ s Collect. opusc. ad medic. 
forens. spectant. Vol. Il. p. 156. 


3) Anthropologie $. #1, 
€ 2 
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‚eine gerichtliche Argneifunde (medicina forensis) ift, wenn. 

es auf die Frage ankommt, ob der Gemüthszuſtand des 
Thäters Verrückung oder mit gefundem Verftande genoms 
mene Entfchliegungfey, Einmifchung in fremdes Geſchäft, 
wopon der Richter nichts verfteht, menigftens es, als. zu 
feinem Forum nicht gehörend, an eine Andere Fakultät 
verweiſen muß. . 

So weit Kant. Metzger war der Erfte,.mwelcher 
ihm entgegentrat. Derfelbe Hatte > anfangs diefe Stelle 
Kant's als auffallend angeführt, aber im Gefühle der 
Verehrung gegen ihn, demfelben blos die Blatner’fche 
Abhandlung, wodurch den Aerzten das Recht der Unterfus 
dungen über den pſychiſchen Zuftand allein sugeftanden 
wird, entgegengefest. Da man jedoch Platner’g 
Gründe nicht zureichend fand, und fomit Kant's Bes 
hauptung unmiderlegt zu bleiben ſcien, fo trat fpäter 
Metz ger in einer andern Schrift °). gegen ihn auf, im 
Weſentlichen mit Folgendem: 1) es fey zu wundern, daß 
dem fcharfen Denfer Kant, nachdem er zugegeben habe, 
daß bei dem Irrereden mit Kieber ein Franfhafter Zuftand 
des Körpers zu Grunde liege, nicht eingefallen fey, aus 
der Analogie zu ſchließen, daß diefes auch bei dem Irrereden 
ohne Fieber, bei dem Verrücktſeyn der Fall ſeyn möchte. 
Körperliche Krankheit ſey immer beim Wahnſi inne, daher 


alſo die Entſcheidung dem Arzte angehoͤre °), und die Frage 


nicht fo gänzlich pſychologiſch ſey, wie Kant meine 
2) Die Philoſophen ſeyen in zu viele Schulen getheilt, man 
— wiiſſe alſo nicht, von welcher Secte der Philoſoph ſeyn 

müſſe, an den ſich die Gerichte zu wenden hätten. Es ſey 


4) Neue vermifchte med, Schriften. I. ©, 64. 
5) Gerichtl. medic. Abhandl. Königsberg 1803. ©. 74 u. f. 


6) Diefelbe Beinung ift auch von Hebenstreit, anthropolog. ' 
forens. Lips. 4753. Sect. IH. Cap. 4, 5. 18. p. 267, auss 
gefprochen. 
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he zu zweifeln, ob ein Gutachten a priort und aus trans⸗ 
mdentalen Principien conftruirt, dem Gerichte Genlige 
iften werde. Dagegen fey 3) der Arzt der einzig wahre 
Raturpbilofoph und empirifche Pſychologe: er allein forfche 
m der Hand der Erfahrung nach dem fo wichtigen wech⸗ 
elfeitigen Einfluſſe der Seele auf den Körper, und diefeg 
ey der einzige Weg in zweifelhaften Fällen über den pſy⸗ 
hiſchen Zufand eines Menfchen der Sache auf den rech⸗ 
ten Grund zu fommen. Dabei führt noch Metzger fols 
gende Stelle aus Schmid ") an: „Arzneiwiſſenſchaft und 
Seelenfehre find fih fo nahe verwandt, und leiften einans 
der wechfelfeitig fo unentbehrliche Dienfte, als Körper, und 
Seele ſelbſt einander in ihren Berrichtungen und Wirfuns 
gen wechfelfeitig beſtimmen, unterftiigen oder verhindern. 
Wie man auch immerhin dieſe Wechfelverbindung verftehen 
oder erflären, oder vielmehr, wie man etwa bemeifen mag, 
daß fie Feiner eigentlichen Erklärung fähig fey: fo ift fie 
doch felbft von jeher allgemein als Thatfache anerkannt 
worden, und: die tiefere Korfchung beider Principien des 
Menfchen und ihrer Gefege Hat immer merkwürdigere und 
auffallendere Verhältniſſe zwifchen denfelben gezeigt”. ). — 
Unter Berückfichtigung diefer von Meg er erhobenen 
Einwendungen, hat fi auh Hoffbauer °) gegen Kant 





7) Empirifche Pſychologie. Jena 179i. ©. 64. 65. 


8) Damit ſtimmt auch folgende Stelle bei U den (über die Glaub: 
-  würdigfeit der Medicinalberichte. Berlin 1780. ©. 64) überein: 
+, Der Zuftand des Körpers fteht mit dem Zuſtande der Seele in 
fehr naher Verbindung. Umgekehrt hängt die Gefundheit des 
‚Seiftes greößtentheils von dem Wohlbefinden des Körpers ab. 
Wegen diefes wechfelfeitigen Einfluffes hat man es den Aerzten 
ausfchlieklich übertragen, den Gemüthszuſtand ter Inquffiten 
zu unterfuchen,, ihr Gutachten allein für glaubwürdig erfannt, 
Pr ſolches zur Richtſchnur des vichterlichen Erkenntniſſes feſt⸗ 
gelegt.” 
9) Die Pſychologie in ihren Anwendungen auf tir Rechtspflege, 
$,1, Not, 3. 
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ausgeſprochen; er fagt: „Meggen hätte mit mehr, 
Mechte fagen fönnen, daß in. einer ganzen philofophift 
Safultät oft nicht ein einziges Mitglied ift, welches die h 
nöthigen pſychologiſchen Kenntniffe oder vielmehr das tk 
erforderliche Geſchick befigt. Denn in die philofophl 
Fakultät gehöre noch Alles, was nicht in einer der ant 
einen Plag erhalten hat, und eben deswegen ſey fie fe 
fo vollftändig befegt, daß man nach Allem, was für 
gehört, fragen darf. ine philofophifche Fakultät ei 
vielleicht einen Mathematifer vom erften Range, einen 
ftorifee von ſeltener Gelehrſamkeit, einen profunden | 
taphyſiker und einen helldenfenden Logifer in ihrer V 
haben, ohne den Pſychologen zu haben, der hier etwas 
friedigendes fagen könne. Denn dazu würden nicht a 
pſychologiſche Kenntniffe, fondern es werde auch eine; 
tigkeit, zu beobachten und einen einzelnen Fall richtig 
überſehen, erfordert. Diefe Kertigfeit, die nicht Unter: 
allein geben könne, auch nicht blos die Sache des Te 
tes ſey, fondern immer nur aus Uebung entfpringe, 
mehr bei dem Arzte, den die Ausübung feiner Kunft in 
fee Fertigkeit übt, ald bei dem Pſychologen von Profe: 
gu fuchen. Habe der Arzt Hinlängliche pſychologiſche Ke 
nifle, fo fey von ihm in der Regel hier mehr zu erwaı 
als von dem Pfychologen, der nicht Arzt if.” Was en 
den zeiten Grund Metzger's betrifft, daß die Phil 
phen in zu viele Schulen getheilt feyen, fo behauptet H 
bauer, er beweife eben fo viel dafür, als dagegen, da 
die Schulen und Syſteme der Aerzte mannichfaltig fei 
allein diefe® Fomme zum Glück um fo weniger in Betr: 
da die Erfahrungsfeelenlehre durch Feine Schule verän 
werden könne. Sie gehe nur von Demjenigen aus, 

durch eine hinlänglich vollftändige Induction, der Er 
rung zu Kolge, als allgemein anzunehmen if. Di 
fepen ihre einzigen Prämiſſen. Die Beurtheilung 
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Schlüfe aus derſelben gehöre vor das Forum der Logif, 
die ebenfalls Peiner phyloſophiſchen Schule als ihr eigen 
angehöre. — 

Kant's Behauptung, deren Irrigkeit ich übrigens 
durch die von Metzger und Hoffbauer aufgeftellten Ges 
gengründe '°) für hinreichend bewiefen halte, hat jedoch nirs 
gends eine Veränderung in den, mit YAußnahme von Frank⸗ 
reich“) und England “), faft überall geltenden gefeglichen 
Verfügungen, daß Aerzte in folchen Fällen zu Rathe gezogen 
werden follen, veranlaßt: im Gegentheil finden wir bei ältern 
fowohl als bei neuern Rechtögelehrten der Nothwendigkeit dee 
ärztlichen Gutachten über folche Fälle erwähnt, So fagt 
&reß): „adhibenda sunt pro explorando inqui- 
siti statu naturali consilia et testimonia medico- 





10) Durch diefe, fo wie auch durch das Folgende, was ih Re⸗ 
gnault entgegenfege, ift auch Elvert widerlegt, welcher in 
feinee Schrift: „über ärztliche Unterfuchung des Gemüthszu⸗ 
ſtandes. Zübingen 1810, ©. 92 u. f.” nur in gewiffen Fällen 
an das Urtheil der Aerzte appellirt wiflen will. 


11) Nach dem Code Napoleon iſt das Urtheil über eine in Srage 
fichende Gemüthsfrankheit dem Richter Überlaffen (vergl, 3. B. 
Art. 492, 496.). Wenn es ihm gleich frei fteht, fich des Gut⸗ 
achtens eines Arztes zu bedienen, fo tft ex doch durch kein Geſetz auf 
ein folches versiefen, noch an daffelbe gebunden, Maleville 
nennt jedoch in feinem Gommentar über den Code Napoleon 
die Zuziehung derfelben eine Vorfichtsmaaßregel, und es tft auch 
in dem Serichtebarfeitsumfange der Parlamente von Zoufoufe und 
von Bordeaur diefe Vorficht felten unterlaflen worden. Webri- 

gens iſt auch in neuerer Zeit der Mangel der, in Beziehung auf 
ärztliche Gutachen geltenden Geſetze Lebhaft in Frankreich gefühlt 
und der Wunfch einer Verbefferung nach dem Muſter anderer 
Staaten geäußert worden. Vergl. diefes Archiv Bd. XIV. 
St. 2. ©. 239, Not, 83. und die dafelbft angeführte Schrift 
von Serres. 


12) In England wird von den Geſetzen ein Gutachten oder Sertis 
ficat , wie es dort heißt, eines Wundarzted oder eines Apothes 
kers für gültig und hinreichend erkannt. Man findet über diefe 
Mißbräuche Einiges bei Cor, prakt. Bemerk. über Geiſteszerrüt⸗ 
tung. Aus d. Engl. überf. HaMe18ll. ©. 215 u, f. 


15) Commenlat. ın C. C. C. pe 109. 
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rum, Horum enim est non tantum de morbo cc 
poris, sed et mentis deliquiis judicare, ut facile 
commentatoribus intelligi potest, Fröhlich 
Burg '*) drückt ſich fo aus: „die Unſi innigkeit muß 
wieſen werden, zu dero Erfahrung ſoll ein Richter 
Actionen und Waten des Deliquenten durch eytliche 3 
gen unterſuchen und einen Medicum anfragen, wie die 1 
finnigfeit beſchaffen, ob fie nur erdichtet? und auf ſol 
Relation des Medici und Unterfuchung mittelft der Gez 
gen Abhör, wie der Deliquent bevor befchaffen getvef 
kann dag Urtheil und Erfenntniß befeftiget werden,” Th 
maſius *) fagt: weil die Melancholie eine Krankheit ! 
Körpers iſt, fo begreife man feicht, daß dee Richter 1 
Arzt hier nicht wohl entbehren kann ')u.f.mw. Auch 
den Källen, wo von der Bültigfeit rechtlicher Handlung 
die Rede iſt, wird das Zeugniß und Gutachten eines Ay 
erfordert, welches, wie Glück “) fih ausdrückt, u 
ftändlih die körperliche Befchaffenheit , die Reden u 
Handlungen enthalten muß, woraus der gefunde Verfta 
geſchloſſen - werden fol; ein Beweis, der fich blos ı 
die Meinung gemeiner Zeugen’ gründet, ift nicht h 
reichend '°). 

MNMachdem dieſer Streit lange beendigt war und gleichft 
als ausgemacht betrachtet werden fonnte, erhob fich, nı 
nicht lange, von Frankreich her ein neuer Angeiff auft 





14) Comment. in die peinl. Gerichtsordnung. Tract. I. Bi 
zit. 11. &. 267. ’ d 9 ® 


15) De praesumtione furoris atque dementiae, $. 16. 
16) Vergl. noch Weftphal’s Criminalrecht e.21. _ 
u msführl, Erläuterung ber Nindetten. 6 2. €. 135, 
Kufl. ©. auch Th. 33. 641 
18) ©. Claproth’ 8 Bat Sfeatsäf von richtiger und v 
firhtiger Eingehung der Verträge. Th. 1. 8.6, ©, 12. 13. 
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ſes Recht oder diefe Competenz der Aerzte, und zwar bon 
einem Arzte felbft, von Coſte, welcher e8 blos als eine 
herfömmliche Sitte betrachtet, daß die Aerzte über zwei⸗ 
felhafte pſychiſche Zuftände befragt werden, und der Meis 
nung ift, Daß jeder Menfch von gefundem Verftande eben 
fo richtig hierüber urtheilen Fönne, als ein Pinel oder 
Esauirol. Diefe doppelt merkwürdige Stelle, merfs 


würdig wegen ihrer Widerfinnigfeit, und dann weil fie von 


einem Arzte felbft ausging, lautet fo"): „Si la loi veut, 


que les medecins soient consultes sur la folie, c'est 
sans doute par respect pour lusage, et rien ne se- 
rait plus gratuit, que lä presomption de la capacite 
speciale des medecins en pareille matiere. De 
bonne foi, il n'est aucun homme d’un jugement 
sain qui ny soit aussi competent, que M. Pinel 
ou M. Esquirol, et qui n’ait encore sur euX 
Yavantage d’etre eiranger ä toute prevention scient 
tiique. Par malheur les medecins ont pris au se- 


rieux cette politesse des Tribunaux, et dans l'exa- 


men des questions qui leur sont soumises, ils sub- 
stituent trop souvent aux lumieres naturelles de la 
raison les ignorances ambitieuses de l'école.“ 
Coſte bat an dem franzöfifhen Advofaten Regnault 
[einem Manne, der den meiften der neuern gerichtlich > 
pſychologiſchen Anfihten abhold ift, und die Wichtigkeit dee 
Surieprudenz in Galgen und Schwert zu fuchen fcheint] 
begreiflicher -Weife einen Vertheidiger gefunden ?“). Ders 





19) Journal universel des sciences medicales. Tom. 48. p. 58. 
Suli 1826, ‘ 


20) Du desre de competence des medecins dans les que- 
°  stions relatives aux alienations meniales; par Regnandit. 
Paris 1823. p.2 u. f. [bemerkt muß bier wercen, daft Bre- 
hart in f. Dissertat. de compelentia medicorum in sol- 
vendis quaestionibus judiciariis ad allenationem inentajem 


speclantibuss Gändav, 1830, Tas erſte Kapitit ano Re: 


- 
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ſelbe nennt Coſte's Worte. „une passage pleine 
force et de verité“ und will noch die Sache durch $ 
rückfichtigung dee Symptome des Wahnfinng erörtern. 
theilt nämlich die Symptome in zwei Klaflen, in die p 
chiſchen und in die Störungen der Körperfunctionen. 3 
pſychiſchen Symptome fann, nach feiner Meinung, Jet 
felbft dee Ungebilderfte, erkennen, und was die Förperlid 
Symptome betreffe, fo gäbe es Fein einziges, welches a 
Schließlich dem Wahnfinne zufomme, fondern man. fi 
dieſe Symptome auch bei andern Krankheiten. Der % 
könne alfo aus Förperliden Symptomen nicht auf Wa 
finn fhließen, fondern er müfle warten, bis die pfochifd 
Symptome da feyen, und feyen einmal diefe zugegen, di 
erkenne ein anderer Menſch, als der Arzt auch die I 
genwart des Wahnfinnes ”). Endlich führt Regnaı 
noch verfchiedene Anfichten mehrerer Aerzte iiber das Wi 
der pſychiſchen Kranfheiten an, nnd will auch darin c 
Schattenfeite für das Urtheil der Aerzte finden. Ya 
geht die Anmaßung diefes Advofaten fo weit, daß ern 
fagt ?*): ee würde wahrſcheinlich über feinen Beruf, ü 
pfochifhe Krankheiten zu ſprechen, von den ersten 
Rede geftellt werden, allein feine Antwort fey diefe: 
in diefem Zweige des menfchlichen Wiſſens bis zum Gt; 
der jegigen Erfenntniß zu gelangen, bedarf es nur des 
funden Menfchenverftandes!! 

Es wird, glaube ih, nicht nothiwendig feyn, a 
führlih dieſe Abfurditäten Coſte's und Regnaul 


nault faft durchgehende wörtlich überfest und die DL 
Feines Diebftahls nicht einmal genannt hat.) 

21) Damit ſtimmt die Behauptung eines englifchen Cchriftfte 
überein, welcher fagt, die Geſchwornen finen fich ſelbſt geı 
um zu erkennen, ob Jemand pinchifch Frank fey vier n 
Deral: the London medical and physical Journal. Vol. 
pP» . 


22%) pag- 18. 
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gu widerlegen *): ich till blos Folgendes dagegen an: 
führen: | | 

1) Wenn e8 fi gleichwohl nicht in Abrede ſtel⸗ 
len läßt, daß die Aerzte das nächfte Wefen dee Krankheiten 
überhaupt und der pfychifchen insbefondere noch nicht genau 
?ennen, fo folgt Doch daraus noch nicht, daß’ iiber diefen 
Punkt auch) die Laien eben fo gut urtheilen können, als die 
Aerzte. Gerade bei den verfchiedenen theoretifchen Anfichs 
ten, die unter den Aerzten herefchen und ihnen zum Vor⸗ 
wurfe gemacht werden, ift e8 eine geübte @rfahrung, die 
da Licht verfchafft, und die doch gewiß bei Niemanden eher, 
als bei Aerzten zu fuchen ift. 

2) Auch zugegeben, daß die Yerzte über das 
Wefen der pfochifchen Krankheiten noch unein® find, fo 
‚find fie doch einig über die Symptomengruppe derfelben. 
Nun wird ein Ding nur durch die Erſcheinungen feines Seyns, 
durch feine Symptome erfanntz; die gerichtliche Aufgabe 
für die Aerzte ift aber nur die, das Vorhandenſeyn oder 
Nichtvorhandenſeyn des Wahnſinnes in einem gegebenen 
Falle zu ermitteln, folglich reichen auch die Kenntniſſe der 
Aerzte dazu hin, hierüber ein competentes Urtheil zu 
fällen. . 
3) Wenn Regnauft behauptet, daß auch der 
Ungebildete das Vorhandenfeyn des Wahnfinnes an feinen 
pſychiſchen Symptomen zu erfennen vermöge, fo hat er 
offenbar nur die ceaffefte, auffallendfte Form vor Augen ”*), 


F Coste iſt ſchon von. en: et in d. Archives de genera- 
les de Med. Tom. XTl 499, und von den amerifanifchen 
Uerzten in ihe North Amelican medical and surgical Journal, 
April 1828. p. 457, angegriffen und witerlegt worden, und 
über das Falfche von Regnault’s Behauptung flimmen 
zwei Recenfenten, und zwar ein Jurift und ein Arzt, in mei⸗ 
nem Magazine fiir Seelenkunde. Heft. 6. ©. 268. und Hft. 8. 
S. 166 mit einander überein. 

24) Diefev beweiſt Regnault auch ganz deutlich durch die von 
ihm angeführten Beiſpiele. So ſagt er z. B. X „Qu ent 
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und auf ihn paßt ganz gut, was ein Mann, der fange - 
Zeit zu beobachten und nicht= Ärztliche Urtheile über dieſel⸗ 
ben fennen zu lernen Gelegenheit hatte, nämlihb Hass 
Iam’’), fagt: „Damit Leute der gewöhnlichen Art einen 
Fall für Wahnfinn halten, müſſen durchaus einige hervor: 
. ragende und ftarf ausgedrückte Ziige des Irrſeyns vorhan⸗ 
den feyn; denn das Gefühl und die Begriffe, die das Volk 
von einem irren Zuftande hat, ftammen bei ihm allein aus 
den auf einen ftarfen Eindruck berechneten und meift Parris 
Faturartigen Darftellungen diefer Zuftände, die auf dem 
Theater oder in Romanen vorfommen.” Den Verrückten 
mit feinem unfinnigen Lärmen und Schwägen, den Zorn, 
die Wuth des Tobſüchtigen wird zwar Jeder als pſychiſche 
Abnormität anerfennen: wie aber verhält es ſich mit den 
Sällen 'von insania occulta, von mania sine delirio, 
von verborgenen fixen Ideen, wie mit der Ausmittelung des 
fimulicten, verhehften, angefchuldigten Wahnfinneg? Köns 
nen ſolche Fälle auch von jedem Laien erfannt werden, 
Källe, die oft dem geübteften Irrenarzte, der täglich über 
ſolche Kranke Erfahrungen macht, Feine geringe Schwies 
zigfeiten darbieten? - Ein Recenfent von Regnault’6. 
Schrift, ein tüchtiger Denker und erfahrener Arzt ?°), der 





celui, qui n’indigerait la nature de la maladie d’un malheu- 
reux paysan, qui, dans l’isolement de la mistre parlerait de 
ses armees et de ses courtisans, qui compterait sur un gra- 
bat des tresors imaginaires? Qui meconnaitrait la maladie 
de celui, qui, se croyant des janıbes de verre, n’ose faire 
un pas de peur de les briser: de celui, qui n’ose piser, dans 
la crainte d’irionder la terre et de renouveler le deluge?” 
Solche Tale von Wahnfinn, wollen wir zugeben, erkennt wohl 
Jeder für das, was fie find. Sind aber alle vorfommenden 
Fälle fo deutlich, fo offenbar? Regnault fiheint, diefe paar 
lien Fälle ausgenommen, nichts weiter beobachtet zu 
Q en. s 


95) Medical Jurisprudence,, as it relates to insanity p. 11. 
26) Dr. Blumröder, in meinem Magazin für Seelenkunde. 


m. fr. 6. E. 269. 
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viele Wahnfinnige beobachtete, verfihert, fih anfangs 
manchmal getäufcht und Irre für Nichtirre und fo umgekehrt 
genommen zu haben. Es iſt nicht leicht, die Gränze zu bes 
fiimmen, wo in einem Falle der Berftand eines Menſchen 
aufhört und Geiftesftörung an deſſen Stelle tritt ”’), wes⸗ 
halb Reil ganz wahr fagt: der Verftand hat feine Grade, 
ein jedes Individuum feine Eigenheiten, fo daß es ſchwer ift, 
zu unterfcheiden, wo diefer Zuftand endet und die Ver⸗ 
rüctheit anfängt, mas Ausbruch des Genie oder Sym⸗ 
ptom einer verrückten Seelenfunction if. Keine Kraft des 
Menfhen, bemerft Neumann °*), ift fo großer Aus⸗ 
bildung fähig, als die vorftellende, vom Kofacen bis zu 
Sant, vom Pefcheräh bis zu Friedrich dem Großen, 
welch’ ein ungeheurer Abftand! Der höchſte Scharffinn des 
Einen wäre für den Andern noch immer eine tiefe Stufe 
des Blödſinns. Und über ein folches Thema, über folche 
Fälle zweifelhaft pſychiſcher Zuftände foll Feder, auch der Uns 
gebildetfte, ein Urtheil zu fällen im Stande feyn, und der bloße 
gefunde Menfchenverftand foll Hinreichen, in diefem Zroeige 
des menfchlichen Wiffens bis zum Gipfel der jegigen Erkennt⸗ 
niß zu gelangen? Da beißt es wahrhaftig: risum tenea- 
tis amicı! und man möchte beinahe verleitet werden, an 
dem gefunden Menfchenverftande eines Solchen , der folche 
Behauptungen aufftellen fann, zu zweifeln. Recht ſchön fagt 
ein Recenfent ”°) von Regnault's Schrift, der felbft ein 
Rechtögelehrter ift: „In der Regel muß man annehmen, 
daß jedes Ding in der Welt, wenn man e8 tüchtig fennen 
und handhaben will, gelernt feyn müſſe, und daß derjenige, 
welcher feine Kräfte daran gefegt hat, einer Sache auf 





27) Berol. Degg die Behandlung der Seren. Sulzbach 1829. 
| 25) Die Krankheiten tes Vorſtellungsvermögens. Leipzig 1822. 


29) In meinem Magazin. Hft. 8. ©. 165, 


— 
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den Geund zu fommen und ſie zu behandeln, gewiß ein 
weit befferer Richter ſey, al& jener, welcher ohne alle Vor⸗ 
dereitung mit feiner noch ungeläuterten Kenntniß oder mit 
einem unfeligen Dilettantismus fi das Wort und Handeln 
Anmaßt. Sollte der gelernte und geübte Schüe da, wo 
es auf das Treffen anfommt, feine Büchſe einem Halb⸗ 
fhüten abtreten müſſen? Feſten Grund und Boden, 
wahre Gediegenheit und die mögliche Sicherheit gegen Trug 
und Schein vermag am beſten nur die Wiſſenſchaft und 
vollendete Fachbildung zu geben; mit dem Mutterwitze und 
der angebornen. Fähigkeit fieht es aber viel zu verdächtig 
aus, als daß man ihnen bei ihrer rohen Unbehülflichkeit 
die Macht in die plumpen Hände legen fönnte.” 
| 4) Regnault gefteht zwar den Herzten die außs 
ſchließliche Einficht der fomatifchen Symptome der pſychi⸗ 
ſchen Krankheiten zu °°), behauptet aber auch, daß diefe 
bei pſychiſchen Krankheiten ganz fehlen Fönnten. Nachdem 
ee nun ſchon gefagt hat, daß die pfychifchen Krankheiten 
Durch Ihre pſychiſchen Symptome von Jedermann erfannt 
würden, und das Einzige, was vorzüglich den Arzt ans 
geht, nämlich die fomatifchen Symptome nicht einmal 
wefentlich ſeyn follen, fo fommt er natürlich hier wieder 
zu feinem beabfichtigten Schluß, daß das Urtheil der Aerzte 
hier nicht erforderlich fey. Wenn Regnault in den voris 
gen Aeußerungen mehr Anmaßung und Uebereilung bewies 
fen hat, fo hat er fich in diefem Punkte eine glänzende Igno⸗ 
ranz zu Schulden fommen laffen. Mit einer gränzenlofen 
Leichtfertigkeit faßt er einige fomatifhe Symptome auf, 
und fragt, ob wohl an diefen der Arzt die pfychifche Krank⸗ 
heit erfennen würde °)? Er fcheint ſich unter einem Arzte 
80) L. c. p. 5. „De ces deux classes de symptomes, la der- 
niere [les desordres qui surviennent sur les fonclions organi- 


ues] est exclusivement du domaine de la medecine. L' homme 
de l’art peut seul les bien connaitre et les bien juger. ” 


81) pag- 6. 7. 


en dt — — 
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einen ſo oberflächlichen Diagnoſtiker vorzuſtellen, als er 
ſelbſt ein oberflächlicher Sophiſt iſt. Wir wollen jedoch 
beweifen, daß Regnault nichts von der Sache ver⸗ 
ſteht. Es wird jeder Arzt zugeben, daß man aus eini⸗ 
gen ſomatiſchen Symptomen, als Fieber, belegte Zunge, 
Kopfſchmerz, Schlafloſigkeit u. ſ. mw. noch nicht auf die bes 
vorſtehende Entwicklung oder das Vorhandenſeyn einer 
pſychiſchen Krankheit ſchließen kann. Soviel iſt aber ge⸗ 
wiß, daß die ganze Symptomengruppe in Verbindung mit 
einer anamneftifchen Unterſuchung, im Vergleiche mit dene 
fonfigen Eharafter des Individuums, dem Arzte, went 
auch noch nicht Gewißheit, doch fchon eine Bermuthung 
giebt, die der Laie, und folglih auch Herr Regnault, 
nidt einmal von der Ferne ahnden fann. Kerner, wie 
tollen zugeben, daß ed, mit Ausnahme zweier, Feine 
fomatifchen Symptome giebt, die den pſychiſchen Krank⸗ 
heiteformen allein zukommen, allein es giebt eine fomatifche 
Gpmptomengruppe, woran der Arzt den Seelenfranfen ers 
fennt. Und dann haben wir aber auch wirklich zwei fomas 
tiihe Symptome, die man nur beiden pfychifchen Kranfen 


. wifft, die nur diefen eigenthiimlich find. Es iſt dieſes die 


charakteriſtiſche Phyfiognomie und der fpecififche Geruch fols . 


cher Kranken, Weber das erfte Symptom herrfcht bei allen 


Irrenärzten nur Eine Stimme, und über das letztere haben 
wie die Erfahrung zweier englifchen Irrenärzte, Hit ’”) 
md Burrows “) vor und, von denen der letztere fogar 
behauptet, diefer Geruch fey fo charafterifiifh, daß ee 
durch ihn allein die Krankheit erkennen wolle. Wiſſen nun 


82) Essay on the prevention an cure of insanity. London 
181%. p. 401. 


33) Commentaries on the causes, forms, symploms and Ireat- 
ment of insanity. London 1828: „1 consider it, fagt ders 
felbe p. 297, a pathognomonic symptom so unerring, that 
if 5 detected it in any person, i should not hesitate to pro- 
nounce him insane, even thoug i hat no other proof of it.’ 


- 
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Alles diefes die Laien? Hat diefed Here Regnault aud 
gewußt? Schwerlih; deshalb lerne er erft einen Gegen 
ftand kennen, ehe er darüber urtheilt. Endlich zeig 
Regnault's Behauptung, daß die ſomatiſchen Sympto 


me bei den pſychiſchen Krankheiten fehlen fönnen, daß dey 


felbe.das Weſen und die Geftaltungsweife der Seelenfranf, 
heiten nicht einmal Fennt. Die Theorie und Erfahrung 
hat uns folgende Süße fefigeftellt. Feder pſychiſchen Krank— 
heit liegt eine fomatifche zum Grunde: alle Seelenfranfı 
heiten find ſtets mit mehr oder weniger in die Erſcheinung 
tretenden ſomatiſchen Abnormitäten verbunden, und g6 
gehen ‚auch jeder Seelenfranfheit Störungen. in der ‚Tomas 
tischen Sphäre des Organismus vorher. Diefes hat wahre 
fheinlih Hr. Regnault. auch nicht getwußt’”), darum 
hat er geurtheilt, wie der Blinde von der Sache. Wenn 
nun Hr. Regnault, der avocat royale à la cour 
royale de Paris, der Verfaſſer von gerichtlich pſychologi⸗ 
ſchen Schriften, Alles dieſes nicht weiß, wie ſollen nun die 
Laien, fogar die Ungebildeten, wie er zu meinen beliebte, 
eben jo gut, als die Werzte in gerichtlichen Fällen von zwei⸗ 
felhaft pſychiſchen Zuſtänden zu entſcheiden vermögen. 
Ohe! jam satisest!” . 

Naſſe Hat auch diefen ‚Streit berührt und die Frage 
aufgeworfen ): follen über zweifelhafte Gemüthszuftände 
der Angeklagten die Richter zu entfcheiden haben, oder die 
Aerzte? Er fällt zivar feine ganz definitive Entfcheidung, 
fondern prüft vielmehr die Fähigkeit dazu auf beiden Geis 

tm 





34) Sch erlaube mir Hrn. Negnault zur Belehrung über biefe 
Punkte auf meine allgemeines Diagnoftik der pfochifchen Krank⸗ 
heit. 2te Aufl, ©. 3 u, f. und ©. 329 u. f. zu verweifen, wos 
ſelbſt ale diefe oben angeführten Behauptungen ausführlich fos 
wohl theoretifch als durch Erfahrungen bewiefen find. 


85) In Bourel’s Ucberfeßung von Regnauft’s angeführter 
Schrift. Cöoln 1830, Anhang, p. 159— 164, 
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tim. Daß der Richter zur Erforſchung des Seelenzuſtandes 
eines Angeklagten mehrfeitig ausgeftattet fen, läßt fich, 
| feiner Meinung nah, nicht fäugnen. Das Studium der 

Pſychologie ließe ſich bei ihm ſchon aus den zu feinem Sache 
erforderlichen Univerfität8vorbereitungen vorausfeten : fein 
Geſchäft verfchaffe ihm reiche Gelegenheit, ſich Menfchens 
fenntniß zu erwerben, ee kann bei der Unterfuchung von 
: Verbrechern die verborgenften Kalten des Herzens aus⸗ 
 häben””), u.ſ. w. Man kann jedoch Alles dieſes zugeben, 
man kann mit Recht erwarten, daß jeder Richter ſo wie 
jeder Staatsdiener philoſophiſche und pſychologiſche Kennt⸗ 
niſſe ſich erworben habe, allein dieſe reichen dazu nicht aus, 
: wenn es fih um die Erforfchung krankhafter Seelenzuftände 
ı bandelt. Diefe pfychologifhen Kenntniffe, welche der Rich⸗ 
: tee befigt, dieſe Menſchenkenntniß ift etwas ganz Anderes, 
als die Arztliche Pfychologie, die in foro zur Sprache 
: tommt. Der voiflenfchaftlich gebildete Kopf, das Genie, 
‚Y wird fih eine fogenannte philofophifche Pfychologie, eine 
s: hilofophifche Menfchenfenntniß zu erwerben wiſſen, ohne 
t daher jedoch im Stande ift, die einzelnen Krankheitsfor⸗ 

men in ihren verfchiedenen Eharafteren, in ihrem bald ofs 
e fenbaren, bald verborgenen Zuftande richtig zu erkennen: 
. denn dieſes feht eine genaue Kenntniß des ganzen menfche 
lchen Organismus fowohl von feiner fomatifchen al pſychi⸗ 
(hen Sphäre, fo wie eine vielfeitige Erfahrung voraus, 
und dieſes wird man auch bei dem twiflenfchaftlich gebilde⸗ 
tm Richter weder erwarten noch finden. Wir dürfen bier 
aue auf die wiflenfchaftlihe Bearbeitung der Pfychologie 
überhaupt Rücdficht nehmen. Keineswegs wollen wir es 
»erkennen, von welchem wichtigen Intereſſe die philofophis 
fen Unterfuchungen über die menfchliche Seele find, allein 
foniel iſt Doch richtig, daß die Anfichten der Philofophen 
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36) a.a.D, pag. 145, ’ 
Arc. 8. CA. 1834. I, t. D 


"3 Ueber den zweifelhaft aſychiſchen Zuſtand 


Aber die Erkrankungen der Seele im Durchſchnitte ir 
für den praktiſchen noch für den Gerichtsarzt brauc 
find. Dazu kommt noch, daß jetzt die Anſicht Durı 
griffen und ſich als wahr behauptet hat, daß den pfuchi 
Krankheiten jederzeit eine ſomatiſche Abnormität zu Gr: 
liegt: es läßt fich alfo das Wefen diefer Krankheiten 
mehr bloß philofophifch und rein pſychologiſch conftru 
fondern es muß die Anatomie, Pſychologie und .fomat 
Pathologie mit zu Hülfe genommen werden; .oder mü 
deren Worten: der philofophifch und pſychologiſch gebi 
und mit .dem größten. Schage von Menfchenfenntnig 

gerüſtete Richter kann nicht über das kranke Seden! 
und die Ausmittelung feiner verfchiedenen Öeftaltunger 
theilen, wenn er nicht zugleich ein tüichtiger Anatom, | 
Kolog. und Patholog ift und fich hierüber fchon in e 
Cyclus von Erfahrungen bewegt hat. Das wäre | 
ein Mann, der Yurift und Arzt zugleich wäre. Aber 
ſelbſt, was nur die pfpchologifchen Kenntniffe beteifft, 
wir vorhin Den gebildeten Richtern zugefchrieben Haben 
laſſen fich dagegen manche Zweifel erheben, und felbf 
Vertheidiger Raffe”)fagt: „aus Büchern kann der 
zer diefe Kenntniſſe nur unvollſtändig fhöpfen: pſycho 
ſche, die Alles diefes befriedigend darlegen, giebt e8 ı 
und in den Arztlichen ift e8 mit folchen Dingen verm 
die dem Wichter als Juriſten und auch als Pſychol 
fremd, ja fetbft unverftändlich find. Auf feiner Univer 
egiftiet eine Vorlefung , aus welcher der angehende I 
jene Kenntnifle empfangen Fönnte. Die Gelegenheit, ki 
hafte pſychiſche Zuftände in der Erfahrung kennen zu 
. nen, bat der Richter vor Antritt feines Amtes nur zufi 
nachher zwar mittelft dieſes Amtes, aber doch feiten, 
dabei Hier und dort ohne eine das Benehmen zur & 





97) a. a. O. p. 149 
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ſchung der Kranken einübende Anleitung. Der Kichter 
wird nirgends verpflichtet, ſich die Kennfniffe zu erwerben, 
die er für fein Urtheil über die Zuftände, welche ihm als 
zurehnungsunfähige einft. werden vorkommen fönnen, bes 
dürfen wird; eine Prüfung befragt ihn, ob er fich diefe 
Benntniffe erworben hat. Da feine Ausfprüche in einem 
Bebiete des Wiſſens, welches aft gar ſchwierige Tragen 
dorbietet, Feiner weitern Prüfung unterliegen, als allens 
falls wieder einer- richterlichen, ſo wird er auch ſelbſt in feis 
ner Ausübung felten darauf hingewieſen, eine unvollſtän⸗ 
dige Kenntniß des ihm Unentöehrlichen durch ein gründe 
licheres Studium zu verheſſern.“ 

Wir können alſo den hier zur Eprache gebrachten Ge⸗ 
genſtand mit dem Reſultate enden: daß den Aerzten einzig 
und allein das Recht zuſtehe, in den vor Gericht vorkom⸗ 
menden Fällen über zweifelhafte pſychiſche Zuftände zu ent⸗ 
ſcheiden, weil von ihnen allein Die zu dieſem Geſchäfte era 
forderliden Kenntniſſe und Erfahrungen zu erwarten find, 
is Runßz.und Sachverftändige verdienen fie (abgefehen 
son ihres wichtigen Bedeutung, die fie im Staate haben) ”), 
noch zu Folge eines, wegen pflihtmäßiger Ertheilung ihree 
Butachten allgemein abgeleifteten @ides völligen Slauben det 
Gegenfänden ihrer Kunft ’”), und es wird überflüffig feyn, 
bier noch zu bemerken, Daß felbft Rechtsgelehrte dem Gut⸗ 
achten der Sachverftändigen überhaupt eine noch größere Bes 
deutun gbeigelegt haben: fo ſieht z. B. Pratobevera) ) 
in dem Gutachten der Sachverftändigen theild ein Zeugniß, 
theils ein Urtheil, und nennt in erfterer Hinficht den Sache 





8 Boern er, Diss. de medico reipublicae conserva- 
— Bad. Baer custode. Lips. 1754. 
89) —*X ind Ya * gem. deutſchen Criminalprozeſſes. Göts 
a Batman * Stat n,% m. Wien 1824, UA 
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verftändigen 'einen gelehrten oder ſachverſtändigen Zeugen, 
und Birnbaum “) hat feine Anfiht von der wahren 
- Beichaffenheit der Gutachten von Sachverfiändigen, befons 
ders der ärztlichen, mit dem Verlangen verbunden, daß 
der Geſeſetzgeber in Verbindung mit gewiſſen zu diefem Bes 
Hufe nöthigen Einrichtungen fie theilweife als Zeugenaus⸗ 
fagen, theilweife als wirkliche vichterliche Urtheile gelten 
fie. — — 

Schließlich darf Hier noch erwähnt werden, daß die einfge 
Mal zur Sprache gefommene Klage, daß die gerichtliche 
Mediein die peinliche Rechtspflege von den Aerzten abhängig 
made, in einem fefenswerthen Waffage von Mende *) 
widerlegt wurde. Der Verfaſſer füthte zu beweiſen, daß die 
gerichtliche Medicin nicht von Seite der Medicin, die fich in 
das Recht hätte eindringen twollen, fondern von Seite des 
Rechts felbft ihren Urfprung genommen habe“), und fomit 
blos den Bedürfniſſen des letern entgegen gekommen fey. Die 
Ermittelung des Thatbeftandes und die dabei durchaus noth⸗ 
wendige Beachtung des Förperlichen und geiftigen Zuftandei 
des Inculpaten, und afle der That lange oder ummittelbat 
vorhergehenden und nachfolgenden Handlungen und Aeuße⸗ 
tungen deſſelben, haben zuerft das Bedürfniß nach Kennt⸗ 
niſſen rege gemacht, die ihrer Natur nach nur im Gebiete 
der Medicin aufgefunden werden Fonnten. Indem daher 
die Befetgebung dadurch veranlaßt wurde, auf die gerichts 





41) Diefed Archiv. Bd. 14. St. 2. S. 20. 


42, In feinen Beobacht. und Bemerkk. aus d. Srbrrtahinfe und 
gerichtl. Medic. Götting. 1825, Bd. 5. S.1 


48) Hiſtoriſche Beweiſe dafür findet man in mehreren ten Gefed⸗ 
büchern, 3. B. im ſaliſchen Geſetze, in den ripuarifchen Sefegen, 
im Gefege der Allemannen, bet büringet in der C. C, 
u.f. m. Vergl. 2.47.60. 15 Corpus juris gerinanici anti- 
qui. Hal. 1738, 131. 185. 186. 221. 222. Lud- 
wig reliquiae me üaevi. Tom. VII. Mende’s Handb. ber 
gerichtl. Medic. Th. 1. u. m. % 
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lihe Medicin Rückſicht zu nchmen **), räumte fie letzterer 


' qugleich die Befugniß ein, den Grad der Zurehnungsfähigs 
keit eined Verbrechens nach ſtreng wiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
ſatzen zu beſtimmen. In dieſer Befugniß erblicken aber manche 


Juriſten einen nachtheiligen Einfluß der gerichtlichen Medicin 
auf das peinliche Recht, indem fie fürchteten, in der Hands 


habung deſſelben von den Aerzten abhängig zu werden. 
Ganz vorzüglich anftößig waren ihnen die Anfichten der ges 
richtlichen Aerzte, weiche diefelben, bei Beurtheilung bes 


— — 


gangener geſetzwidriger Handlungen in Betreff des Alters 
des Thäters, der Entwickelungszuſtände und Krankheiten, 
des Einfluſſes des Gefchlechtlichen und der einzelnen Ges _ 
ſchlechtszʒuſtände, des Wochenbettes, des Nachtmandelnd 


u. ſ. w., auf die Beſtimmung des Grades der Zurechnung 


geltend zu machen wußten. Dagegen hat nun Mende die 
einzelnen Anflagepunfte genau erörtert und ihren undes 
frelidaren Einfluß auf die Beftimmung der Zurechnungss 
fähigfeit entwickelt. Viele der berühmteften Criminaliften 
find auch mit dem Verfaſſer einerlei Meinung und haben 
den lebhafteſten Antheil an der Bearbeitung der gerichts 
Uhen Medicin überhaupt und gerichtliben Pſychologie *) 
insbefondere genommen. Diefe Doctrin fann daher auf 
feinen Hall die obige Anklage treffen, denn ihr Mugen und. 
ihre Unentbebrlichkeit if hinreichend erwieſen, und fie leiftet 





44) Bei Defenfionen fteht dem Vertheidiger daB Recht zu, in Bes 
zug auf Slaubwürdigkeit der Kunftverfländigen und den inhalt 
des Sutachtens Zweifel zu erheben (fe Mittermatcer’s Ans 
leitung zur Vertheidigungskunſt. Ste Aufl. ©. 92): es fegt alfo 
Thon diefes die Annahme diefer Kunftverftändigen voraus. 


45) Sch werde, wenn es den Hnn. Herausgebern und den Leſern nicht 
anangenehm feyn wird, von Zeit zu Zeit in diefem Archive eins 
zelne Abhandlungen, z. B. über Zurechnung der Schwangern, 
Sebährenten, Wöchnerinnen , Epileptifhen, Betrunfenen, 
über den Brandftiftungstrieb, als pfychifche Entwickelungskrank⸗ 
heit u. few. vom pfochologifchen Standpunkte aus bearbeitet, 


mittheilem. 


84. Leber den zweifelhaft pfüchifchen Zuftand :c. 


nach Kräften und Pflichten, mas die Wiffenfchaft bei 
ihrem dermaligen Standpunfte zu leiften vermag. - Lüßt 
es ſich zwar nicht läugnen, daß einzelne Aerzte, den an 
fie gemachten Anforderungen oft nicht entfprechen, fo fällt 
diefes nicht dem Ganzen zur Laft, und übrigens fcheint 
es ſehr wahrſcheinlich, was Mende bemerft, daß es in 
der Rechtspflege viel feltener die Aerzte als vielmehr die 
Sachwalter felbft find, die durch Anwendung gerichtliher 
medieciniſcher Grundſätze das peinliche Recht in dem obigen 

Sinne verwirren, und felbft oft durch Unredlichfeit und 
Lüge das Leben des ihrer Vertheidigung anvertrauten In⸗ 
quifiten zu vetten fuchen, was ſchon der alte Platner *) 
gerügt Hate Gegen diefen Unfug, durch den die gerichts 
liche Medicin ohne ihr Verſchulden in übeln Ruf gebracht 
wird, giebt e8 nach Mende eine Abhülfe darin, daß den 
Gahmaltern nur dann die Zurehnungsfähigfeit ihres 
Schugbefohlenen aus medicinifhen Gründen in Zweifel zu 
ziehen, oder überhaupt auf ihre Urt anzufechten erlaubt 
feyn foltte, wenn fie ſich in ihrer Vertheidigungsfchrift auf 
das Gutachten eines approbirten Arztes, der daflelde auf 
ihre Berathung unter voller Verantwortiichkeit außgefteht 
haben mußte, beziehen können. 


2 





46) Progr. de —* amentiae probandae —— PR 
defensores. Lips. 1798. 
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III. 
Veber 
Verbrechen der Erpreſſung, 
Beitrag 


Beurtheiluns bes Entwurfs bes Straf—⸗ 
geſetzbuches, Muͤnchen 1831. 


Bon 
Dr. C. € ucumus, 
8. Appellations⸗ Kathe zu Neuburg in Baiern. 


2 dem unterſchiede zwiſchen Espreffung, und 
Betrug oder Faͤlſchung. 


g den Syſtemen des gemeinen Rechts findet fi 
Berbrechen der Erpreſſung gewöhnlich als eine Unters 
ver Falſchungen aufgeftellt. Man fordert nämlich zum 
tbeſtande als mwefentlih, daß die Drohung unter dem 
eine (der wiſſentlich falſchen Borfpiegelung) eines Rechts 
hen miüiſſe. Daher die Anficht, daß in diefem Vers 
yen immer eine Fälſchung enthalten fey, weshalb denn, 
n die Nöthigung auf den Schein eines Rechts nicht ges 
det wird, nicht mehr Ecpreffung, fondern, wie Titts 
an ") annimmt, das Verbrechen der Nöthigung ges 
n wäre. Auf diefe Act wird aber die Zahl der gu uns 
beidenden Verbrechen ohne gefeglichen Grund ") vers 





Handbuch der Strafrechtswiſſenſch. Bd. II. 5. 240, - 


Denn von dem Scheine cines Rechts iſt weder in den 
Fällen des fr. 2. de concuss. (47.13), noch in ir. 8. quoä 
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mehrt, während auch die Ratur der Sache eine ſolche Tren⸗ 
nung nicht erforderlich macht. Denn die fo unterfchiedene 
Erpreſſung und Nöthigung kommen doch immer darin mit 
einander überein, daß zum Wefen beider Drohungen, alfo 
Zwang durch unmittelbare Emwirkung auf den Willen ges 
hört. Eben dadurch aber find fie auch von Betrug und 
Fälſchung auf das fchärffte gefchieden. Denn bei diefen 
wird nicht unmittelbae auf den Willen, fondern auf das 
Erkenntnißvermögen einer Perſon eingewirkt ). Diefe 
Einwirkung, die Erzeugung oder Benutzung eines Irr⸗ 
thums iſt es hier, was die Beſchädigung zur Folge hat. 
Betrug und Fälſchung hüllen ſich in das Gewand der Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit ein, um den Schaden zuzufügen, oder den 
rechtswidrigen Vortheil zu erringen. Ganz anders die Er⸗ 
preſſung. Sie zwingt phyſiſch, oder durch beängſtigende 
Drohung, fie tritt alfo offen gewaltthätig hervor. Zwar 
Fann die Erpreſſung auch gerichtet werden auf Gegenftände, 
welche zum Beweife von Rechten und Verbindlichfeiten dies 
nen, die gar nicht exiſtiren. Confection oder Vernichtung. 
von Urkunden kann auf diefe Art der nächfte Zweck des Erz 
preffer® feyn. Wenn aber auch dann von folchen Beweis⸗ 
mitteln Gebrauch gemacht wird; fo kann man doch ni 





metus causa (4. 2) bie Rede, fondern von Bebrohung mit 
einer verdrecheriſchen That überhaupt, und im fr. 8. von dem 
Mißbrauche eined wirklichen Rechts. 


8) Bol. meine Abhandlung Über das Verbrechen des (Betrügs, 
Würzburg 1820. S. 72 u, folg. — Das Eriterium des Crimis 
nellen muß nämlich das gewaltthätige Eingreifen in fremde 
Mechtöfphäte feyn. Die Gewalt aber ift entweder Gewalt gegen 
Perfonen, oter gegen Sachen. Die Lestere iſt immer 
phyſiſche Gewalt. Die Erfte aber entweder phyfifche oder 
pfychologiſche, und die pfuchologifche hat entweder unmits 
telbae den Willen (Drohung) oder unmittelbar das Ers 

‚Tenntnißvermögen der Perfon in Bezug auf Rechte 
eäufoung) zum Gegenftante. Daraus leiten fich tunn die 

. Berfchietenheiten der Berbrechen ab, S. meine Abhandlung im 
Band X. ©. 47 dickes Archive, 
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fegen, daß Jemand durch Täufchung befhädigt werden 
fl. Denn derjenige, gegen welchen diefer Gebrauch ges 
mache wird, weiß es fehr gut, daß das auf jenen Grund 
in Unfpruch genommene Recht gar nicht eriftirt, und dog 
das Beweismittel falſch, oder vielmehr nur das Produkt 
! der angewandten Gewalt ift *., Dee Schaden, den ee 
erleidet oder erleiden fol, Hat fohin feinen Grund nicht im - 
‚ ber Täufhung, fondern in der verübten Gewaltthätigkeit. 
Man fann aber die Srprefiung auch dann nicht ale 
eine Art der Fälſchung anfehen, wenn fie unter dem ers 
dichteten Vorwande einer zuftehenden Berechtigung ge⸗ 
flieht. Abgeſehen davon, daß das Verbrechen der Ers 
prefiung gerade nur auf diefen Fall nicht befchränft werden 
kann ); fo ift Immer nicht der erdichtete Vorwand, 3. ©. 
dag man eine gewiſſe Perfon, Beamter u. f. w. fey, fons 
deren die unter diefem Vorwande ausgeübte Gewalt oder 
Bedrohung der Grund des Erleidens eines: Machtheile. 
Ware dieſes letztere Moment nicht gegeben, fo hätte man 
das Verbrechen der Srprefiung gar nicht, fondern jenes 
des Betrugs in fo feen, als der erdichtete Vorwand allein 
hinreichend geweſen wäre, den Andern zu einer nachtheilis 
gen Handlung oder Unterlaflung zu befiimmen. Wollte 
man aber beide Momente, d. h. jedes als für fich ſelbſt⸗ 
Aändig erfaffen, 3. B. daß fich Jemand fälſchlich für einen 
obrigfeitlihen Beamten ausgab, und durch Droheh mit 
der Amtsgewalt fich Vortheile zum Schaden des Bedroh⸗ 
ten errungen hat; fo würden die Grundſätze von der Vers 
brechens⸗ Concurrenz angewendet werden müllen, ohne 
daß das Weſen des. Verbrechens der Erpreſſung deshalb 
verfannt, und mit der Kälfchung confundist werden dürfte. 


4) Meine angeführte Abhandl. S. 59 folg. 


9) Benigftens fagt felbft fr. 2. de concuss. ganz allgemein: sd 
ideo pecuniam quis accepit, quod crimen minatus sit, 
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Allerdings PFönnen Zälle dorkommen, in welchen ſich die 
Grenzen beider Verbrechen, der Erpreſſung und des Be⸗ 
trugs, nahe berühren, / wo dann alles von richtiger Beur⸗ 
theilung abhängt; z. B. Jemand fabricirt eine falſche Ur⸗ 
kunde auf den Namen des Erblaſſers und bedient ſich der⸗ 
ſelden gegen den Erben, welcher, mit einem unangeneh⸗ 
men Prozeſſe bedroht, einen Vergleich eingeht, alſo eine 
Handlung zu ſeinem Nachtheile vornimmt. 

Allein hier iſt nicht eine unmittelbare Einwirkung auf 
den Willen, ſondern die Täuſchung iſt der Grund der Be⸗ 
ſchädigung. 

Wenn alſo in dem falſchen Vorwande an ſich ſchon ein 
täuſchender Erkenntnißgrund von Rechten 
und Verbindlichkeiten liegt; ſo kann es weiter nicht 
darauf ankommen, mas der Get äuſchte im Falle des 
Widerfpruche befürchtet. Der Wille wird da nur mittels 
bar durch dag irre geleitete Erkenntnißvermögen beftimmt. 
Eine Soncurrenz von Fälſchung und Erpreſſung Fönnte-dems 
nach auch nur dann angenommen werden, wenn Täufchung 
und Drohung fo zufanimentteffen, daß jede für fich bes 
teachtet eine zureichende Urfache der Befchädigung enthält 
1. B. Jemand fabricirt einen falfhen Schuldfchein des Erb⸗ 

laſſers, und bedroht, indem er fich fälfchlich für einen Bes 
amten ausgiebt, den Erben mit der Amtsgewalt, wenn 
dieſer nicht ohne Weitläuftigkeit zahle. 

Es ſcheint ſohin, daß dieſe beiden Verbrechen genug⸗ 
ſam unterſchieden werden können, ſo daß man keines als 
eine Unterart des andern anſehen dürfte. 

Aus dem römiſchen Rechte aber kann für dieſen Gegen⸗ 
fand wenig geſchöpft werden. Der Titel 18, Buch 17 
der Pandeften ift ſehr dürftig, und überhaupt giebt, was 
die Zerlegung der Begriffe im Criminalrechte betrifft, das 
eömifche Recht wenig Befriedigung. Bei der Bildung der 

q, genera delictorum durch die leges jud, publ.,, an 


der Erpreifung. 69 


welche fich die Furiften hielten, wirkten häuflg ganz anders 
ortige Rückfichter, als fehufgerechte Entwichelung ein. So 
iſt es auch, was die Eoncuffion anbelangt, kaum nöthıg 
anzufühsen, daß, der Dürftigkeit jenes Pandektentitels 
ungeachtet, Handlungen, welche in neuere Geſetzgebungen 
au dem Verbrechen der Erpreffung gezählt werden, nicht . 
ftraflo8 waren. Sie fonnten unter eine andere lex de jud, 
publ. fallen, und 3. B. al6 crimen vis, falsı etc. vers 
folgt werden, wie eben das ſchon angeführte fr. 2. de 
concuss., fr. 8. quod metus causa beweift. 

Die Ausbildung der Grundſätze von dem Verbrechen 
der Erpreſſung ift daher mehr. das Werk der Doctrin als 
der Geſetzgebung. Die Strafrechtswiflenfchaft nun aber 
bat, und zwar ganz in Uebereinftiimmung mit dem Geiſte 
der Carolina, die Aufgabe der begriffsmäßigen Specialijis 
eung, und ſohin der Scheidung des Ungleichartigen, was 
in den römifchen gener, delietorum fich nicht felten vers 
Hunden findet. 

Es ift eben deswegen aber auch auffallend, daß in der 

Doctrin des gemeinen Rechts die Grenzen zwiſchen Erprefs 
ſung und Betrug oder Fälſchung immer noch ſo unbeſtimmt 
und ſchwankend gezogen wird, während doch die neueren, 
der Schule eben entſproſſenen, Strafgeſetzbücher die Un⸗ 
terſcheidung auf dieſer Seite vollendet haben, ſo daß es 
bei denſelben nur mehr darauf noch ankommt, die Grenze 
zwiſchen Raub und Erpreſſung feſt abzuſtecken, und die 
unter den Begriff dieſer letztern gehörigen Fälle zu ers 
ſchõpfen. 
.Mit dem Baierifchen Geſetzbuche von 1813 Bat die 
neue Epoche der, den Forderungen firenger Wiflenfchaft: 
lichkeit nachfrebenden > Strofgefetgebung begonnen. Bor 
allem verdient daher wohl auch das Syſtem Berückſichti⸗ 
gung, welches diefem Geſetzbuche in Anſehung des hier 
fraglichen Verbrechens eigen iR. 


ed 
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Bon dem Unterfhiedbe zwifhen Erpreffung unk 
Raub nah dem baierifhen Strafgeſetzbuche. 

§. 2. Nah dem baierifhen Strafgefegbuche können 
beide Verbrechen, Raub und Erpreſſung, begangen werden, 
entweder duch phufifche Vergewaltigung einer Perfon, 
oder duch Drohungen auf. Leib oder Leben. Sie unters 
ſcheiden ſich aber darin, daß 

a) der Raub die Abficht erfordert, eine Entivens 
dung zu vollbringen,, alfo in diefee Beziehung fremdes be— 
wegliches Eigenthum zu feinem Gegenftande haben muß. 
Der Segenftand der Srpreflung dagegen ) ift Erwerbung 
von Rechten, oder Befreiung von Verbindlichfeiten, Indem 
eine Perfon gezwungen wird z. B. eine Urkunde zu ſchrei⸗ 
- ben, oder herauszugeben ꝛc. Das Verbrechen der Erprefs 
fung fann daher auch auf Immobilien Beziehung haben. 
b) Wenn die Erpreſſung in diefer Art den Erwerb 
von Rechten, oder die Tilgung von Verbindlichkeiten zum 
Gegenftande hat; fo ift ed ganz gleichgültig, ob die Dros 
hungen fogleich oder erft künftig vollzogen werden follen, 
oder ob ohne Drohung fogleich phyſiſche Gewalt angewens 
det wird. Der Raub dagegen erfordert immer Anwen⸗ 
- dung phyfifchere Gewalt, oder Drohungen, welche fogleich 
vollzogen werden follen, alfo mit gegentwärtiger Gefahr 
verbunden find. : 

Uebrigens iſt es gleichgültig für den Begriff diefer beis 
den Verbrechen, ob die Drohungen mit Worten blos ges 
febahen, oder mit Handlungen, Geberden und Werkzeus 
gen begleitet’) waren. Bon den blos factifchen Dres 
Dungen (dur Handlungen und Geberden ohne mwörtliche 


6) Wefentlich ift aber auch bei der Erpreffung bie habfüchtige Ab⸗ 
fiht. Durch diefe unterfcheldet fie fich ebenfalls von der unex> 
laubten Selbſthülfe. 

‚N S. Anmerk. Bd. H. S. 166. Es werden alſo mit Worten 
ausgedrückte Drohungen erfordert. 
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Erklarung) ſpricht das Geſetzbuch nicht, nur würde es nach 
art. 238. genügen, wenn’ mit tödtlichen Waffen gedroht 
wurde. 

Allerdingẽ muß die Gelehgebung in der Annahme des 
GSenügens blos factiſcher Drohungen ſehr behutſam ſeyn, 
weil da für die Beurtheilung leicht der objective Haltpunkt 
verfchtoindet, und es dann nur darauf anfäme, ob fidy 


gemand nach den befondern-Umftänden fir bedroht gehals 


ten Bade. Die Requifite des Thatbeftandes wären danız 
nicht mehr in den Geſetzen, fondeen in dem Perſönlichen 
und Individuellen aufzufuhen , fohin der Willfür in bee 
Subfumtion ein weites Feld eingeräumt. Das Gefeg muß‘ 
alfo wirkliche, nenn auch nicht grade nur mwörtliche Dros 
Bungen erfordern. Factiſche Drohung kann deswegen nur 
dann zue Begehung diefer Verbrechen zureihen, wenn die 
Handlung oder Geberde an ſich unzweideutig iſt, 3. ©. 
wenn $emand mit vorgehaltener Piftofe, mit dem Meſſer 
in der Hand‘, mit. aufgehobenem Priigel oder Kauft die 
Börfe, ober die Herausgabe des Schuldfcheine, des gen 
gebenen Pfandes u. f. w. fordert °). 

6. 8. Der Raub erfordert alfo immer Drohungen, 
welche fogfeich vollzogen werden follen, übrigens gleichgüls 
tig, ob fie lebenegefährlich find oder nicht, und ob fie auf 
eine fehr bedeutende körperliche Mißhandlung gehen, oder 
auf geringere ). Auch kommt nichts darauf an, ob die 
zu entwendende Sache hohen oder nur geringen Werth hat. 
Bei keiner dieſer Modificationen geht die Handlung in ein 
anderes Verbrechen über. 

Aber auch die Erpreflung iſt nicht Tediglich auf Erwer⸗ 


bung von Rechten oder Tilgung von Verbindlichkeiten bes 


8) &. $. 12. Art. 5. 
9) Denn.unter Drohungen auf Leib werben überhaupt Brofuns 
‚ger is törperlicher Mißhandlung verſtanden. Anmerk. 1. S.1 
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fchränft. Auch fie fann, wie der Raub, Geld und übers 
haupt bemegliche Sachen zu ihrem, Gegenſtande haben, 
Denn die Anmerkungen '°) zu dem Geſetzbuche erweitern 
den Begriff des Verbrechens der Erpreflung dahin, Daß fie 
auch. gerichtet feyn Fünne--auf Schaden am Kigenthuge 
überhaupt. Wlein in diefer Richtung unterfcheidet fie fi$ 
vom Raube, weil fie Drohungen erfordert, welche nicht 
mit einer gegenwärtigen Gefahr (für, Leib -oder Leben), vers 
bunden, ind, fondern. nae die Zucht fünftiger Miß—⸗ 
Handlungen: erzeugen '.) Daraus geht:alfo hervor, daß 
der Unterſchied zwiſchen Rauß.gnd Erpreflung in diefer Bes 
ziehung durchaus nicht von der Größe des gedrohten Uebels, 
oder des zu erleidenden Schadens abhängt; ſondern blog 
davon, ob die Drohung jetzt ſogleich, oder erſt künftig 
d. h. nach einem Zeitverlaufe vollzogen werden fol, wena 
entweder ſogleich, oder in der Zwiſchenzei eines  üorberung 
nicht genügt würde, f 


$. 4. Endlich Bann Erpteſtung, ſey es, um on fich einen 
rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, oder Schaden am 
Eigenthume überhaupt zuzufügen, auch. durch minae ju- 
ris verübt werden. Denn auch Diele erzeugen Furcht vor 
einem Fünftigen Uebel, und es ift auch Dabei gleichgül⸗ 
tig, ob Erfüllung der Forderung ſogleich, oder erſt in deu 
Zroifchenzeit verlangt wird. Das Gefegbug 22) Henennt 


10) Bo. II. ©. 174. 


“) Art. 242 des Strafgeſeßbuchs. Die Drohungen mit künftiger 
Mifhandlung und die minas juris ftellen die An nmierfun« 
gen 11. ©. 17% den Drohungen auf Leib ober Leben gegenüber, 
Sn diefer Art erfcheint die Unnahme des MWerbrechens der Er⸗ 
prefiung als Ergänzung der Lücke, welche durch die Befchräne 
tung des Raubes auf Drohungen, die mit gegenmwärtiger. Gefahr 
verbunden find, entficht. Denn, wie die Anmerkungen ſagen: 
auch Furcht vor Mishandlungen und andere Drohungen (minae 
juris) fünnen auf viele Menfchen einen tiefen Eindrud machen, 
und Schaden am Eigenthbum verurſachen. 


12) Art; 242. Rbf. 1, 
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als minae juris Bedrohung mit Verläumdung, Klage 
oder Denunciation, Ablegung oder Nichtablegung eines 
Zengniſſes, und andere dergleichen beängftigende Zus 
deinglichfeiten "). Ä 
Diefer legtere Ausdruck ift unbefimmt. Da aber jede 
wirfliche (wörtliche oder factifche) Drohung den Raub: bes 
gründet,. infofern fie fogleich jegt vollzogen 
werden foll; fo fünnen unter den dergleichen beängftis 
genden Zudringlichfeiten immer nur ſolche verftanden wer⸗ 
den, welche die Kurcht eines fünftigen Uebels erzeus 
gen, Mögen fie nun eigentliche minae juris. enthalten 
oder. nicht, obgleich das: „Dergleihen” nur auf minae 
juris ſchließen läßt. Ob übrigens die Furcht vor Fünftis 
gen Uebeln durch mündliche oder fehriftliche Drohung er⸗ 
jeugt wird, ift gleichgültig. 
$. 5. Dieſemnach unterfcheidet das baierifche Geſetz⸗ 
buch Raub und Erpreflung weder abfolut nach dem Gegens 
ftonde, welcher Zweck des Handelnden ift, noch abfolut 
nach dem Mittel (phyſiſche Vergewaltigung oder Drohung), . 
welches gebraucht wurde. Man fann nur fagen, der Uns 
terfchied fiege entweder in dem Gegenftande, oder in dem 
Inhalte der Drohung, daher denn auch nicht jede coms 
pulfive Gewalt nur das Verbrechen der Erpreſſung begrüng 
det '*). Wei jeder Drohung eines Fünftigen Uebels jedoch, 
fey es um einen rechtswidrigen Bortheil zu erlangen, oder 
Schaden am Eigenthum irberhaupt zuzufiigen , hätte man 
das Verbrechen der Erpreſſung. Ob nun aber nicht ein 
Unterfchieb hier zu machen ſey, wird fpäter noch in Frage 
kommen *). 
18) Dabei iſt es gleichgültig, ob der, gegen welchen die Eryreſ⸗ 


ung verübt wurde, ſich ſelbſt einer ſtrafbaren That, z. B. einer 
Sntwendung, ſchuldig gemacht hatte, oder nicht; f. oben }. 1. 
te 2 


Mo 
14) ©. » B. Carprov: pract. 90. Nr, 66 etc, 
15) ©, unten }. 8 in fin. und $. 12, Art, 6, 
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uebrigens ergiebt fich hieraus, daß auch Zälle dorkom⸗ 
men können, in welchen ‚bei Ausübung compulfiver oder 
eblativer Gewalt nur die Abſicht den Raub und die Er⸗ 
prefiung unterfcheidet. 3. B. A überfällt den B mit fürs 
perlihem Angriffe, um diefem eine Schuldurfunde zu neh⸗ 
men. Es würde Hier daranf anfommen, ob A dem B 
nur das Beweismittel eines Rechts entziehen wollte, oder 
die Abficht hatte, felbft daS Geld zu erheben. Dort hätte 
man Erpreſſung, hier Raub auf ähnliche Art, wie nach dee 
Werfchiedenheit jener Abficht auch die heimliche Entwendung 
dieſer Urkunde Betrug oder Diebftahl feyn Fönnte '°). . 


Darein aber fann der Unterfchied beider Verbrechen 
nie gefetgt werden, daß der Raub auf Nehmen gerichtet 
fey, oder auch auf Geben unter Umftänden, unter welchen 
auch genommen werden fönnte, die @rpreflung aber auf 
Thun oder Unterlaffen gehe ); denn diefes ift blos zus 
fällig.” Wenn $emand mit Bedrohung eines Förperlichen 
Uebels einen Andern beftimmt, ihn eine bewegliche Sache 
nehmen zu laffen, fo hat man Erpreſſung, und wenn dieſe 
Beſtimmung durch Bedrohung mit einem ſogleich zuzufits 
genden Uebel gefhah, Raub. ben fo würde in dem 
obigen Falle der Schuldfchein genommen, und doc 
Fönnte nur die Abſicht entfcheiden, ob die That Raub oder 
Erpreſſung ſey. 

Auch kann man nicht ſagen, daß nach dem baieriſchen 
Geſetzbuche der Raub nur durch Drohungen auf Leib oder 
Leben begangen werde, die Erpreſſung aber ſowohl durch 
ſolche, als auch durch Drohungen geringerer Art. Denn 
die Drohungen auf Leib ſind Drohungen mit körperlicher 
Miß⸗ 





16) Bol. auch Anmerk. II. S. 102. 


17) Was die Motive zum revidirten Entw. de StGB. Wüns 
chen 1827, ©, 279, Bd. Li. annehmen. 
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Rißhandlung ohne Unterfchied der Grade diefer ) Bedros 
jungen anderer Art 3.8. mit WBefchädigung des Eigen⸗ 
hums würden aber, fofern fie. nicht fogleich, fondern erft 
Hinftig vollzogen werden follten, nur chen deswegen daß 
Berbrechen der Erpeeffung begründen ’). 

- Allein fowohl bei dem Raube als bei der Erpreſſung 
peicht das Geſetz nur von Semwaltthätigfeiten an der Pers 
on, and Bedrohung auf Leib oder Leben. Es können jes 
och auch Bedrohungen mit Befchädigung des Eigenthums 
wefommen, welche in instantı vollzogen werden follen, 
venn der Bedrohte nicht eine Sache hergebe oder nehmen 
aſſe. 3. B. A droht einen ergriffenen Feuerbrand fogleich 
ndie Scheune zu fchleudern, oder ein Pferd niederzufchießen, 
im Poftbares Möbel zu zertrümmern, wenn ihm der Ans 
we nicht 100 Fl. gebe. Diefe That Fönnte weder ale 
kepreſſung noch als Raub genommen werden, und wenn 
ws concreto der Begriff einee Entwendung nicht anpaßte; 
9 würde die Subfumtion unter ein Strafgefeg, oder wenigs 
dens die angemeflene Beftrafung fehr ſchwierig ſeyn. Denn 
uch der art. 269 ”°) des Entwurfs wäre von dem rech⸗ 
m Strafmaaße einer That diefer Art entfernt. Es ift 
ber wirklich fein Grund da, warum das Strafgeſetz dies 
en Fall nicht auch als Erpreflung behandeln follte ”). 

6. 6. Endlich if auch noch der Unterfchied zu erwäh⸗ 
un, daß zur Vollendung ded Raubes die wirklich erfolgte 
Intwendung nicht erforderlich if. Eben fo wenig ift zwar 
uch bei der Erpreflung das wirkliche Erringen des rechtes 





18) Anmerkungen IL ©. 151. Nr. 4, ſ. auch oben $. 3. 
19) St&8. Art, 242, Abf. 2, . 

20) Wer irgend etwas in rechtswidriger Abficht unternimmt, um 
eine Perſon wider ihren Willen zu einem Thun, Unterlaffen, 
oder Dulden zu beftimmen durch Gewalt oder Drohung, wird, 
fofern dies Unternehmen nicht eine fchwerere Rechtöverlegung iſt, 
mit Gefängniß bis zu einem Monate beftraft. 

2A) ©. unten $. 1%, Art. 2, Art, 3, Nr. 1. Art. 4. 

€ 
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widrigen Vortheils zur Vollendung des Verbrechens erfor⸗ 
derlich, aber die Handlung oder Unterlaſſung, aus welcher 


dann der Vortheil gezogen werden ſollte, muß wirklich er⸗ 
zwungen worden ſeyn?). Auch in dem Kalle, wenn die 


Erpreſſung duch .Bedrohung mit Fünftiger Mißhandlung, 
oder durch minas juris gefchieht, wird die Erlangung des 
zechtöwidrigen Vortheils, oder die wirkliche Befchädigung 


- am Eigenthum zur Vollendung nicht erfordert. "Nur iſt 


in diefem Kalle die Strafbarfeit geringer, ald, da dur 
thätlihe Mißhandlung oder durch Drohungen auf Leib oder 
Leben die Handlung oder Unterlaflung erzwungen wurde 2). 


Verſchiedenheiten zwiſchen dem baieriſchen Ge⸗ 
ſetbuche und dem neuen Entwurfe bei dem Ver: 
brechen ber Erpreffung. 


$. 7. Die Verſchiedenheiten nun zwiſchen dem Geſetz⸗ 
buche und dem Entwurfe in Bezug auf diefe Verbrechen bes 
fiehen darin: 
- 4) Der Entwurf befpränft die Erpreflung auf das Abs 
nöthigen (durch Thätlichkeiten oder Drohungen) einer Hands 
fung oder Unterlaffung, um fich oder einem Dritten einen 
rechtswidrigen Bortheil zu verfchaffen. Er weicht alfo 


von der. beftehenden Geſetzgebung ab, nad welcher die 


Erprefiung auch gerichtet feyn fann. auf Schaden am 
Eigenthume überhaupt, wobei aber Drohung mit einem 
künftigen Uebel, oder minae juris erforderlich find. Das 


Requiſit, daß der rechtswidrige Vortheil zum Nachtheile 


des Andern, oder eines Dritten gereichen müffe, kennt dee 
Entwurf nicht. Auch, it es überflüſſig, diefes Requiſits 
Erwähnung zu thun, weil das Gewinnen des beabfichtigs 


ten Vortheils felbft zuc Confummation des Verbrechens nicht 


22) Anmerk. II. ©, 172. Nr. 7.8. u. ©, 174. 


28) Zahn die Strafe des Raubet, dort Arbeitähaus von 1—4 
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erforderlich iſt?). Db aber der Erpreſſer fich oder eis 
nem Dritten einen rechtswidrigen Vorthkil durch die 
abgerföthigte Handlung verfchaffen will, muß für den Bes 
geiff. dieſes Verbrechens gleichgültig feyn, weswegen in 
dem Beiſatze: „oder einem Dritten” — des Entwurfs 


eine Verbefferung enthalten if. Denn das Strafgefegbuch 


ſagt nur: „um fich einen rechtswidrigen Vortheil (direct 
oder indirect)?) zu verſchaffen.“ Der Ausdruck: „rechtes 
widrigee Bortheil” — Fönnte zwar ſowohl Erwerbung 
eines Rechts und Tilgung einer Verbindlichkeit, als auch 
unmittelbare Befchädigung am Eigenthume in fich begreis 
fen. Allein nach der, in dem baierifhen Rechte jegt her⸗ 
gebrachten Bedeutung kann die unmittelbare Befchädigung 
am Eigenthume als in jenem Ausdrucke enthalten nicht ans 
genommen werden. ach dem art. 241 des Strafgefegs 
buche könnte unter vechtswidrigem VBortheile immer nur 
ein, erft mittelbar 3. B. durch eine abgenöthigte Urkunde 


‘zu erlangender verftanden werden. Nur durch die Anmer⸗ 


fungen wurde der Begriff des Verbrechens dahin ausges 
dehnt, daß ed auch auf unmittelbare Beſchädigung am 
@igenthume gerichtet, daß alfo auch Geld und tiberhaupt 
bewegliche Sachen deffen Gegenftand ſeyn können. Will 
hienach der Entwurf die Befchränfung dieſes Verbrechens 
blos auf Erwerbung eines Rechts, oder Tilgung einer Vers 
bindlichkeit nicht; fo müßte er fich deutlicher ausdrücken, 
und das, mas gegenwärtig in den Anmerfungen enthalten 
ft, in den Tert des Gefeges felbft aufnehmen. Webers 
Haupt follten Ausdrücke, welche verfchiedener, enger und 





20) Wohl önnte die Erwähnung dieſes Erforderniffes dazu bies 


nen, den Unterfchied zwifchen Erpreſſung und Selbfthülfe herz 
vorzuheben. Allein die Anwendung des die Erpreflung betreffens 
den Strafgefeges muß von ſelbſt hinwegfallen, wenn die Merk: 
male der firafbaren Selbſthülfe nach art. 183. gegeben find. 


25) 3, 8, durch eine Belohnung. 
E 2 
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weiter Deutung fähig find, in den Steafgefegen vermieden 
werden. Denn die Erfahrung zeigt, daß dann bald diefer 
bald jener Sinn angenommen, und fo der Zweck der gleiche 
mäßigen Anwendung der Strafgefeße verloren wird. Es 
kann aber auch Deswegen nicht angenommen werden, daß 
der Ausdruck: rechtswidriger Vortheil, auch die unmittels 
bare Beſchädigung in’ ſich begreifen fol, weil fonft der 
art. 3801 des Entwurfs die Begriffe von Raub und Er⸗ 
preflung ganz confundirt hätte. Das Gefegbuch hat dies 
fe8 vermieden, weil es nur bei Drohung mit fünftis 
ger Mißhandlung und minae juris au Beſchädigung 
am Eigenthume überhaupt Gegenftand der Erpreflung 
feyn läßt. 

2) Der minae juris erwähnt der Entwurf gar nicht. 
Allerdings muß man annehmen, daß in dem Ausdrude des 
art. 301. nr. II: „durch Erregung von Furcht vor 
Fünftigen Mißhandlungen . . . oder durch fonftige Dros 
Hungen” — die minae juris gemeint feyen. Denn mi- 
nae factı fönnen nicht wohl darunter verfianden werden, 
weil diefe fchon im art. 3501. nr. Tu. IL vorfommen. 
‚Allein die Deutlichfeit, und die Sicherheit der Vollziehung: 
des ©efeges erfondert, daß die Drohungen näher bezeichs 

net werden °°), wie diefes auch im Geſetzbuche art. 242. 
geſchah. 

8) Das Geſetzbuch definirt den Raub als Vergewal⸗ 
tigung einer Perſon, um eine Entwendung zu verüben, 
der Entwurf: um fremdes bewegliches Gut eigenmächtig in 
Beſitz zu nehmen, und daſſelbe rechtswidrig als Cigenthum 
zu haben. Im Grunde ſagt hier der Entwurf daſſelbe, 
wie das Geſetzbuch, er drückt nur die Merkmale aus, 
welche an ſich ſchon zum Begriffe der Entwendung gehören. 
Nur tritt der Unterſchied mehr hervor, daß der Raub auf 





26) S. unten b’. 12. Art, 8. Nr. 2; 
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feemde Sachen gerichtet iſt, die Erpreſſung aber auch auf 
eigene fich beziehen, 3... A giebt feine Uhe dem B zum 
Pfande, nimmt fie ihm aber gewaltthätig wieder ab, was 
niht Raub, fondern Srpreffung wäre, eben fo wie .die 
beimlihe Entwendung der Uhr nicht als Diebftahl, fons 

dern als Betrug genommen werden müßte. Ä 


Bon ber befondern Verpönung ber Drohungen 


$. 8. Dieſes vorausgefegt, fo würde alfo der Kal, 
in welchem Drohung mit Fünftiger Mißhandiung anges 


wendet wurde, zu dem Zwecke einer unmittelbaren Bes 


fhädigung am Eigenthume (d. h. nicht mittelft vorgängi⸗ 
ger Einräumung eined Rechts u. f. w.) weder unter den 
art. 301, noch 296 des Entwurfs fubfumirt werden füns 
wen. Sole Drohungen müßten entweder ald Vergehen 
nach art. 269 °'), oder als Polizei⸗Uebertretung nach 
art. 97. II. **) des Entwurfs behandelt werden. 

Nach dem art. 269 wide alfo eine folche Handlung 
Vergehen ſeyn, und das Maximum der Strafe einmonats 
liches Gefängniß. Dffenbar wäre diefes Strafvers 
haltniß nicht richtig. Wer einen 57 — nöthigte durch 
Drohung mit künftiger Mißhandlung, ihm eine Quittung 
über 50 ZI. auszuſtellen, wäre des Verbrechens der Er⸗ 
prefiung ſchuldig; mer aber fo genöthigt hätte, 50. Fl. zu 
geben, hätte fich nur eines Vergehens ſchuldig gemacht. 
Beide Bälle ftehen fich jedoch in der Strafbarkeit gleich, 


und die Beftimmungen der gegenwärtigen Gefeggebung 


ſcheinen deswegen den Vorzug zu verdienen. 
Ueberhaupt iſt es ſchwierig, das Verhältniß des 


art. 269. I. zum art. 97. Il, des Entwurfs, fo weit es 


27), ©. oben Note 19. \ 


28) Wer Andere mit Unternehmung einer ftrafbaren That bedroht, 
fol, in fo weit die Drohung nicht fehon als Verbrechen oder 
Vergehen Rrafbar ift, mit Arreſt u, ſ. w. beftraft werten. 
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ſich von Drohungen handelt, aufzufinden. In beiden Ar: 
tifeln wird die Drohung zum Gegenftande der Strafe ge: 
macht, nur benennt der art. 97: den Zwed nicht, auf 
weichen die Drohung gerichtet feyn müßte, während. der 
art. 269 ald Zweck erfordert, eine Perfon wider ihren 
Willen zu einem Thun, Unterlaffen oder Dulden zu bes 
flimmen. Muß man daraus folgern, daß art. 97 mur 
Drohungen ohne beftimmten Zweck, wie fie z. B. in einem 
Affecte ausgeftoßen werden fönnen, zum Gegenſtand habe; 
ſo möchte durch diefen Artikel die Grenze des Strafgebiets 
des Staats zu fehr überfchritten werden. Denn Drohuns 
gen diefer Art verlegen weder ein Recht, noch wird duch 
fie ein Recht gefährdet. Nach Umftänden Fünnten fie die 
Korderung ciner Sicherheitsleiftung begründen, aber Strafe 
3. B. Gefängniß auf 8 Tage kann dabei durchaus feine 
Bedeutung, oft nur Erbitterung zur Folge haben, wäh⸗ 
rend außerdem mit dem Affecte auch die Erinnerung an die 
Drohung verfhmände. Solche Drohungen haben Aehns 
lichfeit mit dem Sluchen, 

Sollte aber Artikel 97 in diefem Sinne nicht zu 
nehmen ſeyn; fire er mit dem art. 269 *) ganz 
übereinftimmend und einer von beiden überflüfig. Mach 
der bei art. 269 in den Motiven enthaltenen. Hinweifung 
auf das Archiv Band 11. S. 6355 — 647 ſcheint ed, daß 
demfelben der Gedanke an dag crimen vis unterliege, 
In einer Gefeggebung aber, welche die ftrafbaren Handluns 
‚gen nach der Abficht des Handelnden fpecialifirt, iſt es nicht 
wohl thunlich, auch noch die Gattungsbegriffe beizubehalten, 
unter welche das römifche Recht nicht fo fpecialifirend , und 
‚nur mit Rüdfiht auf die leges jud. publ. verfahrend, 
oft verfchiedenartige, nur in einer oder der andern Bezie⸗ 


29 Denn auch diefer erfordert nicht, da der D Dro ende einen 
Zweck wirklich erreicht hahe. u a k ' 
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bung fich gleichftehende Handlungen gebracht hat. Eines 
diefee Syſteme muß nothiwendig das andere ausſchließen 
Die neueren Gefeßgebungen haben die im crimen vis ents 
haltenen Fälle als für fih felbftffändige Verbrechen mit 
Hinficht entweder auf den anımus, oder dag Object, oder 
den Erfolg ausgefchieden. Go den Menfchenraub, die 
Entführung, das miderrechtlihe Gefangenhalten, den 
Mißbrauch der Amtsgewalt, die Erpreflung, die rechts⸗ 
widrige Seldfthülfe, die Störung des häuslichen Friedens, 
den Landzwang u. f. w. 
Hat eine Öefeßgebung in diefer Art fpecialifirt, fo 
fann fie nicht noch genera delictorum verpönen, weil in 
Folge der Trennung ein Begriff nicht mehr übrig bleibt, 
mithin Berurtheilungen nur vom fubjectiven Ermeſſen abs 
hängig wären. In der Zeit der Imperatoren war die 
Strafgeſetzgebung nicht allenthalben abgefchloffen, und durch 
die leges jud. publ. waren nur die allgemeinen Richtuns 
gen gebildet, an welche die Furiften fich hielten, um nad 
der Analogie das Mangelhafte zu ergänzen. Der Vorzug 
der neueren Strafgeſetzbücher aber befteht oder foll doch 
beftehen gerade in der Abfchließung des Strafgebiets durch 
beftimmte Geſetze, und in der Abfchliegung des objectiven 
Ermeſſens bei der Frage, ob eine Handlung ftrafbar ſey. 
Mur das Geſetz muß dieſe Srage beantworten. 

Diefemnach möchte im Vergleiche mit der beftehenden 
Strafgefengebung für den art. 269 faum etwas anderes 
übrig bleiben, als die Vergewaltigung an einem Manne 
jum Zwecke der mwidernatürlichen Wolluft, welche das 
Strafgefetzbuch ungeeignet ald Nothzucht nimmt ’'). Da 
nun, wie oben dargethan wurde, Drohungen mit Fünftis 
gen Uebeln zur Benachtheiligung am Eigenthum eines Ans 
deen nach art. 269 nicht wohl, fondern als Erpreffung 


30) Art, 186. Anm, LL:©. 60, 
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. behandelt werden müſſen; fo möchte es nicht unzweckmäßig 
ſeyn, den art. 269 ganz zu ftreihen, und den Fall der 
: Vergewaltigung an einem Manne zum Zwecke der Wolluft 
eigens zu verpönen. 


Die Drohungen Fönnen nur entweder ein Grund intels 
lectueller Urheberfchaft eines Verbrechens, oder Mittel zur 
Begehung eines beftimmten Verbrechens, oder polizeilich 
ftrafbar feyn, ohne daß es nöthig feyn könnte, fie ber 
fondere zum Segenftand einer VBerpönung zu machen, wo⸗ 
durch vielmehr die Beurtheilung des eigentlichen Grundes 
der Strafbarfeit einer Drohung ſchwankend gemacht wer⸗ 


den Fann. 


Als polizeilich zu behandeln möchte nämlich der Fall 
erſcheinen, da mit einem fünftigen Uebel gedroht wurde, 
wenn in einer Zrifchenzeit die Forderung nicht erfüllt wür⸗ 
de, und diefe Drohung von einer befannten Pers 
fon herrührt ”). Denn folhe Drohungen enthalten rur 
eine Rechtögefährdung, welcher polizeilich entgegengewirkt 
werden fann. Auch die Carolina °”) verordnet für folche 
Fälle nur Präventionsmaßregeln (Caution und Subfidiär s 
Gefängniß).. Zum Verbrechen der Erpreffung würden 
alſo nur die Fälle gehören, wenn mit künftigen Uebeln ges 
droht wurde, infofern nicht auf der Stelle der Forderung 
Genüge geſchehe ), und außerdem, wenn der Drohende 
eine dem Bedrohten. nicht befannte Perfon war, oder fi 
unfenntlih gemacht hat, oder fich verftecht Hielt. 





81) &. unfen $. 12, Art. 6. d. 5. die Perfon des Drohenden darf 
nicht zufällig, fondern fie muß durch feine Handlung bekannt 
feyn, weil er fich dem Bedrohten ſelbſt bekannt gegeben hat. 

. 82) DBgl. art. 128 u. 176, 

35) Man hätte hier nämlich, wenn der Zweck des Drohenden nicht 
erreicht wurde, den Verfuch der Erpreffung. Ueber die Adficht, 
deren Realifitung zur Bollendung gehört, ſ. unten 5.12, - 


/ 
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Bon beängfligendem Benehmen ohne” 
Drohungen, ! 


$. 9. Es laſſen fich nun aber auch noch Fälle denken, 


. in welchen ein Benehmen je nach der Individualität deffen, 


gegen welchen e8 eingehalten wird, Furcht erregt, ohne 


an und für fih Mißhandlung oder Drohung zu feyn. Go 


Fam &. gegen Ende Januars eines Abend um 9 Uhr auf eis 


. nem einfpännigen Wägelchen von F. gegen. Ungefähr noch 


eine Biertelftunde von legterm Orte, fah er zwei Burfche 


- auf der Landftraße daherkommen, welche hinter einander 


singen. Der vordere war ſchon etwa 10 Schritte an dem 
&. vorüber, als der andere nachkam, auch ein paar 


- Schritte weiter ging, dann aber umfehrte, an den Wagen 


kam, und zu demfelben fagte, er folle ihm etwas geben, 
wobei er die Hand auf das Leitfeil legte. X. gab 48 Kr., 
um den Menfchen los zu werden. Inzwiſchen fam au 
Der andere Burfche zurück, auf die andere Seite ded Was 
gend, und fagte zu X, er folle ihm auch etwas geben, und. 
überhaupt alles hergeben, was er habe. X. griff abers 
mals in die Tafche, und gab dem Menfchen feine ganze 


- Barfchaft von 8 — 4 Fl. Hierauf gingen beide fogleich 


weg, und liefen queer über die Wiefen gegen den Drt A. 
zurück. &. erklärte, er könne nicht fagen, daß fie ihm 


- legend eine Gewalt angetban, noch daß fie eine Drohung 


gemacht, oder auch nur auf eine rauhe Weile das Geld 
verlangt hätten. Sie feyen vielmehr ganz ruhig gewefen, 
und hätten auch nicht die Abficht einer Gemaltthätigfeit 
verrathen, als etwa durch das Feſthalten des Leitfeils, 
welches er jedoch nicht aus der Hand gelafien habe. Doc) 
hätten die Burfche in fein Wägelchen Hineingefehen, und 
wahrgenommen, daß er nichts bei fih habe. Er habe 
mit ziemlich vieler Bereitwilligkeit fein Geld Hergegeben, 
um fie los zu werden, Und könne auch nicht mit Beſtimwa⸗ 
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1 
heit vermuthen, daß fie nicht am Ende doch noch Drohun⸗ 
gen’ oder Gewalt angewendet haben würden. 

Offenbar war diefes Benehmen unter den obwaltenden 
Umftänden geeignet, Furcht zu erregen, obgleich Feine 
Drohungen ausgefprochen wurden. Da jedoch weder mit 
Waffen factiſch, noch mit Wortengedroht wurde, fo könnte 
der Sal nicht ald Raub genommen werden. Aber auch 
die Erpreffung fordert, fo weit fie auf unmittelbare Bes 
ſchädigung am Eigenthume gerichtet ift, wirkliche Drohun⸗ 
gen, und zwar mit einem Fünftigen Uebel’). Auch 
dieſes Merkmal wäre nicht gegeben, und wenn in dem 
Benehmen eine factifhe Drohung angenommen werden 
Fönnte, fo hätte man Raub, auf feinen Fall Erpreffung. 
Auch unter den art. 269 des Entwurfs Fönnte diefer Fall 
nicht fubfumict werden, denn auch diefer fordert immer 
Gemaltthätigfeiten oder Drohungen. Eben daffelbe gift 
auch von dem art. 97. Il, des Entwurfs. Nur der 
art. 203. II, des Entwurfs °°), mithin eine Strafe bie zu 
zwei Wochen Arreft, würde anwendbar feyn. Diefe Strafe 
erfcheint aber für Zälle diefer Art zu gering, Es möchte 
daher der Vorfchlag gerechtfertigt ſeyn, in einem zweiten 
Abſatze des gedachten Artifels noch feftzufegen : 

„Betteln °°) unter Umftänden, welche Furcht erregen, 
‚ wird mit Arreſt bis zu drei Monaten beftraft.” 


54) ©. oben $.3. Denn factifche Drohungen in diefer Ausdehnung 
fennt das Geſetzbuch als Mittel des Raubes oder der Erpreffung 
nicht, und das: „vergleichen beängftigende Zudringlichkeiten ” 
im art. 242 kann von factifchen Drohungen, oder beängfti= 
gendem Benehmen nicht verftanden werden ; f. oben $. 2. litt. b. 
und $. 4 in fin. $. 5. ; 

35) Wer auf irgend eine Weife bettelt, Kinder zum Betteln auss 
ſchickt u. |. w. ur 

36) Vielleicht dürfte gefagt werden: das Begehren einer Sache 

- Überhaupt Allein außer Betteln möchte fich kaum ein Fall hier? 
her eignen. Berlangt 3.38. Jerrand eine Sache wegen eines 
Rechtes daran; jo müßte entweder ſtrafbare Selbſthülfe gegeben, 
oder die Handlung Eönnte, venn nicht alle Grenzen überfchrits 
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Vom Landzwange, . 


. % 10. us allem diefen geht nun noch ferner Fiers 
vor, daß der Artifel 303 des Entwurfd Bedenklichferten 
unterworfen ift. Derfelbe beftimmt: . 

„Ver in der Abficht einer Erpreflung durch aufgefte rfte 

Brandzeichen, oder durch gelegte oder an verfchietiene 

Derfonen gerichtete Briefe mit Drohungen von Murd, 

Raub oder Brandlegung Über ganze Gegenden Baun—⸗ 

ruhigung oder Beforgniß verbreitet, foll mit Zuchthaus 

bis zu 15, und wenn er feine Abficht wirklich erreicht 
bat, nicht unter 15 Jahren geftraft werden. ” 

Nun aber befchränft der art. 301 die Erprefiung auf das 
Abnöthigen einer Handlung oder Unterlaffung, um fich oder 
einen Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen. 
Daß nämlich unmittelbare Befchädigungen am Eigenthume 
darunter nicht verſtanden werden fünnen, wurde oben 
fon dargethan. Seinen Worten nach befchränft alfo 
der art. 303 das Verbrechen des Landzwangs ganz unge: 
mein. Auch fommt noch Hinzu, daß diefer Artikel in der 
Strafbefimmung nicht ganz deutlich if. Er macht von. 
dem Erreichen oder Nichterreichen der Abficht eine Grada⸗ 
tion der Strafbarfeit abhängig. Allein welche Abſicht ift 
hiee gemeint? ift es die auf das Abnöthigen einer Hand; 
fung oder Unterlaffung gerichtete Abficht, oder Ms wirk⸗ 
liche Berfchaffen des rechtswidrigen Vortheils in Folge die: 

fer Handlung oder Unterlaflung ? 
Der Artikel 243 ) des Strafgefegbuchs ſcheint zweck⸗ 
"mäßiger gefaßt zu ſeyn. Da das Gefegbuch in Verbin; 
ten werden follen, gar nicht ftrafbar feyn. —. Uebrigens könnte 


es die Frage feyn, ob cin folches Betteln nicht als Vergehen 
verpönt werten dürfte. | 


87) Wer durch Brantbriefe oder aufgeftedte Brandzeichen Erpref: 
fungen über ganze Orte und Gegenden auszuüben fich unter: 
fangt — Zuchthaus , In verfchiedenen Graden nach der wirklich 
bevorſtehenden, oder mehr entfernten Gefahr. 
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dung mit den Anmerkungen die Erpreſſung nicht in jener 
Aut beſchränkt, indem es dieſelbe auch auf unmittelbare 
Beſchädigungen am Eigenthume erſtreckt, und in feinem 
Scılle zur Vollendung, das Erlangen des rechtswidrigen Bor: 
theils, oder die eingetretene unmittelbare Befchädigung er: 
fordert; fo Fönnte der Artikel 243 ohne allen Nachtheil 
beitimmen, daß fich des Landzwangs fchuldig mache, wer 
Durch Brandbriefe oder Brandzeichen Erpreflungen über 
ganze Drte und Gegenden auszuüben ſich unterfängt. Nur 
Das dürfte tadelnswerth feyn, daß hier das Gefegbuch nur 
von Drohung mit Brandftiftung fpricht. Auch Drohun⸗ 
gen mit Mordthaten, mit Plünderungen und Beraubuns 
gen, immer nämlich im Allgemeinen, ohne Richtung der 
Drohung gegen eine befiimmte Perfon bei Korderungen, 
soelche wieder überhaupt, und nicht an eine beftimmte ein- 
aelne Perfon gemacht werden, müflen dad Verbrechen des 
Landzwangs begründen. 


Der Artifel 305 des Entwurfs würde fonach nur unter 
Der Vorausfegung beibehalten werden fünnen, wenn der 
Artikel 301 vervollftändiget würde. Dann nämlich würde 
jene Befchränfung des Verbrechens des Landzwangs ſowohl, 
als die Unbeftimmtheit in Bezug auf die Sradation der Strafs 
barfeit gehoben feyn, weil nun nad) der Verfchiedenheit 
Des Falles, ob die Erpreſſung zunächft auf eine Handlung 
oder Unterlaſſung, und erft durch diefe auf einen rechts⸗ 
widrigen Bortheil, oder unmittelbar auf eine Befchädis 
gung am Eigenthume gerichtet ift, fich von felbft ergiebt, 
was zunächft als Abficht des Handelnden gelten müſſe. 


Insbeſondere von Drohung mit Mord. 


11. Was aber die Drohungen mit Mord betrifft, 
fo ift noch Folgendes zu erwägen: 


” — Re - 
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Es wird mit Ermordung gedroht, 
1) wenn der Bedrohte nicht fogleich eine bewegliche Sache 
hergebe, oder nehmen laffe — Raub; , 
2) wenn er nicht ein Necht einräume, oder eine Vers 
bindlichkeit tilge, z. B. durch Ausftellung einer. Quits 
tung, Rückgabe eines Schuldfcheins u, dgl. — Er⸗ 
preſſung; 
3) in der Art, daß die Drohung künftig vollzogen 
werden ſoll, wenn der Bedrohte in der Zwiſchenzeit 
nicht die Forderung des Drohenden erfülle. 
Dieſen letzten Fall hat das Strafgeſetzbuch im Artikel 242 
Adfa 2 eigene hervorgehoben, und ihn, nebit der Bes 
drohung ähnlicher Art mit Brand, in der Strafbarkfeit‘ 
dem Raube gleichgeftellt. 


In dem Entwurfe dagegen vermißt man auch die 
Berückſichtigung diefes Falles. Wie oben ſchom dargethan 


.wurde, fo kann der art. 801 des Entwurf nicht auch von 


unmittelbarer Befhädigung am Eigenthume verftanden 
werden, und nach ‚der ganzen Faſſung des Artikels in L. 
und II. ift die Nummer I. nur von Drohungen zu vers 
fiehen, welche fogleih, und die Nummer II. von ſolchen, 
welche Fünftig vollzogen werden follen. Diefe Nummer II. 
fpeiht aber nur von Bedrohung mit Fünftiger Mißhand⸗ 
fung oder Beſchädigung, nicht von Drohungen, welche 
gegen das Leben gerichtet ſind. Oder wenn dieſes ange⸗ 


nommen werden könnte; fo wäre Doch die Strafe — Ars 


beitshaus bi8 zu 6 Jahren — nicht im rechten Verhälts 
niffe. Könnte foger auch, die Drohung mit Fünftiger Er⸗ 
mordung in Nummer I. des Artifels enthalten feyn; fo 
wäre doch immer der Fall darin nicht vorgefehen: wenn 
durch diefe Drohung das Geben einer beweglihen Sache 
(ohne das Mittel der Einräumung eines Re) erwirkt 
werden ſollte. 


“ 
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Unter den Act. 303 des Entwurfs (Landzwang) das 


. gegen koͤnnte diefer Gall nicht ſubſumirt werden, weil zum 
Landzwange erforderlich ift, daß Beänftigung und Gefahr 
nicht ‚gegen Einzelne als ſolche, fondern über ganze Orte 


und Gegenden verbreitet: wird. . Eben diefes fordert auch 


‚Der Artikel 503, und nebfidem noch, daß die Beunruhi⸗ 


gung durch Aufgefteckte Brandzeichen, oder durch gelegte, - 
oder an verfchiedene Perfonen gerichtete Briefe erzeugt 


worden fey. 


Dieſem zufolge möchte die Beftimmung des. Artis 


Feld 242. Abſ. 2 des Geſetzbuchs beizubehalten feyn, nicht 


nur der Bollftändigfeit der VBerpönung wegen, fondern 


auch, weil die Bedrohung mit künftiger Mordthat oder 


Brandlegung höher ftrafbar ift, als die Bedrohung mit 
künftiger Zufüigung geringerer Mißhandlungen oder Bes 
ſchadigungen ’), 
Kefultat, 
"6,12. Aus den entwicelten Gründen dürften vielleicht 


folgende Beftimmungen in Vorfchlag gebracht werden: 


Art. 1. Gleich einem Räuber ’’) nach Verſchieden⸗ 


heit der Fälle (Art. 297— 300 des Entw.) wird beftraft, 
‚wer, um fich oder emem Deitten durch Ermwerbung eines 


Rechts, oder Tilgung einer Verbindlichkeit rechtswidrige 
Vortheile zu verfchaffen, eine Perfon zu einer Handlung 
oder Unterlaſſung genöthiget hat 
4) durch Thätlichfeiten oder Drohungen auf Leib oder. 
Leben, oder mit Brandftiftung ; 
2) duch Drohungen auf das Leben oder mit Brandftifs 
tung, welche Fünftig vollzogen werden follten. 


38) ©. $. 12. Art. 1. 


39) Nach Berfchiedenheit der Falle Todes-, Ketten=, Zuchthaus = 
Strafe bie zu 15 Jahren; im geringften Grade. Arbeitshaus 
nicht unter vier Jahren. 
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Art. 2. Wer durch Drohungen der im Art. 1 
Nummer 2 genannten Art, oder mit fogleich zu volljies 
hender Brandfiftung eine Perfon am Eigenthume unmittels 
bar beſchädiget Hat, wird mit Arbeitshaus nicht unter vier 
Jahren, und wenn die Befhädigung die Summe von 
500 Fl. überfteigt, mit Zuchthaus bis zu 15 Fahren 
beftraft '°). 

Art. 8. Mit Arbeitshaus bis zu ſechs Fahren wird 
beftraft, wer zu dem, im Art. 1 bezeichneten Zwecke eine 
Perſon zu einer Handlung oder Unterlaffung genöthiget hat 

1) duch Bedrohung mit Befchädigung des Eigenthums, 
2) duch Bedrohung mit Fünftiger Mißhandhandlung 
oder Beichädigung, oder mit VBerläumdungen, Klagen, 
Denunciationen, Ablegung oder Nichtablegung eines 
Zeugniſſes. 

Art. 4. Wer mittelſt Drohungen der im Art 8 
bezeichneten Art eine Perfon unmittelbar am Cigenthume 
befchädiget hat, wird mit Arbeitshaus nicht unter ſechs Jah⸗ 
ren beftraft, wenn die Beſchädigung die Summe von 
500 ZI. überſteigt. | 

Art. 5. Unter den Drohungen mit gegenmwärtigee 
Gefahr find immer nur wirkliche Drohungen zu verftehen, 
welche entweder 1) mit Worten, oder 2) mittelft Hands 
fungen oder Geberden ausgedrüdt werden. 

Drohungen der fegtern Art unter Nummer 2, find: 

| wenn die Korderung, vbgleih etwa in der Korm einer 
Bitte, unter Vorzeigung einer Waffe; oder in einer, Ges 
waltthätigfeit anfiindigenden Stellung, oder mittelft Vers 
tretung des Weges gemacht wurde, | 

Art. 6. Wenn der, mit Fünftiger Ermordung, 

Brandſtiftung, Mhandlung oder Befchädigung Deohende 


40) Das Minimum der Arbeitshausſtrafe nämlich find 2, das 
Marimum 10 Jahre. Die Zuchthausftrafe findet überhaupt 
zwifchen 10—20 Jahren Statt. 
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ſich dem Bedrohten zu erfennen gegeben hat und diefem 


Dadurch befannt war, auch fich nicht verſteckt oder vers 
borgen hält; fo treten gegen den Drohenden nur Siche⸗ 
rungsmaßregeln durch Eaution ‚ und fubfidiär durch Ars 
reſt ein. 

Art: 7. Betten mit einem Benehmen, oder unter 
Umftänden, welche Furcht erregen, wird mit Acreft *) 
nicht unter zwei Monaten beftraft, wenn nicht Art. 5 Ans 
wendung findet! 

Zwar wäre zur Bollendung der, am Eigenthume un⸗ 
mittelbar beſchädigenden Erpreſſung nach der beſtehenden 


Strafgeſetzgebung die wirklich zugefügte Beſchädigung nicht 


erforderlich. 


+ 


In Bezug auf den Raub und den Landzwang *”) mag 
dieſer Grundfag wohl immerhin. gelten, weil der Raub 
Thätlichkeiten, ‚oder fogleich zu vollziehende Drohungen auf 
Leib oder Leben vorausfegt, alfo die Vergewaltigung ‚der 
Derfon da, fo wie bei dem Landzwange die gemeine Ges 


fahr das Vorherrſchende ift. Bei der Erpreffung einer bes 


weglihen Sache tritt aber diefes Merkmal mehr in den 


- Hintergrund, weil da Drohungen erfordert werden, welche 


mit feiner gegenwärtigen Gefahr verbunden, und wenn 
fie auf Verderben des Eigentums gerichtet find, durch 
die, wenn auch fogleich erfolgende Vollziehung, in ein-höher 
ftrafbares Verbrechen — Brandftiftung — übergehen. 
Würde aber durch die vollzogene Drohung eine geringere 
Gigenthumsbefchädigung zugefügt, fo hätte man den quas 
ificieten Verſuch“) des Verbrechens der Erpreffung. - 


” 





“) Das Marimum der Arreſtſtrafe nach den, Entwurfe befteht in 
Monaten. 


42) Daher würden im art. 808 des Entwurfs auch bie Worte: 
„in der Abficht einer Erpreffung” ſtehen bleiben. 


43) Art. 49 tes Entwurfs, 
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So wie endlih die Strafbarfeit des Verbrechens der 
Erpreſſung überhaupt beſtimmt wird 
a) nach dem nächſten Zwecke: Erwerbung eines rechtlichen 
Vortheils, mittelſt deſſen erſt ein Schaden, oder ein Ge⸗ 
winn eintreten ſoll, oder unmittelbare Befchädigung ; 
b) Durch, die Art der Dolziehung: Thätſichkeiten oder 
Drohungen; 

c) durch den Inhalt der. Drohung, je nachdem dieſe 
gegen höher oder niedriger Fehende Rechte gerichtet ift; 
d) nach der Gefahr, welche die Drohung erzeugt: gegen⸗ 

wärtige oder fünftige Gefahr; 

fo muß auch nad diefen Rückſichten bei der, gegen daB, 
Eigenthum unmittelbar’ gerichteten Erpreſſung eine Abſtu⸗ 
fung der. Strafbatkeit gemacht. (it. 2 u. 4), und dabei 
zugleich auͤch dem Betrage der Beſchãdigung auf die Strafe. 
ein Einfluß geſtattet werden. „Die Beſirafung diefer Art, 
der Erpreſſung muß mit jener des ausgezeichneten Diebe, 
ſtahls einigermaßen, üibereinfonimen. Au wäre es eine, 
Stage, ob die wirklich erfolgte. Entwendung, beſenders 
wenn fie einen höheren Betrag, 4. B. von.500 8l., ers, 
reicht, die Strafbarfeit des Raubes nicht erhöhen, und. 
wenn ee unter einem der, im Het. 299 des Enſwurka, 
bezeichneten Umftände begangen würde, nicht tZuchthaue⸗ 
firafe auch Über 15 Jahre zur. Folge Haken dürfle. 
Mögen nun auc diefe, rückſichtlich de# Verhrechens 

der Erpreſſung gemachten Erinnerungen nicht tiber Irrihum 

erhaben ſeyn; fo laſſen ſie es doch behenklich daß ſich der 
Entwurf zuweilen fo weit von der beſtehenden — 
qebung entfernt , und nicht vielmehr das Stratgefegbuc, 
duch eine neue, die Anmerkungen, bie Novellen, und die 
Erfahrungen der Gerichte benugende Redaction nur wm ders 
vollfemmnin sr hat. 


N .. Pr] 4 


\ - * .. a. e a u." R va. 0;] 


Arch >. EX. 1884. 1. Et. x 


82. Beitrag zur Lehre 





_W. 
Beitrag- 
zur 


eun von den Duellen der Earolina. 


un, Bon 


Bihten, 


en eu; gewiß feinem Zweifei unterworfen, daß eine zuver⸗ 
Nachweiſung über die Quellen, aus welchen die Caro⸗ 

tind Und die Bambergenſis geſchöpft find, nicht blos Für die 
Auslegung der Carolina ſehr von Wichtigkeit ſeyn muß, ſon⸗ 
dern auch für die Geſchichte des deutſchen Sirafrechts, für 
Geiſt, Richtung und Tendenz in Wiſſenſchaft und Legisla⸗ 
tion im Anfange des 16tEn Jahrhunderts von Intereſſe if. 
In diefer letztern Hinficht wird eine ſolche Unterfuchung ims 
mer noch ihr großes Werdienft felbft dann behalten, wenn 
duch die unmittelbar praktiſche Bedeutung der Carolina 
vollends ganz aufgehört haben wird. Der gediegenern 
wiſſenſchaftlichen Richtung, welche unftreitig in unferer Zeit 
rrſcht, Haben wie manche  teefflihe Beiträge zur Ge⸗ 
bichte unferes Strafrechted zu danken; Vieles wurde von. 
Neuem, und häufig mit mehr Glück und meht Sinn, als 
früher, erörtert und manche intereflante Refultate find zu 
Tage gefördert, Bei diefem regen Streben Fonnte e8 nicht 
fehlen, daß auch die oben berührte Frage wiederholt zur 
Sprache kam, und es zeigte ſich, daß ſie noch nicht genau 
von aͤllen Seiten gehörig beleuchtet ſeyn mochte. Doch 
ſcheint e& mir, daß, wie bei manchen andern hiftorifchen 
Forſchungen, fo auch hier, bisweilen zu tafch verfahren 
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wird, und. Manches ald neuer Fund fich Eingang zu ver⸗ 
ſchaffen im Begriffe ſteht, was bei genauerer Prüfung dig 
Probe nicht aushalten möchte. Namentlich dürfte, dieq 
bei der neueften Unterfuchung, die wir über die Quellen 
der Carolina haben, der Fall feyn, und indem ich dies im 
dem Solgenden zu zeigen verfuche, glaube ich wenigftene 
unmittelbar einen Beitrag zur Entfcheidung der Frage üben 
diefe Quellen zu liefern. 

In einer Abhandlung „über einige noch unbenutzte 
Hilfsmittel zur Auslegung der Carolina nebſt Beiträgen zur 
Geſchichte ihrer Entſtehung“ in unſerm Archive Bd. XIL. 
S. 890 — 448, macht und Birnbaum aus dem reb⸗ 
chen Schatze ſeiner Gelehrſamkeit auf Vieles aufmerkſam, 
was allerdings alle Beachtung verdient und zur Aufhellung 
mancher Punkte der Geſchichte unſeres Strafrechts dienen 
ann. Unter Anderm aber führt ein ſehr großer: Theil 
diefee Abhandlung drei Bermuthungen durch, welche fich 
in keiner Weife begründen lafien dürften. Sie find: 
1) daß febon unter Marimilian J. in Beziehung auf eine 
peinliche Gerichtsordnung ein Reichsprojeet verfaßt wor⸗ 
den ſey; 2) daß der urſprüngliche Entwurf der Carolina 
felboft nur für Länder fränkiſchen Rechts oder (?) für die 
zum Rothweilſchen Gerichtszwange gehörigen. bexechnet gen 
wefen; und 8) daß der tractatuıs criminalis von Jacoh 
Salwechter „als Hülfsnittel zue Interpretation. deg 
peinfihen G. D. Karls V., ja gewiffermaßen viel⸗ 
leicht als Quelle derſelben wenigſtens wichtigen 
als Tengler’& Lapens, oder Brand's Klag: Spiegel, 
in jedem Kalle älter und höch ſt waheſcheinlich ſelbß 
vor der Bambergenſis geſchrieben ſey. 

Was die beiden erſteren Vermuthungen betrifft (die ' 
erſte ift bekanntlich auch ſchon von früheren Scheiftftelleen 
aufgeftellt, und befonders von. Kreß Hartnädig vertheidigt 
worden): fp glaube ih nachweifen e können, daß durch⸗ 

2 
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aus Fein zurelhendes Moment für fie, vielmehr Alles, 
was wie aus den uns zugänglichen Hülfsmitteln ſchöpfen 
konnen, gegen fie ſpricht. Indeſſen ũbergehe ich hier 
dieſe Yunkte, da ich fie in den nächſten Tagen an einem 
andern Dete ausführen werde, und will mich zunächft blos 
auf die wegen Salwechter’& aufgeftellten Bermuthungen 
Duch das unter Nr. 8. Angeführte wollte Birne 
Baum doch wohl nicht fagen, dag Salwechter als 
Hurtle der Carolina wichtiger ſey, als die Spiegel von 
‚Kengler und- Brand. Denn damit wäre wenig ger 
ſagt; da diefe Spiegel wohl in Feiner Hinfiht Quellen der 
Carolina genannt werden Fönnen. Um aber zu beweiſen, 
duß Salwechter zu den Quellen der Karolma gehört, 
it allerbings vor Allem die Nachtweifung erforderlich, ‚.baß 
Saiwechter 8 Buch Alter ſey, als die Bambergenſis 
Denn, wenn gleich bekanntlich die Carolina in manchen 
Punkten von der Bambergenſis abweicht: fo find dieſe 
Abweichungen Doch blos Solchen, welche nicht unmittelbar 
aus einem beftimmten Buche gefchöpft, fondeen lediglich 
das Reſultat dee mündlichen Berathungen (beſonders im 
Jahre 1529) zu ſeyn ſcheinen, wie dies aus einer genauen 
Vergleichung beider Eodices (welche freilich bis jetzt noch un⸗ 
ſerer Literutur ganz fehlt) leicht hervorgehen dürfte. Je⸗ 
denfalls muß aber in den, bei weitem den größten Theil 
bildenden Punkten, je nachdem die Carolina mit der Bam⸗ 
bergenfis übereinſtimmt (mag nun in dieſen Punkten die 
Caroſtina aus der Bambergenfis abgeſchrieben, oder 
Mögen, was Birnbaum anzunehmen ſcheint, beide aus 
einem dritten Entwurf hervorgegangen ſeyn), die Quelle 
der Earolina:alter ſeyn, Als die Vambergenſis. Dies 
behaͤuptet um auch Brrntiaum von Salwechter's 
Buche.“ Zwar fagt era: a; O. S. 443 nur, Salwech⸗ 
rer ſey h ð chſt wahre cheinlich vor der Bambergen- 
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sis gefhrieben. Allein auf. der folgenden ‚Seite geht «e 
weiter und fagt: „Daran aber iſt nicht zu zweifeln, 
daß der Eriminaltractat (von Salw.) älter ift-... .y 
als die Carolina und Bambergensis”, und S. 448 
fließt er fogar mit den Worten: „der Eriminaltractat abe: 
schört, meiner. Anfiht nah, beſtimmt dem funfz 
zehnten Zahrhundert an.” Dabei läßt ſich aus den 
Argumenten, welde Birnbaum für diefe Anſicht ans; 
führe, fehließen, daß er annimmt, der Tractat w von, 
dem Fahre 1495 gefchrieben. . 

Ich Fannte Salwechter’& Buch nicht, als i merk, 
die angeführte Abhandlung las, wie überhaupt wahl Wenige 
in Deutfchland diefes Buch Eennen werden. Allein mir, 
ſchien es, daß, auch ohne das Buch zu Fennen, es nicht, 
ſchwer machureiſen ſey, daß die für das berührte Alter 
und Verhältniß des Buches angeführten Argumente nichte 
beweiſen, und als: ih das Buch felbft Eennen lernte, besr 


ſtärkte es mich in. meiner Anſicht, daß wir in demfelbenr 


keine Quelle der Carolina finden werden. 

Birnbaum kennt das Buch blos in einer. hollandi⸗ 
ſchen Ueberfegung ')- (2 Ausgaben von 1620 und 41648):: 
Auch mir gelang: es nicht, ein deutfches Exemplar aufzu⸗ 
finden, (ich fragte und fuchte auf manchen Privatbibliothes ; 
fen und auf:den öffentlichen Bibliotheken in Tübingen, 
Stuttgart, Leipzig, Dresden, Halle und Göttingen nach), 
und das Buch. fcheint überhaupt, wie Salwechter felbft,+ 
in Deutfchlgnd ziemlich obfcur gewefen au ſeyn. Nirgende 


finde ich es angeführt, und auch, eine kleine Motiz bei; 


Jöcher und edler ausgenommen , megendt Etwas 





1) Bürnbaum verinuthet mit "Re 
) 8 Buch ———— mi ft D iſt. MA. Mas, del 
echt blos die von Birnbaum angeführten Gründe, ſendern 
noch mehr manche andere, 3. B. der, daft Salwechter ein 
‚deutfcher Praktiker war, der In Marburg lebte, und bat er — 
zwei andre Bücher In deutſcher Sprache heraushab. 
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Über Salwechter. Daß die Niederländer Kidficht auf 
daſſelbe nahmen, beweift wohl nichts für feine Eelebrität. 
Denn diefe berücfichtigten Manches, was fonft in Deutfchs 
land wenig beachtet wurde, wie z. B. Damhouder 
Gobler's Meberfegung der Sarolina, fo wie auch Bohler’s 
Reshtenfpiegel ins Holländiſche überfetzt Wurde "). 

"Die hollandiſche Heberfegung von 1648 bekam ich don 
dee reihen Böttinger Bibliothek durch die Güte des Herrn 
Bofraih Bauer mitgetheilt. Das Buch — eb wird 
nicht unpaſſend ſey, bier Einiges darüber anzuführen — 
hät: den Titel: Manieren Om een Proces te voeren, 
ende voorsichtelijek beleyden sol, Met noch see- 
cher’ Tractaet Crimineel" van saecken, die 't Iyf, 
goedt, naem ende faenı angaen: Beyde met aen- 
wysinge van de werelilycke ende geestelycke 
Rechten, door JacoLum Salwechterum, 
Lieeniaet in de Rechten. Na de Copye. In's Gra- 
venHage. anno 1648. Es enthält 148 ©. fl. 4. Die 

° Manieren G. 1— 99, ber Tracat S. 101148, 
Dee Lractat zeefälle fi drei Abſchnitte. Der erfte giebt 
11 dirffige Artikel oder Kapitel, hauptſächlich über Vers 
haftung, Enthaftung der Gefangenen und Folter. Dee 
zweite handelt in 22 Kapiten Van criminele penen 
int-gemein, und der deitte Van criminele accusa- 

tier int gemein handelt in cap. 1 — 11 dürftig vom 
Seezeh, und In cap. 12-= 120 don den einzelnen Ver⸗ 
brechen und deren Strafen in fölgender Ordnung: Blas⸗ 
phemie, Metneid, Zauberei, Schmahſchrift, Falſchun⸗ 
gen, Sodomie, Intführung, Ehebruch, Kuppelei, Rohe - 
nö, Mojepätsverbeeipen, Berrätherei, Raub, Brands 





n 2) Atem 1660. j, Catalog. Bibliothecae A G. Grameri. 
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ſtiftung, ilufruhr, Landzwang und Fehde, Toͤbtangen — 
hiebei auch Nothwehr, — Gewaltthatigkeit und Bands 
friedensbruch, Peculat, Kirchenraub, Menfchenraub, Ber 
ſtechung, Erpreflung , Wuffauf des Getreides, Begünftie 
gung, Vermögensconfißcation. Die Gragen werden haupt⸗ 
ſachlich nach römifhem Rechte (häufig in wörtlihen Ueber: 
fegungen einzelner Stellen des Corpus juris, wenn fie 
auf die Zeit des Scheiftftellers nicht im geringften paffen) 
und zum Theil nach canonifhen, und was die Huctoritä- 
ten betrifft, hauptfachlich nach italleniſchen Schriftſtellern 
von der Gloſſe an entwickelt. Dabei find auch mehrfach 
Gewohnheiten und einige deutfche Reichegefehe berückſich⸗ 
tigt. "Jedem Artikel, mit ganz wenigen Ausnahmen, find 
als Belege eine oder einige Stellen aus dem römifchen oder 
canoniſchen Rechte, mitunter auch aus der Bibel, und 
vielfach auch Eitate von Schriftſtellern beigefügt. Das 
GSanze kann man, gewiß nicht init Unrecht, eine geiftlofe 
Eompflatton aus den angeführten Quellen nennen (ſauch 
unten Not. 6), die zum Theil ins Abſurde übergeht, nament⸗ 
lich in der Art und Weiſe, wie römiſches Recht als gelten⸗ 
des Recht angeführt und übertragen wird. 

Was nun Birnbaums Gründe über das Altet des 
Buches betrifft: fo gehen fie hauptſachlich dahin: 

1) „Der Verfaffer berufe (ich haufig auf Schrift⸗ 
ſteller, al8 den Speculator, Hostiensis, Ang. Arefi- 
nus, Baldus, Abbas, Bartolus, Paul’ de Castro, 
do. Faber, Cinus Mela, Panormitanus” [dies ift 
wieder der obige Abbas; nämlich Nicol. Tudiscus, 
Abbas Monacensis, fpätes Archiepisc. Panor- 
mitanus]; „aber auf feinen fpätern, alfo auf Beinen, 
‚dee dem 16ten Jahrhundert angehörte.” Dies ift richtig; - 
allein es beweift nicht, daß das Buch im 15ten Jahrhun⸗ 
dert gefchrieben it. Es giebt manche Deutſche, welche in 
der Mitte des 16ten Jahrhunderts fehrieben,, und we&e 
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theils aus Gründen, die in der Richtung jener Zeit. liegen, 
theil® wohl auch wegen der. Beſchaffenheit ihrer Bibliothek, 
blos Schriftſteller des 1 5ten Jahrhunderts. anführen, Go 
fand ich in der Practika von Chilian König (1541) 
blos Scheiftfteller angeführt, ‚welche vor dem 16ten Jahr⸗ 
hundert lebten, und ſelbſt in den Additiones, welche der 
Ausgabe vom Jahre 1581: ‚beigegeben ſind, iſt unter den 
unzähligen Citaten, die fie..enthalten, nur ein paar Mal ein 
Schriftſteller des 16ten Jahrhunderts angeführt, und in 
dem criminaliſtiſchen Theile, welcher den ſpätern. Aus⸗ 
gaben jener. Practika beigefügt worden (bon allerley leyb⸗ 
lichen firafen -und penen). ‚And. nur Scheiftfieller,, welche 
por der, Barolina lebten, ja, ausgenommen daß. ein ein: 
ziges Mal. ein Schriftfteller. aus dem Anfange des 16ten 
Safrhunderts (Hippol. de. Marsil.) vorfommt, bios 
die. Scheiftfteller angeführt, welche ſich bei S almed tet 
finden, Ebenſo citirt Perneder in ſeiner in der Mitte 
bee, ff edbszebnten Jahrhunderts geſchriebenen Hals ge⸗ 
richtsordnung blos Schriftſteller, welche vo.c. dem 16ten 
Jahrhundert lebten, und das Gleiche thut er in dem ſtraf⸗ 
rechtlichen Theile ſeiner Inſtitutionen. Auf gleiche Weiſe 
iſt in dem-Statutenbuche , welches, beſtimmt erſt im 16ten 
Jahrhundert ‚gefchrieben wurde kein Schriftſteller des 
. .16ten Jahrhunderts angeführt * — Jenes Argument 





» Ein großer. Theil der Sründe, , welche Birn baum anfuhrt 
paßt auch auf das von Im berührte Statutenbuch, und N 
ft dieſes beftimmt erſt in der Mitte des 16ten Sahrhunderts 
geldt Kleben worden. die ment Birndboum a. 0. 
—* es köonnte auch die erſte Ausgabe des Statutenbuch 
Carolina vorhergegangen finn, in’ welchem Falle dann bie 
paar Worte, in welchen es in ſeinem letzten Artikel die Carolina 
seroähnk, | in fpäteren Ausgaben beigefügt worden je eyn müß⸗ 
Al die Sarolina ift im Gtatutenbuche auch’ uoch an 
—* zweiten Orte (beim Diebſtahle) erwähnt. Auch lafſſen 
8 ch die —*— des Statutenbuches ſehr beſtimmt nachweiſen. 
Sie find, außer der Catollna, hauptfächlich zwei Büther,; welche 
N zwölf: Kahre nad: der Carolina geſchrieben wurden,. Birne: 


h 
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bewweift alſo noch keinesweges, Daß Salwechter ‚ABU 
im funfgehnten Jahrhundert, oder auch nur vor der Caro⸗ 
lina geſchrieben iſt. 

23 Von Reichsgeſetzen werden bloß die im n Li 
ber feud, ‚enthaltenen, die goldene Bulle, ‚der käiſer 
liche und des h. R. Reichs Landfriede, und im 119. Ras 
pitel,. ‚das von Büterconfiscation handelt, eine neue 
kaiferliche Verordnung citirt (welche Birnbaum 
in Ueberfegung beifügt). Daß damit nicht der 218te Ars 
tikel der Carolina, fondern -ein anderes, nit m ehe 
bekanntetß Reichsgeſetz gemeint ſey, liege am Tage,” 
Auch dieſe Selinde dürften für das von Birnbaum bes 
hauptete Alter des Buches ſo wenig Etwas beweiſen, als der 
Umſtand daß die Carolina im Buche nicht erwähnt iſt, feloft 
nicht an dee Stelle, an welcher doch im Statutenbuche die 
Carolina berühet iR. Denn ſo iſt z. B. Königs Practika erſt 
nach der Carolina geſchrieben, und doch die Carolina darin 
ganz.mit Stillſchweigen übergangenz Sichardus (rich 
feine Consiliaj nach der Carolina ,. und erwähnt die letztere 
doch nirgende in denfelben, wiewoßl ec in ihnen Streitfragen 
erörtert, welche durch die Karolina entſchieden wurden. Eden 
fo ift in Der erſten Ausgabe von Perneder’d Hals⸗Gerichts⸗ 
Drdnung die Carolina nicht erwähnt, und-find überhaupt nur 
diejenigen Gefege erwähnt, deren aud das Salwechterſche 
Buch Erwähnung thut., Uebrigens enthält dad Cap. 105 
dei Salwechter wörtlich Stellen aus dem Landfrieden 
von 1495, oder aus dem von 1521,. fo daß bieraug 
wenigftens hervorgeht, daß das Buch nicht vor 1495 ges 


baum ſagt: das Statutenbuch nähere fih In’ einzelnen 
Beftimmungen der Carolina etwas mehr, als der Griminal: 
tractat. — Dies Fünnte leicht mißvwerftanden werben. Das 
Statutenbuch ſchreibt gröftentleils' die Sarolina 
wörtlich aus, und daß es die Carolina ſelbſt, nicht 
eine er berfelben, ausfchrieb, das läßt fh ſeht beſtimmt 
eweiſen. 
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ſchrieben ſeyn konnte. Was aber jene von Birnbaum 
Üüberfegte „neue Fatferlide Verordnung,” die ein 
nicht mehr bekanntes Reichsgeſetz feyn foll, betrifft: fo fiel 
mir, als ich fie laß, gleich auf, daß dies nicht anders, 
als die Meberfegung einee — Authentike im Eoder 
ſey, und als ich fpätee Salwechter's Buch in die Hand 
befam: fah ich daraus, dag Salwechter dies auch ges 
radezu fagt. Denn er fügt bei: ita est textus apertus 


. "in Auten. Bona damnator. C, de bon, damn, s, 


proscriptor. *).: Wenn endlich im Kapitel von der Blas⸗ 
phemie nicht das Maxrimilianſche Reichsgeſetz, fondern 
bios die Nov. 77 erwähnt if (Birnbaum a. a. D. 
©. 446): fo fann dies — abgeſehen davon, daß jenes 
Reichsgeſetz ſich ſelbſt auf diefe Novelle beruft — um fo 
weniger beweifen, ald doch jedenfalls der Landfriebe von 
demfelden Jahre, wenn nicht fogar em fpätecer, im Bude 
benutzt iſt. u 
Die angeführten And Im Wefentlihen Birnbaum’ 6 
Gründe für das Alter des Buchs. Daß aus ihnen die Ans 
ft Birnbaum’s, der Eriminaftractat gehöre bes 
fimmt dem funfzehnten Jahrhundert an, einen po⸗ 
fitiven Beweis nicht erhalte, dürfe wohl außer Zweifel 
ſeyn. Es giebt aber noch beftimmte pofitive Beweisgründe 
gegen dieſe Anſich. 
Am nächften liegt bei der Ausmittelung des Alters des 
GSalwechterſchen Buches unftreitig die Frage: warn hat 
denn Salwechter gelebt? Die vielen literarischen Hälfes 





4) Der Berfaſſer des Buchs konnte bei der Authentike wohl von 
einer neuen Balferlichen Berordnung fprechen, da fie ja einen 
Auszug aus einer jisen enthielt. Hätte er aber noch geglaubt; 
die Authentite rühre unmittelbar von Juſtinian —* her, ſo 
dürfte dies nicht auffallen, da ſogar der Verfaſſer einer, in unſe⸗ 
Zeit ae a „meinte Authentiten fenen 
ede, welche Zuftinian nah feinen Rovellen erlaſſen habe! 

©. Bas Archiv Bd. X. ©. 358 Rote, ‚ 
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mittel aber, welche die Leipziger Bibliotheken darbieten, 
habe ich vergeblich zu dieſem Zwecke angegangen. Nue 
bei Zedler und Jöcher fand ih die Notiz: „Jac. 
Salwechter,, ein deutfcher JCtus, hat um 1546 ges 
iebt, und acervum exceptionum juris geſchrieben.“ 
Bon einem Eriminaltractat Salmechter’6 ſcheinen auch 
diefe nichts zu wiſſen. Einen acervus exceptionum ju- 
ris aber hatte allerdings Salwechter im Jahre 1548 
gefehrieben, und er wurde im J. 1546 gedruckt ), und 
ſchwerlich möchte daher anzunehmen feyn, daß er den Eris 
minaltractat, wenn er ihn je ſchrieb — funfzig Jahre 
vorher, im 15ten Jahrhundert, gefchrieben. Auch Ol⸗ 
dendorp führt in der Vorrede zu Salwechter's 
acervus nichts von einem Eriminaltractate an, eben fo 





5 Das Buch, deflen Mittbeilung ich der Güte des Hru. Bofrathe 
Ebert in Dreöben zu danken Gabe ‚ bat den Zitel: Acervus 
esceptionum juris, d. i. Ein: vaft Vberaus nuglich Büchlein von 
gridtien Aufzögen, Schuß vnd gegenwaren zu Lateln und 

utſch, aus Geifttihen ond weltlichen Rechten . . zuſam⸗ 
mengetragen durch Jacoben Salwechtern. Adjecta est 
piis lectoribus, in frontispicio libelli, juris utriusque Mo- 
narchae Glariss. Jo. Oldendorpii epistola commendator. eic.etc, 
Gedruckt Dean. a. M. 1535. fol. (83 nicht numerirte 
Geiten). geiftlofe Dedication ift unterfchrieben : Datum Mas 
purgk, Montag nach Michaelid Anno etc. XLV. Jacob Gals 
weder u Marpurgk, und gerichtet an den Zürften Philipp, 
Abt zu Fulda. Salwechter erzählt darin, das eintge Freunde 
ihn beftimmt hätten, dad Wanuſcript druden zu laffen, und 
bittet den Fürften, das Buch gegen Bären, Löwen, Panther, 
Baldraben, Nachteulen und andere biffige, chroeigige Thiere 
u ſchützen. Vor der Dedication fleht eine Vorrede von Ol⸗ 
endorp, in welcher er mit ein paar Worten Salwech⸗ 
tern und dad Buch empfiehlt, und dann folgen von ein paar 
Andern fchlechte Iateinifche Diftiha, in welchen fie das Buch, 
das aus andern zufammengetragen fey, Toben. Das Buch if ein 
merfwürdig fchlechtes und dürftiges Machwerk. Von der Art, 
wie darin das römiſche Recht behandelt ift, bier nur ein Bei: 
ſpiel. Es heißt darin u. X. bei den Ungültigkeitsgründen der 
Zeflamente: „Wenn der Vater den Eon bittet im Jeſtament, 
fo ift es nichts werth. ‚Si petit pater ſilium in lestamento, 
non valet;’ md daher iſt citiet 1.5. D. de in). rupl.\ 
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menig.ift in den, dem Buche voranftehenden Diſtichen 
(f. Not. 5) davon Etwas geſagt, und Salwechter ſelbſt 
berührt zwar in der Vorrede eine Schrift,. die er früher 
ſchrieb, aber nicht einen Criminaltractat, ſondern, daß er 
„biebeporn ein Mein Gerichts; Proceßlein aufs 
aller fürzeſt, ſchlechteſt vnd einfeltigeft [ja wohl! ] vor 
Vngelarte Leute zu gebrauchen, außgehen laſſen.“ Dies 
find alſo die obenberührten, auch ins Holländiſche überſetz⸗ 
ten Manieren etc., die er nad) dieſer Vorrede nicht lange 
vor ſeinem Acerv ‚us, alfo, wenn man auch zwölf Jahre 
zugeben will, doch immer erft. nach der Carolina geſchrie⸗ 
ben hat. Mac dem Angeführten ſchon dürfte alle Noth⸗ 
wendigkeit dafür ſprechen, daß der Tractat. n.a.ch dem 
Acervwus gefchrieben wurde, wenn überall Sals 
wechter diefen Tractat ſchrieb. Denn entweder 
liegt hier das unverfchämtefte Plagiat vor, oder hat der’ 
holländiſche Weberfeger im „Zerthum ein fremdes‘ Werk 
Saͤlwechtern zugeſchrieben. Als ich nämlich die Hol: 
landiſche Ueberſetzung des Criminaltractats las, war es 
mir, als hätte ich ein ganz gleiches Buch ſchen geleſen, 
und wirklich fand ich, als ich mich in den Büchern des 
4sten Jahrhunderts wieder etwas umſah, daß dieſer Cri⸗ 
minaltractat ganz wörtlich, bis auf alle Citate und 
alle Geſchmackloſigkeiten, ja bis auf das ete., weiches 
häufig im Terxte und in den Citaten vorkommt, und bis 
auf alle Abrheilungen und die Anordnung. aller. Kapitel 
hinaus nichts anders ift a6 — Perneder’& Buch von 
Etraff und Peen aller vad jeder Maleſizhandlungen °), 





6) In den früheren Ausgaben heist es auf ben Columnen, und in 
den fpäteren Ausgaben auch auf dem Zitel „Hals: Geri chts⸗ 
Ordnung.“ Malblane ſagt von dem Pernederſchen Buch, 
daß „es nichts enthalte, als die geſchmackloſeſte ucderfebung 

des Röm. und Canon. Rechts auf den Schriften der, Slofjato: 
rn.” Dieſes Urtheil iſt jedenfalls, ‚waß.pie Sephmastiofi gfeit 
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Rue einge ivenige Citate beutſcher Geſetze, die. ſich bei 
derneder finden, 3. B. der‘ „Baprifhen LandsErkla⸗ 
tung” fehlen im Tractat crimineel, und ein paar Pers 
nederfche Artifel find in demſelben blos ercerpiet.  Daff 
aber nicht Perneder aus Salwechter abgeſchrieben 
hat, fondern daß Perneder’d (im Jahr 1544 zum 
erften Male gedruckte) Bu von Salwechter adgefchries 
ben oder vom: holländifchen Weberfeger irrig Sal wech⸗ 
teen zugefchrieben wurde, hiefür fprechen eine Menge 
von Beweisgründen. Man fönnte fchon dafür anführen, 
daß Schrencd in feiner Ausgabe des Pernederfchen Werft 
von 1573 (mit vielen Zufägen und von der Anordnung der 
feüheren Ausgaben ganz abweichend) erzählt, die erften Aus⸗ 
gaben habe Hunger aus Fragmentis der Pernederfchen 
cbeit „die feine Subfiituten hin und wieder zuſanimen⸗ 
geffaubt” zuſammengeſtellt, und daß gerade mit dieſen 
früheren Ausgaben in Wort und Anordnung der Teuctat 
crimineel ganz zufammenftimmt,, fo daß man annehmen 
muß, der Tractat ſey aus jener Hungerichen Arbeit geſtoſſen, 
unmöglich aber annehmen Pann, Hunger’ 8 Arbeit fey eine 
Abfchrift des Tractats. Noch mehr fpricht aber Anderes das 
für. _ Ron dem Vielen, was ich anführen fönnte, dürfte 
Solgendes ſchon genügen. Es muß doch auffallen, dag 
in einem Griminaltractat von einem der häufigfien und 
wichtigfien Verbrechen, dem Diebftahle, gar nicht die 
Rede iſ. Perneder und Salwechter berühren ihn 
nit mit eimem Worte. Dies erflärt fi bei Perneder 
vollkommen. eine oben angeführte Schrift ift eigentlich 
blos ein Anfang zu feinen Institutiones (1544), indem 
er, wie er im fegtern Titel diefer Inſtitutionen fagt, Die 





betrifft, gewiß richtig. Uebrigens iR das Pernederfihe Buch 
literar = hiftorifch fehr von Wichtigkeit, wie ic) an einem Orte 
„nächftene werde nachweiſen können. 
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„GStraffen ond Peen der maleſiciſchen Verbrecher” bier in 
den Inſtitutionen übergangen, und diefe Sachen, weil fie 
„etwas weitichweiffig” im einen befondern Auszug ges 
bracht Hat, In den Inſtituionen entwidelt er 
die Lehre vom Diebfiahl ausführlih und fo 
ließ er fie deshalb in feinem malefizifhen 
Werke weg. Der Abſchreiber Salwechter aber 
ſchreibt nicht mehr ab, ald er in dem malefizifchen Werke 
fand (oder der. holländifche Ueberfeger, der das Werk 
ierig Salwechtern zuſchrieh, überfeget eben Berne 
der's letzteres Werk) und läßt fomit auch die Lehre vom 
Diebftahl weg. Moch mehr! Aus dem gleichen Grunde, 
qus welchem er den Diebftahl im criminaliftifhen Werke 
übergeht, berührt Berneder in demfelben auch die Lehre 
von den Injurien (mit Ausnahme der Schmähſchrift) 
nicht; er hatte fie im vorhergehenden Werke, den Ynfis 
tutionen, ſchon entwickelt. In diefen Ynftitutionen num 
hat er auch ein Kapitel: „de famosis libellis; von 
Schmad;: Schriften” (Lib. IV. tit. 4 am Ende). Auf 
diefen Zitel verweiſt er im criminaliftifhen Werke 
(d. H. ins Anhange zu feinen Inſtitutionen) Abſchn. IIL. im 
Kapitel 17 „von Straff fcheiftliher ongerechter Schmäs 
bung” wit den Worten: et vide supra in titulo de 
injuriis sub rubrica de libellis famosis, In dem ans 
geblihen Salwechterſchen Criminaltractat nun, welcher 
blos Perneder’s criminaliftifhen Anhang giebt ,. fehle 
auch die Lehre von den njurien; aber in Abfchn. III. 
cap. 17 iſt Perneder’s, auf deflen Inftitutionen ſich 
beziehendes, Eitat wörtlich abgedruct, fteht alfo kopflos 
abgefhrieben: et vide supra in titulo de injuriis sub 
rubrica de libellis famosis. 
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durch Rechtsfälbe erläutert. 
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Zur Lehre vom Bekennkniſſe. 
Je weniger überall die geſetzlichen Beſtimmungen Anſpruch 
machen fönnen , eine Vollftändigfeit dem Umfange nach zu 
gewähren, je weniger fie felbft fiir Die Fälle, auf welche 


ſie ſich beziehen follen, Ihrer Wortfaffung nad) geeignet find, 


als durchaus erfhöpfend zu gelten, defto mehr bedlirfen 
fie einer wiſſenſchaftlichen Erläuterung, die aus der Erfah⸗ 
rung und dem, was hier Pragis Heißt, ihre Grundlagen 
entnimmt. in in vieler Hinſicht merkwürdiger Rechtsfall, 
deſſen Mittheilung fie jetzt zu weit führen würde, giebt 
mie den Stoff zu einigen kurzen Bemerkungen, die das 
eben Geſagte beftätigen, und zeigen werden, wie ein Ges 
ſetz, deſſen wörtliche Auslegung für viele, für die meiften 
Fälle ausreichend, und den Brundfägen der Gelechtigkeit 
entſprechend ift,, In einer beftimmten Vorausfegung einmal 
eine abweichende, wenigſtens umfaflendere Auslegung erfah: 
ren müfle, tvenn es darauf anfommt, den Beift und Sinn 
dee Verordnung gegen den Mißbrauch in Schug zu neh⸗ 
men, dee mittelft duchſtäblicher Auslegung gemacht werden 
fote, Diejeriigen freilich, welche im Strafrecht nicht ans 
ders, als wo ein beftimmted Strafgefeg vorliegt, ein Vers 
brechen annehmen, die jede Analogie verwerfen, werden 
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der buchſtäblichen Auslegung den aueſchließenden Werth 
beilegen, den wir derfelben, wo fie ausreicht, wie fich vers 
ſteht, mindeftens vorzugsiveife einräumen mäflen. Aber 
ohne weifel würden ſelbſt. dig. -Begner unſerer jetzt näher 
zu begk indenden Anſicht hicht widerſprechen, wenn wir im 
Voraus erinnern, daß hier nicht von Strafgeſetzen im eng⸗ 
ſten Sinne, von f. g. Pönalfanctionen,, ſondern von Pros 
zeßgefegen die Rede fey, deren Einfluß auf das materielle 
Recht übrigens nirgends verfannit nierden darf. Noch 
mehr, man wird auch.einen Umftand zugeben müſſen, je 
nach der Beſchaffenheit des Geſetzes, oder der Rechtes 
quelle, die Der. Anwendung 3w Grunde gelegt wird. in 
eigentliches, beſonders ein neueres Geſetz, vornehmlich 
wenn es in ſcharfer Wortfaffung den Umfang feiner An⸗ 
wendbarkeit beſtimmt, und jeder, denſelben Gegenſtand be⸗ 
rührenden alten Verordnung, Auslegung u. ſ. w. entge⸗ 
gentreten ſoll, wird anders behandelt werden ‚miilfen, ‚cold 
die Beftimmung. eine ältern Rechtsduches, eine Aufzeiche 
nung herkommlicher Rechtsanſi chten, wie z. B. die Peinl. 
G. O., welche nirgends den frühern geſchichilichen, wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen und politiſchen Zuſammenhang abſchneidet. 
Selbf.wenn hier nicht überall auf andere Quellen und den 
Raih der Rechtsverſtändigen derwieſen wäre, würde ſchon 
die Faſſung des Werkes und, feine nächſte Behimmung, 
eine Anweiſung auch für den Ungelehrten zu fen, es 
nothwendig machen, an die Stelle einer buchſtaͤblichen Aus⸗ 
legung, in manchen Fällen eine andere treten zu laſſen, 
theils nach der wahren Abſicht des Geſetzgebers, theils 
nach den eigends aufgehobenen Quellen, und dieſes ‚wird, 
unbeſtreitbar der Fall fepn dürfen und. möiffen, mo Re 
geln, die der Begriff und die Natur der Sade an die 
Band giebt, in die beengender Seffeln des Worts gebannt 
find, in einer Weife, welche oft genügend, dann irgend 
einmal ihre offenbare Unhaltbarfeit befundet. 


J 
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In die Reihe diefee Beſtimmungen gehören bie von: 
em Geftändniffe (zunächft, aber nicht ausfchließend von " 
den durch Marter erpreßten) handelnden Art. 53 u. 54 
ee 9. G. O. Der erfie fchließt: „Darumb folch 
warzeychen und umbftende von den jhenen der 
eyn mifferhat befannt hat, gefragt werden, 
die keyn unfhuldiger wiffen oder fagen 
fan”; der andere aber, nachdem er eine genaue Erkun⸗ 
digung nach den näheren Umftänden zur Pflicht made 
„auff befantnuß die auß oder on marter gefchiht”, ers 
Mäct, wenn „ſich Diefelben umbſtende alfo ers 
finden, fo ift darauf wol zu merken, daß der 
"gefragt die befante miſſethat gethan hat, 
nderlia fo er ſolch umbftende fagt, die fich 
| inn der gefhiht haben begeben, die keyn 
unſchuldiger wiſſen kan“). 
Es bedarf keiner Ausführung der Gründe, weshalb 
im ſtrafrechtlichen Verfahren die Beweiskraft des Ge⸗ 
ſtändniſſes von andern Bedingungen abhängig iſt, als in 
dem bürgerlichen, wo dem Princip des Verzichts ein Ein⸗ 


u — — — 


ı) Die « entfprechenben Artikel dr Bamb. H. G. O., nämlich 6 
2.66, fimmen wörtlich überein, nur Ichterer hat anftatt „, wife 
fen tann”, — „miffen möcht”, und eben fo die Brand. 

I 96.D0. art.65.66. Gobler (ber aber hier die Artikel-um 


| | einen zucidhäßit) fagt art. 52: „ejusmodi signa et circum- 


stanliae, ab illo qui crimen fatetur, quaerantur, quae nemo 
insons scire aut loqui potest”, und art. 53: „praesertim, 
quando tales circumstantias, quae de facto contigerunt, ne- 


Ä f que insohs aliquis scire polest, profert.” Remus, na 


feiner Art, umjchreibt mehr: Art. 53 ‚„‚Ejusmodi enim si m- 
terogatur, qui vera insons est, nihil horum, ne minumum 
quidem npsse vel indicare poteril; quam intus conscjentia 
oris vultus rectus, et dictorum factorumque suorum con« 
atantia absolvet. und art. 64 „quin ab eo crimen admissurm 
sit, aut adfuerit ad minimum sociale, nemo prudens anı- 
bigere debet; pragsertim si quis eas deducat circumstantias, 
au alios, qui praesentes non fuerint, ignorare necessum 
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fluß eingeräumt wird, der bier eben fo nothwendig, ale 
dort unzuläffig ik. Die allgemeine Regel, daß Erfläs 
rungen des Angefchuldigten,, die ihm günftig find, Für ſich 
allein feinen Anſpruch auf Glaubwürdigkeit Haben, daß da 
gegen. denen, die er zu feinem Machtheil abgiebt, in dei 
Annahme, er fey durch das Gewicht der Wahrheit, durch 
die Stimme des Gewiſſens, durch das Bewußifeyn feine 
Schuld und Strafbarfeit zum Zeugniß wider fich felbft ge 
nöthigt, Glauben beizumeſſen fey: diefe Regel leider is 
letzterer Hinficht eine durch die Natur der Sache geboten: 
Beſchränkung, deren Inhalt wir oben mit den Worten dei 
P. G. O. angegeben haben. Es genügt alfo nicht, dal 
der in den Stand der Anſchuldigung Verfegte ein Befennt 
niß der fraglihen That ausfpreche, das aus mancherle 
Veranlaſſungen gegen die Wahrheit abgelegt ſeyn fann ”). 
ed foll diefes vielmehr, anderer Erforderniffe nicht zu ge 
denken ’), ein f. 9. fubftantiirtes, d. h. es foll von den 
Angeber folcher mit dem concreten Zhatbeftand in Verbin 
dung ftehenden Umftände begleitet feyn, deren Ermittelung 
auf noch anderm Wege, durch die Thätigfeit des Unter 
ſuchungsrichters *), zur Prüfung der Richtigkeit der Aus 
fage, alfo entweder zue Betätigung des Geſtändniſſes 
oder zur Widerlegung dienen Eönne °), in welchem legteı 





2) Feuerbach aktenmäßige Darftellu ürdiger Verbre 
PT. Fa rſtellung merkwürbiger Ve 
8) Mein Lehrb. des Crim. Prozeſſes. $. 107f. Mittermate 


die Lehre vom Beweiſe im. 
180 . un eweife im. deutfchen Strafprozeffe (Darmftad 


4) ©. Note 1. und P. G. O. art. 60: Bamb. art. 7%. Brand 
art. 72, Die Erkundigung ſoll hier ftets von Amts wegen 
erfolgen, und wenn ein Ankläger aufgetreten iſt. 


8) P. G. O. art.51. Bamb. u. Brand. art.67. „tem erfindet ffd 
aber in obgemelter erfundigung, daß die befannten umbftende mi 
wahr weren, ſolch unwahrheit fol man dem gefangen fürhalten — 
dann je zu zeitten die ſchuldigen die umbftende der miffethat unwar 

ich anzengen, und vermeynen, fie wollen fih damit unfchuldii 


« 


| 
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halle dann der Erfolg lehrt, daß man es nicht mit einem 
beſtändniſſe in rechtlicher Bedeutung, fondern mit einem 
"meter dem Scheine defielben verborgenen Päugnen , mit 
. ner auf den Vortheil des Ausfagenden berechneten Erklä⸗ 
tung zu thun habe. | 
Man’ fönnte geneigt feyn, diefe fo natürliche Kordes 

. tung, die fchon früher anerfannt wurde (und inneueren Ge⸗ 
ſeygebungen, die eine beftimmte Beweistheorie aufftellen, 
wiederholt wird), fediglich aus dem Zufammenhange mit 
der Anwendung der peinlichen Frage zu erflären, daß näms 
ı ih, fo wie. das Dafeyn folder dem Gerichte aus andern 
Senntnifquellen defannter Umftände — Anzeigen — zur 
Folter, um ein Geſtändniß zu erpreffen führen foll, fo 
umgefehrt, das Befenntniß von der Angabe ſolcher Ums 
fände, mie fie bezeichnet find, begleitet ſeyn müſſe, weil 
ihm fonft als erzwungenen nicht zu glauben fey. Die Vers 

ı theidiger dieſer Anficht folgern dann aus dem Wegfallen 
der peinlichen Frage auch das jenes Erforderniſſes. Dies 
: fed widerlegt jedoch die Beftimmung des art. 54, welche 
ſich gleihmäßig auf das erprefte und auf das freie Bes 
kenntniß bezieht. „Atem, fo obgemelt fragſtück auff bes 
fonntnuß die auß oder on marter geſchieht, gebraucht 

‚ werden, So foll alfdann der richter an die end ſchicken, 
und nach den umbftenden,, fo der gefragt, der befanten 
| mifethat halber erzelt hat, fo vil zu gewißheyt der war⸗ 
‚ heit dienftlich, mit allem fleiß fragen laſſen, ob die be 
t 





b fo der erfundigung nit wahr erfunden worden.” — Hier iſt 

die Rede von einem Belenntniß der fraglichen hat, wegen 

welcher die Iinterfuchung Statt findet, welches zu dem angegebes 

nen Zwede von unrichtigen Angaben begleitet if. Außerdem 

ann 3.3. um dadurch in Bezug auf die gegenwärtige ſchwere 

1; Anfchuldigung ein alibi zu behaupten, eine minder flrafbars 

t That, die zu der fraglichen Zeit an einem entfernten Otte ver⸗ 

- übt war, durch faliches Geſtändniß übernommen werden, mo 

* begreiflich nicht jenes Intereſſe vorhanden iſt, daß die Angaben 
3. falſch erfunden werden, 
OL acc 
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kantnuß der obberürten umbſtende war fein oder nit, da 
fo eyner anzeigt die maß und form der. miflethat als t 
‚zum theyl gemelt iſt, und fich diefelben umbftende alſo 
finden, fo ift darauf wol zu merken, daß der gefre 
die befanten miflethat gethan Hat, fonderlich fo er fo 
umbftende fagt, die fich in der gefchicht Haben begeben, | 
keyn unfchuldiger willen fan.” 


Aber auch abgeſehen von diefer ausdrücklichen Beſti 
mung, die fi nicht auf das erpreßte Bekenntniß befehrän 
würde daffelbe aus allgemeinen Gründen und den I 
9. ©. D. zu Grunde liegenden, .gefchriebenen und andı 
Quellen folgen °), und wir find ſchon hier berechtigt, d 
Sinn des Gefeges an die Stelle des Buchftaben treten 
laſſen. Das andere Extrem zu der Anficht der Entbel 
lichkeit jener Controlle feit der Aufhebung der Tortur wi 
die Behauptung der Unerläßlichfeit derfelben unbedin 
und in allen Fällen, fo dag einem Geftändniffe nie 
glauben wäre, bei dem entweder folche Specialitäten ni 
angegeben wären, oder die angegebenen 5. B. wegen 1 
Länge der Zeit, die zwifchen der That und der Unterſuchn 
liegt, wegen vielleicht abfichtlicher Bertilgung der Spur: 
nicht mehr verfolgt und in ihrer Richtigkeit hergeftelle w 
den könnten. Richtig iſt es zwar, daß in ſolchen Fäl 
die größte Vorficht zu beobachten fey, daß, wo es ni 
5108 auf die Urheberfchaft, fondern auch auf den Bew 
des objectiven Thatbeftarses anfommt, eher eine Unve 
ftändigkeit, unter Umftänden felbft das Nichtdafepn defl 
ben angenommen, daf endlich im Zweifel die dem An, 
ſchuldigten günftigere Kolge erfannt werden wird; aber 
bleibt nichts deſtoweniger anerfannt, daß jener Mang 
vornehmlich wenn der Grund defielben gehörig erhellt, fi 





6) SCi. D. de quaestionibus. 
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Hinderniß ſey, einem fonft glaubwiir digen Seftändnifie die 
gebührende rechtliche Wirfung beizulegen ’). 

Ferner aber, wenn das Geſetz etwas ale Örund ans 
gebt, wonach an der Richtigkeit des Geftändnifles nicht ges _ 
meifelt werden kann, fo ift dieſes nicht in dem Sinne einer 
außfchließenden und unerläßlihen Bedingung, nicht fo aufs 
: geftelle, als wenn ohne diefelbe jenes gänzlich unbeweifend 

ſey, vielmehr wird es auf die Befchaffenheit des befondern 

Falles anfommen, und hier, tie fonft, dee Buchftabe de6 
Geſetzes das richterliche Ermeſſen nicht beengen dürfen. 
5 Der Buchftabe fteht Hier überdies nicht im Wege. 
Das Sefek fagt nicht, daß nur dann dem Geftändniffe 
‚ moglauben fey, wenn dergteichen Umftäinde angegeben wors 
‚. den, die fein Unfchuldiger willen fann, — fondern daß, 
| wenn diefes der Fall fen „fonderlich ſo er ſolch umb⸗ 
ſtende ſagt“ — wohl fein Zweifel gegen deffen Richtigken 
obwalten könne. 
Es iſt alſo hier nur ein Hauptgrund hervorgehoben, 
der die Beruhigung gewährt, daß die Sache fi) gewiß fo 
verhalte, wie fie angegeben wurde; es wird aber dadurch 
nicht die Glaubwiürdigfeit des Geftändniffes aus noch ans 
dern Gründen geläugnet. Wenn man nun nicht auch hier 
die Beftimmungen wieder zu fehr ins :Allgenwine zöge, 
wenn man vielmehr berücfichtigte, daß gewiſſe Verbre⸗ 
chensarten und Fälle zu folchen Angaben gar nicht Raum 
laſſen, daß nicht felten ſolche Umftände, wenigſtens nicht 


T) Eine nur fcheinbare Ausnahme, wo felbft hier. das bloße Ge⸗ 
ſtäündniß genügte, würde z. B. dann eintreten, wenn gleich 
nach der That der Beweis fo weit. in ‚Anfehung des objectiven 
Zhatbeftandes hergeftellt worden wäre, als es ohne Rüchtcht auf auf 
den Thäter möglich war, .wenn eine ſ. g. prohatio in perpe- 
iuam rei memoriam Statt fand;'' hier tft theils, wenn der 
ſpäter entdeckte Urheber beftimmte "Anpaben nacht, eine Gons 
trolle mög thells,, fo fern nur fonft das Geftändmiß den ae , 
feplichen Erfordernifien entfpricht, das Eingehen in iede, jegt 
nicht mehr herzuſtellende Einzinheit entbehrlich. 
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durch die Ausfage des Schuldigen, fondern durch Zeugen :c. 
hergeftellt werden, fo wiirde man nicht jenen Artikeln einen 
buchftäblihen Sinn unterlegen, der in gewiſſen wenn 
auch feltenen Zällen geradezu dem wahren Rechte widers 
fpräde. | Ä » 
Betrachten wie nämlich näher die Mifiethaten, von 
denen in unſern Artikeln die Rede ift, fo werden wie zuge⸗ 
ſtehen müflen, daß diefelben vornehmlih die f. g. .de- 
licta facti permanentis °) bezeichnen, wo in den Neben⸗ 
umftänden der Dertlichfeit, den durch die That felbft her⸗ 
beigeführten @rfcheinungen, eine Reihe von f. g. ſtummen 
Zeugen auftreten, die, ſofern, um bei dem Bleichniß ſtehen 
zu bleiben, der Angefchuldigte gegen deren Zuläffigfeit 
und Glaubwürdigkeit nicht einzuwenden vermag., nicht 
als bloße Anzeigen wirken, fondern duch fein Geſtändniß 
anerkannt, oder vecht erfi zur Kenntniß gebracht, eine fo 
unzweifelhafte Beftätigung darbieten, daß fie zur völligen 
Weberführung dienen, das Geſtändniß felbft gewiflermaßen, 
als die neu hinzutretende Genehmigung und logifhe Eins 
eäumung, entbehrlich erfcheinen laffen, und wenn die Wills 
kür deffelden fich Hinterher in einem unbegründeten Widers 
eufe äußert, zur Widerlegung gebraucht werden °). Zwar 
läßt fich auch bei dem ſ. g. delicto transeuntis’die Uns 
gabe von @inzgelnheiten, die zur Eontrolle dienen, denken, 
aber felten von foldhen, die außer dem Schuldigen Riemand 
wiſſen oder fagen Fann ). 


8) Die P. G. O. art. 48, 50—52 nennt als Beifpiele Mord 
u Brandfiftung, Zauberei, wonach zufolge art, 5$ 
Ghnliche Erforfehungen in andern Fällen „nach gelegenheyt jeder 
chen? anzuftellen find. Die im art. 49 genannte Verräthes 
vei kann zu der einen wie zu der andern Klafle der Verb 
gehören, wie denn überhaupt die Eintheilung ſchwankend iſt. 
9) Arg.L. 1. $.1. D. de guaestionibus. L. 16. Cod. de poenis. 
Mein Lehrbuch 4. 10. 1 . 137. 
30) 3. 8. die nähern Umfläude unter denen eine Gottesläfterung, 
eine Injurie vorgefallen, die Gelegenheit, der Ort, die ans 
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Nun wird aber offenbar dem. inne Gewalt angethan 
wenn, wie in dem Kalle gefhah, der eine Veranlaſſung zu 
dieſer Crörterung ‚giebt, auf die Worte: „Umftände, die 
fein Unfchuldiger wilten kann” , ein folches Gewicht gelegt - 
wird, daß man zur Vertheidigung, und um die Gültigkeit 
eines abgelegten Geſtändniſſes anzufechten, um einen fpäs 


: tern Widerruf lediglich dadurch zu unterfiügen ; behauptet, 


das Geſtändniß fey unwirffam , wenn fich zeigen läßt, "die 
angegebenen und in Wahrheit befundenen Umſtände feyen 
aud) Andern, auch Unfchuldigen befannt geweſen, und 
daraus Die fonderbare Kolgerung zieht, daß auch: der. Ge⸗ 


ſtehende unfchuldig feyn, und fie nicht aus dem Wiſſen feiner 


That, nicht aus dem eignen Schuldbewußtſeyn geäußert 
haben müfle, als ob nicht das @ine und das Andere verein⸗ 
dar, als ob es nicht möglich wäre, daß. Einzelnheiten dem 
Thäter und zugleich Andern befannt feyn könnten, z. B. 
wern er , ohne es felbft zu willen, von verborgenen Zeugen 
beobachtet worden wäre, menn er eine Dertlichfeit. bes 
ſchreibt, die ihm felbft, unabhängig von der That, aus 
fäherm Aufenthalt eben fo wie andern Hausgenoſſen oder 
am Orte Verfehrenden, befannt wäre. Bleiben wir bei 
diefem letzten Falle ftehen.  Befanntlich wird, wenn man 
Berdachtögründe gegen eine beftimmte Perfon, als muth⸗ 
maßlichen Urheber einer fraglichen That verfolgt, zu ber 
man fich übrigens derfelben verfehen fann, auch dee Um⸗ 
fand. mit in Berückſichtigung fommen, ob einem folchen 
duech dem Gerichte Fund getvordene Verhältniffe,. oder ab⸗ 
fihtlich Hierauf gerichtete Bemühungen, die Belegenheit 
des Ortes, Aufenthalt und gewohnte Lebensweiſe der Bes 


weiend geweſenen Perfonen, die vor und nachher geführten Ge⸗ 
fpräche, Aeußerungen, Handlungen u. f- w. laſſen fich allerdings 
von dem Schuldigen und von Andern augeben , und find bei der 
Priifung der Erflärungen zu benugen — aber fie find nicht 

- folche, die nur.dem Schuldigen, die nicht auch einem üUnſchuldi⸗ 
gen bekannt ſeyn können. a 





\ 
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wohner 5. £. w. fo hinlänglich bekannt waren, daß ihr hies 
durch eine beſonders erleichterte Möglichfeit das Verbre⸗ 
hen. zu verüben, vieleicht auch dadurch ein befonderer Reiz 
‚im der. Unternehmung gerorden ſey. Wenn nun ein fols 
cher Verdacht in der Folge durch das motivirte Geſtändniß 
beffätigt wird, wäre es nicht ein Widerfpruch, dem legtern 
Deshalb Blauben zu verfagen, weil diefe angegebenen Um⸗ 
ſtande von der Art find, daß fie auch einem Nichtſchuldigen 
‚ oder dem Geſtehenden, noch ehe er fchuldig geworben ift, 
befannt ſeyn fonnten? Und follte wirklich der geführte 
Defenfionsbeweis einer folchen gar leicht möglichen Bes 
Panntfchaft mit den Umftänden Hinreichen, ein fonft güls 
tiges in. fi zufammenhängendes, anderweitig unterftügtes 
Geftändniß feinee Beweisfraft zu berauben,, wenn nicht 
noch andere Gründe derfelben entgegen s und einem Wider⸗ 
eufe zur Seite ftehen? Oder, mit andern Worten, wird jenes 
Erforderniß, welches, wenn es vorhanden ift, jeden mögs 


»  kichen Zweifel befeitigt ") — die Bedeutung einer Bedins 


gung erhalten dürfen, ohne welche nie dem Geftändnifle 
ju trauen wäre? Dies würde allen Srundfägen über den 
Beweis entgegen fenn. 
:.1.&8 macht aber auch die Vieldeutigkeit der in den Quel⸗ 
len wiederholt gebrauchten Bezeichnung „Umftände” , noch 
eine genauere Unterfcheidung nothwendig. Darunter find 
nämlich zweierlei zu-verftehen: 
4) Umftände, die fi) mehr auf äußere Berhältniffe bes 
ziehen, aber feld von der fraglichen That unabhäns 


— . 

‚3 P. G. O. art, 58 „fo iſt darauf wol zu merken, daß 
der gefragt die bebanten miſſethat gethan hat, fonderlicdh fo e 
ſolch umbftende fagt” ober pie es Remus überträgt — „quin 

ab eo crimen admissum sit etc. nemo prudens ambigere de- 

- bei.” und art. 60: alpbann If ift demfelben befanntnuß onzweifs 
retich beftendiger weiß zu glauben” u.f.w. Gobler art. 59: 
qua nimirum confessioni sine dubjo firmiter credendum.” 

Koma, art 60: ‚„tunc firma fides eonfessioni tuto adhi- 
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gig find. Hieher gehört befonders die genau zutref⸗ 
fende Schilderung einer Dertlichfeit, 3. B. der Lage des 
Hauſes und Zimmers, Dee Stand des Schrankes, worin 
ein Einbruch verübt worden, die dafelbft befindlich ge⸗ 
wefenen Gegenftände mw. f. w. Solche Aeußerlichkeit, 
wenn fie der Geftehende. richtig angiebt, dient freilich 
. zue Befätigung, fo wie, im Gegentheil deren Nicht⸗ 
übereinftimmung mit der @rklärung des Angefchuldigten 
- dem Geftändnig wenigftens diefe Unterftfigung entziehen, 
und daflelbe in der oben geſchilderten Eigenſchaft einer 
Abläugnung ericheinen laffen würde, — aber es wird 
- dem fonft glaubhaften Geftändnig dadurch nicht fein 
Werth genommen , weil die Kenntniß diefer Beichaffens 
heit von dem Thäter,, nicht erft durch die Verübung der 
Miſſethat ermorden ift, 3. B. wenn diefer ein ehemalis 
ger Hausgenoffe, Dienfibote u.f. w. war. Daß folche 
Umftände mit zu denen gehören, deren Erforfchung dem 
Richter zur Pflicht gemacht wird, bedarf, felbft nach 
den in der P.G. O. angegebenen Beifpielen, einer Aus⸗ 
führung, und folgt ſchon aus der Natur der Sache, 
Auch führen die Eommentatoren diefes mit als folde 
an) | 
.2) Umftände, Erſcheinungen, Begebenheiten w ſ. w., 
die erfi Durch die VBerübung der That, wos 
zu auch die Vorbereitungen und Verſuchs— 
handlungen gehören, hervorgerufen wers 
den und ohne fie gar nicht in diefer befondern Weife, 
wie man fie vorfindet, eriftiven würden. Diefe find es, 
von denen der Art. 54 fagt: „die ſich in der gefchicht 
haben begeben” und von denen es heißt: „die keyn 
unfchuldiger wiflen fan” *). Nun iſt e8 zwar ficher, 


12)-&. Boehmer Medit. C. C. C. Art. 53. 54. 


18) Senen Zuſatz, den der Art. 54 mit dem Worte „fonberlich” 
einleitet, enthalten die andern Artitst nicht, und nach dicke 
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daß wohl nichts geeigneter ſeyn wird, als wenn derglei⸗ 
. den Umftände mit dem Geftändniß ausgeſagt, wenn 
dieſe als richtig befunden werden, und es wied oft .der 
Sall ſeyn, daß fie nur dem Schuldigen, nicht einem 
.: Deitten bekannt feyn können. 3. B. der einer Tödtung 
Angeſchuldigte bekennt die ohne Zeugen verübte That, : ins 
dem er zugleich angiebt, welches Werkzeuge er fich bedient, 
wie viel Streiche oder Stiche. ꝛc. und an welche Körpers 
‚ theile er fie dem Verletzten gegeben habe, und man fins 
- det bei der gerichtsärztlichen Unterfuchung eben fo viele 
« Bunden an den bezeichneten Stellen des Leichnams, die 
,‚ völlig mit dee Beichaffenheit des. gefiändigermaßen' ges 
. brauchten Werfzeugs, und der Art des Gebrauchs, zu⸗ 
fanmentreffen. Es if dann dem Sinn und Buchftaben 

des Geſetzes entfprochen, daß einem auf folche |Weife fubs 
ſtantiirten Geſtändniſſe Fein Zweifel entgegenftehe.. 


Indeſſen, wenn ſich zeigen läßt, daß ungeachtet der Ans 
gabe folder Umftände dennoch die Mögfichfeit and felbft 
Wirklichkeit der Befanntfhaft, auch Dritter, mit den 
felden Statt finden fönne, ohne daß fie deshalb das Ge: 
wicht verlieren, welches ihnen die Angabe durch den Ges 
ſtehenden verleiht, fo wird man zugeftehen miiffen, daß man 
nicht bei diefen Worten ftehen bleiben, und nicht nur in 
der Wiffenfhaft au Anderer den Grund finden dürfte, 
dem Geftändniß (wenn nur fonft fein Mangel der gefeb- 
fihen Erforderniffe obmwaltet) feinen Werth abzufprechen. 
Es wird feiner Ausführung bedürfen, daß bei Verbrechen, 
die in Gegenwart von Zeugen begangen wurden, z. B. 





find denn jene Umſtände auch in der unter Nr. 1 angeführten 
Bedeutung zu nehmen; während die zweite allerdings richtiger, 
aber nicht die ausfchließende iſt, wie fchon aus dem Worte „fon: 
derlich“ fo viel als „vornehmlich“ oder „insbefondere” fich er⸗ 


. giebt. 
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wenn an einem öffentlihen Wergnügungsorte, der viele 
Bäfte vereinigt, ein Streit unter Einigen entfleht, welcher 
iu einer Schlägerei führt und mit Verwundungen oder 
einem Todefchlag endigt, jene „umbftende, die fih in der 
gefchicht Haben begeben” auch den unfhuldigen Zeugen des 
Auftritt befannt ſeyn Fönnen, und dennoch) von dem Schul⸗ 
digen, fo weit er felbft fich ihrer ‚bewußt ift, ausgefagt 
werden Fonnen, dann diefelbe rechtlihe Wirkung  denr 
Geſtandniſſe gebühre, obgleich nicht die Worte des Ge⸗ 
ſetzes erfüllt find, „die Bein Unfchuldiger willen fan.” Ya 
es fann fommen, wie die Erfahrung beftätigt, daß ders 
gleichen bei der Geſchichte Statt gehabte Umſtände den 
dritten Unfchuldigen beſſer befannt find als dem licheber, 
der fie, felbft ohne die Abficht zu läugnen oder Doch nicht 
vollkändig zu geftehen, nicht felten wirklich außer Stand 
it, anzugeben. Bei Uebertretungen, die nicht in ruhiger 
Neberlegung der Wahl der Mittel, der Urt der Ausfüh⸗ 
zung, des Zweckes, fondeen in der Aufregung des Augen⸗ 
blicks, im Zorn u. f. w. begangen werden, ift es fehr häus 
fig der Fall, daß der Thäter, ohne deshalb zurechnungslos 
zu.feyn, das Bewußtſeyn jener @inzelnheiten des Auftritts 
nicht Hat, oder daß es ihm entfchmwinder, und fo if es 
- Dann möglich, daß gerade der Schuldige nicht fagen kann, 
was die Unfchuldigen willen, welches Werkzeuge er fich bes 
dient, wie viel Streiche er gefiihrt Habe und wohin, wähs 
send jener 3. B. nur gefteht, er babe im Zorn nach dem 
nächften Werkzeuge gegriffen, er wille nicht was es ges 
weſen ſey, er habe damit blindling® zugefchlagen, er könne 
nicht fagen, wie oft und an welche Stellen u. f. wm. Dafs 
felbe gilt auch, wenn dritte Perfonen, außer dem Ange⸗ 
ſchuldigten, von deflen Geſtändniſſe wir hier fprechen, nicht 
unf&uldige Zeugen der That, fondeen Theilnehmer in gleis 
chem oder entfchiedenem Grade find, alfo wenn bei einer 
That mehrere Perfonen als Miturheber oder ald Gehüls 


a‘ 
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fen des Hauptthaters berhelligt find “). Wollen wir, Im 
Beziehung auf einen fraglichen Act des ganzen Verbrechens, 
der einen Diefer Mehreren allein zur Laſt fällt, z. B. nur 
einer hat dem räuberifh Angefallenen die tödtlichen Wuns 
den beigebracht, die Andern hielten ihn, nur einer bat 
Hei dem Einbruch gemwiffe Schränke oder Kiften erbrochen, 
Die: Andern nahmen nur. an dem eigentlichen Diebftahl 
heil, — wollen wir, fage ih, in diefer Beſchränkung 
die Uebrigen für Nichtfehuldige nehmen, ‚wie fie es det 
BVBorausfegung nach find, fo haben wir ein anderes, nicht 
feltenes Beifpiel,. daß die Angabe der näheren Umftände, 
außer von den Schuldigen, auch von Andern erfolgen Pönne, 
Daß es wohl wieder nicht zutrifft, von Umftänden zu fpres 
hen, „die Feyn unfchuldiger wiſſen und fagen:fann.” 

Mie leihe nım ein Beharren an dem Worte. des 
Geſetzes zu irrigen Folgerungen führen fönne, wie viel 
BVorficht nothwendig fey, um auf ſolche Weife nicht ents 
weder einem, fonft glaubhaften Seftändnifle feine Kraft zu 
benehmen, oder der Seldftbefchuldigung eines Nichtbetheis 
ligten oder minder Betheiligten, der allenfalls ein Interefle 
Haben könnte (etwa aus Lebensüberdruß, oder den der 
wahren und mehr Schuldigen der Strafe zu entziehen), ſich 
die Schuld anzudichten — gegen die Wahrheit Glauben 

beizumeſſen — bedarf feiner Ausführung. 
Der wahre Sinn des Gefeges ſcheint mir, um jene 
Mißdentungen zu verhüten, fo ausgedrückt werden zu 
können: 

Der Geſtehende ſoll durch zweckmäßige Fragen veran⸗ 
laßt werden, die näheren Umſtände anzugeben, und in die⸗ 


14) Dieſes Verhältniß hat Remus gut eingeſehen und daher in 
ſeiner Paraphraſe, zwar nicht recht Überfept, aber den Sinn 
befier gegeben, indem ey ad art. 54 fagt: „ quin ab eo erimen 
admissum sit, aut adfuerit ad ıninimum socius, Aemo pru- 


dens. ambigere debet” etc, ©, oben Rote l. 
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fem Kalle genügt es, wenn er ſolche ausfagt, deren 
Kenntniß bei ihm fib aus der Berheiligung 
bei der That erklärt. Nicht darauf fommt ed an, 
eb auch Andere diefe Umftände wiſſen Fonnten oder niet, 
ob fie auch den Schuldigen felbft auf andere Weife bes 
Fannt feyn konnten, fondern ob, von allem diefen adges 
fehen, ihn jet fein. Verbrechen in den Stand fegt, dergleis 
den Umftände auszufagen. Es wird dann die Glaubwür⸗ 
digfeit des Geftändnifles nach allgemeinen Grundfäßen zu 
prüfen feyn. Nun ift e8 zwar nicht zu läugnen, daß der 
Biweifel an der Richtigkeit am ficherften gehoben wiirde, 
wenn er ſolche Umftände ausfagt, und ſich diefelben in 
Wahrheit erfinden, die ſich in der Sefchichte Haben begeben, 
die Pein Unfchuldiger willen kann. Allein man darf nicht 
überfehen, daß das Geſetz diefes nicht als eine unerläßliche 
Bedingung aufftellt, daß er folche Umstände ausfagen 
müffe, fondern e8 fagt nur — „es fey derfelben befannt: 
nuß unzweiflich beftendiger weiß zu glauben”, wenn er 
folhe mwahrhafte Umftände angiebt, und an einer andern 
Stelle '*) wird noch die nothmendige Befchränfung hinzus 
gefügt „Fonderlich, fo er folche umbftende fagt” u.f. w. 

Es wird daher auch von den Sommentatoren, fo meit 
fie iiberhaupt in die fpecielle Erläuterung der hieher gehöris 
gen Artikel eingegangen find, und nicht, wie meift ges 
ſchieht, der Sinn ihnen ganz unverfänglich erfcheint, mit 
Mecht behauptet, daß die Dffenbarung von Geheimniſ⸗ 
fen fein weſentliches Erforderniß eines zur Verurthei⸗ 
lung hinreichenden Bekenntniſſes ſey. Namentlich ftellen 
dieſes Kreß und Böhmer auf"). Die Bemerkungen 
Böhmer’s dienen fo fehr zur Beftätigung der Hier aus⸗ 


15) Art. 60 mit 53, 54. 


16) Comm, succincta in C. C. C. Art. 60. und ie Boebmer 
ed. in C. C. C. Art. 60, 
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geführten Anſicht, und zur Ergänzung meines Verſuches, 
Daß ich fie in der Rote beifügen zu dürfen bitte “). oo 

: Sollten nun freilich dergleichen Umftände,, fie mögen 
in die erfte oder andere Klaffe gehören, von dem Angefchuls 
digten mittelt Suggeftionen erhoben feyn, fo würde 
eine Sontrolle fehlen, und eine Gefahr entftehen, die unter 
Vorausſetzung der peinlihen Frage doppelt groß wäre; 
"Das im art. 56 ausgefprochene Verbot der. Suggeftionen 
bezieht fich hierauf, ohne jedocdy auf das durch die Kolter 
erpreßte Geſtändniß befchränft zu feyn, ‚wie Manche jest 
annehmen. Nur fo viel ift richtig, daß theild Suggeftionen 
nicht immer fchädlich find, auch in der Regel den Unfchuls 
Digen, fo wenig wie captiöfe Kragen veranlaflen werden, 


’ . 





17) 5. II. „„Licet vero tola vis confessionis in reperta veritate 
circumstantiarum, quibus reus factum circumscripsit, con- 
sistat, non iamen existimandum, hoc de illis tantum capien- 
dum esse, quae arcana, nemini nisi autori nota, continent, 
verum idem officium praestare quae vuigares sunt, at reapse 
existunt. Multum tribui potest notitiae arcanorum, inpri-. 
mis si executio delecti tam arlıfiscose facta, ut ejus possibi- 
litas captum judicis, nedum artificis, sine rei gestae substan«= 
tiali narratione, transcendat, ceu in praesumto furto vio- 
kento contingere solet, si illaesa vincula repugnant, vel 
eoruın solutio alias miraculosa est, nıhilominus tamen eo 
tantum adminiculatur, et singularem efficaciam confessioni 
tribuit, non vero neque adeo necessaria est, ut sine ea de 
fide desperandum; — Si ex arcanis sola verilas penderet, _ 
actum esset cum condemnatione eorum, qui palarn deli- 
querunt, sed ob inhabilitatem testinm convinci nequeunt, 

. qui impune caedem, dolum malum, omnesque facti circum- 
stantias, quae arcana non continent, confiteri, et simul 
moram condemnationi facere possent, quod valde pericu- 
losum. Neque his refragantur verba hujus art. „die kein 
Unfchuldiger alfo fagen und wiflen ann”, „speciem conditionis 
prae se ferentia, quae ex principiis juris criminalis commu-. 
mibus, inierpretationem capiunt, nec, prout jacent, erude 
accipienda sunt, alioquin solo confessio cruciatibus extorta, 
de qua loquitur textus, non aeque confessio extra torturam 
spontanea, eodem jure ad condemnandum sufficeret, quod. 
nemo cordatus dixerit. Brevibus, ratio concludendi non 
tam in arcano, quam in veritote circumsiantiarum quae- 
renda.” 


N 
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gegen die Wahrheit etwas ihm Nachtheiliges auszuſagen, 
theild daß fie unter Umftänden mit Vorſicht angewendet, 
4. B. in der Form von Borhaltungen gegen den hartnädig 
Läugnenden, ein unentbehrliches Mittel feyn können, zur 

Wahrheit zu gelangen ). 

Das praftifche Intereſſe alles deſſen, mas bisher außs 
geführt ift, zeigt fich nun nicht nur bei der Würdigung 
des Defenntniffes an fih, fondern auch und vors 
nehmlich bei der eines Widerrufes, dem, wie fchon 
oben angedeutet worden, auf diefe Weife, Die eine Ueber⸗ 
führung zu begründen vermag , begegnet werden kann. : 

In einem Rechtefalle, der und unlängft vorgefommen, 
hatte der eines peinlichen Verbrechens Angefchuldigte nach 
längerm Zurüchalten der Wahrheit, ein Befenntniß der 
That abgelegt, und diefeß mit der Angabe der befondern 
Umftände in der bisher betrachteten Bedeutung unterftützt, 
und es hatte die Unterfuchung in jeder Hinſicht zu einer 
Beftätigung der Angaben geführt. Deflen ungeachtet 
wurde in der Kolge das mehrmals und vor verfchiedenen 
Behörden, nämlich zuerft vor dem Gericht, welches die 
Bor : Unterfuchung eingeleitet hatte, dann vor dem eigent⸗ 
lihen zur Specials Inquifition beftellten Criminal⸗Gerichte, 
abgelegte und wiederholte Befenntniß widerrufen. Die Be⸗ 
geündung des Widerrufes wurde vergebens durch die Bes 
hauptung erlittenen widerrechtlichen Zwanges, Irrthum, 
Mangel der Erinnerung, Geiſtesſchwäche u. ſ. w. verſucht. 
Der innere Zuſammenhang des Geſtändniſſes, deſſen Ueber⸗ 
einſtimmung mit den ermittelten Umſtänden, — alles ver 
bürgte deſſen Glaubwürdigkeit. Der Ausführung eines 
andern Plans, der die gefährliche Erinnerung jener, von 
dem Inculpirten angegebenen und in Wahrheit erfundenen 


18) Mein Lehrbuch des Criminalprozeſſes 5.108. Mitter⸗ 


3 a i € 4 Strafverfahren Abth. I. 9. 100, Deffem Lehre vom 
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Amptände unſchadlich machen follte, mußte nun die von 
uns als unrichtig dargeftellte mwörtliche Auslegung jener Ar: 
‚titel dienen. 0 
Der Vertheidiger machte den Schluß: wenn die Glaub⸗ 
würdigkeit ded Geftändniffes davon abhängt, daß der Ger 
fragte folhe Umftände ausfagt, die Fein Unfchuldiger wifs 
fen fann, fo muß diefelbe hinmegfallen, fobald ſich dar— 
shun läßt, daß diefe Umftände Andern, Nichtſchuldigen, 
Hichtbetheiligten befannt waren. Freilich blieb dann noch 
übrig zu erflären, wie der Beftändige felbft zu Deren Kennt» 
niß Fam und was ihn veranlafite, fie zu feinem Nachtheil 
gegen die Wahrheit mitzutheilen. Die Schwierigkeit war 
um fo geößer,, als die fragliche Begangenfchaft ohne Zeus 
gen nach dem frühern Bekenntniſſe Statt gehabt, und nun 
bei dem Widerrufe der angeblich Schuldfofe -felbft nicht eins 
mal von dem Borfalle irgend etwas gewußt haben wollte, 
bis er durch Andere davon und von mehreren ausgemittels 
ten Einzelnheiten Kenntniß erhalten hätte. Nun follte zus 
nächſt das Geftändnig, aus Mißmuth über die lange Unters 
ſuchungsſchaft, die erlittene üble Behandlung, verbunden 
mit einer Lage des Unglücklichen, die zum Lebensüberdruſſe 
geführt habe, erflärt, die Nichtigfeit aber der Ausfage, 
der aedachten wahr befundenen Umftänte aus den Mits 
theilungen erläutert werden, die jener nach und nach über 
Die Sache theils abfichtlich gemacht worden, theils zufällig 
zugefommen feyen und die er nur — um den Wunfch zu 
erreichen, veurtheilt zu werden, zu einem Ganzen, zu einer 
zufammenhängenden, glaubwürdig erfcheinenden Erzäh⸗ 
lung eines Verbrechens geftaltet habe, deſſen Dafeyn '”) 
und 





19) Der beilinterfuchungen über dad Verbrechen der Tödtung niee 
mals zu verfäumende Verfuch, den Leichnam des Entleibten von 
dem der That Verdächtigen recognofeiren zu laffen , fobald hiezu 
die Möglichkeit vorhanden iſt, der aus begreiflihen Gründen 
keinen Auffchub leidet, wird wohl nicht als eine verbotene Sug⸗ 

aes⸗ 


— — 
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und concreter Thatbeftand ihm eben fo fremd ſey, als feine 


Betheiligung grundlos. 

Wir itbergehen hier die andern Gründe ‚ bie dem Wis 
derrufe und dem fonftigen Vorgeben entgegenftanden., — 
der dann auch in allen Snftanzen verworfen wurde — und 
bleiben nur bei dem Gegenftande der bisherigen Erörterung 
fiehen. Wenn auch jener Beweis der Wiſſenſchaft Anderen 
gelang, wie denn die That mit einzelnen nähern Umftänden 
bald ruchtbar wurde und großes Auffchen in der Gegend 
machte, wenn ferner theils ermwiefen, theild in hohem Grade 
wahrfcheinlih gemacht wurde, -baß dem Angeſchuldigten 
manches darüber zu Ohren gekommen: folgt daraus, wenn 
man nicht dem Sinne jener Artikel Gewalt anthut — 
allein fchon die Glaubwürdigkeit des in jeder Hinficht den 
gefeglihen Erforderniffen entfprechenden Seftändniffes, und 
fomit die Richtigkeit des Widereufes? Wenn der Urheber 
einer Todtung, oder eines gewaltfamen Diebſtahls, indem 
er die Flucht ergriffen hätte, und ſich an einem entfernten 


: Drte vorübergehend aufhielte, etwa unerfannt im Winfel 


einee Wirthsſtube fäße, und die Geſpräche der Gäſte über die 
Begebenheit anhörte; venn ein von dem Orte den That 
tommender Reiſender Genaueres ‚über dieſelbe und über 


geſtion betrachtet werden, wenig ann liegt fe nicht in der in fich 
gerechtfertigten Veranſtaltung des Actet, wenn fich der Inqui⸗ 
rent zunächſt auf diefen befchräntt, der dem Unſchuldigen nicht 
efährlich iſt, während hinfi chtlich. bes Schuldigen cine Sewil: 
— die dem Geſtändniſſe mAh ift, wünſchenswerth 
bleibt-und Dezwedt werben darf; Vorficht ift hier, wie überalt, 
:nöthig. - Es kann-fenn,, dafı ein Schuldiger, zur Beichönigung 
eines Widerrufes, hieraus zu beweifen jucht, er habe von de 
That feloft, von "dem Zode des N. nichts gewußt, erft dadu 
nun erfahren, was der Gegenftand der Unterfuchung fey, unp 
gemuthmaßet, was man von ihm wolle, wenn man ihn zu 
einem aufrichtigen Bekenntniffe ermahnt habe; dies habe ft . 
‚ veranlaßt, fich ald Thäter anzugeben. Das weitere Verfahren 
und Verhalten des Sneulpaten wird es nicht an der Wöglichkeit 
der Prüfung fehlen laffen. 
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die Dertlichfeit und Tonftige gemachte Beobachtungen: ers 
zählte; wenn er die Lage des Berlegten, die Zahl und Bes 
fchaffenheit der Wunden, oder wenn er Die nach dem Einbruche 
vermißten Gegenftände, die Beichädigungen an den Behält: 
fliffen, die vorgefundenen Werkzeuge u. ſ. w. befchriebe ; wenn 
de anführte, Daß man gegen diefe oder jene Perfon Verdacht 
hege: — würde, fofcen fpäter der Schuldige vor Bericht 
geftellt und geftanden hätte, eine Berufung auf diefe ges 
hörten Mittheilungen, als angebliche einzige Quelle feiner 


Kenntniß, für ſich allein hinreichen, den Widerruf feſtzu⸗ 


ſtellen; indem diefer durch die Worte jener Geſetze unters 
fügt, kaum einer Begründung bedurfte ,. weil fhon das Ge: 
ftändniß, jener falſchen Auslegung nach, Darum nicht gültig 
fey, teil auch Andere jend Umftände gefannt Härten? 


Zugegeben, daß in unferm Falle der Flüchtling von 
feinen Bekannten hörte, es fey in N. ein Zodtfchlag, unter 
den Umftänden an dem A. und zwar an dem. — Tage 
verübt toorden, man habe Verdacht auf ihn, und er werde 
gerichtlich verfolgt; zugegeben, daß, nachdem er fich in ges 
richtlicher Haft befand, ‚es ihm möglich gewefen fey, eins 
zeine Aeußerungen von Leuten zu vernehmen, die iiber den 
Vorfall auf der Straße vor dem’ Gefängniß fih unter: 
hielten, es babe der nicht feltene,, tadelnswerthe Eifer der 
Sefangenwärter ihm unvorfichtig manchen Verdachtsgrund 
eröffnet, vielleicht ſelbſt der Inquirent bei feinen Vorhaltun⸗ 
gen nicht völlig die Grenzen beobachtet, welche die prak⸗ 
tiſche Erfahrung mehr für den einzelnen Fall beſtimmt, 
als daß fie das Geſetz paflend zu enge zieht: — kann, 
bei einem durch das Schuldbewußtfeyn abgenöthigten, 
glaubhaften Geſtändniß, Daraus allein deſſen Zurück⸗ 
nahme gerechtfertigt werden? 


- Wir ſtellen nicht in Abrede, daß in Fällen, wie die 


dier erzählten, die Mögligpfeit-der Andicheung eined bes 
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fimmten Verbrechens von Seiten eines Nichtſchuldigen 
eintreten könne, daß es rathſam ſey, alled zu vermeiden, 
fo welt es von dem Richter und ſeinen Untergebenen ab⸗ 
hängt, was auf Die angegebene Weiſe zur Unterſtützung 
der Behakipturig gebraucht werden ‚kann, es fen ein Ges 


fändniß gegen die Wahrheit, auf den Grund folder . 


ſelbſt unbeabfichtigter Suppediticungen, mit dem Scheine 
dee Glaubwürdigkeit abgelegt worden, daß die im ftrafs 
rechtlichen Verfahren unerläßlihe höchſte Sorgfalt °°), fos 
wohl bei der Unterfuchung , als auch bei der Prüfung der 
Ergebnifle, fomit alfo auch des Seftändniffes anzuwenden fey, 
und es wiirde unrecht feyn, wenn man nicht dem Widerrufe, 
oder dem Verſuche der Begründung deffelben, auch in diefer 
Hinſicht die gemwiflenhaftefte Berüchfichtigung widmen mollte, 
Nur darf man nicht eine offenbar falfche Auslegung eines 
Geſetzes geftatten, um dadurch dem verfchmigtern Verbres 
er, dem lügenhaften Schuldigen gegen die Gerechtig⸗ 
keit eine Waffe zu verleihen, deren fich der reuige, beſ⸗ 
fer gefinnte Schuldige nicht bedienen Fann. 





20) Zu diefer rechnen wir auch, daß dem Geftehenden, In der Pe⸗ 
riode, wo feine innere Stimmung hiezu geneigt ift, Gelegenheit 
egeben werde, fein Bekenntniß öfter zu wiederholen, befonders 
n Gegenwart noch Anderer, als der Gerichtsperfonen; und auf 
jeden Fall follte fie Ihm nicht entzogen werden, wenn er fie 
ſucht. In unferm Falle verlangte der Ungefchufbfgte nach dem 
erften Seftändniffe und unter Bezeugung tiefer Neue, eine Per- 
fon um Verzeihung zu bitten, in deren Haufe er die Zrevelthat 
verübt, und welcher er dadurch fo viel Kummer verurfacht habe. 
Wäre diefem, keinen Bedenken unterworfenen Geſuche, ents 
fprochen, und von dem Gericht auch diefe Gelegenheit vorfichtig 
benugt worden, fo würde man gewiß eine motivirte beftätigende 
Ausfage erlangt, und, wo man nicht ficher genug en 
kann, noch einen Grund mehr in Bereitfchaft gehabt haben, 
einem Widerrufe zuvorzulommen , oder dem erfolgten zu begegs 
nen. Sleiches gilt von dem Verlangen nach geiftlichem Zuſpruch, 
wenn nur, fofern diefer ohne Zeugen Statt haben fol, geforgt 
wird, daß nicht gefchehe, wogegen die P. ©. D. art. 103 
vergl. mit art. 31. $. 5 warnt. ©. auch meine hiftorifchs 
praftifchen Erörterungen u.f. w. ©. . 
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Dee Sinn und die Bedeutung des Geſetzes., wie ich 
ſie hier zu entwickeln verſucht habe, ſind auch gewiß den 
Grundſätzen des Rechts gemäß, und enthalten nichts, 
was eine Gefahr für die Unfchuld, oder eine Befchräns 
tung des mit Grund begünftigten Vertheidigungsbeweiſes 
herde tzufn hren vermoͤchte. | | 


\ 
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VI. 
Ueber 


die Zurehnungsfähigfeit jugendlicher 
Perjonen auf dem Gebiete des 
- Eriminalredhteg, | 


mie Ruͤckſicht auf deren Alten 


Von 
Herrn 3. Kitka, 
Actnar ber k. k. öſterreichiſchen Hofcommiſflon in Juſtizgeſebſachen. 


4. 1. Zu den wichtigſten Aufgaben poſitiver Straf⸗ 


geſetzgebungen gehört auch die Beſtimmung, in welchem 


Alter die Zurechnungsfähigkeit des Thäters beginne. — 
Von der Geburt an wird das Kind blos durch die Antriebe 
ſeiner ſinnlichen Natur, und daher nur inſtinctmäßig be⸗ 
ſtimmt, weil in der Kindheit das Vermögen, Begriffe zu 
bilden, zu erkennen, und zu urtheilen, noch ganz unent⸗ 
wickelt iſt. Dem Kinde fehlt fonach das zur vernünftigen 
Willensbefiimmung zureichende Bewußtſeyn der rechtlichen 
Beſchaffenheit feiner Handlungen, daher ihm auch die ohne 
dieſes Bewußtſeyn begangenen Handlungen, wenn fie gleich, 
objectio betrachtet, das Gepräge eines Verbrechens an fi 
tragen, als ſolches nicht zugerechnet werden können. - So⸗ 
bald aber dieſes Bewußtſeyn vollkommen eintritt, beginnt 
auch die Zurechnungefähigfeit des handelnden Gubjectes. 
Der Zeitpunkt dieſes Eintrittes ift fehr verſchieden, indem 
die Förperlichen und geiſtigen Anlagen, fo wie die Lies 


118 Ueber die Zurechnungsfähigfeit 


Bung , durch welche diefe Anlagen entwickelt werden follen, 
- bei allen Subjecten nicht diefelben find, wozu noch die Bes 
trachtung fommt, daß auch das Klima, die Lage und Bes 
fchaffenheit des Bodens, die Nahrung u. dgl. m. diefe Ent⸗ 
wicelung bald hemmen , bald befördern. Hieraus ergiebt 
ſich, daß der thierifche Zuftand, in welchem das Kind nue 
- Inftinetartig zu Handlungen angetrieben wird, nicht nur in 
verfchiedenen Staaten, fondern auch in einem und demfelben 
„Staate bald früher, bald fpäter aufhört, und daß es Daher 
nicht möglich ift, eine Durchgreifende, alle Fälle umfaflende 
gefegliche Beſtimmung darüber zu geben, in welchem Alter 
Die Zurechnungsfähigfeit ihren Anfang nehmen foll. 

$. 2. Es ſcheint Demnach zweckmäßiger, die Zurechs 
nungsfähigfeit von einer befiimmten Zahl der Fahre des 
Thäters nicht abhängig zu machen, fondern das Eriminals 
gericht unter Zuziehung der Aerzte in den einzelnen zweifel⸗ 
haften Fällen entfcheiden zu laffen, ob der Vefchuldigte in 
der Entwickelung feiner Berftandesfräfte bereits fo weit vors 
rüchte,, daß demfelben die von ihm verübte That als Vers 
brechen zugerechnet werden fann. Kür diefe-Anficht läßt 
ſich noch anführen, daß 3. B. oft ein kaum zwölf Jahre 
alter Thäter jenem, der bereits das funfzehnte Jahr zus 
rüchgelegt hat, an Einficht- und Urtheilsfraft weit übers 
legen ift, und daß es fich Daher bei jener Strafgefeggebung, 
welche das Alter der Zurechnungfähigkeit 3. B. auf funfs 
zehn Fahre beſtimmt, nicht rechtfertigen lafle, daß nur der 
funfjehnjährige, und nicht auch der zwölfjährige Thäter 
als Verbrecher behandelt wird, weil nach den in der Cri⸗ 
minalrechtswiſſenſchaft feftgeftellten Grundfäben gerade eher . 
dee umgefehrte Fall eintreten, in jeder Hinſicht aber der 
legte Thäter firenger, als der erſte behandelt werden 
follte. — Ducdhibie Fixirung einer beftimmten Zahl der 
Jahre ift daher — könnte man fagen — der Maafftab 
ber Beſtrafung verfehlt‘; und diefer Maaßſtab würde ges 


N 
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nau befolgt, wenn in jedem zweifelhaften Falle über die 
Zurechnungsfähigkeit nach der obigen Andeutung entſchie⸗ 
den wäre. 

4. 3. Wir können zwar die Richtigkeit dieſer Anſicht 
($. 2.) in ihrer Allgemeinheit nicht beſtreiten, müſſen aber 
zugleich die Frage ftellen, ob in Beziehung auf den Straf⸗ 
maaßſtab nicht weit verderblichere Folgen eintreten würden, 
wenn erft in jedem concreten Galle über die Zurechnungs⸗ 
fähigfeit auf die erwähnte Art entfchieden werden müßte, — 
So viel fcheint Peinem Zweifel zu unterliegen, daß man 
den Ausſpruch, ob die Ausbildung und die Einſichten des 
Thäters bereits fo weit gediehen find, daß bei ihm die 
Zurechnungsfähigfeit anzunehmen wäre, nicht den Aerzten 
allein überlaflen könne; denn es Handelt ſich nicht um die 
Ausmittelung des Wahns oder Wlödfinnes, oder übers 
haupt irgend einer, die Zurechnung ausfchliegenden Sees 
lenkrankheit, die meiftens nur dem Sachfundigen erfenn- 
bar , und über welche Daher nur er vorzugsmeife zu 
urtheilen competent ift, fondern es handelt ſich blos um die 
Erhebung, ob der Thäter durch fein Thun und. Laflen bes 
reits ſolche Einfichten und Urtheilsfräfte beurkundet, daß 
hieraus auf deſſen Zurechnungsfähigfeit mit Verläßlich⸗ 
Sichfeit gefolgert werden kann, und Da Diefe Holgerung der 
Criminalrichter theild auf Grund der eigenen Beobachtung 
des Befchuldigten, theild auf Grund der über fein Urtheiten, 
Erkennen und Handeln eingeholten Zeugenvernehmungen 
eben fo gut, wie der Arzt herleiten kann (und died um fo 
mehr, als auch der Geſetzgeber, fobald er ein beftimmtes 
Alter zur Zurechnungsfähigfeit fefftellt, die letztere ebens 
falls nur aus der Bildung des Volkes im Allgemeinen her⸗ 
leitet, ohne hierzu des Gutachtens der Aerzte zu bediüicfen); 
fo wäre es unzweckmäßig, nur die Aerzte über die Zurech⸗ 
nungsfähigkeit entſcheiden zu laflen, befonders als in dieſein 
Sale die Willfür derfelben ohne alle. Controle bleiben 
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mwürde. — Da eB aber auf der andern Seite doch auch 
mögfich ift, daß in einzelnen Fällen auch innere Krankhei⸗ 
ten, und überhaupt ſolche Dispofitionen vorhanden feyn 
können, welche als Urfachen der.fpäten Entwickelung und 
Ausbildung der Beiftesfräfte anzufehen, und vorzugsweiſe 
nue dem Arzte erkennbar find, und da iiberhaupt auch das 
Eriminälgeriht zur Beſeitigung jeder Willkür einer Eon 
teole bedarf, fo wären zur Beurtheilung der Zurechnungs⸗ 
fähigfeit auch die Aerzte beizuziehen. 
Wenn nun auch diefe wechfelfeitige Controle angenom⸗ 
men wird, fo läßt ſich durch dieſelbe doch nicht jede Will⸗ 
für, jedes Einverftändniß , jede Collufion verbannen, und 
wie erft, wenn das Criminalgericht und die Aerzte in ihren 
Anſichten nicht einig find; welche Anficht foll dann die ent; 
fcheidende feyn? Der Eriminalrichter hält den Befchuldigs 
ten für zurechnungsfähig, nachdem er ſich aus allen eins 
geleiteten Erhebungen überzeugte, mit welcher Planmäßig⸗ 
feit der Thäter zu Werfe ging, und welche tiefe Einfichten 
fein ganzes gewöhnliches Thun und Laflen bewährt. Die 
Aerzte, oder auch nur Einer derfelben ift der entgegengeſetz⸗ 
ten Meinung , weil ihm der Befchuldigte nach feinen Reden 
und nach feinem Benehmen einfältig und dumm erfcheint, 
und es daher über feine Zurechnungsfähigfeit abzufprechen 
fih nicht getraut. Ueberdies kann der Thäter, wenn er 
weiß, daß feine Beftrafulig nur von der aus feinem Bes 
nehmen adftrahirten Zurechnungsfähigfeit abhängt, feinen 
„ Handlungen ſchon vor dem Verbrechen einen Anſtrich von 
@infalt geben, um den Richter und die Aerzte bei der Beur⸗ 
theilung der Zurechnungsfähigfeit irre zu leiten, und dann 
ift diefe Beurtheilung doppelt ſchwierig. — 8 ift daher 
unzweifelbar, daß durch Die dem Richter und den Aerzten 
überlaffene Beurtheilung der Zurechnungsfähigkeit wedet 
die Willfür befeitigt, noch die Richtigkeit diefer Beurthri⸗ 
lung verhürgt werden kann, abgefehen von jenen Verzöge⸗ 
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gerungen, welche durch dieſe Ueberlaſſung in den Gang des 
Strafprozeſſes, deſſen Hauptvorzüg in der: Schnelligkeit 
beſteht, gebracht werden müßte. 

$. 4. Da in dem Falle‘; wenn das Alter zur Zurech⸗ 
nungsfähigkeit gefeglich beſtimmt iſt, dieſe Willkür, wie 
es von ſelbſt einleuchtet, nicht eintreten, und auch dieſe 
Verzögerung (mit Ausnahme jener feltenen Fälle, in wel⸗ 
&en die Erhebung des Zeugniffes tiber das Alter wegen 
Entfernung des Geburtsorteß des Thäterd, oder aus ans 
Deren Urfachen, mit befondern Schwierigfeiten verbunden iſt) 
nicht Statt finden kann; ſo geben’ diefe höchſt wichtigen 
Vortheile jener Strafgefeggebung den Vorzug, welche die 
Zurechnungsfähigfeit an ein beftimmtes Alter knüpft. Um 
. aber auch den dritten Bortheil zu erreichen, nämlich, um 
den Maaßſtab der nach einem geroiffen Alter zu beftimmens 
den Zurechnungsfähigkeit nicht zu verfehlen, muß der Ges 
feßgeber bei der Beftimmung des Alter von rolgenden 
Orundfägen ausgehen: 

a) Unter Berückfihtigung des Zuftandes der Euls 
tur der Staatsbemohner ift jenes Alter zu, beftimmen;;' in 
welchem jeder Staarsbemohner, wenn er fonft gefunden, 
durch feine Seelenkrankheit getrübten Verſtand beſitzt, 
nach allgemeiner Erfahrung fich überhaupt in feinem Thun 
und Laſſen ſelbſt beftimmt, hierbei feine Einſicht und Zwecks 
mäßigfeit beurfundet, und daher auch bereits im Stande 
iſt, die Strafbarkeit folcher Handlungen, welche für Vers 
brechen erflärt werden, einzufehen; oder mit andern Wor⸗ 
ten: Es ift jenes Alter anzunehmen, “in welchem jeder 
Staatsbürger zum Bewußtſeyn diefer Strafbarkeit bereits 
gelangt iſt. Würde fi) dagegen der Gefegeber bei diefer 
Beftimmung von der Anficht leiten laſſen, daß die Mehrs 
heit der Staatsbürger in diefem beftimmten Alter diefes 
Bewußtſeyn befige, fo wäre eine folche Beftimmung unge: . 
vecht, weil Diefelbe im Ihrer Allgemeinheit auch auf une 
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Individuen angewendet werden müßte, welche zwar dieſes 
Alter bereits erreicht haben, deſſen ungeachtet aber zu diefer 
Mehrheit, d. h. zu jenen Staatsbürgern nicht gehören, 
weiche zu diefem Bewußtſeyn bereits gelangt find, wo⸗ 
aach alfo auch der noch nicht Zurehnungsfähige wegen 
einer objectiv als Verbrechen ſich darftellenden That als 
Verbrecher beftraft werden müßte. 
| b) Wenn daher der Staat aus mehreren Provins 
zen befteht, in welchem nach deren Lage, Klima u. dgl. die 
Eulturftufe verſchieden ift, fo muß bei Beftimmung des 
Alters jene Eulturftufe al8 Grundlage angenommen wers 
den, welche die Höchfte, d. h. von der Art ift, daß bei 
Beftimmung des Alters nach diefer Eulturftufe die Indivi⸗ 
duen fämmtlicher Provinzen in eben diefem Alter 
bereits im Stande find, die Strafbarkeit der für Berbres 
hen erklärten Handlungen einzufehen , weil dann die Be; 
ſtrafung eines noch nicht zurechnungsfähigen Individuums 
nicht zu beforgen iſt. Freilich entfteht Hieraus auf der ans 
dern Seite die Unzukömmlichkeit, daß auch der unter 
. dem beftimmten Alter ftehende, nach feinen Verſtandes⸗ 
kräften bereitd Zurechnungsfähige wegen eines Verbre⸗ 
"Gens nicht geftraft werden fann, wegen welchen er doch, 
wenn nicht die höchite Eulturftufe bei Beftimmung des AL 
ters zur Grundlage genommen feyn wiirde, beftraft wor⸗ 
den wäre. Allein diefe zufällige Unzufömmlichfeit kann 
eben fo wenig ganz vermieden werden, als der Zufall über: 
haupt, indem es z. B. auch ganz zufällig ift, wenn der 
eine Thäter um Einen Kreuzer mehr ftiehlt ald der andere, 
und dann nur jener, und nicht auch dieſer criminell behan: 
delt wird. — Zur Befeitigung diefer Inconvenienz Fönnte 
zwar für Bewohner jener Provinzen, deren Eulturfufe 
höher ſteht, insbeſondere ein geringeres Alter gefeglich bes 
ftimmt werden; allein abgefehen davon, daß es den Un; 
willen des Volkes erregen würde, wenn eine Provinz in 
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einem und demſelben Strafcoder zur Zurechnungsfähigkeit 
wegen Verbrechen fiir veifer erflärt werden möchte, als 
die andere, fo entftänden hieraus neue Schwierigkeiten, 
Indem 3. B. auch darüber eigene Beftimmungen .nothivens 
dig ergehen müßten, wie dee Thäter zu behandeln fey, 


wenn er feinen Geburtsort verläßt, und in einee andern 


. Provinz erzogen wird, u. dgl. m. 


c) Je mehr eine Strafgefehgebung auch folche 
Handlungen in das Gebiet des Eriminellen zieht, deren 
Gtrafbarkeit erft im vorgerückten Ülter, durch Umgang 


. mit Menfchen und gemachte Erfahrung einleuchtet, ein 


defto höheres Alter muß zur Begründung der Zurechnungss 
fäbigfeit angenommen werden, indem 3. B. das Straf⸗ 
bare eines Mordes ſchon dem Kinde von acht Jahren eins 
leuchtet, nicht aber auch die Strafbarfeit der Zueignung 
einee gefundenen fremden Sache. Hieraus .ergiebt fich 
aber wieder die Unzufömmlichkeit, daß viele Individuen 
wegen eine® folhen Verbrechens , deffen Strafbarfeit fie 
in ihrem Alter einfahen, blo8 aus dem Grunde ftraflos 
bleiben, weil ihre Zurechnungsfähigfeit wegen Erflärung 
folder Handlungen fir Verbrechen , deren Gtrafbarfeit 
nicht fo leicht eingefehen werden Fann, von einem höhern 
Alter abhängig gemacht wurde. Um dies möglichft zu bes 
feitigen, wird der Gefeßgeber die Handlungen letzterer Ark 
aus der Reihe der Verbrechen hinweglaſſen, folde andern 
minder ftrafbaren Handlungen anreihen, und fodann ein 
geringeres Alter zur Zurechnungsfähigfeit bei Verbrechen 
annehmen. Die Augfcheidung ſolcher Handlungen aus 
dem Gebiete des Criminellen ift um fo mehr zu billigen, 
als fon der gemeine Sprachgebrauhb mit dem Worte 
„Verbrechen“ den Begriff einer fehr gefährlichen, fehe 


ſtrafbaren That verbindet, und die Gränzlinie zwiſchen 


Berbrechen und andern minder ſtrafbaren Handlungen 


verrückt, und der Abſcheu gegen Verbrechen geſchwächt 


6 
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wird, wenn 5. B. der Mörder und Räuber, und derjenige, 
der zum erften Male eine unbedeutende Sache ſtiehlt, in 
eine und diefelbe Klaſſe gereihet werden. 

d) Aber felbft dann, wenn in einem Strafcoder 
aur ſolche Handlungen für Verbrechen erflärt werden, 
Deren Strafbarkeit ſchon in der- frühen Jugend einleuchtet 
(quae sunt natura probra), muß der Geſetzgeber von 
dem Geundfage ausgehen, daß zu jugendliche Thäter nicht 
kriminell behandelt werden, denn die criminelle Behandlung 
xines 3. B. faum acht Jahre alten Thäter8 wiirde nur das 
Mitleiden des Volkes erwecken, mithin das Gefeg die 
Volksſtimme wider fich haben. Polizeiliche Ahndung oder 
Vorfehrung kann aber nach Umftänden allerdings Statt . 
finden, fo wie überhaupt Verbrechen, wenn fie von ſolchen 
(jugendlihen) Petfonen verübt werden, in eine andere 
Kaffe minder ftrafbarer Handlungen in dem Strafcoder 
gereihet werden können. 

e) Aus dem Angeführten ergiebt ſich von felbft, 
daß das zur Zurechnungsfähigkeit erforderliche Alter nicht 
nach jenen Grundſätzen zu beſtimmen iſt, welche hinſichtlich 
dieſer Beſtimmung in Beziehung auf Schließung der Eivils 
rechtsgeſchäfte gelten; denn civilrechtliche Geſchäfte find 
oft mit zu vielen Eautelen und Körmlichfeiten verknüpft, 
dergeſtalt, daß auch der mit bürgerlichen Rechtsangelegens 
heiten näher Vertraute oft große Vorficht anwenden muß, 
um ein Rechtegefchäft in der Art zu ſchließen, damit für 
ihn Hieraus Feine nachtheiligen Kolgen entfpringen. Das 
Beſorgniß dieſer nachtheiligen Folgen. und die leicht mögs 
liche Weberliftung des einen Contrahenten durch den ans 
dern macht ed nothmwendig, jenes Alter, nach deſſen Er⸗ 
reichung Cloilgefchäfte giltig eingegangen werden Fönnen, 
‚weiter hinaus zu beftimmen, welche Rothwendigkeit aber 
bei Deftimmung des Alters Hinfichtlicd der Zurechnunges 
fahigkeit nicht- eintritt. "Daß man nice frehlen, nicht bes 
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trügen, nicht rauben, nieht morden, fein Vaterland nicht 
verrathen ſoll, u. dgl., wird dem Menfchen ſchon in feinen 
frühen Kinderjahren während feiner Erziehung, während. 
des Schul⸗ und Religiondunterrichtd eingeprägt, und er 
bedarf Daher, um das Unerlaubte feiner verbrecherifchen 
Handlung einzufehen,. feiner befondern Belehrung und Wars 
nung vor jenen nachtheiligen Zolgen, die ihm aus folgen 
Handlungen bevorftehen. 

Aus unferer Crörterung ergiebt fich wieder, daß das 
Alter der Zurechnungsfähigkeit in verfchiedenen Staaten vers 
fchieden fegn fönne, und oft verfchieden feyn müfle, daß e& 
aber uneichtig ſeyn wiirde, wenn man annehmen wollte, daß 
jener Staat, der das höchfte Alter zur Zurechnungsfähigkeit 
annimmt, auf der niederften Eulturftufe ftehe; denn bei Ber 
ſtimmung des Alters giebt, wie oben bemerkt wurde, nicht 
einzig die Eulfur der Staatseinwohner den Yusfchlag, und 
eben. darum kann man auf einen Rüchteitt oder auf ein Korte 
ſchreiten dee Staatsbürger in ihrer. Bildung in dem Kalle 
nicht fchließen, wenn der Staat in feiner ſpätern Strafgeſetz⸗ 
gebung zur Begründung der Zurechnungsfähigkeit ein höher 
zes Alter- annimmt, als er es in -dem- früher geltenden 
Strafgefee that, oder wenn der umgekehrte Fall eintritt. 
Biervon kann übrigens der Grund auch darin liegen, daß 
den Geſetzgeber die Erfahrung belehrte, daß bei dem Ber 
ftande des in dem vorigen Steafcoder feſtgeſetzten höhern 
Alters viele Individuen, abgefehen von deren im Seſetze 
ausgefprochenen Zurechnungsfähigfelt,, und hingefehen auf 
ihre Verftandesfräfte, doch noch unzuredhnungsfähig find, 
diefelben Daher nicht als Verbrecher behandelt werden foll« 
ten; oder umgefehrt, nämlich, daß das Alter in dem 
vorigen Geſetze nach der aus der Anwendung bes legtern 
ſich ergebenen Erfahrung offenbar zu hoch angenommen. 
wurde. 
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6, 5. Sobald das Alter gefeglih beſtimmt if, wird 
jenee Zeitpunkt, in welchem die für Verbrechen erflärte 
Handlung begangen wurde, zur Beurtheilung der Zurechs 
nungefähigfele in der Act angenommen, dag, -wenn der 
Shäter dieſes Alter zur. Zeit der Tharbegehung noch’ nicht 
vollkändig zuriichgelegt hat, deſſen eriminelle Behandlung 
nicht Statt finden fann; denn diefe gefegliche Beftimmung 
beruht vorziiglich auf dem Grunde, um jede Willfür He 
der Beftrafung zu: befeitigen, und es kann daher von dieſer 
Beſtimmung in feinem Kalle, und folglich auch dann nicht 
abgewichen werden, wenn fich wirklich zeigen follte, daß der 
Thäter, der diefes Alter zur Zeit der Thatausführumg noch 
nicht erreichte, mit voller Weberlegung , und daher im Zus 
ftande der Zurechnungsfähigkeit gehandelt Habe. Die bes 
Fannte.Auslegungsregel: Cessante ratione legis, cessat 
et ipsa lex — findet hier alfo Feine Anwendung, und dies 
um fo weniger, als diefelbe hier in der Genüge auch - nicht 
eintritt; wei£die Beſtimmung des Alters nicht bloß Rechtes 
gründe, fondern auch Gründe der Strafpolitik nothwen⸗ 
dig machen ($. 4. lit.d.). 

S. 6. . Wenn das Steafgefeß feine nähere Veſtim⸗ 
mung enthält, wie das Alter zu berechnen ift, fo ſcheint 
es nicht zuläffig, zum Behufe diefer Berechnung auf andere 
Gefegesjweige, in welchen die Berechnung der Tage, der 
Monate und des Jahres angegeben ift, Rücklicht zu neh⸗ 
men, fondern diefe Berechnung muß nach dem Kalender 
geſchehen; denn der allgemeine Sprachgebraud Fennt nur 
die Berechnung des Alters nach dem Kalender, und es 
muß daher bei dem Umftande, ald das Strafgefeg über 
diefe Berechnung nichts Näheres beſtimmt, angenomihen 
werben, daß der Gefeggeber von dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauche nicht abweichen wollte. Diefe Anficht it um fo 
gegründeter in dem alle, wenn die Berechnung mit 
Rückſicht auf andere Zweige der Legislation kürzer, ale 
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nach dem Kalender ausfällt, wie z.B. wenn nach dem Civil⸗ 
gefege 24 Stunden Einen Tag; SO Rage Einen Monat, und 
365 Tage Bin Jahr ausmachen, ‚weil in diefem Kalle für 
die Berechnung nach dem ‘Kalender -außer dem allgemeinen 
Sprachgebrauche auch noch der ⸗Umſtand fpricht, daß die 
Behandlung des Befhußigten. 'gelinder ausfallen kann; 
denn nach dem Kalender. zähle "das Schaltjahr um Einen 
Tag mehr, ‘ale das gemeine Jahr, wogegen nach .dem 
Civilgeſetze jeded Fahr, gleich nach dem gemeinen Jahre; 
nur 365: Tage.enthält, mithin dem Beſchuldigten bei Bes 
rechnung! deflen Alters nach dein Kalender in jedem Schalts 
jahre Ein Tag zu Gute fommi, und derfelbe ſelbſt dann 
nicht. criminell behandelt werden Darf; wenn thm auf das 
geſetzlich beſtimmte Alter auch nur Ein Tag (oder noch 
weniger) abgeht. Ton 

Aus dieſer legten Betrachting ergiebt ſich, wie wich⸗ 
tig.e8 ſey, das zur Zurechnungsfähigkeit erforderliche Alter 
des Beſchuldigten, wenn dariiber. auch nur ein entfernter 
Zweifel. beſreht, zur Getbißheit zu bringen, und dies um 
fo mehr , als es die. Erfahrung Häufig. beſtätigt, daß Per⸗ 
fonen ihr Alter entweder abfihtlih, oder aus Irrthum 
unrichtig angeben , daher auch die Angabe des Befchuldigs 
ten, Daß er das zur Zurechnungsfähigfeit erfordesliche 
Alter noch nicht, oder, daß er es bereits zurückgelegt habe, 
den Inquirenten nicht abhalten darf, Diefes Alter zu con⸗ 
ftatiren, jene Källe ausgenommen, in welchen diefeß Miten 
offenbar außer Zweifel geſtellt erfcheint, wie dies 3 Be 
bei ſchon bejahrten Perſonen der Fall iſt. 

In der Regel wird das Alter des Thäters durch deſſen 
Saufs oder Geburtsſchein zur Gewißheit gebracht: Es 
können aber auch Ausnahmen von dieſer Regel eintreten, 
wie 3. B. wenn der Tag der Geburt des Thäters, und 
jener deflen Taufe nicht ein und derfelbe ift, in dem Taufs 
feheine aber nur der Tag der Taufe, nicht aber. auch \ener 
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der Geburt” erfichtlich. gemacht wäre. Es kann nämlich 
Fälle geben, in welchen. das Kind erſt in einigen Tagen, 
und in außerordentlihen Fällen (3. B. hei einer allgemein 
herrfchenden Peft, oder wemn die Schwangere auf eine 
unbewohnte Inſel durch den auf dem Meere entftandenen 
Sturmwind verſchlagen wird, daſelbſt gebiert, und erſt 
nach längerer Zeit zur Taufe des Kindes Gelegenheit findet) 
vielleicht in einigen Monaten zur Taufe --gebracht wird. 
Wenn nun durch die Einrechnung eben diefer Tage, eben 
Biefee Monate das zur Begründung, der Zurechnungsfähige 
keit erforderliche Alter erreicht erfcheint, außerdem aber 
mit alleiniger. Rückſicht sauf:dem feit dem Tage der Taufe 
laufenden Zeitraum niet, und. der Tag der: Geburt, ale 
Der Anfangspunft.der Berechnung des Alters des Thäters, 
Durch Zeugen ermwiefen werden kann, fo wird dieſes Alten 
kedigfich durch die Zeugen erprobt, weil dag .criminalges 
richtliche Verfahren nicht die formelle, ſondern die mate⸗ 
siehe Wahrheit zu erforſchen hat. 

Sollte ſich der Zall ergeben, daß weder uch Zeugen, 
noch durch den Taufs. oder Geburtsfchein. das Alter des 
Thäters erhoben werden könnte, wie 3. B. bei Vogabun⸗ 
den, oder bei verlaflenen Sindern, denen ihr Geburtsort 
unbefannt ift, oder melche denfelben abſichtlich nicht ans 
geben wollen; fo wäre daß Alter durch Nerzte, beziehungss 
weife ‚durch deren Butächten, zu erheben, und wenn fich 
auch hiernach das Alter mit voller Verläßlichkeit nicht ers 
heben ließe, fo Fünnte die.ceiminelle Behandlung des Thäs 
ters nicht Statt finden ; und zwar auch dann -nicht,,. wenn 
fein Alter nach dem Gutachten der Aerzte dem geſetzlich ger 
forderten..Alter nahe kommt, daſſelbe aber. doch noch 
nicht erceicht, und wenn auch dem Thäter mit Rücjicht 
auf feine Verſtandeskraͤfte die von ihm begangene That-volls 
kommen zugerechnet werden fönnte,- weil e8 in dieſem Kalle 


noch immer wahr bliebe, daß der Thäter das geſetzlich 
be⸗ 
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befimmte Alter zur Zeit der Tpatverlibung noch nicht ers 
reicht hatte (6. 5.) 

6. 8. Mad welchen Grundſätzen find jene Fälle zu 
benrtheilen, in welchen der Thäter die das Verbrechen bes 
grändenden Handlungen theil® vor, theild nad @rreichung 
des zur Zurechnungẽfähigkeit erforderlichen Alters unters 
nimmt? — Wie nehmen an, daß das Zurechnungsfähigs 
keits alter auf vierzehn Jahre beftimmt wäre. Wenn 
der Thäter die Verſuchshandlungen, noch bevor er viers 
zehn Fahre alt ik, unternimmt, das Verbrechen aber erſt 
nach Erreichung diefes Alters vollbringt, fo ift er criminell 
zu behandeln, weil feine verbrecherifche Handlung auch noch 
in jenen Zeitpunft fällt, in welchem das Geſetz die Zurechs 
eimgsfähigfeit des Thäters annimmt. Wäre dagegen das 
Verbrechen ohne weiteres Zuthun des Thaters vollbracht 
worden, fo Fönnte derfelbe als Verbrecher nicht beftraft 
iverden, wie 3. B. wenn der noch nicht vierzehn Yahr alte 
3. den (großjährigen) B. zur Ermordung des €, anftiftet, 
und B. diefen Mord, erft nachdem U. bereits vierzehn 
Fahre alt geworden ift, ausführt, ohne daß A. zu diefer 
Ausführung irgend etwas mehr unternimmt; denn alles, 
was N. gethan hat, Fällt noch in jene Zeitperiode, in wels 
er demfelben die That als Werbrechen wicht zugerechnet 
iderden Ponnte, und daß B. den Mord erft dann ausführte, 
als die Zurechnungs fahigkeit bereits begonnen, erſcheint 
auf den letztern aur als reiner Zufall. Selbſt wenn B. den 
Mord nur in Fohge des Anſuchens des U. erſt nach Errei⸗ 
chung des vierzehnten Jahres des Alters des letztern voll⸗ 
bracht Hätte, könnte von der eriminellen Behandlung des 
U. feine Rede fegn , weil auch dieſes Anfuchen noch in dem 
Ulter unter vierzehn Jahren, mithin zu einer Zeit gefchaf, 
wo der A. noch nicht zurechnungefähig war. - Hätte da; 
gegen der A. auch noch nach zurücgelegtem vierzehnten 
Jahre den B. zu dem Morde zu beftimmen get, ved 

Arc. o. CA. 1884. 1. Gt. 
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denfelben erft jetzt dazu bewogen, oder in dem ſchon früher 
gefaßten Entſchluſſe zu der Thatausführung beftärkt, fo 
würde die criminelle Behandlung des 4. feinem Zweifel 
unterliegen, weil feine verbrecherifche Handlung in einem 
gefeglich vorhandenen zurechnungsfähigen Zuftande Statt 
fand. Auch dann, wenn z. B. der 9. in dem Alter unter 
vierzehn Jahren in der Abſicht, den B. ums Leben zu brin⸗ 
gen, in eine von dem lettern zu genießende Speife gifts 
artige Stoffe mengt, B. aber erft in.der Kolge, und nach⸗ 
dem U. bereits vierzehn Jahre alt geworden ift, die Speife 
genießt, und ums Leben kommt, Pönnte U. wegen Vers 
brechen des Mordes nicht geftraft werden, teil auch hier 
die Handlung zu jener Zeit Statt fand, mo die Zurechs 
‚nungsfähigkeit des A. nach dem Gefege noch nicht vorhans 
den war, und weil A, nach dem Eintritte der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit zur Ausführung des Mordes nichts mehr beitrug; 
wohl aber müßte A. als Mörder (als Verbrecher) beftraft 
. werden, wenn er zur fihern Vollbringung des Meuchels 


mords auch noch nach erreichtem vierzehnten Altersjahre 


etwas beigetragen, 3. B. den B. auf die Speife auf: 
merffam gemacht, oder ihn zu deren Genuſſe aufgefors 
dert hätte. 

Wenn aber die That von der Art ift, dag deren Eri⸗ 
minalität nach einer geſetzlich beſtimmten Betragshöhe bes 
urtheilt wird, fo findet die criminelle Beftrafung nicht 
Statt, wenn der Thäter einen Theil des Betrages vor, 
den andern aber, der erſt in Verbindung mit.dem erften 
die That ale Verbrechen begründet, nach dem vierzehnten 
Jahre auf die geſetzlich bezeichnete Art an fich zieht, wie 
4. B. wenn 9. eine kurze Zeit vor Erreichung des vierzehns 
- ten Jahres dem B. 24 El. ftiehlt, und in Kortfegung Dies 
fes Diebſtahls gleich nach dem vierzehnten Jahre dem B. 
4 Fi. entwendet, wornad der, 25 Fl. überfteigende Dieb⸗ 
Rahi vorausgefegtermaßen ein Verbrechen Biber, an dem 
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A. aber als Verbrechen nicht geftraft werden darf, teil 
nur die Verbindung des vor dem vierzehnten Jahre verüb: 
ten Diebftahls mit dem erft nach dieſem Alter begangenen 


Diebftahle die Eriminalität deflelben begründet, diefe Vers ' 


bindung aber nicht angenommen werden fann, ohne zus 
gleich gegen den Geiſt des Geſetzes zu entfcheiden, daß der 


Thäter im Grunde doch nur wegen eines ſolchen Diebftahle - 


als Verbrecher zu behandeln ſey, den er noch zu jener Zeit 
‚ verübte, gu welcher ihm überhaupt eine That ale Ber⸗ 
brechen nicht zugerechnet werden konnte. 
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vi. 
Beurtheilung 
der Ä 


neueften criminaliſtiſchen Schriften 





Neue Schriften über Sefängniffe | 


und Prüfung der. wichtigften Kortfchritte des Gefäng⸗ 
nißweſens. 


Von 
Mittermaier. 


1) Du aystòmse p£nitentiaire aux ötats- unis et de son 
application en France, suivi d’un appendice sur 

- les Colonies p£nales, parM. de Beaumont et de 
Tocqueville. Paris 1833. 


2) de Beaumont et Tocqueville on the peni- 
tentiary system in the united states and its application 
in France — translated with an introduction by 
Francis Lieber. Philadelphia 1833. 


3) Amerika's Befferungsfpftem und beffen Anwendung auf 
Europa — nebſt Erweiterungen und Zufägen von Ju⸗ 
lius. Berlin 1883. 

&) The eight Report of ihe comittee of the society for 

. theimprovement of prison discipline. London 1832. 

5) Seventh annual report of the boan of managers of 
the prison discipline society. Boston 1832. 

6) Recueil des arräts reglemens et instructions pour 

les prisons de la Belgique. Bruxelles 1832. 


7) Rapport sur l’etat actuel des prisons en Belgique 
sur les ameliorations, qui y sont introduites depuis 
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la revolution et sur la necessitö de l’introduction 
du systeme penitentiaire (par Ducpetiaux), 
Bruxelles 1838, | 

8) Dispositions regleınentaires concernant les dete- 
nus Sans la prison penitentiaire de Geneve. Ge- 
neve 1833. 


9) Quelques notes et reflexions sur le syst&me p&ni- 
tentiaire des elats-unis d’Amerique par le Comte 
de Sellon. 1833, 


10) Observations sur les maisons centrales de deten- 
tiop, par dela Ville de Mirmoat. Paris 1833.. 


11) Reports on secondary punishments. 1881. 1832. 


12) Julius Jahrbücher der Straf⸗ und Befferungsanftals 
ten, Erziehungshäufer u. f. w. Berlin. Jahrgang 
1833. 


Duck die Umgeflaltung unferes Strafſyſtems, insbefonbere 
durch den Umſtand, daß viele Strafarten,. welche einft häufig 
angewendet wurben, ganz aufgehoben oder fehr vermindert find, 
3. B. Kodesftrafen, koͤrperliche Züchtigungen u. ſ. w., erhalten 
die Freiheitsſtrafen, welche jegt faft die einzigen Strafen find, 
die zur Anwendung kommen, eine vorzügliche Wichtigkeit. Die 
Erfahrung lehrt, daß die bisherige Einrichtung der Strafanftale 
wen nicht genügt, daß fie einft berechnet auf die Anfichten, nach 
weichen man durch Die Strafe nur abſchrecken oder fichern wollte, 
im Mißverhältniffe mit den Forderungen flehen, welche man 
jest an die Strafgefeggebung machen kann. Die naͤmliche Er⸗ 
fahrung lehrt, daß diejenigen, weldhe aus den Strafanftalten 
entlaffen werden , ber öffentlichen Sicherheit doppelt gefährlich 
find, indem durch die moralifche Contagion, die in biefen Ans 
flaften herrſcht, die minder Werborbenen durch die völlig Ents 
arteten gänzlich verborben werden und nun durch die ſchlechten 
Beifpiele und Lehren, die fie in der Anſtalt erhielten, anges 
feuert, aus dem Zuchthauſe treten und. verlaffen und zurüdges 
Roßen von ihren Mitbürgern, ohne Hülfsmittel und Rab: 
rungsquellen als Feinde und zwar doppelt gefährlid, durch Die 
Verbindung, welche alle aus den Anftalten Entlaffenen unter 
fich geſchloſſen haben, die buͤrgerliche Gefellſchaft bedrohen. Nur 
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eine das Uebel an der Wurzel erfaffende Umgeftaltung kann biefe 
Gebrechen unſers Straffpftem® gründlich heilen; mit halben 
Maaßregeln ift hier nichts gethan. Vorzüglich wird es hier wich: 
tig, die Stimme der Erfahrung zu hören, weil legislative Ver: 
Audye, die nicht durch Benutzung der Erfahrung geleitet werden, 
Leicht unnüge Koften verurfacdhen und dennoch nicht zum Ziele 
führen. Der Blick desjenigen, der wahrhaft gründliche Ders 
befferungen unferes Gefaͤngnißweſens wuͤnſcht, fällt bier vor⸗ 
züglih, wenn er Belehrung ſucht, auf Nordamerika's Beſſe⸗ 
. zungsanftalten. Man würde fehr irren, wenn man glaubte, 
Daß dies amerikanifche Spftem in allen Gefängniffen Ame: 
rika's auf gleihförmige Weife verbreitet wäre; man bemerkt 
vielmehr, daß in manchen Staaten erft allmählig das Poͤniten⸗ 
tiarfpflem Eingang findet, und bag in den Staaten, in welchen 
es vorkommt, in Bezug auf die Durchführung und die Ans 
wendung der Mittel große Verfchiedenheit herrfcht,, indem ent: 
weder (wie vor 1829 in Penfylvanien) 1) man völlige Einfam: 
keit ohne alle Befhäftigung bei Tag und Nacht eingeführt hat, 
oder 2) beflündige Einfamkeit, jedoch mit Befchäftigung bei 
Tage verbunden (3.8. feit 1829 in Philadelphia), oder 3) Alleins 
feyn bei Nacht und ſchweigende gemeinfchaftliche Befchäftigung 
bei Tage (3. B. in der Anftalt von Auburn und Sing : Sing). 
Es ift hier wichtig, theils die Berichte der amerilanifchen Ges 
faͤngnißgeſellſchaft, theils die Nachrichten zu vergleichen, welche 
Ausländer lieferten, die das Gefaͤngnißweſen Amerika’ zum 
Gegenſtande ihrer Beobachtung machten. In der erſten Rüds 
ſicht verdient der unter Nr. 5. angeführte Bericht eine vorzüg- 
liche Aufmerkſamkeit. Wie erfahren daraus, welche Fortſchritte 
das Syſtem ber dritten Art in dem Gefängniffe von Charles⸗ 
town macht, wie die Zahl der Verbrecher abnimmt und nad) 
Dem Zeugniß des Geiftlihen (p. 16) immer mehr das Gemüth 
. der Straͤflinge ber Beſſerung fich öffnet. (Mir hören (p. 27), 
wie zweckmaͤßig die neue Einrichtung in Neuyork fich bes 
währt, wo man die Verhaftung der Schuldner aufhob: In 
Bezug auf das Gefängniß von Auburn erfahren wir (p. 84), 
daß ein Weberfchuß von 1803 Dollars zum Bortheil der Anftalt 
im 3. 1831 blieb, daß man zum großen Nachtheil für die Befs 
ferung fi) wegen Mangels an Raum genöthigt geſehen, zwei 
Gefangene in eine Gelle zu legen; der Bericht über das Ge: 
fängniß zu Philadelphia (p. 45) lautet nur guͤnſtig; die mora⸗ 
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Ufche und religiöfe Einwirkung auf die Sträflinge iſt mit Eifer. 
betrieben , und von 21 aus det Anftalt Entlaffenen war es nue 
Einer, über deſſen Betragen män fhlechte Nachrichten hat. Aus 
Kentucky (p. 56) erhält‘ man Zeugniffe, meld zeigen, daß 
das feit einigen Jahren eingeführte Syftem, nach welchem bie 
Haft wegen Schulden aüfgehoben iſt, allgemeine Billigung fins 
det. — Bon ben Nachrichten, die wir Neifdätien verdanken, 
verdienen befonders diejenigen Beachtung, vweldye in ber sub 
Nr. 1. eingeführten Schrift der zwei Franzoſen angegeben find. 
Die geiftreichen Reiſenden fchildern zuerft die in-den verfchiebes 
nen Staaten vorfommenden Syſteme, und zeigen, daß die un⸗ 
unterbrochene Einſamkeit und Verhinderung der Communica⸗ 
tion ber Sträflinge unter ſich Hauptfache fen ; die Verfaſſer be⸗ 
zeugen, daß ſich in Sing: Sing, wo die Sträflinge während 
der Arbeit zum ſtrengſten Stillſchweigen angehalten werden, 
bag Syſtem der Ordnung gut durchführen läßt; bemerken aber 
auch, daß biefe Ordnung aus einer ſtets wiederkehrenden Krafts 
anftrengung hervorgeht, bie fich täglicy erneuern muß, wenn 
nicht die Drdnung gefährdet werden fol, und daß die Sicher» 
heit ber MWärter dabei immer bedroht fey; In Bezug auf die Bes 
ſchaͤftigung ſchildern fie die Schwierigkeit, bei einem Syſtem dee 
ununterbrochenen Einſamkeit auch bei Tag zweckmaͤßige Befchäfs 
tigungsarten zu findenz fie tadeln das Syſtem, gewiſſen Unters 
nehmern die ganze Einrichtung, Verkoͤſtigung und Verpflegung 
des Sträflinge zu Überlaffen, bemerken, baß in Amerika ben 
Gefangenen gar Fein Arbeitsantheil Üüberlaffen wird, machen 
auf die Schwierigkeit ber Zucht aufmerkfam, wenn die Sträfs 
linge gemeinfchaftlich arbeiten, und zeigen, daß ohne Schläge 
fid) da8 Syftem nicht mohl erhalten laffe. In Anfehung ber 
Befferung der Straͤflinge warnen die Verfaffer , fich nicht durch 
den Schein täufchen zu laffen; fie zeigen die Gefahren, welche 
das Spftem von Philadelphia hervorbringt, Indem der Jahre 
Lang in der einfamen Celle Eingefperrte, wenn er plöglich aus 
der Anftalt tritt, Leicht mit doppelter Stärke fi) den Leidens 
ſchaften hingiebt, die fo lange im Zaume gehalten wurden; — 
fie geben aber im Allgemeinen zu, daß durch das Pönitentlar- 
ſyſtem Beſſerung bewirkt werden kann ; bezweifeln aber die Ans 
wendbarkeit diefes Syſtems in Frankreich, und zwar theil$ weil 
:eeit neue darnach eingerichtete Gefängniffe mit großen Koften 
gebaut werden müßten, theils weil das Syſtem der Öffentlichen 
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Meinung wiberftreben wuͤrde, indem zu bdeſſen Handhabung 
koͤrperliche Zuͤchtigungen, bie man in Frankreich nicht einfühs 
wen dürfte, theils veligiöfe Einwirkung gehörte, worauf man 
in Frankreich nicht rechnen bürfte; auch’ liege in der Härte ber 
franzoͤſiſchen Brrafgefete und in bem Mangel andrer Einrichs 
tungen, bie auf deu entlaffenen Straͤfling berechnet wären, 
Hinderniſſe den Einführung. — Den Werth des Werkes er: 
hoͤhen die in ber Beilage zahlreich angegebenen ftatiftifchen Notizen 
und die Auszüge aus Berichten der amerikaniſchen Gefängnißges 
ſellſchaften. Das allgemeine Intereffe, defien das Werk in Nord⸗ 
amerika ſelbſt und in Deutſchland ſich erfreut hat, wird ver⸗ 
buͤrgt durch die ſogleich nach dem Erſcheinen des Werks veran⸗ 
ſtalteten Ueberſezungen, deren Titel oben sub Nr. 2 u. 3 an: 
gefuͤhrt find. Jeder diefer Ueberfegungen find reichhaltige Bes 
richtigungen-ımb Zufäge beigefügt, die doppelt intereffant wer⸗ 
ben, da der englifche Weberfeger felbft an Drt und Stelle bie 
Wahrheit der Bemerkungen ber franzöfifhen Schriftfteller prüs 
fen Eonnte, und der deutſche Ueberfeger felbft das Gefaͤngniß⸗ 
weſen fo grünblich bearbeitet hat, daß feine Beobachtungen eine 
vorzügliche Aufmerkſamkeit verdienen. — Der englifche Webers 
feger Lieber hat in einer Einleitung fehr gut den Geiſt des 
Poͤnitentiarſyſtems geſchildert, das er für einen wichtigen Forts 
ſchritt der Civilifation und als einen Sieg der Achtung der mo⸗ 
zalifchen Kraft erkennt. Er bezeugt, daß in Sing: Sing, mo 
befanntlich die Sträflinge zum ununterbrodyenen Stillfchtweigen 
angehalten find, aber gemeinfchaftlich arbeiten, nur wenige 
Auffeher bie Ordnung erhalten, und daß Perfonen, die in den 
übrigen Gefängniffen entwifchten, in Sing: Sing ruhig ber 
Difeiplin fih unterwerfen. Sehr gut ift auch, mas ber 
Weberfeger über bie Eigenthümtichkeiten der weiblihen Straͤf⸗ 
linge und über bie Nothwendigkeit fagt, bei ihnen befondere 
‚Gtrafanftalten anzuordnen. — Hr. Lieber giebt zu, daß 
man leicht getäufcht werben Eönne, und daß die Beflerung nicht 
bei allen Sträflingen angenommen werden dürfe; allein nady 
feiner Meinung erreiht das VBefferungsfyftem ſchon dann fei- 
nen Zwei, wenn die Strafanftalten auf eine Weife eingerich: 
tet find, daß fie auf das menſchliche Gemuͤth berechnet werden, 
jeder Ausbreitung ber Verdorbenheit vorbeugen und bie 
Sträflinge zur Erkennung ihrer Pflichten gegen ihre Mitbürger 
bewegen und zugleich fie zur Arbeitſamkeit gewöhnen. — 
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Ueberali Hebt Herr Lie ber ben Zufammenhang bes Päniten- 
tlarſyſtems mit dem Geifte der Zreiheit und des öffentlicher 
Rebens von Amerika hervor. Er ift Anhänger bes in Philas 
delphia angewendeten Beſſerungsſpſtems. Seine Bemerkuns 
gen uͤber einzelne mit dieſem Syſtem zuſammenhaͤngende 
Punkte, ſo wie uͤber die Urſachen der Verbrechen ſind hoͤchſt 
bedeutend. — Nicht weniger verdienen die Anmerkungen von 
Zutius allgemeine Beachtung er charakterifirt in der Vor⸗ 
rede gleichfalls das Poͤnitentiarſyſtem unb erklärt ſich für deſ⸗ 
ſen Annahme auch in Deutſchland, und fuͤgt der Ueberſetzung 
viele Auszuͤge und Nachrichten bei. — Bald werden uns noch 
reichhaltigere Notizen über das amerikaniſche Syſtem zukom⸗ 
men, da Julius ſelbſt nach Amerika reiſt, um das Gefaͤng⸗ 
nißweſen zu beobachten, und ba ber vom engliſchen Parlamente 
neh Amerika gefendete Hr. Crawford zurüdgelommen if 
amd bald feinen Bericht dem Parlamente vorlegen wird. Unfere 
Lefer, welche ſich für dies Syſtem intereſſiren, verweifen wir 
noch auf die in dem sub Nr. 11 oben angeführten report um 
secondary punishmenis von 1832 pag. 45 — 48 abge⸗ 
deuckten —2 des Kapitaͤn Hall über das Gefaͤngniß 
son Auburn. Man ſieht aus dem Zeugniſſe dieſes Seeman⸗ 
nes, daß er nicht mit Vorliebe fuͤr das Syſtem die Gefaͤngniſſe 
beſuchte, er geſteht vielmehr, daß eingewurzelte Verbrecher 
durch dies Syſtem nicht von Verbrechen abgehalten merbenz 
allein einfach und klar ſchildert der Zeuge, was er ohne Vorz 
artheil beobachtete, die Wirkfamkeit des Syſtems, bie Ord⸗ 
nung, welche herrſchte, und die Thaͤtigkeit des Geiftlichenz 
manche in andern Berichten nicht angegebene Details über bie 
innere Einrichtung find von ihm recht gut erzählt. — Wenn 
das amerikaniſche Syſtem unfere Beachtung verdient, fo ift 
berfelben nicht weniger das Syſtem mürdig , welches wir feit 
Sahren In Genf mit Erfolg ducchgeführt finden. Wir haben 
in diefem Archive Band XII. &. 828 Nachricht von den Vers 
änderungen gegeben, welche das Genfer Poͤnitentiarhaus erfah⸗ 
ren hat, und haben in Band XII. ©. 673 den Text des neuen 
Sefeges vom 31. Januar 1831 über das Genfer Gefängniß 
mitgetheilt; feit diefer Zeit ift das oben angeführte Reglement 
über die Behandlung der Sträflinge erfchienen. Darnach wers 
den die Gefangenen in 4 quartiers vertheilt: 1) Quarlier 
criminel et des reoidives; dahin kommen a) alle, welche 


y 


® 
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zur Zwangsatbeit oder Einfperrung (reclusion) verurtheilt 
find, und nad) der Natur ihres Verbrechens oder wegen ihres 
frühern Lebenswandels nach dem Ermeffen der Verwaltung zu 
diefer Abtheilung fi) eignen; 5b) alle über 16 Jahre alte, die 
wegen neuer Verbrechen wieder in das Pönitentiachaus kom⸗ 
men. 2) Quartier second criminel et d’exceptions; ba= 


Hin kommen a) alle zu criminellen Strafen zum erften Male 


Verurtheilten, die fich nicht zur erften Abtheilung eignen; 
b) alle correctionell Verurtheilte, die vorher fehr fchlechten Le⸗ 


benswandel führten ober im Gefängniß ſich fchlecht ‚betrugen ; 


‘c) die, welche zur eriten Abtheilung verurtheilt waren, aber 
‘(wegen guter Aufführung) vorrüden. 8) Quartier corre- 
‘ctionel et d’exceplions; dahin gehören a) die zum erften 
"Male correctionel verurtheilt wurden und nicht aus andern 
Gruͤnden zur erften oder zweiten Abtheilung fi eignen; b) alle zu 
den erften zwei Abtheilungen Derurtbeilten bie aber wegen ihres 
guten Betragens vorrüden. 4) Quarlier des jeunes geüs et 
des anıeliores ; dahin gehören a) alle jungen Leute, die noch nicht 
16 Sabre alt find; b) alle über 16, aber noch nicht 18 Jahre 
alten, welche nach dem Ermeffen ber Adminiſtration zu diefer Ab⸗ 
theilung ſich eignen; c) alle, welche in den andern Abtheilungen 


ſich befinden, aber wegen ihrer guten Aufführung vorrüden. — 


"Die Behandlung der Gefangenen in jeder Abtheilung ift verfchie- 


den. Jeder zur erften Abtheilung Verurtheilte wird zuerfi in 
‘eine einfame Gelle nicht unter 1, nicht über 3 Monate einge: 
ſperrt; die erften 14 Tage ohne Arbeit, die übrige Zeit mit 
Beſchäftigung. Diejenigen, welche die Gunſt erlangen, ge: 
"meinfchaftlich mit Anderen arbeiten zu dürfen, und fich nicht gut 
betragen, werden zur einfamen Gelle mit ber Pflicht zu arbeiten 
verurtheilt. — Die Sträflinge biefer Anftalt effen in ihren 
Cellen; man geftattet ihnen zwei bis drei Dial einen einſamen 


Spasiergang, oder Arbeit im freien Hofraum. Sie dürfen über 
das Viertel, das Jedem vom Verdienſt bemilligt iſt, nur ver- 


fügen, um ſich Brot, Schreibematerialien, Beine Werke zu kau⸗ 
“fen, oder Unterflügung ihrer Familie zu fenden.- Am Sonntag 


. dürfen, fie die Celle nicht verlaffen, ausgenommen in den Stunben 


des Sottesdienftes und Unterrichts, und bes ſtillſchweigenden Spa: 


ziergangs. Nur alle zwei Monate Eönnen fie Befuche ihrer Ver: 
wandten empfangen. — Die Sträflinge der zweiten --Abthei: 


"tung haben 8— 1% Tage, wenn fie zu criminellen Strafen ver: 
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urtheitt find, fonft 5— 10 Tage zuerft in der einfamen Celle zu: 
zubringen; während der Mahlzeiten wird das ftrengfte Still: 
fhweigen beobachtet 3 eben fo ſchweigend muß ber Spatziergung 
im Freien gehalten werden 5; der Sträfling darf auch im Srelen 


- fm. An Sonntagen müffen fie nur eine beſtimmte Zeit in 


— ee 


— A ne 


den Gellen zubringen. Die Gefangenen ber Sten Abtheilung 
müffen bei dem Eintritt 4 — 8 Tage in ber einfamen Gelle ohne 
Arbeit leben. Ihre Verfügung über das Viertel des Arbeits⸗ 
verdienſtes ift freier. In den Ruheftunden dürfen fie Zwei und 
Zwei mit einander gehen und ſich anftändig unterhalten, audy 
im Nefectorium kleine Arbeiten machen, oder lefen. Der Auf: 
feher kann immer zwei Perfonen, deren Umgang er nicht paf: 
fend findet, von einander abfondern. Am Sonntag müffen fie 
zwei Stunden in ber einfamen Gelle zubtingen. — Die Sträf: 
Iinge der &ten Abtheiluug bringen bei ihrem Eintritt 3 Zage 
in ber einfamen Celle zu ; ihr Verfügungsrecht über dag Viertel 
it noch freier; und nur bei den jungen Leuten befchräntter. — 
In den Ruheflunden und an den Sonntagen find fie im Hofe: 
oder im Refectorium. Die jungen Leute dürfen fi mit bem 
Auffeher unterhalten, können auch im Garten arbeiten; bie 
übrigen dürfen fich unter fid) unterhalten. Die criminellen 
Straͤflinge haben in allen Abtheilungen eine andere Kleidung 
als die correctionellen. Während der Arbeit muß das ftrengite 
Stillſchweigen herrſchen. — Die Geiftlichen und die Mitglie- 
dee de8 Comit& de surveillance morale wirken für die 
Beflerung der Gefangenen ; die Steäflinge in den 3 erften Ab⸗ 
theilungen koͤnnen immer duch) ihre gute Aufführung in die 
naͤchſt höhere Klaffe vorrüden; mar ber Sträfling rüdfällig, 
fo kann dies nur gefchehen, wenn er mwenigftens ein Jahr lang 
fi) ununterbrodhen gut aufführte. — Zur Kenntniß bes 
Genfer Befferungsfpftems dient nun vorzüglich die unter Nr. 9. 
oben angeführte Schrift. Die über das Poͤnitentiarſyſtem bei« 
gefügten Noten fcheinen von dem würdigen Vorfteher der Ans 
flott, Hen Aubanel, geliefert zu fepn. Der Verf. erklaͤrt 
fih gegen da8 in Auburn in Amerika angewenbete Syſtem, 
weil es eine Gleichförmigkeit der Strenge gegen alle Straͤf⸗ 
linge anwendet, weil man babei auch in beftändiger Angſt;/ 
(hwebt, daß eine Erplofion von den Sträflingen erfolge, unbı 
zu beforgen iſt, daß nad) der Strafzeit ber Sträflinge, bie uns. 
ter dem größten Drude lebten, der Haß gegen die bürgerliche; 
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Geſellſchaft und das Rachegefuͤhl hervorbricht; auch fehle es 
ohnehin bei dieſem Syſteme an der Entwickelung moraliſcher 
Geſinnungen und geiſtiger Faͤhigkelten. Das Genfer Syſtem 
nennt der Verf. ein juste - milieu -Spftem zwiſchen ben zwei 
Hauptſyſtemen Amerika's. Nur die Einfamleit während der 
Nacht, das Stillſchweigen während der Arbeit, der Mahlzeit 
amd in den Gellen find gemeinfchaftliche Anorbmungen für ale 
Abtheilungen; Im Webrigen iſt hoͤchſte Verfchiebenheit in ber 
Behandlung der Sträflinge nad) ben Abtheilungen, fo daß bie 
Befleren auch mehr Erleichterungen genießen, und jeder durch 
gute® Betragen auc mehr Begünftigungen erwerben kann. — 
In Bezug auf die Nahrung macht der Verf. (p. 14) eine tich⸗ 
tige Bemerkung, daß, wenn die Koft zu hart iſt, man entweder 
für Perfonen zarter Gefundheit zumeilen Ausnahmen machen 
muß, ober burdy die Gleichfoͤrmigkeit zu viele Krankheiten ber: 
beiführtz det Verf. erktärt fi) (p. 16) gegen die Anwendung 
und gegen die Nothwendigkeit der Schläge; die moralifche Ein: 
wirkung auf die Gefangenen wird (nach p. 17) bewirkt durch 
den Sottesdienft, durch die Befuche der Geiftlichen in den Eel⸗ 
Ien, durch die moralifchen und religisfen Vorlefungen am Sonn: 
tag, durch die Beſuche der Mitglieder des Comite de la 
surveillance ınorale (diefe Perfonen theilen fich in die Thaͤ⸗ 
tigkeit, fo daß jebe eine beftimmte Zahl von Sträflingen unter 
ihre Aufficht nimmt. — Der Erfolg des Syſtems ift fehr gut; 
im Laufe von 7 Fahren wurden von 100, die aus der Anftalt 
traten, 15 ruͤckfaͤlig; der Verf. bezeugt (p. 22), daß der 
Duntelarreft das trefflihfte Difciplinarmittel ift und nie die 
Wirkung verfehlt. Nah p 27 iſt nad) der Erfahrung bes 
fs. die Hauptfache bie moralifche Regeneration, die Begruͤn⸗ 
dung fefter Grundſaͤtze durch Moral und religiöfen Unterricht, 
amd die Erweckung eines lebendigen und aufrichtigen Glaubens 
in den Gemuͤthern⸗ der Sträflinge. — Die Blide der Men: 
fhenfreunde müffen ſich noch auf England richten 5 zwar iſt das; 
was von Seite der Gefeggebung geſchehen iſt, noch ſehr unges 
nügend, weil bie Hauptfttafen, welche außer den Todesſtrafen 
angewendet werben (secondary punishments genannt), no 
die Transportation, bie Aufbewahrung auf den Gefarigen 
ſchiffen (hulks) find, und die Erfahrung lehrt, daß diefe 
Strafarten durchaus nicht ihrem Zweck entfpredhen. In 
dieſer Ruͤckſicht find die sub Nr. 11 angeführten Besiäte bee 
ars 
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Parlamentscommiffion hoͤchſt wichtig. Der Verf. der vorllegens 
ben Weberficht hat bereits in der Eritifchen Zeitfchrift für auslaͤndi⸗ 
Ihe Rechtswiſſenſchaft Band V. No, 20. Nachrichten unnXus» 
züge über ben fchlechten Auftand der Strafcolonieen und über 
die Muslofigkeit der Transportationsſtrafe mitgetheilt. In Bes 
gug auf den Zuftand der englifchen-Sefängniffe enthalten die ers 
wähnten Berichte fehr bedeutende Materialien, indem die Come 
miſſion viele Derfonen , die theils felbft in ben verfchiedenen Ges 
fängniffen angeftelle find, theils fi) darin befanden, theils fie 
näher ftudirten, als Zeugen über ihre Erfahrungen vernommen 
bat. Wir erfahren auf eine fhauderhafte Weife, daß die Com⸗ 
miſſion erklärt, es fei unmöglich, nad) dem jegigen Zuftande 
die völlige. moralifche. Verdorbenheit der in dieſen Befängniffen 
Eingefperrten zu verhindern, da häufig 15—20 Nachts in 
den Schlafzimmern, und am Zage 60— 130 in den Saͤlen 
zufammen Lebten (report von 1832. pag. 5). Die Commifs 
fion giebt an, daß Verurtheilung zur harten Arbeit nicht allein 
nicht zweckmaͤßig fei, fondern einfame Einfperrung nothwendig 
werde; fie fhlägt vor, daß die Sträflinge in einfamen Cellen 
eingefperrt werden und nur wahrend der Arbeit fie beifammen 
ſeyen, ader immer zum ſtrengſten Stillſchweigen angehalten 
werben. Weber die mohlthätigen Wirkungen der einfamen Ein⸗ 
fperrung fprechen fich die vernommenen Sachverſtaͤndigen guͤn⸗ 
flig aus, obwohl Mehrere bemerken, dag durch lange Eins 
fperrung dieſer Art die Gefundheit leicht leiden kann, und daß 
man überhaupt auf die Eörperliche Befhaffenheit ber Gefanger 
nen babei fehr Rüdficht nehmen muß; Alle geben an, baß es 
zu ſchwierig fey, die moralifcye Anfledung der Gefangenen uns 
ter fich zu befeitigen und fie zum Stillſchweigen anzuhalten, 
wenn man fie nicht völlig abfondert. Weber die Anwendung 
Eörperlicher Züchtigungen fprechen ſich die meiften Zeugen da⸗ 
bin aus, daß dies Mittel trefflic, fey, wenn man es bei jugend⸗ 
lihen Verbrechern anwendet. In Bezug auf bie Pönitentlar: 
haͤuſer bemerkt die Commiffion , daß noch viel zu wünfchen ſey; 
nach den Vorfchriften follen die Sträflinge in diefen Häufern in 
zwei Klaffen getheilt werden; in bie erfle follen alle Neueintre⸗ 
tenden während der erfien 18 Monate bis 2 Jahre bleiben; 
während diefer Zeit follen fie ſtreng abgefondert feyn, ausge: 
nommen während der Arbeit an den Tretmuͤhlen; nad) Ablauf 
von 18 Monaten treten fie in die zweite Klaffe, wo fie mit 
ihren Kameraden zufammenteben. Die Commiſſion erklaͤrt, 
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daR in ber erften Maffe die Beſſerung ald Wirkung fich ergiebt, 
ie aber, ſobald die Straflinge im bie zweite Klaffe kommen, 
fie wieder in ihre alten Fehler zurüdfallen. Die Commiffion 
will die Abſonderung in zwei Klaffen aufgehoben wiſſen; fie for⸗ 
dere noch firengere Abfonderung ale bisher, und geftattet nicht, 
daß die Gefangenen Briefe oder Befuche bekommen. Auffals 
iend iſt es, daß die Commiffion (report von 1832. pag. 11) 
in das Pönitentinrhaus Niemand aufgenommen wiſſen will, 
für deffen Befferung Beine vernünftigen Hoffnungen vorliegen, 
alfo z. B. keinen Rüdfälligen. Der Anhang des Berichts ents 
haͤlt hoͤchſt wichtige Zeugniffe z. B. der edein M. Sry, deren 
anermüdliche Bemühungen für die Beſſerung der Eträflinge 
auch mit gutem Erfolg wohl felten gekrönt wurden. — Niche 
toeniger bedeutend find die Nachrichten, welche in dem sub 
No, 4. angegebenen Berichte der englifchen Gefängnißgefellfchaft 
enthalten find. Der Geiſt der Affocation in England, vers 
bunden mit der Macht der Öffentlichen Meinung, hat auch im 
Befängnißwefen mohlthätige Srüchte getragen; die Regierung 
wird auf die Gebrechen ber beftehenden Einrichtungen aufmerk: 
ſam gemarht, und die vereinigten Kräfte menfchenfreundlicher 
Bürger kommen bem Wirken der Regierung zu Hülfe. Ines 
befondere ift das Bemühen ber Gefaͤngnißgeſellſchaft in London 
auf die moralifhe Beſſerung der Gefangenen gerichtet, und bie 
Nothwendigkeit der Einführung des Ponitentiarfnftems in Engs 
land zu zeigen; daher weifet ber Bericht die Unzweckmaͤßigkeit 
der Transportation und ber Bewahrung der Sträflinge auf den 
Schiffen und den traurigen Zuſtand ber enalifchen Gefängniffe 
nah. Die ftatiftifchen Notizen: über das Gefängnißmwefen ber 
verfchiebenen Länder find eben fo bedeutend, als manche Vor⸗ 
ſchlaͤge der Commifffon.- — Warme Vertheidiger bat das 
Pönttentiarfyftem auch in den Niederlanden. Schon früh, zu 
einer Zeit wo In andern Staaten noch wenig für die Gefängs 
nißverbefierung geleiftet wurde, erfreuten fich die nieberländis 
ſchen Strafanftalten in Gent und Vilvorden einer beffern Eins 
richtung. Auch zur Zeit als Holland und Belgien unter einem 
gemeinſchaftlichen Herrfcher vereinigte waren (bi 1830), war 
die niederländifhe Regierung ernſtlich bedacht, die Gefängniffe 
zu verbeſſern, und die unter No. 6. angeführte Sammlung lies 
fert die felt 1821 ergangenen Anordnungen. Im Jahre 1831 
(recueil pag. 224) erfolgte eine merkwürdige Verordnung, 
nach welcher der Zweck ber Beſſerung ber Gefangenen als ein 
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Hauptzweck erflärt und ausgeſprochen wurde, daß jeber Skraͤf⸗ 


ling durch gute Auffuͤhrung eine Abkürzung feiner Strafzeit 
betwirken könne, wenn er 1; feiner Strafe überftanden ,_ unb 


: diejenigen, welche auf Lebenszeit verurtheilt find, wönigfteng 


7 Jahre im Gefängniffe zugebracht haben. . Dadurch war ein 


, Schritt zur Einführung des Poͤnitentiarſyſtems gethan; unp 


| 


3 
1 
i 
% 


wie man aus bem Nr. 7. oben angeführten, vom inspecleuz 
general des prisons erftatteten rapport erfieht, fo fuchte 
man auf ber betretenen Bahn fortzugehen, und neue wichtige 
Einrichtungen, z. B. eigenes Gefängniß für die jugendlichen 
Verbrecher, Anordnung von Schulen x., waren die Solgen. 
Aus den Nachrichten über ben finanziellen Zuftand ber belgi⸗ 
ſchen Befängniffe fieht man, daß ihre Einrichtung oͤkonomiſch 
iſt; der Verfaſſer des rapport gefteht, daß die gegenwärtige 
Btrafgefeggebung (Code penal) der gänzlihen Verbeſſerung 
noch Dindernifie in den Weg legt, daß fchon in dem Ausdruck: 
jfravaux forces, ein falfcher Begriff liegt, ‚weil gleichfam an 
bie Arbeit eine Art Infamie geknuͤpft ift und es fcheinen könne 
te, daß die correctionellen Gefangenen nicht zur Arbeit anges 
Balten werben könnten. Ueber die Zahl der Rüdfäligen giebt 
der rapport (pn. 42) an, daß auf 3155 Steäflinge,. die in 
den 4 Gtrafanftalten Belgiens ſich befinden, 893 Ruͤckfaͤllig⸗ 
kommen. Der Berf. liefert p. 42 — 47 eine interefjante 
Ueberficht der Zahl ber Nüdfälligen der verfchiedenen Staaten 
Europa’s, um zu zeigen, wie überall, wo auf Beflerung ges 
wirft wird, auch bie Zahl der Nüdfälligen fi vermindert. 
Der Berf. hat p. 51 feinem Berichte einen Geſetzesentwurf 
über das Gefängnißwefen beigefügt. Darnach follen 4 Poͤni⸗ 
tentiarhäufer eingerichtet werden: 1) für bie zu Zwangsarbeit, 
2) eines für die zur Reclufion, 3) für bie correctionel Verur⸗ 
theilten, 4) für die Weiber. und ein befonderes Haus für jus 
genbliche Verbrecher. Nach der Größe ber Strafe fol auch 


! die Einrichtung des Gefaͤngniſſes ſchwerer ſeyn, und in jedem 


der erwähnten Häufer liegt die Verſchiedenheit teils in der Nas 
tur und Dauer ber Arbeit und ber Größe bes Arbeitslohns, 
theilg in, Verſchiedenheiten der Nahrung und Kleidung, theilß 
in der Strenge ber Difciplin. — Gegen Rüdfällige. und ſonſt 
unter Umfländen Handelnde, die große moralifche Verdorbenheit 
anzeigen, tünnen die Gerichte verordnen, daß fie 1—6 Mor 
nate einfamer Einſperrung zu unterwerfen find. Die zum 
Tode Beruitheilten, aber Begnadigten, ſollen zut ununter⸗ 
——— 82 
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brochenen einſamen Einſperrung mit Arbeit verurtheilt werden; 
nach Ablauf von 20 Jahren koͤnnen fie in bie Klaſſe der ſonſt 
auf Lebenszeit Werurtheilten eintreten. Die zu correctionellen 
Strafen von 6 Monaten bis 2 Zahren eritehen ihre Strafe 
in benmaisons de sürete. Sträflinge werden Nachts in ein: 
famen Gellen eingefperrt und am Tage geeignet claffificirt und 
unter beftändiger Aufficht gehalten. Allen Sträflingen, tie fich gut 
betragen, kann ein Theil des Arbeitsverdienftes zu ihrer Dispo⸗ 
fition überlaffen werden. — Sieht man auf Frankreich, fo 
fehlt e8 zwar auch in diefem Lande nicht an einzelnen Männern, 
welche für die Einführung des Pönitentiarfpftems mit Kraft 
kaͤmpfen; 3. B. Lucas, Talllandier, Ragarmitte und bie ehr: 
würdigen Mitglieder der sociei® de la ınnrale chreiiense 
verfolgen unermüdlich ihe Ziel, die Gefängniffe zu verbeflern. 
Auch iſt die Errichtung eines befondern Gefängnifjes pour les 
jeunes detenus im maison des madeloneties feit 1831 
Thon ein großer Schritt bee Verbefferung, und der am 19. 
Mai 1833 von Taillandier erftattete rapport beweiſt, daß eint: 
ge Hortfchritte — zwar langſam — zum Beſſern gemacht wor⸗ 
den find. Die z. B. Nr. 10. angeführte Schrift, bie ben in- 
specteur general des maisons centrales felbft zum Verf. 
bat, giebt intereſſante Auffchlüffe über die franzöfifchen mai- 
sons centrales; er gefteht (p. 21) aufrichtig, daß nicht alle 
diefe maisons etwas taugen, bemerkt aber, daß es vorerſt, da 
man auf unmittelbare Beſſerung ber Gefangenen noch nicht 
wirken tönne, darauf ankomme, zu verhindern, daß bie Mins 
derverborbenen nicht völlig durch die Andern verborben werden, 
daher der Verf. vorfchlägt, daß menigftens in jeder Anftale 
eine abgefonderte Abtheilung für diejenigen beflimmt werde, 
welche von den Präfibenten ber Gerichte oder von ber Staates 
behörde als Individuen bezeichnet wurden, die befonderer Bes 
ruͤckſichtigung verdienen und von denen am erften ſich Befferung 
erwarten läßt. Der Verf. fpricht von den Schwierigkeiten der 
Verwaltung der Strafanftalten, von dem Syſtem ber entre- 
prise p. 43, von ber Zweckmaͤßigkeit der Einrichtung, nad 
welcher bie Sträflinge auch Anthell am Verdienſt erhalten, aber 
aud) von der Nothwendigkeit, zu forgen, daß fie bei ihrem Aus⸗ 
tritt aus der Anſtalt nicht ſogleich allc& wieder verfchleubeen ; 
er gefteht p. 49, daß die Zahl der Rüdfälligen im Zunehmen 
iſt, ſchiebt aber die Schuld auf den Mangel ber Einrichtungen, 
durch weiche ben Entiaffenen ihr Fortkommen erleichtert wird. 


j 


u — (.- 
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Im Ailgemeinen erklaͤrt ſich der Verf. gegen die Einführung 
des Pönitenttarfpftems in Frankreich, indem theils die Koſten 
im Wege flünden, theils das amerikanifhe Syſtem in Frank: 
reich nicht leicht erfolgreich fich Durchführen. ließe, Indem man 
die in Amerika unentbehrlichen Schläge nicht in Frankreich eins 
führen könne und die religiöfe und moralifche Einwirkung auf 
die Gefangenen mie in Amerika nicht gehofft werden dürfe: 
nous avons, fügt der Verf. pag. 7, beaucoup de philan- 
thropes speculatifs ,. mais tres-peu de philanthropes 
pratiques. — Wenden wir den Blick auf Deutſchland, fo 
fehlt es zwar nicht an Vorfchlägen zur Verbefferung der Ges 
fingniffe, und bei manden Perfonen auch nicht an dem 
Sinne fiir wahre Humanität, die das Schidfal der Gefanges 
am zu verbeffern und für bie Entlaffenen zu forgen ſucht; allein 
nur wenige Länder find es, in welchen für die Verbefferung der 
Befängniffe gründlich gewirkt wird; aus den in Nr. 12 anges. 
führten Sahrbüchern von FZulius bemerkt man, daß vorzuͤg⸗ 


lich in Preußen auch die Regierung mit Ernſt auf diefe Verbeſ⸗ 


ferung wirkt. Der in den Sahrbüdern 1833. Heft7.S.1f. 
abgedruckte Bericht über die Anftalt in Naugarb bemweift, daß 
man bort auf eine verftindige Weife wenigſtens der Verbreitung 
moralifcher Anſteckung entgegenzumirken fuhtz und erfreulicy 
it die Ausfiht, die durch den angeordneten Bau einer Beſſe⸗ 
tungsanftalt in Inſterburg (Sahrbücher Heft 1. ©. 1) eröffnee 
wird; nad) dem Plane wird dort für Abfonderung ber ſchweren 
and leichten Verbrecher und für Erbauung vieler Einzeln = Celle 
geforgt; man bedauert nur, daß nicht der Verfuch mit Eins 
führung des Syſtems abfoluter Iſolirung während ber Nacht 
gemacht wird. — ine befondere Beachtung verdienen bie in 
Preußen, in Weimar, Würtemberg, Naffau, Baden gegrüns 
beten Vereine von Privatperfonen für Verbefferung des Gefaͤng⸗ 
weſens. Das Wirken diefer Vereine Eönnte hoͤchſt wohlthätig 
werden, wenn fie theil® auf die Gebrechen der Anftalten die Res 
gierung aufmerkſam machten, theil8 in Harmonie mit den Dis 
tectoren ber Sefängniffe eine Art von Gefaͤngnißconſeil bildeten, 
das über gewiffe wichtige Fragen zu entfcheiden hätte, oder an 
deffen Rath der Director gebunden wäre; wenn fie.endlid für 
dad Schidfal der entlafferten Sträflinge ſorgten, die Aufficht 
über fie führten und dem Entlaffenen die Mittel feines Forts 
Eommens verfchafften. Das Wirken biefer Vereine wird leider 
noch vielfach gelähmt durch die Vorurtheile von Seite mancher 
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Regierungen und der Buͤrger. Die Erſten blicken nicht ſelten 
mißtrauiſch auf alle Vereine, und befuͤrchten, daß durch dieſe 
Controle der Privatperſonen und die Einmiſchung der Vereine 
in die Verwaltung der Gefaͤngniſſe als eine gefaͤhrliche Beſchraͤn⸗ 

kung der Regierungsrechte betrachten, während manche Beamte 
ſolche Anfichten nur aus dem Grunde verbreiten, weil fie böfe® 
Gewiffen haben und nicht gern wünfchen, bag man ihre nach⸗ 
Läffige oder willkürliche Verwaltung einer Auffiht untermerfe, 
Bei den Bürgern aber felbft findet m:n nicht felten das Vor⸗ 
urtheil, daß durch jene Milde, mit welcher man der Gefunge: 
nen fih annehme, bie Verbrecher begünftigt und zur Bege⸗ 
"hung von Verbrechen eingeladen würden, fo wie man auch nicht 
felten die Aeußerung hört, daß es ungerecht wäre, für die Vers 
brecher mit foviel Empfindfamkeit Sorge zu tragen, währen 
fo viele arme ehrliche Leute darben müßten. — . Es ift beflas 
genswerth, fo viele Perfonen noch zu hören, welche, wenn fie 
auch nicht ein Gefühl Achter Humanitdt zur Theilnahme aufs 
fordert, durch die Klugheit ſich angetrieben fühlen und einfehen 
follten, daß bie wachfende Zahl ber Rädfätigen dringend Ab⸗ 
‚ bülfe ber vorhandenen Uebel fordert. Es ift ſchauderhaft, wenn 
man z. B. aus ben Berichten bei Memminger (Würtemberg, 
Sahrbücher für Geſchichte u.f.w. Jahrg. 1830. Heft 1. S. 240) 
erfährt, daß von ben Sträflingen,, die in Gefängniffen Würs 
tembergs ſich befanden, 707 rüdfällig und 604 zum erften Male 
im Gefängniffe waren und nah Memminger (Sabrg. 1832, 
Heft 1. &. 90) von 2952 im 5.1831 — 1832 eingelieferten 
Gefangenen 1216 rüdfällige Verbrecher waren. — Zieht man 
aus den bisher angeführten Materialien die zur Belehrung bies 
nenden Ergebniffe, fo darf man wohl 1) den Sag aufftellen, 
daß eine gründliche Verbeſſerung des Gefängnißwelens nicht 
früher möglich ift, als bis in unfern Gefängniffen das Beſſe⸗ 
eungsfpftem wenigſtens in der Art eingeführt wird, daß bie 
moralifhe Anſteckung ber minder Verdorbenen verhütet und 
daher eine ſolche Abfonderung ber Sträflinge bewirkt wird, bei 
welcher fie außer Berührung mit einander ſtehen. Wir geben 
zu, daß ber vollftändigen Iſolirung für die erſte Zeit große 
Schwierigkeiten fcyon Durch den Mangel paffender Gebäude fi 
entgegenfegen, und fomürbe zunaͤchſt wenigſtens dahin zu wirken 
fen, daß eine paffende Elaffification der Sträflinge gemacht wuͤrde. 
Die Art der Strafe, zu welcher fie verurtheilt find, fo daß z. B. 
ale, weldye zu Gefaͤngniß von 2 bis 6 Jahren verursheilt wur · 
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en, in’ eine Klaffe kommen barf, dabei eben fo wenig zum 
Grunde gelegt werben, als die Art der Verbrechen, wegen mel- 
ber die Verurtbeilung erfolgte; denn fieht man nur auf die 
Otrafe, fo kommen die verfchiedenartigften Verbrecher in eins 

" Rtaffe, 3. B. der wegen Bermundung oder Todtfchlags im Rauf: 
handel Beſtraften mit dem Räuber, dem gefährlichen Diebe und 
item Aufruͤhrer. Auch das ndmliche Verbrechen kann aus 
Ihe verfchiedenen Motiven verübt feyn und aus höchft verfchies 
dener moralifcher Eigentbümlichkeit bes Verbrecher hervorgehen. 

i Die Glaffification kann nur fo gemacht werden, rote am wenigs 
| fm Gefahr der moralifchen Anſteckung zu beforgen ift. a) Pers 
- fomen, welche durch bie Art ihrer Verbrechen eine tiefe moralifche 
Berborbenheit bemweifen oder welche eingewurzelte verbrecherifche 

- Regungen an den Tag legen, 3. B. Rüdfällige, müffen völlig 
ven den übrigen abgefonbert werden. b) Jugendliche Verbrecher 
niſſen gleichfalls von jeder Communication mit Andern getrennt 
and einer befondern Difciplin unterworfen werben. c) So lange 
nicht möglich ift, abfolut Ale zu iſoliren, müffen wenigftens 

| nur in Beinen Abtheilungen (3.8. von 10 hoͤchſtens 15) Straͤf⸗ 
Imge beifammen fenn, damit ſtrenge Auffiht erhalten werben kann. 
Nur Derfonen, welche am meiften auf gleicher Stufe der Strafs 
\ tragen muß der Sträfling in eine beffere Klaſſe zu kommen bie 
Ausfiche erhalten, und ſchlechtes Benehmen muß die Verfegung 

| in eine härtere Abtheilung zur Folgehaben. 2) Das Hauptftreben 
muß dahin gehen, die Einführung des Beſſerungsſyſtems mögs 

| ich zu machen und Gebäude einzurichten, bei welchen das Sp: 


ſtem des Genfer Beiferungshaufes einzuführen if. Die Bes: 


tufung auf bie großen Koften darf nicht abhalten; die Vermin⸗ 

: derung ber Zahl der Rüdfälligen und bie befjere Begründung der 
bürgerlichen Sicherheit entfchädigen für die vermehrten Koften. 
8) Das Syſtem der abfoluten Iſolirung, wie es in Philadelphia 
vorkommt, verbient Feine Nachahmung, ba es dabei nicht Teiche 
moͤglich ift, jeden Sträfling nach einer Weife zu befchäftigen, 
daß er, wenn er aus der Anftale tritt, etwas erlernt. momit 
er ſich fein Brot verdienen kann, und da diefe lange Abgefchies 
denheit von Menſchen in bem Sträfling eine Bitterkeit erzeugt, 

' die bei feinem Austritt aus der Anſtalt mit fucchtbarer Stärke 
bervorbriht. Es muß dahin gewirkt werden, baß bee Sträfs 
ling allmählig dem Leben das ihn erwartet, wenn er hervortritt, 
"näher gebracht wird, daher auch ba, wo der Sträfling fic laͤn⸗ 


barkeit flanden, gehören in eine Abtheilung. d) Durch gutes Bes ' 


® 
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gere Zeit gut betragen hat, er das Mecht erhalten fol, inRuhe= 
ftunden mit einem andern Strdfling zu fprehen. Das Genfer 
Meglement verdient in diefer Hinfiht Nachahmung. 4) Da 
Morurtheil, daß bei dem Beſſerungsſyſtem das Merkmal 
Strafe untergehe, wird widerlegt, wenn man erwägt, daß hiet ⸗ 
neben ber Entbehrung der Freiheit aud) andre Befhränkungen vors 
kommen, welche auf das Gemäth des Sträflinge — felbft auf“ 
den Roheſten — empfindlich wirken, nämlich die Beſchraͤnkung 
der Communication mit andern Perfonen. Wenn nadı den Zeuge 
niffen in England die Sträflinge, als fie von der Einführu 
bes amerikanifchen Syſtems hörten, mit bem größten Schred 
erfültt wurden, fo deutet dies darauf, daß die härtefte Str 
für jeden Sträfling jene Verurtheilung zum beftändigen St 
ſchweigen erfcheint. 5) Ein Irrthum ift e8, wenn man 
Schläge als ein nothwendiger Weife zur Wirkfamkeit des B 
rungsſyſtems gehöriges Mittel betrachtet; fie find in Ame 
ſelbſt nur in jenen Anftalten angervendet, wo man während be 
Tages die Sträflinge in größerer Zahl arbeiten laßt und Stilfs® 
ſchweigen und Ordnung erzwingen will. Auch in Amerika ers 
heben ſich aber viele Stimmen gegen bie Zweckmaͤßigkeit diefes 
Difeiplinarmittel®, und wohl mit Recht, weil dies Mittel zu j 
ungleic) bei verfchiedenen Individuen wirkt, den Menfchen herab: ® 
wuͤrdigt und unverträglich mit der nothmendigen Zartheit der ' 
Behandlung ift, durch welche allein das Gemüth des Sträflinge 
ſich auffchließt der Einwirkung, welche Beſſerung beabſichtigt. i 
Auch tit in Genf keine körperliche Züchtigung erlaubt und den⸗ 
noch gedeiht das Befferungsfpflem dort trefflich. 6) Vorzüglich 
dürfte Drutfchland das Land feyn, in welchem das Pönitentiars 
Iyſtem am beften gedeihen wird, weil eben bei uns noch das Volk , 
durch moralifche und religiöfe Grundlagen vor einer Verworfen-⸗ 
beit bewahrt wird, die leicht da einteißt, wo diefe Grundlagen 
fehlen, weil e8 auch bei uns nicht an würdigen Geiftlichen fehlen — 
wird, weiche in ben Befferungshäufern würdig wirken. 7) Vor 
allem endli muß man die Verbreitung des Sinnes für jene 
Dereine wünfhen, die bie Befferung der Sträflinge und die 
Sorge für das Schickſal der Entlaffenen beabfihtigen. Nur — 
vereinte Kraft führt zum Ziele, und fprengt die Feffeln der Vor⸗ 
urtheile, welche noch zu oft ber Verbefferung des Gefängniß: 
weſens entgegenftehen. 
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Der Begriff einer Verlegung iſt im Strafrechte von 
jeher auf verſchiedene Weife aufgefaßt, und in Verbindung 
- mit verfchiedenen andern Begriffen zur Aufftellung allgo⸗ 
meinev Sätze benutzt worden, die ebefi Durch ihre Allge⸗ 
meinheit, wenn aud nicht immer, unralttelbar Irrthum et⸗ 
zeugt, doch meiſtentheils die Erkenntniß der Wahrheit. eos 
ſchwert, wenigſtens eine ungeeignete Darſtellungsweiſe ver⸗ 
anlaßt Haben, von Welcher insbeſondere in einigen der’ neues 
ften Erzeugnifle der deutfchen Geſetzgebung noch puren 
ſich finden,. die das Verſtändniß und die richtige Auwen⸗ 
Arch. d. CR. 183%, II. Et. J— 


4 


150 Ueber das Erforbernig einer Rechtsverletzung 


dung der Geſetze ſelbſt zu hindern, nach meiner Anſicht 
wohl im Stande ſeyn dürften. 

Der nat ürlich ſt e Begriff von Verletzung ſcheint 
der zu ſeyn, nach welchem wir ihn auf eine Perfon oder 
auf eine Sache beziehen, insbefondere auf eine folche, die 
wir ald und gehörig denken, oder auf etwas, was für 
uns ein Gut ift, das und durch die Handlung eines Ans 
dern entzogen oder vermindert werden fann. In 
diefem Sinne haben auch die Römer im Zufammenhange 
mit den allgemeinen Rechtögrundfägen zeminem laedere 
und suum cuique tribuere von laesio alterius und 
Iaesio rebus illata geredet '), uhd in unfern neueften 
Strafgeſetzen ift noch in ähnlichem Sinne von Körper:, 
Eigenthums⸗, Ehrenverletzung oder davon, daß 
Jemand an feinem Leben u. dgl. verlegt wird, 
nicht felten die Rede. Diefe Ausdrücke Haben im gemeis 
nen Sprachgebrauch und in concreten Vorftellungen ihren 
Grund, und jeweniger ein Geſetzgeber diefelben nach der 
Natur der Sache umgehen kann, jemehr er auf die Kennts 
niß des Geſetzes bauen und durch daflelbe auf die Vorftels 
fungen derjenigen wirfen will, die von Verbrechen abges 
Halten werden follen, um fo mehr follte er fich beftreben, 
ſolche Ausdrücke zu vermeiden, die bon jenen abgeleitet, 
eigentlih nur figürlich eine Verlegung bezeichnen, 
und sum Theil aus abftracten, Begriffen der neuern Phi⸗ 
Iofophie erft in den jueiftifchen Sprachgebrauch übergegan- 
‚sen find. Es ſcheint mir deßhalb wenig zweckmäßig, dag 
"in dem neueften badifchen Geſetze über.die Ehrenfränfuns 
gen, vom 28ften December 1831. $. 3. °), von Aeußerun⸗ 
gen und Handlungen die Rede ift, durch welche Jemand 





1) L. 28. D. communi dividund. L, 6, C. de. magistratib. 
conveniendis. _ 

2) Das Gefeg ſteht auch in A. Müller’s Archiv für die neuefte 

Gefeggebung aller deutſchen Staaten, Band IV. Heft 1. S. 62. 


a! 
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das Recht eines Anderen auf Ehre abſichtlich 


verlegt, auch abgefehen von denjenigen Gründen, aus - 


weichen fhon von Mittermaier auf das Ungeeignete - 


dieſer Befimmung aufmerkſam gemacht worden ift ’). 
Früher noch ald auf das Merkmal der Recht sver⸗ 
legung hat man bei Feſtſetzung des Begriffs von Verbre⸗ 
chen auf das Srforderniß der Verlegung eines Straf 
geſetzes Ricficht genommen, und am metfwürdigften 
in dieſer Hinficht ift die im erften Artifel des Entwurfs eis 
nes Strafgefegbuchs für das Königreih Italien vom %. 


1806 enthaltene, auf jenes Erforderniß lediglich befchränfte 


Definition *), neben welcher zugleich von dem Willen, 
das Geſetz zu verlegen, als dem allgemeinen Erfor⸗ 
derniß dee Zurechnung und auf eine an Silangieri 
erinnernde Weife von der doppelten Art die Rede war, auf 
welche mit der Verlegung eines Strafgefeges der Wille, es 
ju verlegen, verbunden feyn Fönne. Man hatte nämlich 
angenommen, daf dies auf dire ete und auf indirecte 


Weife gefchehen könne, und darnach felbft die Begriffe - 


einee Dolofen und culpofen Verlegung des Gefehes bes 
fiimmen fu müffen geglaubt °). Es bedarf wohl kaum ers 
wähnt zu werden, wie wenig diefe Beftimmungen,; wenn 
fie in Sefegesfraft übergegangen wären, den Erwartun⸗ 
gen des Geſetzgebers wiirden entfprochen Haben. Auch ift 
auf das Mangelhafte derfelben in den über den Entwurf 
eingeholten Gutachten von einer Seite mit: der Aeußerung 


aufmerffam gemacht worden, man dürfe dem Volke feine 


Gegenftände gelehrter Erörterung vorlegen, während von 





8) Im neuen Archiv des Criminalrechts Bd. XI. ©. 537. 538, 
XIV. ©. 71.72. 


4) La violazione di una legge penale & un delitto. 

5) Art. 3. et 4. Es war damit nicht eben fchr übereinftimmend, 
wenn in den Motiven des Entwurfs der dolus ein vizio della 
volontA, die eulpa aber ein vızio dell’ intelleito genannt 
wurde. gl. die Collezione dei travagli sul Codice penale. 
Brescia 1807. Vol, l. pag. 146. BE 
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anderer Seite der Titel, worin fie ſich befinden, als ein 
goldner gerühmt wurde, der gleichfam die gefegliche Logik 
des ganzen Werkes fey °). 

Es Haben zwar in neuerer Zeit noch andere Gefeßgeber 
von den auf Handlungen oder Unterlaflungen gefegten Stra⸗ 
fen den Begriff des Verbrechens im Allgemeinen abhängig 
gemacht , allein es ift dies weniger in der Abficht, eine ei- 
gentlihe Definition des Verbrechens zu geben, als darum 
gefchehen, um den Richtern und den zu Richtenden ein alls 
gemeines Merkmal anzugeben, woran erfannt werden 
fönnte, mas der Staat als Verbrehen betrachtet wiſſen 
will, und in feinem Geſetzbuche find fo wie in dem anges 
führten italienifchen Entwurfe an diefe Bezeichnung des 
Verbrechens andre für das ganze Strafrecht wichtige Bes 
griffsbeftimmungen unmittelbar angefnüpft, in feinem fo 
fehr. als in diefem mit der Terminologie der Schule höchſt 
einflußreiche Unterfuchungen damit in Verbindung gebracht 
worden. Uebrigens müflen wir das Merkmal der 
Streafbarfeit einer Handlung jedenfalls fefthalten, um 
den juriſtiſchen Begriff des Verbrechens feftfegen zu 
Fönnen, obwohl 3. B. das franzöfifhe Recht Huch einen 
eipilrehtlihen Begriff von Delicten fennt, der 
durch die daraus entftehende Verbindlihfeit zum 
Schadenserfag beſtimmt wird ’), und ganz unabhäns 
gig ift von denjenigen Bedeutungen diefes Worts, wonach 
dafielbe für jede ftrafbare Handlung im Allgemeis 
nen °) und insbefondere für correctionell:firafbare 


ebenen 


6) Ebendafelöft Vol. III. pag. 57. et pag. 184. verglichen mit 
Pag. 193. 19%. und mit dem Verfuche officieller Widerlegung 
einiger ber in dieſer Hinficht gemachten Einwürfe, Vol. IV. 
pag. ZU. 21, | 

7) Code civil art. 1382 u. f. verglichen mit der Leberfchrift des 

delits et quasi. delits. 

8) 3. B. in dem Ausdrude corps de deli u. dgl. Code d’ in- 
struction criminelle art. 22. 32. Der Vorfchlag eines neuen 


Seſetz verbeſſerers, nach Verſchiedenheit der firafbaren Handluns 


\ 
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genommen wird. Auch ift e8 nicht zu überfehen, daß 
nach dem pofitiven Rechte eines Volks, nach welchem eine 
Strafe im eigentlich juriftifcehen Sinne nicht angemandt 
werden darf, außer wenn fie durch ein ausdrückliches Ges 
feg ausgefprochen worden ift, und, wie dies bei der Uns 
vollfommenheit aller menfchlichen Dinge auch bei den bes. 
ften Strafgefeggebungen der Fall feyn wird, gegebenen: 
Geſetzen zufolge wenigften® hin und wieder Handlungen bes 
fraft werden müffen, die vernunftgeimäß einer Beftrafung 
nicht unterliegen follten, vom Verbrechen auch gar Feine 
andere Definition gegeben werden kann, als Indem man 
es Verletzung eines Strafgefeges nennt, wobei 
das Wort Berlegung einen doppelten Begriff aus⸗ 
drücken ſoll: einmal, daß gegen das Geſetz gehandelt, 
md dann, daß diefe Handlung zugerechnet werden 
fönne. Es dürfte aber auch in dieſer Rückſicht der Aus⸗ 
druck Uebertretung des Strafgefeges geeigneter feyn "). 
Uebrigens fliegt e8 in der Natur der Sache, daß es-aufer - 
dem angegebenen pofitiven Nechtsbegeiff des Verbre⸗ 
hend einen natürlichen. Begriff deſſelben geben müſſe, 
womit jedoch nicht jener Unterfchied angedeutet wer⸗ 
den foll, der in alten'und neuen Rechtsfuftemen durch den 
Begenfag von delicta' juris civilis und delieta juris 
gentium, vder probrum more civitatis und nalura . 
probrum, oder mala prohibita und mala in se, oder 
delits politiques und delits d’immortalite angezeigt, 
und in neuefter Zeit zum Gegenftand befonderer Erörterung 





gencorps de erime oder corps de contravention yufagen, hat, 
wie man fich denken kann, keinen Beifall’ gefunden. 

9) Die Franzofen fprechen In diefem Sinne von infraction, wohl 
auch von contravention & La loi im Allgemeinen. Die Bentis 
nung laesio legis dürfte bei den Römern eben fo wenig zu fine 
den fenn als der Ausdrud Zaesio juris, doch iſt von violater 

"juris gentium bei den Klaffitern, von afensa ediosi ia dem 
Pandekten die Rede. 
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geworden ift '°). Much bin ich kelneswegs derfelben Ans 


ſicht, nach welcher vor Kurjem zwiſchen einem juriftis 


ſchen Begriff des Verbrechens und einem firtlihen Bes 
griffe deflelben von Jarcke unterſchieden worden ift ''), 
nach der ihm eigenthümlichen Betrachtungsmeife,, in wels 
cher ihn gemwiffermaßen Heinroth überboten hat, indem 
er jede böfe That für ein Verbrechen erklärte '”). 
Meiner Veberzeugung nach dürfte auf diefem Wege die Cri⸗ 
minalrechtswiſſenſchaft jener Verwirrung der Begriffe kaum 
entgehen Fönnen, die man durch ein faft halbhundertjähris 
ges DBeftreben aus ihe zu verbannen bemüht war, und 
Manches, was gegen diefe. neuere Anſicht von Droftes 
Hüls hoff in der Abhandlung über die Srage, ob’nur 
Rechtsverletzungen vom Staate ald Verbrechen bes 


. fteaft werden dürfen ''), gefagt worden ift, fcheint mir ſehr 


beherzigenswerth zu feyn, obſchon ich der Grundanficht 
Deffelben auch nicht beiftimmen kann. Ich darf es jedoch 
nicht mit Stillfehreeigen übergehen, daß Heinroth im 


dritten Theile feiner Criminalpfochologie, in der von ihm 


fogenannten Thatlehre, bei Feftfegung der Definition des 


Verbrechens, obfchon fie im Ganzen genommen keineswegs 
zu billigen ift, doch das Ungeeignete abftracter Begriffe 
gefühlt zu haben fcheint, von welchen in den gewöhnlichen 


Definitionen der Juriſten ausgegangen wird. Ich halte 


es wenigſtens fiir eine lobenswerthe Rückkehr zu einem 





10) Auf eine gegen meinen Auffaß im Archiv über diefen Gegen= 
fland erfchienene Replit bin ich noch eine Duplik fchuldig, auf 
die ich nicht verzichtet habe. Biele KRücficht auf die genannte 
Etreitfrage ift in der Schrift von Dr. H. A. Bahariä über 
die rückwirkende Kraft der Geſetze, Göttingen 1834, genoms 
mn Bol. Heffter Lehrbuch des Eriminalrechts. Halle 1833. 


11) ‚ Banbbudh des gemeinen beutfchen Strafrechts, Band I. 
12) Si Sina’e Zeitſchrift für Griminalrechtspflege, Heft. 40. 
> Sm Yrchis des Grimtnalscihte, Band IX. 6, 600 u. f. 
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natürlicheren Sprachgebrauche, wenn in dem Verbrechen. 
„die Berlegung einer Perſon, oder mehrerer. 
Derfonen, oder eines ganzen perfönlidhen 
Vereins 3. B..des Staats am Dafeyn, Bes: 
figthum u. dgl.” als wefentlich hervorgehoben wird '").. 
Wenn wir vom natürlihen Rechtsbegriffe. 
des Verbrechens reden, fo verftehen wir darunter dasje⸗ 
nige, was nad der Natur des: Strafrechts ver⸗ 
nunftgemäß in der bürgerlichen .Befellfihaft') ale: 
ftrafbar angefehen werden Fann, infofern es in einen ges: 
meinfamen Begriff zufammengefaßt wird. Es iſt aber: 
eine befannte Sache, daß in Deutfchland '°) feit - längerer: 
zeit die Eigenfchaft einer Rechts verletzung hierbei,. 
als das Wefentlihe,, bei weitem von den meiften Rechtsge⸗ 
lehrten und auch wohl von den meiften Gefeßgebern ange⸗ 
fehen wurde, obgleich Hin und wieder ſchon friiher eine 
Mißbilligung dieſer Anficht ausgeſprochen worden ift '"). 


14) a. a. O. ©. 210. $. 45. Auh Wächter hat von der na⸗ 
türlichen Bedeutung des Wortes Verlegung häufig zur: 
Bezeichnung der Verbrechensgattungen Gebrauch gemacht in feiz, 
nem ‚Lehrbuch des römifch = deutfchen Strafrechts 3. B. 9. 49% 
55. 56. 57. 58. 59. 60. tn 

15) Dad Borhandenfenn eines Strafrechts im fogenannten Patur⸗ 
ftande, deflen Annahme die deutfchen Sriminaliften Tängft aufs 
gegeben haben, tft neuerdings wieder in v. Rotted’s Ver⸗ 
nunftrecht Th. I. $. 53. behauptet, außer Deutfchland insbes 
fondre von Rofft und Romagnoft beitritten worden. Es 
freut mid), dag des Lestern Werk über Strafrecht, von dem 
ein Theil ſchon in der Oberdeutfchen Allgemeinen Literaturzeiz . 
tung von 1793. St. 3, und von mir.im Archiv des Criminal⸗ 
techtd Band VII. ©. 181 im 3. 1825 angezeigt worden iſt, 
nun einen leberfeger gefunden hate. Es verdiente auch deflels .. 
Be Zetfaßſers Werk über allgemeines Staatsrecht mehr bekannt 
zu fenn. 

16) Außer Deutfihland hat diefe Anficht faſt nirgends, die Schweiz 

and Holland ausgenommen, Wurzel gefaßt, 

17) Val. Thibaut's Beiträge zur Kritik der Feuerbachfchen 
Theorie der Grundbegriffe des peinlichen Rechts. Hamburg 1802. 

ı ©. 32. Mittermater, Grundfchler der Behandlung des 
Criminalrechts. Bonn 1819 S. 80. Leber den neuefien Buftand 
der Eriminalgefeggebung: in Deutfchland. Heidelb. 1825. ©, 24. 
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Insbeſondre einflußreich iſt die Fe uer bachſche Definition 
geworden, nach welcher das Verhrechen eine unter 
einem Strafgefeg enthaltene Beleidigung, 
Rechtsverletzung oder Läfion, oder eine durch 
ein Strafgefet bedrohte, dem Rechte eines 
Andern widerfprehende Handlung genannt 
wird e). Es if im Grunde feine Abweichung von diefer 
Anfiht, wenn Martin '). das Verbrechen als eine 
foihe Zwangspflichtverletzung, melde ein 
Recht zu ihrer Beftrafung begründet, anfieht, 
- und die Definition, welche vor kurzem Roffi gegeben 
Hat, iſt in der Hauptfache auch Feine andere, obgleich er 
den Keuerbachfchen Begriff zum Gegenſtande feiner Pos 
lemik gemacht zu haben ſcheint, und nad der Grundlage 
feines Spftems zu einem andern Refultate hätte gelangen 
follen. Es werden von ihm zwar einige nach derjenigen 
Theorie, die in. jedem Verbrechen eine Rechtsverlegung 
ſfieht, mwenigftens früher aufgeftellte Säge als bizarrerie 
verwerfen., 3. B. daß die Tödtung eines Menſchen mit defs 
fen &inwilligung fein meurtre fey, u. dgl. °°) Allein 
das dagegen Sefagte ift nicht gegen das Princip, fons 
dern gegen die Folgerungen aus demfelben gerichtet, 
die zum Theil ja ſchon von den confequenteften Vertheidis 
gern jener Theorie felbft zurückgenommen morden find *'), 
Uebrigens hat Roffi, der. das Wefen des Verbrechens in 
die Verlegung einer Pflicht zu fegen feheint, die man 
fonft Zwangspfliht oder volllommene Pflicht zu: nennen 





Zrummer, FTriminaliſtiſche Beiträge. Hamburg 1827. 
Band III. H. 2. ©. 131. 

18) Lehrbuch des peinlichen Rechts $. 21. der Iiten Ausgabe. 

19) Lehrbuch des Criminalrechts f: 67. der Zten Ausgabe, Kol. 
Bächter Lehrburh.$. 32, 61. 

20) Traite de droit penal, Paris 1829. Vol. II. pag. 8. et 9. 

21) Bol. Feuerbach Lehrbuch $. 35. mit Abegg’s Unterfus 
Aungen au dem Geblet der Rechteroiffenfchaft. lau 1830 
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pflegte ), Hierbei felbft bemerkt”): „Man hat lange 
dariiber geftritten, ob das Verbrechen nicht als Rechtes 
verlegung definirt werden müſſe? Die Krage dreht fic, 
toenigftend dem Anfcheine nah, um einen MWortfireit. 
Wenn von Seite des Verbrechens eine Pflicht vorhanden 
ıft, deren Erfüllung gefordert werden kann, fo muß diefe 
Pflicht einem beftimmten hienieden irgendwo beftehenden 
Rechte entfprechen. Die Pflichten gegen Gott und gegen 
ſich felbjt find nicht von der Competenz der menfchlichen. 
Gerechtigkeit, von den zwei Definitionen fann daher fügs 
lich die eine fiir die andere gejegt werden.” Wenn dann 
weiter behauptet wird, dies fen aber nicht der Sinn der 
gewöhnlichen Definition, fo. diirfte dies wohl bezweifelt 
werden fönnen, und wenn zur Beftreitung derfelben ange⸗ 
führt wird, es gebe zwei verfchiedene Arten von devorrs- 
esigibles oder Pflichten, deren Erfüllung gefordert wers 
den könne, und folglich auch zwei Arten beftimmter ‚ihnen: 
gegenüberftehender Rechte oder droits positifs, nämlich 
Rechte der Gefellfehaft und Mechte der Individuen, fo ift 
dies ebenfalls wieder Peine wefentliche Abweichung von der 
Anficht Feuerbachs °*), obwohl eine ſolche allerdings 
darin liegen mag, dag Roffi, nach dem Vorbild älterer 
Naturrechtslehrer, die außerhalb Deutfchlands überhaupt 
noch heutzutage größeres Anfehen al3 bei uns haben, den 
Begriff des Rechts felbit weiter ald Keuerbach nahm. 
Um nun unferm eigentlichen Gegenftande näher zu 
fommen, muß vorläufig noch bemerft werden, daß wir e8 
uns hier nicht zue Hauptaufgabe gemacht haben, zu uns 
terfuchen, od nah der Natur der Sache nur Rechts⸗ 
verlegungen als Verbrechen beftraft werden Dürfen, fons 
22) Le delit est la violalion d’un devoir exigible. 
23) 1. 1. p. 10. 
24) Ich kann teshalb mit dem von Abegg in den Schynd’fchen 


Sahrbüchern Band XVII. ©. 26%. Gefagten nicht völlig eins 
verſtanden ſeyn. Bol. Feuerbach Lehrbuch 6, 28. 
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dern daß wir die Sache von einem andeen Sefichtepunfte 
aus betrachten wollen, der mehr die Rechtsanmwens 
dung alsdie Geſetzgebung betrifft, und von dieſem 
©efichtspunfte aus ift unfere erfte Stage die, ob es paſſend 
fey, in einem Syſtem des pofitiven Strafrecht, 
nnamentlih in dem des gemeinen deutfchen Strafrechts, 
ohne weitere Unterfcheidung zwifchen einem natürlichen 
und poſitiven Rechtöbegriffe eine ſolche Definition vors 
anzuftellen, nach welcher das Verbrechen eine unter einem 
Strafgefege enthaltene Rechtsverletzung genannt wird. 
Bon diefem Gefihtspunfte aus hat fehon friiher Thibaut 
die von Feuerbach gegebene Definition des Verbrechens, 
fowie feine Definition der bürgerlihen Strafe ald eines 
wegen einer begangenen Rechtöverlegung zugefügten durch 
‚ein Steafgefeg angedrohten Übels, feiner Kritik unters 
worfen, und nachdem er gegen die legtere manche Erins 
nerungen vorgebracht hatte, die er jedoch nicht für fehe 
erheblich hielt, da aus den gerügten Mängeln 
der Definition ſchwerlich ein praftifch wich 
tiger Kolgefag abgeleitet werden könne, bat 
ee Kolgendes beigefügt ): „defto wichtiger aber 
ift es, wenn zum Wefen eines bürgerlichen Verbrechens 
eine Rechtöverlegung erfordert, und dies dahin verftanden 
wird, daß ohne Verlegung eines Rechts Feine bürgerliche 
Strafe angewandt werden fönne” Thibaut war dems 
nad) der Meinung, daß die in einem poſitiven Rechts 
fyftem vorangeftellte Definition des Verbrechens von 
großer praftifher Bedeutung feyn könne, und 
daß, wenn diefelbe Dem Geiſte des darzuftellenden 
Rechts nicht angemeffen if, ihre confequenter Ges 
brauch bei der Entwickelung der einzelnen Rechtsfäge in vies 
len Fällen dahin führen müfle, daß diefe, anftatt Aus⸗ 





29 4, a. O. S. 28. 
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fprüche des barzuftellenden pofltiven Nechtes 
zu feyn, bloße Solgerungen auseinem willführs 
lid angenommenen Principe feyn werden. Daß 
nun das gemeine deutfche Strafrecht blos Rechtöverleguns 
gen mit Strafe belege, wird wohl auch bei der Annahme 
des weiteften Sinnes diefes Wortes Niemand behaupten 
wollen. Da aber Hemerbach nichts defto weniger daß 
Merkmal der Rechtöverlegung zum allgemeinen Erforder⸗ 
niß des gemeinrechtlichen Begriffs des Verbrechens ges: 
macht, und diefen Begriff nicht müßig an die Spige des 
Syſtems geftellt, fondern als philofophifcher und logifch s 
confequenter Juriſt öfterd angewandt hat, fo ift in der 
That auch vieles Nicht: Gemeinretlihe von ihm als“ 
gemeinrechtlid angenommen worden, was, wie This 

baut bemerflih machte?), ihm um fo.mehr zum Vor⸗ 
wurf gereicht, da er an einem andern Drte felbft den 
Grundſatz ausgefprochen hat, der Richter dürfe, im Falle, 
wo der Geſetzgeber eine That, menn fie gleich Feine Lä⸗ 
fion wäre, und ihre Beftrafung der Vernunft widerſpre⸗ 
chen follte, einem Gtrafgefege unterworfen habe, fie 
nicht von der Strafe ausnehmen, und blos darum, weil 
ihre Beftrafung dee Philofophie des Eriminalrechts nicht 
gemäß fen, ungeftraft laſſen °”). 

So gegründet indeffen Thibaut’s Tadel der Feuers 
bach ſchen Verbrechensdefinition unferer Ueberzeugung nach 
ift, fo fcheint Doch gerade auf den von ihm hauptfächlich 
getadelten Umftand in fpäterer Zeit nicht hinreichende Rück⸗ 
fiht genommen worden zu feyn. Noch in der vor menis 
gen Fahren erft erfchienenen äußerft fhägbaren Abhand⸗ 
fung von Abegg ?), in welcher einige der mwenigftens 


3) a. a. O. S. 35. 

N) Reviſion der Grundbegriffe gb Grundwahrheiten des pein⸗ 
lichen Rechts, Band II. S. 1 

28) a, 4 0 D. 5, 60, . 
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‚friiher von Fe uer bach aus der Annahme des Erforders 
nifjes der Rechtsverlegung zum Begriffe des Verbrechens 
gezogenen Folgerungen, die auch Thibaut in der anger 
führten Schrift getadelt hatte, zum Gegenftande befonderer 
Unterfuchungen gemacht werden, lefen wir den Sag: „ya 

einer Darftellung des pofitiven Criminalrechts, wo 

zu. dem Begriff des Verbrechens weſentlich 
auch die Rehtsmwidrigfeit der Handlung er⸗ 
fordert wird, iſt es völlig richtig zu fagen, daß, to 
ein Rechtsverhäftniß oder das beftiimmte vorausgefegte nicht 
befteht, auch die etwa fonft verlegende Handlung nach dies 
fer Rückſicht kein Verbrechen ſey.“ — Wir wiſſen nun 
nicht, ob der Verfaſſer der genannten Abhandlung das ges 
meine deutſche Strafrecht mit zu denjenigen poſi⸗ 

"tiven Rechten zählt, bei welchen die Rehtswidrigfeit 
wefentih mit zu dem Begriffe des VBerbres 
chens gehört, Fönnen wenigſtens aus der angeführten 
Meußerung nicht mir Beftimmtheit fagen, welches feine Ans 
fiht ſey, glauben aber behaupten zu müflen,. daß ed uns 
gegründet feyn würde, wenn mit jenen Worten eine bes 
ftimmte Hinweifung auf das gemeine deutfche Strafrecht 
follte auegefprochen werden. Jedenfalls wäre es, unferer 
Anſicht nach, geeignet geweſen, bei diefer Gelegenheit auf 
eine nähere Erörterung jener Stage einzugehen, von der, 
ieren wir nicht, mehr ald von irgend einer andern Rück⸗ 
ficht die Reviſion der Lehre von den angeblich ftraffofen 
Tödtungen abhängen muß. Was Falck mit einfachen 
Worten ſagt ), es finde fi in der That bei allen Böls 
fern, daß fie eben ſowohl Gottedfurcht und gute Sitten, 
ald die Erhaltung des äußerlichen Friedens, und zwar 
nicht blos -ald Bedingungen der Rechtsordnung, fondern 
um ihrer ſelbſt willen zu den Gegenftänden rechneten, für 





29) Juriſtiſche Encnklopädie $, 8. 
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welche der Staat forgen follte, und daß dies insbefondere 
in den Gefegen liege, nach welchen Gottesläfterung und 
Blutſchande eben ſowohl beftraft werden, als Mord und 


Diebſtahl, läßt fich insbeſondere als durch die Entwicklungs⸗ 


geſchichte des gemeinen deutfhen Strafrechtd, und diejenis 
gen Geſetze, welche noch heutzutage als deſſen Hauptquels 
len anzufehen find, beftätigt annehmen. Wir müffen jes 
doch hierbei es nicht unberüickfichtigt laflen, daß die Bes 
trachtung der Deutfchen Reichs : und Landesgefege und Ord⸗ 
nungen älterer und neuerer Zeit ung einige insbefondere alg 
Rechts, Halsgerichts:, Malefizordnungen, ans 
dere als Polizeis Dednunger darftelle, und daß, 
wenn wie vosnehmlich in legteren viele folcher Handlungen 
beftraft finden, Die eigentlich ald Rechtsverlegungen nicht 
angefcehen werden können, dennoch nach dem ältern Begriffe 
des Worts Polizei”), nach welchem daffelbe feiner Ety⸗ 
mologie näher ſtand, bei Beftrafung derfelben ebenfalls die 


s 


Rückſicht auf das Intereffe des Staats die vorwals - 


tende gewefen fen, daß demnach, wenn man mit Rofft 
das Intereffe des Staats an Beftrafung., folcher 


- 


Handlungen in einem den deutſchen Sprachgebrauch ets 


was ermweiternden Sinne für ein Recht des Staates 
anfieht, in gewiſſem Sinne felbft vom pofitiven Stands 
punkte auß die ſtrafbaren Handlungenüberhaupt, 


mehr als es bei anfängliher Betrachtung den Anfchein, 


bat, unter den gemeinfamen Geſichtspunkt rehtsmwidris 
ger Handlungen geftellt werden Fönnen, daß folglich 
auch unfere Vorfahren fhon einigermaßen das gefühlt Has 
ben, was dem genannten italienifhen Criminaliſten vor⸗ 
ſchwebte, als er es vor Kurzem unternahm, die Anſich⸗ 
ten neuerer deutfcher Rechtslehrer bei Seftfegung des Vers 
brechensbegriffes zu berichtigen. Es liegt menigftens in 


30) ˖ Vgl. Mohl, die Polizeimiffenfchaft nach den Srundfägen des 
Rechtsftante, Tübingen 1832, Th. I. ©, 10, 
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unſern gemeinrechtlichen Quellen eine Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen Polizei- und andern Verbrechen, die dem neues 
ren Unterfhiede zwifhen Staats, und Privat⸗Verbre⸗ 
chen näher ftebt, als der neueren Unterfcheidung zwiſchen 
fogenannten Polizeiübertretungen und eigentlt 
hen Verbrechen, und ich rechne es zu den philofophi: 
fchen Fehlgriffen Feuerbach's, daß er das Pofitive dies 
fer Begriffe nach gemeinem deutſchen Strafrechte nicht hin⸗ 
reichend erörterte, ja fie beinahe ganz von dem abhängig 
machte, was ihm in dee Natur der Sache zu liegen fcbien, 
wobei der Begriff der Poligeiübertretungen eben nicht fehr 
logiſch unter den allgemeinen Verbrechensbegriff geftellt, 
And weder Pofitives und Philofophifches, noch Gemeinrecht⸗ 
liches und Particularrechtliches,; noch geſetzliche Anficht und 
‚neuere Praxis gebührend gefchieden worden find “). Rich⸗ 
tiger hat Wächter zwei verfchiedene Begriffe von Polizeis 
verbrechen unterfopieden, und ift bei der Darftellung ders 

felben im Rechtsſyſteme vorzüglich von dem Inhalt der 
Reichspolizeior dnung ausgegangen ). 

Auch in Frankreich gab es in früherer Zeit einen Be⸗ 
griff von Polizei und von Polizeiübertretung, 
der von dem heutigen weſentlich verſchieden iſt. Nicht 
nur allein war im frühern franzöſiſchen poſitiven Straf⸗ 
rechte die Rede von contraventions a la police du ro- 
yaume qui se poursuivent par action criminelle'), 
fondern wir finden auch dei Montesquieu eine Eintheis 
fung der Verbrechen nach der Natur der Sache in ſolche 
welche die Sittlichfeit, ſolche welche die Religion, folche 
weiche die Ruhe, und folche welche die Sicherheit der Bür⸗ 


31) Lehrbuch $. 22, 
EN Lehrbuch, Ih. T. $. 62. und 107. Th. II. 5. 231 u. f. 
Auch von contraventions au fait de police, nicht, wie 
"Beutputage contravenlions de police. Bol, Jousse traite de 
la Justice criminelle de France. Paris 1771. Vol. I, p. 162. 
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ger verlegen, und die deitte Klaſſe ald simple lesion de 
police bezeichnet ”'). Dieſe dritte Klaſſe wird auch in ihr 
sem Unterfchied von der vierten ald violation de la sim- 
ple police im Gegenfage von grande violation des 
lois angegeben, gleihfam als Polizeiverlegung im 
Gegenfak von Rehtsperlegung; denn eben bei der 
vierten Klaffe hatte Montesquien vorzüglich Verbres . 
hen gegen eben und Eigentum im Sinne, und wäh 
zend bei diefer die Strafe nach feiner Anficht eine Art von 
talion feyn follte, hob er bei Beftrafung der drei andern 
Klaſſen den Geſichtspunkt der correction hervor ) 
Diefe Anfichten ftehen gewiffermaßen zwifchen den älteren 
und neueren in der Mitte, und es ift unverkennbar, daß fie 
auf Geftaltung der neueren Rechtsanfichten befonders in 
Frankreich eingewirft Haben. Auch mag wohl Montes 
quiew bei der Unterfcheidung der vierten Verbrechens: 
klaſſe von den Drei erften fich etwas Aehnliches vorgeftellt . 
haben, als Roffi ſich dachte, indem er die Verbrechen 
gegen die Rechte der Individuen von Verbrechen ges 
gen die Rechte der Geſellſchaft unterfchied, und die 
Gefellfchaft ein atre moral nannte, dont le pouvoir 
politique doit representer la raison, proteger les 
intereis, accomplir les devoirs. Unmittelbar daran 
wird bei ihn die Husführung des Gates gereiht, daß eine 
Nation ohne Sitten weder politifches noch moralifches Les 
ben Habe, und fo beftätigt fich Hiermit auch dasjenige, 
was wir oben bemerft haben, daß, infofern der Begriff 
eines Polizeiverbrechens im älteren reichdgefeglichen 
3) Crimes qui choquent la tranquilliid oder crimes contre la 
tranquillite. Esprit des lois XlI. 4. XXVI. 24. 
85) Les peines des crimes contre les moeurs doivent encore 
ktre tirdes de la nature des choses. .. . toutes les peines, 
qui sont de la juridiction correctionelle, suffirent etc... . 
Xi. 4 Les reglemens de police sont d’une autre ordre 
que les autres lois civiles. Il y a des er que le ma- 


gistrat punit, il y en a qu'il corrige. AX VI. & 
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Sinne fih dem neuern Begriff von Staatsverbre 
Ken nähert, mit den angeführten Anfichten des italienis 
ſchen Rechtsgelehrten ſich hierin eine Art von Uebereinſtim⸗ 
mung finde. 

Indem wir nämlich von Polizeiverbrechen im 
ältern reichsgeſetzlichen Sinne reden, verſtehen wir darun⸗ 
ter insbeſondere diejenigen Verbrechen, die den Hauptge⸗ 
genftand der auf Erhaltung der Religiofität, Sitte und 
Sittlichfeit ’°) gerichteten Reihspolizeiordnungen 


ausmachten. Wenn man aber vorzüglich die tornige Fahre 


vor der Carolina zu Stande gefommene Hrdnung und Res 
- formation guter Polizei vergleicht, und findet, daß als 
Dauptrückficht bei @rrichtung derfelden dDeutfher Nas 
tion Wohlfahrt, Sried und Einigfeit, auch 
des heil. römiſchen Reichs Nug Aufnehmen 
und Sedeihen gedient habe “), fo wird man fich auch 
„überzeugen, daß man damals den Begriff guter Polis 
zei auf ähnliche Weiſe nahm, als man heutzutage in 
Italien im höheren wiſſenſchaftlichen Sinne °”) von buon 
governo redet; obwohl im gewöhnlichen Gebrauch, felbft | 
in Gefegen, oft die Polizei in dem auch in Deutfchland 
heutzutage gewöhnlichen Sinne darunter verftanden 
wird °°), daß alfo Polizeiverbrechen in jenem äl⸗ 
tern Sinne dem fehr nahe ftehen, was man heutzutage 
offencer against the Common wealth in &ngland 
nennt, im Gegenfage von Berbrechen gegen Indivi⸗ 
duen, zu welchen leßteren zumeilen auch Verbrechen ges 

gen den König gezählt werden, obgleich im Allgemeinen 
| in 
26) Kal. Wächter Lehrbuch $. 231. 

37) R.P.D. von 1580. Vorrede 4. 1. 

38) Vgl. Carmignani teoria delle legge della sicurgzza so- 
ciale, Vol. 1. cap. 11. p. 169, wo von der scienza del buon 
governo, und cap. 13. p. 197, wo von der polisia als einem 
Theil jener Wiffenfchaft die Rede ift. 

39) Codice penale dı Parma v. 93, 1820. art, ‘10, pene di poli- 
zis 0 buon governo,., 


ı 
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in der Elaflification diefer Verbrechen Feine Webereinftims 
mung herrſcht *°). - Diefen englifchen Begriff von Ver⸗ 
breden gegen das Gemeinwohl hatte ich im Sinne, 
wenn ich oben fagte, der ältere Begriff von Polizeivers 
brechen nähere fi) dem neuern Begriffe von Staates 
verbrechen; denn weder das, was man in Deutfchland 
mit diefer Benennung im Gegenfage von Privatverbres 
en bezeichnet, noch dasjenige, was man in Frankreich 
crimes et delits contre la chose publique im Gegen: - 
fae der crimes et delits contre les particuliers nennt, 
ift damit vollfommen paflend zu vergleihen. Merfwiürs 
dig aber ift e8, daß man in Portugal eine Eintheilung der 
Verbrechen in öffentliche und Privatverbrechen 
als gleichbedeutend *) mit der in Verbrechen gegen das öfs- 
fentliche Sntereffe und Verbrechen gegen die Rechte 
der Staatsbürger als Individuen angenommen, 
und unter jene ſowohl die Verbrechen gegen den Staat, 
das Staatsoberhaupt und die offentlihe Ordnung, als die 
gegen Religion und Sittlichfeit geftellt Hat, woraus ers 
heilt, daß die portugiefifchen Juriſten in der Claffification' 
ihres pofitiven Rechtsſyſtems mehr als die Juriſten andes 
ter Nationen mit den philofophifchen Anfichten Montess 


40) Frühere Suriften, wieBlackstone, Archbold, haben 
mehrere Hauptklaflen, oft vier angenommen, von denen die 
Klaffe der Verbrechen gegen die Religion fpäter zur Klaffe 
der Verbrechen gegen das Gemeinwohl, die Klaffe der Verz . 
brechen gegen das Völkerrecht wie 3. B. Seetäuberel fpäter 
zur Klaſſe der Verbrechen gegen Individuen gezogen wurde, 
Sn Legter Hinficht jedoch, fo wie in Hinficht auf die Stellung 
der Verbrechen oagen den König, insbefondere des Hochvers 
raths, weichen z. B. Hawkins, Ausgabe von 1824, und Rus- 
sell, Ausgabe von 1826, von einander ab, 

41) Daß dies bei mehreren Nationen nicht der Fall iſt, muß wohl 
bemerkt werden. Die Worte publis and private wrongs deus 
ten auf einen ganz andern Segenfaß in England, und wieder 
auf einen andern die Worte delitto pubblico e privato in Stas 
lien ‚3. 8. im Entwurf des Strafgefeßbuchd von 1806 art. 44. 
und 45., im Strafgeſetzbuch von Ticino, zuweilen ſelbſt in 
Frankreich die Worte delits publies at privés. - 


Arch. d..CR. 1834, II. Sr. M 


— 
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quieu's und Roffi’s in Uebereinfiimmung zu feyn fcheis 
nen. Sie definiven demnach das Verbrechen eine uner: 
faubte. und aus freiee Willführ ftammende Handlung, mo: 
durch die bürgerlihe Drdnung entweder zum Nachtheile 
des Publikums oder der Privatperfonen verlegt wird. 
Freilich aber berufen fie fi dabei auch weniger auf den 
Geiſt ihres pofitiven Rechts, als auf die naturrechtlichen 
Unſichten von Grotius und Eocceji, Puffendorf 
und Heineccius"”) Immerhin aber mag nach diefen 
Anſichten das Verbrechenüberhaupt mit mehr Recht 
eine unter einem Strafgeſetz enthaltene Läfion oder 
Rechts verletzung definict werden, als dies nach dem 
Syſteme Feuerbach's der Fall if. Es wird menig: 
ſtens nach demfelben ein Recht der Geſammtheit anerfannt, 
von jedem einzelnen Bürger zu verlangen, daß er fich im 
Intereſſe des Ganzen gemilfer irreligiöfer und unfittlicher 
Handlungen enthalte, und folglih auch, wenn das Bege: 
ben derfelben nicht anders verhindert werden fann, fie mit 
Strafe zu bedrohen; und fo wie auch abgefehen davon 
dergleichen Handlungen als Beleidigungen des fittlichen und 
religiöſen Gefühls eines ganzen Volks angefehen werden, 
fo wird auch jenes Recht als ein von einer gegebenen 
Strafdrohung ganz unabhängiges betrachtet. 

Sreilih Hat auh Feuerbach unter feinen Begriff 
von Berdreden im Allgemeinen ſowohl dasjenige 
ſubſumirt, was er Verbrehen im engern Sinne, 
als dasjenige, was er Vergehen oder Polizeiüber— 
tretung nannte, und unter diefe auch unfittliche und 
andre Handlungen gerechnet. Allein einmal ift febon das 
Zufammenmwerfen unfittliher Handlungen, infofern 
fie nach Uebereinftimmung aller Völker einer Befträfung 





42) J. J. Caetano Pereirae Soura, classes dos Crimes. 
“ Lisboa: 18:6. 6 — 14. Bgl. J. Mellii FE institu- 
Niones s Juris Criminalis Lusitani. Olisipone 1794 1. 2 
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gu unterwerfen find, mit folchen, die nah Stübel *) 
insbefondere gefährliche genannt werden fönnen, in eine 
Klaſſe wenig zu billigen, befonders wenn, wie dies öfters 
gefhieht, die Idee der geringften Strafbarfeit das 
Seftfegen einer folchen Klaſſe beftimmt. ch muß bierbei 
ſchon bemerken, daß ich auch nicht denjenigen Anfichten 
beitreten kann, nach denen insbefondre Trummer **) 
alle Verbrechen unter den einen Sefichtöpunft der Semeins 
gefährfichfeit fiellte, und daß es meinem Urtheile nach 


auch ftrafbare Handlungen gebe, die man felbft in Bezie⸗ 


hung auf ihren Strafgrund als individuellgefährs 
lich qualificiren fönne, wenn 3. B. Jemand dur unvors 
ſichtige Handlungen irgend ein But eines einzelnen Mens 


fhen bedrohte, fo daß nur ein Zufall eine ſolche Bes 


ſchädigung verhinderte, die, wenn fie wirklich einge⸗ 
treten wäre, dem Handelnden zur Sahrläffigfeit als 
größeres Verbrechen wäre zugerechnet worden, Derglei⸗ 
chen Handlungen werden allermärts als Polizeiibertretuns 
gen geahndet, allein e8 erliegt feinem Zweifel, daß fie 
das Gemeinweſen weit weniger angreifen, als Handluns 
gen, die das fittliche Gefühl eines ganzen Volkes empören. 
Es ift ſchon oft, und mit Grund bemerft worden, daß «8 
nur nachtheilig wirfen Fönne, wenn in einem Staate Die 
Beftrafung diefee und jener Handlungen von dem Gefeßs 
geber unter denfelben Gefichtspunft geftellt wird. Was 


abee mit der uns bier gefeßten Aufgabe in näherm Zus 


fammenhange eht, ift Die vor Kurzem von Hepp *") ges 
machte Bemerkung, daß, um mit Keuerbac alle dies 
jenigen Handlungen, die er unter den Begriff von Polis 


43) In der vortrefflichen Abhandlung im Archiv Band VIII. 
©. 2386. u. f. ’ 


44) In der übrigens fehr ſchätzenswerthen Abhandlung in den Cri⸗ 
minaliftifchen Beiträgen a. a. D. 


.ı 45) Sin..der Recenfion: von Bauer’s Warnungstheorie, in den 


Heidelberger Jahrbüchern von 1830, 12tes Heft &, 1199. 
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zeiübertretungen zuſammenfaßt, unter den allge⸗ 
meinen Begriff des Verbrechens als einer Rechte: 
verlegung zu bringen, es gewiſſermaßen eines Kun ſt⸗ 
griffs Hedürfe. Sagen wir aber lieber geradezu, der 
berühmte Eriminalift habe fih Hierbei einen bedeutenden 
logiſchen Sehler zu Schulden fommen laflen, und dies 
iſt auch fchon früher fehr überzeugend in einer Schrift eine® 
meiner ehemaligen Zuhörer nachgewieſen worden *°). 
Wir wollen abftrahiren von dem fhon damals gerügten 
eigentlih Sinnlofen der Worte: „Sf das Recht des 
Staats (?) auf Gehorfam gegen ein beftimmtes Polis’ 
zeigefeß mit Strafen bedroht (!), fo entfteht der Bes 
- griff einer Polizeiüibertretung ,” welche übrigens noch eben 
fo in der elften verbeflerten Ausgabe des Lehrbuchs ftehen. 
Allein ift es nicht unlogifch , etwas ald Unterart einer Gats 
tung aufzuführen, was in dem Gattungsbegriff gar 
nicht enthalten ift? Daß dies aber Feuerbach ge 
than habe, wird Fein LUnbefangenee in Abrede ftellen. 
Wird das Verbrechen im Allgemeinen definirt 
eine duch ein Strafgefet bedrohte, dem 
Recht eines Andern widerfprehende Hand; 
lung, fo wird bietbei unftreitig vorausgeſetzt, daß die 
Oandlung an ſich ſchon und ehe das GStrafgefeg 
exiſtirte, eine Rechtsverletzung war. Wird das 
gegen von Polizeiübertretungen gefagt, fie feyen 
an fih niht rehtswidrige Handlungen, oder 
fie feyen,dandlungen, die den Unterthanen ur⸗ 
ſprünglich rechtlich möglich waren, Pie aber der 
Staat zu verbieten berechtigt fen, fowie das aefchehene 
Verbot ein Recht auf Gehorſam begründe; wird 





46) Leliz F ode poenarum, delichis adaequandarum ralione. 
„ovanı . pag. 80 — 87. Bol. über den Werth diefer 
Ba Archiv Band X.6.536.undCarmignaniVollil. 
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dann weiter behauptet, dadurch daß dag Recht auf 
SeHorfam. durch eine Strafdrohung geſchützt, 
nichts deftoweniger aber durch Begehung der vers 
botenen Handlung verlegt werde *), entftehe der 
Begriff einer Polizeiübertretung; fo liegt am Tage, 
dag diefe nicht eine durchein Strafgefeg bedrohte 
Rechtsperlegung genannt werden fönne, fondern eine 
Handlung, . die dadurch, daß fie verboten und 
mit Strafe bedroht worden if, erfi die Eis 
genfhafteiner Rechtsverletzung erhält, wenn 
fienämlih nad erlaffenem Strafverbot dems 
ungeachtet begangen wird. Es liege ferner am 
Tage, daß hiermit nicht das Mindefte gefagt ift, um den 
Rechtsgrund der Behrafung folcher Handlungen dars 
zuthun, und daß durch jenes behauptete Recht auf Ger 
horfam die unfchuldigfte Handlung zur Recht sverle⸗ 
gung geftempelt werden fönnte *). Wir haben aber 
noch auf Andres aufmerffam zu machen, was aus den 
angegebenen Definitionen und Unterfcheidungen für die 
Praris Nachtheiliges entſtehen kann. 

ẽ euer bach theilt die Verbrechen ein in Ver dee 
chen im engern Sinne oder Berleßungen von Rechten, 
die unabhängig von der Ausübung eines Regierungsaftes 
und der Erflärung des- Staates ſchon beftehen, oder Hands 
lungen, die den Rechten Anderer an fich roiderfprechen, ımd 
in Polizeiübertrctungen oder Vergehen, alfo Vers 
leßungen von Rechten, die erſt durch eine Erklärung des 
Staates.entftehen, oder Handlungen, die an ſich den Rech⸗ 
ten Anderer nicht widerfprechen. Wo aber zwifchen beiden 
die beftimmte Grenze zu finden ſey, iR von ihm nicht an⸗ 





a7 Dieß muß wenigſtens als der Sinn des oben gerügten Sates 
angenommen werden, wenn er überhaupt einen Kinn. haben 


ſoll 
48) Lelievre a, 0.®. 
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gegeben worden. Denken wie und nun vier verfchiedene 
Umſtände, unter denen von vier verfchiedenen Individuen 
ein mit einec Kugel geladened Feuergewehr losgeſchoſſen 
wurde. Der Erfte that es fo, daß er bei der geringften 
Ueberlegung es als möglich Hätte denken müflen, daß es 
mand durch den Schuß verlegt würde, aber er hatte wer 
der die Abſicht Jemand zu verlegen, noch hat feine Kugel 
Jemand getroffen, obgleich fie dicht an einem Menfchen 
vorüberftreiftee Der ‚Zweite befand ſich ganz in demfels 
ben Falle, nur traf feine Kugel unglücklichermeife einen 
Menſchen, der. Dadurch feines Lebens beraubt wurde, Der 
Deitte. hatte die Abſicht zu treffen und verfehlte feinen 
Mann’: Der Vierte erreichte mit gleicher Abſicht fein Ziel, 
und fireefte feinen Gegner leblos zu Boden. Mach der Ters 
minologie vieler unferee Eriminaliften wird in den drei leßs 
ten Bällen allein von einer eigentlihen Rechtsver⸗ 
legung gefproden, und auh Feuerbach nimmt nur 
in diefen Fällen ein Verbrechen im engern Ginne 
an, bei denen man fonft von vorfäglihen Verbre⸗ 
hen, verfhuldeten Verbrechen, und VBerbres 
bensverfuch redet, während im erften Falle, wenn 
deßhalb wirklich Beftcafung eintreten Fann, die Handlung 
höchſtens, und zwar nicht blos darum, weil fie als die 
leichtefte bei einec darnach angeordneten Berfchiedenheit 
der Strafbehörden zur Beſtrafung ‚vor Poligeibehörs 
den vermwiefen wied, fondeen ihrer Htatur nach, wie man 
fagt, als Poligeiüdertretung angefehen wird. 
Dies ift auch nah Feuerbach's Betrachtungsweife der 
Kal. i : 

Wenn nun aber das Verbrechen im engern 
Sinne als eigentlihe Rechtsverletzung darin 
beſtehen foll, daß es eine an ſich fhon dem Redte 
eines Andern-widerfprechende Handlung fey, 
: fo fieht man nicht leicht ein, warum im erſten Gall ein 


⸗ 
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eigentlihes Verbrechen nich t begangen worden fepn 
fol? Wir haben im erften und zweiten Fall diefelbe That, 
diefelde Sahrläffigfeit des Handelnden vorausgefekt, 
follte alfo der bloße Erfolg die Natur der Handlung 
befimmen ? Sehr wahr fagt der achtungsmwürdige und 
durch praftifhen Sinn fo ausgezeichnete Stübel *°): 
„Das Unterfiheidungszeichen einer Handlung Fann nicht in 
einem zufälligen Umftand gefucht werden. on dem Zus. 
fall Hängt die Natur der Handlung nicht ab. Iſt eine 
Handlung nicht rechtswidrig, wenn fie ohne Erfolg blieb, 
fo wird fie folches auch nit, wenn fie denfelben hat.” 
Nicht weniger treffend fagt el an einer andern Stelle ): 
„Wer einem Andern ein But nicht entziehen darf, der darf 
auch nichts thun oder unterlaffen, wodurch derfelbe in Ges - 
fahr gefegt wird, ſolches zu verlieren. Das Gegentheil 
wiirde widerfprechend und miderfinnig fen. Das Recht 
zu fordern, daß uns Niemand verfege, begreift aljo uns 
widerfprechlich zugleich das Recht in fih, nicht weniger zu 
fordern, daß ung Niemand in Rechtegefahr ſetze. Rechts⸗ 
gefährliche Handlungen find folglich in Anfehung 
des zweiten analogifchen Rechts wahre Rechtsverle⸗ 
gungen.” Mit diefen Worten hat denn auh Stübel 
auf die Quelle mannichfacher Irrthümer hingetviefen, die 
uns in der Doctein wie in der Gefeggebung nicht felten bes 
gegnen. Uber er hätte einen Schritt weiter gehen müſſen, 
um den Urfprung diefer Quelle aufjufinden, und -Durcd 
Berftopfung derfelben den Irrthümern felbft vorzubeugen. 
Dadurch, daß er dies unterlich, und einem in Deutfchs 
land durch ein Uebermaaf abftrafter Vorftellungen entftans 
denen Sprachgebrauch felbft zu fehr folgte, ift er auch 
ſelbſt nicht ganz frei von jenen falfchen Vorftellungen geblies 
ben, die meiner Anficht nach zu Irrthümern feicht Veran⸗ 


49) a. a. O. 8.258, 
0 a. a. O. S. 265. 
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daflung geben fünnen. Wenn Befahr ein Zuftand iſt, 
worin mir fürchten müſſen, etwas zu verlieren oder 
eines Gutes beraubt zu werden °), fo ift es höchſt unpaf: 
fend von einer Rechtsgefahr zu reden. Dadurch, daß 
wir etwas verlieren oder einer Sache beraubt werden, die 
Gegenftand unſers Rechtes iſt, daß uns ein Gut, 
welches und rechtlich zufteht, entzogen oder vermindert 
wird, wird ja unfer Recht felbft weder vermindert noch 
entzogen. Zwar fann dadurch, daß wir des Lebens 
beraubt werden, nach der Natur der Sache nicht mehr 
von Ausübung unferer Rechte durch uns felbft die Rede 
feyn, und dadurch, daß uns eine und gehörige beftimmte 
Förperlihbe Sache zerftört wird, das Recht auf 
dieſe individuelle Sache nicht mehr als beſtehend, fondern 
nur ein Recht auf ein Aequivalent uns zuftehend angenom> 
men werden ). Allein folche einzelne Fälle, in welchen 
der gewöhnliche Sprachgebrauch nicht ganz unpafiend feyn 
Bürfte, rechtfertigen keineswegs den Sprachgebraudh im 
Allgemeinen, und diefelben Gründe, welche gegen den 
Gebrauch des Wortes Rechtsgefahr ftreiten, laſſen 
fi gegen den Gebrauch des Wortes Rechts verletzung 
geltend machen, felbft bei ſolchen Verbrechen, wodurch uns 
wirklich ein Gut widerrechtlich entzogen oder etwas geraubt 
wird, worauf ung das unbezmweifeltfie Recht zufteht. 

Bor Kurzem ift felbft der Ausdruf Erhaltung der 
Rechte, deffen man ſich gewöhnlich in der Lehre von dem 
natürlihen Zwangs s und VBertheidigungsrecht, und auch 
in dee Darſtellung der pofitiven Srundfäge von der Noth⸗ 





51) Ebendaſelbſt S. 236, 


: 62) In diefem Sinne heißt es auch bei Naturlehrern 3. B. In 
Gros Lehrbuch $. 88, ein Recht könne ohne den Willen des 
Berechtigten dadurch aufhören, daß die fernere Ausübung defs 
felben phyſiſch unmöglich wird durch den untergang de d Ds 

eets oder den Tod des Subjects. 


I 
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wehr bedient ”), von einem berhmten Vernunftrechts⸗ 
lehrer ald ganz uneigentlich und zu Begriffsvers 
wirrung führend, verworfen worden °%). Allein fo 
groß ift die Macht der Gewohnheit, felbft bei denjenigen, 
die ihren Grundprincipien nad dem Gewohnheitlichen ins 
befondere im Rechte abgeneigt find, daß derfelbe Schrifts 
ftellee in derfelben Lehre fich ohne Bedenken, der -unferm 
Urtheile nach weit bedenklicheren Ausdrücke Rechtsver⸗ 
legung und Rechtsgefährdung bedient ). Im 
Vebrigen halten wir defien Bemerkung gegen den oben ans 
geführten Ausdrud im Ganzen für fehr gegründet, und 
wollen nur darauf noch aufmerffam machen, daß auch ſo⸗ 
wohl ältere ald neuere Geſetzgeber “°) in: der Lehre von dee 
Nothwehr es für rathfamer gefunden haben, dem natür⸗ 
lichen Sprachgebrauche in Beziehung auf die Worte Vers 
letzung und Gefährdung treu zu bleiben. Ya Feuers 
bach felbft Hat fich bei der Redaction des haierifchen Strafs 
geſetzbuchs weislich in diefer Lehre eines Ausdrucks enthal⸗ 
gen “), deſſen er in feinem Syſtem des gemeinen deutfchen 
Strafrechts fih bediente, und ich bin der Meinung, daß 
auch in diefem die Lehre von der Nothwehr weit: weniger 





53) In Feuerbach's Lehrbuch $. 37. iſt lvon Schuß der 
Rechte, fogar von Nechtsverlegung aus Rothwehr 
die Rede, was eine wahre conzradictio in adjecto iſt, denn 
quod quisque ob tutelam corporis sui fecerit, jure fecisse 


existimatur. L.3. D. de justit. et jure. 

54) v. Rotteck's Vernunftrecht Th. I. $.51, ©. 246, 

85) Ehend. S. 244. $. 50, 

66) C.C.C. art.140. „und der Benötigt ann füglich ohn Fehrs 
lichkeit oder Verlegung feines Leibe, Lebens, Ehr 
und guten Leumuts nicht entweichen.” gl. Cade penal 
art. 528, Preußifches Landrecht Th. IL Zit. 20. 4. 517, 

67) Baieriſches Strafgeſetzbuch Th. J. art. 125: „Angriffe auf 
Derfonen oder Güter”, art.127: „das bedrohte 
Sut.” Zn dem Feuerbachſchen Lehrbuch ſelbſt ift 4. 38. 
natungemäßer von Verlegung. eines Gute, daun aker cars 


' 
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Schwierigkeiten haben würde, wenn man in deren Dar⸗ 
ſtellung weniger von dem natürl ich en Sprachgebrauch 
abweiche, der auch der geſetzliche iſt. 

Ein andrer unſerer ausgezeichnetſten Rechtsphiloſophen, 
Zachariä, hat in einer andern Lehre, die im Strafrechte 
ebenfalls von Bedeutung iſt, und zum Theil auch auf 
die Anordnung der Materien im poſitiven deutſchen Straf⸗ 
rechtsſyſteme von Einfluß war“), in der Lehre von der 
Unveräußerlichfeit der Mechte, und von der Eins 
theilung derfelben in urfpüngliche oder angeborne 
und erworbene, die nicht ungegriindete Bemerfung ges 
macht ), nur die Güter, nicht die Rechte follte man 
in angeborne und erworbene eintheilen, die Rechte als 
folche fenen meder angeborne noch erworbene. Wir wollen 
hier nicht näher unterfuchen, ob diefe Bemerfung in jeder 
Mückficht gegriindet, und ob von derfelben in dem Syſteme 
des Verfaffers Hinteichender und durchaus confequenter Ge⸗ 
brauch gemacht worden fey, aber ed hat Zachariä hiers 
bei unftreitig daſſelbe Gefühl geleitet, welches v. Rotted 
auf die Rüge des Ausdruds: Erhaltung der Rechte, 
geführt, und ung veranlaft hat, auf das Unzweckmäßige 
der Ausdrüce Rechtsgefährdung und Rechtsver⸗ 
letzung nad der Natur der Sache, fo wie auf die aus 
ihrem Gebrauche im Strafrechte entftehenden Begriffs- 
verwirrungen und praftifchen Nachtheile aufmerffam zu 
machen. 





der vom Nachtheile andrer Rechte oder Güter bie 
Rede, wobei wenigitens ein superfluum vorkommt, von dem 
eben nicht gefagt werden kann: non nocet. 

58) Feuerbach's Lehrbuch, die Leberfchriften vor $. 206 und 
810. Henke, der in feinem Lehrbuch des Strafrechts, Zürch 
1815, am meiften bei Anwentung der Privatverbrechen, diefem 
Ideengange gefolgt zu fen fcheint, hat fich gleichwohl der auf 
ihm beruhenden Saupteintheilung enthalten. 

>”), Dieraig Bücher vom Staat, Buch XXIV. Ginfeitung; Bd. II. 


» % 
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Man rühme fo oft, und zumeilen wenigftens nicht mit 
Unrecht, den vorzüglicheen praftifchen Sinn der Franzoſen, 
und in der That, wenn wir die Schriften ihrer achtungs⸗ 
wertheften Praktiker lefen, fo finden wir hin und wieder . 
in denfelben über den Zwei und wahren Gegenftand des 
Strafrechtd Ideen ausgefprochen,, die aus der natürlichen 
Betrachtung menfchlicher Verhälsniffe entfprungen oft feuchts 
barer feyn dürften, als manche von deutfchen Eriminatiften 
nad) ihren endlofen Streitigkeiten über den Grund des 
Strafrechtd gewonnene Refultate, bei deren Reviſion ung 
mancher Ausländer vielleicht nicht ohne Grund zurufen 
könnte: wir fehen den Wald vor lauter Bäumen nicht. 

Einer der achtungswertheften franzöfifchen Praktiker 
mar unbeztveifelt der verdienftvolle Präſident des Caſſa⸗ 
tionshof8 Henrion de Panſey. Diefer hat in einer 
feiner ausgezeichnetfien Schriften °°) über die Baſis und 
den Gegenftand der Strafgerichtsbarfeit Betrachtungen ans 
geftellt, wobei er fich folgender durch ihre Einfachheit ans 
fprechenden Worte bediente: „Der Segenftand aller Strafs 
rechtswiſſenſchaft ift die Erhaltung jener großen Bortheile, 
auf welche fih der Zwec aller politifhen Vereinigung bes 
zieht, nämlich des Lebens, der Ehre, der bürgerlichen 
Kreiheit und des Eigenthums. Alles, was der Menfch 
thut, um Andere diefer Vortheile zu berauben oder fie in 
ihrem Senuffe zu fören , ift Verbrechen oder Vergehen.” 
Wir wollen keineswegs behaupten, die hierin liegende Des 
finition des Verbrechens fey vollftändig und ohne Fehler, 
allein fie hebt treffend dasjenige hervor , was meiner Ans 
fiht nach bei Beftimmung der Natur des Verbrechens das 
MW efentliche ift, und deutet darauf hin, daß, wenn man 
Bas Verbrechen ald Verlegung betrachten will, dieſer 


— — 


60) De Pautorité judicisire en France , chap. 20. Se edition. 
Paris 1827. 
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Begriff naturgemäß nicht auf den eines Rechtes, ſon⸗ 
deren auf den eines Gutes’ bezogen werden muß. Diefe 
Idee läßt ſich auch einigermaßen mit der vereinigen, nach 
welcher vor Kurzem der ausgezeichnetfte Eriminalift des 
heutigen Staliend, Carmignani, gleichmäßig die Ans 
fiht derer tadelte, die in dem Verbrechen eine Rechts: 
verlegung ſehen, und, obſchon er die Ueberzeugung 
ausſprach, jede Berbrechensdefinition müſſe davon aus⸗ 
. gehen, zu dem Verbrechen die Verlegung eines Ger 
ſetzes zu fordern, gleichwohl die Verlegung der ges 
ſellſchaftlichen Sicherheit als das die Natur des 
Verbrechens AYusmachende annahm, mit andern Worten 
den gefellfhaftlihen Schaden oder danno sociale 
als dasjenige bezeichnete, was nach den Grundfägen der 
Politik eine Handlung als wefentlihen Charakter an fich 
tragen müffe, um als Verbrechen oder offesa angefehen 
‘werden zu können, und darnach auch das Verbrechen als 
eine in einer äußern aus vollftändiger und directer Abficht 
ſtammenden That erfennhare Verlegung eines bürgerlichen 
die öffentlihe und Privatficherheit garantirenden Gefeges 
anfieht *). Die Beziehung des in dem Verbrechensbegriff 
enthaltenen Merfmals der Verlegung auf den Begriff 
eines durch die Geſetze zu ſchützenden Guts habe ich bei 


- 61) Sm angeführten Werke lib. II. cap. 1u.3. Vol. II, befonders 
p.11.12.42.48.50.51. Vgl. Archiv des Eriminalrehts Bd. XI. 
S. 610u. f. befonderd ©. 617— 619. Das Wort Verlegung 
bezeichnet der Verfaſſer In vierfacher Rüdficht als infrezione, in 
Bezichung auf das Geſetz iſt auch von Zrasgressione die Rede 
pag. 46. Bon Verlebung des durch das Geſetz bes 
fhüsten Rechts wird jedoch pag. 13 auf eine Weiſe, die 

auf das Bedenkliche diefes Ausdruds nicht Rüdficht nimmt, ges 
ſprochen; and) ift es eine nicht zu billigende Idee; wenn p. SL 
Handlungen gegen die Sicherheit von Handlungen gegen 
die Wohlf akt unterfchieden, und damit gleichfam die eigent= 
lichen Verbrechen von Polizeiüberfretungen ihrer 
Naturnach getrennt werden. Sarmignani’ 8 Berbrechenstefls 
nition hat übrigens einige Achnlichkeit mit der oben angeführten 
vortugieſiſchen. 
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meinen früheren Vorträgen über das niederländifch: frans 
zõſiſche, fo wie bei meinen fpäteten iiber das gemeine deuts 
ſche Strafrecht, ungemein ergiebig und zur Vermeidung 
mannichfaltigee Jerthümer befonders geeignet gefunden. 
Sie hängt mit meinen Anfichten von dem Wefen des Strafs 
rechts aufß innigfte zufammen, und obgleich eine ausführ⸗ 
Sichere Darlegung derfelben einer andern Gelegenheit vorbes 
halten werden muß, fo dürfte eine kurze Andentung derfels 
ben eben jest nicht unpaſſend ſeyn, too diefe Zeitfchrift mit 
theilmelfe geändertem Plan in eine neue Periode ihres Des 
ſtehens eintreten foll. 

Wie man auch immer über Mechtsgeund und Zweck 
des.Staates denfen mag, es wird fi) Mit verfchiedenen 
Anfichten hierüber vereinigen laflen, wenn man annimmt, 
daß ed zum Meilen der Staatsgewalt gehöre, allen im 
Staate lebenden Menfchen auf gleichmäßige Weife den Ges 
nuß gewiſſer Güter zu gemwährfeiften, welche den Menſchen 
von der Natur gegeben oder gben das Refultat ihrer gefells 
ſchaftlichen Entwicfelung und des bürgerlichen Vereines find. 
Es mag dahin geftellt bleiben, ob der Menfb außer dem - 
Staate in einem fogenannten Natarzuftande fhon Rechte 
habe oder nicht. Aber einem Zweifel kann e8 nicht erlies 
gen, daf die Güter, auf deren Allen gleihmäfig zu 


e 


garantirenden Genuß im Staate ſich die Rechtsfphäre eines  . 


Jeden bezieht, theild dem Menſchen fon von der Natur 
gegeben, theils Ergebniß feiner gefellfbaftlichen Ent: 
wickelung find, und fo Fann, mie bei Feſtſetzung der Definis 
tion, fo auch bei Eintheilung der Verbrechen, derfelbe einfache: . 
Begriff zu Grunde gelegt, und auch wohl in einem gewiſſen 
leicht faßlichen Sinne eine Eintheilung der Verbrechen in nas 
türliche und fociale angenommen werden. Es mag ferner 
dahin geftellt bleiben, inwiefern im Staate Rechte des Staas 
tes felbft als moralifcher Perfon, und Mechte der Staats; 
bürger unterfchieden werden fönnen und darnach eine Eins 


) 
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theilung der Verbrechen in Staats⸗ und Privatverbrechen 
zu billigen fey. Aber keinem Zweifel fann es unterlies 
gen, daß unter denjenigen Handlungen, die ald Vers 
brechen in allen Staaten beftraft zu werden pflegen, 
einige von der Art find, dag durch diefelben zunäcft bes 
ſtimmte Perfonen an einem der durch die Staats 
gewalt Allen zu garantivenden Güter verlegt wer: 
den, andere von der Art, daß die Handlung der Ges 
fammtheit unmittelbar eines diefee Güter entzieht, 
vermindert oder gefährdet, und fo läßt fih auch 
nach dem in Beziehung auf das unmittelbar verlegte oder 
bedrohte Subject verfchiedenen Umfange der Verlegung‘ 
oder Gefährfung, oder was daffelbe ift, nach Beſchaf⸗ 
fenheit des vorzugsweife durch die Handlung bedrohten 
oder verminderten Guts die Elaffification der Berbrechen 
äberhaupt beftimmen, eine Eintheilung derfelben in Vers 
brechen gegen das Gemeinweſen und Verbrechen gegen 
Individuen naturgemäß, auch der Unterfchied zwifchen 
Verſuch und Vollendung des Verbrechens auf eine 
natürlihere Weife beftimmen , ald e8 nach dem unfichern 
- Begriff der Rechtsverlegung im gewöhnlichen Sinne mög⸗ 
lich iſt. Darnach läßt fi audy am richtigften der Geſichts⸗ 
punkt angeben, nach dem unfittlihe und irreligiöfe Hands 
lungen , fofern fie überhaupt ftrafbar feyn können, zu bes 
urtheilen find. Wie ein Volk auch immer über den Werth 
poſitiver Religionen denfen mag, und wie vielerlei pofitive 
Religionen in einem Staate beftehen mögen, immer wird 
eine Summe religiöfer und fittliber Borftellungen ald ein 
unter die allgemeine Garantie zu ftellendes Gemeingut 
des Volks angefehen werden können, deſſen Erhaltung mit 
der Schaltung der Verfaffung felbft in fo innigem Vers 
Bande ſteht, daß auch unabhängig von einem unter Straf⸗ 
drohung erlafienen beftimmten Verbote geroiffe Arten unſitt⸗ 
ficher oder irecligiöfer Handlungen an fich als. rechts⸗ 
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mwideig fiir die im Staate lebenden Menfchen angefehen 
werden müſſen. Irre ich nicht, fo ift es auch eine vers 
wandte dee, nach welcher vor Kurzem Heffter vom 
Verbrechen gegen die Religionsrechte, von Verbrechen 
wider die Rechtsanforderungen in Anfehung 
der äußern Sitte und Zudt, von Verbrechen 
wider die Rehtsanforderungenin Betreff 96 
meiner und individueller Wohlfahre, und bei 
einer Art der erſten Klaffe von gemeinfamen Rechts⸗ 
anforderungen in Beziehung auf die Befries 
digung religiöfer Bedürfniffe, fonft von Rechts⸗ 
und Pflichtverlegung gefprochen hat °°). Mach dies 
fen meinen Anfichten glaube ich denn auch, daß als Ver: 
brechen nach der Natur der Sache oder als vernunftgemäß 
im Staate ftrafbar jede dem menfchlichen Willen zuzurechs 
nende Verlegung oder Gefährdung eines durch die Staates 
gewalt Allen gleichmäßig zu garantirenden Gutes anzufchen 
fey, wenn eine allgemeine Gemährleiftung anders nicht bes 
. wirft werden Fann, als durch Androhung einer beftimms 
ten Strafe und durch Vollſtreckung der gefeglichen Dros 
bung gegen jeden Uebertreter. Hiernach glaube ich eben fo 
wenig denjenigen beiftimmen zu fönnen, die eine Rechtds 
verlegung im gemöhnlichen Sinn, als denjenigen, welche 
die Gemeingefährlichfeit zum Weſen des Verbre⸗ 
chens oder zum Merkmal der Erfennbarfeit des Strafbas 
ven einer Handlung erheben. Denn wenn auch gleich in 
gewiſſem Sinne das eine wie das andere Merfinal in allem 
wirklich Strafbaren enthalten ift, fo leiter doch leicht der 
eine wie der andere Ausdruc zu einer gewiffen Einfeitig: 
Peit der Anficht hin und giebt zu Mißverftändniffen 
Anlaß, die bei der Gefebgebung wie bei der Anwendung 


n "6 Behesun 415. 421. 427. 442. 445. und die vorans 
ehenden —E auch 5. 31 4. E. 


— 
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nur nachtheilig wirken können. Insbeſondre könnte die 
Annahme der Gemeingefährlichkeit als des Weſent⸗ 
lichen eines jeden Verbrechens leicht zu der Anſicht führen, 
als läge z. B. die Pflicht der Staatsgewalt, den Mord zu 
ſtrafen, weniger in der Verpflichtung derſelben, das Leben 
der einzelnen Menſchen als ſolcher zu ſchützen, als vielmehr 
in der Verpflichtung, den Staat als ein Ganzes zu erhal⸗ 
ten. Es könnte demnach das Anſehen gewinnen, als wollte 
man ſagen, die Menſchen ſeyen nur vorhanden, damit 
der Staat beſtehe, anſtatt den Staat der Intereſſen der 
Menſchen wegen nothwendig anzunehmen. Der abſtracte 
Begriff des Staats aber darf meines Erachtens eben auch 
nicht auf die Höhe geſtellt werden, die wohl ehedem, zu 
Zeiten, wo man den Staat ſo gern mit dem Staatsober⸗ 
haupt identificirte, zuweilen für dieſes ſelbſt in Anſpruch 


genommen wurde. Was den Begriff der Rechts ver⸗ 


legung angeht, fo wollen wir zu dem hierüber ſchon im 
Vorhergehenten Geſagten nur noch Einiges binzufiigen, 
um noch mehr die Mißgriffe hervorzuheben, zu welchen der 
Gebrauch diefes Wortes und die ihm im Allgemeinen bei- 
gelegte Wichtigkeit fiihren können. 

Daß man von Berlegungen des Lebens, der menfchs 
lichen Kräfte, der Ehre, der perfönlichen Freiheit, des 
Vermögens, ald befondern Verbrechen rede, ift natürlich 
und natürlichen VBorftellungen gemäß; denn alle die ges 
nannten Güter find einee Entziehung oder Vermins - 
derung durch Handlungen Anderer unterworfen, fo wie fie 
als Gegenftände unferer Rechte angefehen werden können ). 
— — An⸗ 

63) Wenn die Römer von Zuesa majestas bei einem ber wichtig⸗ 
ſten Verbrechen reden, fo ift zu bedenken, daß auch in den Rechtes 

quellen noch häufiger der Außdrud minuere majestatern i. e. 

magnitudinem, amplitudinem, poteslatem, dignilaten 


‘ populi Bornani bie Rede ift, daR fie folglich in den Grenzen 
des natürlichen Sprachgebrauch bleiben. Wgl. Briffonius 


s. v. mojJesius. . 
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Anftatt dieſem natürlichen Spreachgebrauche zu folgen, hat 
Feuerbach bei Aufzählung der einzelnen Privatverbre⸗ 
hen er von Verbrechen gegen urfprünglide 
Rechte des Menfben und Bürgers, und unter 
dieſer Rubrik von Verlegung des Rechts auf Les 
ben, von Verbreben an dem Recht: des Bürs 
gers auf freie Dispofition. an feinem. Körper, 
von Verlegung des Rechts auf Ehre, :dann von 
Verbrehen gegen erworbene Rechte und unter 
diefem Titel von Berlegung des Rechts auf Sa⸗ 
ben, von Verlegung des Rechts aus Ver⸗ 
trägen, insbefondre von Verletzung des ehelichen 
Vertrags gefprochen, was man fonft, ebenfalld: natücs 
liher, Berlegung ber ehelihen Treue nennt,. die 
ähnlich der Ehrenverlegung in Entziehung eines intellectuel⸗ 
len Gutes befteht, in Beziehung auf den, gegen welchen 
dieß Berbrechen begangen. wird. . In Beziehung auf- eirte 
Klafie von Verbrechen gegen bie urfpeünglichen Rechte, die 
Feuerbach als VBerlegungen der Integrität 
menſchlicher Kräfte barftellte, iſt er dem natürtichen 
Sprachgebrauche treu geblieben °). Daß. übrigens faſt 
bei allen angeführten Verbrechensgattungen die von ihm 
gewählte Bezeichnung zu Begriffsvertwireungen führen kön⸗ 
ne, dürfte leicht nachgetwiefen werden fönnen. Wir wol⸗ 
len aber unferm Plane gemäß nur noch, nach einigen vor⸗ 
auszufchicfenden allgemeineren Bemerfungen, das Unges 
eignete dieſer Bezeichnung in Beziehung auf das Verbere⸗ 
chen der Injurie hervorheben. 


xol. de die ıleberfehriften vor $. 206. 244, 251. 271. 810, "970, 
Sm $.4 Ye Meineid als Berleßung einer 
Werbinblickeis, Se Urphede, 
4. 244 von Köcperverlegung, von Ehrenver⸗ 
lesung, $. 206: von Bene des Lebens als Be- 
dingung aller Rechte, $. 207 von tem Menfchen. als 
* enſtand der im Werbrechen der Tödtung ent— 
tenen Berletung die Rebe, 


Ar. ». ER. 1834, II, Or. 


JS 
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. +» Ben mir die oben unterſchiedenen dien Källe des Abs 
ſchleßens eines Feuergewehrs betrachten, fo Find fie nach 
dem bereits Geſagten fireng genommen alle vier ald Vers 
legungen des Rechrs:auf Leben anzufehen, infos 
fern man ımter Recht sverletzung weiter nichts als 
eine einem Recht widerfprehende Handlung 
verſteht; denn unfehlbar Hat auch der.eine folche begangen, 
ver einen Anderen dush Unvorfihtigfeit:der Ge⸗ 
fahr fein Leben zu verlieren ausgeſetzt hat. 
Da nun unter jener Rubrik Feuerbach folde Handluns 
gen nicht.mirbegeiff „ fo Hat er auch keineswegs das Cha: 
rakteriſtiſche der unter derfelben abgehandelten Verbrechen, 
das. fie von allen andern Verbrechen. Unterfcheidende mit 
jenen Worten ausgedrüdt. . MBollte man fagen, dergleis 
Wer. Sandlungen gehörten nicht unter die Rubrik, weil fie 
dep Feine eigentlichen Verlegungen am Leben 
ſeyen, fo wiirde man im natürlichen Sprachgebrauch blei⸗ 
bend ganz Recht haben, was den legten Theil des Satzes ans 
"geht; allein nach diefem natürlichen Sprachgebrauch wiirde 
rauch des: Berſuch der Tödtung oder der dritte’ der oben 
aigegebenen Zälle eine Berlegung am Leben nit, 
ſondern nur Lebensgefährdung zu nennen feyn, und 
gleichwohl hat auch’ diefen Fall Keuerbah unter die 
Rubrik der Verbrechen. gegen das Recht auf 
Leben. mit aufgenommen. Nach der Natur der 
Sache verhält fich der erfte jener oben gegebenen: Bälle zum 
‚gweiten wie der dritte zum vierten, eine Lebensge⸗ 
fährdung-ift im erften wie im dritten, eine Lebenss 
beraubung, s Entziehung oder Verlegung im 
zweiten wie im vierten enthalten, und die beiden erften uns 
terfcheiden ſich von den beiden legten nur dadurch, daß in 
jenen die That aus Fahrläffigkeit,. in diefem aus böfer 
Abſicht ſtammte. Died wird auch genligen, um ju zeigen, 
daß duch jene Benennung Verlegung des Rechts 


— 
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anf Leben m. dgl. gar nichts gelehrt wird, was wicht 
viel natürlicher aus den Worten Verbrechen gegen 
das Leben u. dgl. hervorginge, Sie kann aber leicht zu 
Mißverſtändniſſen führen und verrückt ung völlig den Stand⸗ 
punft, von welchem aus zwiſchen Vollendung und Vers 
fu ch bei diefem Verbrechen zu unterfcheiden if. Sieht 
man nämlich 3. B. in dem Verbrechen wider das Leben als 
das Charafteriftifche die Verlegung des Rechts auf Leben, 


ſo muß man confequent ſchon in dem Tödtungsverſuche ein 


— — —— 


vollendetes Verbrechen ſehen; denn eine Verletzung des 
Rechts auf Leben iſt ſchon hiermit vollendet, oder 
das Recht zu leben iſt Durch den Tödtungsverſuch nicht 
mehr und nicht weniger ald durch die Tödtung ſelbſt 
verlegt. Die Lebensverlegung aber ift durch den 
Födtungsverfuh nicht vollendet, das Gut des Les 
bens ift in dem oben angeführten vierten Kalle weder ents 
zogen noch vermindert, fondern nur gefahrdet 
worden. 

Am auffallendſten zeigt ſich das Unpaflende und Macs 
theilige der Anwendung des Begriffs der Nechtsvers 
legung zur Bezeichnung der einzelnen Verbrechen in dee 
Lehre von den Injurien. Das Wort Ehre-Hat an ſich 
vorziiglich drei meiner Anſicht nach forgfältig zu unterfcheis 
dende Bedeutungen, deren Verſchiedenheit Jedem einleuchs 
tend ſeyn wird, der ſich die Mühe geben will, den wah⸗ 
ren Sinn folgender drei im gewöhnlichen Leben oft vorkom⸗ 
menden Redensarten genau zu unterſuchen. Es iſt näm⸗ 
lich oft von der Ehre die Rede, die Jemanden von Andern 
erwiefen wird, dann reden wie davon, daß uns von 
Anderen die Ehre durch Verbrechen gefränft, und ends. 
fi davon, daß einem Verbrecher die Ehre zur Strafe ges 
[dmälert wird. Die zweite und dritte Nedensart Haben 
dies mit einander gemein, daß in beiden die Ehre für 
ein But genommen wird, das entzogen oder gemins 
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dert werden kann. Die dritte aber hat dies Befondere, 
daß das einer Entziehung oder Minderung unterworfene 
Gut Inder bürgerlichen Rechrsfähigkfeit befteht, 
was die Römer existimatio nannten oder dignitatis 
allaesae status, mit ausdrücklicher Erwähnung, daß die: 
felbe Jemanden durch fein Verbrechen Fraft des Gefeges 
entzogen oder vermindert werden könne °). Daß 
es aber nicht dieſes But fey, welches Durch widerrecht: 
liche Handlung eines Andern uns entzogen oder vermindert 
"werden könnte, und als Gegenftand des Verbrechens der 
Ehrenfränfung betrachtet wird, daß wenigſtens nicht auf 
dieſes Gut der Angriff auf unfre Ehre unmittelbar gerichtet 
if, wenn gleich uns daffelbe in Kolge einer EHrenverlegung 
Durch ungerechte Verurtheilung entzogen werden fann, dies 
ift eben fo unbedenklich zu fagen, als daß die Ehrenfchmäs 
kerung als Strafe nicht leicht in etwas Anderem als 
in Entziehung oder Minderung jener Rechtsfähigkeit be⸗ 
ftehen kann °°). 

Wenn wie von der Ehre reden, bie Jemanden ers 
wiefen wird, fo liegt hierbei allerdings der Begriff von 





65) Minuitur aut consumitur L.5. D. de extraord. cognitionib, 
Bon Ülaesa dignitas ift alfo auch hier im natüclihen Sinne 
deh Worte Zaedere, wie in bem oben bemerkten Ausdrud Zaesa 
majJestas, und eben fo ift von Zuedere opinionem im Sinn 
von Verlegung des guten Namens in L. 1. D. de famosis libel- 
lis.die Rede. gl. Molitor de minuta existimatione. Lo- 
vanii 1824. Den Unfichten diefes meines ehemaligen Suhörers 
iſt in Viclem Zimmern beigetreten, in der Geſchichte des Röm. 
Privatrechts Bd. I. ©. 456 u. f. ' 


© Darum haben auch früher manche Suriften , welche ebenfalls 
ie verfchiedenen Begriffe von Ehre nicht unterſchieden und dar⸗ 
unter fi blos das dachten, was eigentlich durch die Macht des 
Gefegachers nicht entzogen werden kann , fo fehr gegen infami- 
x e Strafen geeifert. Uebrigend bat auh Carmignanti 
Vol. II. pag. 12 darauf aufmerffam gemacht, daß dad Wort 
Rechtsverletzung, infofern es für Rechtsentziehung 
Leicht genommen werden dürfte, in diefem Sinne wohl das Res 
fultat eines Strafgefeses, aber nüht einer verbrecheris 
Ihen Hanbinng ſeyn Eönne, 
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Ehre zu Grunde, ben Feuer bach als auß der: Aufens 
lichen Erfcheinung der Achtung, die wir gegen Andere hegen, 
oder aus der äußerlichen Erfcheinung der Anerfennung eines 
Werthes in Andern entftehend angiebt °). Ganz widere 
finnig aber würde.es feyn, wollten wir diefen Begriff zw 
Grunde legen, wo es ſich darum Handelt, daß uns von 
Andern die Ehre geraubt wurde, und ein Begriff dee 
Chrenverlegung zu geben if. Es iſt klar, daß man 
die äußerlihe Erfheinung der Achtung nicht 
rauben könne.“ Wohl aber ift ed natürlih, von dem 
Raube des intellectuellen Gutes zu reden, 
das für ung in der Anerkennung unfers Wers 
thes als Menfhen und Bürger durch Andere 
liegt, und in«diefee Hinficht it auch Martin"s Definis 
tion der Ehre der von Feuerbach gegebenen vorzuzies 
hen, und fein Tadel der fegtern nicht ungerecht °). Es 
iftjedoch Fe uer bach nicht ſowohl der gegebenen Definition 
wegen, als vielmehr darum zu tadeln, daß er die Ehre 
nur von einem Gefichtspunfte aus aufgefaßt und bei. 
Feſtſetzung des Begriffd der Injurien gerade von dies 
fem Hierzu unpaffenden Gefihtspunfte ausgegangen iſt. 
Die.Urfache diefes Mißgeiffs ift aber gerade in der unges 
- eigneten Redeweiſe zu fuchen, der er fich bei Beftimmung 
des Sigenthümlichen der einzelnen Verbrechensgattungen 
bediente, und die wie zum vorzüglichen Gegenftande diefer 





67) Lehrbuch j. 271, 


68) Lehrbuch 1,38. Weniger zu billigen ift, daß auch von ihm 
derfelde Begriff von Ehre zur Zeftfegung der Begriffe von 
Ghrennerlenu ng und von Ehrenfirafen zu Örunde ger 

‚ legt wurde, ioja dell’ ingiuria.. Milano 1821. Vol. I. 
4 fcheint wenigften den richtigen Geſichtspunkt aufgefaßt zu 
baten, wenn er zur Feſtſetzung des Begriffs von ingiuria von 
dem der repulazione ausging, die er aber etwas feltfam als die 
Gewißheit definirte, die freien und unentgeldlichen Dienfte zu 
erhalten, die vom Wohlwollen abhängen. Sol, übrigend N, Ar⸗ 
chiv Band VI ©. 716, 
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Betrachtungen gewählt haben. Won einem Menſchen, der 
und achtungswürdig erfcheint, fagen wir oft nach einem 
nicht ungewöhnlichen aber uneigentliden Sprahgebraud, 
er habe ein Recht auf unſre Achtung, in dem Sins 
we, in welchem bei Grotius von aptiiudo und jus 
‚ ämperfectum die Rede iſt. War aber nım einmal zur Bes 
zeichnung der Injurie der Ausdruck Verlegung des 
Rechts auf Ehre gemähle, wie er bei Feuerbach 
on.der Spige fteht, ſo war es eine ıfätürliche Ideenverbin⸗ 
dung, Indem man ficy nämlich das Recht auf Ehre als 
Recht auf Anerfennung vorftellte, daß ein zur 
Definition der Injurie iibrigens ganz unbrauchbarer Begriff 
von Ehre mit den nach der Vorftellung eines. eigentlichen 
Mechtes nothwendigen Modificationen vorongeftellt. wurde. 
Dadurch ift denn auch. die Feuer bachſche Definition von 
Ehrenverletzung entftanden, mit der Geſetzgebern und 


. -Michtern wenig gedient feyn kann, obgleich fie nicht felten 


Geſetzgebern und Sceiftftelleen, die mit legislativen Ans 
fpriichen aufgetreten find, und zwar gerade bei den wichs 
tigften Kragen unferer Zeit, zum Mufter gedient, aber auch 
zurveilen im Unpaffenden des Ausdrucks noch übertroffen 
worden ift. 

Der Verfaſſer einer unfängftin der Schweiz etſchienenen 
Schrift über Preßfreiheit“) giebt als einzig wahren und einzig 
möglichen Weg, wie die Vergehen der Prefle in der Geſetzge⸗ 
bung zweckmäßig befhränft werden fönnten, den an, daß 
Geſetze der Art von der Lehre über Injurien und vonder Lehre 
von Verbrechen gegen den Staat ausgehen müßten”). In 


69) Beherzigungen bel Einführung der Preßfreiheit in der Schweiz 
um aeg gefegliche Beftimmungen über die Preſſe. Zürch 1829. 


70) Der Verfaſſer nimmt den Begriff der Verbrechen gegen den 
Staat fehr enge. Auch hat er ſfich entſchieden gegen alle Ber 
ſtrafung anfittlicher Handlungen erklart. 
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jener Hinficht bieten nach feiner Meinung die Lehrbücher von 


Grolman und v. Feuerbach gewiſſermaßen Alles, wors 
auf e8 bei der Sache anfomme, und fo wird denn auch die 
Ehrenverlegung oder Injurie im weitern Sinne die 
abfihtlihe Verlegung der Zwangsrechte Anderer 
fowohl auf die algemeine Menſchen- und Bürgerehre, ale 
auch in Hinficht des guten Namens definiet! Wenn diefe 
Definition ald Grundlage für die Geſetzgebung wider Preß⸗ 
vergehen dienen foll, fo zweifeln wir fehr, daß fie ihre 
Beftimmung erreihen werde. Unter Verletzung der 
Zwangsrechte aufChre wird man fib um fo weniger 
etwas Beſtimmtes bei einem Volke denken Fönnen, bei.dem 
der Begriff einer Rechtsperlegung überhaupt eine fo 
ſchwankende und, unbeftimmte Anmendung har, ald ed in 
dee Schweiz der Fall zu feyn ſcheint. Wir mollen hiervon 
nur ein Beifpiel anführen. . Im $. 56 des Geſetzes über 
correctionelle Gerichtsbarkeit für den Kanton Baſel vom 
% 1824 werden auch ald Recht sverletzungen die 
Bergehen qualifieirt, die den Inhalt dieſes Geſetzes auss 
machen. In den im Junius 1829 von dem Criminalge⸗ 
richt eingereichten Vorſchlägen zu einer Revifion des erften 

Theil des Eriminalgefegbuche wurde zu dem $. 37 defiels 
ben mit Rückſicht auf obigen $. 56 des correctionellen Ges 
feges die Strafe ded Rückfalls davon abhängig gemacht, daß 
frühere Rechtsverletzungen gleiber Art bes 
gangen worden feyen, und beigefiigt, daß unter folchen 
z. B. verheimlihte Shwangerfhaft und Nies 
derkunft zu verftehen feyen! Was fih das Eriminals 
gericht dennoch unter NRechtöverlegung gedacht habe, if 
ſchwer zu errathen, ed wird aber dies Beifpiel einen neuen 
Beleg liefern für meine Anficht, daß man mit diefem Aus⸗ 
druck nicht weit reiche, wenn man durch denfelben etwas 
ju erflären meint. 
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6s kann feinem Zweifel erliegen, daß die Ehre unter 
jene Güter gehöre, deren nothiwendige Gewährleiftung 
das Wefen der Strafgefeßgebung bildet. Unter diefem Ges 
fihtspunfte lebt der Begriff der Ehre im Volke, und die 
geiftvollften Eriminaliften und Naturrechtslehrer Haben fich 
von demfelben nicht entfernen zu müſſen geglaubt. Unter 
früheren Naturrechtslehrern hat insbefondre Henrici“) 
die Ehre’ als ein Gut aufgefaßt, das aber nicht urfprüngs 
dh in dem finnlihen Organismus des Mens 
ſchen, fondern blos in der Meinung anderer von 
ihm verfhiedener Vernunftweſen liege. Unter 
neueren hat Zahari&’”) zwar auch mit Feuer bach die 
Ehre als äußere Anerkennung des fittlichen Werths eines 
Menſchen angeſehen, und in einer Hinſicht läßt ſich der 
Begriff auch fo, wie ſchon oben bemerkt worden ft, dar; 
ftellen, fo wie man auch fagen fann, die äußerliche 
Nihtanerfennung eines Werthes in andern 
Menfchen fey das Mittel, wodurch Ehrenfränfungen 
begangen werden. Aber es ift einleuchtend, daß man die 
Ehre nicht als Außere Anerkennung definiren kann, 
wenn man die Grundlage zu dem Begriff der Eh⸗ 
renverlegung finden will, und die Ehre als etwas mit 
einer Perſon Verbundenes betrachtet werden ſoll, dag Ges 
genftand eines Angriffs ſeyn oder durch einen folchen Ans 
griff entzogen oder vermindert werden fünnte. Auch hat 
Bahariä die Ehre, ungeachtet feiner eben angeführten 
. Definition derfelben , doch au als ein ideales But bes 
geachtet, und damit den Sag in Verbindung gebracht, daß 
Worte und Werfe nur vermöge der Abficht des Bes 





71) Ideen zu einer willen haften Begründung ber Rechtslehre. 
Hannover 1810. Th. I 


72) Vierzig Bücher vom Elant, Buch XXIV. Ih. 1. Abfchn. 1. 
B. 1, ©. 10 n.f. h u I 
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leidigers Ehrenfränfungen find. Wir wollen dies hier 
dahingeftellt feyn laffen, und auch nicht näher auf die das 
bei erörterte Frage eingehen, ob die Ehre ein angebors 
nes But fey, und das Recht auf Erhaltung der Ehre zu 
den urfpeüngliden Rechten des Menfchen gehöre. 
Daß die Ehre Fein angebornes But gleich dem 
. Leben fey, ift einleuchtend. Sobald aber der Menfch 
mit andern feined gleichen in Berührung kommt, und in. 
ihm überhaupt das Vermögen fittlicher Beurthellung ent 
wickelt ift, wird ihm auch ſchon das Gefühl des Werthes 
der Meinung Anderer von ihm gegeben feyn, fo wie auch‘ 
das Gefühl der Achtung Anderer durch irgend eine Hands 
fung verloren zu haben , fich äußerlich ſichtbar in dem kör⸗ 
perlihen Organismus ausprägt. Das Gefühl der 
Ehre hat gleihe Wurzel mit dem Gefühl des Rechts, 
und jedes dem Menfchen gefchehene Unrecht ift im Grunde 
fiir ihn eine Chrenverlegung. Es hängt damit zus 
fammen, daß der Römer, um beide Begriffe auszudrücken, 
deſſelben Wortes fich bediente, und daß der Begriff der 
Ehrenftrafen in einem fo innigen Zufammenhange mit 
der bürgerlihen Rehtsfähigfeit ſich entwidelte *). 
Es frammt aus einer ähnlichen Anficht, wenn v. Rotteck 
von dem Rechte der Ehre oder dem Rechte auf Achs 
tung fagt ’*), es könne in nichts Anderem beſtehen odee 
von nichts abgeleitet, alfo auch durch nichts Anderes bes 
ftimmt oder bemeflen werden, als duch das Recht der 
Gleichheit, dem als Schuidigfeit die Anerfennung 
der gleihen Perſönlichkeit in Andern entgegens 
ſtehe. Es liegt Hierin wohl viel Wahres, nur darf man 


J 





73) Vgl. Marezoll über bürgerliche Ehre. Gießen 1824. S. 6. 
und Walter im Archiv des Criminalrechts Br. IV. ©. 112, 
74) Lehrbuch des Vernunftrechts Bd. 1. ©. 132, Bgl. Mite 

termatcer im She BD». XIV. ©.18, 
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- auch nicht überfehen, was Walter treffend fagt ’°), der- 
Begriff der Ehre ftehe fomohl mit der Perſönlichkeit 
des Menfchen, ald mit den Grundpverhältniffen 
der bürgerlihden Sefellfhaft in dem genaueften 
Zufammenhang, und mag man audy immerhin das Recht 
auf Unverleplichfeit des intellectuellen Gutes der Ehre als 
natürliches und urſprüngliches Recht auf die 
gleiche Perfönlihfeit Aller beziehen, fo ift es 
darum nicht minder als ein natürliches anzufehen, ins 
fofeen es durch die Natur der bürgerlichen Geſell⸗ 
fd a ft beftimmt in einer beſondern Beziehung erfcheint, 
und das Recht der Achtung darf in feinem Kalle zu 
ſehr von dem Begriffe der Wiirdigfeit abgefondert wers 
den "): Wir halten es darum aber nicht für geeignet, 
mit Marezoll die Ehre iiberhaupt als diejenige perföns 
lide Eigenfchaft anzufehen, welche einen auf die Idee 
der Würdigkeit gebauten Anfpruch auf Anerfennung 
gewiſſer Vorzüge gemähre, und können e8 auch nicht 
ohne Einſchränkung zugeben, wenn Zachariä behauptet, 
Die Degeiffe von Ehre und Ehrenfränfung bejögen 
fih lediglich auf den ſittlichen Werth des 
Menfben. 

Auf eine geroiffermaßen- entgegengefeßte Weife ift von 
Heffter ’’) der Begriff. der Injurie auf die Kränfung 
der büegerlihen Perfönlichfeit bezogen, und das 
neben auch von Ehrenfränfungen in Beziehung auf den 
Umkreis der politifben Rechtsfähigkeit ge 
ſprochen worden, wozu Jeder nach feiner Stellung im 
®taate beanfprucht fey. Es ift Dabei jedoch, und gewiß 
nicht ohne Grund, von ihm darauf aufmerffam gemacht 


1 





75) a. a. D, 
76) Bl. dagegen v. Rotted a,a. D, 
B: 79 een ee 
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worden, daß man fich wohl hüten mäfle, für daß gemeine 
Recht dad Verbrechen der Injurie aud dem fo ſchwan⸗ 
fenden Begriff der Ehre zu bilden. ein auf irs 
gend.einen. Begriff von Ehre ftüten fich Doch auch 
in der Lehre von den Injurien die Quellen de gemeinen 
Rechts, und es ift wohl zu bemerken, daß nicht Perfelbe 
von deim bei dee römiichen Entwichelung des Begriffs dee 
Ehrenfirafe ausgegangen wird, auc) dem gemeinrechts 
lichen Begriff der Injurie zu Grunde liege, Dies ſcheint 
mir auch von Heffter nicht hinreichend hervorgehoben 

worden zu ſeyn, ersiebt ſich aber zum Theil fchen daraus, ' 
daß das römische Recht zum Begriffe der Injurie im fpes 
. ciellen Sinn das mit contemnere verwandte Wort 
contumelia gebraucht, und in diefem fpeciellen 

Sinn fogar von einer publica injuria als einer Art dee 

injuria contra bonos mores redet, wenn 3: B. öffents 

liche Brunnen verunceinigt werden ’*). Es liegt in der 
That auch in folden Handiungen eine Nihtabtung 
des Publikums, eine Beleidigung des Gefühle 

für Schicklichkeit und Sitte, welches die Römer 
eben fo durch Beftrafung fchiigen zu müſſen glaubten, wie 

nah Heffter’8 Bemerkung In Rückſicht auf die Ehre 
der Standesgenoffen das gemeine Recht das Ges 
fühl im Befig dieſer Ehre zu feyn durch Bes 
ftrafung geroiffer Unbilden fhügen will ’’) Ja wenn die 
Carolina in Beziehung auf das Verbrechen der Nothzucht 
von dem Nehmen der jungfräuliben und fräus 
lihen Ehre redet °), fo hat bei diefen Worten dee 


. 78) Bgl. L. 1. et 45. D. de injuriis mit L. 1. \.1. D. de 
'  "eriminib. extraord. 
79 Das Wort Unbilt {ft feinem Itefprung nah mit Unrecht 
verwandt, das Wort Beleidigung aber, das weit häufiger 
im gemeinen Sprachgebrauch Snijurte ale Unrecht über⸗ 
haupt bedeutet, mir Leid, worunter insbeſondre das Sefüht 
des Schmerzes um ein entzogenes Gut verſtanden wirt. 
80) Art. 119. 


t 
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Geſetzgeber keineswegs an das Nehmen oder Verlegen einer 
körperlichen Sache, fondern an das Rauben oder 
Zerftören, eines fittlichen Gefühle durch ein aus der 
ſträflichſten Nichtachtung fittlicher Würde entftehendes mit 
förperlichee Mißhandlung verbundenes Verbrechen gedacht, 
und die Strafe deſſelben zum Schutze jenes Gefühle 
als eine für edle Frauen und Jungfrauen un ſchätzbaren 
Butes feftgefegt. Es ſcheint mir nach diefer Anſicht auch 
die Krage, wann diefes. Verbrechen vollendet fey, wohl 
anders gelöft werden zu müſſen, als ed gewöhnlich ge⸗ 
ſchieht. Es läßt fich ferner auch wohl nicht läugnen, daß 
if den angeführten Fällen einer in den Quellen des gemeis 
nen Rechts angenommenen Injurie oder Ehrenverlegung, 
fo verfchiedenartig fie feheinen mögen, doch ein gemeinfames 
Merkmal gefunden werden fönnte, daß wenigſtens der dem 
Begriff diefes Verbrechens zu Grunde gelegte Begriff von 
Ehre fi nicht blos auf die bürgerliche Perfönlichs 
Feit bezieht. Darum kalte ich auch die Unterfuchungen, 
inwiefern der Begriff von Ehre ein natürlicher und 
Das Recht auf Erhaltung des Guts, in dem die Ehre be: 
flieht, ein urfpeüngliches fen, felbft was die Anwen⸗ 
dung des gemeinen Rechts angeht, nicht für werthlos, ja 
fogar die einft von Henrici “) aufgeworfene Frage, ob 
jenes Recht auch fehon urfprünglich ein ſelbſtſtändiges 
ſey, nicht fiir ganz nutzlos für den praftifchen Juriſten. 
Der Sinn der Frage war der, ob die Ehre als Rechts⸗ 
object urſprünglich ſchon ihrer felbft willen oder mehr der 
Drei Ucbedingungen der Perfönlichfeit, des Les 
bens, der Gefundheit und Freiheit wegen vor: 
handen fey, mit andern Worten, ob urſprünglich ſchon 
Verlegung der Ehre als Unrecht betrachtet mer: 
den könne, auch wenn fie ſich nicht ald Verlegung des Te: 





8]) a. a. O. .'. 


De 
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bens oder der Geſundheit, nicht als Hinderniß der 
Entwickelung der intellectuelfen und körperlichen 
Kräfte des Menfchen äußert. Wie auch immer die Frage 
gelöſ't werden mag, dies wird Niemand beftreiten wollen, 
dag im Staate Verlegung der Ehre als felbfts 
ftäindige Verlegung angefehen werden müſſe, durch 
Verhältniſſe, die zur natürlichen Weſenheit der bürgers 
dien Geſellſchaft gehören, oder nur durch fie möglich nach 
ihrem Wefen vernunftgemäß. eine Garantie nicht weniger 
bedürfen, als viele andere Verhältniſſe, zu deren Entwicke⸗ 
fung. und Erfenntniß die gewöhnlich bei folchen Unterfuchuns 
gen zum .Leitftern genommene abftracte Idee eines foges 
‚nannten Zwangsrechtd von geringer Bedeutung if. Die 
von Heffter:.angeführten Worte Cicero’&, nach weis 
chen als dasjenige, was durch die ackio injuriarum außs 
geglihen werden foll, ein dolor imminutae libertatis 
genannt wird, deuten ebenfalld auf eine Verwandtſchaft 
mit einigen der im Vorhergehenden entwickelten Anfichten, 
indbefondere auf das Gefühl des Schmerzes um ein vers 
letztes, entzogenes oder verminderted Gut, als. das natür⸗ 
liche Refultat einer zugefügten Injurie °°).:. Darauf muß 
“meinem Urtheile nach jede Strafgefebgebung gegen 
Injurien im Zufammenhange mit fittliben Vor⸗ 
ftellungen eines beftimmten Volks vorzüglih Rückſicht 
nehmen. Uebrigens dürfte 68 vielleicht nicht- leichter feyn, 
die EhHrverlegung genauer zu definiren, als eine ges 
naue Definition von dem zu geben, was man unter einer 
unfittliden Handlung zu verfiehen habe. “Sch habe 
ſchon bei einer andern Gelegenheit °) auf die Betrachtuns 


82) pro Caecina cap. 12. Vol. Note 79 oben. 

88) Meine Notice sur les dispositions du droit anglois relatives 
aux delits de la presse, Bruxelles 1828. pag. ‘&. mit Beste. 
hung auf Quarterly Rewiew Nr. 70. pag. 59, und Ancils 
Ion, zur Vermittelung der Ertreme in den Meinungen. Bere 
lin 18 d. voll, pag. 252 u. f. ' 
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gen aufmerffam gemacht, die hierüber faft zu gleicher Zeit 
und auf gleiche Weile ein berühmter deutfcher Staattmann 
und ein geiftvoller englifher Schriftfteller angeftellt haben, 
fo wie darauf, daß gerade deshalb die englifche Rechtes 
anfiht bei $njurienfahen dem Sefhwornenges 
richte eine: weitere Befugniß als bei andern Verbrechen 
zugeſteht. Sonſt bin ih der Meinung, daß der Begriff 
dee EChrenverlegung feinem Wefen nah fein anderer 
feyn könne in Beziehung auf eine deshalb zu geftattende 
Entfhädigungsflage,. ald in Anfehung einer deshalb 
zu verhängenden Beftrafung: Uber eben fo wenig ale 
alle unfittlihen Handlungen, oder alle Eigen⸗ 
thbumspverlegungen mit Strafe belegt. werden fönnen 
und dürfen, eben fo wenig geftattef dies ein weiſer Geſetz 
geber in Rücdficht auf alle Injurien. Die Doctrin 
fann näher die Bedingungen unterfuchen, ‚unter wel: 
chen ein Geſetzgeber wegen Ehrenverlegungen Strafe foll 
eintreten laſſen. Dieſe Unterfmehung aber wird Hier um fo 
weniger erwartet werden, da fie nach der nor Kurzem im 
Archiv erfchienenen vortrefflihen Abhandlung hieriiber °*) 
‚entweder überflüffig ſeyn, oder, infofern etwaige abwei⸗ 
chende Anſichten wollten geltend gemacht werden, eine bes 
fondere Stelle erfordern würde. 


84) Mittermaier über die ei eferung bei riffe 
der. Ehrenkränkungen, im Archiv XIV. 6.66, 2 








IX. 
Veber 
ben neueften Stand der Anfichten in England, Morde 
ametifa, Frankreich, Italien und Deutſchland, 
betreffend 


die Aufhebuns der Todesſtrafe. 


Von 


Mittermaier. 
= .. — 


ECBeſchluß des Aufſates Nr; L {m vorigen Hefte.) 


Ehe wir der Entwickelung der Anfichten fiber Todesftrafe 

in andern Ländern, insbefondre noch in Italien und Deutfchs 
land folgen, fey es erlaubt noch in Bezug auf die Länder, 
über melde Bisher geſprochen wurde, einen Nachtrag 9 


1) Auch in Bezug auf die oben mitgetfetten fatifttfehen Nach: 
richten, und zwar Über dad Vethältniß der Todesſtrafen in 
. Dänemark, Schleswig und Holfteln |. oben &. IW. 11, und 
über die in Hannover 1832 erkannten Zodesurtheile find wis 
im Stande, aus zuverläffi gen Quellen intereffante Details 

nachzutragen. er 
In den Jahren 1835 _ 1827 wurden in Dänemark aur SL 
—— geſprochen gegen 86 Perſonen, PR wovon nur hin⸗ 

⸗ erichtet 

8 Die vom böcften Gerift gefähten Zodgtuntheie betrafen 


folgente Verbrechen 6. 1827. 
0 0 0) 0 3 1 ' 1 
* lag 1.2 1 
Berhehite "ecmangeihaft und —* ee 
mor . . 4 3 2 
—8 . .,. ' end . — 1 — 
ceft oo. . — —“ 1 
Realinjurien gegen Eltern ii. 1 1 2 
Brandſttftung . . ... 1 1 1 
Crinien bestialitatis ° . . 1 — — 
Falſchmünzer . .1 2 — 


|, 
20 
|) 
© 
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zu machen, und zwar in Bezug auf Nordamerika. Kor 


uns liegt das neuefte amerifanifche Criminalgeſetzbuch, das 


Sn den legten vier Jahren (1880-33) find im Stönig- 
reihe 54 Zodesurtheile gefprochen gegen 63 Perfonen, wovon 
11 hingerichtet worden find. Ron den 63 zum Tode Verux⸗ 


theilten waren verurtheilt: 1880. 1831. 1882. 1838, 
wegen Mrd 0... 83 — 
— Todtſchlag . 1 ı 3 — 


—  verhehlter Schwanger⸗ 


ſchaft ꝛc. 0. ..- 2 3- R 3 — 
— Sneeft i 0 0 Ps 4 u — 2 
— Fallhmünzen . . 2 4 3 2 
— Brandfiftung ss +. 2 3 2 4 
— attentirten Mord — 2 — — 
— Realinjurien gegen Eltern — 2 ı 1 
— Ueberfall eines Gefäng⸗ 

nißwärters . — — — 1 
— Nothzucht ot. — 1 — 1 
— crimen bestialitatis — — 1 — 
u pamie . | — — 4 — 
— Uebertretung der Quaͤraͤn⸗ — 





taine⸗ Geſeßee ——41 

| en DB 18. 16 12: 

Hingerichtet wurden .;- ., 1830, 1838. 1882. 1888, 
wegen Mord Verurtheilte 4 2 1 — 
— Todtſchlag ‘ 1 — — ; — 
— Brandſtiftung. — — 1 1 

— Ueberfall eines Gefan⸗ a 
genwärters. —— — — 1 





Die Begnadigten find theils auf Lebenszeit, theils anf 
königl. Gnade ind Zuchtshaus gekommen. Der im Jahr 1838 
‚für ilebertretung der Quaxantaine-Geſetze zum Tode Verur⸗ 
theilte hat feine Strafe in Waſſer⸗- und. Brot⸗Strafe 4 x 5 Tage 
gemildert erhaltten. | G 
. Su den. Herzogthümern Schleswig und Holfteln wurden in 
den Testen & Jahren 17 Zodesurtheile gegen 19 Perfonen ges 
fproshen, wovon nur eine hingerichtet worden ift. In Lauen⸗ 
burg iſt kein Todes I iu 1830 bie 1838 geſprochen. 
Zum Zede verurtheilt find in Schleswig in Holitein ® 
r 130. 81. 82. 33. 1830. 31. 32. 33 
— verhehlter Schwan⸗ 0 
gerſchaft u. ſ.w. 1 — 
— Raube. — — 
— Brandſtiftung — — 
— Falſchmünzen z — 


— nu) mu — 1 
1 1 1153 4 
2 m —— —— m 

1 
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für den Staat von Neuserfey ). Darin ift dem Mör⸗ 
der die Todesſtrafe gedroht; die Vollziehungsart iſt das 
Hängen; merkwürdig ift aber, daß die Strafe nur im 
Gefängniß oder in einem eingefchloffenen Raume vollzogen 
wird; es follen dazu vom Sheriff öffentliche Beamte und 
ehrenmwerthe Zeugen vorgeladen werden, welche die über 
die Hinrihtung aufgenommene Urfunde durdy ihre Unters 
fchrift befräftigen, worauf ihr Zeugniß durch die öffent: 
liben Blätter befannt gemacht wird. Die Commilfion, 
welche das Gefegbuch bearbeitete, erklärt, daß zwar viele 
Stimmen ſich gegen die Todesfteafe erhoben haben, daß 
aber die allgemeine Volfsftimme fiir die Beibehaltung dies 
fer Strafe für den Mörder ſich erfläre. Berhärtefe und. 
geübte Verbrecher, fagt die Commifjion, berechnen bes 
fanntlih immer nur die Wechfelfälle der Entweichung; 
wäre die Furcht, das Leben zur Strafe ihrer Verbrechen 
zu verlieren, ihnen benommen, fo würden Einbruch in 
Häufer, und Raub wohl weit häufiger, als dies jetzt der Fall 
if, mit Mordthaten verbunden werden. Mur hält die 


Demnach find alfo zum Zode verurfheilt:. oo 
Dänemark Schleswig Höalftein Ueberhaupt 
15 4 1 20. 


1830 

1831 18 — 1 19 

1832 18 8 3 24 

1838 12 1 6 19 
1830 — 1833 63 8 11 '82 


Im Königreich kommt alfo 1 zum Tode Werurtheilter jähr: 
lich auf circa 76,000 Menfchen, in den beiden Herzogthümern 
hingegen 1 jährlich auf 156,000 Menfchen. 


Sm Königreih Hannover wurden im Zahre 1832 zwölf 

. Zodesurtheile von den Gerichten gefällt, und zwar 1 wegen 

Brandfiftung, 2 wegen Giftmords, 2 wegen VBerwandtens 

mords, 1 wegen Raubmords, 1 wegen Kiudermords, 4 wegen 

Pferdediebſtahls. Wie viele Urtheile vollzogen wurten, ift mir 
nicht befannt geworden, 


2) Gedruckt unter dem Zitel: Code of criminal-law. Bridge- 
ton 1834. 


Arch. d. CR. 1838, II. St. O 
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&ommiffion wegen der oft bemerkten Rachtheile öffentlicher 
Hinrichtungen es für nothwendig, daß die Erecution nicht 
öffentlich geſchehe. 

Wenden wir nun den Blid auf Stalien, fo fann 
nach der Befchaffenheit der Bildung diefes Landes mohl 
nicht erwartet werden, daß die Stimme des Volfes ſich 
allgemein gegen Todesftrafen ausfpreche; man erfennt die 
Strafe al8 eine nothwendige, aber nur auf die fehwerften 
Fälle einzuſchränkende Strafart, die auch in allen neueren 
Strafgefegblichern der verfchiedenen Staaten Italiens ſich 
findet. Das von vorzüglichen Eriminaliften Italiens bears 
beitete Geſetzbuch für das Königreich Italien von 1809 bes 
hielt die Todesftrafe bei, zwar befhränft, wie die Com⸗ 
miffion fich ausdrüct, auf die ſchwerſten Verbrechen ), 
obtoohl man bei genauerer Prüfung fich überzeugt, daf 
das Abſchreckungsſyſtem den Geſetzgeber verleitet hat, auch 
in Fällen diefe Strafe zu drohen, mo fie nicht im Verhält⸗ 
niß mit der Größe‘ der Verfchuldung fteht ‘). Aus den 
Motiven zu dem Gefeßbuche °) fieht man leicht, daß die 
Mitglieder der Commiffion von dem Wunfche durchdruns 
gen waren, die Todesftrafe aus dem Geſetzbuch zu verban- 
nen, daß aber die Mothwendigfeit ihnen die Beibehaltung 
zu gebieten fehien. Auch das Geſetzbuch von Parma °), 
fo wie das von Sicilien ’) und das Geſetzbuch für die päpft- 


3) Codice art: 156. (bei Hochverrath), art 168, (bei Brandflife 
fung) art. 431, (hei Mord). ' 

4) 3.8. bei entfernten: Staatäverrath, art. 160, nach art. 168, bei 
zu vielen Arten der Brandfliftung,, nach’ art.490, dei Raub, 
wenn ſchwere Mifhandlungen angewendet wurden. 

5) Collezione dei travagli sul Codice penale. Vol. F. p. 150. 

6) Codice penale per gli stati di Parma 18%. art. 18. Das 
Geſetz ift freigebig mit der Zodesftrafe bei den Staatöverbrechen 
(art. 118 — 121.) und behält die Zodesftrafe nach art. 419. auch 
bei den ſchwerſten Fällen des Diebftahle bei. 

7) Godice penale per lo regno delle due Sicilie. Napoli 1819. 
art, 4. Das Geſetz droht noch häufiger die Zobesflrafe als das 
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lichen Staaten ) behalten die Todesſtrafe bei; nur ent⸗ 
halten dieſe italieniſchen Strafgeſetzbücher °) eine nachah⸗ 
mungswürdige Beſtimmung, nämlich die, daß der Thäter, 
der noch nicht Über 18 Jahre alt iſt, ſtatt der Todeſſtrafe 
zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt werden fol, Die itas 
fienifche Praxis geht davon aus, daß bei einer Perfon, die 
noch nicht 18 Jahre alt ift, nicht jene Strafe und vollftäns 
dige Entwickelung angenommen werden darf, welche dazu 
gehört, um es wagen zu dürfen, die ſchwerſte Strafe, 
die nur den Unverbefferlichen treffen foll, gegen ihn 
zu erfennen. Auf die nämliche Weife, wie nach der bie 
herigen Darftellung die Geſetzgebung Italiens noch in neues 
ſter Zeit die Nothwendigkeit der Beibehaltung der Todess 
firafe ausfpricht , liegt auch den Anſichten der Schriftftels 
ler Italiens diefe Ueberzeugung zum Grunde. Zwar ift es 
begreiflich, daß eden in dem Baterlande von Beccaria, | 
deſſen Anfichten fo großen Einfluß auf das criminaliſtiſche 
Studium feiner Landsleute erhielt, und in dem Sande, in 
welchem der Verſuch der Aufhebung der Todesftrafe unter 
Leopold in Toskana in der Geſetzgebung gemacht wurde, 
die Anfichten der Schriftfteller fi vorzüglich dahin neigen 
mußten, daß die Todesftrafe aus dee Gefebgebung zu vers 





von Parma, 3. B. nach art. 352, auch dem Kindermorde; bei 
dem Diebftahle tritt jedoch Zodesftrafe nur ein, wenn Tödtang 
verübt wurde (art. 418.). 


8) Regolamento sui delitti e sulle pene vom 20. Sept. 1832. 
art. 50. Das Geſetzbuch droht art. 80. die Todesſtrafe dem 
Kirchenraube des höchften Grades (Monſtranzdiebſtahl), nach 
art. 100. gewifien geheimen Gefellfchaften, der Schändung uns 
münbiger Perfonen, wenn der Tod der Gefchändeten erfolgt 

‚ Cart. 174.), zielen Arten_der Brondfiiftung (art. 247.), der 
Iddtung im Duell (art. 296.). Ä 

9) Codice penale pel regno d’Italia art. 102. Codice di Parına 
art. 67. Codice per lo regno delle due Sicilie art. 66. Re- 
golamenio di Roma art. 27, (Nach diefem tritt felpft gegen 

en Verbrecher, der noch nicht 20 Jahre alt iſt, Kadesitraie 
nicht ein.) 
82 
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bannen fey. Vorzüglich war ed der Vorfchlag eines geach⸗ 
teten italtenifchen Scheiftftellers, Paolini '°), welcher 
längere Zeit das allgemeine Intereſſe in Anfpruh nahm. 
Nach ihm follte gegen denjenigen, der die Todesſtrafe vers 
diente, lebenslängliched Gefängniß im völlig dunfeln Kers 
fer erkannt werden; nur der Geiftliche follte Zutritt Haben; 
jährlich aber am Tage, wo das Verbrechen verübt wurde, 
follte der Verurtheilte öffentlich ausgeftellt werden, um das 
Andenfen an fein Verbrechen und an feine Strafe aufzus 
frifhen. Man wiirde irren, wenn man glaubte, daß in 
Stalien felbft die Meinung Beccaria's ohne Widerfpruch 
geblieben wäre; die Rechtmäßigkeit der Todesftrafe nach 
dem göttlichen Rechte wurde von mehreren Schriftftelleen ") 
nachzumweifen geſucht, und andere Schriftftellee widerlegten 
Beccaria von dem politifchen Standpunkte aus '"); 
insbefondere zeichnete fih die Widerlegung, welche der 
durch fein Werf über Eriminalvecht allgemein gefcbähte 
Cremani "lieferte, durch eine gemiffe juriftifhe Schärfe 
aus. Vergleicht man die neuefte criminalifiifche Literatur 
Ktaliend, fo überzeugt man ſich, daß die Schriftfteller ſich 
nicht mehr mit allgemeinen Deductionen und Phrafen, 3.2. 
über Unveräußerlichfeit des Lebens begnügen, fondern mehr 
den Standpunkt der Nothwendigkeit der Todesftrafe here 





10) Sin feinem esame critico des Werks von Beccaria in der 
Ausgabe von Paolini dei delitti e delle pene del Marchese 
Beccaria. Fiorenze 1822, — (im Ganzen V Bände) Sm 
2ten Theile p. 325. p. 271 — 352 ift eine alle Gründe und 
Gegengründe häufende Abhandlung über Zodesftrafen. Eine 
Abhandlung über den Gegenftand findet fich auch von ihm in der 
nämlichen Sammlung Vol. V. p. 215. 


11) ©. darüber Malanima Comment. filolog: critico sopra i 
delitti e le pene secondo il gius diorno. Livorno 1786. 

12) Solche Schriften gefammelt in dem zuvor angeführten Werke 
von Paolini Vol. Ill. p. 143. 207. 

13) Cremani de jare criminali. Tieini 1791. Vol, I. 
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vorheben, und fo die Frage über die Aufhebung dieſer 
Strafe mehr von der praftifhen Seite erörtern. Es ift 
zu bedauern, daß der geiftreihe Romagnofi die Frage‘ 
nur berührt, flatt fie umftändlich zu behandeln ; man ſieht 
jedoch aus den wenigen Andeutungen '*), daß er die To⸗ 
Desftrafe dann für gerecht hält, wenn fie als nothwendig 
nachgetiefen wird, um die Menfchen von Verbrechen abs 
zuhalten. Ausführtid dagegen ift die Erörterung ' von’ 
Maffaeli'), der, nachdem er alle Grlinde für und‘ 
wider die Todesftrafe angegeben hat, die Todesftrafe nur 
als ausnahmsweiſe zuläffige zugiebt, nämlich für den Mord 
und für folche Verbrechen, die an Schwere dem Morde 
gleich ftehen, aber überhaupt noch als Bedingung der: 
Rechtmäßigkeit die Nothwendigkeit der Strafe verlangt, 
und dabei auf den Eulturzuftand des Volkes Rücficht zw 
nehmen fordert; die Einwendung aber, daß die Todes 
firafe ein irrepararables Webel zufiige, dadurch befeitigt, 
daß er gewiſſe Formen und Garantien fordert, die dem 
Geſetzgeber die Ueberzeugung gewähren, daß die Todes⸗ 
urtheile nie ungerecht gefällt werden. Laurea“s Werk 
ift leider nicht vollendet '”), aber aus einzelnen Yeußeruns 
gen bemerkt '”) man do, daß der Verfaſſer der Tode⸗ 
firafe, wenn fie nur den ſchwerſten Verbrechen. gedroht! 
war, als gerecht erfennt. ine vorzüglihe Beachtung 
verdient noch eine Reihe von Yuffägen über Rechtmäßig⸗ 
keit der Todesftrafe, die in der trefflichen Zeitfchrift An- 


14) Romagnosi genesi deldiritto penale. Se edizione. Vol.I. 
p. 196. in der tisberfegung von Luden. Th. J. ©. 169. 
15) Nomotesia penale diG. Raffaeli. Napoli 1824, VoLIV. 
50—183, ©. über dies Werk meinen Aufjab in meiner 
beufheft für ausländ. Rechtswiſſenſchaft. Bd. V. S. 182. 


16) Laurea exposizione delle leggi penali del regno dalle 
Sicilie. Napoli 1825. V Vol. 


17) 3, 8. Part. I. p. 157. _ 
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tologia ')- abgedrucdt find. Während ein Schriftſtel⸗ 
ige '°), die Rechtmäßigkeit der Todesſtrafe aus den Border 
zungen der bürgerlichen Befellfchaft an den Staat bei dem 
Uebergange aus dem Naturzuſtande und aus der Moths 
wendigfeit des Schuges der Richter darzuthun fucht, ftellt 
ein Anderer °°) die Anficht auf, daß eine Geſetzgebung die 
Mittel mit den Bedürfniffen in Harmonie zu bringen fuchen 

and. nue Strafen wählen muß, die auch dem Verurtheil⸗ 
ten heilfam find, daß die eigentliche Srage über die Vei⸗ 
bebaltung der Zodesftrafe eine factiſche ſey, daß aber die 
Rechtmäßigkeit bezweifelt werden müfle, da die Strafe die 
Beſſerung des Verbrechers nicht erzielt, nur in den feltengn 
Källen. als unvermeidliches WVertheidigungsmittel gegen 
den. Angreifer fich rechtfertigen lafle und nur zweifelhafte 
Wirkſamkeit nad) der Erfahrung hat. Auf ähnliche Weife 
ſtellt auch ein anderer Schriftftellee Alles nur darauf ”'), 
ob ſich nachweifen laffe, daß bei einem beftimmten Volke 
die Zodesftcafe nothwendig und das einzige Mittel fey, von 
Verbrechen abzuhalten. Der nämlihe Verfaffer, welcher 
nachmeist ?°), daß die oft aufgeſtellte Behauptung von 
der Unverletzbarkeit des Lebens des Menfchen eine grunds 
lofe.fep, fpricht auch feine Ueberzeugung dahin aus, daß 
nach dem jegigen Stande der Bildung in den meiften Staas 
ten die Geſetzgebung die Todesftrafe nicht entbehren Fönne. 
Hieher gehört auch der in der nämlichen Zeitfchrift geführte 
Streit über die Frage: ob die Todesftrafe öffentlich egequict 





18) Antolegia. Giornale di scienze, letterc e arti Firenze, 


Diele Zeitſchrift hat Leider 1832 aufgehört. 
19) Tonelli in der Antelogia, Märzheft 1832. 9.89 — 124. 


20) Leumbruschini in der Antologia, Julinsheft 1882, p.84 
bie 1 


21) Marzuchi in der Antologia, Aprifheft 1833, p. 111. 
22) In der Antologia, Juliusheft 1833. p. 193. 
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werben folle.. Während Mehrere ”) die Nachtheile dieſer 
öfientlihen Hinrichtungen auf das Volk nachweiſen, ber 
nugen dies Geftändniß Andere ’*), um zu zeigen, daß man 
eine Strafart, die man nicht öffentlich zu erequiren wage, 
lieber aufgeben müſſe. Geiftreicher und gründlicher hat 
fid von den italienifchen Eriminaliften wohl: Feiner über Die 
Todesftrafe erklärt, ald Sarmignani ?“). Wir wollen, 
da das Werk noch fo wenig in Deutschland verbreitet iſt, 
den Ideengang des Verfaffers über den Gegenſtand darftels 
en, Der Berfaflee warnt guerfi, daß man nicht durch 
moralifche Rückfihten in dem nothwendigen Schuge Des 
bürgerlichen Geſellſchaft fich irre machen laſſe; die Religion 
feine zwar ein Hinderniß für die Anwendung diefer Strafe 
zu ſeyn; allein es laffe ſich wohl nicht beweifen, daß das 
Evangelium die Todesftrafe verboten habe. Die Gefchichte 
liefere feine geniigenden Beweiſe; die Aufhebung Diefer 
Strafart Fomme nur zumeilen wie ein glänzendes Meteor 
vot, während bei den Völkern von der verfchiedenartigften 
Bildung man Todesftrafe antreffe; auf die römifche Ges 
f&ichte darf man ſich, wie der Verfaſſer meint, nicht bes 
ziehen, weil. jene gerühmte lex Porcia nicht im Jatereſſe 
der Gerechtigkeit, fondern aus politifhen Gründen, und 
um ein Privilegium dem vömifchen civis zu geben, die 
Zodesfteafe aufgehoben Habe. Die Gefchichte darf nicht 
angeführt werden, um zu beweifen, daß die Aufhebung 
der Todesſtrafe die Verbrechen verminderte. Wenn ein 
höherer Grad der Strenge des Strafgefeged unnütz feyn 
kann, um der Vertheidigung der bürgerlichen Sicherheit 
jene politiſche Kraft zu geben, deren ſie bedarf, ſo wird 





28) 3.8. Tonelli in dem in not. 19. angeführten Auffete. | 

er 2 B. Lambruschini in dem in not. 20. genannten Aufe 
atze, 

* Garmi mignani delle leggi della sicure&ca sociale. Vol.IH. 
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ein geringerer Grad eine Huldigung ſeyn, die das Geſetz 
der Humanität und der Gerechtigkeit bringt, aber es darf 
ſich nicht täuſchen, daß eine geringere Strenge außer der 
hinreichenden Kraft, um die der Ordnung feindfeligen Leis 
denfchaften aufzuhalten, auch noch einen Schritt weiter 
wirke, und als ein fompathetifches Princip fie felbft in 
Garantien und Begünſtiger der Ordnung umwandle. 
Auch die Eriminalftatifil@ beweiſst nicht viel. Aus dem Mas 
turrecht iſt nichts abzuleiten, Da fich dies nur auf das Vers 
Hältniß dee Individuen zu Individuen bezieht, aber über 
das Verhältniß im Staate feinen Auffchluß geben kann; 
übrigens gewähre das Naturreht, mie man’ e8 wolle, 
Waffen füc und gegen die Todesftrafe. : Grundlos ift nach 
der Meinung Carmigna ni’8 die Theorie, welche auf 
die cessio jurium und die Frage etwas bauen will, ob 
die Bürger bei dem Uebergang in den Staat ihr Recht auf 
Leben dem Staate überteagen konnten. Der Verfaſſer 
tadelt jene Theorieen, die ſich gar nicht um die Forderun⸗ 
gen der Vernunft und der Gerechtigkeit kümmerten, und 
blos fragten, ob die Strafe nützlich und nothwendig iſt. 
Das Vernunftrecht erkennt die vom Staate bei Strafdro⸗ 
hung und Vollziehung angewendete nothwendige Gewalt als 
rechtmäßig an, geſteht aber ſeine Schwäche, ſichere Gränzen 
der Wirkſamkeit bei factifehen Verhältniſſen zu ziehen, welche 
allein die Nothwendigkeit beftimmien. Die Nothwendigkeit ift 
veränderlich nach den Umftänden. Bei den politifhen Vers 
brechen, welche Angriffe gegen die rechtmäßige Regierung 
enthalten, entfcheiden nicht die Gründe, welche bei andern 
Verbrechen vorfommen; bei den Erften fteht der Angreifer. 
als Feind der Gefellfchaft gegenüber und feine Tödtung ers 
Scheint nicht al8 eine gewöhnliche Strafe. Der juriftifche 
Charakter einer Strafe foll der feyn, daß fie ein Uebel ift, 
das aber nicht größer ſeyn darf, als der der Gefellfehaft zus 
gefügte Schaden; daher Todesftrafe bei dem Morde ges 


über: bie Abfchaffung der Todesſtrafe. 206 


recht ſeyn kann; ob aber dee höchſte Grad der Strenge 
eintreten fell, kann weder dab Naturrecht allein, noch das 
politifde Recht allein entfcheiden; die Stimme des erften 
bat ober.den Vorzug; das Leben des Menſchen ik ein von’ 
der göttlichen Weisheit zum Recht erhobenes Factum; 
wird nun das Naturrecht befragt, ob das Leben eins Mens 
fehen geraubt werden darf, um beſſer die Geſellſchaft zu 
befhügen, fo wird dies Naturrkecht feine Zuftiimmung nicht 
geben, wenn. das Opfer des Lebens eined Menfchen ges. 
fordert ‘wied, indem nur das Factum des gegenmäctigen 
Angriffs vorhanden feyn muß, um einen Menſchen tödten 
zu dürfen, und daß es nicht zugeben fann, daß. der von 
der Geſellſchaft angeordnete Richter als unfehlbar handle 
und irreparable Strafen anwende. Um dies negative Vo⸗ 
tum des Naturrechts zu befeitigen, müßte das politifche 
Recht geradezu erklären, daß 28 das Naturrecht nicht bes 
achte, oder e8 müßte beweiſen, daß die Erfahrungen das 
Unzureidhende anderer Strafarten und die Bortheile der 
Todesftrafe dasthun. Hier aber beginnen die Schwierigfeis 
ten; denn wenn nicht von Nothwehr gegen den bewaffnes 
ten Feind die Rede ift, vielmehr jemand getödtet werden 
fol wegen Schaltung Dritter, fo wird das Urtheil von je⸗ 
manden gefällt, der außer Gefahr ift und deffen Eifer leicht 
zu weit gehen fann. Man bemerft, wie die Gefeßgebuns 
gen immer mehr den phufifben Schmerz der Todesitrafe zu 
vermindern und Sraufamfeit zu entfernen fuchen, fo daß 
eigentlich Alles auf den Gedanken des Todes ſich reducirt, der 
gleihfam das Eentrum der Berechnungen des zum Vers 
brechen Sntfchloffenen wird. : Der Tod als moralifches Era - 
eigniß betrachtet ift Fein Mittel, die menſchliche Senfibis 
fität zu erfchüttern; er ift file den religiöfen Menfchen dee 
Gedanke an die Ewigkeit, für den Ungläubigen ein Sprung 
in das Nichtd hinaus; und fo ift auf die Kraft, welche 
die Todesgedanken Haben fellen, nicht vom Oefeggeber zu 
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rechnen. Diejenigen, welche auf die natürliche Furcht vor 
dem Tode rechnen, verwechſeln die Wirkung des wirklichen 
Crleidens des Todes mit den Wirkungen des Gedanfend an 
den Tod und mit der Wirfung der Drobung. Es echeben 
fih ohnehin. gegen die Wirffamfeit folder Strafen: viele 
Einwendungen, die Stimme der Gottheit gebietet nicht 
Bas Dpfer des Lebens, und die Stimme. der menſchlichen 
Vernunft ift dariiber wenigſtens nicht flar. Wohl mag es 
außerordentliche Umftände -geben, mo eine energifche Ges 
wältanmendung auch in Bezug auf Strafe nothwendig wird 
und wo die Todesftrofe ein außerordentlicher Apparat von 
Keaft ift, den die Umſtände gebieten. Sie ift eine Strafe, 
deren Wirfungen von dem Geſetzgeber mehr errathen ale 
reäuliet und ficher berechnet werden fünnen, fo daß der 
erfte Gedanke bei diefer Strafart der an die Gewalt, und 
der zmeite erſt der an die Gerechtigkeit Des Staates iſt. 
"Wenden wir und nua an den Zuftand der öffentlichen 
Meinung über Todesftrafen in Deutſchland, ſo erfläs 
ren es: manche Verhältniſſe dieſes Landes ſchon, daß die 
Yufregung und der Antheil des Volkes überhaupt weniger 
groß ift, als in Kranfreih und England... Während in den 
beiden fegten Ländern die Häufigfeit der Zodesftrafe in der 
beftehenden Gefengebung, indbefondere auch bei Werbres 
chen, bei welchen nad) einem allgemeinen Gefiihle die Tos 
desftrafe als im Mißverhältnig ſtehend betrachtet wird, 
1. B. bei Diebſtahl, bei Münzfälfhung die Stimme des 
Volkes, das Zeuge von Hinriehtungen wird, Häufig zur 
Anerkennung der Unzweckmäßigkeit der Zodesftrafe verans 
laßt wird und leicht verfeitet ift, in der Erbitterung über 
die Hinrichtung eines Verbrechers, deſſen Verbrechen man 
nicht für todeswürdig hält, die Todesfirafe überhaupt zu 
verdammen, Hat zum Glide das Volf in Deutfchland 
feine Beranlaflung , ſolche Betrachtungen anzuftellen. Nur 
felten, wie wir aus den obigen ftatiftifchen Nachrichten ger 
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fehen haben, wird das traurige. Schaufpiel vor dem Volfe 
aufgeführt, und gefchieht es, fo möchte ſchwerlich ein Fall 
vorkommen, mo das Volk Urfache hätte, die Graufamfeit 
der Yuftiz und die Ungerechtigkeit des Todesurtheild zu vers 
fluchen. Das fehöne Vorrecht der Gnade wird, menn 
auch nur entfernt Gründe der Begnadigung da find, aus⸗ 
geübt. Aber auch die Art der Gefeggebung Deutfchlands 
in Pändern, wo neue Gefegbücher gegeben wurden, bee 
wirft, Daß Todesurtheile nur felten ausgeſprochen werden, 
indem nur dem Morde, Hochverrathe, Brandftiftung und 
Raub in den ſchwerſten Källen, wo felbft Gefahr für Ders 
fonen vorhanden war, und fubjective Erfhmweruagsgriünde 
die höchfte Verſchuldung herbeiführen, die Todesſtrafe ge⸗ 
droht iſt. Selbſt in den Ländern, in welchen das gemeine 
deutfche Criminalrecht noch gilt, in welchen freilich dag 
römiſche Recht und die Carolina freigebig die Todesftrafe 
drohen, find Todesurtheile nur felten, weil nach Der Art, 
wie die deutſche Praxis das gemeine Recht forthildet und 
anwendet, und mit Berückfichtigung der Strafarten, welche 
unfere Rechtsquellen gar nicht Fennen, in den meiften Fäl⸗ 
len, wo Todesftrafe überhaupt gedroht ift, die Gerichte 
fie nicht mehr ausfprechen und nur in den ſchwerſten Fällen 
auf Tod erfennen. Es fehlt aber auch noch in Deutfchs 
land ein Grund, der in Kranfreich und England die öffent; 
lihe Stimme gegen die Todesftrafe aufreize} die Häufige 
feit der Drohung der Todesftrafe in den zulegt genannten 
Ländern veranlafßt nämlich die Geſchwornen, die über 
die Schuld zu urtheilen haben, häufig lieber das Nichts. 
ſchuldig auch bei gefährlichen Verbrechen auszufprechen, 

blos weil fie ihe Gewiſſen mit dem Todesurtheile nicht bes 
ſchweren wollen, das ihnen in dem Kalle nicht gerecht ſcheint; 
und die Kolgen dieſer gefegwidrigen Losfprechungen find 
Klagen über Unficherheit und über Zunahme der Verbres 
hen, Die Milde der deutſchen Strafjuftiz auf einer Seite, 
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der Umftand, daß bei und angeftellte rechtsgelehr Z/ + - 


urtheilen, auf der andern Seite, bewirfen nun 


liche Klagen nicht das Volk gegen die Todesftr 4. 
Auf diefe Art ift der Streit iiber Aufhebung d/”" 
in Deutfchland mehe nur ein Streit der Sd 


"worden; aber auch hier Aufert ſich ein ande 


welchem der Streit geführt wird, als in de 


Der Ernſt und die Ruhe, mit welcher Forſch le 


Art in Deutfchland behandelt werden, die deurſche Eitte, 
mehr die moralifhen und politischen Beziehungen hervors 


zuheben, bewirken, daß man mit jenen allgemeinen Phras 


fen, mit denen nicht felten in Flugſchriften des Auslandes 
die Frage erörtert wird, fich leicht begnüigt ; und die gründs 
lichere Behandlung der Rechtephilofophie, die Sitte, nach 
den oberften Principien des Strafrechts criminaliſtiſche 


Kragen zu erörtern, giebt auch den deutſchen wiſſenſchaft⸗ 


lichen Verhandlungen über die Todesftrafe einen andern 
Charakter. Die Theorieen über Naturzuftand, Webers 
tragung von Urrechten an den Staat u. f. w. finden nicht 


mehr Anklang?*). Es iſt bekannt, daß auch in Deutſchland 


ſchon im vorigen Jahrhundert ſich gewichtige Stimmen für 
Aufhebung der Todesſtrafen erhoben, und noch in den letz⸗ 
ten Jahrzehenden fehlte es nie an geiftvollen Gegnern dieſer 
Strafart. Wir feben die Kenntniß der friiheren Schriften 
bei unfern Leſern voraus ”’), und verweilen nur bei den 
neueften Anfichten. 

Es iſt nicht ſchwierig nachzumeifen, daß die größte 
Mehrzahl der jegigen criminaliſtiſchen Schriftftellee Deutfchs 
lands °°) die Rechtmäßigkeit und Nothwendigkeit der To⸗ 


26) Von den älteren Shift Böhmer’ s Handbuchder Literatur 
des Crim. R. ©. 6 
UT) S. darüber meine Ang in diefem 1 ehioe, Bd. X. ©. 346. 
Bd, XII. ©, 205. 678. Bd. XI. 
28) 3. 8. Roßhirt in den Grundf. — afrechts S. 468. 
Jarcke Handbuch I. ©. 258. Tittmann im Handbuch 
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desſtrafe vertheidigt, und fo iſt die neuefte criminafiftifche 
Literatur Deutfchlands über den Gegenftand nicht fehr reiche 
haltig. — Schon früher ift auch in Deuiſchland die 
Stage über die Rechtmäßigkeit der Todesftrafe aus dem 
religiöfen Standpunfte geprüft worden”). Ein geiftreicher 
Schriftſteller, Schildenér '), hat diefe religiöfe Bezies 
hung auf-eine andere Art hervorgehoben, als dies gemöhns 
lich geſchieht, indem er nachtoeist, daß die Todeöftrafe in 
dem chriftlihen Staate bisher ale eine religiöfe Handlung 
geiibt wurde, mobei der Schuldige als Opfer betrachtet 
war, und daß durch Zulaffung der Gottheit diefe Strafe 
gerechtfertigt ift, welche diefe Strafe als nothwendig er⸗ 
kennt, damit im chriſtlichen Reiche auf Erden die Ord⸗ 
nung beſtehe; daher er es für nothwendig hält, vors 
erft zu prüfen, ob jene neue Korderung der Aufhebung 
der Todesftrafe nicht blos ‘auf Rechnung einer irreligiöfen 
Anficht des Zeitalters zu ſchreiben fey, das von der uns 
mittelbaren Einwirkung der Gottheit fib losmachen will, 
oder ob fie nur Folge des ernften Strebens if, von 
jedem Aberglauben fich loszumachen. Auch von dem reli⸗ 
giöfen Standpunfte aus, aber in einer andern Richtung, 
fucht dagegen Eſchen maier ’') die Unrechtmäßigfeit dee 
Todesftrafe nachzumeifen,, indem er die aus der Bibel ges 
wöhnlich zue Rechtfertigung der Todesftrafe angeführten 
Stellen zu widerlegen fucht ””), und zeigt, daß im neuen 


Th. J. 4.58. Bauer in feiner WVergleichung bes revidirten 
Entwurfs für Hannover S.59. Abegg in Schunk's Jahre 
büchern Bd.IX. Heft 1. ©.80. ©. no Zum Bach Anfichten 
und Bemerkungen ©. 50 folg. 
29) Bon Haaſe in feiner Schrift: Vom Suftizmorde. Ein Vo⸗ 

tum der Kirche. Leipzig 1826. 

..80) Schildener eine Auffäge aus bedrängter Zeit. S. 79. 

" 31) ucher die Abſchaffung der Todesſtrafen. Tübingen 1831. 
©. 21. 


82) 3. 8. die Stelle Mofid Buch 1. 9, 6. bewelſe nichts, weil 
fie mit dem Partitularismus des mofaifchen Geſetzes zuſammen⸗ 
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der Umſtand, daß bei und angeftellte rechtsgelehrte Richter 
urtheifen, auf der andern Seite, bewirken nun, daß ähns 
tiche Klagen nicht das Volk gegen die Todesfteafe erbittern. 
Auf diefe Art ift Der Streit iiber Aufhebung der Todesftrafe 
in Deutfchland mehe nur ein Streit der Schriftfteller ges 


‚worden; aber auch Hier Außert fich ein anderer Geift, in 


welchem der Streit gefiihrt wird, als in dem Auslande. 
Der Srnft und die Ruhe, mit welcher Forſchungen diefer 
Art in Deutfchland behandelt werden, die deutfche Sitte, 
mehr die moralifhen und politifchen Beziehungen hervor⸗ 


zuheben, bewirken, daß man mit jenen allgemeinen Phras 


fen, mit denen nicht felten in Slugfchriften des Auslandes 
die Frage erörtert wird, ſich leicht begnügt; und die gründs 
tihere Behandlung der Rechtephilofophie, die Sitte, nach 
den oberften Principien des Strafrechts criminaliftifehe 
Kragen zu erörtern, giebt auch den deutſchen wiſſenſchaft⸗ 


lichen Verhandlungen über die Todesftrafe einen andern 


Charafter. Die Theorieen über NMaturzuftand, Webers 
tragung von Urrechten an den Staat u. f. w. finden nicht 
mehr Anklang *°). Es ift befannt, daß auch in Deutfchland - 
fon im vorigen Jahrhundert fi gemwichtige Stimmen für 
Aufhebung ber Todesftrafen erhoben, und noch in den les 
ten Jahrzehenden fehlte cd nie an geiftuollen Gegnern diefer 
Strafart. Wir fen die Kenntniß der friiheren Schriften 
bei unfern Leſern voraus ”’), und verweilen nur bei den 
neueften Anfichten. 

Es iſt nicht ſchwierig nachzumeifen, daß die größte 
Mehrzahl der jetzigen eriminaliſtiſchen Schriftfteller Deutfchs 
lands ”°) die Rechtmäßigkeit und Nothwendigkeit der Tos 


26) Von den älteren Shriften Böhmer’ 6 Handbuchder Literatur 
des Erim. R. ©. 6 
27) ©. ‚darüber meine zeigen in biefem te hioe, Bd. X. ©. 346. 
Bd. XII. ©. 205. 678. Bd. XIII 
28) 9. e. Roßhirt in den Srundf. u Tlefrechts S. 453. 
Jarcke Handbuch I. ©. 258. Tittmann im Handbuch 
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desfteafe verteidigt, und fo iſt die neuefte eriminaliftifche 
Literatur Deutfchlands über den Gegenftand nicht fehr reich» 
haltig. — Schon früher ift auch in Deutfdyland die 
Frage über die Mechtmäßigfeit der Todesftrafe aus dem 
religiöfen Standpunkte geprüft worden”). Ein geiftreicher 
Schriftſteller, Schildener’), hat diefe religiöfe Bezie⸗ 
hung aufeine andere Art hervorgehoben, als dies gewöhn⸗ 
ih gefchieht,, indem er nachtweist, daß die Todesftrafe in 
dem chriftlichen Staate bisher ald eine religiöfe Handlung 
geiibt wurde, wobei der Schuldige als Dpfer betrachtet 
war, und daß duch Zulaffung der Sottheit diefe Strafe 
gerechtfertigt ift, welche diefe Etrafe als nothwendig ers- 
fennt, damit im chriftlichen Reiche auf Erden die Ord⸗ 
nung beftehe; daher er e8 für nothmendig hält, vors 
erfi zu prüfen, ob jene neue Korderung der Aufhebung 
dee Todesftrafe nicht blos auf Rechnung einer irreligiöfen 
Anficht des Zeitalters zu fchreiben fey, das von der uns 
mittelbaren Einwirkung der Gottheit ſich Iosmachen will, 
pder ob fie nur Folge des ernſten Strebens if, von 
jedem Aberglauben fich loszumachen. Auch von dem reli⸗ 
giöfen Standpunfte aus, aber in einer andern Richtung, 
fucht dagegen Efhenmaier “) die Unrechtmäßigfeit der 
Todesftrafe nachzumeifen,, indem er die aus der Bibel ges 
wöhnlich zur Rechtfertigung der Todesftrafe angeführten 
Stellen zu widerlegen fucht °”), und zeigt, daß im neuen 





Th. 1. $. 58. Bauer In feiner Vergleichung bes revibirten 
Entwurfs für Hannover S.59. Abegg in Schunk's Jahre 


büchern Bd.IX. Heft 1. ©.80. S. noch Zum Bach Anfihten 


und Bemerkungen ©. 50 folg. 
29) Bon Haafe in feiner Schrift: Vom Suftizmorde. Ein Vos 
tum der Kirche. Leipzig 1826. | 
80) Schildener Eleine Auffäge aus bedrängter Zeit. ©. 79, 
j 31) leder die Abfchaffung der Zodeöflrafen. Zübingen :1831. 


"89 3.8. die Stelle Mofis Buch 1. 9, 6. beweiſe nichts, weil 
fie mit dem Partitularismus des mofaifchen Geſetzes zufamnıca- 
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chriſtlichen Bunde eine andere Anficht als im alten zum 
runde liege, und als religiöfen Grund gegen die Todess 
firafe den geltend macht, daß durch diefe Strafe der Rich⸗ 
ter dem Verurtheilten die Zeit zur Beflerung und die Mits 
tel zauben, von .der höhern Beftiimmung, die. dem Mens 
fben auf der Erde angewiefen fey, doch einen Theil zu ers 
füllen. Die weiteren jurift{fhen Gründe &fhenmaier’s 
gegen die Todesftrafe beziehen fich darauf, daß dadurch der 
Zwed der Beflerung wegfalle, daß das Recht auf Leben 
durch den Staat nicht entzogen werden fönne, weil er es 
nicht gegeben habe, und daß das Lehen Fein Gegenftand 
der Beftrafung feyn könne, meil ed das Subject aller 
Kechte fey, und der Zweck der Sicherheit auch Durch lebens⸗ 
längliche Sreiheiteftrafe eben fo erreicht werden könne. Je 
mehr die politifhe Würde des Menfchen durch die Güte 
dee Berfaflungen wächſ't und im Ehrgefühf einen bleibens 
den Eharafter annimmt, und je mehr die moralifche Würde 
. zunimmt, defto entbehrlicher werden nach des Verfaſſers 
Meinung die Todesftrafen. in anderer Schriftfteller “) 
geht davon aus, daß die gerechte Strafe ein befferndes 
Schuldbewußtſeyn erwecken müſſe, daß feine Schuld mit 
einem äußern finnlichen Mittel beftraft werden könne, daß 
fie noch weniger durch Todesftrafe auszugleichen ift, Die 
ohnehin jede Beflerung abfchneide; der Verfafler giebt zu, 
daß zwar das Eicherungsrecht bis zur Tödtung eines Mens 
fhen ausgedehnt werden fönne, aber dann fey es feine Tos 
desfirafe, fondern Hinrichtung zur Sicherung, die freilich 
aur im äußerften Salle eintreten fönne. Die Bemühung 


—— 


hängt; die Stelle bei Matthäus XXVI, 52, beweiſe nur, daß 
Ehriftus Die Todesftrafe bei Empörung gegen die Obrigkeit rechts 
fertigen wollte. 


33) Neubig, vie rechtswidrige Todesſtrafe amd bie zechtmäßige 
Hinrichtung. Nürnberg 1933, Ä 
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Srohmann’s :*), die Unrechtmäßigkeit der Todesſtrafe 
nachzuweiſen, ift ſchon in Diefem Archive °) umftändlicher . 
angeführt worden; feine Schrift hat eine @rwiederung zur 
Folge gehabt, in welcher Heinrorh ’") Grohmann's Ans 
fihten befämpft, und zur Rechtfertigung der Toteöftrafe 
anführr, daß nach dem Geſetze der Gerechtigkeit, nach weichem 
die Strafe nothwendige Kolge des Verbrechens ohne befondern 
Zweck fey, indem Maafe jemand Rechtsbeſchränkung leiden 
muß, als er feine Pflicht verlegte, und fo die Gerechtigkeit 
bei dem Mörder auf ihrer Wage nur Leben gegen Leben aufs 
mwägen dürfe, da es ihr nicht um Schaltung des Indivi⸗ 
duums, fondern nur um den feften Beſtand ihrer Mojeftät 
zu thun fey, und Higig “), welcher fiir die Beibehal⸗ 
tung der Todesftrafe fich erklärt, fügt bei, daß, wenn auch 
in der Wirklichkeit dieſe Strafe nie volljogen wird, die 
Möglichkeit ihrer Vollziehung doch aus der wohlthätigen 
Sucht der ungebildeten Menge nie verfchwinden dürfe. 
Eine Erwiederung Grobmann’s’) gegen Heintoth 
bezweckt vorzüglich die Härte zu rüigen, zu welcher in Bezug 
auf die Beurtheilung Geiftesfranfer und die Strafjuftiz 


überhaupt Heinroth fommt, und enthält einen VBerfuh 


der Widerlegung der oben mitgetheilten Yeußerung His 
Big’s. Intereſſant ift noch Die zwar kurze aber geiftreiche 
Yeußerung des neueften Schriftftellers, Heffter ’”), der 
Den Beweis der Rechtmäßigkeit der Todesftcafe aus deg 
Wiedervergeltung bezweifelt, weil es diefer an innerer Evi⸗ 


33) — täde. über das Princip des Strafrechts. Karlo⸗ 


85) Bd. XII. ©. 6 
36) LS gieie’ 6 Beitfeift für die Criminalrechtepflege. deft 4 


—* j. ps *8. 228. 

38) Unter dem Titel: Mittheilungen zur Aufklärung der Crimi⸗ 
nalpfychologie und des Strafrechts. Heidelberg 1898, 

39, Sn einem Lehrbuch des deutfchen Criminalve t6. Halle 1838, 


N 
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denz mangelt, es für unerweisfich hält, daß der Staat 
iiber Leben und Tod aus jeglicher Rückſicht auf das gemeine 
Wohl gebieten dürfe, auf die abfolute Nichtigkeit des Vers 
brechers nichts bauen will, weil menſchliches Urtheil hier 
nicht ausreicht, und fo aus dem Nothrecht gegen die dem 
Staat fortdaueende Gefahr einen Rectfertigungsgrund 
zugiebt, welcher aber von der VBorausfegung abhange, daß 
in ’concreto allemal eine fo dringende, nur durch Vernichs 
tung des Schuldigen zu entfernende Gefahr vorhanden fey. 
Der Berfafler, indem er die Trüglichfeit des menfchlichen 
Urtheils und das Unmwiderruflicbe der Strafe erkennt, hält 
es-für Pflicht der Staaten, auf den Höhepunft hinzuarbeis 
ten, um die Todesfteafe-zu entbehren. 

Um den Stand der öffentlihen Meinung iiber unfere 
Frage zu erfennen, ift endlich die Betrachtung der lands 
fändifchen Verhandlungen über Todesftrafe von höchfter 
Wichtigkeit. Im Königreich Sachſen hatte die Leberfens 
dung der Grohmannſchen Schrift die Veranlaffung ges 
geben, in den Kammern den Gegenftand im Jahre 1833 


zu berathien. In der erften Kammer *°) hatte Ammon, 


ſelbſt ein würdiger Seiftlicher, den Frethum widerlegt, daß 
die Kirche die Rechtmäßigkeit der ZTodesftrafe beftreite; 
feine Vertheidigung der Todesftrafe baut er darauf, daß 
Die Rechtöftrafe gar nicht mit dem Rechte des Verbrechers 
in Berührung ftehe, fondern mit feinem Unrechte, daß 
aber dies fo culminirend feyn fann, daß es fein Recht in 
der Gefellfchaft fortzuleben aufhebt, daß die Todesftrafe 
die nothwendige Wiederherftellung des verlegten Rechtes 
ſey. ine Stimme *) erflärte jedoch die Gründe fir 
Aufhebung der Todesftrafe für die gewichtigeren, in&befons 

des 





40) Auszüge aus den Berathungen in dem fächf. Landtagsblatt 
1835. Ne 90. 91. bung rat 9 


| 41) die des achtungewürdigen Großmann, | 
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dere weil der Nebenzweck der Beſſerung durch die Strafe 
bei Todesſtrafe ganz wegfalle, weil die Grundlage aller 
Todesurtheile unſicher ſey, der Nutzen dieſer Strafart auf 
jeden Fall problematiſch wäre, und die Einführung dieſer 
Strafe der Zeit roher Gewaltthätigkeiten angehöre. Nach 
der Art der Veranlaſſung war es begreiflich, daß hier kein 
in die Materie eingehender Beſchluß der Kammer gefaßt 
werden konnte. Auch in der zweiten Kammer fand eine 
kurze Berathung Statt “), in welcher beſonders Eiſen— 
ſtuck's gedrängte geiſtreiche Bekämpfung der Rechtmäßigs 
keit der Todesſtrafe Beachtung verdient. Der Redner er⸗ 
klärt die Todesſtrafe für unrechtmäßig, irreligiös *), uns 
moraliſch und unnütz, und giebt nur einen Fall zu, wo der 
Staat die Selbſtvertheidigung übernimmt und Todesſtrafe 
anwendet, weil an die Perſönlichkeit des Regierungspräs 
tendenten die Eriftenz des Staats geknüpft fey. in tiefes 
res Eingehen in den Begenftand fonnte auch in diefer Kams 
mer nicht erfolgen. Dagegen führte in dem Königreich 
Hannover die Berathung in den Kammern über den von ' 
der Regierung vorgelegten Entwurf des Strafgefegbuche 
auf die Frage; ob Todesftrafen beizubehalten feygen. Schon 
Der Commiffionsbecicht der beiden Kammern über den Ents 
wurf“) bemerft, daß ein Mitglied der Commifjion gegen - 
die Beibehaltung der Strafart fich erflärt Habe, daß jedoch 
die Mehrheit dafür hielte, daß die Nothwendigkeit zwinge, 
die Todesftrafe beizubehalten bei Verbrechen, wo dem 
Staate fein anderes Mittel zu feinee Sicherung bleibe, 
oder wo der Staat die Blutrache felbft übernehmen mülle, 





42) Sandtagsblatt Nr. 114, 115. 


43) Der Redner fragt: wie vermag ter Staat einzugreifen In 
den Weg, den die Vorfehung dem Verbrecher zur Bellerung 
freigelafien hat, und ihm die Mittel zu vauben, fich mit der 
Melt zu verföhnen, 

44) ©. 18, 


And d. CR. 1888. I, en V 
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um ſich nit in Gefahr zu feßen, daß aufgeregte Leidens 
ſchaft ſelbſt zu diefem verderblichften Aeußerſten ſchreite. 
Die Commiſſion ſpricht darnach aus, daß ſie Todesſtrafe 
beibehalte bei den höchſten Staatsverbrechen, wo die 
Todesſtrafe Vertheidigung gegen den iſt, der die Grund⸗ 
lage aller bürgerlichen Verhältniſſe angreift und auf der 
andern Seite die Strafe ſelbſt ſchützt, daß nicht unbedeu⸗ 
tende Dinge als das Schwerſte der bürgerlichen Verbrechen 
angeſehen werden; ferner bei Tödtung, und bei gewiſſen 
Verbrechen, die große Gefahr für das Leben der Staatds 
bürger nach ſich ziehen. Bei der Berathung der zweiten 

Kammer tiber den Entwurf *) machte der ehrenwerthe 
Deputirte Lüntzel den Antrag auf Abfchaffung der Todess 
ſtrafe. Er beruft fih auf die Geſetzgebung Leopolds von 
Tosfana, darauf, daß nach der Erfahrung das Wegfallen 
‘der Todesftrafe die Verbrechen nicht vermehre, daß auf 
dem Schaffote häufig die edelften Menfchen geblutet hät: 
‘ten z. B. Märtyrer des Glaubens, und Unfchuldige 5. B. 
"in der franzöfifchen Revolution. Die Todesftrafe ſchreckt 
"nit ab, wie Lüntzel zu zeigen fucht; die menfchlichen 
Urtheile find trüglich, und Wiedereinſetzung ift hier nicht 
möglich. Milde Sitten‘, fortgefchrittene Eivilifätion ge: 
- "ftatteten die Aufhebung diefer Strafart gewiß vorzugemeife 
‘in Hannover. Zwar wurde der Antrag Lüntzels nicht 
‚zum Befchluffe der Kammer erhoben; nur 10 Stimmen 
erflärten fich für den Antrag; intereffant ift es, daß aber 
feldft die frärfften Gegner des Antrags, z. B. Jacobi, 
die Möglichkeit zugaben , daß die Todesftrafe einmal über: 
flüffig werde, und daß dies im höchften Grade wünſchens⸗ 
werth fen, während Andere die Nothwendigkeit der Weis 
behaltung der Strafart behaupteten, da man überall, wd 





35) Am 9. Mai 1834, ſ. Bannünerifche Zeitung 1834 vom 
11. Juni, . 


' 
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man den Verſuch der Abſchaffung der Todesſtrafe mache, 
es einſehe, daß man mit den gewöhnlichen Strafen bei 

todeswürdigen Verbrechen nicht ausreiche, weil auch die 
Erfahrung lehre, daß gegen manche Verbrechen kein Schutz 
ohne die Todesſtrafe möglich ſey, und weil ein natürliches 
Rechtsgefühl jedermann lehre, daß es Handlungen gebe, 
die auf feine andere Art als durch die Todesſtrafe gerecht 
geftraft werden. Fönnten. 

WVerſuchen wir nun aus der bisherigen Darftellung 
Schlüffe über den Stand der öffentlihen Meinung und der 
Forderungen an die Legislation in Bezug auf die Aufhe⸗ 
bung der Todesftrafe abzuleiten, fo darf man wohl bes 
baupten, daß die Acten in dem Streite noch nicht ale 
fpruchreif erfcheinen, und fhwerlih fönnte man die Bes 
hauptung wagen, daß die öffentlihe Stimme dafür fih 
erkläre, daß überall die Todesftrafe von dem Gefeßgeber 
aufzuheben ſey. 

I. Unbdefriedigend fi nd ſchon die Verſuche die Unrechts 
mäßigfeit der Todesftrafe nachzumeifen; fie reduciren fich 
‚auf die mit mehr oder minder Geift aufgeftellten Vertrages 
sheorieen, nach welchen man einen, Naturzuftand dem 
Staate entgegenfeßt und darüber ftreitet, wie viel Rechte 
bei dem Uebergang der Menfchen in den Staat die Einzels . 
nen übertragen konnten und wollten, wobei man nun die 
Unveräußerlichfeit des Lebens an die Spige ftellt und zeigt, 
daß die Abficht gar nicht fegn Fonnte, dem Staate ein Recht 
zu geben, iiber das Leben der Bürger zu verfügen. Man 
vergißt dabei die allein würdige Anſicht vom Staate, nad 
welcher er der nothmwendige, von jedem Bertrage der 
Bürger unabhängige, durch göttliche Geſetze und durch die 
den Menſchen angebornen Ideen hervorgerufene Zuftand 
der Entwickelung der Menfchheit ift. Hier bemerkt man 
die auffallende Inconſequenz, nach welder man dem Staate 
das Recht giebt, jedem Einzelnen Freiheit, Erwerbsfähig⸗ 


\ ‘ j 
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Leit auf Lebenszeit zu rauben, ihn gleihfam geiftig in feie 
net wahrhaft menſchlichen Erijtenz langſam im Gefängriß 
zu tödten *°), und Daun bezweifelt, ob die Staategemwalt 
in gewiſſen Fällen die phyſiſche Exiſtenz des Verbrecherd auf 
einmaf zerftören dürfe. Es kann eben fo wenig jene Des 
duction genüigen, welche, auf das Vertheidigungerecht der 
bürgerlichen Gefellfhaft die Strafe bauend, das Defens 
fionsrecht des angegriffenen Individuums mit der Vertheis 
digung des Staats als der moralifchen Perfon vergleicht, 
und deswegen den Verbrecher der Todesftrafe entzieht, 
weil auch der Angegriffene gegen den entwaffneten Angreifer 
. kein Recht zu tödten habe. 

Il. Ungenigend find jene Argumente, welche von der 
Religion abgeleitet werden,,. two man entroeder aus einzel: 
nen Stellen der Bibel Gründe gegen die Todesftrafe fucht, 
oder Stellen, die der Meinung nicht ginftig find, fo wider⸗ 
legt, wie die Adpofaten Stellen eines Geſetzbuchs, die der 
Gegner anführt, mwegzuraifoniren fuchen, oder aus der Bers 
legung der Rechte der Gottheit, wo ein Verbrecher in der 
Blüthe feiner Sünden zurückgeſchickt wird, oder daraus, 
. daß der Plan der Gottheit, die den Menfchen auf die Welt 
zu feiner Entwicdelung fegte, geftört, oder dem Verbrecher 
die Möglichkeit feiner Beflerung aeraubt wird, Gründe 
gegen die Todesftrafe ableiten. Es liegt folchen Anfichten 


eiine unfelige Spaltung des unabhängig vom Staate eriftis 


venden Menfchen und des im Staate lebenden Bürs 
gers zum Grunde, während, richtiger, Menſch und Bir: 
ger nicht getrennt werden fann, und das ganze Indivi⸗ 
duum ber Staatsgewalt unterworfen ift; jede Befchrän: 
fung der fogenannten bürgerlichen Eriftenz greift mehr oder 





46) Diejenigen, welche im dunkeln Kerker auf Lebenszeit den zum 
Zode Serartheilten einfperren laſſen, begehen eine große Incon⸗ 
fequenz und fügen dem auf Tiefe Weife Verurtheilten weit größere 
Uebel zu, als die Todesſtrafe enthält, 
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‚minder auch die menſchliche an ); und fo wie man nicht 
bezweifelt, daß der Staat andere Strafen für geringere 
Verbrechen drohen darf, eben fo muß er auch dem unvers 
befierlichen Seinde der. bürgerlichen Geſellſchaft die höchften 
Rechte zu rauben befugt feyn. Nimmt man auf die 
. Stimme der Religion Rückſicht *), fo ift es Pflicht, auch 
zu beachten, daß zwar die chriftliche Kirche von jeher den 
Geiſt der Milde predigte, daher gegen alle übertriebene 
Todesſtrafen fich erflärte, den Geſetzgebern zurief, die 
Beflerung zu verfuchen, den Geiſtlichen felbft jede Mitwirs 
fung zu Todesuriheilen verbot ), aber eben fo auch ans 
erkannte °°), daß die Obrigkeit das Schwert nicht umfonft 
trägt und die Todtung der Mörder und ſchwerer Berbres 
er ein undermeidlicher Act der Ausübung der Gerechtig- 
keit iſt *). 

III. Wenn wir nach dem Vernunftrechte jede Gewalt 
des Staats als rechtmäßig anerkennen müſſen, welche zur 
Erreichung des Staatszwecks nothwendig iſt, ſo hängt die 
Rechtmäßigkeit der Todesſtrafe auch von der Nothwendig⸗ 
keit derſelben ab, und hier iſt es das Gerechtigkeitsprincip, 
welches den Geſetzgeber leitet; bei deſſen Anwendung aber 
von jeher fo viele Mißverſtändniſſe obwalteten. Nicht von 
jener Gerechtigfeitstheorie fann hier Die Rede ſeyn, weiche 


47) Wie viele Genüſſe entbehrt ter im Gefängniffe Befindliche; 
soelche Möglichkeiten der Entwidelung find ihm darin abgefchnits 
ten! Schwerlich wird man behaupten wollen, daß der Sträf⸗ 
King im Gefängniß cin der Aufgabe der Menfchheit gemäßes Le⸗ 
ben lebe, | 


48) Sehr gut darüber Hugo Grotius de jure belli et pacis, 
ib. Il. cap. XX. $. 10— 12. 


49) Nur dies folgt aus den von J. H. Böhmer Juseccles. Pro. 
testant. lib. V. 11.12. 5.1— 12. 


) Dies war fchon die Anficht der Kirchenväter. C. 28. 28. 3141. 
Caus. XXIII. qu. 5. 


n s zihtige Bemerkungen in Jarcke Handb. des Strafrechts. 
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eine orientalifche Wiedervergeltung will”), und Blut um 
Blut fordert, in ihrer Confequenz bei der Tödtung Todes⸗ 
ftrafe verlangt, aber doch wieder wegen der großen Vers 
fehiedenheit der Arten der Tödtung zu einem andern Prinz 
cip ihre Zuflucht nehmen muß. Eben fo wenig kann jene 
Gerechtigfeitstheorie befriedigen, welche nur in fchön Flins 
genden Phrafen gleichfam der erzücnten Gottheit den Ver⸗ 
brecher als Sühnopfee fallen laffen will, oder in myſti⸗ 
ſchen Formeln ſich quälend, durch die Strafe das in der 
fittlichen Weltordnung durch das Verbrechen geftiftete mos 
‚  ralifche Uebel aufzuheben oder das Unrecht auszugleichen 

ſucht. Nur von jenem Gerechtigfeitsprincip kann die Rede 
ſeyn, welches dem Strafinftitut in fo fern zum Grunde fies 
gen muß, al die Strafe zum Zwede der Erhaltung des 
Gefeges und zum Schuge der Grundlagen der bürgerlichen 
Sefelifchaft von dem Staate nur fo weit gedroht wird, 
als fie gerecht ift, daher mit der Größe der Verfehuldung 
im gerechten Verhältniß fteht. Dies Gerechtigfeitsprincip 
fordert nicht, daß eben ein gewiſſes Quantum von Straf 
übel ald der Größe des Verbrechens entfprechend, fo oft 
dies Verbrechen verübt wird, angewendet werde, aber es 
rechtfertigt die vom Staate gedrohte Strafe, wenn fie 
nur mit der Größe der Verfchuldung im gerechten Verhälts 
niß fteht, aber auch nur dann, wenn nach den befonderen 

Verhältniffen des Staats, für welchen das Geſetz gegeben 
werden foll, die an fich zwar nach der Größe der Verfchul: 
dung gerechtfertigte Strafe als nothmwendig ſich darftellt 
und Durch andere Strafen die Zwecke des Strafinftituts nicht 


52) Daher befriedigt auch die Art nicht, wie der neuefte Schrifts 
fteller, der fonft fo geiftreiche v. Rotted, in feinem Lehrbuch 
des Vernunftrechts. Stuttgart 1834. Br. II. S. 244. die 
Zodesftrafe rechtfertigt, wenn er fich auf den Sap der Wicders 
vergeltung bezieht: Wer einen Anderen mit Wiſſen tödtet, darf 
ſelbſt auch getödtet werden. 
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erreicht werden fönnen. Hierin liegt eben der Irrthum, 
wenn man von einer allgemeinen Strafgefeßgebung fpres 
hen, und bei der Todesftcafe die Frage ftellen will: ob 
einem gewiſſen Berbrechen Todesftrafe gedroht werden muß, 
ſtatt zuerft zu fragen: ob diefe Strafe nach den Forde⸗ 
rungen der Gerechtigkeit einem befiimmten Verbrechen ges 
droht werden darf *), und dann erft, ob diefe Strafe 
nach den befondern Verhältniffen diefes Staats nothwendig 
ift. Hier bemerkt man auch, daß wohlverftanden das Ges 
rechtigkeitsprincip mit dem Nugensprincip zufammenfällt, 
weil ein wahrer Nuten der Strafe, daher die wahre Wirk⸗ 
ſamkeit derfelben, nur da erwartet werden fann, wo die 
zugefügte Strafe auch ald gerecht erfcheint, da die Erfahs 
rung lehrt, daß fein Geſetzgeber ungerechte, nach der Of 
fentlihen Stimme im Mißvechältniffe mit der Größe der 
Verſchuldung ftehende Strafen ducchfegen kann, vielmehr 
on dem Bolfe wie an den Richtern unerbittlihe Gegs 
ner hat. — 


IV. Daraus ergiebt ſich auch, Daß die Frage: ob eine 
Geſetzgebung die Todesftrafe beibehalten foll, fobald einmal 
darüber, ob die Todesftrafe überhaupt rechtmäßig fey, 
entfchieden ift, von der Eriminalpolitif entfchieden werden 
müſſe, und eine factifche Srage fey, bei deren Beantwors 
‚ tung die Rückſichten entfcheiden 1) welche Anfichten - des 
Volkes in Bezug auf Todesftrafe vorfommen. Wäre 
wirklich bei einem Volke erweislich eine allgemeine Indigna⸗ 
tion gegen diefe Strafart vorhanden, fo wiirde. allerdings 
‚die fernere Beibehaltung diefer Strafe nicht zu billigen feyn, 
welche da, wo einmal die öffentliche Stimme gegen ein? 


53) Daher wird nie die Zobeöftrafe zu rechtfertigen fen, wenn 

‚blos 3. B. dem Verhrechen, das an ſich nicht auf dev hohen 
Stufe der Berfihuldung ftcht, der Verbrecher oft rückfällig wird, 
und. man daher durch Anwendung ber Todesſtrafe eine ſtärkere 
Sicherung erreichen will, 
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Einrichtung fich erhebt, der Geſetzgeber beſorgen muß, daß 
das Volk nicht im inflange mit der Regierung wirft, 
Daß vielmehr die Bürger, wenn fie Zeugen find, Alles ans 
wenden, um bei ihrem Zeugniffe jene Merkmale zu verhüls 
len, welche die Anwendung dee Todesftrafe begründen 
fönnte, daß felbft die durch ein Verbrechen Beſchädigten 
lieber nicht - anzeigen, und daß auf jeden Fall da, wo 
die Geſetzgebung dennoch ihe Strafgefeg mit Ernſt durchs 
führen und die Todesftrafe anwenden läßt, ein dem Zwecke 
der Strafjuftiz ungiinftiger Eindruck bei dem Volke entſteht. 
Gewiß ift aber, daß die ftatiftifchen Materialien über die 
Volfsanfichten in Bezug auf dieTodesftrafe noch nicht fo ges 
fammelt find, daß die Regierung darauf ein Urtheil iiber 
die Aufhebung der Todesftrafe bauen dürfte. Bon den 
Aeußerungen der Echriftfieller, die von ihren gut gemeins 
ten Wünfchen häufig ohne wahre Kenntniß des Lebens 
und der Anfichten der Bürger oder von dem Raiſon⸗ 
nement über die Todesfurcht und den Anfichten einzels 
ner Derfonen in: befonderen Verhältniſſen fich leiten lafs 
fen 7), darf man feinen. Ehluß auf die Anfichten des 
Volkes überhaupt,machen, und eben fo wenig aus den Ans 
fihten jener Länder, worin 3. B. in England die Todess 
ſtrafe auf eine ungerechte Weife Verbrechen, die nie als 
todeswiirdig erfcheinen, angewendet wird, etwas ableiten, 
um’ zu bemweifen, daß iiberhaupt die öffentliche Stimme 
die Todesftrafe auch da mißbilligt, wo fie nur bei den 
ſchwerſten todeswürdigen Verbrechen gedroht und vollzogen 
wird. 2) Micht weniger wird die Eriminalpolitif den Geiſt 





54) Es wird nichts gewonnen, wenn man 3. B. auf die Selöft: 

mörder, oder auf die Entfchloffenheit, mit der einzelne Verur⸗ 

"theilte zum Tode, ober auch auf die Rohheit, mit der Einzelne 

über den Zod ſpotten, fich beruft, um zu beweifen, daß die 

- Sucht vor dem Zode keine abfchredende Kraft habe, Sch habe 

nich über biefen Gegenſtand ſchon früher in diefem Archive Th. X. 
362. erklärt, 
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der Strafgefeggebung überhaupt und die Eufturftufs des 
Volkes im Allgemeinen berückfichtigen. Wäre wirklich ein 
Volk auf einer Stufe, auf welcher die Ehre und dag Bür⸗ 
gerthum die bei weitem größte Mehrzahl der Bürger bes 
ſtimmen, fo möchte eine ſolche Gefeggebung mweife Handeln, 
wenn fie ftatt der auf den blos finnlichen Menfchen wirken⸗ 
den Hebel mehr die ſittlichen Triebfedern auch bei den Stras 
fen in Bewegung feßt; nie aber möchte es Flug ſeyn, wenn 
der Geſetzgeber blos durch die allgemeine. Anpreifung der 
fortgefchrittenen Eivilifation des Volkes ſich beftimmen ließe, 
und vergeflen wiirde, daß, abgefehen von der Unklarheit 
Diefes Begriffs, die wahre Eipilifation fi) in dee Moralität 
des Volkes ausfprechen und dadurch fich bewähren muß, - 
daß feine todesmwiirdigen Verbrechen verübt werden, daß 
. aber, fo lange Verbrechen diefer Art begangen werden, 
auch die ſchwerſten Strafen nicht entbehrt werden können. 
3) Vorzüglich wird der Gefeßgeber zu erwägen haben, ob 
er duch andere Strafen das nämliche zu erreichen hoffen 
fann,' was die Todesſtrafe jegt noch gemährt. Wir geben 
zu, daß eine Zeit fommen wird, mo das Pönitentiarfyftenz 
ſo allgemein und fo zweckmäßig geordnet verbreitet feyn 
wird, daß auch bei den jegt todeswürdigen Verbrechen der 
Geſetzgeber eine Pönitentiarftrafe anwenden kann; jegt 
aber darf Feine Gefeggebung fih rühmen, dieſen wün⸗ 
fbenswerthen Punkt erreicht zu haben, und Diejenigen, 
welche die Todesftrafe durch die Deportation furrogiren zu 
fönnen hoffen, mögen ſich durch die neueften Nachrichten 
‚ Über die Unzweckmäßigkeit dieſer Strafart “), welche nach 
dem Zeugnifle der Engländer ſelbſt auf fehlerhafter Grund⸗ 
lage ruht, von ihrem Irrthum heilen laſen. 


55) ‚Meinen Kuffag in nieiner Zeitfchrift für ausländifihe Sefet: 
gebung Br. . Nr. 20. und Banifter (der felb als M 
ſtrat in — lebte) in Foelix rerue Arangere 108%. 
ates Heft p. 193. 
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V. Als undeftreitbare Wahrheit muß dem Gefeßgeber 
Die vorfchiweben: daß da, wo das Volf noch in der Todes: 
ftrafe das einzig ſichere Mittel fieht, den Verbrecher vnſchäd⸗ 
lich zu machen und die bürgerliche Gefellfchaft zu fichern °*), 
fo wie als die einzig gerechte Vergeltung gemiffer ſchwerer 
Verbrechen erkennt, die Geſetzgebung nicht weiſe handeln 
und die Borftellung von der Gerechtigkeit fo wie das Ges 
fühl allgemeiner. Sicherheit zerftören wiirde, wenn fie 
plöglich die Todesftrafe aufheben wollte “). we 


VI. Seine Billigung verdient aber eine oben anges 
führte Anfiche, nach welcher die Möglichfeit der Vollzies 
Hung der Todesftrafe aus der Furcht ungebildeter Menge 
nicht verſchwinden darf, felbft wenn diefe Strafe nicht voll 
zogen wird. Diefe Anficht ſteht im Widerfpruche mit einer 
unbeftreitbaren Erfahrung, daß in dem Gefühle der Uns 
vermeidlichfeit der gedrohten Strafe der ſicherſte Grund 

Nliegt, welcher von Verbrechen abhält. Sobald aber in 
‚ einem Lande viele Todesftrafen im Geſetze gedroht find, 
aber nicht erequict werden, vermehrt fich die Ausſicht der zu 
Verbrechen Entfchloffenen, daß auch fie die Strafe nicht trefs 
fen werde, und jener dem Menfchen einwohnenden Anficht 
folgend, die an das Schlimmfte nie gern glaubt und im 
Zweifelszuſtande auf den beften Erfolg rechnet , findet der 
Verbrecher in der Hoffnung, daß die gedrohte Strafe ihn 





i 56) Nicht unbedeutend iſt bie Aeußerung, welche man nicht felten 
hören kann, wenn fchwere gefährliche Verbrecher begnadigt wer: 
den, daß der Staat unverantwortlich handle, weil, fo lange 
diefer Verbrecher lebe, Keine Sicherheit ift, und der gewandte 
Verbrecher den Sefängniffen zu entkommen wiffen wird. 


57) So erflärt fih ein Schriftfteller, der felbft die Aufhebung ber 
Zodesfirafe wünfht, Siegwartz Müller, das Strafrecht 
ver Kantone Uri, Eh x. ©.145, indem er ſagt: in den 
demofratifchen Kantonen der Schweiz würde man denjenigen 
als Thoren verlarhen , Der bir Unguläffigkeit der Zobeöftrafe bes 
haupten wollte. 
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doch nicht teifft, eher eine Aufmunterung das Verbrechen 
zu verüben. Der weife Gefeggeber wird nur in den ſchwer⸗ 
fien Sällen, wo die Strafe der Größe der Verfchuldung 
entfpricht, wo er aber auch auf die ſichere Vollziehung 
gegen den Schuldigen rechnet, die Todesftrafe drohen, 


VIE, Reben diefee Einrichtung der Geſetzgebung muß 
aber noch eine andere beftehen, welche die Gerechtigkeit‘ 
fordert. Während nämlih das Gefeg für die fehwerften 
Verbrechen, z. B. Mord, Hochverrath, Brandftiftung deu 
fehwerften Art, Todesftrafe droht, muß der Geſetzgeber die 
Schroierigfeit erfennen, alle möglichen Combinationen de . 
Verbrechens in einer gefeglichen Beftimmung zu erfchöpfenz 
er muß den Sall vorausfchen, daß die auf die ſchwerſten 
oder die meiften Dem Gefeggeber vorfchwebenden Combina⸗ 
tionen des Verbrechens berechnete Todesftrafe im Mißvers 
hältniß .mit der Verfchuldung eines einzelnen Falles ftehen , 
kann, und daher muß er, wenn rechtsgelehrte Richter au 
entfcheiden haben, fie im Gefege ermächtigen, wegen mils 
dernder Umftände °°) ftatt der Todesftrafe eine Freiheits⸗ 
fteafe zu erkennen 9), oder da, wo Gefchworne entfcheis 
den, dem Beifpiele des franzöfifchen Gefeßes von 1832 
folgen °°). Dadurch wird der Vortheil erreicht, daß die 
im Urtheile des Gerichts ausgefprochene Strafe mehr der 
Verſchuldung des einzelnen Falles anpaßt; zugleich werden 
auf diefe Art zwei gewöhnliche Einwendungen gegen Todes; 
ftrafe befeitigt, nämlich daß Dadurch die Weflerung des 


58) Näher habe ich über diefen Duntt, mic erklärt in Higig’s 
Zeitſchrift Heft VIIL &. 317— 852 


59) Der zweite Commiffionsbericht über den hannöverfchen Ent: 
surf von 1834 hat ©, 25 fehr- richtig bei dem Hochverrathe bie: 
. fen Antrag gemad)t. 


60) ©. oben im vorigen Hefte ©.'28, 


* 
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Verurtheilten abgeſchnitten werde, und daß die Todesſtrafe 
ſich nicht abſtufen laſſe; auf die erſte Einwendung hat man 
ohnehin zuviel Werth gelegt, da man von der irrigen Vor⸗ 
außfesung ausging, daß der Zweck der Strafe Befferung 
ſeyn müſſe, und fo einen der wichtigften Nebenzwecke zum 
Hauptzwecke erhob; allein fo viel ift gewiß, daß die öfs 
Fentliche Stimme nur dann mit dem Todesurtheile zufries 
- den feyn wird, wenn diefe Strafe nur den Unverbeffers 
lichen trifft, wo die Größe des Verbrechens, das durch 
Feine juriftiihe Milderungsgründe gemindert wird, den 
Menfchen zeigt, der unverbefferlicher Feind’ der biirgers 
lichen Sefellfebaft if. Micht blos dag Verbrechen in abs- 
tracto wird aber in den Stand feten, über das Dafeyn 
Diefes Umftandes zu urtheilen. Die Einwendung wegen 
Mangels der Abftufung kann aber nur dann paflen, wenn 
Der Geſetzgeber zu verfchiedenartige Fälle, wo die Strafs 
würdigkeit ſehr viele Abftufungen hat, -mit der nämlichen 
Strafe belegt und das Ermeſſen der Richter zu fehr feffelt. 


VII Am mwenisften möchte man wünſchen, daß die 
zwar in mehreren Staaten“ vertheidigte Meinung fiegen 
möge, daß die Todesftrafe in Zufunft nur im Geheimen 
vollzogen werde. Diefe Anſicht beruht zum Theil auf 
Uebertreibungen von den nachtheiligen Folgen, welche öfs 
fentliche Hinrichtungen Haben. Es iſt unrichtig, menn 
man von dem Eindrucfe, welchen Zodesftrafen bei einem 
Wolfe hervorbeingen, bei welchem häufig Todesftrafen volfs 
zogen werden, 3. B. in England, auf die Anfichten eines 


ondern Volkes ſchließen will. Mag vielleicht auch bei dem - 


erften die Häufigkeit der Hinrichtungen das Gefühl abſtum⸗ 
pfen, fo wird doch dies nicht der Fall feyn, wo nur felten 
in den ſchwerſten Fällen die Strafe erfannt wird. Won 
Deutfchland dürfte e8 nicht ſchwierig ſeyn, nachzumeifen, 
daß eine Hincichtung einen tiefen in der ganzen Gegend 


⸗ 
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verbreiteten Eindruck von dem Ernſt der Strafgerechtigkeit 
zuritchläßt ,. und die. @inficht in die Größe des Verbrechens, 
wegen welches die Hinrichtung erfolgt, verſtärkt. Daß 
unter der großen Zahl von Zuſchauern aud einige rohe Ge⸗ 
müther fich befinden, beweist nichts gegen den Totaleins 
Bruch, und Beifpiele einzelner Schwärmer, welche, duch 
den Tod des Verurtheilten erbaut, Luft befommen, auf 
die nämliche Art: wie cr zu fterben, find fo außerordents 
licher Art, daß Feine Gefeggebung darauf eine vernünftige 
Berechnung bauen kann. Es gehört zu den fonderbaren 
Anfichten unferer Zeit, die fich gern in Sprüngen und Er⸗ 
‚tremen gefällt, eine feit. Sahrtaufenden bei allen Völkern 
verbreitete Anfiht, nach welcher ein wichtiger Nebenzweck 
der Strafe auch der der Abfchrecfung und die Hinrichs 
tung ein feierlichee mit der vollftien Kraft auf das ganze 
Volk wirfender Act der Gerechtigkeit ſeyn foll, aufzuge⸗ 
ben, und während man früher aus Jrrthum einfeitig Alles 
auf die Abſchreckung baute, jegt gar nichts mehr auf die 
Abſchreckung zu rechnen, melche durch die Strafe bewirft 
werden fol. Kine Geſetzgebung, welche geheime Hinrich⸗ 
tungen anordnet, fommt zur Cinfeitigfeit, indem fie auf 
einen der wichtigften Nebenzwecke der Etrafe verzichtet: fie 
verlegt die im Volke eingetwurzelten Anfichten, ſcheint durch 
die Heimlichfeit der Execution ein gewiſſes Schamgefühl 
auszuſprechen, giebt, vorzüglich wenn in aufgeregten Zeis 
ten politifcher Parteiungen die Todesftrafen heimlich volls 
‚zogen werden, dem Mißtrauen und mannigfaltigen Beforgs 
niſſen Raum, und wird, um doc eine Art von Publicität 
zu begründen, genöthigt, zu Mitteln ihre Zuflucht zu neh⸗ 
wen, welche theil theatrafifche Formen enthalten, theils 
Bürger, deren Gefühl ſich fträubt einer Hinrichtung beis 
zumohnen, veranlaßt, die gezwungenen Zeugen der Vollzies 
Hung zu feyn. 
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j 
VII. Die Eriminafftatiftiif kann nur mit großer Vor⸗ 
fiht gebraucht werden, um entweder Argumente dafür zu 
-Siefern,, daß das Kortbeftehen der Todesftrafe Verbrechen 
sermindert, oder die Aufhebung diefer Strafe die Verbre⸗ 
chen vermehren würde. Es iſt immer gefährlih, wenn 
man zwei nebeneinander vorfommende Erfcheinungen in 
einen nothtwendigen Saufalzufammenhang fegt, und ftatt 
zu erkennen, daß nicht felten durch temporäre Verhält⸗ 
niffe oder durch größere Energie in der Berfolgung dee 
Verbrechen von Seite der Regierung Verbrechen in ges 
wiffen Zeiten vermindert werden, den Echluß machen will, 
Daf die Verbrechen ſich deßwegen verminderten, tocil feine 
Todesſtrafe mehr gedroht war. Alles möchte wohl auf 
‚Die Srage anfommen: ob in dem Lande, in welchem die 
Frage über Beibehaltung der Todesftrafe entficht, diefe 
Strafe auch in der öffentliden Meinung als eine gerechte 
‚ erfcheint, und ob durch das Weogfallen der Drohung der 
Todesſtrafe für einige wenige Verbrechen, für welche fie 
jet noch in den beſſern Gefegbüchern gedroht ift, die Be⸗ 
forgniß eintritt, daß bei den zu Verbrechen Entfchloffenen 
in Zukunft die Beruhigung, daß feine Todesftrafe eins 
trete, den Reiz zum Verbrechen vermehren werde, ob 
alfo anzunehmen iſt, daß es Perfonen giebt, Die nur durch 
den Gedanken an die, gemwiffen Verbrechen folgende Todess 
firafe, von dee Begehung diefer Verbrechen abgehalten 
werden. Muß die Frage bejaht werden, oder hat der 
Geſetzgeber wenigſtens nicht ganz fihere Gründe, die Frage 
au verneinen , fo möchte die Aufhebung der Todesftrafe ein 
bedenkliches Erperiment feyn. — R 
— Auch hier wie überhaupt im Strafrecht leitet bie 
Wahrheit, daß zwar zunächft nicht die Größe der gedroh⸗ 
‚sen Strafe, fondern ein fittlihes und religiöſes Gefühl 
Achtung vor dem Geſetze, Bezähmung der Leidenfchaften 
von Verbrechen abhält, daß aber die. weile Gefeßgebung, 
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während fie die Motive zum Guten zu verftärfen fucht, 
da wo ſchwere Verbredjen veriibt werden, die im Verhälts 
niß mit der Größe des Verbrechens ftehende Strafe dros 
hen, und bei dem’ fchwerften Verbrechen auch das ſchwerſte 
Strafübel anwenden muß, zugleich aber durch alle ihre 
Anftalten auf die Veredlung der Menfchen wirft und jenen 
Zuſtand herbeizuführen fucht, wo auch durch gelindere 
Strafen der Zweck der Aufrechthaltung der Drdnung und 
des Geſetzes erreicht werden fann. 
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ueber den 
Begriff rind das Weſen des Funddiebſtahles. 


Bon 
San C. W. Schenck, 


Stadtrichter in Jena. 


J. 
Stellung der Streitfrage.‘ 


Wieser den Funddiebſtahl, furtum inventionis — einen 
Damen, weichen die Sefege felbft nicht kennen — ſchwankt 
noch immer die Anficht der Rechtslehrer ). Während 
Martin ?) einen Zunddiebftahl nur,dann annimmt, wenn 
(nah Savigny Recht des Beſitzes 2te Aufl. ©. 335 f. 
neuefte Aufl ©. 336) die verlorne Sache durch den 
Verluft aus dem Befige des Verlierenden noch nicht hers 
ausgekommen ift, behauptet Feuerbah ’) ud H. W. E. 


Hen⸗ 
1) Carpzov, princ. crim. P. II. Qu.86. Wernher, sel. 
obs. Tom. ln. P. III. obs. 76. Triller, de variis furto- 
rum generibus, raesertim de furto inventionis. Berger, 
oecon. jur. Lib. Il. tit. II. $.X1l. Stryk, us. mod. Lib.41. 
tit. 1. 9. 17. Lib. 47. tit. II. 4.17. SKlien, Rein 2 
Grundf. üb. d. Verbrechen des Diebſt. x. Ih. l. ©. If 
195f. Zittmann, Handb. der Strafr. W. iſte Zul: ar. ER 

$. 625. ©, 482, te Aufl. Bd. II. 9. 510-512. incl. D. 
Pfeiffer, praktifche Ausführungen aus allen Theilen der Reiter 
wiffenfehaft Bd. ll. Hannover 1828, Abh. XVI. ©.457 — 





9) ehe des Crim. R. $.141. u. not. 13, ' 
8) Schrb, des peinl. R. 5. 315. not. e. 
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Denfe‘), an gefundenen verbornen Sachen fey ohne Eins 
ſchrankung, ob fie von einem Dritten befeffen witrden, oder 
nicht, ein Diebftahl möglich , wenn nur die Sachen noch 
irgend. Jemand eigenthümlich gehörten. 

1 Diefen: beiden Anſichten“ entgegen lehrt uns Grol— ⸗ 
man’, an wahrhaft verlornen Sachen könne nur eine Uns 
terſchlagung, nicht aber ein.Diebftahl begangeri werden, 

weil bei letzterm die Appeeheifion:wiberrechtlich und darum 
die Sache zur Zeit der Apprehenſion in Jemandes Befig ges 
weſen feyn müſſe. Diefen Grund der bei verloren Sa⸗ 
chen nah: Srolman’& Anfichten nicht vorhandenen Wis 
beerechtlichfeit dee Apprehenſion glaubt v. Feuerbach ') 
durch die Hinweiſung zu widerlegen „daß. der Verlierende 
zwar Befig, nicht aber fein Cigenthumsrecht verliere. Ach 
bewuche wohl Faum zu bemerken, daß v. Feuerbach ind 
Henke der Theorie nicht anhängen, welche nur dann einer 
Diebſtahl fiir möglich hält, wenn Die bewegliche Sache zur 
Beit der Apprehenfion in Jemandes, und zwar eined ans 
dern, als des Diedes, Befige fih befindet, einer Theorie, 
die Grolman:) und Martin °) vertheidigen. Zur 
Eriſtenz / des Diebftahls fol nach Feuerbach und Henke 
erforderlich ſeyn, daß-die Sache Jemandem eigenthümllch 
zuſtehe. Dieſer Anſicht verwandt behauptet Salch uw), 
welcher zu dem Diebſtahle nicht Beſitzergreifung, ſondern 
lediglich eine ſolche körperliche Handlung erfordert, durch 
weiche. dem Diebe der auẽſchließliche Gebrauch der Sache 
phofiſch moͤglich wird ), die MRöglichtei eines Dedſahi 





4) Lehrb. der Strafe. W. $. 270. 
- 6) In feiner Criminalr. W. . 179. coll, $, 207, not, & 
6) a. . O. not. @. 
7) 0.02. 
8) a. q. O. 
9) Lehrb. des peint. R. $. 397. coll. j. 340. 
10) Ebend. 4.36. . . 
Arch. d. CR. 1882. IL Q 
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gefundener nerforner Sachen aus dem Grunde, weil bie ' 
Zueignung auch bei verlornen Sachen unerlaubt;, folglich 
rechtäwidrig fen Klien:') ſchildert den Funddiebſtahl, 
weil er niemals eine zu dem wahren Diebftahle-nöthige Bes 
fipentfegung involdire, unter dem Namen eined uneigents 
lichen Diebſtahls zwar als eine Abart, aber doch ale : 
eine mit der wahren Entwendung verwandte Art des Diebs - 
ſtahls, und fügt dabei; feine Anſicht auf die fhon erwähnte 
Theorie, die nur. eine nicht unbeſeſſene Sache. für wahr⸗ 
haft ſtehlbar erklärt. Klien beſtimmt den Begriff des 
Zunddiebftahle - „in die mit diebiſcher Abficht unteenoms 
mene Ergreifung einer: fremden beweglichen von Nieman⸗ 
dem befeffenen: Sahe.” Dieſer Anficht ft auch Ehr⸗ 
hard ')... Pfeiffer.) Davon ausgehend, daß nach 
v. Feuerbach (1.1. 9.314.) da8 Verbrechen der Entwen⸗ 
dung „durch die rechtöwidrige und eigenmächtige Zueigs 
nung fremden beweglichen Eigenthums in gemwinnfüchtis 
ger Abficht” begangen werde, auch mit dem Kunddiebflahl 
in. einem weitern Sinne des Wortes „Dicbftahl” zu dem 
Verbrechen des Diebftahl® (in welchem dann auch die Uns 
terſchlagung dazu gehören fell), ſobald nur die Abſicht der 
Zueignung der. gefundenen Sache mit Zuverläffigfeit aus 
. einer pofitiven Handlung — der Vefigableugnung oder 
dee Verfügung zum eigenen Ruten — ‚entnommen wer⸗ 
den könne; Zunddiebftahl fey .alfo: „Die: rechtswidrige 
Zueignung einer fremden gefundenen Sache in gewinnſüch⸗ 
tiger -Abficht” und unterfcheide.fih von dem Diehftahle im 
engern Sinne, dem eigentlichen Diebſtahle, u und von der 


11) Revifion der Grundſätze über das Berbreden det Diebftahts 
nach gemeinen u. churfächf. Rechten. Ih. I 

12) Handbuch des im Königreiche Sachfen sitadın * Beste. 
2te Aufl. von D. E. M. Schilling. Leipzig 1832. 4. 301. 
ohne jedoch allgemeine ſächſiſche Geſetze dafier —X 

15) Praktiſche Ausführungen ꝛc. a. 0, 9. - 
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Unterſchlagung nur durch die Art, wie die Zueignung 
voll bracht werde, indem dieſe bei dem eigentlichen 
Diebftahle dadurch gefchehe, daß die fremde Sache auf 
dem Gewahrfam des Befigerd genommen, bei der Unters 
ſchlagung, daß eine fhon in dem Beſitze des Thäters bes 
findliche fremde Sache fich zugeeignet, und bei dem Fund⸗ 
diebſtahle, daß eine weder in des Sinen noch des Andern 
Beſitze befindliche fremde Sache von dem Finder zu fih ges 
" nommen werde... Während Pfeiffer in die v. Feuers 
bach ſche Lehre. nur die Unterfcheidung zwifchen Diebftahl 
im weitern und engeen Sinne hineinträgt (die v. Feuer⸗ 
bach nicht aufftellt, weil er den Begriff dee Entwendung im 

feinem Kalle fpecieller, al8 oben angedeutet wurde, faßt)“), 
führt er im Uebrigen offenbar nur: die v. Feuerbachſche 
Anficht über das Wefen des Zunddiebftähls aus; er fügt 
dieſer Anfiht nicht einmal eine Bereicherung In dem Er⸗ 
forderniſſe einer ‚pofitiven Handlung als Merkmal der Ab⸗ 
fiht des Zueignens hinzu, da v. Feuer bach ſchon nah 
6. 816 u. 319. feines Lehrbuches für die Eriftenz ded 
Diebftahld vorausfegt, die Abficht der Zueignung nrüffe 
vorhanden, folglih um fie zu flvafen, auch aus Deut Zu⸗ 
ftande der That zu erkennen ſeyn. Kür die Beurtbeilung 
dere Pfeifferfchen und v. Feuerbach ſchen Lehre Über 
unfern Gegenftand der Unterfuchung ift e8 hochwichtig, 
darauf aufmerffam zu machen, a) daß beide Rechtsgelehr⸗ 
ten den Fall eines Kunddiebftahls mit der That der Unters 
ſchlagung (die fie doch audy zu dem Diebftahl rechnen) ”), 
nicht identifch betrachten, fondern unter Unterfchfagung 
nur den Fall verftiehen, wenn der Beſitzer der fremden 
Sache in fremdem Namen fi) eigenmächtig den Civilbeſitz 


14) gl. Lehrbuch $. 314. 315. 
1 Sl. Pfeiffer a. a. O. ©.468; v0. Feuerbach a. a. O, 
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daran beilegt, die Sache alfo zur Zeit der Aneignung nicht 
unbeſeffen ift '°), während fie den Fall des Funddiebſtahls 
gu denen rechnen, too das fremde Eigenthum in Niemans 
bes Beige, alſo auh noch ‚nicht in dem Naturalbeſitze 
des Uebertreters, ſich befindet "’); daß ferner b) dem zu 
Folge zu der Berübung des Zunddiebftahls eine Beſitzergrei⸗ 
fung '*),. und. zwar eine mit Bewußtſeyn der Rechtswi— 
deigfeit geſchehene), von. ihnen nothtwendig vorausgefegt 
werden :muß..: Wenn Pfeiffer °°): das. Verbrecheriſche 
des Funddiebſtahls vorjugsmeife in dem „diebliden Be⸗ 
halten” des Fundes zu erblicken fcheint, bleibt er feiner 
Grundanficht, die er: S. 462. 468 dahin entwickelt: „bit 
Art. der dDiebifchen:Zueignung bei dem Funddiebſtahle ger 
{hehe dadurch, daß die. von dem Finder eine in Niemans 
Des Befige befindliche fremde Sache in gewinnſüch⸗ 
tiger Abſicht an ſich genommen mwerde”,. augenfäls 
dig nicht treu. Nach dieſer Anſicht über die Art der Zu: 
eignung bei dem Sunddiebftahle beginnt das Verbrechen ofs 
fenbar fhon mit der Befigergreifung‘, nicht erft mit dem 
Behalten der Sache. Auch Henke”) erfordert zu dem 
Funddiebſtahle die Ergreifung des Beſitzes der verlornen 
Sache als integeicenden Theil des Acte oder Entwendung 


16) Bol. v. Geuerkag a. a. O. $. 315 a. E. u. 817 a. E. 

9 feiffer a. a. 

15 Sal. » —3 a. a. O. 815. med. u, nöt, e. coll. 

4817 Ne Pfeiffer a. a. O. &. 462.0: €. 

18) v. Fereztach, 0.092. 1.317, Nr. 1. Pfeiffer 00. 

. . 463 a. €. u. 464 a, Auf. 

a v. Feuerbach a.a, D. . 318. u. 320,, wo zu ber gans 
zen Handlung des Diebſtahls, folglich zu allen Handlungen, 
in welche nach 4. 815. bie 390. der Diebftahl zerfällt, base 
wußtfenn der Widerrehtlich eit erfordert wird, Pfeiffer a. 
a. O. S. 462. 

20) a. a. O. ©. 460, 461. 


21) Bol. fein Lehrbuch $. 270, und not. 3, l. 8, 268, 
Dr Jen Seh & 5.270, und no Dazu coll. &, 268 
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derfelben. Littmann will unter Verbrechen, weil 
auch er *) einen Diebftahl nur an beſeſſenen, und zwae 
von einem Andern als dem Diebe befeflenen, Dingen file 
möglich Hält, durchaus nicht zu den Diebfläßfen , ſonbern 
lediglich zu dem Verbrechen des Beiruges, nämlich bet 
Betrügerei durch Unterdrückung der Wahrheit, und zwar 
nicht ) unter der Bezeichnung als, Unterſchlagung“ (die 
ee von der Unterfehlagung feharf unterſcheidet) zählen. Die 
Unterfchlagung foll „eine heimliche Innebehaltung einer 
Sache, die dem Betrüger zur Ablieferung an den Andern 
übergeben worden wäre”, die VWorenthaltung das 
gegen „ein unrehtmäßiges und vorfägliches Zurückbehat⸗ 
ten einer zufällig-in Beſitz befommenen Sage” be 
greifen.  ' 

Im dem Widerftreite dieſer Anfichten if wohl er⸗ 
fhöpfend genug dee Inhalt der Controverſe über die Möge 
lichkeit eines Funddiebſtahles bezeichnet. 

Der nächfte Zweck gegenmärtiger Abhandlung nun iſt, 
zu zeigen, daß es einen Fund diebftahl als ein Verbrechen, 
welbem der Name Diebftahl mit Recht zufomme; 
unter feiner Bedingung geben könne, daß vielmehr der 
Name Fund diebſtahl nur einen Widerfpruch mit ih 
feldft in fich fchliege, man möge nun zu der MWefenheit des 
Diebftahle erfordern, der Gegenftand defjelden müſſe zue 
Zeit der Apprehenfion von Seiten des Diebes eined Dritten 
Eigenthum gemwefen feyn, oder derfelbe müſſe mindeftens in 
dem Beſitze eines Dritten fich befunden haben. Ich halte. 
meine Mühe neben den verdienftlihen Entwichelungen dei 
Srundfäge über Zunddiebftahl in Klien's' citirter Schrift 
darum nicht file völlig unnüg , weil Klien — eben fo wie 





ws Bol. fein Handb. 2te Aufl. $. 405. 418. Ifte Aufl. 4. 47 


3) Wie Pfeiffer a. a. DO. ©; 461, 462 unrichtig anninimt, 
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Martin und Tittmann — feine Angriffswaffen als 
Lein nur aus der Theorie entnommen hat, welche Beſitz⸗ 
entfegung zu dem Weſen des Diebftahle erfordert, folglich 
unbeſeſſene Dinge für unftehlbar hält. Ach kann ich. in 
mancher, für unfegn. Gegenſtand nicht unmwichtigen, Be⸗ 
ziehung die Kliſe nſchen Anſichten nicht überall theilen, fo 
- wie auch meine Anficht durch wohl nicht unmefentlihe Vers 
fepiedenheiten yon der Grol manſchen und Tittmanns 
fchen Entwickelung des von mir vertheidigten Satzes begleis 
tet werden möchte. 

. Wenn ich mid) nachfolgend des Wortes „Funddieb⸗ 
frahl” als Bezeichnung des in Frage befangenen verbreche⸗ 
sifhen Verhaltens bediene, fo will ich den gerügten Ras 
menswiderfpruch nicht felbft verſchulden, fondern nur der 
Berftändlichkeit halber einen Gegenftand für jegt noch auf 
die. alte Weife getauft laffen, weil ein anderer paffenderer 
Name den eingewohnten noch nicht verdrängt hat. 

Um die Grundſätze, welche die Gefete über Funddieb⸗ 
Rah und anbieten, gehörig zu ordnen, müſſen wir zus 
nachſt davon ausgehen ,. den juridifchen Sinn des Wortes 
„Bund, finden”, näher zu befimmen. 


II. 
Begriff. der Findung. 


Der Sprachgebrauch des gewöhnlichen Lebens bedient 
fih des Wortes „finden” fehe Häufig in dem Sinne 
von „Antreffen.” Es geſchieht dieſes meift in den 
Fällen, wenn man etwas an Orten zufällig anttifft, an 
denen man es nicht gefucht, nicht vermuthet hat, oder in 
den Fällen, wenn dem Antreffen der Sache eine Rachs 
fuchung vorherging. 

In technifcher Bedeutung ift das Wort invenire, in- 
veontio 1) eine species der Occupation, und fegt als folche 


⸗ 
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voraus, daß der Gegenſtand, welcher einer Findung fähig 
ſeynſoll, eine res nallius bilde.*‘). Fragt man nun 
nach dem Begriffe und: Wefen einer res nullius,,; fo läßt 
fih der Begeiff der res nullius, eingedenk der Vorfchrifs 
: sen über die Möglichkeit des Develiction einer Sache und 
über Beſitzſchutz, nach der. gewöhnlichen Lehre der Com⸗ 
. pendien nicht blos dahin beſtimmen, daß fie eine Sache fey, 
‚ weiche fich in Niemandes Eigenthum befindet; die Sache 
‚muß vielmehr, um eine. res nullius zu ſeyn, nicht allein 
in Hiemandes  @igenthume, ſondern auch in Niemandes 
Beſitze fich befinden ?). Denn-wird das Eigenthum ven 
. einer Sache aufgegeben, nicht aber auch. des Beſitzes ders 
ſelben fich entäußert, fo wird die Sache nicht derelict, : nicht 
res nullius ?°); und umgefehet, wenn auch des Beſitzes 
der Sache, nicht aber des Eigenthums daran ſich begeben 
‚ wird, fo wird die Sache wiederum. nicht derelict ?). 
— "gerner: jede Anmaßung einer befelenen Sache von 
Seiten des Nichteigenthümers und Nichtbeſitzers erſcheint 
widerrechtlich ""). Es folgt daher unwiderleglich, daß 
eine beſeſſene Sache Feine res nullius, nicht occupationes 


f 





. 24) Gefterding Lehre vom Eigenthume $. 16. 
28) L. 1. . 1. 1.3. D.41,1. 1.1. D. pro derelicto 4,7 


Anſicht meines Textes die Richtigkeit zugeftanden wird. 


. Cf. 1.2. $.1. D. pro derelicto 41,7. 1.8. 1.5. 4. 1. D 
I 20) 2 9, ji 7. D. * 1. l. 17. $, 1. D. 4, 2 f. 5 46- 
Inst. 2. 1. 


" 27) %. 47, " Inst. 2. 4 1. 2, D 1.8, D. 4, 2. l. 58, D. 41, 1. 
‚1.7.D.41,7. 1.9.D.481. ajansii.disp. Tom. I. n. 16. 
28) C£. 1. 128. D. de reg. jur. '1. 17. prino. D. 41, 2. Shi- 

“baut Buf, 4.909. „v. WeningeIngenheim-Lehrb. dcs 

Civ. Rd; 46168. IN. 5.508. ‚Lult. D, de acy..poss. 2,2. 


\ 
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fähig ſeyn, mithin,der inventio wicht unterliegen könne. 
Am Sinne der Occupation: kann alfo nur eine in Nieman⸗ 
des Sigenthume und- Beige exiſtirende Sache gefunden 
werden. Wir begegnen zwar 2) dem Worte inventio, 
invenire in den Geſetzen auch bei Fällen, wo die Sache 
noch. in eines Deitten Eigenthume fich defindet, oder als 
darin. möglicher Weife noch betrachtet wird ””); allein wenn 
dann das Wort invenire nicht in dem nichttechnifchem 
Sinne des gewöhnlichen Lebens für „antreffen” „ausfinz 
digmachen“ gebraucht wurde, fo bemerfen wir in diefer 
Anwendung das der wahren inventio im Grade der Halb⸗ 
geburt verwandte Verhältniß, daß der Gegenſtand, obs 
ſchon nicht völlig herrenlos, doch vacuae Possessionig 
war., mindeſtens dem Finder als ſolche erſchien “). Auf 
dieſe Art techniſcher Anwendung des Wortes „finden? 
ſtoßen wie in den Fällen der Apprehenſion verlorner 
beweglicher Sachen (rexrum amissarum, deperdita- 
rum), welche ſich eben dadurch von den völlig herrtaloſen 
Sachen unterſcheiden, daß fie. wohl vaeuae possessio- 
nis, nicht aber vacni dominii find”). Hiernach nun 
beftimmt fich die Bedeutung des Wortes invenire, in- 
ventio a) in dem Sinne des Wortes, welcher ihm in der 
Sprache des gewoͤhnlichen Lebens beigelegt wird, b) in 
dem technifchen Sinne der inventio ale species occupa- 
tionis, und e) in die technifhe, der Bedeutung b. ver- 
wandte, Anwendung ded Wortes auf res’ vacuae pos- 
sessionis, Ä 

Daß der Sinn a) des Wortes f inden für unfere 
Unterſuchung unbrauchbar ſey, fällt in die Augen; denn 


29) C#, 1, 1. Cod, de omni agro deserto 11, 58. 1. 65, 4. 9. 
11. D, 47,2, (de furüs,) 17. D. pro derelicto, 4,7. 


80) L. 67, D. de rei vindicatione, 1,48, $.9. 11, cit. 


51) C1.1.21. 5.1.2. 1.25, pr: D: de.acg, bo. 41; @ ‚48, 
si, de.rer nr, 1; ** . 1. D a, B 
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nach ihm würde faſt jeder Diebſtahl ein Funddiebſtahl ſeyn, 
teil jeder Dieb den Gegenſtand feiner. Entwendung ent⸗ 
weder zufällig oder auf Nachſuchung irgendwo antrifft 
und die Geſetze nicht rechtfertigen, von einem Funddieb⸗ 
fühle dann ſchon zu reden, ſobald der Dieb auf die ents 
wendete‘ Sache zufällig traf, oder fie durch vorherig es 
RNachſuchen in feine Gewalt bekain. Daß dieſe F Faͤlle * 

zufälligen Bemerkens oder der vorherigen Nachſuchung 
nach der entwendeten Sache — dfefe Mittel der Aneig⸗ 
nung der Sache — eine befondere Gattung der Diebftähle 
als Funddiebftähle nicht motlviren, kehren ung alle Com⸗ 
pendien 'de6 Eriminaltechts und hat- ausdrückliche Gefege 
für ſich; das Gegentheil iſt auch ur Zeit von Niemandem 
noch behauptet wotden 


Solite daher auch die Sprache "dee Örfepe ſich mil 
ter des, Wortes. finden in dem Einne des wößnlichen en 
Lebens bedienen’), fo ift dach dieſer Sinn derjenige nicht, 
mit melchem wir es bei. dem. Begriffe. bon Funddiebſtahl 
zu thun haben. Für dieſen werden wir vielmehr nach. einer 
technifchen Bedentung des Wortes finden zu greifen 
genothot. 5. Br 





32 ca. 1.1. $. 1. in fine D. de abigeis 47, 14. Vöet ad hanc 
legen. Lauterbach C. P. P. tit. de "abigeis .2 Tho- 
masius de abigeatu. $. 25. „in furtum vero stricte di- 
ctum pecudum aliquis absque praecedente intentione obiter 
quasi et tanquam aliud agendo incidit.” etc. L. 7..D. de 

“ extraord. crim. 47,11. 1, 4:.1.1.2. D. de effractor. et'ex- 

ilätor. 47,18, Zittmann handb. der. Strafr. W. Bd. III. 
el ae Auf. 4. 460. te, ul Martina 0. O. 


88) Cf. 1. 13. Cod. de fidejussor. 8; @?. . 1, Cod. 11, 68. de 
- omni agro deserto. , “ 
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AL: 


Beuerdeltune der tn- Rapı. ersäßteen 
Do:ctrinen. 


“ Steht nah Kap. II. ieh, dag im jurhdiſchen Sinne 
des Wortes finden nur eine Sache, welche, wenn nicht 
völlig herrenlos, mindeftend doc) vacuae possessionis 
ift, gefunden werden fann *), ſo folgt: a 

4) daß nah v. Fener bachſcher und Pfeiferſchee 

Anſicht über das Weſen des Diebſtahls ein Fund dieb⸗ 

ſtahl in dem Kalle nicht möglich iſt, wenn die Sache 

. dur Zeit der Aneignung von Seiten des Finders ſich in 

. Miemandes Eigenthume.befindet, wenn fie alfo von jeher 
herrenlos war, oder fpäter e8 doch wurde ’‘);- _ 

2) daß aber auh nah Martin’fher, Grolmans 
ſcher, Tirtmann’fcher und Klien'ſcher Lehre, die 

: am unbefeffenen Dingen einen Diebftahl nicht zupfebt, 

san herrenloſen Sachen — weil dieſe nicht beſeſſene 

find, — ein Funddiebſtahl als Diebſtahl ſich nichi den⸗ 
en läßt; 

8) daß dagegen nah Martin'ſcher Theorie, je Res 
quifite des Diebſtahls und die Möglichkeit eines Fund⸗ 
diebftahls betreffend, an verlorenen Sachen ein Fund⸗ 
diebſtahl überall gar. nicht geſchehen kann, weil man 
‚im juridifchen. Sinne des Wortes: finden, . eine vers 
$ 
De — — 198, 

194 in der Lehre vom Bunbbiebflahfe heraushebt , ſcheint nur 
“nach dem bezelchneten tedmifchen Sinne bes Wortes finden 

unmefentlich, mindeftens für den Begriff und das Weſen des 

Funddiebſtahls wirkungslos, weil, wenn, cin Funddiebſtahl an 

herrenlofen Sachen particnfavrechtlich wirklich möglich. ift, der 


Fal eine befondere Dualification in Bezug auf die Werbrechenss 
gattung nicht an fich frägt. 


8) Vgl. Feuerbach na, O. 9.315, 
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forne Sache, . welche ungeachtet des Verluſtes doch noch 
in des Berlierenden Beſitze geweſen, nicht findet. 
Bon der Aneignung einer folchen res non vacuae 
possessionis fann man nicht fagen, ſie bilde die Ark 
der Apprehenfion, welche durch Kindung vor fid 
geht; dieſe Aneignung würde, caeteris parıbus, ° 
‚ einen ganz gewöhnliden Diebftahl enthalten, welcher 
mit dem Namen Sunddiebftahl, diefer contra- 
dictio in adjectum belegt zu werden und den Thäter 
. vorzugsmeife dem Vorwurfe der Verheimlichung des 
eräriffenen Objecte® als eines Fundes auszufegen, feine 
gegründete Beranlaffung und Berechtigung in fich trägt. 
Kite den Begriff des Diebſtahls ift es ja völlig gleichgüls. 
tig, ob die befeflene Sache in dem Gemwahrfame, . in 
einem zur Verwahrung geeigneten Orte, fich befunden 
habe oder nicht”), wenn fie nur zur Zeit der Befigs 
ergreifung noch befeflen wurde. Befand fich daher auch 
das Object zur Zeit. der @rgreifung an einer Stelle, 
wohin es der Befiger ſchwerlich abſichtlich aufbewahrt 
haben mochte, ja wo er es ſelbſt wohl nicht vermuthete, 
fo ändert dieſes dennoch nichts an der Qualification des 
Verhãltniſſes als eines gewöhnlichen,: wahren Diebſtahls, 
. fobald nur die Sache durch ihr Dafeyn an jenem zur 
Euftodieung . derfelben nicht geeigneten Drte aus dem 
Beſitze des Verlegten nicht herausgefommen war, 
Nach der v. Feuerbachſchen und Pfeifferfchen Ane 
fiht über das MWefen des Diebftahls ſoll zwar dann an vers 
-Tornen Sachen ein Diebftahl möglich feyn , wenn durch den 
Verluſt dee Sache der Verlierende wohl den Beſitz, nicht 
‚aber das Eigenthum an der Sache verloren hat. . Eine 
berlorne Sache dieſer Art würde allerdings mindeßene in 





‚85) Se. Zittmann a. a. O. iſie Aufl. 3J won, ‚ee Aufl. 
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dem inne des Worte invenire, welcher Kap. IT. c. 
angegeben wurde, gefunden merden können, daher es 
feinen will, als od an ihr einen Funddiebſtahl zu be⸗ 
gehen moͤglich ſey. 

Ferner: ſowohl nach der v. Feu erbadhſchen und 
Pfeifferſchen, a!ls derjenigen Theorie, welche nur bes 
fefiene Sachen für ftehlbar Hält, könnte man einwenden 
wollen, die verlorne Sache Fünne.ja, den Apprehendenten 
unbekannt, zur Zeit der Apprehenfion in dem Eigenthume 
oder refp. indem Befize eines Dritten ſich befunden haben. 
Beide Einwände erledigen fich jedoch duch folgende Erwä⸗ 
gungen, 

Was zunächft den erftien Fall nach v. Feuerbach⸗ 
ſcher und Pfeifferfher Meinung anlangt, fo ſieht man 
sorerft .nicht ein, was derjelbe, wenn er iiberhaupt zu 
einem Diebftaßle fich eignete , vor. dem gewöhnlichen Dieb⸗ 
ſtahle Beſonderes an fi trage, um als eine befondere spe- 
cies des Diebftahl8 unter dem Ramen Funddiebſtahl 
ausgezeichnet zu werden ?* 

Kömmt für die Begehung des Diebſtahls nichte darauf 
an, ob der Gegenftand det Entwendung von Jemandem 
beſeſſen werde -oder. nicht; . iR in dieſem Bezuge nur die 
Frage relevant, :ob die Sache einen Eigenthiimer Habe: 
fo ift für die Beftimmung der Frage, welches Verbrechen 
durch ‚die Handlung. des Kunddiebftahld begangen werde, 
offenbar die.uon Pfeiffer. aufgeftellte Unterfcheidung zwi⸗ 
fchen Diebftahl.. im weiteren und engern Sinne völlig uns 
nöthig, nichtsbedentend und unftatthaft, da die für den 
— — 7 

v. Feuerbach giebt a. a. O. ihm auch eine ſolche Auexich 
— keinesweges ſondern nennt ihn nur als einen Fall eines 
dewehniichen Diebftahls. - lm Mifverfltindniffen vorzubeugen 
und der Rollftändigkeit meiner Schlußeeihe willen, ſchien mir je: 
Doch die befondere Andeutung der Sleichheit des Falles mit dem 


gewöhnlichen Diebſtahle im Sinne der FZeuierbacdfchen Def: 
nition beffelben nicht überflüffig. i 
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Begriff und die. Exiſtenz eine® Verbrechens unerheblichen 
Verfchiedenheiten ſolche Scheidungen nicht erheifhen und 
rechtfertigen fönnen. Im Anerfenntniffe alles vefien wiirde 
die Aneignung einer verlornen, "einem Dritten alfo noch ges 
hörigen Sache caeteris paribus (wenn diefe-caetera nus 
irgend möglich wären) wiederum eben meh: nicht fon, ale 
ein ganz gewöhnlicher Diebſtahl. ' 

Sodann fteht auch diefem Einwande mit: entſcheidende 
Wirkung entgegen, was ich ſogleich dem zweiten Einwande 
erwiedern will. 

Dem andern Einwande ſteht nämlich entgegen , daß 
ein Diebſtahl culpose nicht begangen werden kann, daß 
vielmehr zu dem Daſeyn eines jeden Diebſtahls vor Allem 
erfordert wird, die Apprehenſion der Sache auf Seiten 
des Diebes müſſe mit dem Bewußtſeyn der Widerrechtlichs 
keit, Unerlaubtheit derfelben gefchehen feyn °°). In dieſer 
Beziehung. ift e8 vor Allem wichtig, darauf aufmerkſam 
zu machen, daß eine res vacuae possessionis: zu ergrei⸗ 
fen und’ an fi zu nehmen, gefeglih für unerlaubt nicht 
erklärt worden ift; nirgends erifiirt ein Geſetz, welches 
verlangte, man müſſe eine foldhe gefundene Sache in 
bona pace liegen laffen, man dürfe fie nicht. aufs und mit 
fi nehmen. - Hielt nun der Apprehendent die Sache file 
eine res. vacuae possessionis, oder war fie dieſes zue 
Zeit der Apprehenfion wirklich, fo mangelt «8 in diefen: 
beiden Fällen an-dem dolo malo der Widerrechtlichkeit 
dee Apprehenfion; und darum kann diefe Apprehenſion 
niemals ein furtum, alfo auch fein furtum inventionis 
begründen. Es giebt demnach überall feinen Funddiebſtahl, 
"weil ja.die Findung nur bei befigerlofen oder von dem Ap⸗ 
prehenbenten mindeſtens für beſitzerlos gehaltenen Sachen⸗ 


86) Sal. v. Feuerbach eehrb. des Pi, Frog & 816, 817. 
N artinſa, a, O. . alhom 
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juridiſch möglich iſt. Wenn daher v. Feuerbach die 
Unſicht Grolman's ), daß an verlornen Sachen wegen 
Mangels der Widerrechtlichkeit der Apprehenſion derſelben 
ein Diebſtahl nicht begangen werden könne, dadurch wider⸗ 
legt haben will, daß der Verlierende zwar Beſitz, nicht 
aber fein Eigenthum an dee Sache verliere, fo läßt ſich 
dieſe Replif vorerſt dadurch. erflären, daß Grolman die 
file den. Diebftahl nöthige Widerrechtlichfeit der Apprehen⸗ 
fidm gar nicht oder mindeſtens nicht deutlich genug mit bem 
Mequifite des dem Apprehendenten inwohnenden Bewußts 
feyns der Widerrechtlichkeit in Verbindung gebracht, 
neben dem objectiven Zuftande der Widerrechtlichfeit nicht 
auch‘ des fubjeetiven des Bewußtſeyns des erftern auf Seis 
ten der Upprehendenten als eines präjudiciellen für das 
furtum erwähnt hat. Nimmt man an, dag das Factum 
der Apprehenfion auch bei einer res vacuae possessionis 
widerrechtlich feyn könne, fo enticheidet Doch diefer obs 
jective Zuftand des Verhältniſſes für die Exiſtenz eines 
Diebſtahls, weil derfelbe culpose nicht begangen wird, 
nicht das Mindefte; das Relevante in diefer Beziehung ift 
das Bewußtſeyn der Widerrechtlichfeit der Befikergreifung 
zue Zeit derfelben. Grolman nimmt zwar im $. 181. 
auch den dolus als Requifit des Diebſtahls, allein er ber 
zieht ihn nach den Worten des $. nur auf die Abficht der 
gewinnfüchtigen Zuelgnung der fremden Sache ald Zweck 
der. Entwendung. Die Abſicht, eine fremde Sache ſich 
zuzueignen, involvirt nun aber eo ipso noch nicht das Bes 
wußtfeyn dee Widerrechtlichkeit der Apprehenfion derfelben, 


- und aus der von dem Beſitzer nicht erlaubten Apprehens 


fion der befefienen Sache folgt an ſich noch nicht (mie 
Grolman nah $.179 cit. zu meinen fcheint) die Wider 
vechtlichfeit der WBefigergreifung. Es giebt in jure Zälle, 


87) a. a. O. 6, 179, 
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wo dir: gegen ben Willen ded zeiiherigen Beſitzers zeſchehene 
Apprehenfion einer. freinden Sache doch rechtlich iſt, z. B. 
in Fällen erlaubter Pfändung. Bei der erwähnten Ne 
plik: gegen Grolman überſicht v. Fenerbach ferner noch, 
was ich vorhin:rersähnte‘, daß nämlich Seſetze nicht. erifn 
ren, welche die Apprehenſton ner: res vac. poss. für uns 
erlaubt. erklaͤren, das Verlorne / als unbefeften ſich Daro 
ſtellende, aufheben, an ſich nehmen, alſo den Beſitz dep 
ſelhen ergreifen, Darf jeder; über das Behalten deffelben 
nur ‚treten hindernde Beſtimmungen ein, die jeboch den 
Koll nicht mehr zum Diebfiahle: machen können, weil Die ' 
Bipprehenfion nicht unerlaubt war. Wollte man entgegs 
nen, der oben Kap. I. refericte v. Feu er bach ſche Bes 
geiff eines Diebſtahls fee nicht nothwendig die Apprehens 
fion Als Requifit de& Diebſtahls voraus, fa habe ich hiers 
waf zu erwiedern, daß — wie id oben. Kap. I. ebenfalls 
andeutete — ſowohl v. Feuerbach ale Dfeiffer wes 
nigſtens den Kall des Kunddiebftahls zu ſolchen Diebftahles 
gällen rechnen, die mittelft wirklicher Apprehenfion began⸗ 
gen werden, und daß v. Feuerbach nur in dem einen 
Hier nicht einfehlagenden Kalle Apprehenfion zu ‚dem Diebs 
ftahle nicht erfordert, wenn dee Befiger in fremdem Ras . 
men fich eigenmächtig den Eivildefig beilegt. - Nimmt mart 
nun noch Hinzu, daß die richtigere, praßtifch herrfchendere 
Theorie zu dem Diebftahle — dahingeftellt, ob ‘auch eine 
von Jemandem anders, als dem Diebe ,. befeffene Sache 
doch wenigſtens — die Ergreifung des Naturalbeſitzes des 
Objectes von. Seiten des Diebes, als diejenige poſitive 
Thätigkeit gegen die Sache für weſentlich nothwendig ers 
klart, mit welcher der Act der Ontwendung in das Reich 
der Wirflichfeiten teitt,, fo ift dann gewiß, nicht aflein die 
v. Feuerbachſche und Pfeiffer ſche, fondern auch die 
oben Kap. I, erzählte Salcho wſche Doctrin über Funds 
diebftahl ale die nicht richtige dargeſtellt. Selbſt Rechte: 
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lehrer, welche auch eine unboſeſfroe freinde Sache für: ſtehb 
bar. Halten, erfordern: gusbem · Miebſtahle doch müibeftens 
Meſitzergrrifurg —R sein fin 
3: den Gülle rinog Zungetebftahle, welche Atiem?) 
erpihlt,.. Fulle, Anaanen ars Apprehendenti;den: Jet⸗ des 
Merlaßtes des Beſitzes des. Badıt wironfah;) iſt, abſchon 
der Apprehendent den · Aigembumer, welchar Nen: Beſitz der 
Gehe; prior, ober doch mindeſtens ·voloren zu? haben 
ſchien, genau kennt, He Apprehenfion der flir unbeſeſſen 
Hch darſtellenden Sache als folche Dennbch; Akt anerinubte 
das Wehalten ber Sache: erzeugt: ‚auch dort erſt das: Unge⸗ 
hoͤrige und nimmt dem Falle den Charakter eines jeden 
Dirbſtahls (alſo auch des Funddiebſtahls?.Ich kann auf 
den Grund des Bisherigen durcheus nicht zußimmen, wenn 
auch Klien“) die nerbrecheriſche That, die wart Fund⸗ 
diebſtahl nennt, ſchon mit der Ergreifung des Befßitzes der 
verlornen Sache beginnen läßt.“Man ſetze den Faile A, 
welcher den Act des Verluſtes bemerkt hatte, ergriff die 
Sache, und nach der Ergreifung erſt faßte er die Abficht, 
dieſelbe antmo luczi ſich zuzueignen, er änderte aber ſo⸗ 
fort wieder ‚feinen Vorſatz und gab dem Eigenthümer die 
Sache zurück; in dieſem Falle Hatte A. noch nichts Strafe 
bares gethan, die Ergreifung. dee Sache war. noch kein 
crimen inchoatum;, weil eine res vacuae poss, gu er⸗— 
greifen, ‚aufzuheben, fie nicht liegen zu laſſen, nichts Uns 
erlauhtes iſt. Das verbrecherifche Verhalten zu der Gache 
beginnt erft mit den Handlungen, welche tem Zwecke der 
Verheimlichung des — Wiener, De nun eogitatio- 
— α α 1.0 nl 
' 28) Bol. Henke a. ai u. — u. hit. auf: 8 


lein roh: s Ab 008 dem p 
5 „ siten 0. nen 115, 116. iin ibe 167 ine. 


Pu a. a. >. S. 186. 0.1. u. ©. 189, 10a: 
9). O. S. 184u. 28c.. 727 * 
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nis poena nulla est, fo.fann auch A., det noch nichts 
zu Ausführung des anfangs befchloffenen Funddiebſtahls 
that, nicht zur Strafe gejogen werden. Ecgriff jedoch A. 
die Sache ſogleich mit der Abficht, fie. zu behalten. und fie 
dem Eigenthümer zu entziehen, fo enthielt die Ergreifung, 
ale Mittel zum Zweck, höchſtens die Vorbereitung zu dem 
eigend gearteten MWerbrechen, :welche® man Funddiebſtahl 
zu nennen pflegt, und erfcheint Dann als crimen inchoa- 
ium des Funddiebſtahls ‚öffentlich ſtrafbar, nicht aber, 
weil die Ergreifung der Sache unerlaubt geweſen fey (was 
bei dem ordentlichen Diebſtahle der Fall geweſen ſeyn 
müßte), ſondern weil die an ſich erlaubte Handlung die 
Borbereitung zu einem Verbrechen bildete: :Man- vers 
geſſe hierbei nur nicht, daß die ein Verbrechen vorbereitens 
den Handlungen als ſolche zu der das Verbrechen bildenden 
That felbft keinesweges gehören. — Es läßt ſich Abrigens 
obendrein noch darüber ſtreiten, ob die Ergteifung einer 
verlornen Sache in der Abſicht, ſie zu behalten, ſchon eine 
Handlung bilde, in welche die Abficht der Auslibung:eine® 
Funddiebſtahls übergegangen fey, und die darum als-cri- 
men inchoatum defielben betrachtet werden dürfe; denn 
ändert fofort nach der Ergreifung der Apprehendent feinen 
verbrecherifchen Vorſatz und giebt er den Fund zurück, ohne 
ihn dem @igenthümer auch nur die kürzeſte Zeit in der 
That vorenthalten zu haben, fo will e8 fcheinen, als habe 
die verbrecherifche Abſicht thätlich ſich noch nicht geäußert, 
Diefee au, quia nulla poena est cogitationis; der 
Apprehendent, welcher in der Apprehenfion, als ſolcher, 
etwas Unerlaubtes nicht beging, nicht einmal eines vers 
brecheriſchen Verſuches ſchuldig geworden zu ſeyn ſcheint. 
Nach Klien's *) Meinung würde er in dieſem Kalle mit 
der Apprehenfion ſchon das crimen consummatum des 





41) a. a. O. ©. 186. n. 1. 
Arch. d. CR. 1834. Il. . R 
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—— verübt haben, was ſicherlich unrich⸗ 


— Veeſchriften des canontfchen Rechte i in Gratianı 
Decrst.*”) — auf welche wirfpäter in einer andern Begies 
hung; wieder zurückkommen — beftätigen die hier vorgetras 
genen Grundſätze, indem-fie das Verbrecherifche nicht in der 
Qworeifung des Bundes, Tondern in der Borenthaltung, dem 
Behalten deſſelben, erblicken, und diefe Handlung augenfällig 
nur in Beziehung auf ihre Strafbarkeit mit der rapina vers 
gleichen. Die Hauptfielle iſt cap. 8., weiche den Aus: 
dene r-,;rapuisti” in cap. 6. dur: „peccatum hoc 
esse simile rapinae interpretirt. Auch Das canonifche 
Recht fett unverkennbar für das Dafeyn eines wahrhaften 
Diebſtahls eine unerlaubte Apprehenfion voraus”). Klien 
nimmt: die Sache bei den aus der zu dem Diebftahle erfors 
derten Beſitzentſetzung gegen den Charafter des Funddieb⸗ 
ſtahls als Diebſtahls gezogenen Schlüſſen in zu objectiver 
Beziehung, während das ſubjective Verhättniß des Appre⸗ 
hendenten zu der Sache (das Bewußtſeyn, die fubjective 
Meinung defielben über die Unbefeflenheit des Objects) in 
ganz befondere (nicht mit Klien ©. 188 in blos beiläufig 
mit Hinbli auf den animum furti inventionis zu ers 
wähnende) Berücfichtigung gezogen werden muß. " 
| IV, Ä 
—— Sortfegung 
"Die Refultate aus dem Bisherigen für das Wefen des 
Funddiebſtahls ſind folgende: 

"a Die Ergreifung einer Sache, welche nach dem juridis 

diſchen Sinne der inventio nur gefunden werden 


— 
" 42) P. II. caus. 14. Qu 5. 6. u. 8. 


48) Decreti P. II. caus. 14. Qu.6. c. 1. u. 4. u. caus. 28. Qu.3. 
cap.6. Decreti Gregor, Lib. V. iii. 18. Lib. V. tit. 18. de 
reg. jur. in 6to reg. 4, 
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kann (alfo auch die einer res nullius, de auch dieſe 
eine unbeſeſſene ift), oder dem Apprehendenten doch 
mindeftens als eine findbare erfchien, ift niemals uneta 
laubt, an fich alfo Fein Grund für die Strafbarkeit dee 
Danbdlung. 

b) Mn einee Sache, welche im juridifchen Sinne des 
Wortes gefunden wird, oder nad) der Meinung des 
Apprehendenten eine findbate ift, fann darum: weder 
nach der Anficht über das Wefen des Diebftahls, welche 

nur nicht unbefeflene Dinge für ſtehlbar hält, nach nach 
der entgegenftehenden, die in fremden Eigenthume bes 
findlihe Dinge, fie mögen. befeffene feyn oder,nicht,, zur 
Entwendung erfordert, ein Diebftahl begangen werden, 
weil die Befigergreifung . ſolcher Gegenftände als ver⸗ 
pönte Handlung ſich nicht kund giebt. 

« nehme hier Öelegenheit zu der Bemerfung daß ich 
keinesweges von der Anſicht ausgehe, als ſey es die Meis 
nung des Herrn Geheimen Juſtizraths Martin **), baß 
die Falle, in denen er an verlornen Sachen einen Diebſtahl 
für möglich erklärt, als Fund diebſtähle beſonders ausge⸗ 
zeichnete Diebftähle feyen. Dein Streben war nur, zu 
zeigen, daß jene Fälle weder nad) der Theorie, wohche nur 
beſeſſene Sachen für ſtehlbar erklärt, noch nach der Meis 
nung, die für die Begehung des Diebſtahls eine, in eingg 
Andern Eigenthume befindliche, Sache erfordert, die Des 
rechtigung geben, fie neben denjenigen Diebftählen, bei 
denen es, diefelben mit dem Namen Funddiebſtahl zu 
belegen, Niemandem beigeht, als Funddiebſtähle heſandertz 
zu bezeichnen. Der Beiſatz: Fund, erſcheint dann ſa völ⸗ 
lig grundlos und für die Art des Verbrechens ſo völlig in⸗ 
haltsleer, daß man länger nicht Anſtand nehmen darf, ihn 
aus der Namenreihe der Verbrechen der Diebſtähle gänz⸗ 





4) a. a. O. $. 141, 
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lich zu verbannen; man kann dort höchſtens nur Veranlaſ⸗ 
ſung nehmen, deſſelben gefchichtlich als ‚eines Ierrhums 
früherer Doctrin zu ‚gedenken, was jedoh Martin *) 
noch nicht gethan zu haben feheint, obſchon ich 1ebendia 
iiberzeugt bin, daß fein Scherflein ſchon längft den Stab 
über den zudringlichen Fremdling gebrochen hat. Wenn es 
auch de’lege posita eine Handlung giebt, die unter dem 
Namen Zunddiebftahl von den Gelehrten als. ein Verbre⸗ 
hen bezeichnet wird, fo wird doc diefe Handlung fehr 
mißbräuchlich mit dem Wotte Funddiebſtahl belegt; fie 
difdet ein factum criminosum, welches durchaus Fein 
Diebftähl ik, und darum auch in der Lehre von Diebflähr 
den gar nicht‘ abgehandelt werden darf. In einer andern 
Lehre aber von Pfeudodiebftähfen bei Vorgängen zu fabeln, 
die eben Diebſtähle nicht. find, oder mit Klien von uns 
eigentfichen Diebfählen zu reden, wenn der Beiſatz: uns 


| ‚ eigentli ch, in der That die Negation des furtiven Charak⸗ 


ters ausdrücken ſoll: dieſes Alles ſcheint mir’ ſo ünrichtig, 
als wenn man mit des Gratiani Decret. *°) heiligem 
Eifer im Ernſte behaupten wollte, der Dieb ſey des Be⸗ 
ſtohlenen Todtſchläger. Es kann hur Verwirtung erzeugen, 
den Fautt, welcher nicht Diebſtahl iſt, den Diebſtählen als 
uneigentlichen Diebſtahl noch beizählen zu wollen; man 
weiß es ja, wie ſophiſtiſch aus Namensverwandtſchaften 
Sachgleichheiten gefolgert zu werden pflegen, die in dem 
Weſen der Sache gar nicht begründet find. Wie gefähr- 
lich für die praftifche Gerechtigkeit eine ſolche Sophiſterei 
wirken könne, wird jeder zugeben, welcher Gelegenheit 
hatte, mit ſophiſtiſchen Erkenntnißgriinden Bekanntſchaft 
zu machen. Klien hat auch unzweifelhaft nach feinen 
eigenen Brundfägen über Diebſtahl völlig unrecht, den 





45) a.a.D. $, 141, 
46) P. 11. c.14, Qu. 5. c. 2. 
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Funddiebſtahl, obſchon als Abart, doch als eine Art des 
öffentlich ſtrafbaren Diebſtahls zu bezeichnen. Nach römi⸗ 
ſchem Rechte, welches in 1. 48..$. 4—11.D. de fur- | 
tis 47, 2. den Zunddiebftahl allerdings zu den Diebſtählen 
zahle - — die Carolina erwähnt unfer Delict mit Feiner 
Spibe ”) — giebt es augenfällig das Verbrechen . des 
Funddiebſtahls als eines öffentlich ſtrafbaren Diebſtahls 
ichon darum nicht, weil das Turtum bei den Römern übers 
haupt nur Privatdelict war und, nur der privatvechtlichen 
Ahndung duch die actio furti unterlag. Für das Ver: 
fändniß diefer cibilrechtlichen Ahndung ift die Bemerfung 
weſentlich, daß das römifche Recht, das Verhältnig von 
dem Standpunfte der dadurch. benachtheiligten Privaten, 
und nicht von der Seite feiner Immoralität in das Auge 
faſſend, häufig in Fällen die actio furti geftattete, in 
denen die Anwendung dieſer Klage nur durch die große 
Aehnlichkeit der Handlung rückſichtlich der dadurch dem 
Kläger erzeugten Rechtsverletzung und ihm dafür gebührens 
den Entfhädigung, folglich nur ex. analogia vertheidige 
werden Eonnte: eine Bemerfung, die auch für die Erfläs 
rung des 1.48. .4— 11. D. de furtis von Weſen⸗ 
heit ik"). Das römifhe Recht kann uns in der Lehre 
über das öffentlich ſtrafbare Verbrechen des Diebftahls zu 
der Strafandrohung der Sarolina nur den Begriff des 
Berbrechens, welches die Carolina dafür anerkennt, 
aufzuftelln Helfen, den Charakter der Peinlichkeit 
ſelbſt aber nicht verleihen, weil es diefen felbft nicht 
kannte. Inſofern daher die Carolina gewiſſe Handlungen , 
nah Klien’s Meinung für zu dem Diebftahle nicht ger 
hörig betrachtet, infafern find fie auch in dem Sinne feinee 





u) Bol. Tittmann 0. „2 2, „fte Auft. $. 525, &.485, Not. 5 
te Aufl. $. 512. ©. 5 


48) Bl. Klien a. a. 5. e. 116 117. 123 f. 144. 145, ser. 


250 Ueber den Begriff unb das Weſen 


Lehre fein Diebftahl, wenn auch das rämifche Recht fie 
zum furto gezählt haben ſollte. Ktien *°) führer felbft 
aus, die Earolina kenne nur das Verbrechen des Diebftahls 
an Gefeffenen Dingen, deren Ergreifung eihe Befigents 
fegung gegen den Befiger umfalle. Woher, fräge ich, 
nimmt K lien nun die Berechtigung, die Aneignung eines 
Fundes, die mit Feiner Beſitzentſetzung umkleider ift, für 
eine öffentlich ſtrafbare Art ded Diedſtahls zu erfläcen ? 
Mit dei In andern Geſetzen, als der Earolina, enthaltes 
nen deutſchrechtlichen Srundfägen über Funddiebftahl, die, 
wie ih im folgenden Kapitel entwickeln will, nut mit dem . 
Bisherigen übereinfimmende Grundſätze über Funddieb⸗ 
ſtahl entdalten, beingt er feine Behauptung offenbat hicht 
In Berbindüng, er würde fonft den Begriff des Kunddiebs 
ſtahls nicht „in die mit diebiſcher Abſicht un⸗ 
ternommene Ergreifung einer fremden be— 
weglichen von Nienandem befeffenen Sache“ 
ſetzen Fönnen, wie er doch a. a. O. ©. 184. thut. Ent⸗ 
ſpricht es nun auch unſtreitig den Grundſatzen der Caro⸗ 
lina, für die Eriſtenz bes nach Ihe zu ſttafenden Diebſtahls 
das Weronftfepn der Widerrechtlichkeit der Apprehenfion 
auf Seiten des Diebes zu fördern, fo folgt hieraus, daß 
das römifhe Recht über Gunböresfafl jetzt nicht mehr ent; 
ſceiden könne. 

Durchblickt man namlich bie Act. 167176. dee 
p. H. G. O., fo drängt fi aus ihnen die Webergeugung 
auf, dag nicht allein die Beſitzergreifung dee Sache, fons 
dern auch das Bewußtſeyn der Widerrechtlichkeit derfelben 
auf Seiten des Diebe von ihnen ald weſentlich für ihre 
Strafdefimntungen über Diebſtahl vorausgefegt wird. 
Das Hösliche Bewußtſeyn der Unerlaubtheit bei dem Acte 
der Beſitzergreifung ift ed ja unverkennbar, worauf die 
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Karolina ein Gewicht legt. Män vergleiche nur %. a, 
Art. 164. 165. 166. 167. 168. 172. 178. 


V. 
Die Mobalitdt der Handlung bes Sunde 
iebftah Is. 


Aus den vorftehenden Entwicelungen hat ſich eugeben, 
daß die verbrecherifche That des Funddiebftahls mit der 
Ergreifung des Befiges der verlorenen Sache nicht beginne, 
daß vielmehr diefe etwas Verpöntes gar nicht in fich ſchließe. 
Hiervon nun iſt die weitere Kolge, daß das Ungehörige 
jenee That erft nad diefer Apprehenfion eintreten könne. 
Kür die Frage nach der dieſes Ungehörige enthaltenden 
Modalität der Handlung des Funddiebſtahls wird vor Allem 
die Unterfuchung wichtig: 

Beſteht gemeinrechtlich da8 Gebot, den Fund nicht zu 
verheimlichen, ſondern kund zu machen, ihn öffentlich 
auszubieten, widrigenfalls man erimineller Strafe fi 
ausſetze? 
Zinden fih Geſetze, welche die That der Berheimüchung 
des Fundes öffentlich firafen, fo muß man ſchon nach diefen 
jenes Gebot, auch wenn e8 ausdrücklich nicht ausgefprochen 
wäre, dennoch für beftehend annehmen, weil es eines Je⸗ 
den gefesliche Pflicht ift, dasjenige zu thun, wodurch er 
die Verübung des Verbrechens nur vermeidet, 

Wollte man behaupten, es habe fchon nach 1. 48, 
.& 8. D. de furtis im römifchen Rechte die Vorſchrift, 
einen Zund öffentlich auszubieten, gegolten, — eine Bes 
hauptung, welche geftellt worden ift »), — ſo tlirde 
man, abgefehen davon , dag die Contravention Nach. 


50) Vgl. Meckb ach s Anmerkungen zuten Sachſenſpiegel. Bd. II. 
ad art. 37. 485. Berger, oecon. jur, Lib. IL, it. IL 
9. X. Str yk, us. mod, Lib. 41. kit, 1. 4, 17. 
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148, cit. für öffentlich Reafbar jedenfalls nicht gelten koͤnnte, 
die Hindeutung in.$..8. auf ein Verhalten, welches Häufig, 
um den Verdacht des anımus furandi von ſich abzuwen⸗ 
den, nah Ulpians Verſicherung “) ergriffen wurde, 
mindeſtens ganz mißverſtehen. Die römifchen Geſetze reden 
von einer allgemeinen Pflicht der Kundmachung gefun⸗ 
dener Sachen überall nicht. Es erfläct. fich diefed aus den. 
Grundfägen über die aut) ohne Kundmachung der inven- 
tio erlaubte Occupation einer res nullius, oder doch einer 
für eine res nullius gehaltenen Sache 2, Etwas Sins 
guldres, aber. auch nur mit Civilahndung Bedrohtes, be⸗ 
ſtimmt hinſichtlich der Schätze, von denen dem Fiscus die 
Hälfte gehört ), während jedoch diefe Gefegesftelle zu: 
gleich ſogar für das Finden der Schätze, an welchem 
bekannilich nach eömifchem Rechte unter Umftänden dritte 
Perſonen Ligenthumsanfprüche haben °*), als allgemeine 
Regel aufftellt, „daß Niemand ſchuldig fey, eis 
neim'Andern, als dem Fiscus, dem Zund ei: 
neé Schatzet anzuzeigen.” 

„deferre autem se nemo cogitur,. quod thesau- 
Tum invenerit „nisi ex eo thesauro pars fisco 
debeatur.“ | 

In Bezug auf unfere Frage nach einem Gebote der Kund⸗ 
machung des Fundes müſſen wir des beſondern Falles 
gedenken, wenn der Finder den Eigenthümer der gefunde⸗ 
nen Sache kennt, oder ſpäter kennen lernt. Enthält für 
dieſen Fall das römiſche Recht ein Gebot der Anzeige des 
Zundes an den Eigenthümer, welches berechtige, Die 





61). Val. noch 1. 15. D. de praescr. verbis 19, 5. 


62) L. 3. D. de acquir. rer. dom. 41,1. 1.4. D. pr. dere- 
lieto 41,7. 1.48, $. 5. 6. 11. D. de furiis 47,2. 


59) L. 8. $. ult. D. de jure fisci 49, 14. 
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Uebertretung peinlich zu firafen? Grolman ſcheint °°) 
eine in dem gemeinen Rechte gegründete Pflicht des Sins 
ders, dem bekannten Eigenthümer den Befit; der Sache 
nicht zu verheimlichen, denfelben ihm folglich anzuzeigen, 
um fich nicht crimineller Ahndung auszuſetzen, zu behaups 
ten, indem er in dem Kalle diefer Verheimlichring ganz all⸗ 
gemein das Verbrechen der Unterfplagung ale: verfchulder 
anfieht °°). 

Die Exiſtenz diefer mit ſolchen Kolgen eingefepärften 
Pflicht des Finders kann ich jedoch wiederum in den Vor⸗ 
fchriften des römifchen Rechts nicht für begründet halten. 
Die Regel”), welche den Eigenthümer nöthigt *), ſich die 
Runde nach dem Befiger feiner Sache feldft zu erforſchen, 
fteht einer folhen Annahme entgegen, fo wie auch alle 
Strafen des fälfhlihen Ableugnens bes Beſitzes, 
in .deflen Kategorie die Verheimlichung des Weflges des 
Fundes gegen den befannten Eigenthümer deffelben zu rech⸗ 
nen iſt⸗y, nur Civilantheile find, welche ohne eine auss 
drücklich daſſelbe verordnende Gefegesvorfchrift in Eriminals 
ſtrafen nicht verwandelt werden dürfen. Daß die bloße 
Verheimlichung des Fundes nicht einmal ein röm. furtum 
bilde, geht aus 1.52. $.19. 1.67. D. de furtis, 1.1. 
6.2. D. eod. und 1. 8. $. 18. de acq. pass. 41, 2. 





85) a. 4. 2. 9.207. not. 6. 


56) Zittmann a. a. D. 1fte Aufl. $. 525. &. 435. 2te Aufl. 
$. 511. &. 521. lehrt, geſtützt auf Grolman, daſſelbe. 


ST) L. ult. D. de rei vind. 6, 1; in rem actionem pati non 
compellimur , quia licet alicui dicere, se non possidere eic. 
(etiamsi possideat) cf. 1. ult. Cod. eod. 8, 


58) L. 36. pr. D. eod. 


89) Auctor: 1.68.D. eod. Auth. Item’ poss. ad 1. 7. Cod. 
qui potior. 8, 18. Nov. 18. c. 10. $.26. Inst. de act. 4. 6. 
1.20. °. 1. D. de interrog. 11,1. — Danz, Grundf. des 
ordentl. Proz. $. 181. u, not. c. cit. lg. Del ize, Ani. zur 
gerichtl. Proris. $. 121. 
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deutlich hervor, fo wie auch die Erlaubniß an den Finder 
eines Schatzies in 1. 8. $. ult. D. de jure fisci: 

‚deferre st nemo cogilur, quod thesaurum invenerit, 
ſich gar nicht erklären ließe, wenn jene Pflicht der Anzeige 
des Fundes an den befannten Eigenthümer gefetlich be: 
ſtünde, da ja an der Hälfte des auf einem fundo alieno 
gefundenen 'thesauri dem Eigenthiimer des fundi nicht 
ſchlechtere Rechte zuftehen,, als dem Eigenthümer der res 
amıssa. —- Nicht entgegen ftehen 1.16. 2. 1.27. 
62. de falsis 48,10. 1.43. 11. D. de furtis u. 
1.44. ın fine D. dea.r. d. 41, 1. Die beiden erften 
Stellen wendet Delze °°) ſehr unrichtig auf das Verhält⸗ 
niß der Befigverheimlichung von Seiten ded Verklagten 
gegen den petitor an, da fie beide von Källen-der Ver⸗ 
fälfhung durch pofitive Thätigkeit und Veränderung der 
Subſtanz der Sache reden. Die beiden andern Geſetzes⸗ 
ftellen anlangend, fo gilt gegen fie, mas im Allgemeinen 
gegen den Schluß aus römifchen Gefegen über römifche 
Diebftapisfälle auf die öffentlihe Strafbarfeit des Gegens 
ftandes unferer Unterfuchung ſchon erinnert- wurde, Die 
Bedrohung der mehr als eine bloße Verheimlichung des 
Beſitzes involvirenden Gefegesfälle mit der aetio furti ent: 


hält feine Andeohung einer öffentlichen Steafe, folglich 


auch nicht die Bedrohung der Verheimlichung des Befiges 
des Kundes mit einer peinlihen Ahndung. Hinfichtlich der 
im Sciffbeuch verunglüchten Sachen enthält die J. 7. D. 
‘de incendio allerdings eine Drohung öffentlicher Strafe 
gegen die Aneignung derfelden; foldhe Dinge alfo durften, 
wollte man nicht öffentlich ftrafbar fid machen, nicht ver- 
heimlicht werden. Dergleichen aus individuellen Rückſich⸗ 
ten °') fich erflärende Vorſchriften find jedoch als Sugula— 
ritäten nicht-zu generaliſiren. 


—⸗·— 


60) a. a. O. not. 2. 
61) CH 2 .2.D. dar a po. iR 
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Nah den entwickelten Rechtefägen nun halte ich mich 
fogar zu der Meinung berechtigt, daß felbft die Verleug⸗ 
nung des Fundes gegen den ſich mel den den Eigenthiimer 
nach römiſchem Recht nur Eivilanſptüchen und Eivilfträfen 
die Entftefung und Begründung giebt, nicht aber als cri: 
minell ſtrafbar erfcheint. Auch fie ift mehr nicht, als 
eine Ableugnung des Befiges gegen den petitor, die — 
wir erwähnten es ſchon — eben nut durch Einisliirafen 
geahndet wird. 

Anders verhält es ſich nun aber rückſichtlich der Ver⸗ 
heimlichung und Verleugnung des Fundes gegen den Eigen⸗ 
thümer der gefundenen Sache nach canoniſchem Rechte; in 
Gratiani Decret. Pars Il, caus. 14. qu. 6. c. 6.u. 8. 
iſt beſtimmt: 

si quid invenisti et non reddidisti, rapuisti — 

multi sine peccato pulant esse, si alienum, quod 

änvenerint, teneant, et dicunt: Deus mihi de- 

dit, cui habeo reddere? Discant ergo pecca- 

tum hoc esse simile rapinae, si quis inventa non, 

reddat. 
Mach canonifhem Rechte muß man die Verheimlichung, 
Berleugnung des Fundes gegen den bekannten Eigenthü⸗ 
mer der Sache, wenn auch nicht für einen Diebſtahl, doch 
für ein öffentlich ftrafbares Vergehen Halten, daher auch 
nach dieſen päpftlihen Rechtsprincipien die Pfiicht des Fin⸗ 
ders, den Fund dem Eigenthümer anzuzeigen, nicht in 
Zreifel gezogen zu werden vermag. Daß jedoch dieſe Vor⸗ 
ſchriften nicht von rebus nullius, ſondern von rebus 
amissis, tantum vacuae possessionis reden, feuchter 
ein, weil fie eine res aliena vorausfegen. Hinſichtlich 
der Schätze, fo wie allee herrenlofen oder doch für herren: 
108 gehaltenen Sachen eriftirt, alfo auch nady canonifchen 
Rechten jene Pflicht der Kundmachung Feinesweges , jedoch) 
hinfichtlich der für herrenlos gehaltenen Sachen begreitlich 

I 
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nur fo lange, als der Glaube der Herrenlofigkeit bei: dem 
Sinder-dauerte. Ä 

Sieht man nun endlich auf die Grundfäte des Deuts 
ſchen Rechts, wie fie in den nachfolgend angegebenen Pas 
ticufargefeggebungen und in der Doctrin des deutſchen 
Rechts beſtehen °”), fo ergiebt fih, daß auch Hier die 





62) Bol. Sachfenfpiegel TI. Art. 29. 7. Meckbach's 
Anmerk. zu dief. Art. ©.455 — 455. 484 — 487, vergl. mit der 
Anmerf. zu Art. 385. Bd. J. S. 196 — 201. Schwaben⸗ 
| piegel Cap. CCCLXXXIV. Jus Noricum pars 21. tit. 25. 
lex 2. (Diele Lex 2. ift abgevrudt in Stryk-us. mod. 
Lib. 41. iit. 1. 5.17. in fine). „So er aber nicht wüßte, wem 
es zugehörig und auf gehabte Nachfrage den Verlierer nicht er= 
fahren mächt, fol er dad an Orten und Enden, da das Gut 
gefunden, aber am nächften Ort dabei auf offener Kangel vers 
künden laffen. And ob fich auf daffelbig verkünden (welches zum 
mindeften zween Sontag nach einander gefchehen fol) niemand, 
der glaubliche Anzeigung thät, daß es fein wäre, finden würde, 
fol alsdann der Finder fehuldig fenn, die gefundene Haab der 

- . Obrigkeit zu überantworten, die folche nach Selegenheit dem 
Finder wiederum zuftellen, oder an andere Drte zu wenden, 

onung geben wird.” — Lex Bajuvar. fit. II. Cap. XIII. 
II.: „Etsi aliquid invenerit in carte Ducis quasi pro ne- 
glecto jacere, et id tulerit et super noctem coelaverit, fur- 
tum reputetur in publico; XV solid, componat.” — Lex 
Longöaard. Lib.1. ttt.XXV. 1.9.: „Si quis auruiti ut vestem 
aut quamlibet rem-.in viam invenerit et super ‚genuculum 
levaveritei non manjfestaverit, aut ad judicem nondixerit, 
sibi nonum reddat.” — Lex Alamannorum Gap. 87.: 
„Si quis res sues apud alium hominem inveneri, quidquid 
sit, aut mancıpla, aut pecus, aut aurum, aut argentum, 

aut alia spolia, et illa reddere nolue t et ooniradixerü, 
et posithaec convictus fuerit ante judicem, aut simile aut 
ipsum reddat, et cum XV solid. componat, quia proprig- 
tatem ejus contradisit.” Cf. Codex leg. antiq. ex biblio- 
theca Fried. Lindenbrogi. Francf. cmıscxurL; das pro- 
verbum: „Ein Bund verholen, ſo gut als geflolen”., in 
Eifenhardts deutfh. R. in Sprüchwörtern ©. 216. 217. 
Richtstich Landrecht I. Cap. XII. Lib. U. Cap. VI. u. IX. 
cf. Corpus jur. germ. publ. ac priv. medii aevi e bibliotheca 
Senkenbergiana emissum cur. Gust. Georg Koenig a Koe- 
nigsthal. Frankfurt 1760. Tom. 1. Pars I, p.40. 41. 141. 142. 
p. 211.217. 218. — Kayserrecht Cap. 40: „Wer uff dem 
Wege ader uff erden gud findet von gewuchertem gude Ez 
sy rog (pallium) ader mientel ader anders werz, Der sul ez 
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Kundmachung des Fundes verlorner Sachen geboten und 
die Verheimlichung meiſt mit öffentlicher Strafe be⸗ 
droht iſt. | 





Aundigen vor dez Keysers ougen Das ist vor den gemæyneũ 
Juthen unn sal ouch swigen unn sul ez nymande sagen 
waz her fundet hat. Komet der ymant Der eme dy war- 
heyt von dem gefonden dinge saget, also daz ers eme 
saget, So sol he ez eme weder gebin un allen schaden, 
Nymmet sich aber nymant ane keyner vorlust her sol es 
dem Keyser antwortin Der mag ez med eme teylen: eb her 
wel. — — Behilde he e: r unn enthe, de erg nicht 
also heyndifs recht hy vor geleret hat, unn befunde rien 
ez her were des todes schuldig. Daz bewert dy schrift je.dez 
riches rechte wer daz vorberget daz her uffenboren sal der ihut 
: weder dazriche.” (©, auch Gaput41. ib.) Fersio lat, Cap. 40: 
„Qui in via-aut alias supra terram aliquid invenerit ey, Bey 
alterius, sive sit pallium sive tunica, sive aliud quid, deägt | 
denuneiare Imperatori, id est communitali, non expresso 
eo, quod invenit. Veniente deinde aliquo, qui re non visa 
veritatem de circumstantiis rei inventae afferre sciat, resti- 
Ani ei amissa debent sine omni damno. Nemine miem 
comparente, qui rem reposcat, Imperatr:- .radi deb@, :qui 
si velit rem cum inventore partiatur. Si quidem scrıpium 
est, omnes res esse Imperii, quae occultatae sunt. Me u 
tem non .indicata et occulle penes se relenta, deprehensus 
mortis reus est. Hoc enim probat scriptura in jure Im 
rii: Qui occultat id quod indicandum est, facit contra im- 
erium.”) — Copii 41: „Alicujus bona illo inscip defi» 
ens,' qui earum rerum dominus est, ec eum mone 
quo rem illam apud se auferat, siipsi eam afferre zolit, eg 
eam rem in usus suos convertens, neo ei Testituens, cujug 
de jure esse debebat, ille fecit contra Inperalorem , et eo» 
dem quo fur jure censetur. Si quidem in jure Imperfi seri. 
ptum est: Date Deo quae sunt Dei, et quae Csesaris Caew 
sari.” — Intereſſant And auch die Constitutiones Neapo- 
äitanae sive Siculae Lib. III. Tit. 80. Cap. I, uud IE 
„= — — Statuimus eliam, ut invenias res.et 
nias, quarum veri et legitimi domini non apparent, «& 
quas per inventores earum conatitutio regia ad nıa Cu 
riam debere deferri praescripsit, locorum .bajulis sufhciag 
assignari. Nec enim aequum vidimus, ut is, qui zelo fidei, 
quo tenetur curiae, totum quod invenit, assignet, propier 
dem suam incommodum sentiat, ut cogalur invitus ad cu« 
riam remotum, multis locorum distantiis forsitan laborare, 
Quicunque aulem res inventas hujusmodi bajulis mostris 
non assignaverint et bajulis eliam, qui assignatas ad cu- 
riam nostram non miserint, furti pvena nostru aerario 
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VL 
Sortfegung 


Aus den Zap. V. angeführten Vorfchriften des canos 
nifehen und deutfchen Rechts nun folgt mit Rücfiht auf 
die Entwickelungen in Kap. II. für die Beflimmung der 
Modalität der Handlung des Funddiebſtahls: 

a) Alle Vorfchriften iiber die Anzeige gefundener 
Sachen, beziehen id — indem fie in der Vorſchrift der 
Kundmachung Des Fundes und der Aufforderung des Eigen⸗ 
thümers der Sache u. ſ. m. die Exiſtenz eines ſolchen Eigen⸗ 
thümers als möglich ſich denken und zur Veranlaſſung ihrer 
Beſtimmungen nehmen — augenfällig nur auf verlorne 
bewegliche Sachen, an denen der Verlierende das Eigen⸗ 
thum behielt. 

b) In Bezug auf die Findung der res nullius, 
res derelictae et pro dezelictis habitae und in Bezug 
auf-Pas Finden der Schäge gelten zur Zeit noch immer die 
römifchen Grundſätze, jedoch hinfichtlich dee rei pro de- 
relicta habitae (wie man aus dem Geifte der gefeglichen 
Beftimmungen auch des deutfchen Rechtes ſchließen muß) 
mue fo lange, als der Finder in der guten Meinung, daß 
fie res delicta fey,. verharrt. Diefe Dinge Pann der 
Ginder unangezeigt und ohne fonft den Fund Fundbar zu 
machen, behalten, einmal.aus dem einfachen Grunde, 
weil die Berechtigung, Sigenthum zu erwerben, das Kunds 
machen dieſes Erwerbes an Deitte überall nicht vorausſetzt; 
zweitens, meil eben nach a. die Kap. V. angeführten 
Vorſchriften über die Unzeige des Bundes ni nur auf die Sin; | 





-  inferenda, pro cerin se naverint fore damnandos. — 

F ig enie see Bei 4. 145. u. die not. @. he 
en Sefege u. Rechtslehrer ns Handbuch bes deutſ 
Priv. R. 9. 182. 188. Dt. ‚146, 1 146f. Carpaov 
princ, crim, Qu. 8. m. 
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dung verlorner Sachen, bei denen dem Verlierenden das 
Eigenthum geblieben, zu beziehen find °°). 





63) Diefem Sage wiberfpricht Klien a. a. O. &.19$:— 201. In 
drei Fällen: a) dem Falle der Aneignung des Schatzes, woran 
Dritten Rechte zuftchen; b) dem Falle der Aneignung eines 
auf des Andern Felde gefundenen Edelfteines, oder dei; auf einem 
fremden, an einem Fluſſe fich hinziehenden Grundftäde gefuns 
denen Perlenmufcheln, und c) In dem Falle der Aneignung von 
Sachen, die nach der befondern Landesverfaſſung nur der Lane 
desherr zu occupiren befugt iſt. Hält Klien diefe Unfichten für 
in denienigen Rechten begründet , die ich bisher beurtheilte, fo 
habe ich hierauf zu erwidern: Daß der erfte Kall a. weder nach 
R. R., noch nad). canonifchen und deutichen Rechten etwas öfe 
fentlich Strafbares in ſich ſchließe, zeigte Ich oben fchon und folgt 
aus der Wahrheit, daß hinfichtlich der Schäge immer noch, ſelbſt 
nach ſächſ. R., nur die römifchen Grundfäge entſcheiden. Bgl. 

: Danz a. a. O. 5.182.188. Haubold Lehrb. des K. S. R. 
4. 180. Der Fall b. ſtützt ſich auf die Vorausſetzung, derglei⸗ 
chen Dinge ſeyen zwar accefforifche Theile des Grund und Bo⸗ 
dend, ‚aber müßten vor ihrer Auffindung als unentdedt, .alfo 
als herrenlos angefehen werden — eine Vorausſetzung, die ich, 
was die Annahme der accefforifchen Qualität qu. anlangt, nicht 
zugeben Tann. ol. Sttmann Handb, der Straft. W. 
1fte Aufl. 9. 451, Ih. 11. S. 198. 2te Aufl. Th. 1. 5.410, 
L. 4. D. de penu leg. 88.9. 1.19. $.13. D. de auro, ar 
gento 84, 2. 1.17. pr. D. 19, 1. 1.1. $. 5. D, depos. 16,8. 
Kerner berüdfihtigt Klien in diefem Falle nicht, daß weder 
Die Aneignung einer folchen für herrenlos zu achtenden Sache, 
udch die Verheimlichung derfelben gegen den Eigenthümer des 
Grund und Bodens bei öffentlicher Strafe verboten ſich findet. 
Elngriffe in des Andern Eigenthumsrechte, das undefugte Be⸗ 
treten des fremden Grundflüdes find eo ipso noch keine Verbre⸗ 
chen. (I. 8. D. d.ar. d. 41,1.) Der Fall c. endlich kann 
nur dann als Funddichftahl gelten dürfen, wenn die Contro⸗ 
vention qu. als Verbrechen öffentlich mit Strafe bedroht iſt, 
uud trifft nur zu fpecielle Fälle, um mehr Recht, ale höchitens 
Das der Ausnahme von der obigen Regel unferes Zertes, zuges 
ſtanden erhalten zu können. — Bol. insbefondcre Med bach 
a. a. O. ©. 484. — Intereſſant find in diefer Beziehung die 
Lehren des Richtstich landr. Lib. I. Cap. VI. in dieto 
Ebrp. jur. p.211: „Vindet nıan auch eriz ader schatz under 
der erden an der stat dye sein nit eins wes das ertrich is® 
des ist auch das guit. Dy!s beweist man mit dem heyligen 
evangelio das sprich also, „Das Hymelreich ist gleich einem 
aker das ein schaiz verborgen leytt, also dem menschen 
.windet, so verkauft er als sein gut und kauft den aker 

das Im der schaiz werde” etc, — Vgl. Tas Evangel. Mat: 
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e) Solf von bem Finden einer Sache die Rede 
feun, fo muß diefelbe, wenn nicht wirklich vacuae pos- 
sessionis, dem Finder Doch als unbefeflen erfchienen fepn. . 

d) Die Apprehenfion einer folhen res amissa ift 
auch nach canonifchen und deutfchen Rechten niemals wider⸗ 
rechtlich; die Sache an fich zu nehmen, ift erlaubt; wäre 
diefes nicht, fo Fünnte es Feine Veranlaſſung zu der sub e. 
referirten Beſtimmung geben. 

e) Nur die durch Verheimlichung oder gar Ver⸗ 
leugnung des Fundes von Seiten des Finders begangene 
Rückhaltung der verlornen Sache iſt verbrecheriſch. Der 
Sachſenſpiegel ſchreibt im Weſentlichen, mit den übrigen 
citieten altdeutſchen Geſetzen übereinſtimmend, vor: „Der 
Finder ſoll die gefundene Sache öffentlich ausbieten und 
dem fich meldenden und ficb legitimirenden Eigenthümer, 
falls derſelde mit ihm aus einem Gerichtsſprengel iſt, gegen 
ihm von dieſem gebührende Erſtattung der Aufwände aus⸗ 
händigen; iſt der Eigenthümer aus einem andern Gerichts⸗ 
bezirke, als der Kinder, fo befommt der letztere den drit⸗ 
ren Theil des Fundes. Meldet ſich jedoch Innerhalb ſechs 
MWocen der Eigenthümer nicht, fo befommt der Kinder 
1 Theil und der Richter 2 Theile des Fundes. Unterläßt 
der Finder die Kundmachung des Zundes, oder. vetleugnet 
‚er denſelben, fo ſoll dieſes wie Diebſtahl beſtraft, d. i. die 
Strafe deſſen nach der Strafbarkeit des Diebſtahls bemeſ⸗ 
fen werden.” 
f) Die Verheimlihung oder Berleugnung des 
‚Bundes bildet nach deutlicher Beftimmung des Sachfenfpies 
gels darum keinesweges das, Verbrechen des Diebftchle, 
weil die Sache aus Niemandes Beſitz entfremdet wurde. 
Dee 


thät Kap. 18. V. 44: „Abermal ift gleich das Himmelreich 
anem verborgenen Schag im Ader, welchen ein Menfch fand 
und verbarg ihn, und ging hin vor Freuden über demfelden, 
und verfaufte alles, was er hatte und kaufte den Ader.” 


L 
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Act. 29 cit. des Sachſenſpiegels ſchließt, nachdem er der⸗ 
vordnet hat, der Verleugnende ſey einem Diebe gleich, er 
werde Dieblicher gehalten, mit der Erklärung: 


„Keine Dieberey hat er aber erftlichen Daran gethan, 
die ihm an feine Ehre oder feinen Leib gehet, oder 
an fein Gefund, alldieweil er es. nie dieb— 
lich noch räublich aus jenes. Gewehren 

brachte.“ 


Man vergleiche noch die Stoffe zu art, 87. lib. 2. dee 
©. Landrechts n. 4. welche Ichrt: 


Ob du mir etwas zu behalten giebt, oder ich was 

finde, diefer Anfang ift an ihm felbft ehrs 

Lich, fo ich aber dieß dein anvertsaner Butt dir nach⸗ 

mals verleugne, oder das gefunden Ding feis 

nem Herren vorhalte, dadurch wird es bei mir 

> biebifch. Aber dieſe Dieberey seht feinem an den Hals, 
- fondern auf Geldtbuße. 


Die Anfiht, weil das Gefe die Handlung der Verſchwei⸗ 
“gung gefundener, von einem Dritten verlomer, Sachen 
. einem Diebftahle gleich geahnder fehen wolle, fo fey der 
Zunddiebftahl nach deutſchem Rechte ein Diebſtahl, ijt fo 
unrichtig, als die" Behauptung, das deutfche Recht rechne 
die Unterfchlagung zu dem Verbrechen des Diebftahls °*). 
Gleichheit der Strafbarkeit fegt nicht nothrwendig Identität 
des Verbrechens voraus; und fein Befeg vermag, in der 
Natur der. Sache liegende Verſchiedenheiten durch ſeine 
voluntas zu vernichten; wenn es auch dieſe Verſchieden⸗ 
heiten in Bezug auf die Strafbarkeit der Handlung für 
nichtsbedeutend erklären kann. Vernünftiger Weiſe — 


GN Vgl. Salch o w a.a. O. 8.1886. Dagegen Klien a. a. O. 
©. 162 f. 


Arch. d. ER. 1834. II. Er. S 
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und das Geſetz foll ja, als Mealifation des abfoluten Rechts, 
nur ein Außfpeuch dee Vernunft ſeyn — fann fein Geſetz 
ein Verhältniß zu einem Diebftahle machen, wenn e8 nach 
dem Wefen des Diebftahls ein Diebſtahl nicht ſeyn Fann. 


Neuere dentfche Legislationen befolgen im Wefentlichen 
dieſelben Grundfäge *), nur mit dee Ausnahme, daß nach 
preußiſchem Landrechte auch die Findung der Schäge der 
Obrigkeit angezeigt werden muß °°), und daß die Art der 
öffentlichen Ausbietung und die Solgen derfelben dort ans 
ders beftimmt find. 


Daß die Schwierigkeit, nach Orundfag a und b. die 
res amissa von der zes nullius zu unterfcheiden,, feinen 
Grund adgiebt, die Vorſchriften der Kundmachung des 
Fundes au auf res nullius zu beziehen, leuchtet ein. 
Diefe Schwierigfeit mag den Kinder aufregen, in dubio 
Den Fund öffentlich auszubieten, um fi, wie l. 48. $.8. 
D. de furtis anrathet, gegen den Verdacht eines Verbre⸗ 
chens gleich a priori zu vertheidigen; allein die theoreti: 
ſchen Srunbfäge über das Wefen der Sache und die pofis 
tiven Vorfchriften werden durch ſolche Schwierigkeiten be: 
greiflich nicht geändert und resp, erweitert; fo wenig, als 
Diefes die fernere Schwierigkeit auf Seiten des Criminal⸗ 
richters, wider den Inculpaten den Beweis zu führen, er 
. babe den Fund für nicht herrenlos gehalten, vermag. - 





not. Pofordunng vom 

27, Jai. 718: . 48. az Ayg. Il. S. 1068. Preuß. 

Ben ja Th. I. ut.9. 5. 16—105., insbefondere $. I 
PR: 2 Haoe. Bade, Handb. des Großh. ©, Pe. 5 


65) al 2. (100.18 —XF sche. 8% eslyı . Priv. R. $. 168. 


es) — gandreht a a. O. 4. 76. 
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VII. 

Die verbrecheriſche Natur und ber Begriff des 
Funddiebſtahls, kurz zufammengefaßt als Rei 
fultate des Ganzen. 
Noch römifchem Rechte bilder alfo ber Funddieb⸗ 
Kahl Fein öffentlich zu ahndendes —— weil nach 
ihm die Apprehenſion und Werleugnung"des Fundes nue 
den Civilſtrafen Fälfchlichen Ableugnens des Beſitzes unters 

liegt. | 
Die citieten canonifchen und deutfchrechtfichen Grund 
fägge kennen das gefchifderte öffentliche Verbrechen des Fund⸗ 
diebſtahls regelmäßig ebenfalls nur gegen’Pes vacuae 
possessionis, nicht gegen völlig herrenloſe Sachen, aber 
ebenfalls keinesweges als wahren Diebftahl, fondern 
nur als Betrug, als falsum, infofeen die Rund 
machung des Bundes verlorner Sachen bei öffentlicher Ahn⸗ 
dung gefeßlich geboten ift; denn dann liegen in deni Frag⸗ 
falfe alle Requifite des falsi: „abſichtliche Wahrheitsentftels 
lung durch Unterdrückung derfelden und Verlegung des mit 
einer öffentlichen Strafe gefhligten Rechtes auf Wahrs 
beit” vor ). Der Name Funddiebſtahl, welcher 
nue duch Die Vergleichung der Strafbarfeit der Handlung 
mit der Strafbarkendes Diebſtahls geſchichtlich zu erflären 
iſt, bilder nicht blog eine fehr uneigentlihe Bezeichnung für 
den Inhalt der Sache, fondern eine völlig unrichtige 
und — mie ſchon erinnert — eine praftifh fehr gefährs 
liche. Die Sache gehört nad canonifchem und dem anges 
zogenen deutfehen Particufarrechte , nach welchem fie allein 
nur als ein Verbrechen beftcht, weil nur diefe Rechte fir 
mit Öffentlicher Strafe bedrohen, zu dem Delicte der Fal⸗ 






67) Wyl. Martin a. a. DO. 4. 198. 194. (2te Aufl. $. 189. 
1%.) Zittmann a.a O. 4. 525. ©. 431 — 434, 2te Aufl. 
$, 910 — 5128. oo. 
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ſchung, wo ſie als Fundunterſchlagung (ſtatt Fund⸗ 
diebſtahl) wohl nicht unangemeſſen benannt ˖werden würde, 
da in dieſer Benennung der Beiſatz „Fund“ diejenige 
species des an ſich ſehr vagen. Delictes des ſalsi beſtimmt 
bezeichnet, welche eine gefundene Sache zum Objecte des 
Verbrechens Hat. Der Name „Unterfchlagung” würde 


. hierbei freilich dem allgemeinen, auf die Unterfchlagung 


anvertrauter Sachen ſich nicht befchränfenden Sinne ge: 
braucht, in welhem Grolman °*) das Verbrechen dee 
Unterſchlagung definict. 
Rad allen diefen Enwickelungen beftimmt ſich der Bes 
griff des fogenannten Funddiebſtahls, oder richtiger der 
Sundunterfhlagung dahin, daß er „die mit öffentlicher 
Strafe bedrohte, von dem Finder begangene Verheim⸗ 
lichung oder gar Verleugnung des Beſitzes einer gefundenen 
verlornen, oder doch dem Finder als eine ſolche erſchiene⸗ 


nen, beweglichen Sache”. bezeichnet. 


Dieſer Begriff iſt offenbar ſehr weſentlich von demjeni⸗ 
gen verſchieden, welchen Klien°°) feinem furto inven- 
-tionis giebt, und deflen wie oben ſchon Kap. I. gedacht 
haben. Die diebiſche Abſicht der Ergreifung der 
Sache gehört keinesweges ju dem Wefen des Delictes, und 
Fann dazu nicht gehören, einmal weilgeben die Ergreifung 
Fein Theil dee verpönten Handlung qu. iſt; fddann, weil 
der allein wefentliche verbrecherifhe dolus ‚nur in der 
Verheimlichung oder Verleugnung des Zundes ‚gegen den. 
Eigenthümer beſteht. Diefer dolus verübt die Wahr⸗ 
heitsentftellung, welche die Handlung. den. Fälſchungen 
‚Deisählen heißt, für deren Exiſtenz jedoch die diebiſche 
Abſicht nicht präjudiciell wird. Welchen Zwecken das fal- 
sum dient, ift für deſſen Begriff and Eriftenz gleichgül⸗ 





68) a. a. D. $. 207. 
69) a. 9 O. ©, 184, 


21: de Funbbiehflahle.: = >: 285:" 


ng. "Die gefepfichen Aeußerungen fehen allerdings die 
Abſicht des: Finders, die Sache für fih zu behalten, fie 
ſich anzueignen, zu Aue zu machen, als den verbrecheri⸗ 
ſehen Zweck der Verheimlichung des Fundes an; allein ſie 
bedrohen die Verheimlichung keinesweges erſt, wenn ſie 
aus jener Mbficht geſchah, ſondern ganz allgemein als das⸗ 
jenige Factium mit Strafe, welches das verbrecheriſche 
ucrum eben verwirkucht. Die Berheimlichung des Fun⸗ 
des iſt ihnen die Aneignung der Sache animo lucri, die 
That einer Dispoſition hinſichtlich der Sache, welche ab⸗ 
ſichtlich des Eigenthiimers Rechte verlegt, und dem Fin⸗ 
der Rechte in Bezug auf die Sache beilegt. Da die Ent⸗ 
ſtellung der Wahrheit durch Unterdrückung derſelben, wie 
ich andeutete, den ſträflichen dolus erſchöpft, ſo kommt 
in der That auch nicht viel darauf an, ob die Geſetze Recht 
thaten, die Verheimlichung des Fundes immer als den Act 
der Aneignung deſſelben zu behandeln. Es erhellet hier⸗ 
aus, daß die Abſicht der Aneignung des Fundes in dem 
Begriffe des Verbrechens Feine Stelle befommen konnte 
(die ide Klien und Pfeiffer einräumen, fiehe oben - 
Rap. L). — Aehnlich foll es fih nah Erhard ”) 
mit dem Requifite der gewinnſüchtigen Abſicht bei dem 
Disbfahle iiberhaupt verhalten; auch hier foll der Gewinn . 
fon durch die Zueignung der Subftanz der Sache bewirkt 
End erlangt werden. Die Ergreifung der Sache ges 
hört nicht zu dem Verbrechen des Zunddiebfiahls, weil 
dieſes nach dem Obigen mit der Verheimlihung des rs 
griffenen erft beginnt. Alle diefe Dinge müflen daher, 
"meiner Meberzeugung nach aus dem Begriffe unferes Des 
ficteß weggelaffen werden, will man den fogenannten Fund⸗ 
diebſtahl in feiner Eigenthümlichkeit charakteriſiren. 





70) Bgl. Martin a. a. O. 5. 198. cit. 
71) a. 9 O. 4. 269. not, 8, . 
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Zum Schluß bedarf ed, um Mißverſtändniſſen vorzu⸗ 
beugen, nur noch dee Bemerkung , daß das vorhin defis 
niete Verbrechen dee Fund unterſchlagung nurdann 
amd in den Sanden möglich iR, wenn und wo entweder 
die angejogenen canoniſchen und bdeutfchrechtlihen Vor⸗ 
ſchriften Geſetzeskraft haben, oder wo ähnliche Straf⸗ 
gebote die Kundmachung gefundener Sachen zur Pflicht 
machen, und die Verheimlichung des Fundes mit öffents 
licher Strafe bedrohen. | 





. XL 
 Rurze praktiſche Bemerkungen 
aus dem Gebiete des Strafproceſſes. 


Von 
Mittermaier. 


8 J. 


Sn wie fern iſt das forum der Connerität. im 
Strafprozeſſe zuläffig? 


Du den in neuen Geſetzgebungen als unbedenflih ange⸗ 
nommenen Sägen gehört auch der: daß das Gericht, wel⸗ 
ches für den Urheber eines Verbrechens begrlindet ift, auch 
für alle Miturheder , Theilnehmer und Begünſtiger zuſtän⸗ 
dig ſey ). Man glaubt dieſen Gerichtsſtand nach den 
Grandfägen ber Connegität und zwar aus legislativen Grün⸗ 
den dadurch rechtfertigen. zu Fönnen °), daß alle Theilneh⸗ 
met an einem Verbrechen eigentlich den phyſiſchen Thäter 
ais Mittelpunft umgeben und fi, indem fie ihm fi zus‘ 
gefellten, auch Dem Gerichte untermwarfen, Das wegen des 
Hauptverbrechens competent ift. Ran glaubt ferner, daß 


4) ‚Baier, erfor. IT. art. 4. Abüvtembengifcies Edict von 
Berordn. über die chtsftände vom 
7. 7. ih 1820. $. 6. an Entwurf der Strafprozeß⸗Ordn. 


2) * die Praktiker des Mittelalters, z. B. Gandinus, de 
zhaleftciis sub rubr.: ubi puniatur delinquens, {n der Aus⸗ 
gabe Venetiis 1551. hinter Angelus Aretin. de malefic. 
p.50 . fprechen von dem foro connesitat. bei dem mandans, der in 

ro ımandatarii prozeſſirt werten darf, 
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Die Unterſuchung gegen den Urheber ſich nur Dadurch ſchnel⸗ 
fee und leichter führen laſſe, wenn auch die Theilnehmer 
von dem nämlichen Gerichte progeffict werden „weil durch 
die rafchen Vernehmungen der verfchiedenen Perfonen am 
erſten die Wahrheit ausgemitteit, durch die Worhaltungen 
der verfchiedenen Ausſagen oder Dusch die Eonfeontationen 
am ſchnellſten das Geſtändniß bewirkt werden fann, wäh⸗ 
rend ſonſt, wenn die verſchiedenen Theilnehmer bei vers : 
ſchiedenen Gerichten peogeflirt werden, durch die Requifl⸗ 
tionen, Hin⸗ und Herſenden der Acten, oder Stellung der 
Derfonen zur Eonfeontation, viel Zeit verloren gehen würde. - 
Für das forum connexitatis führt man noch an, daß 
nur durch die Geftaltung dieſes for der Nachtheil befeitigt 
werde, welcher entfteht, wenn von verfchiedenen Gerichten 
mehrere Theilnehmer prozeffirt und abgeurtheilt werden, mo 

es leicht geſchehen kann, daß im Gerichte A. Perfonen wegen 

des nämlihen Verbrechens losgeſprochen werden, wegen 
_ welches im Gerichte B. andere, die ganz dad Rämliche verißt 
" Haben, verurtheilt worden find. — Fragt man, obin fändern 
des gemeinen Rechts dies forum connexitatis als begtüins 
det angeſehen werden Fann, fo überzeugt man: fich leicht, 
daß es an einer feften Praxis fehlte. Geſetze, weiche dies 
forum rechtfertigen fönnten, fehlen im ‚gemeinen Rechte, 
und man maß zweifeln, ob die. eben angeführten Gründe - 
«ber Zweckmaßigkeit dieſes Gerichtoſtandes / die Keaft haben, 
bdaß fie auch, wenn fein Landesgeſetz ‚fie. ſanctionirt, den 
KRichter bewegen dürfen, ein forum einzuführen ’), dur 
‚welches dee Greyndfog verlegt wird, daß. Niemand feinem 

... natürlichen Rider entzogen werden fol. Um den Werth 
deßfes Geriptfandes elchtig zu ertennen, durfte es verraih 
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aus dem Gebiete des Strafprogefice. 260: 
zweckmäßlg ſeyn, daffelde in den derſchiedenen moglchen 
Combinationen aufzufaſſen, in welchen es im Strafprozeſſe 
vorfommen kann. Es kann entweder I. der Fall, wenn ein 
VBerbrechen vollendet worden iſt, vorkommen, daͤß 1) am: 
dent Orte der Vollendung mehrere Perſonen als Miturhe⸗ 


her oder unmittelbare Theinehmer an der Musführäng bed: 


Berbrechens das Verbrechen verliben, 4. B. Perfonen, von 


weldyen einige aus dem Drte A., andere aus B. find, ehe: 
mm am Orte C. an einem Aufruhre Theil. 2) Mehrere⸗ 


Derfonen nehmen: vermöge einer Verabredung in derſchiedes 
nen Gerichtsbezirken verbrecherifche Handlungen vor, jedoch 
fo,.daß alle diefe Handlungen als Mittel zu dem Zwecke 
dienen follen, ein beſtimmtes Werbrechen an einem: ges 
wiſſen Drte auszuführen; 3. B. einige fuchen am Drte A. 
andere am Orte B., ondere in C. das Wolf. aufzumiegeln, 
‚am-am. Orte D. ald dem Sitze der Regierung eine Res 
vohution hervorzubsingen. . 8) An mehreren Orten bilden 
Sb mehrere verbrecherifhe Gruppen, die zwar wnabhüne. 
- gig von einander das nämliche Verbrechen verüben, aber 

gemeinfchaftlich den ans diefen Berbrechen gezogenen So 
winn beziehen und unter fich theilen., 4. B. in fünf Ges 
richtsbezirken And Banden von Münzfälfchern, die aber im 
: &eerefpondenz mit einander fiehen. 4) Es ‚Handelt. ich 
von einem Verbrechen, zu deſſen Ausführung der. in A. 
wehnende D. dem in C. wohnenden M. ‚Auftrag: giebt, 
ud M. führt in C. das Verbrechen aus. 5). Jeinand, 
Ver in einem andern Berichtöbegirfe wohnt: als di. demjenie 





sen, - in weichem der Thäter das Verbrechen ausführt, 


wird: von dem Letztern zu einzelnen Handlungen, In weit 
hen eine Beihilfe zu: dem Verbrechen liegt, gedungen, 


z. B. in A. foll B. betrogen werden; und derin din 





von A, über 80 Stunden entfernten Orte wohnende Ru 
wird 'gedungen, . weil er Handſchriften täufchend mach⸗ 
machen kann, eine gewiſſe Urkunde, wodurch D bsin 


270. 5 Russe. praftiſche Bemetkungen Pit 


werben foll, zu verfertigen· 6) An dem Orte L fell ein Ber⸗ 
brechen derübt werden ; zwei der Verſchwornen befinden ih 
an dem 40 Stunden davon entfernten Orte K., und durch eis 
nen Bufall erfährt I. etwas von der.verbrccherifchen Verab⸗ 
sebumg der beiden Berſchwornen; in -deu-Werlegenheit, um 

dem Drängen und Drohen der Verſchwoenen zu entgehen, 
erklart N., daß er zwar nie: an dem Verbrechen Theil nehmen 
- werde, veripricht aber dab, was er erfahren Hat, zu ver» 
ſchweigen. 7) Ais ein eigenthumlicher Fall ift der gu betrach⸗ 
ten, wo ſich verſchiedene verbrecheriſche Gruppen bilden, die 
‚unabhängig von einander handein, aber zufallig in einem: 
eecke zuſammentreffen. Dies iſt z. B. der Fall, wenn gegen 
eine neue mit Miderſtreben des Volkes eingeführte gefegliche‘ 
Maaßregel, 1.8. Zolleinführung oder neue Steuer, an vers 
fehledenen Orten gegen die Beamten, welche das Geſetz zu 
vobziehen haben, MBiderfegung dee Biirger ſich ausſpricht, 
3 B. in drei verſchiedenen Amtsbezirken, oder wenn in Zei⸗ 
ven politiſcher Parteiungen in mehreren Orten Unzuftiedene, 
wnabhängig von Andern, Unruhen zu bewirken ſuchen oder 
verbrecherifche Unternehmungen machen. 8) Der Fall 
kann auch ſo gedacht werden, daß Jemand felbſtſtäündige 
verbrecheriſche Handlungen verübt, welche aber als Hand⸗ 
fangen der Theilnahme an einem andern Verbrechen bes 
trachtet werben Förmen, wenn man —6 daß 
der Handeinde im verbrecheriſchen Einverſtandniß mit An⸗ 
dern fich verbunden habe; z. B. an dem Orte A. bat ſich 
eine Bevſchwörung gegen die Staatsregierung gebildet, "in 
deu: Dee B. Hält: €. eine aufrübrerifche Mede, Die das 
Boll gegen Pie Regierung aufzutwiegeln im Stande iſt " 
olfein A. iſt anfer Verbindung ‚ut den Verſchwornen in B. 
und nur feine: eigene pofitifche Sefinnung erzeugt DaB don 
Bi veriibte Berbrechen, während. er als Theunrhmer bee 
Berfhwörung-in C, erſcheinen kann, wenn man Einver⸗ 
u Minbeiß: vorausſeizt. ⸗9) Jemand bracht OHandlun⸗ 


ana dem Gebiete bes Strafpregeffe.. an 


oe, welche nur auf ein bereits verübtes: Werbrechen eines 
Andern fich beziehen ,. und zwar indem er entweder: wiffent⸗ 
lich die geſtohlenen oder geraubten Gegenſtände Pauft: oder 
zum Dortheile der Verbrecher veräußert, . oder indem eu 
einen Verbrecher deu ſtrafenden Gerechtigkeit entzieht, hur 
beherhergt m f. w. Ulle dieſe Handlungen, welche auf 
Begünſtigung dee Werbrechen ſich bejiehen, können wieder 
anf ine zweifache Weiſe vorkammen, entweder: a) inden 
dee Beglinfiger nad) vorangegangener Verabredung mit 
dem Verbrecher handelt, oder 6) ohne eine ſolche Ver ab⸗ 
redung nue zufällig die Oandlungen verübt. 

Stellt man nun den allgemeinen Say auf, wie ein \ 
neuen Sefenbüchern vorfommt, daß die Zuftändigfeit eines 
Gerichts über den „Hauptucheber auch die Zuſtändigkeit 
über. alle Theilnehmer , Gehülfen und Begünſtiger bes 
gründe, fo überzeugt man fich leicht, daß man verſchieden⸗ 
artige Zälle durch einander wirft und. dadurch in ber An⸗ 
wendung zu Nachtheilen fommt, welche ber. Geſetzgebey 
ſelbſt nicht vorherfoh. In dem unter Nr. 1. "angeführten: 
Falle iR nur ein forum delicti:commissi vorhanden; 
mad hier rechtfertigt es ſich freilich, wenn Jeder, der au 
Dem. Berbeehn Theil nahm, auch dem Gerichte des Orte, 


wo er delinquirte, unterworfen wird, Das. Numliche rechte . 


fertigt ſich auch im Kalle Nr. 2., weil hier die verſchtedenen 
Handlungen doch im innen Zufammenhange chend nur, 
Mittel zu einem: verbrecheriſchen Zwecke find,. und jeden: 
gteichfam am, Orte. D., mo das Verbrechen werlibt wer 
den: foll,, alt handelnd erſcheint, auch jeder nach dee Wert 
abredung, gemäß welcher er handelt, fih den am Orte 
der Wollführung des Verbrechens thätigen Genoſſen ‚gleiche: . 
heit... Buch. in dem Galle unter Nr. 8. secbtfertigt «6 fh; 
menn dad. Obergericht wegen des innern Zu 

der verſchiedenen Verbrechen die ‚an mehreren Ortes: WE 
wünbsten * delicloxum ver und VER 


4 


2 Aone prüßtifehe‘ Berkerkungen 
an einem Gerichte führen laßt. Fir bem Falle Nik fe. 


die verbrecherifche Thatigkeit des Anſtifters auf die Vers 


Übung des Verbrechens an dem: Orte, too der phofiihe . 
Später baffelde ausführt, gerichtet. Der letzte iſt nur fein- 
Werkzeug; der Unfifter erſcheint gleichſam durch den An⸗ 
dern als am Orte der Verübung des Deliets handeind und: 


wird daher auch mit Recht dem Gerichtsſtande, wo daB: 


Verbrechen vollführt wurde, unterworfen. : Schon went⸗ 
ger läßt fich dies in dem Falle sub-5. nachweiſen; die zu 
einer einzelnen Handlung gedüngene Perſon, wenn fie auch 
weiß, daß fie etwas Verbrecherifches verübt, kennt häuflg- 
das Detail des. Verbrechens, worauf ihre Bandlung’fib 
Besteht, nicht; fie weiß oft gar aicht / wo das Verbrechen 
wirklich ausgeführt werden ſoll; man kann Daher nicht bes 
haupten, daß fie ſich dem Gerichte, wo bad Verbrechen. 
exequirt wird, unterwerfe, 3. B. wenn jemand eine Piftole 
zu einem Duelle leiht, und nur in einigen Fällen, wo’ der: 
Gehütfe das. Verbrechen, das verübt werden foll, dem 
Umfang und die Art feiner Ausführung kennt, möchte eb 
gu billigen feyn, wenn auch der Gehülfe dem forum des 
Orts unterworfen wird, welches für dem Hauptthäter 


competent ik. Noch weniger aber möchte es ſich rechtfer⸗ 


digen, in dem sub Nr, 6. bezeichheten Falle, auch den, 


‚welder nur Schweigen verſpricht, dem Gerichte ſeines 
MBohnaxrts zu entziehen, und ihn vor das forum, wo das 
Merbrechen ausgeführt wird, zu ziehen; denn: er will zu 
dem Derbrechen nichts beitragen; fein Unterſuchungever⸗ 
Seechen iſt eigentlich ein ſelbſtſtandiges Werbreshen, dab - 
„nach einem. befondern Strafgefege ihn an dem Orte, wo er 
A begeht, ſtrafbar macht; er weiß ja, nachdem erzufal⸗ 
:Abger Zeuge des verbrecherifhen Planes geworden iſt, nichts 
suche. von dem Werbrechen; er will auch das Verbrechen 
‚acht, and beflagt vielleicht ſchmerzlich die Lage, in-tweldye 
Ee durch den/Zafall verfags wurde, etwas von einem ·Ver⸗ 


aus: be Gebiete de⸗ Steafprapeffes. ps 378 


beechen, das er ſelbſt haßt, zu erfahren; fein Vergehen 
liegt in der Schwäche, in bee er nicht wagt, ber Rache 
derjenigen gu trotzen, deren Vertrauter er gegen feinen 
: Blllen wurde. Nie laßt ſich ferner das forum connexi- 
Katis: in dem Galle sub 7. rechtfertigen: denn. hier ‚I 
daa Verbreqen eines Jeden völlig unabhängig von dem. def 
Andern, eb iſt ein Zufall, daß in der. nämlichen Zeit auch 
Andere die nämlichen. verbrecherifchen Vorfäge -faflen;. die 
Mingahme des fori eonnex. heruhte auf. einens vwoillfürlich 
angenommenen Zufammenhange, welcher mannigfaltige 
Nechtheile für Diejenigen erzeugen fünnte, die dieſem fo- 
sunt unterworfen werden. follen. — . Das Namiiche teitt ' 
auch in dem sub Nr. 8, ‚bezeichneten Falle ein; es iR 
defennt,. wie leicht: vorzüglich bei Unterſuchungen wegen . 
poluiſcher Vergehen die Rückſicht auf die drohende Gefahr 
Augſtlich macht und ‚überall Verſchwörungen zu erblicken 
anttreibt; hier Fönnen ducch eine voreilige Moyappfegung 
crines verbrecherifchen Zufammenhangs Berfonen, die de 
Baran dachten, im Einverftändnig ;mit andern Berbrechern 
zu handeln, ihren natürlichen Richtern entzogen und vor 
ein fremdes Gericht geichleppt werden. Am meilen tas 
delnswerth iſt ed, wenn man das forum connexitatis au 
auf Begünftiger.in dem Falle sub, 9. ausdehnt; «6 dürfte 
Zeit ſeyn, daß die Geſetzgeber ſich überzsugten, daß der 
ſogenannte Begünftiger. nit als Theilnchmer an einemn 
Verbrechen betrachtet werben kann, weil man zu eincin 
Dethrechen nicht helfen Bann, welches bereit. venliht if 
. Momifellte ſich endlich Überzeugen, daß vielmehr die Habe 
langen, welche man zur Begünſtigung rechnet, eigene Des 
line: find, welche ‚untse.befondere, Strafgefsge gefeilt Sub, 
. nen. bie Beziehung auf das beftimmte Berbrachen, des man 


angeblich begüinfigt , ‚felten hervortritt, und: wo man uud 


‚gerecht, ſeyn würde, menn man behanpsen ‚wollte, daß 
jeder; fegenannte. Beglinßiger- Rah Verbrechen em heghehige, 


27a. rung vpraktiſche Bemärfungen 
wennieti denjenigen, welcher Das Werbrechen wechötd, 
us Milleiden beherbergt oder: ihm zur Flucht hift. — 
Ber ſogeaannte Begiinftiger begeht aifs ein rigenck Delici 
und kann nur an dem Oete gerichtet werden; an weichen 
8 dab Verbrechen verübt: Ein forum. eonmexitatik 
Jaßt ſich daher ‘auch ‚dei ihm nicht annehmen, weni: man 
aAncht ju dem Gage kommen WIN, daß jeder, der ar: tegenib 
einen Orie des Reichs irgen eine geſtohlene Sacht Saul, 
a dat Torum gebracht‘ werden muß, ws der Diepafl 
"verlbt woeden in. 


; Hab dein Dicherigen echt der; ‚va man dur Die 
——* des fori eonnexitatãs leicht vngerecht wer⸗ 
Den Fönne; aber auch in Fallen, wo das forurn begründet 
werden Tann ,; ‚verbient es feine Degünſtigung, weil es du 
Oumme der: Leiden, welt vhnehin jede Inquiſtüen für 
DIE Ineuißalen erzeugt, noch ohne Roth vermehrt, Indem 





es diejenigen, welche an das oft weit entfernte forum des 


-Dauptrhäter® gebracht werden, Ihrem ordentlichen forma 
entzieht, ſie zu koſtſpieligen, mührfeligen ‚Reifen zwingt, 
oder fie felbft Traneporticungen unterwirft, die mit vieb 
fachen Unbequemlichkeiten verbunden find, und le nöthigt, 
herautgerifien aus der Familie, die des Batert und shärle 
.. geh Urbeiters oder Rathgebers fo fehr bedarf, au einem 
Intfeeneen Orte, wo keine Dülfe, Keine Pflege im Belle 
Ver Krenfher ihrer wartet, Monate lang zu verweilen, 
Wgrfönitten von allen: Btnthe,; ‚Velen der Bingefibehbigte 16 





RER O6 ergeht teen mit ben Wrobniieen; 


daß Haufiz Viefe@inordmang;tiatte Zheitwehmen bei einem 
Gebichtezu pühgeficen, gar kelae Vorthelle gewdahrt, KW 
wena Seſtandaifſe erfolgen, det Die Beweiſe lelcht Heike 
fert werden Fönmenz; ober wenn Dhsjenlge, was chen - 
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tend iſt, daß man daraus in Bezug auf Ueberweiſung der 
Uebrigen keinen Vortheil ableiten kann. 

Es muß eine Grundregel für jeden Geſetzgeber ſeyn, 
nicht mehr Beſchränkungen der Freiheit eintreten zu laſſen, 
nicht mehr Nachtheile den Angeſchuldigten aufzulegen, aß: 
zur Erreichung des Zweckes durchaus nothiwendig if; in 
den meiſten Fällen aber, wo auch die Vernehmung ˖der 
Theilnehmer bei dem Gerichte, wo die Thätee prozeſſirt 
werden, nothmendig fcheinen kann, wird, durch die Eins 
fendung der verfchiedenen Bermuthungen, und im Noth⸗ 
falle durch Eonfrontation, zu welcher der Theilnehmer an 
das andere Bericht gebracht wird, hinreichend der Vor⸗ 
theil gewonnen werden, ohne daß man nöthig hat, des⸗ 
wegen die ganze Unterfuchung über alle Theilnehmer bei 
einem Gerichte vornehmen zu laffen. Offenbar verwech⸗ 
feln die Gefeßgeber bei dem foro connexitatis gewöhns 
lich zwei Fragen: 1) die, ob das Gefe gebieten foll, 
dag in allen Fällen dad forum der Urheber fite alle 
Theilnehmer zuſtändig erfläct werden foll; 2) die, ob daS 
Obergericht gefeglich ermächtigt werden ſoll, in Fallen, 
wo «8 dies zweckmäßig findet, zu verordnen, daß ein am 
einem Gerichte prozeffirter Theilnehmer an das Gericht, 
wo der Urheber progefjirt wird, gewieſen werden foll. Die 
erſte Frage muß man nach dem Bisherigen verneinen, weil 
ſonſt in zu vielen Fällen, in welchen eine ſolche Hinweifung 
gar keinen Nutzen, aber vielfache Nachtheile und beden⸗ 
tende Koſten erzeugt, Die Gerichte durch die allgemein ge 
Bietende Vorſchrift des Geſetzes genöthigt werden, dies fo⸗ 
zum eintreten zu laſſen; die zweite Frage Dagegen muß bes 
jaht werden; dadurch, daß das Gericht blos ermächtigt 
if, wird der Vortheil erreicht, daß das Obergericht in 
jebem einzelnen Kalle prüfen kann, ob und in welchem Um⸗ 
fonge nach den befondern Umftänden des Falles das forum | 
continentiae angewendet werden ſoll. Gchränft dans 


’ 
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das Geſetz diefe Ermächtigung nur auf den Hall ein, daß 
das forum bei dem Anfifter (oder fogenannten intellectuel- 
len Ucheber) und den Perfonen angewendet -werden darf, 
welche der Theilnahme an dem Verbrechen dringend ver- 
Dächtig find, fo daß nicht bei dem bloßen fogenannten Be: 
günftiger das forum angewendet werden fann, fo verdient 
. eine folche legislative Vorſchrift alle Billigung.. 


' 1. 
In wie fern ift bie Verhaftung wegen Gefahr 
| der Collufion zu rechtfertigen? _ 

Die Befugniß eines gemeinvechtlihen Richters, auch 
einen. Angefchuldigten, dee nicht fluchtverdächtig ift, wegen 
der Gefahr der Eollufion zu verhaften, griinder ſich auf 
den art. 11. C.C.C. ') Die Worte diefer Vorfchrift 
. begiehen fih nur auf den Hall, wenn Mitfchuldige des 
nämlichen Verbrechens vorhanden find, und wenn bereits 
der Fall fo beſchaffen ift, daß jeder diefer Mitſchuldigen 
(alfo wegen Größe des Verbrechens und fonftiger Gründe, 
weiche auf Gefahr der Flucht deuten) verhaftet werden 
Darf; denn das Gefeg fpridt nur davon, daß mehrere 
Gefangene nicht in dem nämlihen Gefängniß verhaftet 
. werden follen; die ältere Pragis glaubte nur wegen Gleich⸗ 
heit des Grundes annehmen zu dürfen, daß die Stelle nicht 
blos auf den Hall, wo mehrere Mitſchuldige des nämlichen 
Verbrechens concurriren, fondern überhaupt Darauf aus⸗ 
dehnen zu Dürfen, daß verfchiedene Angefchufdigte nicht im 
dem nämlichen Befängniß bewahrt werden follen * Bea» 


| Ye heißt: und wan —* Kr men a * * 
oll man ovie nglicher alb feyn 
von einander theilen, —8* EM fie fih unwah * 
einander nicht vereinigen, oder wie fie ihre at ger 
wollen, unterreden mögen. 
2) Boehmer ad Carpzoy. t. 111. obs. B. Duifor 
u p quaes obs. Rorp 
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set man die jegige Rechtsanwendung, fo gewährt ,.. 
man fich aus den Acten überzeugen ann, diefe Verhaftung | 
wegen Solufi ondgefahe vielen Inquirirten einen vollkom⸗ 
menen Vorwand, auch in den Fällen, two nicht eine Gay 
fahe vorhanden if, daß der Angeſchuldigte entfliehen 
werde, Verhaftung eintreten zu laſſen. Iſt jemand wege 

eines Duells, auch wo feine ſchwere Verwundung oder d 

Tõdtung erfolgte, zu progeffiren, oder ift die Anſchuldi⸗ 
gung auf ein Verbrechen gerichtet, bei welchem nur ents 
feent zu glauben iſt, daß der Angeſchuldigte mit andern 
Perfonen in Verbindung wegen dieſes Verbrechens geftans 
den habe, fo wird Berbaftung erfannt, und zwar eäfpnnis 
ren. häufig die nquicenten fo: der. Angeſchuldigte kann 


Mitſchuldige gehabt haben; es iſt zu beſorgen, daß er mie 


‚Ihnen wegen falſcher Ausſage fich vereinige, man muß ihn 
daher vorerft verhaften, um der Verabredung entgegen zu 
wirken. Selbſt da, mo feine Mitſchuldige vorhanden find, 
haben die Inquirenten nicht felten Verhaftung wegen Col⸗ 
iuſionsgefahr anzuwenden ſich erlaubt, Indem fie ſich dar⸗ 
auf berufen, daß zu beſorgen ſey, daß der Angeſchuldigte 
Zeugen zu beſtechen und zur falſchen Ausſage zu verleiten 
ſuche. — Man hatte nämlich überall, wo, wie man 
ſagte, Beſorgniß vorhanden wäre, daß dem Verbrecher 
ſeine Freiheit zur Verdunklung der Wahrheit und Erſchwe⸗ 

rung der Unterſuchung mißbrauchen würde, die Anwen⸗ 
Bang. des Arreſts für zuläffig gehalten... Ein großer Theil 
der gerechten Klagen fiber grundfofe Verhaftungen bat feine 
Urfache nur in der Ausdehnung des Eollufionsverhafte. — 
Der wahre Brund der häufigen Anwendung diefer Act vpn 
Verhaftung liegt wohl nicht in dem Streben, das Geftänds 
niß des Angefchuldigten zu erhalten, weil man wohl eins 
fieht, daß da, wo jeder Angefchuldigte mit dem Andern 


fi dariiber verabredet, was .dem Richter gefagt werden - 


fol, dem Inquirenten die Mittel Ibn den Jneulpaten 
Arch. d. CR. 1884, II, St. 
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bie Borhaftung von’ Hudfagen Underer oder ſelbſt der 
Geſtandniſſe der Mitſchuldigen, oder mehrete Mitſchuldige 
bvurch die Widerſprũche zum Geftändniffe zu bringen, und 
— es ſich, warum in den Geſetzgebungen, welche 
ehr auf Ueberweiſung des Angeſchulbigten berechnet find, 
und nicht wie im reinen Inquiſitionsprozeſſe Geftändniß be 
Iwecken, auch keine Vorſchrift vorfommt’;welde den In⸗ 
quirenten zu Anwendüng des Kollufi onsverhaftes ermächtk⸗ 
gen. Die Motive zu dem 1831 den Kammern in Baiern 
wvorgelegten Entwurfe der Steafprozegordnung ’) etklären, 
ausdrücklich, daß die Vernehmung des Angeklagten nur 
‚dazu dienen dürfe, daß jede gegen If zu ergtelfende Maaß⸗ 
regel ſchon im voraus mit min conträdictorio verhan⸗ 
delt werde, und‘ daß eine Verhaftung zur Verhütung der 
ESolluſton nicht nieht Statt finde. — Die Ausdehnung des 
{ Eollufionsverhaftes Hat übelgene an den deutſchen Shtift⸗ 
ſtellern einen Bertheidiger gefundeir; die Aelteren erklären 
ſich darüber nur, daß man Mitſchuldige im Gefängriffe 
“abfondeen müſſe; von den Neueren erfennt Tittmann“), 
"daß die Verhaftung tvegen Colluſion ein ſchweres Verbre⸗ 
"chen in der Regel vorausſetze; geſteht aber auch, daß man 
"He Betrügereien von einiger Wichtigkeit‘, und bei Injurien 
"oder Thatlichkeiten bie" "ohrie Sprung, der öffentlichen Ruhe 
geſchehen, die Verhaftung der Nitfhufdigen nur unter 
"ganz befondern Untfänden antödndert"diirfe. "Immer aber 
ſpricht Titt mann nur don Verhaftung, ı um Verabre⸗ 
dung der Mitſchuldigen zu hindern; nur in dieſer dem 
"art. j1. C. C. C. entſprechenden weſchrankung faßt auch 
"Srolman‘) den Eoftufionsverhaft- auf, geſtattet Ihn gur 
be Verbrechen, welche don mebrteh Berbundenen began⸗ 


5) S. 146. 
4) Handbuch SH; HT. 6. 194, 
S8) Grunbfäge der Seimingtrehteniffenfh, 1.485. 
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gen werden find,-und, auc hei ſaͤwareten Straffällen mg 
fi der verfügte Arreſt auf die verdiente Strafe, als ‚einen 
heil derfelben anrechnen läßt, bei geringeren Vergehen nur 
denn, wenn ſich zeigt, daß die Mitſchuldigen ſich wirklich 
gur Täuſchung: des Richters hereits verabredet haben. — 
Auf gleiche Urs erkeunt. auch Stübel“), daß dieſer Vers 
Haft nur in: folcheg &ällen. erlaubt ſey, wo Miiſchuldige 
vder verdächtige Zeugen conturriren, welche derglei⸗ 
chen Colluſionen wahrſcheinlich befürchten laſſen. Bon den 
neuen Geſetzbichern erklären ſich üher dieſen Veiheſt das 
Öfterreichifche, preußiſche und baierifhe. Das. erſte 9 er⸗ 
klart, daß der Beſchuldigte in Freiheit geſetzt werden kann, 
wenn die Strafe, welche auf den Befchuldigten -gefegt ift, 
men einem Jahr, der -Befchuldigte . eine. unyerdächlige 
: ‚Deren, und wenn aus feiner Kreiheit nicht zu .beforgen iſt, 
daß die Unterſuchung erſchwert werde °). .. Das prenbiſche 
Sefegbuch '*) geſtattet dem Richter, immer die. Berhaftung 
‚eintreten. zu Saffen, wenn.ge gegründete Beforgniß hat, 
daß der Verbrecher feine. Freiheit zur Berdunfelung der 
Wahrheit und Erſchwerung der Unterfuchung. mißbrauchen 
werde. Mach dem baieriſchen Geſetzbuche dürfen. bei Uns 
terfuchung. '') über Räubers oder Diebäbanden und andere 
hergleichen. ‚verbrecherifche,,. Complotts oder Banden "Ale, 
die mit Deu Rerbrechern in Berbindung, geſtanden und welche 


J 6) Srolman bemerkt in noie ., ap? der art. 1l, guhd diu⸗ 
von pelnlichen Verbrechen ſpricht. aa 


7) Criminalverf. 199. 007 em 
„ BOeRertäih. Geſetzb. Aber Bere. Th. 11. j. 306, ° 


: 9) Uns: dein  Gotmmfenter des -trefflichen Senult Sb HH: ©. 265 
.  An;not. fieht man, Ad ber Richten zeüfen Ion, ob nicht. Grü be 
der — va Beſchuldigte durch Verftän 
mit Zeugen (3. 8. mit Ay —— dem Sweae —* 
terſuchung Ahhruch thun werde. Emo 
„ 10) Eriminalorbrüng: f. 209. "= - — . oo 


11) Baier. Geſetb. sh u. art. 121. 1 
ee 2 
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- eine Eofluflon mit den Uebelthatern befürchten: laſſen, pror 
viſoriſch verhaftet werden "). Kaßt man nun genauer die 
verſchiedrnen Zwecke anf, wegen weicher die Berhaftung 
‘aus dem Gtunde ‘der Vorbeugung der Eollufion ‚geftamet 
werden fell, fo Fönnen fie entweder ſeym: 1) die Na 
theile au verbannen, welche daraus zu beſorgen ſind, daß 
"mehrere Miiſchuldige mit einander ſich derabreden; 2) oder 
der Beſorgniß vorzubeugen, Buß: dee Angeſchuldigke Die . 
Zeigen zu falfhen Ausſagen beſtimmt; -oder:3) zu verhin⸗ 
dern, "daß der Angeſchuidigte die —28R de Share 
beſtandes veteitle. : 
Vergeblich wiirde man in den Worten * art. 1 t. 
C. CC, einen Grund finder,- wilcher aus dem erſten 
Zwecke Die Anwendung der Verhaftung wegen Collußen 
rechtfettigte; auch die ältere Praris weiß nichts davon, 
‚aber uch aus innern Gründen dürfte ſich ſchwerlich “diefer 
Vethaft, um der Verleſtüng der Zeugen zur falſchen Aus; 
ſage entgegenzuwirken, rechtfertigen laſſen; denn es“ fehlt 
ſchon an einem Princip, vwelches den Richter leiten könnte, 
um das Dafeyn einer folchen Gefahr zu erkennen. Stellt 
man einmal eine ſolche Beforgniß auf, fo ift Feine Gränze 
zu finden; ‘denn es if in allen Källen möglich, daß der 
Angeſchutdigte die Zeugen bewege, günftig für ihn ausıns 
ſagen, und ihnen angebe, wie fie autfagen ſollen, ſo daß 
auch ig allen Fällen der Inquirent die Befugniß erhielte, 
nad Belieben gegen Jeden, der gar nicht entfernt fluchts 
verdächtig ift, die Verhaftung eintreten au laſſen, und fo 


die individuelle Freiheit ſehr zu befehränken: Die Annahme 


"uee ſoſchen Gefahr beruft aber auch auf. zwei Voraus⸗ 
Ringen, weiche daß beſer nicht wohl zu ſanctioniten bes 





12) Der bannöngrfihe Eatwutf von 1820, Th. 1..$, 56. geſtattet 
die vorläufige Verha tung g, wenn mit Grund zu. befergen iſt, 
daß der Verdächtige feine Kreiheit zur Verdunkelung der Wohr⸗ 
beit oder Crſchweraus der ———— irn 
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fugt iR; nämlich auf der Worausfegung, daß Jeder, dep 
in Eriminalunterfuchung verwickelt ift, um ſich zu seiten, 
einsnkued: Verbrechen verüben, nämlich die Zeugen.zu fair 
fchen: Yusfagen verleiten. werde — eine -Vorauefekung, 
die bei dem Unfchuldigen, der in Unterfuchung gezogen wird, 
gar nicht anzunehmen ift, aber auc bei dem Schuldigen 
nicht im der Allgemeinheit paßt, ‚weil Jemand wohl ein Des 
lict einer gerotfien Met begehen fann, aber deswegen nor 
nie fähig ift, auch ein anderes ſchändliches Verbrechen, 
die Berteitung zum Meineide, zu begehen - Man würde 
. aber: auch der. Annahme einer Gefahr eine andere Borause 

fegung zum runde legen; nämlich die: daß ein Zruge 
blos Buch die Vorftellungen des Inquiſiten felbft durch Be⸗ 
ſtechung zus Werbung des ſchweren Verbrechens des Meins 
eides ſich werde bewegen laſſen. Mit der nothwendigen Ver⸗ 
muthnieg der Rechtlichkeit filinde dieſe Vorausſetzung im 
größten Widerfprude. Aus dieſen Gtünden dürfte wohl 
auch eine gefegliche Beſtimmung, welche Arreß zegen nicht 
Fluchtverdächtige deswegen anzuwenden geſtattetr,weil 
Verleitung der Zeugen zu falſchen Ausfagen ‚su ‚beforgen 
wäre; ‚nicht zu billigen fepn. 

Auch wegen des oben angegebenen deitten Zwecks foliie 
man feinen Eollufionsverhaft eintreten laſſen, weil auch 
hier wieder die Böchfte Unbeftimmtheit und die Millfüir des 
Inquirenten begünftigt würde, welcher 3. B. auch bei dem 
geringften Diebftahle, wenn die. geſtohlne Sache wicht for: 
gleich aufgefunden wird, erflären könnte, daß man befors 
gen müfle, daß der Angeſchuldigte die geſtohlne Sache ver⸗ 
ſchleppen oder der Entdeckung entziehen würde. Auch iR 
dieſer Werhaft unnöthig, weil der Inquieent ; wenn er ſo⸗ 
‚gleich im Anfang der Unterfuchung feine Pflicht: ibut, und 
raſch Sausfuchung oder Augenſchein einnimmt;,.den That 
beftand ſchnell Herfiellen kann. UAm meiſten; Sintinde für 
die Aawendung des Verhaftes: wegen. Eoltufen ſind Da 


au praftifche Bemsrtungen 
fein 


h gmammen haben, 3. B. bei einer —D bei 
aufhandel zugleich ſchon Verſuche einer Verabredung zur 
Auſchung des Inquirenten als wahrſcheinlich ſich ergeben, 
und 3) wenn Wahr ſcheinlichkeit exiſtirt, daß durch die 
Abſonderung der Perſonen Vortheile gewonnen werden koön⸗ 
“nen und nur die Verhaftung als das paſſendſte Mittel hie⸗ 
du fi fi & ergiebt; es kann 3. B. feyn, dag Mitſchuldige da 
de welche an dem Verbrechen Theil nahmen, aber von 
em Detail oder der Verabredung nichts anzugeben wiſſen, 
weil fie nur zufällig ſpäter hinzukamen; eine Ba 
ſolcher Perfonen läßt ſich dann nicht rechtfertigen. II 
muß ein Vergehen vorliegen, welches ſchon eine größere 
trafe nach ſich zieht, fo wie nür auch gegen einen Mits 
chuldigen die Verhaftung fich rechtfertigen läßt, welcht 
hagh,, der Anfchuldigung wahrſcheinlich eine größere Strafe 
trifft, meil fonft das Opfer, welches der Angefchufdigte 
bringen muß, außer Verhältniß mit dem Interefle fteht, 
jedes der Staat an der Entdeckung des Verbrechens 
aben fann. Wenn 5. B. jemand wegen Colluſion vers 
jaftet werden foll, den nur der Vorwurf der Nichtanzeige 
eg Verbrechent trifft, fo daß die Sttafe etwa nur 14 Tage 
\ gegen. ihn. betrüge, fo möchte die Arretirung ſich nicht 
wohl rechtfertigen laſſen. Zweckmaßig dürfte es ſeyn, 
Wenn eine Geſetzgebung erklart, daß z.B. bei Verbrechen, 
Deren. ‚Strafe nicht ‚über 6 Monate Gefängniß beträgt, 
fein Arreſt wegen Eollufion añgewendet werden darf. 
IXL Diefer Axreſt muß ſogleich aufhören, tobald der Zweck, 
Füegen deflen er erkannt if, ‚erreicht If, Bder überhaupt bie 
Kortdauer des Arreftes als nutzlos ſich zet die zu beſor⸗ 
enden Nachtheile alſo beſeitigt ſind, daher a) ſobald alle 
—** — aͤder allf weſentliche Yonänibe, ein Gehänds 
aid abgelegt haben; : :oder 4) wenn ſich andere Beweiſe ers 
geben, auf welche, ohne daß man des Geſtundniſſes bedarf, 
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die Berurtheilung erfolgen fann; c) wenn derjenige eins 
geftanden hat, megen deflen die Verhaftung anderer Mit⸗ 
f&uldigen erkannt wurde. - IV. Zweckmäßig dürfte es 
noch feyn, wenn das Geſetz eine Zeit beftimmt, über welche 
hinaus der Arreft wegen Collufion nicht fortdauern darf '*), 
weil fonft die Gefahr zu groß-ift, daß der Inquirent die 
individuelle Freiheit zu lange befchränfe, weil nach der 
Erfahrung, wenn ein gefchicter und fleißiger Ynqu irent 
bei vorhandener Abfonderung der Mitfchuldigen nicht irı den 
erſten 14 Tagen die Wahrheit ausmitteln fann, er auch 
durch 5 längeres Oefangenfalten nichts mehr gew innen 
wird 





14) 3. B. über 14 Tage. 


18) Wenigftens ſolite eine ſolche Beit, als Kegel Seffmmt were 

“den, fo daß, wenn darüber hinaus ber Inqulrent Sie Verhaftung 

- fortdduiern laſſen wi er ſpeciollt ran En * Acten au⸗ 
seven uf. „ar 


ur 


ed 
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. un 7 Der, oo. re tu, 
neueſten criminaptftifhen: Schriften: 
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1) Essäi sur le principe fondaniaptal de la justica pe- 
“inale. '“ Dissertatidn pré senté au concours poür la 
haire de droit criminel par van Muydsni 


}Lausanne 1833. F 


m... 


er Verf. der vorliegenden Abhandlung (iegt Profeffor in Lau⸗ 
anne) ift. ein Schüler Roffi’6, hat aber auch feine Studien 
in Deutſchland (in Heidelberg) gemacht, und beweist, daß er 


- den wiſſenſchaftlichen Standpunkt von Frankreich ud Deutſch⸗ 


land richtig aufgefaßt und vorzüglich mit ben beutfchen For⸗ 


ſchungen mit einem felbftftändigen gefunden Urtheite fidy vertraut 


gernacht hat. Er wünſcht eine_Darftellung der verfhiedenen 
Strafrechtstheorieen zu geben, und nady einer Beinen hiſtoriſchen 
Einleitung (cap. 1.) und einigen Vorbegriffen über Strafrecht 


- (cap. 11.) giebt ee (p. 16) eine Ueberſicht der Straftechtsſyſteme, 
‚die er nach ber innern Befchaffenheit ihres Grundprincips in als 


folute und relative theilt, und die erften diejenigen nennt, 
welche das Strafrecht auf die moraliſchen Gefege bauen, wäh: 
rend bie legten das Strafrecht nach feinen Wirkungen berechnen 
und fo Alles auf das ntereffe bauen. — Nach dem Grunde, 
aus welchem das Strafrecht abgeleitet wird, theilen fich nad) 
dem Verf. die Theorieen in ſolche, die aus der Nothwenbigkeit 
der Eriftenz der bürgerlichen Geſellſchaft als moralifcher Perfon 
das Strafrecht ableiten, und ſolche, die es aus ben, dem Men: 
ſchen im Naturzuftande zuftehenden, dem Staate übertragenen 
Mechten beduciren. Nach dem Zwecke der Strafe theilt der Verf. 
bie Zheorieen ein 1) in ſolche, die einen moralifchen Iwed zu’ 


‚erzeichen fuchen, und zwar entweder a) Erplation, oder b) Beſ⸗ 


der neueften erimingliſtifchen Schriften. BF 


ferlüägs! bet 2)..8i8 winen. materiellen: Bwedk- fich: pprſetzen, 
a). Ausgleichuntg de nrch· das Dopbrechen geftifteten Schadens, 
de) Präbention,:- m dusch; Diobuugs, 4) durch Zufügung der 
Sträfe. Nach den Nerſonen, auf welche: die Theorie Rückſicht 
nimmt, theilt der Verfedie Thegrjeen ein;1) im ſolche, die nur 
Ben! Beſtraften, »N)yrſolche, die: die bürgerliche Geſellſchaft im 
Auge haben. Gei Fen· abſoluten Strafrechtstheorieen unter⸗ 
iſcheidet der Berk in ·ſainer Derfiellung. 3) diejenige, welche 
die Moral im zenen Amfanga auffaßt, und Imnioralität mit 
Ber bacauffelgeadan Strafe nach den Torderungen der göttlichen 
Gewchtigkeit in. nothraendige Harmorie bringen willz 2) die⸗ 
demi ge ,: tete tin. inn ſo fern daa Verbrechen berückſichtigt, als 
e die Meiite: einzelner: Blirgen: erlest .B) bie, nach welcher 
Ja Moralgeſetz zuar:ble Beftrafung,alieg Immoxalität fordert, 
der Stacſ ·abetnais Befhüser: der ———— ſtraft „in ſo feru 
Dieſe Rechte Einzelner oder die des GStents „ureleht ſindz 
4): eigentlicke Talſonstheorieen, nach: Kant. A) Baıhar ja 
Aheorie .63::Cheorie Henke‘ melden hvix moraliſche Boeſſe⸗ 
ug begmedt.: Mei:der Darſtellung dernaelati ven Theorieen 
qandelt der Verf. Ap. 33) zuerſt von dem Nutzen überhaupt 
undjzwarſvom: Regen als Princip der Myral, hierauf vom in⸗ 
divihuellen· Ruben. uk vom. Nutza der: Augemwinheit Damm 
serft-(p: O):. von:: Ruhenꝰ als: Princip pe‘ Strafjufli. .. Des 
Werf. ſtelt dann cdie einzeinen Theoricen in folgender Orbnung 
aufs: Throriten, welche ‚bene, Stagt-bns Strafrecht nur. ja 
cſo fer zugeſtehevr als die hei. dem. Apatretan aus dem Natur 
ſtande dem Staatendurch Mertrag bie ihnen zuſtehenden Rechte 
Aberioſſen:haben. + tihier: eutwickelt der Verf, feine Anſicht n 
bed Natueſtand (hen er. beſtreitet) und über Ceſſion der Rechtez 
und reiht run .hien.(p..48) unter die, Thegeieen, die auf Cefliop 
des Vertheidigumgsxechtes Alles bauen, auch die Ziheorie von 
Weber und Mertinein 2) Theorieen, welche dem Stante 
als njvraliſcher Perfon.äns Strafrecht zuerkennen. Hieher zählt der 
Berk. (p. 83 a) die Beſſerungstheorie, bei welcher er Fichte, 
MWelker, Arnim nennt; b) die. Präventtonstheorie ; c) bie 
‚Aöfchredungstheortes:.d) pſychologiſche Bwangstheorie. Gegen 
‚alle diefe Theorieen werden klar und gut die in neuerer Zeit. in 
MDeusichlend vielfach angegebenen Einwendungen zufammenges 
Mellt. Uns Schluffe giebt der Werfi der Darftefung feiner eiges - 
ara · Anſichten und gehabt (P.&2, ja nt.) 2: daß fie großtentheils 
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aus dem Werke von Mofft genonmen find. Auch der Verf 
bant daher auf bie eingeborne, in ber innerſten Natur des Mens 
Shen rubende Idee — als conscience' bezeichnet, bie dem 
Staate die Pflihe und bie Befugniffe glebt, jene zur Errei⸗ 
Kung des Zwecks nothwendigen Anftalten zu treffen, und jenem 
Handlungen, melde bie bürgerliche Ordnung ſtören, Strafe 
ju drohen. — Mit Klarheit fucht ber Berf. (p. 30) bie Eins 
wenbungen zu widerlegen, welche gegen bie Theorie von Roffs 
vorgebracht worden find. — (Die bebeutendften Erinnerun⸗ 
gen, welhe Carmignani In feinem neuew Werke bagegem 
angegeben hat, find freilich von dem Verf. nicht berädfichtigt‘) 
Die ganze klar gefchriebene Abhandlung beivährt ben Fleiß und 
das Talent des Vfs., der den twiffenfchaftlichen Standpunde 
tm Allgemeinen gus Aufgefaßt hat. In Bezug auf bie Auf 
Faffung einzelner Syſteme ſcheint det Verſ. freilich oft im Irr⸗ 
thum geweſen zu ſeyn; 5. B. in der Theorte von Martin if 
Unrichtig behauptet, daß biefe aus einer Gefflon der Vertheldi⸗ 
gunasredie ber Elitzeinen un den Staat Bas: Strafrecht ableite, 
Martin ber -Biitgirihen Geſellſchaft ale moraliſcher Ver⸗ 
fon das Recht gegen ven durch ‚die Verbrechen Überhaupt: unb 
durch die Nacheheile- des Strafloſigkeit drohenden Angriff = 
Strafen als Mittel nach Analogie der Nochwehr zuerkennt. — 
Micht ganz zweckmäßig iſt auch die Darſteilung der ſogenannten 
abſoluten Strafrechtstheorieen; derm bier bebarf’es offenbar der 
Abfonderung verfchiebenee Theorieen, und zwar A. berjenigen, 
weiche eine Ausgleichung bes durch das Verbrechen geflifteten 
Mebels durd die Strafe bezwecken will, und zwar a) entweber 
des moralifchen Uebel ober der. Störung ber Harmonie ber fitt⸗ 
chen Weltordnung, oder b) des für die bürgerliche Geſellſchaft 
und bie Rechtsordnung entſtandenen Schadens; B. derjeni⸗ 
gen, welche verlangt, daß nach dem Grundfatze ber Gerechtigs 
Bett jedem Verbrechen eine Strafe folge, weil fonft, wenn 
micht beftraft wird, das rechtliche Gleichgewicht geſtört iſt, fo 
daß die Strafe keinen weiten Zweck bat, als ben, ber Forderung 
der Gerechtigkeit Genüge zu leiſten; C. derjenigen, ‚welche das 
Princip der Gerechtigkeit nur als ein allein leitendes in ber Art 
erkennt, daß jedem Verbrecher genau foviel Uebel ale Strafe folge, 
als er rechtlich verdient hat; D. derjenigen endlich, :: weiche das 
Strafinſtitut als da6 zur Erhaltung ber bürgerlichen Orbnung 
und Erreichung de6 Stantegwedis nothwenbige Juſtitut nachtweist 


——— no 
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und nur in fo fern das Gerechtigkeſteprincip ats Ieltend erkennt, 
ais dadurch die Gränze gezogen. wird, worüber der Staat bei 
Strafdrohung nicht hinausgehen darf, fo daß nie bloßer Mugen, 
vder Rüdfihe auf Nutzen oder einen dußern Zweck die Größe 
der Strafdrohung rechtfertigt, in jedem Staate aber ber Geſetz⸗ 
geber, erſt durch die Rückſichten dee Criminalpolitik geleitet, ex» 
kennt, welche Strafe er drohen darf, jedoch fo, daß er nie von 
der Forderung der Gerechtigkeit abweicht. — Auch die Den 
tbeidigungstheorte verdient eine anbere Darftellung, ale fie der 
Vetf. gewaͤhlt hat. Man kann biefe Theorie betrachten A. is 
fo fern fie aus dem, jedem Einzelnen außer dem Staate zuſte 
benden, aber-ducch Einteitt in ben Stuat dem Staate übertra⸗ 
genen Bertheidigungerechte das Strafrecht ableitet, oder aus dem 
dem Staate alt moraliſche Perfon zuftehenden Defenfionsrechte 
die Strafe deducirt; ober B. In fo fern: die Prävention gerich⸗ 
tet wird genen den einzelnen Verbrecher, dee Strafe leidet, und 
daher ber Staat vor ihm als. einen gefährlichen Mienfchen ges 
fihert werben fol, oder in fo fern bie Strafe ale ein gelſtiges 
Vertheidigungsmittel gegen bie bürgerliche. Gefellfchaft üͤber⸗ 
baupt-deohenden Angriff erſcheint, den die motaliſche Unene⸗ 
haltſamkeit befürchten laͤßt. Diefe legte Theorie hat wieder 
ihre verfchtedenen Niiancen. Romagnoft’s Theorie ift elite 
andere, als die von Schulze, Martinz:unb bavon getrennt 
ift wieder Carmignani’s Theorie. Soll eine recht Mare - 
Ueberſicht der Strafrechtstheorieen erfolgen, fo muß man fie 
darſtellen I. nad) der Verſchiedenheit des Rechtsgrundes ber 
Ableitung des Strafrechts; II. nad ber Verſchiedenheit des 
Zweckes, den die Strafe evrrichen fol, und auch in beiden Bes 
siehungen tft wieder Verfihiebenheit zwifchen ben einfachen. und 


| ‚gemifchten Theorleen. Es dürfte nicht ſchwer zu erweiſen ſeyn, 


daß die meiſten unſerer Theorieen gemiſchte find, und mehr 
* minder dem Gerechtigkeltsprincip huldigen, waͤhrend fie 
einen gewiſſen Zweck durch bie Strafe err eichen laffen. 


2) Decrimineincendii. Sect.L juris romani praecepta 
exhihens. Scripait C.G. Waechter. Lips. 1833, 


Der Verf., dem die Criminalrechtswiſſenſchaft bereits ſo⸗ 
vie verdankt, prüft zuerſt In dieſer bei dem Antritt ber Profeſ⸗ 
fur in Lelpzig geſchriebenen Abhandlang, ob in den All Zar 
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aud) im rsmiſchen Sinne an andern Bebäuben als an Mohn⸗ 
gebiiuden incendium verübt werben konnte, kann man 

dem Verf. nicht einerlei Meinung fepn, theils weil alle Steffen, 
bie von Anzündung von Gehäuben fprehen, doch nur auf 
Wohngebäude fid) beziehen , theils weit fonft jebe freiftehenbe 
Scheune ober ein Holzmagazin Schon Gegenſtand bes incendii 
bätte feyn müſſen, was nicht.au den übrigen Stellen paft, in 
welchen einfache —— — durch Feuer nut als 4 damaum 

änjulria datum bezeichnet if. - 


8) Commentatiojaris romani de vi publica et private, 
Auctore C. Otto de Madai, ab illustri JGto- 
rum Berolinensium ordine praomio ornata. Hal. 
‚1832. 


Die Lehre von dem erimen vis iſt in dieſem Archive * 
oft der Gegenſtand von Erörterungen geworden, und ſie ver⸗ 
dient es auch, da im römiſchen Recht eben dies Verhrechen ein 
Au shülfsverbrechen iſt, und noch im heutigen gemeinen Rechte 
Praktiſche Bedezitung hat, ohne eine gründliche hiſtoriſche Behand⸗ 
Iung ber Quellen aber eine feſte Grundlage nicht gewonnen wer: 
ben kann. Wir wollen zuerft unfere Lefer mit dem Ideengange 
sund dem Reſultate der Forſchungen des Vfs. bekannt machen. 
Er zeigt (p. 5), wie anfangs, wo bie Idee noch nicht allgemein 
‚ifiegte , daß der Staat ſelbſt durch das Verbrechen verlegt wich, 
Idie Verfolgung des Verbrecher bem befhädigten Privatımanız 
‚überlaffen war, und diefer nun Entfchädigung geltend machte, 
daher auch bei den Römern zuerſt ber Prätor über die vis 

Beflimmungen gab, ehe leges das crimen vis aufflellten; er 
zeigt, wie nach der Anfiche ber Römer, die in ber Verlegung 
eines Bürgers bie majestas Roms felbft verlegt erkannten, 

. auch das erimon vis ;mit ber perduellio oft zufammenfiel, 
umb auch unter den Kaiſern — Kagihe ihere Wirkungen äußerte 
(p. 7). Der Verf. glaubt, daß auch fchon.in den alten Zeiten 
Roms oft Bewaltthaten yerübt. wurden; bie Erſcheinung aber, 
daß dennoch Feine legen, umb Beine quaestiones de vi vorta⸗ 
sun, glaubt ber Verf. nicht so Bigonius daraus erklären 
zu können, daß in jenen Beiten man bie Handlungen bed cri- 
men vis unter das orimen majestalis oder de sicarlis fubs 

ſumirte; bagegen meint er (p. 12), daß viele ber Danblungen, 
e 
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bie fpäter Arten des erimen vis waren, unter dem Geſichts⸗ 
punkt bes in weiter Ausdehnung urſprünglich aufgefaßten cri- 
men. perduellionis befttaft wurden. Der Verf. behauptet 
(p. 13), WB nicht erft durch die lex Plautia, fondern fchon 
burch die XII Tafeln die usucapio der durch vis dem Eigen: 
thümer entriffenen Sachen verboten worden ſey. Da bie 
XII Tafeln die Verjährung geflohlner Sachen verbot, fo tft 
es nicht wahrſcheinlich (p. 14), daß um fo mehr auch das Ge⸗ 
fe firenge gegen Entziehung durch vis war, dafür fcheint ihm. ' 


1. ult: D. de vi bon. rapt. zu fprehen. In Bezug auf die 


Gefege, welche zur Zeit der Republik über crimen vis gegeben. 
wurden, zeigt der Verf, (p. 20), wie allmählig die perduel- 
lio außer Uebung kam, und baher die Erlaffung von Gefegen _ 
über crimen vis nothwendig wurden; er glaubt, daß die lex 


‚Plautia früher als die lex Lutatia gegeben worben fey (p. 24). 


Die Bürgerkriege und wachfenden Unruhen in Rom forderten 
Strenge gegen die Ruheftörer, und fo ſcheint die lex Plautia 
gegen ben, qui cum telo in publico fuerit aut seditionis 
causa loca superiora ocruparet, Strafe gedroht zu haben 5 
den von Sigonius angenommenen weitern Umfang dieſer 
lex beftreitet der Verf. (p. 29), weil Sigonius die lex 
Plautia und Lutatia durch einander warf. Die legtelex ſcheint 
befonders Strafvorfchriften gegen seditiones und vis contra. 
rempublicam vel ınagistratus erlaffen zu haben (p. 34). 
Die lex Pompeja de vi foll nad) dem Verf. (p. 41) nichts 
Neues beftimmt, fondern nur die-Gerichtsformen mit Bezie⸗ 
bung auf den einzelnen Fall, welcher die lex veranlaßte (dev 
Fall von Milo) näher regulirt haben. Vorzüglich verweilt dee 
Verf. (p. 41) bei der beficittenen Frage: ob die lex Julia de 
vi, auf welche fich die Stellen in ben Pandekten beziehen, von: 
Julius Cäfar oder von Auguft kommt. Der Verf. hätt Cäſar 
für den Urheber, ſchon nach dee Aeußerung von Cicero oratio 
Tbilipp c. 9., aud weil nad) Panbektenftellen 3. B. J. 10.. 
§. 2. D. de vi publ. wegen der Strafe der aquae interdictio, 
die Auguft nicht fanctionirte, ferner wegen Paul. Rec. Sent.. 
V, 26., wo von provacatio ad populum gefprochen wird, 
die lex Julia fchon vor Auguft eriftiet haben muß. Der Verf. 
zeigt, daß zwei leges Juliae, eine de vi privata, bie andere. 
de vi publica, eriftirte (p. 48), und er fegt ben Unterſchied 
Darein, daß die sins armis verüibte vis eine privala, bie cum’ 


Arch. d. CR. 1834, II. St. 
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.armis eine vis publica war. Der Verf. weist nad, wie 
ſchwierig es fey, den wahren Inhalt der leges Juliae herzus 
ſtellen, indem felbft die befannte Stelle bei Paulus in re- 
ceptis sentent. nicht ficher leite, und wahrfcheintich nicht rein 
auf uns gekommen fey; nur das glaubt der Verf. (p. 58) an: 
nehmen zu dürfen, daB das, was in den Pandeltentiteln ad 
leg. Jul. de vi publ. et priv. vorfommt, ſchon in ben von 
Cäfar flammenden legibus fich befunden habe. Der Verf. 
durchgeht nun (p. 59— 75) die einzelnen im Titel ad leg. 
Jul. de vi publ. vorformmenden Fragmenta, um ben wahren 
Sinn derfelben durch Vergleihung mit Parallelftelfen nachzu⸗ 
weifen ; und diefe Arbeit fo wie bie ähnliche Priifung (p. 76— 
84) der im Titel ad leg. Jul. de vi privata vorkommen: 
den Fragmente macht feinem Fleiße und feinem Scharfinn 
Ehre, Der Verf. glaubt (p. 86), daß. Zribontan Manches, 
was noch in den urfprünglichen legibus Juliis de -vi vorkam, 
. nicht in die Pamdektentitel aufgenommen habe. Nach einer 
Eurzen Entwidelung desienigen, was der Prätor in Bezug auf 
CCivilklagen der durch vis Beſchädigten ausſprach (p. 89), geht 
ber Verf. (p. 95) zu. dem über, was bie Eaiferlichen Conſtitu⸗ 
tionen beflimmten; er ſchildert den ſchlimmen Geift, der unter 
ben erften Kaifern herrſchte, fo daß fie faft überall das crimen 
majestatis anzunehmen geneigt waren, und zeigt, daß erſt 
unter den fpäteren Kaifern ein milderer Geift fich ausſprach, fo 
Daß man jest auch wieder die alten leges auf die Verbrechen an: 
wendete. Der Verf. zählt (p. 97) die einzelnen Conftitutios 
nen auf, welche unter den Kaifern über crimen vis ergingen ; 
er zeigt (p. 101), wie und warum Conſtantin die Strafen der 
vis fhärfte, und felbft Todesſtrafen drohte, bie jedoch Juſti⸗ 
nian nicht annahm. Seit Conftantin verlor auch der Unters 
jhied von vis publica und privata feine Bedeutung. Der 
Verf. bemerkt jedoch (p. 109), daß noch zu Suftinians Zeiten 
diefee Unterfchied angewendet wurbe, und. rechnet zur vis 
publica, wenn jemand gegen Perfonen ober Sachen Waffen 
gebrauchte, durch welche bie öffentliche Sicherheit geftört wurde, 
oder wenn jemand, bei Gelegenheit eines ähnlichen allgemeinen 
Unglüds, bes Raubes wegen einen Auflauf oder seditio be: 
wirkte, oder einen Richter oder magistratus in der Amtsauß: 
Übung hinderte, oder durch Gewalt eine Leiftung erzwang, ober 
‚contra jus publicum einen gewaltthätigen Angriff‘ machte. 


x 


ı 
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Zue vis privata rechnet er, wenn jemand, jedoch ohne Waf- 
fen, Gewalt gegen freie Menfchen braucht, oder gemaltthätig 
in fremde Befigungen einfällt, oder mit Andern unerlaubte 
"Berbindung eingeht, qua aliorum lites sollicitentur, — 
Das Berbienft diefer ben Geift und die Quellenfenntnig des 
Vfs. beweifende Abhandlung läßt fich nicht verlennen, obwohl 
man es bedauern muß, daß der Verf. nicht beſſer, als er es ges 
than ,. bei den Hauptfragen verweilt hat, welche eine prakti⸗ 
fche Bedeutung haben und auf die heutige Rechtdanwendung ' 
einwirken, z. B. übet den wahren Begriff der vis. Begründet 

3: B. ſchon jede Berührung des fremden Körpers (e8 wurde 

kürzlich jemand, der einem Mädchen auf-der Straße flüchtig 

einen Kuß gab, wegen criminis vis verurtheilt) das crimen 

vis, oder muß e8 eine Gewaltanwendung feyn, melde den 

fremben Willen zu zwingen im Stanbe ift? — Nicht weniger 

toichtig ift die Frage, ob auch Gewalt an Sachen, wie Feuer: 

Bach im $. 400 kehauptet, zu dem crimen vis gehört (f. das 
gegen wohl mit Recht Wächter in diefem Archiv XI. S. 636), 

ober bie Stage: ob die Anfiht Heffter’s (Lehrbuh S. 368) 

richtig iſt, daß auch eine ohne alle vis verlibte Eigenmacht doc) 

zum römifchen crimen vis gehört. (Wiächter in Bd. XI. 

©. 642.) Man findet leider gar oft Veranlaffung es zu bes 

lagen, daß unſere akademiſchen Differtationen zuviel bei hiſto⸗ 

rifchen Unterfuchungen, bie Eeine praftifche Bedeutung haben, 

‚ verweilen, und über die eigentlich praktifch wichtigen Fragen in 

der behandelten Lehre wegfchlüpfen. 


4) Ueber die rückwirkende Kraft neuer Strafgefege, von Dr. 
H A. Zach ar iä, außerordentlihem Belfiger des Spruch: 
collegiums. Göttingen 1834. 


5) De vilegis novae in criminum antea commisso- 
zum poenas, condemnationes.et perseculiones. — 
Auctore van de Poll. Amstelod. 1834. 


Die Lehre von ber Anwendung neuer Strafgefege auf vors 
ber verübte Delicte iſt in neuerer Zeit in diefem Archive ALL. 
Nr. 18. ©. 467 von Abegg behandelt worden; zwei neue 
Abhandlungen über den Gegenftand verdienen eine rühmliche Er⸗ 
wähnung. Dee Verf. der erflen Abhandlung zeigt mit Recht, 
daß durch den Sag, dag der Staat durch das-begangene Delict 
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Rechte erwerbe, Bein gentigendes Princip gewonnen werden 
‚kann, daß man vielmehr von bem Sage: nulla poena sine 
loge, ausgehen, und fo das Recht ber Bürger behaupten müſſe, 
nur nach den beflehenden Gefegen gerichtet, und einer härtern 
Behandlung unterworfen zu werden, ald die Strafgefeggebung 
des Landes geftattet; fobald daher der Staat In einem neuen 
Geſetze ſich neue oder mehr Rechte beilegt, als nad) der bisherigen 
Geſetzgebung, fordert: auch das neue Gefeg Beine Anwendung. 
Der Berf. glaubt (5. 14), daß auch die im Civilrechte ſchon 
‚mit der höchſten Vorficht anzumendende Vorfchrift, nad) ber 
einem neuen Gefege. rückwirkende Kraft beigelegt wirb, nicht 
auf das Strafrecht ſich beziehen laffe, und daß nach (S. 17) 
die Ausnahme nicht zu rechtfertigen ſey, die man oft bei der 
authentifchen Interpretation macht, beren Wirkung man zurüds 
Datiren will. Bei der Anwendung bes Principe auf einzelne 
Fälle zeigt der Verf. (S. 20), daß insbefondere das neue Ges 
fe& nicht anwendbar ſey, wenn es eine bisher fraflofe Handlung 
für ftrafbar erflärt, und daß dies. felbft dann zu beachten fey, 
wenn das neue Gefeg eine Handlung, die fehon ein dem Mens 
ſchen innewohnendes Gefühl als flrafwürdig bezeichnet, mit 
Strafe bedroht. Der Verf. erklärt fich gegen die Theorie, welche 
natürliche. Verbrechen annimmt und fie mit Strafe belegen läßt, 
wenn auch kein pofitives Geſetz fie ſtrafwürdig erklaͤrt; er zeigt, 
wie gefährlich dieſe Theorie ift, bei welcher Alles nur von den 
individuellen, Moral und Recht fo oft verwechfelnden Anfichten 
der Richter abhängen würde. — Die nämliche Regel gilt nach 
dem Berf (5.27) auch, wenn das neue Gefeg ein härteres 
. Strafübel beflimmt. In Bezug.auf den Fall, wenn ein neues 
Geſetz die früher ftrafbare Handlung für ſtraflos erklärt oder ein 
milderes Strafühbel beflimmt, zeigt der Verf. (S. 80) die Rich⸗ 
tigkeit der Negel, daß das mildere Gefeg immer auf alle nach 
ber Promulgation zur Beurtheilung Eommende Fälle angewens 
det werden müſſe; er zeigt, wie leicht eine mißverftandene abs 
folute Strafrechtstheorie, bie das Eintreten der gedrohten Strafe 
mit Nothwendigkeit fordert, zu irrigen Anſichten in biefem 
Punkte Eommen könne, und ſucht zu zeigen (S. 34), daß feldft 
die Gerechtigkeit den obigen Sag fordere, indem der Staat nur 
ein Recht habe, fo viele Mittel als die Nothwendigkeit erheifcht, 
zur Erhaltung des rechtlichen Zuftandes anzumenden, und wenn 
er nun im neuen Öefege erlläst, daß eine bisher beſtrafte Hand⸗ 
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lung ben rechtlichen Zuſtand gar nicht ober wenigſtens in bem 
bisher angenommenen Grabe gefährbe, er einen Verzicht auf 
bie nach den bieherigen Rechtönormen für ihn begründete Rechte 
ausſpreche; felbfl aus dem Zwede ber Zufügung der Strafe 
rechtfertigt fich der obige Satz. Hat ein neues Geſetz den Thats - 
beftand eines Verbrechens geändert, fo kommt es nad) ©. 38 
Darauf an, ob dadurch das Befeg milder ober härter wird; im 
Iegten Kalle kann e8 keine zurückwirkende Kraft haben. Sind 
andere Strafen gedroht, fo muß in concreto geprüft werben, 
ob die alte oder neue Strafe härter iſt. Iſt durch ein neues 
Geſetz die Beftimmung über bie Verjährung der Verbrechen ges 
änbert (S. 42), fo ftelle der Verf. den Gas auf, daß ba, wo 
nach dem biöherigen Rechte am Tage der Promulgation des 
neuen Gefeges die Verjährung vollendet war, aud das neue 
Geſet keine Anmendung leide. In Bezug auf neue Geſetze, 
welche andere allgemeine frafrechtliche Beſtimmungen enthalten, 
3. B. wegen Beftrafung ber im Auslande verübten Verbrechen, 
Weibt der Verf. (S.50) dem Grundſatze treu, daß diejenigen Uebel 
und Racıtheile, gegen welche Jemand zur Zeit der That nach den 
damaligen Rechtönormen rechtlichen Schug erwarten durfte, ihn 
aud) dann nicht treffen können, wenn fie in einem neuen Ge: 
ſetze fir zuläffig erklärt werden. In Anfehung neuer das Gris 
minalverfahren betreffender Gefege behauptet der Verf. (S. 64), 
dag eine ausnahmsloſe Anwendung neuer Progeßgefege auf früs 
ber vorgenommene Handlungen ben Grundſatz verleken würde, 
nad welhem Niemand Uebeln unterworfen werben kann, gegen 
welche die zur Zeit der That geltenden Rechtsnormen Schuß ges 
währten, da die Prozeßgefege nicht blos die außere Korm ber‘ 
Handlungen betreffen. Wenn durch ein neues Geſetz Grund⸗ 
formen des Strafprozeſſes geändert werden, z. B. Deffentlichs 
feit, Mündtichkeit, wenn 3.8. flatt Geſchwornengerichte rechts⸗ 
gelehrte Richter angeordnet werben, fo glaubt ber Verf. (S. 67) 
an die Anwendung der neuen Geſetze, weil alle diefe Verändes 
rungen aus dem Geſichtspunkte ihrer vom Staate anerkannten 
Zweckmaͤßigkeit aufzufaffen und auf den Vortheil des Anges 
fchuldigten berechnet find, und die individuelle Anficht des Ans 
geſchuldigten, der die frühere Form für vortheilhafter Hält, nicht 
entfcheiden kann, da auch biefe Veränderungen keinen Einfluß 
darauf haben, ob dem Angeſchuldigten ein Strafübel und welde 
Strafe ihm zugefügt werden Bann; daſſelbe Toll nach. S. 58 
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gelten von Beſtimmungen, welche die dem Richter erlaubten 
Mittel zur Ausübung der Strafgerichtsbarkeit betreffen, ober 
ſich auf’ die bloßen Formen beziehen. Sobald die neuen Ge; 
fege auf bie materielle Vollſtändigkeit des Beweiſes Einfluß 
haben, 3. B. über die Frage, ob auf künftlihen Beweis 
veructheilt werden darf, oder fiber Imangsmittel zur Er⸗ 
langung des Geftändniffes, müffen nah ©. 61 die alten Ges 
foge zur Anwendung. kommen. — Der Berf. flellt (S. 64) 
überhaupt den Grundſatz auf: in fo fern die Anwendung 
eined neuen Prozeßgefeged auf ehe Delicte eine Verur⸗ 
:theilung zur Holge haben würde, mo fie nad) dem frühen 
Gefege iiberhaupt nicht erfolgen Eonnte, und in fo fern jene- 
zum Erkenntniß auf ein härteres Strafübel führen würde, 
findet fie nihe Statt. In Bezug auf Rechtömittel bleibt 
der Verf. feiner Anſicht treu, daß er immer nur das zur 
Anwendung kommen läßt, was dem Angefchuldigten am 
meiſten nützlich iſt. Der Verf. prüft noch zum Schlufie 
(8. 67) die Ausfprüche der pofitiven Gefege über die vor⸗ 
liegende Stage, und verweilt bei den Stellen in Cicero, die 
darauf zu beuten fcheinen,, daß man wenigſtens in gewiſſen 
Fällen eine. nova lex auf frühere Delicte anmenbete, fo 
wie auch Juſtinian fi zumeilen erlaubte, eine folhe Rück⸗ 
wirkung auszufprechen (Novell. 12). 

Der Verf. der zweiten Abhandlung ſtellt nach einer Ein⸗ 
leitung über die Natur der Strafe eine Vergleichung zwi⸗ 
ſchen der Civils und Criminalgeſetzgebung an, und bemerkt 
(p- 14), daß es bei der legten auf öffentlihes Recht an= 
omme, wo der Gefeggeber nicht Mechte der Bürger unter 
fi, fondern das eigene Recht bes Staates ſelbſt feſtſtellt, 
die Befugnig Strafe wegen gewiſſen Handlungen zu volls 
ziehen fich beilegt, und bie Verbindlichkeit ber Bürger in 
- Bezug auf diefe Strafe. fanctionir. Der Staat erwerbe 
alfo erſt ein beftimmtes Recht aus feiner Strafdrohung, 
und fo müſſe man nur auf den Angefchuldigten, der das 
Geſetz verlegte, Rüdfiht nehmen; wollte ber» Staat nun 
ein Gefeg, buch das eine bisher flraflofe ‚Handlung als 
ſtrafbar erklärt oder mit firengeren Steafen ein Delict bes 
droht, auf Handlungen anwenden, die vor dem Gefege ver⸗ 
‚übt wurden, fo würde er eine rückwirkende Kraft dem Geſetze 
beilegen und ein Recht ausüben, da6 er erſt durch das neue 
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Geſetz erhielt. Wenn dagegen ein Gefeg ein bisher beſtraf⸗ 
tes Delict jetzt als ſtraflos erklärt oder mit geringerer 
Strafe bedroht, fo: entfcheide. der Grundſatz (P. 18),. daß 
das Fundament der Strafdrohung nur in der Nothwendig⸗ 
Beit liege, die Strafe zue Erreihung bes Staatszwecks zu 


drohen, daß daher das Recht des Staats, die Strafbrehung 


zu erequiren, ſogleich wegfalle, fobald durch das neue Gefeg 
der Staat felbft ausfprad) , daß jene Nothwendigkeit, die allein 
dns Fundament der Gerechtigkeit der Strafe ift, weggefallen: 
fey; eine rückwirkende Kraft liegt hier gewiß nicht vor, wenn 
das mildere neue Gefeg auf das frühere Delict angewendet wird. 
Der Berf. (p- 19) widerlegt die Einwendungen, 3. B. daß 
der Uebertretee durch das Delict eine Schuld contrahirte, die 
ihn ohne Verlegung ber Gerechtigkeit nicht erlaffen werben 
kann. Der Derf, gefteht (1. 21), daß es oft ſchwierig ift, 
richtig zu beflimmen, welche Strafe als die mildere zu betrachs 
ten iſt. S. 25— 27 prüft der Verf. bie Meinungen Anderer, 
welche 3. B. bas Recht, die mildere Strafe des neuen Geſetzes 
anzuwenden, nur ald Ausfluß ber Humanität und Politik be⸗ 
trachten,, fo daß ber Richter nur dann zur Anwendung bes 
neuen Gefeges befugt feyn kann, wenn das Gefeg ihn ſpeeiell 
biezu ermächtigt. — Auch der von Abegg in diefem Archive 
aus dem Gerechtigkeitsprincip abgeleitete Grund geniigt dem 
Berf. (pP: 26) nicht. — Bei der Frage, wie weit der Geſetz⸗ 
geber-von den bisherigen Grundfägen abweichen könne, behaups 
tet der Verf. (p- 29), daB ihm dies Recht nicht zuſtehe, wenn: 
er auf eine bisher ſtrafloſe ſchon verlibte Handlang ein neues 
Strafgefeg oder eine ſtrengere Strafe ausdehnen wollte. In 
Bezug auf die Frage: ob ein neues Strafgeſetz auf’ vorher er⸗ 
gangene Strafurtheile einen Einfluß haben könne (p. 15), 
ſtimmt der Verf. mit Merlin überein, nach welchem durch 
das Urtheil die Rechte feſtgeſtellt werden, und nun in Bezug 
auf Criminaljuſtiz alfo auch der Staat ein. beſtimmtes Recht 
erwarb, auf welches das neue Geſetz Beinen Einfluß haben 
könne. — In Anfehung ber Nebenfolgen einer Strafe, 3. B. 
bes bürgerlichen Todes, glaubt der Verf. (p. 35), daß man 
diefe Mebenfolge nicht als einen Theil der erkannten Strafe 
ſelbſt betrachten dürfe, worauf. dev Staat ein Recht erworben 
habe, fondern fie als einen perfönlichen Zuſtand auffaſſen müſſe, 
im weichen ber Beſtrafte durch die Strafe falle, und daß daher, 
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wie überhaupt iüber dieſen status, das beſtehende Geſetz ent⸗ 


Scheide, und daher, wenn ein neues Geſetz den bürgerlichen Tod 
aufhebt, auch diefe Nebenfolge bei dem ſchon zur Strafe Verur: 
theilten wegfallen müffe. Wenn ein Strafübel noch nicht in 
Mechtskraft überging, fo kann man nad) p. 41 die obige Anficht 
von einem dem Staate durch das Urtheil erworbenen Rechte 
nicht auffiellen. — Auf bie Frage: ob Rückfall vorhanden ift, 
kann nach p. 42 der Umftand nicht wirken, daß Jemand zu 
einer criminellen Strafe wegen eine® Verbrechens verurtbeilt 
war, bas durch ein ſpaͤteres Geſetz nur als Zuchtpolizeivergehen 
erklärt wird. — Die Erörterung (p. 44 — 54) betrifft eine 
vorzüglich auf bie holländifche Gefeggebung beziigliche Frage. — 
Bei der Beantwortung der Frage: ob ein neues Geſetz über das 
Strafverfahren auf früher veriibte Delicte angewendet werben 
Zönne, geht der Verf. (p. 56) davon aus, daß man die von den 
Strafgefegen, welhe Strafen den Verbrechen drohen, geltenben 


Srunbfäge nicht auf die Eriminalprogeßgefege ausdehnen könne, 


da bie legten nicht die Würdigung ber verübten Verbrechen, 
ſondern nur den beften Weg betreffen, auf welchem bie Gefell- 
ſchaft zur ’gerechten Anwendung ber Strafen gelangen kann; 
zwifchen bem einzelnen Delict und den Gefegen über Strafpro⸗ 
zeß ift kein innerer Zufammenhangs durch alle Gefege, welche 
die Verfolgung des Verbrechens treffen, wird die Natur bes 
Verbrechens und das wechfelfeitige Recht nicht geändert, daher 
auch die neuen Gefege über Strafprozeß auf frühere Delicte and 
zuwenden find: dem Angeklagten Eönne buch Anwendung bes 
neuen Geſetzes Fein Unrecht zugefügt werden (p. 61). Daher 
geftattet der Verf. auch, daß ein neues Gefeg Über den Beweis, 
3 B. wenn darnad) auf Indicien geftraft werden darf, was bis⸗ 
her nicht der Fall war, angewendet werben kann; auch behaups 
tet der Verf. (p. 63), daß, wenn ein neues Gefeg die Unters 
ſuchung ex officio anordnet, während zur Zeit als das Des 
Lict verübt wurde, nur auf Klage eines Privatmannes eins 
geſchritten werben burfte, bennocd das neue Gefeg zur Ans 
wendung komme. Bei ben zwar im Strafprozeßgefetzbuch 
vorfommenden Lehren, die eigentlih dem Strafrechte anges 
hören, nimmt der Verf. dagegen an,’ daß das neue Geſetz 
nit angewendet werden dürfe, und dahin zählt ex auch. den 
Sal, wo außerordentliche Strafen bei unvollftändigem Beweis 
bisher geflattet waren, und nun abgefchafft werden. In Ans 
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ſehung der Verjaͤhrung der Verbrechen nimmt ber Verf. (p. 67) 
an, daß, fo lange die Verjährungszeit nach dem Gefege, das zur 
Zeit des verübten Verbrehens galt, noch nicht abgelaufen iſt, 
auch fiir den Angeſchuldigten kein Recht erworben fey ; wenn 
daher ein neues Gefeg eine längere Derjährungszeit einführe, . 
als nad) dem bisherigen Gefege erforberlich war, fo kann nad) 
p- 68 nur das neue Gejeg angewendet werben, weil der Vers 
brecher ein Recht aus dem atten Befege erwarb. Auch in Bes 
zug auf den Einfluß neuer Gefege über Gerichtsorganiſation 
nimmt ber Verf. (p. 70) die Grundfäge als entfcheidend an, 
welche er in Anfehung der Prozeßgeſetze aufftellte, weit die Ver⸗ 
folgung der Verbrechen nicht mit der Natur des Delicts zufams 
mienbänge, und der Verbrecher kein Recht auf eine beftimmite 
Gerichtsorganifation habez nur kann man nad) p. 71 einem 
Gerichte, bei welchem bereits eine Sache anhängig war, nicht 
die Gerichtsbarkeit entziehen und an ein neu organifirtes Gericht: - 
fie weifen, aber auch nicht an einem Berichte, an welches bereite 
die Sache gelangt war, und an feiner Drganifation etwas än⸗ 
bern; denn dadurch würde das Gericht aufhören, das urfprüngs 
liche Gericht zu ſeyn; auch koͤnnen Rechtsmittel, die nad) dem 
alten Geſetze zuläffig waren, fobald einmal bie Sache bei einem 
Gericht anhängig war, durch ein neues Gefeg nicht entzogen 
werden. Der Verf. bringt noch p. 77 die in Paris 1832 vers 
handelte Frage zur Sprache, ob, wenn ein Gefeg außerordents 
liche Gerichte ernennt, z. B. Milttairgerichte, auch über bie 
früher begangenen Verbrechen dieſe Gerichte zu urtheilen befugt 
find, und beiaht nad) feinen Grundfägen bie Frage. — Mes 
cenfent betrachtet bie beiden bisher ertrahirten Abhandlungen, 
deren Verfaſſer mit Geift, Gelehrfamkeit und Gründlichkeit den 
Gegenftand erörtert haben, als einander jid) ergänzend. Man 
wird aus ber bisherigen Darftellung ſich überzeugt haben, daß 
im Wefentlichen beide Verf. in den Grundanfichten übereinftims 
men; nur in der Begründung find fie verfchieden; es iſt zu 
bedauern, daß Hr. Zahariä die franzöfifche Literatur, in 
welcher über die Stage mehr vorkommt als In den beutfchen 
Schriften, nicht mehr benugt hat. Am rihtigften hat wohl 
ber franzdfifche Gaffationshof in dem Urtheile vom 7. Junius 
1832 ſich über die Frage ausgefprochen, wenn er fagt: il faut 
dislinguer en maliere penale ce qui constitu6 le fond 
de la penalit2 de ce qui est relatif a la furıne; que le 
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fond est toujours soumis & la lol existante, au moment 
du delit, a moins qu’elle soit plus severe, tandis que 
la.forme la procedure, et la jurisdiction dependent de 
Ja loi qui vient en investir une autre autorite. Das 

: Hauptübel in ber Lehre iſt, daß man zuviel von dem Grundſatz 

Nerworbener Rechte ausgeht, und daher jedem Verbrecher: 
ein Necht giebt, daß alle Geſetze, bie zu ber Zeit.galten, als er 
das Verbrechen verübte, fomohl in Anfehung bes Verfahrens 
als der Gerichtsorganifation immer angewendet werben müſſen, 
wenn ber Staat das Verbrechen unterfuchen will. Eine foldhe 
Forderung würde zugleich die Erklärung enthalten, daß der 
Staat Eeine Berbefferung in ber Prozeßgefeggebung einführen 
dürfe, oder wegen beri Möglichkeit, daß alte Verbrechen noch 
zur Unterfuchung. kommen, bie alte Prozeß: und Gerichtsform 
die Verjährungszeit hindurch fiir die alten Verbrechen beftehen 
laſſen müßte, = | 


Halle, gedruckt in der Gebauerſchen Buchdruceerei. 


Literariſche Anzeigen. 


In Auguſt O ßw ald's Univerſitätsbuchhandlung in 
Heidelberg iſt vor Kurzem erſchienen: 


Archiv 
für 
Psychologie 
‚für. 
Aerzte und Juristen, 


herausgegeben 


"von 
Dr. J. D. Friedreich, 


unter Mitwirkung von Dr. C. J. A. Mittermaier, 
Dr. Fr. Groos und Dr. J. Chr. Grolman, 


Jahrgang 1834. Is Heft. 


Preis des Jahrgangs aus 3 Heften 6 51. rhein. oder 
3 Rthlr. 12 Sr. ſächſ. 
Fortsetzung von Friedreichs Magazin für philoso- 
phische, medicinische und gerichtliche Seelenkunde. 


Diefe Zeitſchrift, welche ſchon in ihrer früheren Geſtalt ſelbſt 
neben würdiger Concurrenz fo lange ehrend beflanden, hat fidy 
ihr Intereſſe ſchon dad u rch gefichent, und dafjelbe wird fich ges 
fleigert finden in ihrer völlig geläuterten, alles Fremdartige aus⸗ 
ſchließenden Tendenz und bei der Mitwirkung fo verbienftvolleg, 
Männer, welcher fi) der Herausgeber erfreut. 

Das erſte Heft enthält: 
1. Schilderung von Neu = Bethlem in London; von Hrn: Mebis 
cinaltath Dr. G. H. Bergmann in Hildesheim. II. Bes 
merkungen einer irre gewefenen Perfon tiber ihren eigenen gels 
ſteskranken Zuftand ; mitgetheilt von Demſelben. III. Weber 
die praktifche Anwendung der pfpchologifchen Unterfuchungen 
über die Zurechnungsfähigkeie bei Verbrechen; von Hrn. Dr. 


G.%. Diez IV. Ueber die Zurechnung der im Zuſtand dee 
Trunkenhelt und Trunkfaͤlligkeit begangenen Handlungen; von 
J. B. Friedteich. 

Das zweite und dritte Heft werden in angemeſſenen 
Zwiſchenraͤumen folgen, da wir die geſicherte Ausſicht haben, 
daß es an vorzüglihem Material nie gebrechen wird. 


In meinem Verlage If fo eben fertig geworden: 
Höpfner, D. L., CBeifger der Iuriftenfacuftät,) 
zehn Relationen, "nach der Separationsmethode 
‚ mit Hinfihe auf Chr. Martin's Anleitung 
zu dem Referiren über Rechtsſachen. gr. 8. 
Preis 12 gGr. 
Leipzig, im Septbr. 1884. 


Guſtav Schaarſchmidt. 





Bei Fr. Hentze, Buchhaͤndler in, Breslau, iſt 
ſo eben erſchienen und durch jede Buchhandlung zu haben: 


Handbuch fuͤr den praktiſchen Richter, zum Ge⸗ 
brauch bei Ab⸗ und Aufnahme letztwilliger Dis⸗ 
poſitionen, von A. Krull. geh. 10 Sgr. 


Eine genaue, treue Zuſammenſtellung der über dieſen Gegen⸗ 
ſtand einzeln zerſtreuten geſetzlichen Beſtimmungen hat längſt 
Noth gethan, wenn man erwaͤgt, in wie viel Volumen dieſe 

“enthalten find, welche man doch, bei dem an und für ſich ges 

fährlichen Geſchäft der Zeflamentsaufnahme, nicht immer mit 
ſich führen ann! — 
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XIII. 
Ueber den 
Entwurf eines Strafgeſetzbuches 
für das 
Königreich Württemberg vom 3. 1832, 


Bon 
Waͤchter. 


u . 





inter Beziehung auf dasjenige, was ich in der Abhande 
fung ©. 305 ff. Bd. XIV. diefeß Archivs ausführte, er 
faube ich mir, in dem Folgenden über den neueften Stand, 
der Strafgefeggebung in Württemberg den Leſern uns. 
ſers Archives nähere Nachrichten zu geben. 4 
In Württemberg erkannte die Regierung ſchon längſt 
das Bedürfniß einer umfaſſenden neuen Strafgeſetzgebung 
an, und auch die Stände legten den Wunſch nach eiher 
folchen Geſetzgebung ſchon vor mehr als zwölf Fahren der 
Regierung dringend vor. Es blieb aud von Seiten: der 
Regierung nicht bios bei dem Anerfennen des Bedürfniſſes. 
Schon vor mehr ald 20 Jahren wurden Aufträge zu Vor⸗ 
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arbeiten und Entwürfen gegeben, und Intwürfe ausgear⸗ 

.. beitet und in Berathung gezogen, Zweimal fam es 

auth zum Drucke von Entwürfen. Der erfte, von einem 

wiirttembergifchen Gtaatsbeamten im Auftrage der Res 

gierung unter Zugrundlegung des baieriſchen Strafgeſetz⸗ 

buches ausgearbeitet, erſchien vor 11 Jahren ). Allein 

nach einer reiflichen Berathung deſſelben überzeugte man 

&& höhern Orts, daß er nicht geeignet ſey, einer künf⸗ 

tigen Geſetzgebung zur Grundlage zu dienen, und fo wurde 

er ganz bei Seite gelegt, und eine neue Commiſſion zum 

Zwecke der Möfaflung eines neuen Entwurfes niedergefegt. 

Das Refultat der Arbeiten und Berathungen diefer Eommif- 

om war der zweite, neueſte, im Jahre 1882 gedruckte 

Entwurf ?).: BDerfelbe wurde an ſämmiliche höhere Ges 

richtöftellen des Königreiches und an die Tübinger Juriſten⸗ 

facnltät zue Begutachtung verſendet, und die hierauf ein 

gegangenen Öutachten liegen nunmehr mit dem Entwurfe 

gear Beſchlußnahme über das, den ſtandiſchen Kammern 

ı Borzufchlagende Geſetzbuch vor. 

“ Daß bis jegt, ungeachtet des dringendften Bedürfnifs 
ſes, die Strafgefeßgebungsarbeit noch nicht weiter vorges 

: - beitten iſt, dafür laflen fich viele .entfchuldigende Mir . 
mente anführen. Wei den Gang, den die Geſetzgebung 
uin MWurttemberg in den letztverfloſſenen ſiebenzehn Jahren 
wuter König Wilhelm nahm, genaw'fennt und parteilos 

| ve wird äugeben mäfen, dog in dieſer an ia Ä 
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Außerft viel, mehr und Befferes, als feit Jahrhunder⸗ 
ten, gefchehen ift, daß einer Reihe der dringendften Bes 
dürfniffe auf eine höchſt wohlthätige Weife und im beften 
Geiſte abgeholfen wurde, daß die Befriedigung aller 
dringenden Bedürfniffe, bei den vielen Aufgaben, welche .. 
vorlagen, unmöglid war, und daß man bei dem vielen 
Buten, das gefhah, nicht darüber rechten kann, daß 
noch Manches zu thun übrig iſt. Durch den Verfaffungss 
vertrag wurden die Grundverhältniffe des Staats trefflich 
geordnet, die Rechte und Rechtsverhältniffe der Gemeins 
den, der Grundlage des Staates, und ihrer Mitglieder 
und der Stiftungen wurden durch eine Reihe der umfafs 
fendften Geſetze auf freifinnige Weiſe feftgeftellt, die Rechte 
mehrerer Stände, namentlih der Mitglieder des könig⸗ 
lichen Haufes, des Adels und der Beamten wurden näher 
beſtimmt, die öffentlihen und Privatrechte der Juden wur⸗ 
den im liberalfien Sinne feftgeftellt, die Leibeigenfchaft 
wurde aufgehoben; der Werth des Grundeigenthume 
wurde theild durch Aufhebung, theils durch Befchränfung 
und Ablösbarfeit der feudaliftifchen Laften fehr erhöht, und 
die Eultur des Bodens von manchen Feffeln befreit; durch 
eine Gewerbeordnung wurde eine große Lücke der Admint: 
firativgefeßgebung ausgefüllt ; Reformen des Civilprozeſſes 
wurden in einer Reihe umfaflender Gefege verſucht, die 
Inſtanzenverhältniſſe im Strafprogefle fehr gut regulirt, für 
die Verbefferung der Gefangenenanftalten Außerft viel ge: 
than, ein fehr gutes. Militärſtrafgeſetzbuch gegeben, eine 
der fchlechteften Partieen des gemeinen und particulären 
Privatrechts durch ein umfaflendes Pfand = und Prioritäts⸗ 
geſetz -trefflich reformiert, ein Dringend nothwendiges außs 
führliches &pecutionggefeg erlaflen u. f. w., Geſetze, bei 
welchen das ernftlichfte und rühmlichfte Beſtreben, den 
Bedürfniſſen unferer Zeit und den Korderungen unfres 
jegigen Eulturzuftandes und den Anfprüchen des Rechte zu 
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entiprechen, ganz unverkennbar ift, und welche diefem 
Beftreben größtentheild auch völlig entfprechen. 

Dies anzuführen dürfte hier und gerade in unferer 
jegigen Zeit nicht überflüffig feyn, damit man, bei den 
vielfach und mit Recht ausgefprochenen Wünſchen nach 
umfaffenden Strafgefeßgebungen ,„ doch nicht vergeſſen 
möge, wie viele andre Bedürfniffe auch noch zu erfüllen 
find und waren, und wie die eine große Lücke ihre Entichuls 
digung finde in den vielen andern nicht minder fühlbaren 
Lücen, für deren Hebung geforgt wurde. 

Was nun den oben angeführten neueften württembers 
gifchen Strafgeſetzbuchs⸗Entwurf betrifft: fo ift freilich, mie 
ſich aus dem Folgenden ergeben dürfte, zu wünſchen, daß 
er in feiner jegigen Geftalt den Ständen nicht unveräns 
dert als Gefegesvorfchlag vorgelegt werden möchte, und es 
ift auch nicht zu zweifeln, daß er von der Regierung noch 
vielfach geändert werden, und. fomit einem dritten Ents 
wurfe Plag machen wird. Allein deffen ungeachtet dürfte 
es nicht ohne Intereſſe ſeyn, hier noch eftwas genauer auf 
ihn einzugehen, ſchon um deßwillen, weil er, als die 
neuefte deutfche legislative Arbeit, ung einen Fingerzeig 
darüber giebt, auf welchem Standpunkte man in diefer 
Binficht fteht, und weil er jedenfalls doch die Grundlage 
des den Ständen vorzufegenden Entwurfes bilden wird. 

Ueber Kapitelsinhalt und die allgemeinen Grundlagen 
und die Hauptpeincipien, von denen der Entwurf ausgeht, 
wird nicht nöthig feyn, hier Näheres zu ſagen, außer.dem 
was noch am Schluffe diefer Abhandlung darüber zu bes 
rühren ſeyn wird. Denn er ſtimmt in diefer Hinficht fehr 
mit feinen Borgängern- überein, und fennt man naments 
lich die neueften baieriſchen Entwürfe: fo Fann man fich 
auch ein ganz zu treffendes allgemeines Bild vom württem⸗ 


bergiſchen Entwurfe machen. Die Verfaſſer des letztern 


hatten die günſtige Lage, daß ſie eine Reihe ſehr guter 
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Vorarbeiten, namentlich die neueften baieriſchen und hans 
noverfchen Entwürfe benugen Eonnten, und um fo Treffs 
licheres und Gediegeneres Fonnte man von ihnen erwarten, 
da fie auf den Schultern tüchtigee Vormünder ftanden. 

Nun enthält auch wirklich der Entwurf vieles recht 
Gutes, und ift im Verhältniß zu den Strafgefeßgebungss 
verfuchen, welche bis jegt gemacht wurden, eine der Bes 
achtung nicht unwerthe Erfcheinung. Er zeichnet ſich Durch 
Einfachheit und Eoncifion aus, umſichtige Bearbeitung ift 
bei ihm nicht zu verfennen, er vermeidet meift glücklich 
Alles, was blos der Doctrin angehört, benußt vielfach und 
mit Recht greoßentheild'wörtlich das Gute feiner Vorgänger, 
enshält manche glückliche Verbeſſerungen derfelben, und 
vermied in manchen Punkten Unrichtigfeiten und Abwege, 
welche ſich in früheren, in Württemberg felbft und in andern 
deutfchen Staaten gemachten Verfuchen finden, und jedens 
falls wiirde er im Berhältniffe zu dem dermalen beftehens 
den Zuftande der Strafrechtöpflege in Württemberg in dies 
fen Hinfichten eine wahre Berbeflerung deſſelben herbei⸗ 
führen. 

Allein von der andern Seite iſt doch auch er von Miß⸗ 
griffen mancher Art nicht frei, und wiewohl er das neueſte, 
mit Benutzung aller bisher auf dem Felde der Geſetzgebung 
gemachten glücklichen und unglücklichen Verſuche gefertigte _ 
Produft der deutfchen legislativen Beftrebungen bildet: 
möchte es Doch Feinen Zweifel leiden, daß er noch mancher, 
durchgreifender Reformen fähig ift. 

Wenn ich ihm zunächft vorwerfe, daß er zum Theil 
Principien huldige, die ſich gar nicht rechtfertigen lafs 
fen, und daß er manche Abwege, infeitigfeiten und Uns 
richtigkeiten feiner Vorgänger, die er wohl hätte vermeiden 
— nicht vermied: ſo iſt dies ein Tadel, der, wenn 

ich gleich glaube, daß er durch. eine Reihe von Beifpielen 
ſich belegen ließe, doch einer genaueren Begründung bes 
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dürfte, als fie in diefer Abhandlung möglich ift, um die 
Auctoritäten, die dee Entwurf für ſich anführen Fönnte, 
völlig zu widerlegen. Jedoch giebt es fogar hier Punkte, 
in welchen der Entwurf ſchon durch fich felbft widerlegt 
werden kann; denn es fommt im Entwurfe vor, daß ee 
bei einee und derfelben Frage zugleich von ganz verfchiedes 
nen Principien ausgeht. Um hiefür nur Ein Belfpiel ans 
zuführen: der Entwurf unterläßt ed, eine Definition von 
confummirten Verbrechen zu geben. Es ift Died auch durchs 
aus feine tadeinswerthe Lücke. Denn im befondern Theile 
find die einzelnen Verbrechen vom Standpunfte der Con⸗ 
fammation aus aufgefaßt, und fo Bann ſich der Richter für 
jeden einzelnen Fall ſchon entnehmen, mas in demfelben 
zur Confummation gehört, und die Abftraction des Des 
griffes mag füglich der. Doctrin überlaffen bleiben. 
Darüber wird aber fein Streit feyn können, daß ein Ges 
fegbuch die Srage über dag, was zur Confummation des 
Werbrechend gehöre, bei einem und demfelben Verbrechen 
nicht nach verſchie denen Örundfägen beantworten darf. 
Dies ıhut aber der Entwurf 3. B. bei der Fälſchung. 

Bei der Miinzfälfchung unterfcheidet er fo: Werden 
Münzen nachgemacht, alfo falſche Münzen verfertigt, _ 
fo ift das Verbrechen ſchon confummirt durch das bloße 
Machen der Münze; Ausgeben ift hier zur Confummas 
tion nicht nöthig (Art. 185. 187.) , Werden aber ächte 
Münzen verfälſcht: fo ift nach dem Entwurfe das Ver⸗ 
brechen nicht ſchon durch die Fälſchung an ſich confummict, 
fondern erft dadurch, daß der Fälſcher die Münze aus 
giebt (Art. 186. 187.) Sind nun gleich jene beiden 

Fälle allerdings in ihrer Strafbarkeit verſchieden: ſo iſt 
doch wohl nicht einzuſehen, warum bei ihnen die Frage 
über Verſuch und Conſummation nach zwei ganz verſchiede⸗ 
nen Principien beantwortet werden ſoll. Denn in Bezie⸗ 
Bang auf die ſe Frage find in beiten Kihen die Verhält⸗ 
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niffe ganz gleich. | Sieht man nämlich blos darauf, ob 


cein objectin genommen cine Kälfhung oder Verfäls 
ſchung einer Sache gemacht ift: fo ift weder zur Fälſchung 
(zum Nachmachen des Unächten) noch zur Ber fälfchung 
(des Aechten) ein Yusgeben nöthig; fieht man aber darauf, 
ob das in diefen Handlungen liegende Verbrechen, die 
Verlegung des Rechts (fey es der Privaten oder des 
Staats), vollendet ift: fo gehört in beiden Källen zu dies 
fer Berbrechensvollendung menigftend eine wirflihe Ans 
wendung der falfchen oder gefälfehten Sache zum Zwecke 
der Rechtöverlegung, alfo ein Ausgeben der Sache. Es 


wird aber der Widerfpruh, den der Entwurf in diefer - 


Lehre mit ſich felbft enthält, noch auffallender,, wenn man 
feine Beftimmungen über Sonfummation der Urfuns 
denfälfhung mit denen über Münzfälfhung vergleicht. 
Bei der Urfundenfälfbung nämlich verläßt er wieder gang 
die Diftinetion, welche er,bei der Münzfälfhung macht, 
und nimmt nicht blos beim Nachmachen einer Urkunde, 
fondern aub beim bloßen Verfuchen einer ächten 
Urkunde ſchon dann Eonfummation des Verbrechens an, 
wenn das Falſche gemacht iſt, follte auch noch nicht der ges 
ringfte Gebrauch mit der falfchen oder verfälſchten Urkunde 
gemacht oder verfucht worden feyn ’). Aber noch mehr: 
der Entwurf bleibt ſelbſt nicht einmal bei Urfundenfälfhung 
dem getreu, was er in den obengenannten Artikein über 
Sonfummation feftftellt. Denn bei gemwiffen Privaturfuns 
den verlangt er zuc Confummation fowohl der gäls 
(dung als der Verfälſchung, daß von der Urs 





3) Art. 191. 192. 195. 194. Die Diftinction, welche der Ichtere 
Artikel unter Nr. 1u. 2. macht, bezieht fih nicht auf den voran 
. geftellten Begriff des Verbrechens, alfo auch nicht auf die Frage, 
was zur Confummation erfordert werde, fondern blos auf die 


mirten Berbrechens, 


Strafbarkeit des nad) der Anficht des Entwurfes ſchon conſum⸗ 


ui 
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£unde ein Gebrauch gemaht worden if. (Ara 
tikel 196.). 
So finden fih nun im Entwurfe von den drei ganz 
verfhiedenen Principien, nach welchen die Krage über 
Sonfummation des Verbrechens der Fälfbung möglicher 
Weiſe beantwortet werden Fönnte, nicht das @ine oder 
das Andere, fondeen alle drei zugleih befolgt. 
Man kann nämlich, wenn vom Möglien die Rede feyn 
foll, bei der Sonfummation des Verbrechens der Fälſchung 
entweder‘ 

1) unterfcheiden zwifchen Verfalſchung und Fãlſchung, 
und, was ſich freilich nie rechtfertigen ließe, bei jedem 
dieſer Fälle ein anderes Princip über Conſummation bes 
folgen, in dem einen Zalle zur Conſummation ein Ans 
menden, Ausgeben u. f. w. der verfälfchten Sache for; 
dern, im andern Kalle fehon mit der Fälſchung an ſich 
die Confummation des Verbrechens annehmen, oder 
man fann 

2) diefen Unterfchied vermwerfen und dann entweder 

a) fowohl das Verbrechen der Verfälfhung, als des 
der Fälſchung für confummirt etflären mit dem volls 
endeten Acte des Falſchmachens an ſich, oder 

b) was wohl das allein Richtige feyn dürfte, in beiden 
Fällen zur Eonfummation ded Verbrechens eine Ans 
wendung der falfchgemachten oder verfälſchten Sache 
fordern. 

Von dieſen drei, einander ganz widerſprechenden Anſichten 
nun befolgt der Entwurf bei Münzen die erſte, bei öffent⸗ 
lichen Urkunden und auch bei manchen Privaturkunden 
(Art. 195.) die zweite, und endlich bei andern. Privats 
uefunden (Art. 196.) die dritte, 

- Ein zweiter Vorwurf, der dem Entwurfe nicht felten 

gemacht werden Fann, ift, daß feine Strafen oft ganz uns 
verhälnigmäßig hart, bisweilen aber auch underhaältniß⸗ 


\ 
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mäßig gelinde find. Zwar wird man hier entgegenhalten, 
daß dies Punkte feyen, über melde man immer im Streite 
fiegen werde, weil Härte und Gelindigkeit fehr relative Bes 
griffe find, und es ſchwer Hält, den rechten Gleichungspunkt 
zwiſchen Schuld und Strafe zu treffen. Indeſſen hat doch 
auch diefer Einwand feine Gränze. Es Fann in diefen Punks , 
ten eine Gejeggebung nicht felten durch ſich felbft wis 
derlegt werden, fobald fie Verbrechen, welche offenbar auf 
gleichen oder beinahe gleichen Stufen der Strafbarkeit ftes 
ben, ganz verfchieden, oder Verbrechen, welche auf fehe 
verſchiedenen Stufen der Strafbarkeit ftehen, beinahe auf 
gleihe Weife behandelt, oder Sprünge in der Strafe nad) _ 
ganz unmefentlichen Gefichtspunften macht. Auch kann 
eine Gefeßgebung für manche Fälle eine folche Strafe feſt⸗ 
fegen, bei welcher es ſich in feiner Weife läugnen laßt, 
daß ſie an ſich viel zu hart oder viel zu gelinde ſey. 

Von Beiden ließen ſich aus dem vorliegenden Entwurfe 
nicht wenige Beifpiele anführen. Es wird fpätet Gelegen⸗ 
heit ſeyn, manche und zum Theil ziemlich auffallende, bes 
merflih zu machen. Hier mwill ih nur einige, wie fie 
mir gerade in die Hände fommen, anführen, um das 
Geſagte nicht ganz ohne Beleg zu laffen. 

So beftimmt 5. B. der Art. 158: mer einen Gefan⸗ 
genen aus der Gewalt der Obrigkeit befreie, ſolle mit (dem 
infamirenden) Arbeitshaus (3 — 6 Fahre) beftraft 
werden, wenn e8 durch Erbrechung des Gefängniſſes gefcbes 
ben fey; dagegen blos mit Gefängniß von 4 Wochen 
bis 1 Jahr, wenn die Befreiung auf andere Art bewirkt 
worden. Hier muß fehon auffallen, daß derjenige, weis - 
cher durch Erbrechen des Gefängniffes einen Gefangenen bes 
fteit, mit Arbeitshaus beftraft wird, während Denjenigen, 
welcher diefe Befreiung durch perfönliche Gewalt gegen 
obrigfeitlihe Diener bewirkt, felbft wenn er im Complotte 
und mir. Waffen die Gewalt drohte, bios Gefängniß bie 
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höchftens ein Fahr trifft (Art. 158. nr. 1. und Art. 148.). 
Ferner muß es auffallen, daß derjenige, welcher z. B. 
den gefährlichſten, auf lebenslängliches Zuchthaus verur⸗ 
theilten Verbrecher befreit, falls es nicht durch Erbrechung 
geſchieht, höchſtens mit Gefängniß von 4 Wochen bis 
1 Jahr, und nicht mit einer Ehrenmakel beſtraft wird, 
während dagegen Denjenigen,, welcher einen, twegen einer 
nicht bedeutenden Schlägerei verhafteten Kameraden das 
Durch befreit, daß er die fchlecht fchließende Thüre des 
Dorfgefängniffes auffprengt, oder am Fenſter ein Gitter 
lobricht, unbedingt mit dem infamirenden Arbeites 
haus beftraft werden fol. Eben fo muß es auffallen, daß 
Befreiung eines Gefangenen durch Erbrechung des Gefäng⸗ 
niſſes im Allgemeinen unter einem viel härtern Strafmaaße 
ſteht, als z.B. in vielen Fällen dee Aufruhr (f. Art. 153. 
nr. 2, 8, Urt. 154. nr. 6. rt. 156.). Ueberhaupt 
ſcheint der ganze Artikel 158. mißglückt, indem er befons 
Ders bei der VBerhängung der infamirenden Strafe zu 
.abfolut lautet, und mwefentlihe Diftinctionen, melde auf 
Die Natur des vorliegenden Verbrechens Hauptfählihe Bes 
ziehung haben, zu machen unterläßt. Beffer ift in diefen 
Hinſicht der Art. 179. des Hannöverfchen Entwurfes von 
1827, wiewohl auch die Beftimmungen diefer legtern Ents 
würfe nicht durchaus zu billigen feyn dürften — Eben 
fo wird auf jedes gemwaltthätige Einfallen in einen religiöfen 
Werfammlungsort zur Zeit des Gottesdienftes Arbeits⸗ 
Haus bis zu & Jahren gefegt (Art. 169.), eine Strafs 
befimmung , welche doch für viele Zälle (5. B. wenn bei 
einem’ Trauergottesdienfte noch Einige ſich in die Kirche eins 
Drängen wollen, und den abwehrenden Küfter. zurückſtoßen 
und fo mit einigem Geräufche eindringen) eine zu harte if. 
‚Unverhältmäßig hart find auch die Strafbeftimmungen 
Über Hausfriedensbruc und Landfriedensbruch (Urt. 172. 
173.167. 168.). Rad) diefen müßte z. B. wer in mei⸗ 
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nen Garten fteigt und durch denfelben geht, blos um fi 
einen Umweg zu erfparen, unbedingt mit Bezirfsgefängniß 
(3 Tage bie 6 Wochen) und zwar ex officio beftraft wers 
den. Ja, wenn z. B. einige an einem umzäunten Garten 
vorübergehende junge Bauern von ein Paar Andern, die _ 
in dem Garten find, beleidigt werden, und nun Kame⸗ 
raden holen, und in der Zahl von 10 in den Sarten mit 
Gemalt einfallen, und jene Beleidiger fhlagen, und unbes 

- deutend verwunden: fo müßten fie wegen Landfriedenss' 
bruch nad Art. 167. mit Zuchthaus von 5— 8 Jahe 
ren beftraft werden, und hätte einer von ihnen, etiva der 
am meiften Beleidigte, zuerft zum Einbrechen aufgefordert 
und die Andern angeführt, fo müßte er fogar wenigften 6 
mit 8 Jahren Zuchthaus belegt werden. Mod mehr! 
Hätte hiebei einer der Theilnehmer einem der Gegner mit 
Gewalt eine unbedeutende Sache tweggenommen, um fie 
für fih zu behalten: fo müßte jener Anftifter und Anführer 
Des Landfriedensbruchs nach Art. 168. nr. 1. mit dem 
Tode befttaft werden, follte er auch auf jede Weife jenen 
Raub zu verhindern gefucht haben; denn der Art. 168. 
fett unbedingt file den Anftifter und Anführes Todesftrafe 
feft, wenn von einem der Theilnehmer beim Landfriedends 
bruch ein Raub begangen wird, ohne Rücficht, ob e8 mit. 
oder gegen Wiſſen und Willen des Anführers geſchah, und 
ohne zu beftimmen, daß der Landfriedensbruch Raub zum 
Zmwec gehabt haben müffe Eine fo allnemein gedrohte 
harte Strafe läßt fich bier gewiß nicht rechtfertigen, und 
es bemühen ſich auch deshalb die Quellen der genannten 
Artikel, der Hannöverſche und Baierfche Entwurf, durch 
Limitationen folchen Erorbitanzen vorzubeugen. 

Aehnliche unverhältnigmäßige Härten fommen auch 
mehrfach beim Diebftahle vor, 3. B. wenn ein Diebſtahl 
duch Sinfteigen in cin bemohntes Gebäude, oder. in” 
gewiſſe Damit zufammenbängende ebengebäube vorukatreik 
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mit 2 Jahren Arbeitshaus beftraft werden fol, follte auch 
der Dieb nit auf Stehlen audgegangen, fondern nur im 
Vorbeigehen durch ein offenes niederes Kenfter zum Wegs 


holen eimee unbedentenden ‚Sache gereizt worden ſeyn 


(it. 504. nr. 1% 809.). Nicht minder unvechältnigs 
mäßig find manche Strafbeftimmungen iiber Körpervers 
letzung. So foll nach Art. 252. jede Verlegung , welche 
eine vorübergehende Krankheit oder (vorübergehende) 
Untüchtigfeit zu den Berufsarbeiten herbeiführt, mit Ges 
fängnig von 4 Wochen bis 1 Jahr ex officio beftraft wers 
den, fo daß alfo gegen den, der einem als Biolinfpieler 
Ungeftellten mir der bloßen Kauft einen ftarfen Schlag auf 
den Arm fo giebt, daß er ein Paar Tage nicht Violine fpies 
len kann, ex officio eingefchritten, und wenigftens 4 Wos 
chen Sefängniß erfannt werden müßte. Ja nad Art. 236. 
muß jede Verlegung, durch welche der Verlekte an einem 
Theile feines Körpers verunffaltet wird, ‘mit we⸗ 
nigftens einem Jahre infamirenden Arbeitshaufes beftraft 
werden: eine Beftimmung, welche zu Härten führt, die 
fi gewiß nicht rechtfertigen laſſen. Es ift gewiß für ein 
jugendliches Gefühl eine ‚nicht unbedeutende Verunſtal⸗ 
tung, wenn in demfelben eine mit jedem Worte fichtbare 
Zahnlücke erſcheint; Hier müßte nun derjenige, welcher 
eınem Mädchen, oder gar einem Manne einen Borderzahn 
ausſchlägt, falls es nicht im Affecte gefhah, unbedingt 
mit 1 Jahr infamirendem Arbeitshaufe geftraft 


_ werden, fogar dann, wenn er den Zahn bloß aus culpa 


dolo determinata ausſchlug, alfo feine Abficht blos auf 
einen tüchtigen Schlag auf den Mund ging. Die gleiche 
Strafe müßte wenigſtens eintreten, wenn eine Verwun⸗ 
dung im Geficht eine fehr fihtbare Narbe zurückließe. Hier 
kann nun freilich dies für Mädchen ein bedeutender 


Nachtheil ſeyn, und fie in allen ihren Verhältniffen höchſt 





empfindlich treffen, während für dea Mann in den meißen 
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Fallen die gleiche Narbe etwas ziemlich Gteichgültiges ſeyn 
wird. Mein, wenn man, was ſich wohl vertheidigen 
laßt, bei der Strafbeftimmuug ein Moment darauf legen 
will, ob die Verlegung dem Verletzten nach feiner ganzen 
Stellung in den menfchlichen Verhältniſſen mehr oder mins 
der empfin.lich odefhachrheilig ift: fo follte doch das Ges 
fe Fälle, bei welchen diefee Machtheil bald ganz bedeutend, 
bald ganz unbedeutend ift, nicht unter einen Maafftab 
zufammenmerfen, und nicht unter einen Strafraum ftellen, 
defien Minimum für viele diefer Fälle ganz unverhältnißs 
mäßig hart ift. u \ 
Einen Beleg zu dem Gefagten giebt auch die Art und 
Weiſe, wie das Verbrechen der Ehrverlegung behandelt iR. 
Sehr auffallend, aber wohl nue auf ein Verſehen fich 
gründend, find hier fchon die Beftimmungen über Majes 
frät8beleidigung im Verhältniß zu denen über Chrverleguns 
gen gegen Privatperfonen; denn nach Art. 259 u. 260: 
werden, wenn ich nicht fehr irre, die Verläumdungen 
gegen den König, die-Königin und den Kronprinzen. zum 
großen Theil nicht Härter, zum großen Theil fogar geline 
der beftraft, ald Verläumdungen gegen andere Perfonen, 
So Fann z. B. bei einer durch eine VBerläumdung ig 
verbreiteten Schriften begangenen Majeftätsbeleidie 
gung in manchen Fällen die nicht infamirende Keftungee 
fteafe eintreten (Art. 127), bei einer gegen einen Pri⸗ 
vaten dagegen in verbreiteten Schriften begangenen Vers 
läumdung muß unbedingt Infamie eintreten (Art. 260.) 
Ka no mehr! ine Verläumdung gegen — die Perſon 
des Könige, wenn fie nicht öffentlich und nicht in verbreis 
teten Schriften oder bildlichen Darftellungen verlibt wird, 
fol nab Art. 127. nr. 3. (vgl. Art. 127. nr. 1.) bleg 
mit Gefängniß von 4 Wochen bie 1 Jahr ohne alle In⸗ 
famie, und eine ſolche Verläumdung gegen die.Perfon. deg 
Königin oder des Kronprinzen begangen , AK BR,.HUI 
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nr. 8. höchſtens mit 6 Monaten Gefängniß (ohne 
Infamie) beftraft werden, während in einem ſolchen Kalle 
die Berfäumdung gegen einen Privaten begangen jedens 
falle mit zeitlicher Infamie und mit Kreisgefängniß von 
4 Wochen bis zwölf Monaten, nah Umſtänden fogar mit 
Arbeitshaus, zu ftrafen ift (Art, 259.) Kerner ift das 
Marimum für Berläumdungen gegen die Berfon der 
Königin und des Kronprinzen 3 Jahre Arbeitshaus oder 
Feſtung (Art. 129. nr. 2.), das Maximum einer Vers 
läumdung gegen Privaten Dagegen beftehbt in 3 Jahren 
Arbeitshaus (Art. 260.), ohne daß irgend Hier die nicht 
infamirende Seftung zuläffig fl. — Was im übrigen die 
Strafbeſtimmungen über Ehrenfränfungen betrifft, fo ent- 
ſcheidet der Entwurf mit Recht zwiſchen Verläumdung und 
Ehrenbeleidigung. Bei der Verläumdung ſtraft er die Ans 
Dichtung eines Verbrechens im engern Sinne mit 
Arbeitshaus von I bi8 2 Fahren, wenn fie aber durch 
Druckſchriften oder durch Pasquille verbreitet wird, oder 
in einer verläumderifchen Denunciatian befteht, mit Ar⸗ 
beitshaus von Jbis 5 Jahren, und Geldſtrafe von 50 bis 
1000 ©ulden. Die Andichtung eines Bergehens das 
gegen, fo wie die einer, der öffentlichen Geringſchätzung 
Preis gebenden Handlung, welche weder Verbrechen noch 
Wergehen ift, ftraft er blos mit temporärer Eintziehung der 
Ehrenrechte, und Gefängniß von 4 Wochen bis 1 Jahr; 
wenn fie aber durch Druckſchriften oder Pasquille verbreitet 
wird, oder in einer verläumderifchen Denunciaflon beſteht, 
init Verhrft der Ehrenrechte und Gefängnig von 8 Monaten 
vis 1 Jahr und Beldfträfe von 50— 1000 Gulden. Hier 
ſaßt ſich, von noch Anderm abgefehen, der Grundfag, Die 
Strafe der Berläumdung nach der Größe der bürgers 
lichen Steafbarfeit der angedichteten Handlung zu beftims 
men, In feiner Allgemeinheit, wie er hier befolgt ift, Durchs 
ie A nicht rechtfertigen. Der Aolus de Berläumders, die 
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Niederträchtigfeit der Verläumdung, die empfindlichen 
nachtheiligen olgen der Verläumdung für Recht und Ehre 
des DVerläumdeten, und für feine Stellung unter feinen 
Mitbürgern, find doch wohl zunächft die Momente, nah 
welchen fih die Strafe der Verläumdung beftiimmen fol ; 
denn nach diefen Momenten beftimmt ſich die Größe der 
Ehrenfränfung, welche in der Verläumdung liegt. Allein 
diefe Momente fteigen und finfen keineswegs nach der Größe ' 
der bürgerlichen Strafbarfeit der angedichteten Hands , 
fung, nach der rein juriftifch s ceriminaliftifchen 
Natur diefee Handlung, und nach der Frage, wie der 
Staat fie criminalpolitifch zu würdigen hat, fondern 
zunächft nach der natürlichen Beziehung, welche die Hands’ 
lung auf Ruf, Ehre und Stellung des Verläumdeten in 
den Yugen feiner urtheilsfähigen Mitbürger haben muß. 
Dies ſcheint fo einleuchtend zu feyn, daß ed kaum nöthig 
feyn dürfte in Beifpielen zu zeigen, zu welchen auffallens 
den Refultaten der Entwurf durch feinen Grundfag führen 
müßte. Go gehört 3. B. das Andichten von Unzuchtsvers 
gehen zu den Verläumdungen, welche die Ehre des Weis 
bes am Impfindlichften angreifen, und die ganze Stellung 
einge Weibes in der bfirgerlichen Gefellfhaft durch den 
Flecken, den fie auf den weiblichen Ruf werfen, zerftören 
können, und welche in der Klafle der niederträchtigen Vers 
I&äumdungen oben an ftehen, während in der öffentlichen 
Meinung die Ehre einer Frau nicht fehr leiden wird, wenn 
man ihr nachſagt, daß fie ihren gefangen gehaltenen Mann 
durch Erbrechung des Gefängniffes befreit Habe. Allein 
nah dem Entwurfe trifft denjenigen, tmelcher einer Frau 
andichtet, fie Habe ihren Mann duch Erbrechung des Ges 
fängnifle® befreit, unbedingt Arbeitshausftrafe, wel 
jene Befreiung ein Verbrechen ift (Art. 158. nr. 1. 
vgl. Art. 259. nr. 1.), während denjenigen, welcher ds 
nem Mädchen eine Unzucht, einer Kran Chebeah GRCCt. 


pP“ 


318 Ueber den Entwurf eines Strafgefeßbuches 


und dadurch fie um ihren guten Namen bringt und viels 
leicht ihr Familienglück völlig zerſtört, ſogar denjenigen, 
welcher einer Frauensperſon Blutſchande mit ihrem 
Bruder oder mit ihrem Vater oder mit ihrem Stiefvater 
andichtet, blos Kreisgefängniß und zeitliche Infamie 
treffen ſoll, weil jene Handlungen blos als Vergehen be⸗ 
ſtraft werden! (Vergl. Art. 183. 279. nr. 2.280.281.) 
Beifpiele ähnlicher Urt ließen fih noch mande anfüh⸗ 
“ren. So namentlid auch bei Verläumdungen gegen Mäns 
ner. Der Ehre eines Mannes wird e8 in der Regel wenig. 
. Eintrag thun, wenn man ihm Die Verübung einer Körpers 
verlegung im Affecte und unter folhen Umftänden, bei 
welchen aller Verdacht einer Niederträchtigkeit entfernt 
wird „ andightet, während der Vorwurf von Diebſtahl, 
Betrug, Unterſchlagung, Beſtechlichkeit, Parteilichkeit u. 
dergl. die Ehre des Mannes aufs Tiefſte und Empfindlichſte 
angreift. Allein nach dem Entwurfe trifft denjenigen, wel⸗ 
cher einem Bauerburſchen andichtet, er habe bei Raufhän⸗ 
deln ſeinem Gegner einen Finger abgeſchnitten, oder aus 
culpa dolo determinata ihn lebensgefährlich verletzt und 
dergl., unbedingt die infamirende Arbeitshausftrafe 
(Art. 236. vergl. mit Art. 259. nr. 1.), während ders 
jenige nicht bleibend infam und mit einer weit leichteren 
Strafe belegt wird,. welcher einem Andern einen Diebftahf 
oder Betrug von 10 Thalern, oder welcher einem Beams 
ten einen Erpreffungsverfuch des Art. 415. nr. 2., oder 
Amtserfchleihbung duch Vorlegung falfcher Zeugniffe 
(Art. 421.), oder eine dolofe Parteilichfeit des Art. 424. 
nr. 2. vorwirft, und dadurch die Ehre des Mannes und 
die Wirffamfeit deffelben in feinem Amte auf das Empfind⸗ 
lichſte angreift, oder welcher einem Geiſtlichen grobe Un⸗ 
ſittlichkeiten andichtet, und ihn dadurch in Gefahr ſetzt, 
alle Achtung und Wirkſamkeit und alles Vertrauen bei ſei⸗ 

per Gemeinde zu verlieren, ” 
ARE 
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Das Geſagte dürfte wohl genügen, um zu betveifen, 
daß hier ein ganz anderes Princip bei der Beftrafung zu 
©runde gelegt werden muß, als dasjenige ift, von welchem ' 
der Entwurf mit dem Baierfhen und Hannöverſchen auss 
geht. Blos bei der verläumderifchen Denunciation ließe 
ſich das Princip des Entwurfs bis auf einen gewiffen Grad 
‚rechtfertigen, weil bei dieſer es Zweck des Verläumders 
ift, den Verläumdeten in eine Verbrechends oder Verges 
hens fteafe zu bringen; Außerdem ift auch der Sprung 
ein unverhältnifmäßiger , denn der Act. 259. macht, da 
Verbreben und Vergehen fo nahe an einander gränzen. 
So, um nur das Eine anzuführen, trifft denjenigen, wel⸗ 
cher einem Andern einen Diebftahl von 4 Kronthalern 
(10 Bulden 48 Kreuzer) andichtet, „unbedingt das infamis 
rende Arbeitshaus; denjenigen dagegen, der einem Anderen 
einen Diebftahl von 4 Eonventionsthalern (9 Bulden 36 Fr.) 
andichtet,, trifft blos zeitliche Entziehung der Ehrenrechte, 
“ und Befängniß von 4 Wochen bis 1 Fahr (vergl. Art.302.), 
während es doch unzweifelhaft feyn dürfte, daß die legtere 
Verläumdung ihrer wahren Natur nach auf feiner gerins 
gern, wenigſtens auf feiner. fo bedeutend geringern Stufe 
Der Strafbarkeit ſteht, als die erftere. 

Unverhältnißmäßig dagegen und auf eine nicht mohl 
zu vertheidigende Weife gelinde find die Strafbeftims 
mungen übee Ehrenbeleidigung (Art. 264. 267.), und 
machen für viele Fälle den Injurienprozeß beinahe zum Ge⸗ 
fpötte, und reizen zur Selbſthülfe. Wer einen Undern in 
einer Heinen Privatgefellfchaft (denn diefe kann man eine 
verfammelte Menge, von welcher der Artikel 264. fpricht, 
nicht nennen,) einen niederträchtigen Schurken nennt, wer 
die Fränfendfte Realinjurie an ihm begeht,‘ wer auf die 
empörendfte Weife die Schambaftigfeit und den Ruf eines 
Mätchens in einer Gefellfhaft durch Realinjurien kedott⁊ 
alle dieſe können es nach dem Entwnrtfe ruhig wir ride 

Arch. 8. CR, 1834. III, St. 


820 Ueber den Entwurf eines Strafgefeßbuches 


ſcht thun, nicht länger als 8 Tage dafür im Gefängniffe 
figen, oder höchſtens 15 Gulden zahlen zu müflen. Gie 
werden fogar gelinder geftraft, als derjenige, welcher, um 
einen näheren Weg zu gehen, in einen Barten einfteigt, und 
Yen Zaun zerreißt (Art. 172.), oder als derjenige, twelcher 
mir einen Glaskorb, der etwa 18 Gulden werth ift, im 
Affect gerfchlägt (Art. 378. 379.). 

Zu den Mängeln des Entwurfs gehört auch eine öfters 
vorkommende Zlüchtigfeit, mit welcher theild die Quellen, 
aus denen man f&öpfte, nur mit halbem Auge benugt wor⸗ 
den zu feyn fcheinen *), theil® manche Ungleichförmigkeiten 
und Ungenauigkeiten nicht vermieden wurden, endlih Mans 





4) Hiefür nur folgende Beiſpiele: Der Art. 299. fpricht bei einer 
Sache, „wovon dem Entwender ein Miteigenthbum 3us 
ftebe”, von einem dem „Diebe zugehörigen oder anfals 
Ienden Theile.“ Allein bei einer Sache, an welcher dem 
Diebe das Miteigenthum bereits zufteht, Tann man von einem 
erſt anfallenden Theile nicht fprechen. Der Artikel fcheint 
im Wefentlichen aus dem Hannöverfchen Entivurfe genommen, 
nur ift gerade der Punkt des Hannöverfchen Artikel wegge⸗ 
laffen, auf welchem ſich das „anfallende Theil” im Han⸗ 
növerfchen Entwurfe ganz richtig bezieht, nämlich der Fall ciner 

. noch nicht angetretenen Erbfchaft, an welcher allerdings dem 
Erben cin Miteigenthum noch nicht zukommt. — So dürfte 
fih auch der Art. 84. nur durch ein Berfeben in der Redaction 
erklären Taffen. Wenn nämlich derfefbe den Grundfag aufftcht : 
„Wer eine an fich erlaubte Bandlung zu begehen glaubt, die 

‚... aber wegen ihm unbekannter Thatumſtände Itrafbar iſt, dem 
kann dielelbe nicht zugerechnet werden”: fo ftößt er damit die 
Zurechenbarkeit einer reinen Fahrläffigkeit beinahe ganz um; 
denn in den meiften Fällen der reinen culpa, felbft der groben 
eulpa, glaubt der Thäter wegen ihm unbekannter Thatumftände, 
eine nicht verlegende Kuaftofe Dandlung zu begehen. Sollte, 
wie es fcheint, der Artike genommen feyn aus dem repidirten 
Baterifhen Entwurfe Art. 63.; fo wäre dabet überſehen worden, 
daß flatt des im -Wiürttembergifchen Artikel ſtehenden Wörtchens 
rafbar, der Waierifche Artikel das Wörtchen verbrecdes 
eifch hat, 'und ſomit der letztere blos feinen früher ausgelpros 
chenen Sop wiederholt, daß bei Werbrechen.im engern Sins 
ne, im Gegenfabe zu, Vergeben, blofe culpa nicht befiraft 
erde, oder dab Verbrechen nicht durch Sahrläffigkeit bes 

sangen Werben können. u 
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bed, wohl in dem öfters zu weit getriebenen Streben 
nach Kürze fo unklar und vag gefagt ift, daß dadurch große 
Zweifel, zum Theil völlige Unauflögfichfeiten, entftehen. 
Bon dem letzteren wird fich leicht überzeugen, wer z. B. 
die vom Rückfalle, von Concurrenz dee Verbrechen, von 
Abtreibung, und von Gefundheitsverlegungen handelnden 
Artifel, ferner z.B. die Art. 80. 213. 240. 330. genau 
prüft. Hier nur einige wenige minder wichtige Beifpiele, 
Nah Artifel 264. iſt eine Injurie ausgezeichnet, wenn 
duch fie Die befondere Achtung verlegt wird, welche 
„Standes- und Dienftverhältniffen gebührt.” Hier 
möchte man fragen: welchen Standesverhältniffen ger 
bührt denn eine befondere Achtung? etwa dem ganzen 
Stande der Beamter, oder dem ganzen Stande der Ritters 
ſchaft u. ſ. w.? Eben fo ift der Artikel 62.°) fo gefaßt, daß 
bei feiner Auslegung und Anwendung dee Richter in manche 
Zweifel fommen fann. Namentlich fönnte man darüber 
fireiten, ob die ausdrückliche Zuricknahme, welche ja auch 
durch Briefe, Boten und dergl. geſchehen kann, dem phy⸗ 
ſiſchen Urheber vor der Ausführung wirklich auch zuge⸗ 
kommen ſeyn mußte, um für den Anſtifter Strafloſig⸗ 
keit zu begründen, ferner darüber, ob zu dem „fo viel an 
ihm war” im Nothfalle auch gerichtliche Denunciation ges 
Hört °). Sehr ſchwierig möchte es auch fepn, Über die 





5) Art. 62. „Der Anftifter bleibt mit Strafe verfchont, wenn 
derfelbe vor der. Ausführung der That den hierauf gerichteten 
Antrag ausdrücklich zurüdgenommen, und die Ausführung des 
verabredeten Verbrechens oder Bergehens, fo viel an ihm war, 
zu verhindern gefucht hat.” 

Ueberhaupt möchten ſich gegen die Nichtigkeit und Statthaftig⸗ 

OD der ganzen Beflimmung des In der Note 5. angeführten Are 

tikels manche Bedenken erheben, laſſen. Zwar fegt er fich nicht 
allen den Einwendungen an „die gegen den Art. 91. des Baier. 
Entwurfs von 4897. vder Art. 57 a. E. des Maier. Entwurfs 
von 1851 gemacht werden “Fünnten ; sielmehr verbiffert. er den 
Schanken biefer Entwikff, Alltin, auch y dieſer Berkefuın 
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Theorie ins Klare zu fommen, welche der Entwurf übers 
das Verhältniß der Fälſchungen zum BVetruge befolgt. 





wird ihm ſchwer beizuftimmen feyn. Wenn nämlich der Ans 
ftifter den Auftrag zurüdnimmt, und die Ausführung zu dere 
hindern fucht, e6 gelingt ihm aber nicht, fie zu verhindern: fo 
ift er offenbar ganz in der Lage deflen, welcher ein Verbrechen 
eonfummirte und durch zu fpäte Neue das wieder gut machen 
‘will, was nicht mehr gut zu machen iſt. Es mag dies für ihn 
traurig feyn; allein es ift für ihn nicht mehr traurig und hart, 
als für jeden Andern, den feine That zu fpät reuet. So gut 
man denjenigen wegen confummirten Mordes verurtheilt, wel⸗ 
eher einen Dritten tödten will, und ihm in diefer Abficht Gift 
beibringt, aber nun, von Reue ergriffen, ihm die Sache 
entdedt, und alle möglichen Rettungsmittel, allein vergeb⸗ 
Lich, verfucht; fo gut der Entwurf den Branüftifter, welcher 
ein besvohntes Gebäude Nachts anzündet, aber gleich nach dem 
Auflotern der Flamme Dülfe ruft, und fo viel an ihm ift, thut, 
um den Brand zu dämpfen, mit dem Tode beftraft, wenn das 
Gebäude Toch abbrannte (Art. 368. vergl. mit Art. 572.): eben 
ſo muß man auch, wenn man confequent feyn will, den Anftife 
ter mit der Strafe des confummirten Verbrechens belegen, wenn 
er vergeblich das zu verhindern fuchte, was cr angeftiftet 
hatte. Man darf hier natürlich nicht einwenden, daß e6 ja, 
wenn fein Bemühen , die Ausführung zu verhindern, vergeblich 
war, nicht in feiner Macht mehr ſtand, das Angeftiftete zu⸗ 
rüdzuhalten, daß ihm alfo tie weitere That des Angeftifteten 
„nicht mehr zur Laſt zu legen ſey. Auch in den vorhin angeführs 
ten Beifpielen lag eine Verhinderung des Erfolgs nicht mehr tn 
der Macht des reufgen Thäters, und doch ftraft fie der Entwurf 
mit dem Tode. Daß fie dort über rohe Naturkräfte Feine Macht 
‚ mehr hatten, bier dagegen der Anftifter über einen rohen menſch⸗ 
chen Willen, den er zum Verbrechen determinirt 
hatte, keine Macht mehr hat, dies kann in der That doch kei⸗ 
nen Unterfchied bewirken. Hat der Anftifter den Entfchluß zum 
Verbrechen in einem Menfchen erzeugt, und dieſen Menfchen aus 
feinen Händen gelaffen: fo ift es, wie beim Mörder, wenn die 
Kugel aus dem Laufe ſchießt, oder das Gift gegeben iſt; — er 
bat die ducch feine Ihat ‚begründete Folge zu verantworten, 
wenn cr fie nicht mehr verhindern Eann. 
Hiernach dürfte ſich eine Straflofigkeit des Anftifters, nur 
dann vertheidigen laſſen, wenn er die Ausführung wirklich vers 
‚ binderte (Art. 58.). - Auch iſt die Beftimmung des Art. 62. pos 
Litifch eher gefährlich als nützlich, denn ein fchlauer Anftifter 
Fönute fie Leicht zu benutzen wiſſen, um ſich Straflofigkeit zu 
ſichern, aber feine Zurüdnahme fo einrichten, und feine Were 
binderungsvorkchrungen .fo Tpät treffen, daß doch das ges 
wünfchte Verbrechen auigeführt wwürte. 
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Richt zu billigen wäre ed, wenn er von der Anficht aus⸗ 
ginge, zu der fich die Baieriſchen Motive von 1827 
S. 131 ff., deren Ausführung nicht ſchwer zu widerlegen 
ift, befennen. — Bei manden Verbrechen bildet es cin 
erfchwerendes Moment, menn fie mit Waffen oder wenn 
fie mit tödtlichen Waffen, (.. B. Art. 234.) begangen 
werden. Hier entfteht nun aber die Zrage, was find 
tödtliche Waffen, und wie unterfcheiden fie fi von den 
Waffen überhaupt ? eine Srage, die fih nah dem Ent 
wurfe ſchwer oder eigentlich gar nicht mit Sicherheit beants 
orten läßt. Die Waffen überhaupt nämlich definict der 
Art. 157. dahin: „Unter Waffen werden Werkzeuge vers 
ftanden, mit welchen nach ihrer gewöhnliden Wire 
Pung eine lebensgefäh clide Verlegung zugefügt wers 
den fann.” Diele Definition ift aus dem Gönnerfchen 
Entwurfe von 1822. Art. 174. genommen, und fie ging, 
wie in den Württembergifchen, fo auch in den Hannöverſchen 
Entwurf Art. 166. über. Allein fie verdiente.in der That 
einen folchen Beifall nicht. Hievon überzeugte ſich ſchon 
die ſpätere Baieriſche Geſetzgebungscommiſſion, und ſie 
änderte deshalb im Entwurfe von 1827. Art. 144. (f. auch 
Entw. von 1831. Art. 172.) jene Gönnerſche Definition, 
freilich aber auch nicht auf ganz befriedigende. Beife. Es 
wird wohl auch nicht nöthig ſeyn, die Mängel | jener Defini⸗ 
tion näher zu beleuchten, und zu zeigen,. daß das Merkmal 
„nach ihrer gewöhnlichen Wirfung” Dasjenige, 
was es wahrſcheinlich ausdrücken fol, nicht oder wenigſtens 
“auf eine fehr mißverftändliche Weife ausdrückt. Nicht mit 
Unrecht bemerkt fhon Wellmer (Bemerkk. üb. d. Entw. d. 
"Baier. Strafgeſetzbuches 1825. ©. 118) gegen fie, daß 
nach ihr ein Stock, Stein u. dergl. mit gleich guten Gründen 
für eine Waffe, wie für eine Nichtwaffe erflärt werden köme. 
So wird ein ſtarker Reiſeſtock, mit welchem die Fräftige Tan, 
die ihn führte, Jemanden fügllch die Mevkeohe Au 
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teen Könnte, doch wohl zu den Waffen gehören follen, 
wenn auch feine Wirkfamkeit noch an feinem Gegenftande 
erprobt wurde. Allein leicht Fönnte ein Richter in Verle⸗ 
genheit fommen, „nach der gewöhnlichen Wirkung” Dies 
ſes Stockes zu ermeflen, ob er im Sinne des Entwurfes 
eine Woffe ſey. Noch mißlicher wird es aber, nach dem 
Entwurfe die Frage zu beantworten, was denn eine toͤdt⸗ 
liche Waffe ſey. Daß der Entwurf diefen Ausdruck nicht 
gleichbedeutend mit Waffen nimmt, fondern blos cine ges 
wiſſe Art von Waffen darunter verfteht, und daß die Frage 
fomit feine müßige, fondern nad dem Entwurfe eine fehr 
praftifche ift , ergiebt fi aus einer Vergleihung der Arti⸗ 
tel 153. 154. 147. 167. 304., in welchen blos von 
„Waffen“, mit den Artt. 181. 234. 292. 305., in 
welchen von „tödtlihen Waffen” die Rede if. Go 
macht es 3. B. bei der Beſtrafung des Diebftahls einen bes 
deutenden Unterfchied, ob der Dieb blos mit Waffen, 
oder od er gar mit tödtlichen Waffen ftahl (Urt. 304. 
805.): Der Entivurf äußert ſich aber nirgend® darüber, 
was er unter tödtlihen Waffen verfteht, und dies ift um 
fo mehr eine nicht zu billigende Lücke, als es ſchwer feyn 
dürfte, ohne eine nähere Erflärung ganz ficher dariiber zu 
werden, was der Entwurf durch jenen Unterfchied befagen 
wollte. . Daß eine tödtliche Waffe nicht jede Waffe ſeyn 
fann, mit welcher der Thäter tödten will, auch nicht ges 
rade eine ſolche, mit welcher im vorliegenden Kalle wirklich 
getödtet wurde, dies ergiebt fich fchon aus den Art. 181. 
254. 292. 305. Goll alfo tödtlihe Waffe eine folche 
ſeyn, mit welcher getödtet werden fann, etwa Ihrer ges 
wöhntichen Wirkung nad) getödtet werden Fann? Allein 
dann If fie von den Waffen überhaupt nicht verfchieden, 
und fälle unter den Begriff des Art. 157. Denn mit eis 
nee Waffe, mit welcher ihrer gewöhnlichen Wirfung nad 
lebensgefährlich verle werten Tann, mit. biekee karn 
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auch getödtet werden, und fo wird ein Federmeſſer und 
der oben befchriebene Reiſeſtock wohl auch eine tödtliche 
Waffe feyn. Oder foll es eine. Waffe feyn, welche ihree 
gewöhnlihen Wirfung nad — menn fie einen 
Menſchen teifft — wirklich tödtend iR? Go fcheint es 
der Hannöverfche Entwurf (Urt. 825.) zu nehmen, wel⸗ 
cher ebenfalls zwiſchen Waffen und tödtlichen Waffen unters 
fcheidet. Allein dann könnte man nicht einmal Eäbel, 
Difolen und Flinten mit Sicherheit zu den tödtlichen Waf⸗ 
fen zählen, da ihre gewöhnliche Wirkung doch nicht ge⸗ 
rade eine tödtende if. Will man zwiſchen Waffen und 
tödtlihen Waffen unterfcheiden — eine Unterfcheidung, 
welche namentlich fiir die Fälle, In welchen fie der Entwurf 
anwendet, wohl zu billigen feyn dürfte — und mill man 
Diefe Unterfcheidung erflären (und dies dürfte ohne - 
Zweifel eine unerläßlihe Anforderung an das Gefegbudy 
feyn): fo wird es fchwer oder beinahe unmöglich feyn, Die 
toͤdtende Waffe von der bloß lebensgefährlichen durch eine 
Definition ſcharf zu fcheiden, und es dürfte meit befler ſeyn, 
wenn das Geſetzbuch, um feinen Ausdruc zu erläutern, 
ſich blos mit Beifpielen begnügen und mit einem „und ders 
gleihen” es dem verftändigen Ermeflen des Richters übers 
laſſen würde, nab Analogie diefer Beifpiele bei 
den übergangenen Inſtrumenten zu entſcheiden, ob fie für 
tödtlibe Waffen zu nehmen find oder nicht. — 

Auch von Widerfprüchen mit fich ſelbſt, und Incon 
ſequenzen hat ſich der Entwurf nicht ganz frei gehalten. 
Dies zu beweiſen, würde hier freilich zu weit führen, da hie⸗ 
bei in eine tiefere Erörterung einzelner Fragen eingegangen 
werden müßte. Ich will daher nuc einen Punkt anführen, 
weil an denfelben fich noch einige andere Bemerfungen von 
allgemeinerer Beziehung anfnüpfen laffen. Der Urt. 59. 
erkennt den gewiß richtigen. Grundſatz an, daß der Begriff 
von Mituchebeen zunächſt wefentlih abhängt van Sa 
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jeetiven, d.h. daß nur Diefenigen Perfonen „Mituches 
ber” genannt und als folche beftraft werden Fönnen, deren 
Abſicht auf gleiche Weife auf Herporbringung der verbres 
cheriſchen That ald ihrer That gerichtet ift, oder welche 
fih zu einer durch vereinte Thätigkeit hervorzubringen⸗ 
den ftrafbaren That mit gleicher, auf diefe Hervorbrins 
gung gerichteten, Abficht entfchloflen haben. Hiernach 
fann 3. D. der Bettler, welcher den Dieben um Lohn 
Wache ſteht, oder eine Leiter bringt, der Schlofler, wel⸗ 
her um Lohn den Dieben Nachſchlüſſel macht, niemals 
ale Miturheber beftraft werden, follte auch feine Unters 
ſtützung unentbehrlich zur Ausfiihrung des Verbrechens ges 
voefen feyn. Denn es fehlt ihm die vom Entwurfe mit 
Recht geforderte Ahfihr der Witucheberfchaft (Art.59. 
nr. 2. verb.: welcher in dee „gleichen Abfiht”; 
vergl. nr. 1. ibid.); feine Abſicht ift nicht auf Hervorbrin⸗ 
gung des Verbrechens felbft, als eined.eigenen Verbres 
chens gerichtet, fondern er unterftügt blos die Ausfüihrung 
eines ihm fremden Verbrechens, und überläßt es ledigs 
lich den Urhebern, DD und wie fie das Verbrechen auss 
führen wollen. Mit diefen wohl allein richtigen Grunds 
fägen über die Gränze zmwifchen Uchebern und Gehülfen 
ſtimmt, wie bemerkt, der Artikel 59. ganz überein. Al» 
fein in einem Punkte fcheint er fie wieder fehr zu verlafs 
fen. Denjenigen nämlich, welder vor der Ausführ 
rung Beiftand feiftet und zwar in der Abficht eines 
Miturhebers (nicht in der eben bezeichneten eines Ges 
bülfen; Art. 59. nr. 2. verb.: „Derjenige, weicher in 
der gleichen Abdficht dem Thäter” u. f. m.) läßt der Ents 
wurf nur dann für einen Miturheber gelten, oder wie eis 
nen Mitucheber beftrafen, wenn „ohne feinen Beiſtand 
unter den gegebenen Umftänden die: firafbare That nicht 
"Hätte bewirft werden fönnen”, wenn alfo feine Hilfe unter 
den gegebenen Umftänden unentbehrlich war. Durch diefe 
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Entfcheidung feheint der Entwurf mit fich- ſelbſt in Wider: 
fpruch zu fommen. Denn bei demjenigen, „welcher mit 
Urhebers Abficht bei der Ausführung des Verbrechens felbft 
unmittelbar Hilft, macht er jene Diftinction nicht, er ftraft 
ihn als Miturheber ohne Rückſicht darauf, ob feine Hülfe 
entbehrlich oder unentbehrlich war. Wenn es aber bei.dies 
fem auf diefen Umftand nicht: anfommt, wie ſoll es fich pers 
theidigen laffen, bei demjenigen, welcher mit. der gleis 
chen Abſicht vor der Ausführung hilft, feine Straf: 
barkeit als Miturheber von jener -Diftinction abhängig 
zu machen? Ueberhaupt dürfte fih auch, abgefehen von 
Diefem Widerfpruche,, jene Diftinction an ſich gar nicht 
zechtfertigen laflen. Zwar hat hier der Enttourf die Aucto⸗ 
eität berühmter Bearbeiter unfrer Wiſſenſchaft für fich. 
Allein ed möchte mehr: ald zweifelhaft ſeyn, ob dieſe hier 
Das. Richtige, trafen, und ob fie, was hier gewöhnlich 
ätberfehen wird, auch nur dem getreu blieben, was fie 
kaum ‚vorher in andern Lehren lehrten. — : Hat nämlich 
ein Theilnehmer die Apficht des Miturhebers, wie es der 
Artikel vorausſetzt: fo ift nicht einzufehen „wie er durch die 
Het feiner äußern Wirffamkeit zum bloßen Gehiülfen ſoll 
Herabfinfen fönnen. Es laſſen fich in diefer Beziehung nur 
Die beiden Fälle denfen: 

a) er fuchte in jener Abſi cht durch äußere Handlungen für 
die Hervorbringung des Verbrechens wirkſam zu ſeyn, war 
es aber zufällig gar nicht. Hier iſt er offenbar, wenn man 
Die Begriffe von Verſuch conſequent anwenden will, Ur he⸗ 
ber eines — verſuchten Verbrechens; denn er wollte 

Urheber des Verbrechens ſeyn, nahm auch zu dieſem Zwecke 
äußere Handlungen vor; nur wirkten dieſe nicht für Herbei⸗ 
führung des verbrecherifchen Erfolges. Gine ſolche Hands 
fung aber ift ja nicht anderes, als ein verbrecherifcher 
Verfuh. Ihn Hier einen Gehülfen nennen, bieße fich 
in einen unauflöslichen Widerſpruch mir der Teiyer von 
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Berfuche fegen. Er muß alfo hier nach den Grund⸗ 
fügen vom Verſuche, und Fann nicht nach den Geund⸗ 
fägen von der Hülfeleiftung beftraft werden. Oder 
b) ee fuchte in -jener Abſicht für die Entftehung des Ver⸗ 
brechens wirkſam zu feyn, und war es mwirflid. 
Hier ift er Miturheber des confummirten Verbrechens, 
mag feine Wirkfamfeit für die Herbeiführung des Erfol⸗ 
ges ganz unentbehrlich geweien feyn, oder nit. Denn 
bei dee Trage, ob das Verbrechen confummitt ift, fommt 
es ja (wie der Entwurf mit Recht vielfach ausdrücklich 
anerfennt, J. B. Art. 20.) nicht darauf an, ob der 
Thäter feine Handlung fo einrichtete, daß der Erfolg 
auf eine gang unvermeidliche Weiſe eintreten 
mußte, fondern 6108 darauf, daß durch feine That 
Der Erfolg wirklich herbeigeführt wurde, und fo kann 
es daher auch bei der Krage, ob Jemand ald Mit urhe⸗ 
ber eine eonfummirten Verbrechens zu ſtrafen ſey, wicht 
darauf anfommen, ob fine Mithülfe wirklich ganz uns 
entbehrlich war, fondern lediglich darauf, od fie in 
- conereto wirklih mit wirffam mar zur gemein: 
ſchaftlichen Hervorbringung des Erfolges. Der Ums 
ſtand der Lnentbehrlichfeit oder Nothwendigkeit Der 
Mithilfe ift in die ſer Hinſicht ein ganz zufälliger oder 
indifferenter, um fo mehr, als der Entwurf nicht eins 
mal verlangt, daß dem Helfenden diefe Unentbehrlichs 
keit befannt war. Wie fol auch, wenn z.B. A. mit 
der Abficht des Miturhebers dem B. die geladene Piſtole 
zur Ermordung eines Dritten in die Hand giebt, oder 
ihm zu diefem Zwecke das Haus öffnet, es ſich aber 
jpäter zeigt, daß B. auch mit einem Meffer, daß er 
am Drte der That vorfand, den Mord hätte verliben 
Fönnen, oder daß er durch Einfteigen auch in da6 vers 
ſchloſſene Haus kommen können: wie foll nun dieſer dem 
A, ganz unbekannte Zutat; welcher in (einer. Geſinnung 
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End Handlung und in derem Folgen niht das Ge⸗ 
tingfte änderte, bewirfen, daß der A. viel gelinder bes 
ftraft werde und nun gleihfam erft ex post vom Mits 
urheber herabfinfe zu. dem bloßen Gehülfen, oder noch 
Dazu in Beziehung auf die Art des Dolus wefentlich ver⸗ 
ſchieden iſt vom Miturheber? 
Von einer neuen Strafgeſetzgebung "erwartet man nament⸗ 
lich auch, und: gewiß mit Recht, daß fie folche ragen, 
welche bisher ii Doctrin und Praris fehr befteitten waren, 
entfcheide, und fo, durch die bisher gemachten Erfahruns 
gen auf das aufmerffam gemacht, mas einer gefeblichen 
Seftftellung bedarf, Zweifel und Ungemißheiten für die Zus 
Eunft abfchneide. Dies zu thun unterläßt der vorlicgende 
Entwurf in manchen Fällen, im welchen es nicht hätte uns 
terlaffen werden follen, und es bleiben einer neuen Res 
Baction hier manche Lücken zu ergänzen übrig. So befreit 
3. ©. nach Art. 83. bei Vergehen die Rechtsunmifienheit 
Dann von der Strafe, wenn der Thäter in ſchuldloſet 
Unwiffenheit die Handlung für unfträfli hielt. Bedenkt 
man aber, wie fehr über die Frage, welche Rechtsunmifs 
fenheit für eine ſchuldloſe zu hatten fey, geftritten wirds fo 
wird man zugeben, daß das Geſetz diefe Frage nothwendig 
auch hätte entfcheiden follen. So ift ferner beim Anftifter 
Die Frage fehr wichtig: was fiir einen Verſuch er bes 
oangen hat, wenn der verbrecherifehe Anfchlag vor der 
Ausführung entdecft, und die Ausführung verhindert wird, 
oder wenn der Angeftiftete feinen Sinn ändert, und das Vers 
brechen nicht ausführt. Hat hier der Anftifter einen vo lls 
endeten Verfuch begangen ? Der Entwurf enthält über 
die beftiittene Krage nichts. Eben fo iſt die Trage über 
Zuläffigkeit einer Selbſthülfe nach ausgeführtem Ans 
eriffe, 3.8. gegen flüchtige Diebe, ferner die Frage, 
mann die Verjährung der Bigamie, und wann die der Un 
terloffungöperbrechen, namentlich die eines unterlafienen 
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‚Denunciation beginne, im Entwurfe nicht enfchieden. 
Eben fo finder fi über. ‚die beftrittene Frage, ob bei der 
Vergiftung der Geſetzgeber auch Anſteckung durch Krank—⸗ 
heitsſtoffe unter die Beſtimmungen der Vergiftung geſtellt 
wiſſen wollte, keine Entſcheidung im Entwurfe. Eben ſo 
eine Reihe von zweifelhaften Fragen, welche bei Injurien 
täglich entftchen, im Entwurfe, wie überhaupt in den neuern 
Entwürfen und Geſetzbüchern, ganz mit. Stillſchweigen 
üibergangen ; -fo die wichtigen Tragen über den objectiven 
Thatbeſtand der Injurie, durch was für Handlungen : die 
Mechte in Anfehung der- Ehre verfegt werden, ‚ob und in 
wie fern fie auch durch Unterlaflungen verletzt werden kön⸗ 
nen, ob durch freie Urtheile über Produfte und Handluns 
gen einer Perfon eine Injurie begangen werden Fönne., ob, 
wie Srolman, Keuschadh und A. D. Weber, wohl 
zu weit gehend, wollen, auch Urtheile über die Perfon 
feld ft ganz frei ſeyen, und nicht ald Injurie behandelt 
werden können; ob Srobheiten und Spöttereien den 2 015 
wurf einer Injurie begründen; ob man über vertr ıute 
Heußerungen gegen Freunde zur Rede geftellt werden 
Lönne u.f.w. Diefe Sragen find. nach gemeinem Rechte, 
wiewohl ſich dieſes mehr darüber äußert als der Entwurf, 
im höchften Grade beftritten, und auch Diejenigen, welche 
fie, adgefehen von allem pofitiven Rechte, beantworten wol⸗ 
Ien, find Hier gar nicht unter fich einig, Nach welcher 
Quelle fol nun hier der Richter die Lücke des Geſetzbuches 
ergänzen? Nach der Analogie und dem Sinne des Geſetz⸗ 
buches? Allein dee Entwurf giebt hiezu nicht den-geringften 
Anhaltspunkt. Oder nach dem Naturrechte? Allein dies 
' wäre, namentlich bei den Injurien eine fehr mißliche Quelle, 
welche auf die heterogenften. Entfcheidungen der verſchiede⸗ 
nen Öerichte führen würde, und bei welcher der einzelne 
Richter nur gar zu leicht feine — Empfndlihtek mit dem 
- Baturrechte verwechfeln möchte, 
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"Darüber, daß eine neue Gefeßgebung ſich möglihft an 
das Beftehende anfchließen, und nicht ohne dringende 
Gründe von demfelben abweichen foll, ift man in unferer 
Zeit doch wohl fo ziemlich einig. _ Der vorliegende Entwurf 
dürfte aber in Manchen gegen diefen fo richtigen Grundfag 
anftoßen, indem er nicht felten von dem In Württemberg 
Beſtehenden in Punkten abweicht, in welchen überwiegende 
Gründe für eine ſolche Abweichung ſich nicht, oder in wel⸗ 
chen ſogar für das bisher Beſtandene ganz überwiegende 
Gründe ſich nachweiſen laſſen. Hieher gehört z. B. die 
ganz neue, den Baieriſchen Entwürfen nachgebildete Er⸗ 
weiterung des Begriffes von Raub, bei welcher nicht ſchwer 
wäre zu zeigen, daß der Begriff des Entwurfes, ftatt zu 
ſchärfern Diftinctionen- und Bereinfachungen zu führen, 
Begriffsverwirrung und viele Verwickelungen und Anoma⸗ 
lien erzeugen muß, daß ferner bei ihm ſolche Sprünge in 
ber Strafe entſtehen, welche ſchwer zu rechtfertigen ſeyn 
möchten, daß aber auch von der anderen Seite, wenn ein 
Died ſt ahl (nach Art. 291.) in einen Raub übergeht, 
Dies in manchen Fällen die auffallende Kolge hat, daß die 
Handlung nunmehr in einen niedrigern Strafraum 
fälle. Was die Baicrifhen Motive zur Mechtfertigung 
ihres Begriffes von Raub anführen, dies wäre wohl zu 
tiderlegen. Der vorliegende Entwurf erweitert aber noch 
dazu den Baierifchen Begriff fo bedeutend, daß er fich noch 
weit mehreren Ausftellungen bloß ftellt. Gewiß ift hier der 
Weg befler, den der Hannöverfche Entwurf bei Liefer Frage 
einſchlug. — Bon dem was bisher in Württemberg bes 
Rand, weicht auch fehr ab, daß nach Art. 328. in des 
Regel einfache Umterfchlagung fo hart beftraft wird, wie 
einfacher Diebftahl. Auch dies wird ſich nicht rechtfertigen 
laſſen. Der Dieb zeigt doch in der Regel weit mehr Selbſt⸗ 
thätigfeit und böfen Willen in Beziehung auf das Verbres 
chen, als der Unterfchlogende, bei rordiigem Teriern «b 
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meiſt der Reiz deflen iſt, was er in Händen hat, der ihn 
zum Verbrechen verleitet, und der Dieb ift häufig (nicht 
5108 in den Fällen des ausgezeichneten Diebftahls) für die 
perfönlihe Sicherheit gefährlich, was der Unterfchlagende 
niemals ift; gegen Diebftähle fann man fi in der Regel 
weit weniger ſicher ftellen, ald gegen Unterſchlagung, und 
fo dürften für die beftehende Praxis, welche die Unterfchlas 
gung gelinder ftraft, als den Diebftahl, mehr. Gründe 
ſprechen, als für die Beftimmung des Entwurfs. Zwar 
perlegt der Unterfchlagende häufig das befondere in ihm ges 
fegte Zutrauen; allein auch in ſolchen Fällen dürften doch 
für die Regel die eben angeführten, gegen die gleiche 
Beftrafung der Unterfhlagung und des Diebftahle ftreiten; 
den Gründe nicht aufgewogen werden. Dabei fann aber 


ja das Gefeg die gröberen Fälle einer folchen Verlegung des 


Zutrauen® noch befonders qualificiren, wie Died. auch der 
Entwurf thut, wobei er aber wieder viel zu weit geht, in 
dem er ſolche Fälle in der Strafbarkeit bedeutend Über 
den Diebftahl ſtellt. — So enthält auch der Art. 326. 
sine vom Befiehenden fehr abweichende und zu Kolgeruns 
gen, die fich nicht werden rechtfertigen laffen, führende 
Beftimmung, indem er feftfegt, daß „eigennügige und 
rechtswidrige Handlungen des Beſitzers, wodurch eine 
fremde Sache abgenugt, ‚verdorben oder unbrauchbar ges 
macht werde, nad den Grundſätzen über Betrug zu be 
urtheilen“ feyen. Freilich läßt fi über den Sinn diefed 
Artikels, wie über den fo vieler im Entwurfe, ſtreiten. 
Soll durch ihn geſagt ſeyn: ſolche Handlungen find dann 
zu beſtrafen, wenn fie außerdem noch einen Betrug 


enthalten: fo läßt ſich gegen die Dispoſition nichts einwens 


den, als daß fie müßig iſt; foll fie aber nicht müßig ‚feun: 
dann müßte durch fie gejagt werden wollen, daß folche 
Handlungen an ſich durchaus wie Betrug .zu beftrafen 
‚fegen. Verdient aber wohl derjenige die Bet rug o ſtra⸗ 
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en, welcher 3.8. ein altes Manufeript, das Ihm zum 
Benugen gelichen wurde, gegen den Willen des Eigenthü⸗ 
ners durch chemifche Reagentien brauchbarer machen will, 
md es dadurch verdirbt? oder welcher die gemietheten 
Nferde über Gebühr antreibt, um möglihft Nutzen aus 
hnen zu. ziehen, und fie dadurch beſchädigt? — Cine 
edeutende Abweichung vom bisher Beftehenden, für welche 
riftige Gründe wohl ſchwerlich anzuführen ſeyn werden, 
ft, daß der ftraffchärfende eigentliche Rückfall angenoms 
nen wird, nicht erft dann, wenn der Thäter nach ſchon 
rlittener Strafe, fondern ſchon dann, wenn er nach rechts⸗ 
'räftig gewordenem @tfenntniffe ein gleichartiges Verbre⸗ 
ben wieder begeht. Noch auffallender weicht der Art. 222. 
von dem ab, was bisher in Württemberg und beinahe in 
len Staaten Europa's galt, indem er jede vorfäßliche 
ködtung einesneugebornen Kindes, von wem fie auch 
)regangen werden möge, Kindesmord nennt, und 
uf diefelbe, wenn fie nicht von der unebelihen Mutter 
erübt wurde, lebenslänglihes Zuchthaus fegt: 
ine Beſtimmung, die, von noch Anderm abgefehen, in 
hrer Allgemeinheit theils zu hart, theils zu gelinde ift, 
amentlich im Verhältniſſe zu andern Beſtimmungen des 
kntwurfes)). 


7) Sie iſt namentlich von der einen Seite zu gelinde. Nach ihr 
müßte derjenige, der aus den niederträchtigften Motiven mit 
ruhiger lIeberlegung das Kind feines. Feindes oder deflen, den 
er zu beerben hofft, mordet, es müßte dee Water, der aus ben 
gemeinften Motiven fein neugebornes Kind tödtet, nicht mit 
dem Tode, fondern blos mit lebenslänglichem Zuchthaus ges 

ſtraft werden. Dies wird fich aber bei einer Geſetzgebung, welche 
Todesſtrafen zuläßt, und welche, wie der Entwurf, nicht zu 
targ mit denfelben ift, ſchwer vertheidigen laffen, wenn- man 
auch gar nicht von der großen Abweichung vom Beftehenden und 

von dem fehr ungünftigen Eindrude fprechen will, den eine folche 
mung auf Anfichten und Gefühle des Volkes machen wird 
und muß. i 
Unterfucht man die möglichen Gründe, welche jene Beim 
mung des Eutwurfes motivirt haben tünnten; Ia-mühte man 
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Dem ganzen Sntwurfe liegen zwei Grundeintheilungen 
‚zu Grunde, die in Verbrechen und Vergehen, und, die in 





etwa an die denken: daß ein neugebornes Kind an fi 
weniger Werth habe, und daß erſt fpäter das Menfchliche fid) 
anihn recht ausbilde; daß ferner für ein jolches Kind das Leben 
weniger Werth habe, daß die Zödtung eines folchen Kindes 
‘eine minder niederträchtige fey, oder daß es bei neugebornen 
Kindern fchr zweifelhaft ſey, ob fie überhaupt lange am Leben 
erhalten, oder, wie man fogt, fortgebracht werden können, 
da die meiſten natürlichen Todesfälle im Kindesalter eintreten. 

, Allein Eeiner von diefen Gründen würde hinreichen,, jene 
Beilimmung zu motiviren. Daß cin neugebornes Kind weniger 
Werth habe, wird man doch wohl nicht behaupten wollen, wenn 
man auch nicht einmal an die Fälle denkt, in welchen ein Ehes 
paar, welches lange Einderlos lebte, der Geburt des Kindes, 
als der endlichen Erfüllung Ihres ſehnlichſten Wunfches entgegen 
fah. Nur bei der verlaffenen un ehel ichen Mutter fann man im 
Allgemeinen fagen, daß das Kind weniger Werth hat. Hier 
handelt es fi) von einem Wefen, deflen Leben blos Gorge, 
Kummer und Berlegenheit bringt, das mit der Mutter von 
Allen verlaffen, von Keinem gewünfcht ift, Allein felbft hier — 
fol man deshalb einen Mord des fchuglofen Weſens gelinder be⸗ 
banteln? Wollte man diefen Grund gelten laffen: fo müßte 
man, wenn man confequent ſeyn wollte, auch den Mord cines 
MWahnfinnigen , welcher allen den Seinigen zur Laft ift, eben fo 
den Mord eines Trunfenboldes, welcher die Seinigen in Kume 
mer und Elend flürzt, und welchem Niemand mit Anhängliche 
Zeit zugethan iſt, gelinder beftrafen, und man müßte am Ende 
die Strafe des Mordes abftufen nach dem relativen MWerthe, 
den der Gemordete in der Welt hat. Auch würde, wenn irgend 
ein Grund diefer Art die Beftimmung des Entwurfes motivict 
hätte, nicht einzufehen feyn, warum der Artikel feine Beftims 
mung auf Kinder unter 24 Stunden befchränkt; denn bet 
jenem Sefichtöpunfte machen ja Tage und Wochen feinen Unter⸗ 
{hied. Das Gleiche iſt der Fall, wenn man ſich duch den Ger 

banken leiten laffen wollte, daß das Leben für das Rinder 
gentlich Eeinen Werth habe. Denn dann müßte man die Grenze 
des privilegirten Kindesmords hinausrüden bis zu dem Zeit⸗ 
punkte, an welchem das Kind Selbſtbewußtſeyn erhält, und 
—* —* manche andre mit Schwert verpönte Morde gelinder 

eftrafen. ' 

Was den weitern denkbaren Grund, tie mindere Mieder- 
trächtigfeit der Handlung betrifft: fo kann auch diefer nicht wohl 
das Motiv jener Beftimmung des Astikels fern. Denn nach 
ihrer abfoluten Faffung müßte auch der Water, welcher aus reis 

nem Geize fein neugebornes Kind ködtete, oder der Neffe, wel⸗ 
cher das einzige Kind ded Oherras wordete, um fich die Gröfhaft 
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Staats s und Privatverbrechen. Der erftern Eintheilung 
egt er eine Reihe fehr praftifcher Wirfungen bei, jedoch 





des Oheims zu fichern, mit der Todesſtrafe verfchont werden, 
und hier kann man doch nicht von minderer Niederträchtigkeit 
fprechen. So würde daher blos noch der legte der oben ange⸗ 
führten Gründe übrig bleiben. Allein wenn es auch ganz richtig 
ift, daß Kinder am meiften vom natürlichen Zode bedroht 
werten: fo erfcheint doch dadurch die That desjenigen, welcher 
ein Kind mordet, in feinem Punkte in einem mildern Lichte. 
Dies giebt der Entwurf eigentlich felbft zu. Denn nirgends er- 
tlärk er den Umftand, das dee Gemordete fonft noch von Ge⸗ 
fahren bedroht war, für einen Milderungsgrund. Auch flellt 
er nicht den Grundfag auf, daß wer einen gefährlich Eranfen, 
oder einen dem Tode nahen reis tüdte, milder zu beftrafen 
fey. Wollte man aber dennoch einen Grund der Art baim Kindes 
morde gelten laffen: fo wäre doch jedenfalls nicht einzufchen, 
warum das Kind gerade neugeboren ſeyn müßte. Denn 
„ ber obige Grund würde jedenfalls fo gut auf mehrtägige und 
mehrwöchentliche, als mehrftündige Kinder paſſen. 

Bon der andern Seite aber ift die Beftimmung des cerften 
Abſatzes des Art. 222. für manche Zäle im Werhältniffe zu ans 
dern Beflimmungen des Entwurfes zu hart. Vorſätz⸗ 
liche Zödtungen neugeborner Kinder im Affecte verübt werden 
zwar (wenn wir von dem Falle, daß die Mutter die Thäterin 
iſt, abfehen) felten ſeyn. Sndeflen Eann es doch vorkommen, 
In einem folchen Falle könnte aber nach dem Entwurfe keine 
befondere Milderung eintreten. Denn nad) der allgemeinen 
Sprache des erften Abfages des Art. 222. und nach dem Gegen⸗ 
Tage, in welchem der Artikel zu den vorangegangenen ſteht, müßte 
auch hier den Thäter Lebenslängliches Zuchthaus treffen. 
Während alfo der Artikel den Umftand, daß die getödtete Perſon 
ein Kind ift, bei wahrer Mordabficht für einen Milderungss 
grund erklärt, und ftatt des Schwertes lebenslängliches Zucht⸗ 

haus eintreten läßt, macht er zugleich denfelben Umftand bei 
Tödtung im Affecte zu einem bedeutenden Schärfungsgrunde, 
indem bier flatt einer 10 — W0jährigen nun lebenslängliche Zucht 
hausftrafe eintreten foll (vgl. Art.217.). Ja die Anomalie wird 
noch vicl größer. Iſt nämlich das getödtete Kind über 
23 Stunden alt: fo ceffirt der Art. 222. und es fol dann nad 
dem Entwurfe die Strafbarkeit fteigen. Wer alfo ein SOftüns 
Diges Kind mit Mordabficht tödtet, den trifft nicht lebens⸗ 
längliches Zuchthaus, fondern das Schwert (Art 212). Als 
ein — beim Affeete finkt nun die Strafbarkeit duch den 
Umftand, daß das Kind über 24 Stunden alt if. Denn wer 
im Affecte ein 23ftündiges Kind tödtet, iſt nach Art 222, mit 
Lebenslänglichem Zuchthaus zu ftrafen; mar aber das Kind 
‚älter, war e6 3. B. 30 Stunden alt, fo trifit ten Tier üin 
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auf eine Weiſe, die ſich in den wenigſten Punkten materiell 
rechtfertigen laſſen, und in vielen Punften zu wahren Un⸗ 
auflöslichfeiten führen wird. Indeſſen würde es hier zu 
weit führen, dies noch genauer zu verfolgen, und zu zeigen, 
daß diefe Eintheilung, welche vor einer Reihe von Jahren 
in Deutfchland in der Art, daß mit ihr befondere praktiſche 
Kolgen verfnüpft wurden, aus Frankreich adoptirt zu wer⸗ 
den anfing, keinesweges diefe Adoption verdiene, wie fie 
auch in der neuern Zeit immer mehr wieder verlaflen, und 
von dem Staate, der fie am fchroffften aufgenommen hatte 
(Baiern), nur noch deshalb beibehalten wird, weil man 
einmal an fie gewöhnt fey, und weil die Verfaffungsurs 
kunde von ihr in gewiſſen Punften ausgehe, was beides 
aber in Württemberg gerade entgegengefegt fich verhält. 
Was die andere Abtheilung betrifft, fo wird fie zwar 
in unferm Jahrhundert beinahe allgemein in den Syſtemen 
des gemeinen Rechts und in den Legislationen zu Grunde 
- gelegt. Mein auch bei ihr wird man, wie e8 Manche 
ſchon gethan haben (f. Mein Lehrb. Bd. 2. &. IX ff. u. 
die dort Angefüihrten), mit Recht fragen können, ob dies, 
fey es in formeller, ſey es in materiellee Hinfiht, zu billis 
gen ſey. Jedenfalls aber, wie man auch über diefe Eins 
'theilung denfen mag, wird man fie nicht auf die Weife bes 
fiimmen und durchführen dürfen, wie e8 im vorliegenden 
Entwurfe geſchah. Denn es läßt fi die Frage, wels 
hen Begriff denn der Entwurf mit den Staates und Pris 





eitliches Zuchthaus, weil nun der Art. 217, eintritt. Ders 
beide Umftand alfo, welcher bei Mordabficht die 
Strafe mildert (daß das Kind noch nicht 24 Stunden nad) 
dem Entwurfe alt if), macht, wenn der Thäter im Afs 
fect tft, dVie Strafe finfen. 
So dürfte fich daher der erfte Abfag des Art. 222. in Eeiner 
Welfe rechtfertigen laſſen, und es wäre wohl vorzuzichen, über 
Toödtungen neugeborner Kinder, wenn fie.nirht von der unehe⸗ 
nen Mutter begangen werden, gar nichts Befonderes feftzus 
Ben. x 


N 
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vatnerbrechen verbinde, und welcher Grund, welhes 
Princip ihn bei dieſer Sonderung geleitet Habe, bei der 
Art, wie dee Entwurf die Sintheilung durchführt, gar 
nicht mit Sieherheit beantworten. s Ä 


- Dies nachzuweiſen würde wohl Feine Schwierigkeit 
haben. Doc glaubte ih, hier nur mit wenigen Worten 
darauf aufmerffam maden zu follen, da, wer den Ents 
wurf aufmerffam durchblättert, bald ſich felbft davon 
überzeugen wird, und der Raum mie nicht erlaubt, noch 
weiter auf diefe Punkte einzugehen. Auch zweifle ich nicht, 
daß vor der Umficht der hohen Behörde, deren Berathung 
der Enttourf nunmehr unterliegt, die gerügten beiden Eins 
theilungen, welche dem Sntwurfe zu Grunde liegen, ſich 
nicht werden halten Fönnen. 


Ungeachtet der Mängel, welche der Entwurf noch an 
ſich tragen dürfte, und von welchen einige in dem Vorſte⸗ 
benden bemerklich gemacht wurden, ift er doch in vielen 
Hinfihten fehe der Beachtung zu empfehlen. Manches 
Gute, das er hat, wurde ſchon oben berührt, und wenn 
e6 der Raum erlaubte, fo könnte Hier noch Manches beis 
gefügt werden. Viele Theile deſſelben find namentlich in 
den Grundgedanken fehr gut angelegt, und es bedarf nur 
bei ihneri weniger Nachbefferungen und fchärferer Durch⸗ 
führung diefer Gedanken, um in folhen Theilen dem Ent⸗ 
twurfe die nöthige Vollendung zu geben. Als Beifpiele 
Fönnen hier unter Anderm angeführt werden die Lehren 
vom Complotte, von Ucheber und Gehülfen, von Concur⸗ 
renz der Verbrechen und vom Verſuche und dad ganze 
Strafſyſtem des Entwurfes, das nur noch'in feinen Frei⸗ 
heitsſtrafarten etwas zu fehe verkünſtelt iſt und für die 
Ausdehnung nicht⸗infamirender Strafarten nicht durch⸗ 
aus gehörig geſorgt hat. Bei der großen Sorgfalt und 
Umſicht ober und dem Bedachte, mit weile Tr X 
. 32 
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regierung diefen wichtigen Zweig der Gefebgebung behans 
delt, läßt ſich mit Sicherheit vorherfagen, daß aus dies 
fem Entwurfe noch eine ſolche Arbeit hervorgeht, welche 
von Neuem bewähren dürfte, dag Württemberg in 
' feinen neueren legislativen Erzeugnifien eine größere Beach: 
tung des Auslandes verdiene, als ihm bisher gefchenft 
wurde. 
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XIV. 
Deiträge 
\ sur. | 
£ehrevom Duell, 


nad) dem gemeinen deutfchen Strafrechte und nad) 
den neueren Gefeßgebungen. 


Bon 
—Mittermaier. 





&L Von dem Duelle nach dem gemeinen beutfchen Rechte. 


Mir haben bereits in mehreren. Yuffägen diefer Zeits 
fchrift: Beiträge zu diefer. Lehre geliefert. Die Erfcheinung 
aber, daß in manchen Ländern des gemeinen Rechts die 
Gerichtéhöfe fih für berechtigt halten, die Duelle zu bes 
firafen, die auffallende Verfchiedenheit dieſer Entſchei⸗ 
dungen , fo wie der Ausfprüche der Rechtslehrer über das ı 

Duell und die große Zahl abweichender Anfichten der neues - 
ften Oefeßgebungen, rechtfertigt eine genaue Prüfung diefer 
Lehre. In Bezug auf die Stellung des Richters in Län⸗ 
dern, in welchen das gemeine Recht und Fein Partifulars 
gefetz über das Duell vorfommt, tritt ſchon die Schwierigs 
feit ein, ob der oft angeführte Reichsſchluß von 1668 ein 
verbindliches Reichsgeſetz ſey. Während die Mehrzahl der 
neueren Rechtslehrer dies läugnet, erfennen Andere ') das 
Geſetz als verbindlih an. Ber Streit kann noch nicht als 





13.8. Sarde im Handbuch I S. 226. 
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entſchieden Betrachtet werden; einige Autoritäten ſind dadel 
gänzlich unberüichfichtigt geblieden. in Schriftfteller, deſ⸗ 
fen Schrift über die Duelle bald nach jenem Reichsſchluſſe 
erfchien *),, fpricht von jenem Reichsduellgeſetz als von der 
universalis Germaniae Constitutio, und eine Duells 
ordnung des Pfalzgrafen Johann Wilhelm vom 10. Mat 
1692 für Jülich, Cleve ꝛc.“) erfläct: „wir laflen es zwar 
bei demjenigen, was dieferthalben auf dem Meichötag zu 
Negensburg am 19. Sept. 1668 , reſolvirt und von Ihro 
Raifert. Majeftät verordnet und publicirt worden tft.” Es 
feheint in dieſer Srflärung ein Zeugniß der gefchehenen 
Faiferlihen Publication des Gefeßes zu liegen; allein nad 
den von dem Verfafler Diefes Auffages eingezogenen Erfuns 
digungen in einzelnen Ländern fcheint wohl der Reiches 
ſchluß von 1668 das Schickſal fo mancher Reichsfchlüffe 
gehabt zu haben, daß nämlich die Faiferlihe Publica⸗ 
tion nicht erfolgte, einzelne Reichsftände aber den Reiches 
fhluß in ihren Ländern publiciuten,.. oder mir Bezie⸗ 
Hung darauf Duellgefee erließen. Gegen die Annahme 
der Faiferlihen Publication fcheint die Erinnerung der 
Reichsſtände von 1680 zu fprechen ); und da ed an 
BZeugniffen fehlt, dag man im gemeinen Rechte in der 
Praxis den Reichsſchluß ald eine allgemein verbindliche 
Morm betrachtete, fo möchte e8 wohl unpaflend feyn, 
wenn der gemeinrechtlihe Richter fich jegt darauf berufen 
wollte. Dagegen find aber auch die Verſuche, die Strafs 
Iofigfeit des Duells aus beftiimmten Stellen des gemeinen 
Rechts zu zeigen, mißlungen. Schon früh glaubte mar 
aus einer römifchen Stelle °) nachweiſen zu können, daf 
2) Bocheljus im Tractat. de duellis. Lubec.1670. cap. 88. 
$) In Scotti Sammlung der Geſetze und Verordnungen , web 


che in den ehemaligen Gerzogthümern Jülich, Gleve ıc. ergans 
sen find. Ih. 1. ©. 208, st ch, 8 


4) Serfilaher Sammlung dee KReichögefege IX: G. 1221. 


‚S. noch die richtige Meinung in tin £ehrb. b 





zur Lehre vom Duell. Ä 341 


wenigſtens der provocatus ftrafbar. feon müffe; allein 
man berückſi ichtigte nicht %), daß die Worte, auf welche 
man fi bezog, in jener Stelle nur verba enunliatıva 
find und nur ein Entſcheidungsgrund für die Anfiht feyn 
follen, daß der liberlus von dem fonft eintretenden Nachs 
theile entfbuldigt werde, wenn er gegen feinen Patron 
oder den Sohn deffälben eine Retorſion oder Recriminas 
tion fi erlaubt, nachdem ihn der Patron durch fein Bes 
nehmen dazu probocirte." Wenn Welfer”) die Strafs 
Lofigfeit des Duells nach gemeinem Rechte durch römifche 
Stellen und art. 135. C. U. C. zu bemweifen fucht, fo vers . 
£ennen wir nicht den Scharffinn feiner Ausfiihrung, allein 
toie Fönnen ihm nicht beiftimmen; denn ſchwerlich paßt 
die Analogie der Stellen, melde von der im öffentlichen 
Wettfampfe geſchehenen Tödrung ſpricht ), auf das Duell; 
und wenn au in den Schlußworten der Stelle darauf Ä 
Werth gelegt wird, daß hier die Tödtung gloriae et 
virtutis causa gefhehen fey, fo kann man doc wohl 
jene gloria, die im erlaubten Wettfampfe den Fechter ans 
treibt, für gleichbedeutend mit dem Ehrgefühl haften, 
das den Ducllanten beftiimmt, an feinem Beleldiger ſich 
zu rächen °). ben fo wenig kann man die Straflofigs 
feit des Duell® aus den Stellen '”) ableiten, welche den 
Selbfimord als firaflo erkennen ). Denn abgefehen 





5) I. 14. $.6.D. de bonis libertor. Es heißt im Schlußfaße: 
ignoscendum enim est ei, si voluit se ulcisci provocatus. 

6) Die richtige Anficht mit Widerfegung des aus 1. 14. genomme⸗ 
nen, grunde⸗ in Franazke var. resolution, lib. II. qu. 28, 
p. 329 — 52 

2 Sn den Heidelberger Sahrbüchern 1818. Nr, 51. ©. 815. 

7.%.4. D. ad legem Aquil. 

3 Die 1.1. 4. 6. D. de postulando unterfcheidet nur denjeni⸗ 
gen, welcher ein Gewerbe daraus macht, mit Thieren zu käm⸗ 
pfen, von dem, der es virtutis causa thut. 

10) Man beruft fi) auf 1. 3. 8 „ge bonis eor. qui ante sen- 
tent. und 1.9. $.7.D. de 

11) Died hut auch Henke im andbuc UI. &, 59%. 
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von dee Stage: ob mwirflih in den Gefeten bie uns 
bedingte Straflofigfeit des Selbſtmords ausgefprochen ift, 
fann man doch die Lage eines Duellanten nicht wie die eis 
ned Selbſtmörders betrachten, und davon ausgehen, daß 
jeder Duellant dem Andern die Befugniß einräume, ihn 
zn tödten; die Mehrzahl der Duellanten bat fchwerlich 
Luft, von der Hand des Gegners zu fallen, will vielmehr 
dem Gegner eine Wunde zufiigen, oder vechnet auf einen 
für beide Parteien unfchädlichen Ausgang des Duells. 
Die Duellanten wenden dann alle Mittel an, um die dros 
hende Verlegung von fih abzuwenden. — Es fommt 
daher im gemeinen Rechte Alles nur auf die Krage an: 
ob der Richter befugt ift, auch da, wo fein Geſetz exiſtirt, 
das Duell zu beftrafen ? und zwar Fann die Srage im zwei⸗ 
fachen Sinne geftellt werden, nämlich :. 1) Kann das Duell 
als ein eigenes felbfttändiges Vergehen ohne Rücklicht auf 
den eingetretenen Erfolg beftraft werden, alfo auch da, wo 
der Zweifampf vollzogen wurde, ohne daß einer der Duels 
lanten verlegt oder getödtet wurde? 2) In wie fern darf 
der Richter die im Duell zugefüigte Verwundung oder Töds 
tung nach den allgemeinen Gefegen über Verwundung oder 
Tödtung beftrafen? — Bei der Beantwortung der ers 
ften Frage muß man fi fehr hüten, die Stellung des 
Geſetzgebers mit der des Richters zu verwechſeln. Wir 
find überzeugt, daß der Erſte nicht das Duell unbeftraft 
laſſen kann, und die Gründe, daß der Duellant einen 
Zuftand, worin die rohe Waffengewalt ftatt einer geordnes 
ten unparteiifchen gründlichen Rechtspflege entfcheidet, daß 
auch das Duell ein Höchft gefährliches, Geſundheit und 
Leben bedrohendes Mittel ift, werden den Gefeßgeber bes 
ffimmen, dem Duell Strafe zu drohen; allein woraus leis 
‚ tet denn der Richter die Befugnig ab, folche Argumente, 
wenn der Geſetzgeber Feine Strafe gedroht hat, dennoch 
zum runde zu legen, und eige Strafe auszufprechen, für 
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deren Größe der Richter keinen Maaßſtab Hat? Wenn der 
Reichsſchluß von 1668 davon redet '”), daß. die Duelfe 
wider natürliche, göttliche, gefchriebene Rechte, gute Pos 
lizei und gemeine Ruhe und Friedensſtand liefen, der Obrigs 
feit in ihr Amt-eingreifen; fo find die® Gründe, wodurch 
die Geſetzgeber, nach der Sitte der, damaligen Zeit, die 
Strenge der gedrohten Strafen und dad zu erlaflende Ges 
fe zu rechtfertigen fuchten: es folgt aber daraus nicht, 
daß diefe Gründe ſchon jegt, mo fein ficherer Beweis 
exiſtirt, daß der Reichsſchluß als Geſetz gilt, zum Ges: 
fe erhoben find und den gemeinrechtlichen Richter vers 
pflichten. Es müßten daher Analogieen nachgewiefen: 
werden *), nach welchen ſich die GStrafbarkeit des 
Duell ergeben würde. Nimmt man die Analogie der 
Selbſthülfe an, fo fommt man ſchon in Berlegenheit nachs 
zumelfen, daß die Stellen, welche von der gegen den 
Willen des Befhädigten eintretenden Seldfthülfe 
ſprechen, auch auf den Fall paflen, wo zwei Perſonen cons 
ventionell mit Umgehung der Staatshülfe ihre Anſprüche 
ausmitteln; und gemeinrechtlih fommt man, wenn man 
au dies annehmen wollte, noch nicht zu einer öffentlis 
en .Beftrafung, fondern nur zur Anwendung der römi⸗ 
fhen Privatftrafen ). Ohnehin wird es immer mehe 
anerfannt, daß der Beftrafung der einfachen Selbfihülfe 
gewichtige legiglative Gründe entgegenftehen '). Will man 
das Duell zu einem Staatdverbrechen ftempeln,, in fo fern 
die Duellanten das Recht des Staats auf gerichtliche Ents 
ſcheidung der Zwiſtigkeiten verlegen und fo den öffentlichen 
12) Darauf baut Martin Lehrbuch f. 249. not. 11, 
13) Diefe Analogieen müßten auch Gefegesanalogieen und nicht 
a Ban alogleen ſeyn. S. Bauer Lehrbuch des Strafs 
14) Bauer Lehrbuch 4. 858. Heffter Lehrb. I 838, ı 
15) DerXrt.171. des hannöv. Entw. drohte der einfachen Selbſt⸗ 


hülfe Gefängnißftrafe. Dex erſte landſtändiſche Commiſfionsbe⸗ 
sicht ©. 64, trägt auf die Weglaffung des Art, ans 
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Frieden ſtören, fo bedarf es auch Hier erfi einer befondern 
gefeglichen Steafdrohung, die im gemeinen Rechte nicht 
vorkommt '°). Nicht glücklicher würde der gemeinrechts 
liche Richter fegn, wenn er daB Duell nach den Grunds 
ı fügen des criminis vis beftrafen wollte"). Diefe Analogie 
Eönnte höchſtens paflen bei einem Duelle, bei welchem 
Jemand dem Anderen die Waffen aufdringt und ihn zu dem 
Ducle zwingt, um unter dem Scheine des Duell feine 
ftrafbaren Zwecke zu erreihen. Das crimen vis fors 
dert aber die Anwendung einer Gewalt ,, um den Ans 
dern wider feinen beftimmten Willen-zu nöthigen, etwas 
in Anfehung feiner Perfon zu thun, oder zu unterlaffen, 
oder zu dulden; überall’ muß die vis gegen Jemanden, 
der dag, was ihm aufgedrungen werden fol, nicht will, - 
angewendet werden, fie muß zugleich einen Zweck haben, 
den Andern zu nöthigen. Alle diefe Merkmale paffen 
richt auf die im Duell liegende Konvention. Zwar ifl 
nicht zu läugnen, daß oft Jemand durch die Heraus⸗ 
forderung pfochologifh zum Duell genöthigt wird, in 
fo fern das unfelige Vorurtheil nun einmal befieht und 
der Geforderte weiß, daß er in der Meinung der Mits 
bürger Nachtheilen fib ausfegt, wenn er ſich nicht ſchlägt; 
allein e8 läßt fich nicht nachweifen, daß das crimen vis 
auch den Kal einer folchen pſychologiſchen Nöthigung ums 
falle. Ohnehin würde, wenn man das Duell ald Act 
des crimen vis beftrafen wollte, einer der Duellanten 
als der Gezwungene zu betrachten und als folher dann 
ſtraflos ſeyn müſſen. — Auf diefe Art findet fih im 


16) Heffter fagt im Lehrbuch &. 893 nicht ohne Grund, daß 
der Staat dasjenige ja gar nicht gewähre, was die Duellanten 
In der Regel bezweden. 

17) Dies thut Martin im Schrbuch f. 249. &. 607. 

18) Wächter in diefem Archiv Xi. ©. 635. Petermann 
de praeceptis juris rom. circa crimen vis. Rostoch. 1832. 

Pp 37. Heften Schrb. $. 850. | 


zur Lehre vom Duell. 845 


gemeinen Mechte Fein geſetzlicher Grund , der den Richter 
berechtigte, das Duell als ſelbſtſtändiges Verbrechen ohne 
Rückſicht auf den Erfolg zu beftrafen. u 

; Die übereinftimmenden Anſichten der neueften Schriftftels 
ler, Wächter’), Henke”), Bauer”), Heffter”), 
Beuerbach”) ſprechen für die Richtigkeit diefer Behaups 
tung. — Es iſt aber auch nicht ſchwierig nachzumeifen, daß 
der deutſche Gerichtsgebrauch, ſchon von früherer Zeit an, 
den nämlichen Anfichtea Huldigte. Wergleicht man nämlich 
die älteren Eriminaliften, fo enthalten fie entweder ein allges 
meines Raifonnement über die Sträflichfeit: und Schädlichs 
keit des Duelle, oder eine Ausführung, daß man nicht übers 
Haupt das Duell ald eine Nothwehr zue Rettung der Ehre 
als ſtraflos erfennen dürfe, oder fie beziehen fich auf Par⸗ 
tifulargefete, in welchen Duelle unter Strafe verboten find, 
oder fie fprechen nur von Fällen, in welchen einer der Duels 
lanten getödtet wurde. So fpricht Carpzov“), deflen Ans 
ſichten fo viel Einfluß auf die deutfche Praxis hatten, von der 
im Duell erfolgten Tödtung, und fragt, ob man darauf die 
poena legis Corneliae anwenden darf "*); überall mit 


19) Wächter Lehrbuh II. ©. 55 — 58, 

20) Henke Handbuh a. a. O. III. ©. 600, 

21) Bauer Lehrbuch $. 359 not. f. erkennt, daß das Duell nur 
in fo fern ftrafbar fey, als es ein anderes Verbrechen enthält; 
er fest freilich hinzu: Doctrin und Praris betrachten ed übers 
haupt als Verbrechen. 

32) Heffter Lehrbuch $. 871. Darnach Tann Strafe nur ein 
treten, In fo fern das Vornehmen der Duchanten nach Abficht 
und Erfolg unter andere Pönalfanctionen fubfumirt - wers 
den kann. 

23) Feuerbach 5.195. Das Duell iſt uls ſolches, d.h. wenn 
Daffelde weder Todtung noch fonftige Verlegung zur Folge hatte, 

. bürgerlich unſträflich. Diefe Erklärung ift um fo intereflanter, 
als Feuer bach in den früheren Auflagen noch die entgegenges 
ſetzte Anficht Hatte. 

24) Carpzov praxis rer. crim. qu. 29. Nr. 71 bg. 


25) In Nr.73. vedetjer zwarl auch von dem Falle, wo der pro- 
vocatus fih nicht zum Ducli ſtellte, ‚nad läft den yrorscamı 
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der in der älteen. Praxis ſchon allgemein verbreiteten Mei⸗ 
nung ?°), daß der provocatus,. wenn er den Andern töds 
tete, milder zu beurtheilen feg. Auch in den Sammlungen 
von Rechtsfprüchen ) ift immer nur von der. Beftrafung 
des Duelld, wenn der Tod oder ſchwere Verwundung ers 


= folgt, die Rede, und die Anficht der Praris Mar, auch in 


diefem Falle wenigftens nicht die Todesftrafe anzumenden. 
Auch die Aufftellung des Duells in den älteren Compen⸗ 
dien *") beweist, daß man das Duell nur in feiner Richs 
. fung gegen das Leben Anderer auffaßte und fo Strafe eins 

freten ließ, wenn Tödtung oder Vewundung erfolgte. Es 
ergiebt fih aber auch aus den Zeugniffen über die fpätere 
Praxis, daß man felbft in den Fällen, wo Tod erfolgte, 
die Verfchiedenheit ber Fälle und den Sat anerfannte, daß 
wegen der eigenthiimlichen bei dem Duelle obmaltenden 
BVerhältniffe die gewöhnlichen Strafen des Mordes nicht 


angewendet werden fönnen ’®), daher auch, wenn Tödtung 


erfolgte, eine Sreiheitsftrafe von längftens 4 — 5 Jahren 
erfannt zu werden pflegt °°). Zergliedert man diefe Stras 
fe ”') genauer, fo bemerft man leicht, daß der eigentliche, 
oft felbft nicht klar den Richtern vorſchwebende Geſichts⸗ 
punkt dabei der ift, den Erfolg im Duell in der Regel nur 





mit poena extraordin, belegen; allein er fpricht nur von ber 
Anwendung der fächfifchen Sonftitution. 

26) Schon in Gail observ., obs. 100. Nr. 6— 12. 

we 3. an in Meifter rechtl. Erfenntniffen u. Gutachten. Th. I 


26) ” ramti unter den Verbrechen wider das Leben Anderer, 3 -B. 
in Quiftorp Srundf. $. 338. Er läßt zwar’ auch das Duck 
beſtrafen, wenn keine Tödtung erfolgte, allein nur weil er den 
Reichefchluß von 1668 als verbindliche Geſetz anficht. 
: 29) Meister princip. jur. crim. v 226. und Deſſen praftifche 
Bemerkungen Bd. II. Nr. 25. ©. 2 
30) Zittmann Handb. Th. IL. ©. a6 
31) So fagt auch Bauer im Lehrbuch 5.360, daß, wenn Tod 
erfolgt, die Analogie der Zödtung mit — ** verminderter 
Strafbarkeit eintrete. 
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als einen durch Fahrläſſigkeit eingetretenen zu betrach⸗ 
ten “). Für die Richtigkeit dieſer Anficht ”) ſcheint zu 
ſprechen, daß die Geſetze bei jeder Handlung den für das 
Leben eines Andern ſchädlichen Erfolg, in ſo fern er nicht be⸗ 
abſichtigt war, wenigſtens nicht zur culpa zu rechnen, wenn 
der Erfolg leicht vorhergeſehen werden konnte, daß aber 


jeder Duellant wiſſen muß, daß das Duellihn in eine Lage vers 


fegt, in welcher er leicht feinen Gegner tödten- kann, weil in 


der Hitze des Gefechts oder nach den Wechfelfällen des Kam⸗ 


pfes ſelbſt da, wo er gar nicht die Abſicht zu verwunden 
bat, eine unerwartete Wendung des Gegners dem Stoße 
eine Richtung geben kann, welche für den Setroffenen einen 
tödtlihen Ausgang herbeiführt. Es tritt Hier felbft, wenn 
man einmal von fteafbarer culpa fpriht, ein Schärfungs⸗ 
grund für die Ausmeflung der Strafe der culpa in fo fern ein, 
als die allgemeine Anficht die Lebensgefährlichfeit des Duells 
ausfpriht, und Feder willen muß, daß felbft bei der größ⸗ 
ten Geſchicklichkeit und dem beften Willen er nicht Herr 
Des Ausgangs if. Iſt das Duell nach Landesgefeß an 
fi verboten, fo ift der Umftand, daß der Handelnde 
durch eine unerlaubte Handlung den Erfolg herbeiführr, 
noch ein Grund, die Strafe zu erhöhen. Wenn auf diefe 
Art die Anwendung der Strafe die culpa auf die im Duell 
erfolgten Tödtungen die Billigung der gemeinrxechtlichen 
Praxis Hat, fo fcheint diefe Anfiht im Widerfpruche ‚mit 
der in einem frühen Auffote '*) vertheidigten Meinung zu 
fiehen, daß auf die im Duell zugefügten Verwundungen 


und Todtungen die allgemeinen Strafgefege über Verwun⸗ 


dung und Tödtung nicht anwendbar feyen. Wir halten 
352) Darauf deutet auch ſchon Meister princip. $. 328. Hin. 


33) Sie ift auch angenommen in Srolman Lehrbuch f. 858, 
Senerban (neus Ausg.) X 193. Heffter Lehrb. . 871, 
‚not. 


3%) Im Archive vun. 6852, 


+ 
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noch immer diefe Meinung für die richtige, in fo fern der 
Richter nicht befugt ift, denjenigen, der in einem gewöhns - 
fiben Duelle feinen Gegner tödtete, eben fo zu beftrafen, 
als wenn er fonft außer dem Kalle des Duelle mit Abficht 
"feinen Gegner getödtet hätte. Die Richtigkeit diefer An⸗ 
fiht erkennen 3.8. v. Dppen ”), Henfe’’), Mons 
galoy ”), Pinet’); und aud Diejenigen ’”), welche 
diefee Anficht nicht völlig huldigen, fprechen doc von dem 
Einfluß der vorhandenen Einwilligung *°), oder von einer 
Art von Nothwehr bei dem Duell. Zwar fehlt es nicht 
an gewichtigen Autoritäten, welche die allgemeine Anwen⸗ 
dung der Geſetze iiber Mord und Verwundung, auch die im 
Duell erfolgte Tödtung oder Verlegung behaupten, z. B. 
Doggi*), Martin"), den ter”), Quin⸗ 
tus“). ine wiederholte Prüfung der Frage dürfte hei 
der Berfchiedenheit der Anfichten nicht ohne Intereſſe feyn. 
Unverfennbar liegt dem Duell ein Vertrag der Duel⸗ 
lanten über einen Kampf zum Stunde, welchen fie in der 


U] 
— Dppen Beiträge zur Revifion ber Geſetze. (Köln 1838) 


86) Senke Handbuch III. G. 604. 
87) Mongalvy nouveau projet de loi sur le duel. Paris 
1833. p. 27, 


88) Pinet le duel en jurisprudence et en legislation. 
aris 1829, p. 37. 

89) 3.8. Bauer Lehrb. $. 360. 

40) 3.8. Feuerbach f. 198. oo. 

41) Poggii elementa jufisprud. eriminal. Florent. 1817. 
ib. III. pag. 32. 

42) Martin Lehrb. $. 249. J 

48) In einem trefflichen Auflage über das Duell in feinen By- 
dragen tot regtsgeleerdheit en wetgeving 1833. Bd. VII. 
pag. “ 

44) In der gut gefchriebenen Dissert. von Wichers Quin'- 
tus 3 duello eiusque puniendi ratione. Groning. 1880. 
Paß. ð0. en 
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Urt eingehen zu wollen erflären, dag jeder eine Gefahr 
übernimmt und dem möglichen für fein Leben oder die Ju⸗ 
tegrirät des Körpers fchlimmften Ausgange fich unters 
wirft *). Schon dies giebt den Duellanten eine andere 
"Stellung, al8 bei einer andern Tödtung mo Einer den 
Andern gewaltthätig anfällt. Keiner, wenn ‘auch das 
Schlimmfte ihn trifft, kann fich über den Andern beklagen, 
da er voraus erfläcte, fich dem Ausgange des Kampfes 
unterwerfen zu wollen. Auch Pann man in das Duell 
nicht nothwendig das Merkmal aufnehmen, daß hier Einer 
das eigene Leben in die Hand des Gegners gebe; denn jeder 
Duellant hofft ja durch eigene Geſchicklichkeit dem Kam⸗ 
pfe den fir ihn günftigen Ausgang geben gu können, 
oder rechnet doch auf eine günftige Wendung des Zus 
falls. Man muß daher wohl an dem Gate fefthals 
ten, daß der Duellvertrag nicht ein Vertrag mit Vers 
zicht auf das Leben, fondern ein Vertrag über einen 
Kampf if. Prüft man nun diefen Vertrag, fo exiſtirt 
gemeinrehhtlih (da der Neihsfhluß nicht als Geſetz 
verbindlich ift) Feine Vorſchrift, welche diefen Vertrag 
ftrafbar erklärt, und Alles kommt nun darauf.an, wel⸗ 
chen Werth der Richter dann auf daB Dafeyn des Ber; 
trags legen darf. Behauptet man, daf er ihn gar nicht 
berfichjichtigen darf, fo geben wir gern zu, daß in den 
Augen des Geſetzes ein ſolcher Vertrag feine rechtliche Gül⸗ 
tigfeit haben, daher nicht als klagbar betrachtet werden 
Darf; allein e8 heißt fich die Sache leicht machen, wenn 
man nur fchlechthin behauptet, daB der Richter den Ber: 
trag als nicht vorhanden anfehen foll; denn da der Vers 
trag twefentlich das Verhältniß ändert, welches fonft zwi⸗ 
fchen zwei Perfonen eintritt, von welchen eine die andere 
feindſelig tödtet, das Verhältniß felbft ein ganz anderes ift, 





45) Wichtige Anfichten in v. Dppen Beittüge ©. 58, 
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als worauf der Geſetzgeber bei Erlaſſung des Geſetzes über 
Tödtung rechnet, Dadurch aber auch die Verfchuldung des: 
jenigen, dee den Andern tödtet, wefentlich geändert wird, 
der Richter aber alle Umftände, die den Grad. der Ver: 
ſchuldung beftiimmen, genau berückſichtigen muß, fo ift er 
auch ſchuldig, in.fo weit Dad Daſeyn des Duellvertrags zu 
beritcffichtigen, fo lange nicht ein Gefeg vorhanden if, 
welches voraus den Duellvertrag felbft als einen firafbaren 
erflärt hat. Iſt aber dies der Kal, fo trifft denjenigen, 
welcher im Duell den Andern tödtete, doch nur die Strafe 


‚ wegen @ingehung und Vollziehung des Vertrags, nicht 


aber die Strafe der Todtung. Der Duellvertrag hat aber 
noch eine Eigenthümlichkeit, nämlich die, daß Jemand da⸗ 
bei einen Kampf eingeht und eine Gefahr übernimmt, um 
einee andern Gefahr zu entgehen. Diefe legte Gefahr wird 
Durch das Vorurtheil herbeigeführt, welches im Duell ein 
Ehrenrettungsmittel erkennt, und Jedem, welcher belei- 
digt oder von einem Undern zum Duell gefordert wird, 
auch verlangt, daß er durch das Duell feine. Ehre rette. 
Weigert er ſich diefem Vorurtheile zu ‚folgen, fo muß er 
fürchten, von feinen Standesgenoffen der Feigheit befchul- 
digt zu werden und neuen Mißhandlungen ausgefegt zu 
ſeyn, ja felbft feine bürgerliche Egiftenz zu gefährden *°), 
Diefe Rückfichten werden allerdings nicht unbedeutend für 
den Gefeggeber ſeyn, der den. Widerfpruch feines Straf⸗ 
. gefeges über das Duell mit der öffentlihen Meinung bes 
forgen, daher das herrfchende Vorurtheil wenigftens . in 
Bezug auf die Verminderung der zu drohenden Strafe. bes 
achten und dahin zu wirken fuchen wird ,- die Kraft des 
Vorurtheilg dadurch zu brechen, daß dem Brleidigten durch 
eine weife Gefeßgebung iiber Injurien hinreichender Schuß 
gegeben und dadurch der Vorwand geraubt wird, daß er 





46) 3. 3. wenn er genöthigt wiss „ Tsinen Abſchied au nehmen, 
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ſieh ſelbſt Recht Habe fchaffen müſſen, well das Geſetz ihm 
Peine fihernden Mittel darbot; der Gefeßgeber wird fi 
aber auch hüten, durch eine zu große Generalifirung diefee 
Rückſichten zu einer nachtheiligen empfindelnden Milde in 
Bezug auf die Strafgefeggebung über Duelle verleitet zu 
werden; denn die Erfahrung lehrt, daß die obigen Rück⸗ 
ſichten des Zwangs zum Duelle wegen Beforgniß, andere 
Nachtheile zu leiden, nur bei gewiffen Ständen, 
nicht aber allgemein unter allen Bürgern eintreten. Es 
iſt nicht zu läugnen, daß der Adelige in manchen Staaten 
vom Hofe entfernt, von feinen Standesgenofien überall 
gering gefchägt zu werden fürchten muß, wenn er fich nicht 
duellirt; es ift richtig, daß vorzüglich der Ofſizier, der 
einem Duelle ausweicht,, das feine Kameraden zur Rets 
tung feiner Ehre fiir nothwendig anfehen, genöthigt mers 
den kann, feinen Abfchied zu nehmen, und eine gleiche 
Macht des Vorurtheils kann noch unter Studirenden auf 
Univerfitäten vorfommen. Dagegen hat bei andern Stäns 
den Die Zeit bereitd dem Voructheile feine Kraft entzogen; 
bee Bürger, wenn er auch dem Delle ausweiht, wird 
deswegen von feinen Mitbürgern nicht verachtet, Der 
Staatsbeamte nicht der Gefahr feine Eriftenz wegen Wels 
gerung fich zu duelliren ausgefegt feyn, und nur in man⸗ 
den Drten mag bei dem höheren Staatöbeamten, da 16 
er fich einen Perfonaladel zufchreibt, ein ähnliches Verhält⸗ 
niß wie bei dem Adel eintreten; auf jeden Kall aber bleibt es 
eine feltene Ausnahme; und wenn auch in den erftien Wochen 
daß fonft unbeichäftigte Stadtgefpräch fich mit ber angeblichen 
Seigheit desjenigen,, der ſich nicht duellirte, beichäftigte, fo 
verfchwinder dies bald, und der fonft ehrenwerthe Mann wird 
sicht befürchten müffen, die Achtung feiner befieren Mitbürger 
zu-verlieren. Daher wird der weiſe Geſetzgeber das Duell 
überhaupt (alfo wie e8 unter den Staatsbürgern ohne Rück⸗ 
ſicht auf befondere Stände vorfommen Fann) wohl vontewin 
Arch. d. ER. 184 III. 8t. %a 
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nigen trennen, das bei dem Militär, bei Studirenden xc. 
vorfommt , und die befondern Geſetze fiir diefe den Vers 
“ Hälmiffen anpaffen. Bleibt nun auch der gemeinrechtliche 
Richter, der bißherigen Praxis ſich anfchließend, und der 
Rückſicht des vorhandenen Vertrages fo weit Raum gebend, 
daß er die im Duell verübte Tödtung nicht als eine dolofe 
nach den gewöhnlichen Gefegen Über Mord beurtheilt, — 
in fo fern treu, Daß er dem Duellanten die Tödtung feines 
Gegners zur culpa zurechnet, fo fordert die Gerechtigkeit 
doch die Unerfennung, daß es Fälle giebt, 1) in welchen 
derjenige, welcher den Gegner im Duelle tödtete, als 
Mörder mit der Todesftrafe oder doch als Todtfchläger bes 
ftraft werden muß, während ed 2) andere giebt, In weis 
chen der Todtfchläger ald firaflos erfläct werden muß, 
teil A) entweder der Tod als ein zufällig eingetres 
tener nicht zugerechnet werden fann, oder B) weil der 
Todtfchläger fih in Nothwehr befand. — Die Antwens 
dung der Strafe des Mordes wird nämlich. in allen Källen 
gerecht feyn, too der Duellant aus der durch Verabredung 
mit dem Gegner oder durch die Duellobfernanz , die gleich: 
falls jedem der Duellanten als befannt vorfchwebt und von 
ihm als Norm gebilligt wird, — begründeten Stellung 
der Bleichheit und Gegenfeitigfeit durch Tauſchung des Ans 
‚been herausteitt, oder fonft das Duell nur ald Gelegenheit 
oder Mittel zur Erreichung feiner mörderifchen Abfichten 
mißbraucht. Dies kann auf verfchiedene Weife eintreten; 
und zivar 1) wenn die Tüdtung nur durch eine abfichtliche 
Verlegung der Duellregeln, ‚wie fie der allgemeine &es 
brauch oder die vorgängige Verabredung hefimmte, mögs 
lid) wurde. Wer, nachdens bereitö die Secundanten Halt 
gerufen, auf feinen Gegner noch einen Hieb führe und Ihe 
dadurch tödtet, oder bei einem Piftolenduell, wo ausges 
macht wurde, daß jeder Duellant auf ein gegebene® Zeichen 
augleich vorwärts fepreiten und in einer befiimmten Ent⸗ 
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fernung ohne zu zielen ſchießen ſoll, früher, nachdem er 
Doch gezielt hat, die Piſtole losdrückt, iſt Mörder, in fo 
fern nit etwa die Umftände darthun, daß dies ohne Vor⸗ 
fa unabfichtlih gefhah. 2) Das Nämliche tritt ein, 
wenn Jemand zwar ohne unmittelbare Verlegung der Duells 
regeln oder der Verabredung , aber doch durch hinterliftige 
Benußung von undorhergefehenen Umftänden Vortheile fi 
verfchafft, Die mit der Segenſeitigkeit des Verhältniſſes 
nicht vereinbar find, und wenn er nur durch diefe Bes 
nußung den Gegner tödtet. 3. B. in einem ohne Zeugen 
gehaltenen Duelle glitſchte A unvermuthet auf dem ſchmutzi⸗ 
gen Boden aus, und B hieb jegt nach ihm und tödtete ihn, 
3) Auf gleiche Art kann auch Mord angenommen werden, 
wenn Jemand auf feinen Gegner, der bereitd unfähig iſt 
den Kampf fortiufegen, 3. B. wegen Schwäche den Säbel 
Anfen läßt oder entwaffnet iſt, einen tödtlihen Streich 
führt. 4) Man kann endlich fich den Fall einer als Mord 
fieafbaren Tödtung auch dann denken, menn die eigene 
von dem Gegner ihm drohende Gefahr völlig für einen 
Duellanten aufgehört hatte und er nun den Gegner zwar 
nach einer Verabredung, die ihm hiezu die Befugniß eins 
täumte, tödtet; z. B. zwei Duellanten loofen darüber, 
iver von ihnen die geladene, wer die ungeladene Piftole bes 
fommen foll; A echäft durch das Loos die geladene und 
drückt fie mit Faltem Blute auf den B ab, den er dadurch 
tödtet. Wie appellicen an das Gefühl eines jeden Zarts 
fühlenden, ob, wenn er aud durch das Loos eine ſolche 
Begünſtigung erhieite, vor feinen Segner treten und ihn 
tödten-wiirda. Mer es thun fann, iſt Mörder. Zwor 
hangt dabei, ſo wie überhaupt bei dem Piſtolenduell, ſo 
diel von den kleinſten Nebenumftänden des Falles ab. 
Hatten in dem sub No. 4. atigegebenen Falle die Duck 
lanten geloost, ohne auch nach der Ziehung des Looſes zu 
Aa 2 
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erfahren ), welche pinole geladen war, und gehen.fie 
auf einander los und drücken zugleich die Piſtole ab, ſo 
mochte es ſchon ſchwieriger ſeyn, den, der den ant 
Tödtete, des Mordes zu beſchuldigen. Auch verdient nicht 
Immer derjenige, welcher 3. B. bei einem Piftolenduch, 
nachdem fein Gegner großmüthig in die Luft ſchoß, dens 
noch feine Piftofe nach dem Gegner abdrüct, den Vor⸗ 
wurf des Mörders, vorzüglich wenn er weiß, daß ed mit 
den zwei Schüſſen nach der Verabredung. noch nicht ein Ende 
haben ſoll. 

Das bloße Verabreden des Duells auf Leben und Tod 
kann, wenn dabei einer der Duellanten um das Leben 
kommt, noch nicht genügen, um denjenigen, welcher töd⸗ 
tete, als Mörder darzuſtellen. Zwar hat der Geſetzgeber 
gewichtige Gründe, einem unter dieſer Verabredung voll⸗ 
zogenen Duell ſtrengere Strafen zu drohen; allein die 
Rückſichten, welche bei dem Duell als Gattung entſchei⸗ 
den, kommen auch bei der Art deſſelben zur Anwendung; 
auch hier iſt Verabredung über einen Kampf, und wenn 
zwar Einer den Andern zu tödten beabſichtigt, fo ſetzt 
doͤch in dem Kampfe jeder der Duellanten fein eigenes 
Leben ein; die unendliche, nicht zu berechnende Verſchie⸗ 
denheit der MWechfelfälle des Kampfes, oder bei manchen 
Duellen der bloße Zufall, entfcheidet über den Ausgang, 
und der Ueberlebende beruhigt fein Gewiſſen einigermaßen 
damit, daß er in den Kampf eben fo viel einfegte, als fein 
Begner. 

Die von ung ‚oben behauptete Strafloſigkeit bes Duelle, 
ſelbſt wenn ein Duellant getõdtet wird, muß angenoms 
men iverden 1) wenn der Zod als Folge eines reinen Zu: 
falls eintrat, entweder durch ein unvorhergeſehenes Ereig⸗ 
nid, z. B. wenn eine Daft abſprarg und den Same. ven 


— — 


47) Wenn nur die Secrndanten 7 wife 
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wundete, oder einer der Duellanten durch eigene Ungefchichs 
lichkeit in eine Waffe eines Gecundanten ſich rannte, 
2): Wegen vorhandener Rothivche kann GSträflofigfeit 
eintreten, wenn fich ergiebt *’), daß der Duellant, deſſen 
Abdficht, bei dem Duelle nur fich defenfiv zu verhalten, und 
deſſen Wunſch, den Gegner durchaus nicht zu verlegen, ers 
weislich if, feinem Gegner nur dadurch eine tödtliche Wunde 
beibrachte, daß fein wüthend gegen ihn fämpfender Gegnee 
ihn fo bedrohte, daß, wenn er ſich nicht ernftlichee wehrte, 
fein Leben in Gefahr war. Nur die genauefte Erwägung 
aller Umftände kann daher den Richter in den Stand fegen, 
ein gerechtes Urtheil zu fällen. 


$. II. Anfichten neuerer Gefeggebungen über das Duell. 

Wir Haben bereits in einem früheren Aufſatze in dieſer 
Zeitfchrift ) von der fonderbaren Lage, in melcher fich 
der franzöfifche Yurift in Bezug auf das Duell befindet, 
Nachticht gegeben. Das franzöfiihe Gefegbuh erwähnt 
das Duell gar nicht, und fo findet ſich die auffallende Ver⸗ 
fbiedenheit der Anfichten, daß ein Theil der franzöfifchen 
Gerichtshöfe, an den Ausſpruch des Redner der Regierung 
bei Vorlage des Code penal ‘°) fi Haltend, von dem 
Sage ausgeht, daß zwar das Duell nicht als eigenes’ 
Vergehen, dagegen die im Duell verübte Todtung oder‘ 
Bermundung nach den’ gewöhnlichen Gefegen über Tödtung 


48) 3. B. in einem Kalle wurde ein höchſt felebfertiger ruhl⸗ 
ger Mann zum Duelle durch ſchwere Belctvigungen und bie 
Mecdereien feiner Standesgenoflen gegroungen. Er hatte zuvor 
den Gecundanten und Zeugen erklärt, daß er fich nur fchlage, 
um dem Vorurtheil zu genügen. In 10 Gängen hatte er Alles 

ethan, um den Gegner zu fchonen, und hatte fich nur vertheibigt. 
Gr hatte ſelbſt nach den erften Gängen feine Bereitwilligkeit ſich 
zu verfühnen erklärt; allein die Wuth feines (mahrfcheinlich bes 
trunfenen) Gegfietd nöthigte ihn zur Selbſtvertheidigung. 

49) Band VIII. ©. 454 — 467. ' 

50).©. tarüber Quintus Disagxt. PL IN... 
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oder Verwundung beſtraft werden foll “*), während andere - 
Gerichtshöfe theild aus dem ‚Schweigen des Geſetzgebers, 
theild aus der Eigenthümlichfeit des Duells, theils aus 
den legislativen Ausſprüchen während der Revolution den 
Willen des Geſetzgebers ableiteten, das Duell firaflos zu 
belaſſen“), während andere Gerichtshöfe befonders darauf 
ſehen, ob der Fall der deloyaute (Verlegung der Duells 
‚ regeln) vorhanden war >, Ju Jahre 1818 Hatte Die 
Pairskammer als Gerichtéhof in einem ihe vorgelegten Falle _ 
erfannt , daß das Duell fein Verbrechen ſey, und Die Des 
putationsfammer beſchloß 1819, den König zu Bitten, 
einen Sefegesentwurf über das Duell vorlegen zu laflen,: 
um die beftehende Lücke auszufüllen. Daß der Caſſations⸗ 
hof in mehreren Arröts erfannte, daß das Duell nicht 
ftrafdar fey, wurde fehon in friiheren Auffägen bemerkt; 
am wichtigften wurde feine Entfcbeidung im “fahre 1828, 
als die Anflagefammer von Nanch wegen Tödtung im 
Duell einen Angeklagten vor den Gerichtshof verwies, und 
nach Vernichtung dieſes Urtheils durch den Caſſationshof““), 
der Appellhof von Meß, und fpäter der von Colmar, 
eben fo wie der von Rancy erfannte. Mach dem Geſetze 
vom 80. Julius 1828 mußte nun die Regierung einen 
Geſetzesentwurf über das Duell vorlegen, mas auch 1830 
geſchah ); der Entwurf erlitt in den Kammern mahche 
Veränderungen, die Reglerung vereinigte. fih nicht mit 





51) Am mestwächgfen darüber Arrôt des Appellationshofs vor 
Colmar von 1 f. Gazette des tribunaux 1828, nr. 1032, 


63) Dies ift die am meiften en Deinung. Bourgni- 


non jurisprudenoe: 111. 8. 
‚s) Merkw. gg nblung * I des Gazette des tribu- 
naux Nr. 1 


54) Turisprudenes du XIX. si&cie. 1828, Section 2. p. 47. 


53) ©. über den Entwurf de Wautr i 
—— IE. e Tree aunr in der Zeitfchrift für ausl. 
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ihren Anſichten, und fo teitt feit 1880, da die Negierung 
feinen neuen Entiwurf vorgelegt hat, die nämliche Lage ein, 
wie vor 1830; nur findet man in den zülegt von dem 
Caſſationshofe ausgefprochenen Anfichten, daß das Duell 
nicht ſtrafbar ſey, in dem Umftande, daß das Geſetz von 
1830 nicht zu Stande fam, bei Gelegenheit der darüber 
ftattgefundenen Berathungen aber die Lücke in der Gefeks 
gebung anerfannt war, einen neuen Geund, das Duell, 
auch, wenn Tod erfolge *°), nicht zu beſtrafen “), und 
nur in einem Kalle, mo auf eine hinterliftige Weife in einem 
ohne Secundanten und Zeugen vollzogenen Duelle Jemand 
getödtet wurde, erfannten die Geſchwotnen den Angeklag⸗ 
ten als ſchuldig, jedoch mit mildernden Umftänden, wor⸗ 
auf der Affifenhof 10jährige Einſperrung ausſprach "): 
Auch die Schriftftellee,, welche über franzöſiſches Recht in 
Bezug auf das Duell ſich erklärten, gehen mit wenigen 
Ausnahmen °”) davon aus, daß das Duell nach dem Code 
penal nicht ftcafbar ſey, und die Im Duell verüibten Tode . 
tungen nicht unter die gewöhnlichen Strafgefene über Töds 
tung fubfumirt werden könnten °°). Betrachtet man die 
Art, wie in ändern, die nicht zu Frankreich gehören, 





56) Na dem Neueſten franzöf. Compte general de Padmini- 
stration de la justice griminelle Yon 1832 wurden in diefem 
Sahre 28 Diele in Frankreich angezeigt wo Tod erfolgte, 89 mo 
dies nicht der Fall war. 

57) Chauveau Code penal progressif p- 284. 


58) ) Gazette des tribunaux 1834.. Octobre, Nr. 2862. 2866. 


59) Dahin gehören die oben im Archive VIII. &. 455. not. 15. 
Angeführten.- &. auch die Meinung von Odilon Barrot 
angeführt in Mon galvy p. 21. 

60) Dahin gehören Brillat de Savarin ensai sur le 

duel. Paris 1819. und bie fchon angeführten Merlin, 

Carnot,;, Bourguignon, Mongalvy. Batail- 
Jard du duel considered sous le rapport de la morale. 
Paris 1829. pag. 64. 


858 Beiträge 


in weichen aber die franzöfifche Geſetzgebung noch gift, der 
Gerichtsgebrauch ſich ausgebildet hat, fo bemerkt man 
bald, daß die Gerichtshöfe eine firengere Anficht ale in 
Frankreich aufftellten. Im Königreich der Niederlande ers 
kannten Gerichtshöfe °') und Schriftftellee °°), daß man 
"auf .die im Duell verübten Tödtungen die gewöhnlichen 
Strafgefege über Tödtung anwenden müſſe. Im Fahre 
1827 legte die Staatdregierung den Generalftaaten im 
Entwurf des Strafgefepbuchs auch den Entwurf von Strafs 
beftimmungen über Duell vor, worin das Duell, wenn es 
nicht eine Verwundung oder Tod nach fich zieht, ausdriichs 
lich als ftraflos °°) erklärt, und mit Unterfdeidung, ob: 
der Herausgeforderte oder der Herausforderer im Duell 
getödtet wird, al& die ſchwerſte Strafe Einſperrung oder. 
Relegation mit oder ohne Berbannung bis zu 8 Jahren ges 
deoht ik. Der Entwurf wurde von den Generalftaaten 
nit angenommen °*). Im Fahre 1828 wurde in den. 
Generalftaaten darüber verhandelt: ob man ein fpecielles. 
Gefetz über das Duell erlaffen follte )? 56 Stimmen ers 
Härten fib dafür; 6 Stimmen meinten, daß man mie: 
bisher das Duell mit Hinweifung auf die gewöhnlichen 
Strafgefege über Tödtung behandeln follte °°). . In einem 


.61) 3. B. Courier des Pays-bas 1826. Nr. 92, wo ein lirtheit 
des Alfifenhofes von Brüſſel fich befindet. 

62) Quintus Diss, eit, Bag. 107, den Tex in den By- 
dragen |, c. Tom. II. P. 1. p.111. Th. VII. 1833. Heft I. 

-pag.27. 

68) Projet du Code penal du royaume des Pays- bas 1827. 
art. 214— 224. 

64) Bertheidigung des Projects in Asser Coup-d’oeil sur 
quelques principes essentiels du droit oriminel. Bruxel- 
les ıhss. p. 28. 

65) Quintus Diss. p.66. den Tex Bydragen Sb. VII. 
pag. 45. 

66) Courier des Pays-bas 1828, Nr. 122, 
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neuern Balle erfannte der Appellationshof in Brüffel *”), daß 
auf die Verwundung im Duell die im Code art. 811, 
der Verwundung iiberhaupt gedrohte Strafe anzuwenden 
- fy. Ein höchſt merkwürdiges Urtheil erließ das Lande 
gericht Köln als correctionelle Appellationsfammer 1828, 
worin es zuerft in den Entfcheidungsgriinden umftändlich 
entwickelt °°), Daß die gewöhnlichen Strafgefege über 
Tödtung.und Verwundung auf die im Duell ale einem 
verabredeten Kampfe erfolgte Todtung nicht paflen, daß 
man fonft nur Alles vom Zufall abhängig machen wiirde, 
dag die franzöſiſchen Geſetzgeber nicht die Mbficht hatten, 
das Duell als eigenes Verbrechen zu beftrafen; worauf 
dann das Gericht erflärt, daß ungeachtet diefer Gründe 
das Gericht nicht befugt ſey, auf diefe Entfchuldigunges 
gründe Rüdfiht zu nehmen, da das franzöfifche Geſetz «6 
nicht gethan habe, daß vielmehr daſſelbe ohne Unterfcheis 
dung Strafe den Tödtungen oder Verwundungen drohe; 
daher das Gericht eine Gefängnißfteafe von 6 Monaten 
ausſpricht °). 

Auch das englifhe Recht kennt kein befonderes 
Strafgeſetz über das Duell. Verfolgt man den Bang ') 
der in England ausgebildeten Jurisprudenz, fo fcheinen 
vor 1615 die Berichte das Duell völlig ignorirt zu haben, 
1615 griff zuerſt Francis Bacon, damals Beneralans 
walt, den Unfug des Duells in einem Falle gegen Prieft 
an, zeigte die Nothwendigkeit, das Duell als gefegwidrig 
zu erklären, ſchon die Annahme der Herausforderung zu 





67) Gazette des tribunaux 1834. Nr. 2659. 
. 68) Im Archiv für das Sioitz und Sriminalrecht der Preuß. felns 
provinzen Bd. All. ©. 1 
a, ©. au daruber v. Dpsen Beil. zur Revifion der Geſchze 
70) 5 einen guten Aufſad im Law Magazine Heft XXL. 
p. 58L, 


⸗ 
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beſtrafen und die gemöhnfichen Geſetze über Mord auf die 
im Duell erfolgte Tödtang anzuwenden”). Die Sternkam⸗ 
mer beftrafte den Angeklagten. Seit diefer Zeit verfolgten 
Die Gerichte das Duell, aber es zeigte fi) der Kampf mit 
den Geſchwornen, die, den Borurtheilen Huldigend, Häufig 
das not guilty fiber den Angeklagten ausſprachen, obs 
wohl es nicht an Källen fehle, in welchen der Duellant als 
Mörder verurtheilt wurde ””). Die Meinung, dag man 
die gewöhnlichen Strafgefege liber Mord nicht auf das 
Duell anwenden könne, fcheint aber unter den Geſchwor⸗ 
nen immer mehr Anhänger gefunden zu Haben; ſelbſt das 
Haus der Lords ſprach als Gerichtshof den Duellanten 
frei“). Die Argumente, daß das Duell ein Ehrenrets 
tungsmittel fey, das der Staat nicht zu firafen ein Recht 
habe, wurden von den Vertheidigern geltend gemacht ’*)3 
man berief fih auf die Fortbildung des Rechts, und die 
Kreifpeechang ber wegen Zödtung im Duell vor Gericht 
Geftellten war die Regel’). Die englifche Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft aber blieb eben fo beharrlich in ihren Behauptungen, 
daß die im Duell verübte Tödtung oder Verwundung unter 
bie gewöhnlichen Strafgefehe zu fubfumiren ſeyen, da 
man das Duell old etwas für ſich Unerlaubtes betrachtete 
und davon ausging, daß Leber die Kolgen feiner Hands 
fung tragen müſſe. Da die älteren Schriftfieller, deren’ 
Autoritäten am meiften in Englands Gerichtshöfen ver 





71) ©. den Fall in Howel state trials IT. p. 1034, 
72) Dieetwürdiger Fall des Major Oreby in state trials XVII, 
p. 80. 


78) Law magazine 1. c. p. 875. 
74) Gelftreiche Rede des Advocaten Stuart.. Darüber in Law 


magazine p. 378, 


\75) Law magazine p. 380-382. ©. andere Falle in Gatzeite 
des tribumaux 1830. Nr. 1455. 1611. 
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fpsetiet werden, Hale 'e), Foſter ”’), die& Ichrten, fo 
sing dies auch in die fpätere Jurisprudenz üiber ’°). Dun 
bildete fich ſchon früh die Anſicht aus ”°), daß man 
unterfcheiden müfle zwifchen Duellen, welche erft etwa eine 
Macht nach dem ftattgefundenen Steeite, oder ‚doch fo lange 
"Zeit darnach daß das Blut abgefühlt fegn fonnte, volls 
zogen würden, und ſolchen, die fogleich nach dem Gtreite 
in der fortdauernden Aufmallung der Streeitenden volljogen 
würden. Bei dem erften wollte man feine Entſchuldigung 
wegen Provocation geftatten und nur das Strafgeſetz über 
Mord anwenden. Bel dem zweiten folkte der Richter 
wieder darauf fehen, ob nad allen Umftänden °°) anges 
nommen werden dürfe, daß die Wunde. erft beigebrachr 
wurde, als ſchon die erfte Hige abgefühlt if, und ob 
überhaupt nicht ein Theil im Vortheile war, oder mit bes 
fonderer Bosheit fich benahm. Wenn feine Erſchwerungs⸗ 
gründe da find, glaubte man nur Todtſchlag Cınauslaugh- 
ter) annehmen zu dürfen °). Die blöße Herausforde⸗ 
rung oder Ueberbringung des Cartells ſchien manchen Ju⸗ 
riften fchon firafbar, und die Volljiehung des Duell auf 
õffentlichem Plage, wenn auch feine Verwundung erfolgt, 
wollen englifche Juriſten na den ®rundfägen des affray 
betrafen *). Die englifhen Militärgefege ) enthalten 





76) Hale pleas of the crown I. p. 448. 

77) Foster a report of some prooedings an the commis- 
sion for the trial, and other crown aates, Neue Ausgabe, 
London 1809. r '297. 

78) Hawkins pleas of the crown I. p.96. 487. Stephen 
summary of the criminal law (London 1834.) p 

79) ®ute ne in Russel on crimes and P isdemea- 


nors 
80) Daher eht man feldft auf Aeußerungen, weiche die Duellan- 
ten machten. ©. Fälle in Russel p. 445. 


81) Fälle in Russel p. 446, 

82) Hawkins1l.c. p.487. Russel l.c. p. 870. 275. 

85) Foucher in ber Revue Eirangtre par Foelix 1851. 
Heft 9..p. 527.. 
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beſondere Steafbeftimmungen file die bloße Heraußfordes 
sung für den Offizier, welcher Duell nicht hindert, fo 
wie file. den, welcher einem Andern Verachtung zeigt, weil 
ſich Ddiefee nicht ſchlägt. — In Schottland ber 
ſteht zwar auch kein beſonderes Strafgeſetz über Duelle, 
allein der bekanntlich noch weniger als das engliſche Recht 
die Entſchuldigung wegen Affecte geftattende ſchottiſche 
Gerichtsngebrauch erkennt das Duell ſchon an ſich al ſtraf⸗ 
bar, und wendet die allgemeinen Strafgeſetze über Töd⸗ 
tung an "*). Bei dem bekannten großen Einfluſſe der eng⸗ 
liſchen Rechtsanſichten auf das nordamerikaniſche 
Recht begreift man leicht, daß in Nordamerika das Duell: 
nicht milder ald in England betrachtet wird; die Gefeps; 
gebung der einzelnen Staaten beweist vielmehr noch eine: 
größere: Strenge und das Streben, ernfllih ein Uebel: 
auszurotten, das in den Sitten dee Amerifaner noch meit- 
weniger Schug und Entichuldigung findet, als in Europa. 
Zwar fommen unter Hffizieren, höheren Beamten und 
Fremden, fo wie überhaupt in den Staaten mit mehe: 
franzöſiſchen Sitten, 3. ®. in New sDrleans, aub Duelle 
vor; allein weit feltenee in andern Staaten, weil in der. 
aus verfchiedenen Ländern verbundenen Bevölkerung weit: 
weniger Vorurtheile Europa's einmwurzeln konnten und 
das Duell überhaupt mehr in gewiſſen gefchloflenen pris 
pilegieten Ständen in Europa vorfommt, die fich in 
Mordamerifa auf diefe Art nicht finden °). Wir wollen 
aus zuverläffigen Quellen die wichtigften Geſetze amerifanis 
ſcher Staaten über das Duell mittbeilen. In Penſyl⸗ 


Bd) Eine gute Entwickelung mit Zerglicherung von Fällen, die 1667 
61870u.78 bei den fchottifchen Gerichten vorfamen, bei Hume 
Comment. I. p. 225 — 235. 


85) Cooper, die Nordamerlfaner, im S6ften Briefe (Ueberſ.), 
- Frankfurt 1829, 7 — es Böchen. ©. 248. bemerkt, daß feit 
30 Jahren in Reus Yart nur ein Ducl, vorgekommen ſey. 
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panien "") beftimmt ein Gefeg von 1806, daß Jeder, 
welcher zum Duell Herausfordert oder die Herausforderung 
annimmt, mit 500 Dollars, 1 Jahr Einfperrung mit 
harter Arbeit, Unfähigkeit zu allen bürgerlichen Rechten 
auf 9 Jahre, und jeder Berheimlicher eines Duell$ mit 
60 Dollars, Secundanten wie die Duellanten und eben fo 
auch diejenigen beftraft werden follen, welche Andere we⸗ 
gen Verweigerung des. Duelld tadeln oder befchimepfen. 
Im Stagte Alabama ”) wird nach dem Gefege von 
1804 jede Herausforderung, Annahme derfelben, Uns 
veizung zum Duelle mit 1000 Dollars, 1 Fahr Gefängs 
niß und Sjähriger Unfähigkeit zu öffentlichen Stellen be⸗ 
Kraft. Mach einem Gefege von 1819 ift jedem Richter, 
der Grund zu glauben hat, daß ein Duell Statt finden 
foll, die Befugnig gegeben, Verdächtige zu verhaften 
und Gicherheitsbeftellung abzufordenn; die Strafe der 
Deraußforderung und Annahme ift auf 2000 Dollars und 
1 Fahr Einfpereung beſtimmt. Nach einem Gefege von 
1826 foll jeder öffentliche Beamte vor Antritt des Amtes 
ſchwõören, daß er fich noch nicht geſchlagen, noch nicht zw 
einem Duelle geholfen Habe und ſich nicht Duclliren rolle. — 
Im Staate Dhio °°) wird nach dem Gefege von 1804 
jede Herausforderung und Annahme derfelben, das Ges 
cundiren und Cartelltragen mit 2000 Dollars (im Kalleder 
Zahlungsunfähigfeit teitt 10jährige Sinfperrung ein), mit 
Unfähigkeit zu öffentlihen Stellenbeftraft. Nach dem Ges 
fege von 1809 ift die Strafe auf 1000 Doll. gefegt; der 
Herausforderer, Duellant und Secundant werden noch bie 





86) Purdona digen of the laws of Pansylvania. Phila- 
delphia 1831. p. 224, 


en Aikin a digest of the laws of Alabama. Philadelph, 
1833. p. 15%, 


8) The statutes of Ohio edited by Chase. Gineinnati, 
1858, Vol. I. p. Mi. 
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zue Mitte bes Körpers entfleidet und 1 Stunde lang am 
Schemdpfahl ausgeſtellt. Im Staate NeusNYork") zieht 
Tödtung im Duell für den Duellanten und Gecundanten 
Strafe des Mordes nach fihd. Wenn Vermundung, aber 
nicht: dee Tod erfolgt, fo tritt Gefängniß bie 10 Jahre, 
bei bloßer Herausforderung oder Annahme, oder für den 
Secumdanten Gefängniß bis 7 Jahre ein. Jeder Beftrafte 
wird unfähig zu öffentlichen Uemtern. — Wer Andern 
wegen Verweigerung des Duelld Vorwürfe macht, leidet 
Gefängniß bis 1 Jahr und. muß 250 Dollars bezahlen. 
In Ldeu⸗Jer ſey °") wird nach dem Gefege von 1829 
die Herausforderung oder Annahme mit 500 Dollars und 
2 Jahren Gefängniß, das wirkliche Duell, wenn Tod nicht 
erfolgt, mit 1000 Dollars und 4 Jahren Gefängniß bes 
firafı. Das neuefte Eriminalgefegbuch dieſes Landes von 
1834 ift in Bezug auf das Duell nur Eopie der: Geſetze 
von ;Reus York, nur find die Strafen etwas milder In 
Connecticut °) wird Herausforderung oder Annahme 
mit 3000 Dollars (bei Zahlungunfähigkeit mit 1 Jahr 
Einſperrung) und mit Unfähigkeit zu öffentlichen. Yemtern 
beſtraft. Gleiche Strafe leider dee Secundant und Zeuge. 
Erfulgt im Duell der Tod, fo tritt (dies ik auch die Ans 
ſicht der Gerichtͤhöfe in den übrigen Staaten Amerika‘) 
Strafe des Mordes ein. In Georgien °) wird nad 
einem Gefege vom December 1832 die bisherige Unfäs 
bigfeit. der Duellanten gu öffentlichen ‚Stellen. und der zu 
teiftende Eid. aufgehoben. Im Zukunft werden Duellan⸗ 
ten und Gecundanten. mit 4 — Bjährigem Gefängniß bo 





) Revised statufes of the state of New-York, Albany 
‘1829, Part. IV. chap. 1. tit. I. Vol. V. art, 1. tie. VI 
90) Gompilation of te public laws of the state.of New 

Jersey. Camden 1838. p. 237. u 
91) 8 it ft Digest of the laws of Connecticut. 1828, Vol, II. 

P. °n 


92) &. American Jurist, 1884, Left EX. p- 468, 
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ſtraft. — Am ausführlichften Hat der aufgezeichnete Ju⸗ 
eift Livingfion in feinem Entwurfe fiir Lonifiana ") 
Beftimmungen über das Duell vorgefchlagen und in feiner 
Einleitung zum Code °*) die Nothwendigfeit nachgewie⸗ 
fen, daß die Geſetzgebung dem Injurirten (ee macht die 
Bemerfung, daß gewöhnlich nicht die wahren Verläums 
dungen, fondern die einfachen Injurien zum Duell reizen,) 
eine paflende gefegliche Genugthuung geben müffe, und 
dann Strafe des Duells eintreten folle, wenn die Bürs 
ger das angebotene geſetzliche Mittel auefchlagen. Li⸗ 
vingfton verlangt noch, daß man durch eigene Strafs 
gefege das Duell verpöne, und nicht blos im Zalle, wo 
Tod oder Verwundung erfolgt, auf das gemeine Recht 
verweife, weil fonft leicht Straflofigfeit dee Duelle ents 
fiehen würde, Nur da, mo der Tod eigentlich durch 
einen Verrath erfolgt, muß man die Strafe des Mors 
des anwenden, und dahin rechnet er den Kall, wo die 
Duellcegeln verlegt werden, ober wo ein Duellant durch 
Dinterlift einen Vortheil ſich verichafft und durch deſſen 
Benutzung tödtet. Im Entwurfe wird in andern Fällen, 
wo ohne Verrath Tod erfolgt, Gefängniß von 2—4 Jah⸗ 
ren und febenslängliche Unfähigfeit zu bürgerlichen Rechten, 
und wenn feine Verwundung erfolgt, Gefängniß von 
6 — 12 Monaten und Suspenfion der bürgerlichen Rechte 
gedroht. Auch Secundanten und Bartellttäger werden 
beftraft.. Die Staatsanwälte und gerichtliden Beamten 
müſſen feierliche Erklärung unter &hrenwort geben, Duelle 
zu Bindern und die Duellanten zu verfolgen. Alle Bes 
amte in Civil⸗ oder Militärdienften müflen bei Umtsantritt 


‚4 





. 93) Gode of offencgs and punishmentg tit, 19. chap, 6, 
yp. 138. Ä " WB 


94) Das Ganze iſt auch franzöſiſch von Taillandiar überſetzt 
— Opinjop de M. Livingston sur le duel. 
axıs 1829. . 
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ſchwören, daß fie fich nicht gefcehlagen haben und. nicht 
fhlagen wollen. — Auch in den neueren Gefegbiichern 
Italiens finden ſich befondere Vorfchriften über das 
Duell. Das Geſetzbuch von Parma ) befiraft, wenn 
Tod im Duell erfolgt, den Herausforderer, wenn er töd⸗ 
get, mit 10 — 20 Jahren Relegation, und den Heraus 
geforderten, wenn er den Tod verurfadht, mit S— 10 
Kahren ; menn fehwerere Verwundungen erfolgen ,. ben 
Herausforderer ald Verwunder mit 3 — 10 Jahren Nes 
fegation, milder den Herausgeforderten, wenn er vers 
wundet. (Der Verwundete, wenn es der Herausfors 
derer. ift, wird nah dem Gefege mit der Strafe des 
Herausgeforderten, wenn Diefer verwundet, beftraft.) 
Bei: geringeren Berroundungen tritt Gefängnig ein. Die 
Strafe der Verſtrickung (confinio ), nad welder der 
Beſtrafte ſich nicht von. einem beftimmten , vom Ges 
richte ihm angemiefenen Orte entfernen darf, trifft Die 
Duellanten, wenn feine Verwundung erfolgte, fo wie die 
Herausforderer und die diefelbe angenommen haben, wenn 
das Duell duch zufällige Umftände unterblieb, Theilnchs 
mer und Aufheger und Secundanten. Das neue päpfts 
liche Strafgefezbuch °°) droht dem Herausforderer, wenn 
er im Duelle den Gegner tödtete, Todesftrafe, dann abeg 
lebenslängliche Galeeren, menn fich ergiebt, daß er den 
Streit nicht verurſachte; der. Herausgeforderte, wenn ee 
den Gegner tödtet und wenn von der Zeit der Heraudfors 
Rerung an. bis zur Vollziehung des Duelld 24 Stunden 
verfließen,, leidet Todesftrafe; iſt das Duell in einer fürs 
zern Zeit, oder im Zuftande des Zorns vollzogen und Tod 
erfolgt, fo leidet der Herausgeforderte 10 — 20 Jahre 


95) Codice penale per gli stati di Parma. 1820. Lib, II. 
cap. V. art. 358— 65. Das Geſezt fpricht, fogleich nach dem 
Kap. über Zödtung, vom Duell. 

96) Begolamento sui delitti vom 20. Sept. 1832. tit. XX, 
art. 2% — 509. “ 
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Baleere. - Denn Verwundungen erfolgen, fo wird Die 
ordentlihe Strafe der Verwundungen für den Herausfor⸗ 
derer um 2, für den Herausgeforderten um einen Grad 
erhöht. Einfache Herausforderung zieht 1 — 8 Jahre 
Gefängniß⸗ und Geldſtrafe von 300— 1000 Ducaten nach 
ſich. Duell ohne Folgen wird mit einem um einen Grad 
höheres Sefängniß und mit 1000 — 2000 Ducaten bes 
ſtraft. Die Secundanten und alle, welche wegen Ver⸗ 
weigerung des Duells tadeln, werden als Theilnehmer 
beſtraft. 

Von der Geſetzgebung der deutſchen Staaten ſoll von 
dee preußiſchen “) und öſterreichiſchen nicht weiter bier 
die Rede fepn, da die Gefegbücher beider Staaten fange 
bekannt find und Feine neueren Vorfchriften über das Duell 
in Defterceih und Preußen °") erlaffen wurden. Dagegen 
verdient die Fortbildung der Legislation über das Duell in 
Baiern eine nähere Betrachtung. Die Lage eines Rich⸗ 
ters, der nach dem baierfchen Geſetzbuche von 1815 zu 
urtheilen hat, ift eine wahrhaft ſchwierige. Das Geſetz⸗ 
buch erwähnt das Duell gar nicht, es befand aber in 
Baiern ein fehr firenges Duellmandat vom 28. Kebr. 
1779 °°). Die Anmerkungen zum Strafgeſetzbuche '°°) 
erklärten nun, daß die Verbrechen oder Vergehen, bie 
nur befondern Ständen eigen find, z. B. der Militärpegs 





97) Ueber bie preuß, Gefeggebung if erſchlenen eins Schrift : Ueber 
Injurien, Hausrecht, Nothwehr und Duelle. Berlin 1827. 
Eine merkwürdige Ausführung in dem Falle eines Duells, wo 
ein Theil im Ducll getöbtet wurde und der Ueberiebende wahrs 
heinlich die aofiht jr tödten nicht hatte — in Hisie "deits 

sift Heft 33. &.150—1%8. Das Kammergericht trug auſ 
Todes ſtrafe an. 


98) lieber preuß. Gefepgebung f. no Bam Bad Anfichten übe 
Sauptgegenflände des Strafrechts S. 816 fg- 

99) Abgedrudt in v. Braunmühl * ben 3weikampf. Lande⸗ 
but 1826. ©. 67. 


100) Band I. S. 26. 
Ar 2. ER. 1884, IH, Or. Dð 
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foren, Sie Duelle; ivelche nur unter Perſonen höheren Stan⸗ 
des vorfommen, den befondern Geſetzen, Mandaten ıc. 
Aderlaſſen werben. Noch in der neueften Sammlung aller 
Ergänzungen und Erläuterungen zum Strafgefegbuche '°") 
iſt zum Art. 1. angegeben, daß das Duellmandat als all: 
gemeines Geſetz gelte, in fo fern nicht durch das Duell ein 
im Strafgefeßbuche benanntes Verbrechen begangen wur⸗ 
de. — Die baierifchen Gerihtehöfe aber ſcheinen fein 
Bedenken zu finden, die Vorfchriften des Strafgefegbuch® 
über Todtung und Verwundung überall anzunehmen, wo 
der Tod oder Verwundung erfolgt '°), indem man ans 
führt, daß die Anmerkungen zum Geſetzbuche Feine Ge 
ſetzeskraft Haben, fondern nur zur @rläuterung des Ges 
fegbuchs dienen follen '). Die Beftimmtheit aber, mit 
weicher die Anmerkungen fprechen , der Umftand, daß der - 
Geſetzgeber doc das Duell als ein fo allgemein befanntes 
Verbrechen nicht ignoriren konnte, aber auch einfehen 
"mußte, daß durch die Anwendung der gewöhnlichen Straf⸗ 
gefege Über Tödtung und Körperverlegung auf das Duell 
"eine übertriebene Härte entftehen würde, daß man dann 
auch das bloße ohne ſchlimmen Erfolg gebliebene Duell gar 
‚nicht beftrafen Fönnte, meil die Merkmale von Verſuch 
"nicht paflen '”*), berechtigen eher zu der Annahme, daß 
‘der Geſetzgeber von 1813 beabfichtigt hatte, ein befondes 
res Duellgefeg zu geben, in Bezug auf die einzelnen Stände, 
unter denen am ‚meiften Duelle vorfommen, es. vorläufig 


101) Gedruckt Bamberg 1834. 

102) Dies billigt v. Braunmühl &. 65. 

108) In den Gefesen für die Studirenden von 1814 {ft allerdings 
aud) gefagt, daß außer der Difeiplinarftrafe, wenn im Duell 
Födtung oder Verwundung erfolgt, die auf diefe Berbres 
hen durch das Strafgefegbuch befiimmten Strafen 
Etatt finden follen. , 

104) Was haben denn bie Duellanten verfucht? Zöbtung ober 
Körprrverlegung?! Kann man auch von einem culpofen Verſu⸗ 

che ſprechen! 
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bei. Dem bisherigen Gebrauche zu belaſſen und das altei 
Duells @dict, das. wegen: feiner Härte nie-volllommen zum: 
Vollzug gefommen war, als ein abſchreckendes Gefe fort⸗ 
befiehen zu laſſen '°). Das. im baier. Gerichtsgebrauche 
vorfommende Schwanfen bewog die Sefebgebung , eigene: 
Strafbeftimmungen über Duell in den Entwürfen von. 
1822, 1827, 1831 zu geben, wobei man davon aus⸗ 
ging '°°), daß die Tödtungen und Verwundungen im Duell. 
nicht ald gewöhnliche Tödtungen oder Verletzungen betrach⸗ 
tet werden können. Nach dem .neueften Entwurf vom: 
1881 *) wird der Duellant mit: Zuchthaus von. wenige. 
ſtens 12 Jahren beftcaft, wenn das Duell auf Tod ver⸗ 
abrebet war und ein -Theil um das. Leben kamz wenn- 
außer dieſem Kalle Tod oder ſchwere lebensgefährliche Wers- 
legung eintrat, mit Arbeitshaus nicht unter 4 Jahren, 
und wenn feine oder geringe Verletzung entftand, mit: _ 
Gefängnig von wenigftend S- Monaten. Alle, welche ale 
Secundanten oder Zeugen fih geftellt, oder zum Duell 
abſichtlich Heitrugen , leiden die Strafe der Gehülfen hö⸗ 
hern Grades. Auch auf die bloße Herausforderung oder 
Annahme, wenn das Duell nicht zu Stande kam, ift 
Gefängnig bis 3 Monate geſetzt, welche auch denjenigen 
trifft, weicher dem, der das Duell ablehnt, Verachtung 
bezeigt. — In den durch manche praktifche und ſcharf⸗ 
ſinnige Bemerkung über das Duell ausgezeichneten Moti⸗ 
ven zum Entwurfe von 1831 wird die Verlegenheit, 
in der fi der Gefetgeber beſindet, eingeſtanden, und 





105) Gegen die Anftcht, die Geſete über Todtung und Körperver⸗ 
legung 0 uf Duelle nad) dem baier. Sefehe anzuwenden, A. auch 
einen Auffatz in Elvers allg. juriſt. Zeit. 1828. Nr 7 


106) ©. deutlich Motive zum baier. Entwurfe 1827. ©. 112. 
107) Sm Kay. VI. unter ber Auffchrift: Won Zriedensftörung 
und Eigengewalt. Art. 1 
106) ©. 179, | x 
Bd 2 | 
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das Dofeyn bes Karten Duellmandats) beklagt. Wegen 
der oft eintvetenden Schwierigkeit, gu beftimmen, wer Her⸗ 
ausforderer ift, und da nicht felten .der Heraudgeforberte 
durch grobe Beleidigung dem Gegner die Herausforderung 
abnöthiete, Hat der Entwurf eine Unterfcheidung deu 
Strafdeohung gegen Herausforderer und Herausgeforders 
ten nicht aufgenommen. Diefe Uinfihten des baierifchen 
Entwurfs Haben offenbar dem neuen Strafgeſetzbuche für 
Griechenland vorgeſchwebt ") In den Strafen find 
Meine Modiflcationen, 3. B. daß Kettenfteafe gedroht wird, 
wenn das Duell auf Tod verabredet und ein Theil um das 
Leben gefommen if. Gefängniß bis 2 Jahre ift gedroht, 
wenn Verwundung erfolgt. und das Duell ohne Secun⸗ 
Danten oder Zeugen verabredet if. Secundanten und 
Zeugen find (Art. 210.) als ſtrafbar erklärt. Auch auf 
den tvürtembergifchen Entwurf ''") haben die Anſichten des 
Baier. Entwurfes eingewieft; die Strafen find aber milder, 
4 B. Feſtungsſtrafe nicht unter 2 Jahren, wenn ein The 
getödter worden if. — : Wenn aber das Duell auf Tod 
verabredet wurde, fo follen nach Art. 182. die Schuldis 
gen, je nachdem ein Theil getödtet wurde oder nicht, nach 
den Gefeßen wider den nollbrachten oder verfuchten Todes 
ſchlag beftraft werden. Secundanten und Zeugen werden 
. gleichfalls beſtraft. Die Beſtimmungen des hannöverifchen 
Entwurfs haben wie bereits früher im NWHechive ''*) mitges 
theilt. Der fpäter erfchienene und jet bei den Ständen 
berathene revidirte Entwurf weicht von dem frühern duch 





109) Die Motive ©. 180 fagen, daß es nie Zeichen feiner Lebens: 

kraft gegeben habe. 

110) Vom 18. Dec. 1838, gedruckt ald Beilage B. des Regierungs: 
blatts Art. 208— 211, Auch bier ift das) Duell wie im baler. 
Entw. unter die Eigenmacht und Fridensftörungen geftellt. 

‘ 111) ®on 1882. Er fpricht in einem eigenen Kapitel von Per 
Selbfthülfe und dem Zweikampf. '- 
112) Br, VIII. G. 448. — 
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eine unverhätinidmäßige Härte der Strafbröffungen ‘a®, 
Wenn das Duell auf Tod ) verabredet war und ein Theil 
getödtet wurde, fo fol (Art. 178.) Todesfkrafe und nur 
bei mildernden Umftänden lebenswierige Kettenftrafe ein⸗ 
treten, und wenn auch Tod nicht verabredet, aber das 
Duell fo ausgemacht war, daß der Tod höchſt wahrſcheinlich 
erfolgen mußte, Kettenftrafe bis 15 Jahre, — Bel den 
GSecundanten, die ohne Rückſicht auf Erfolg mit Gefänge 
niß befiraft werden follen, Ift der Umftand, daß fie das 
Duell ernftlich zu verhüten oder möglich unſchädlich zu mas 
hen fuchten, ald Milderungsgrund erfläct. In dem von 
den -Rammern erfiatteten erſten Eommiffionsberichte 9 
ift der Entwurf im Ganzen gebilligt, und nur in Bezug 
auf die Secundanten vorgefchlagen,, fie ale ſtraflos zu ers 
klaren, wenn fie ernftlich verfuchten, das Duell zu verhins 
dern. — Weit tiefer geht der zweite Commiſſionsbericht 
ein ''*) und ftellt das Princip auf, daß das Duell, wenn 
&6 nicht weiter gehe, als wie nach allgemeinen Begriffen 
über Senugthuung wegen verlegter Ehre gefordert wird, 
als ein nach Umftänden nicht-leicht zu vermeidendes Uebel 
möglichft gelind zu ftrafen, im Zalle aber, wo es aufeine 
Art eingegangen , die jene Granze überfchreitet, ſtrenger 
gu beſtrafen fey. Die Commiſſion billigt die im Entwurfe 
gedrohte Todesftrafe, will abes für den zweiten Fall beb 
Kettenftrafe den Zufag, daß bei mildernden Umſtänden 
Zuchthaus eintreten Fönne; fie tritt in Bezug auf die 
GSecundanten dem Vorfchlage des erften Commiſſionsbe⸗ 
richts bei, und fordert noch den Zuſatz, daß überhaupt 
bei Beftrafung wegen Duells die im Yet. 16.0) beftimms - 


115) ©. gute Bemerkungen in Bauer Bergleichung bed ur: 
Igrünalichen Entwurfs des Strafgefegbuche mit dem vepidirten. 


114) ©. 64, 
115) ©. 87. 
116) 3. 8. Verluft des Adels, der Aemter ie 


. zen Folgen ſchwerer Strafen nicht eintreten follen. — In 
urheffen erging’ eine. Verordnung vom 11. Januar 
4850, nach welcher der bloßen Herausforderung ſchon 5 — 
‚Hjähriger Feſtungsarreſt, dem vollgogenem Duelle Verluſt 
des Adels, Caſſation oder Dienftentlaffung und 10jähriger 
di6 lebenslänglicher Keftungsarreft gedroht und ferner bes 
ſtimmt war, daß, wenn ein Theil im Duell getödtet wird, 
Der andere mit dee nach gemeinem Recht auf Mord oder 
Zedifhlag gefeßten Strafe belegt werden ſollte. Die 
übermäßige Strenge und Unzweckmäßigkeit dieſer Strafs 
beßimmungen veranlofte in der Ständeverfammlung von 
1852 den Antrag auf die Aufhebung der Verordnung, 


. IH. Legislative Betrachtungen. 


- Die Pflicht des Geſetzgebers, bei Drohung von Stra⸗ 
ten-wohl die Verhältnifle zu erwägen, unter welchen. die 
Dandlungen vorfommen ; gegen welche feine Strafgefege 
gerichtet find, fordert ihn vorzüglich bei der Erlaſſung von 
Duellfirafgefegen auf, vollftändig alle Anfihten des Vol⸗ 
kes, für das die Gefeggebung gehört, Die Motive der 
Handlung und die Bedärfniffe der bürgerlichen Sefellfchaft 
zu berückſichtigen, fich aber dabei eben fo von dem Glau⸗ 
ben an die abſchreckende Keaft firenger Strafgefete, als von 
einer gewiſſen Empfindelei und,einer Nachficht frei zu hals 
ten, welche durch die Berufung auf die fogenannte öffents 
liche Meinung fi entſchuldigt. — Die Erfahrungen in 

kreich, wo man por einigen Jahren nicht felten den» 
jenigen , der eine andere Meinung in der Deputirtenfams 
mer oder in Journalen äußerte, zum Duelle zwang, müſ⸗ 
fen den Gefeßgeber aufmerffam machen, daß ein Zuftand. 
der Geſellſchaft nicht wiinſchenswerth ift, bei welchem die 
Piſtole oder der Degen ftatt der Gründe entfheidet. Bald 
wiirde felbft in den Berathungen der Gerichtöhöfe eine 
ſoſche Sitte {ch einſchleichen, und die Freimüthigkeit die 


[ 
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eigene ' Heberzeugung auszuſprechen zurückhalten. Mas 
fann nicht verfennen, daß immer mehr die Sitten das Quell 
verdammen, und es ift ein Zeichen: fortgeſchrittener Cul⸗ 
tur"), daß man in der bürgerlichen Gefellfchaft fich. mit 
einer gewiffen Scheu von demjenigen abwendet, deifen Dand 
mit dem Blute eined. Menfchen befledt ift, wenn, er ihn 
auch im Duelle tödtete. Mit Unrecht würde eine Geſetz⸗ 
gebung. durch die Unfichten einer militäriſch despotifchen Res 
gierung, wie fie Napoleon ausübte, um das fogenannte mia 
litãriſche Ehrgefühl nicht gu unterdriiden, fich zu einer Nach⸗ 
fiht gegen die Duelle verleiten laſſen, und ein Hauptfires 
ben muß vielmehr-dahin gerichtet ſeyn, durch einen unnach⸗ 
fichtlihen Ernſt und die firengfte Handhabung des befkehens 
den Strafgefeges in allen Fällen, wo Duelle verübt 
werden, die Kraft des Geſetzes aufrecht zu erhalten, daher 
aber auch vor einer Übermäßigen Strenge in der. Strafs 
Drohung. fih zu hüten, weil die Erfahrung. lehrt, daß 
ſonſt das Geſetz an der tadelnden Stimme ſelbſt der Beſſe⸗ 
ren im Volke einen unerbittlichen Feind hat, ſo daß ent⸗ 
weder Duelle nicht verfolgt werden, oder durch häufige 
Begnadigungen das Anſehen des Geſetzes zerftürt wird. 
Der Geſetzgeber kann nicht ignoriren, daß hier ein Ver⸗ 
brechen vorliegt, bei deſſen Veriibung ohnehin von 10 Pers 
fonen, die e6 begehen, 8 mit Widerrillen fi dazu ents 
fchließen, und. nur durch die Furcht vor Nachtheilen bes 

ftimmt werden, die nach den Vorurtheilen ihrer. Standes⸗ 
genofien ihnen drohen. Gchätt diefer Widerwille eine neue 
Stärke duch das Geſetz, welches ernſt und Fräftig das 
Duell verfolgt und defien Handhabung unnachfichtlich eins 
tritt, fo Fann der Gefengeber darauf rechnen, daß Mancher, 
der ſonſt dem Vorurtheile nochgegeben haben würde, ruf 





4m Gute Beobachtungen über die geänderten Aoßchter fs. in 
Mongalvy, projet p. 25, 
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bekommt und durch die Berufang auf dns Seſetz das Duell 
vermeidet. Nur wiederholen wie, als eine nothwendige 
Vorbedingung einer gerechten Beftrafang-der Duelle, daß 
der Gefengebee durch zweckmäßige Injuriengeſetze Genug» 
thuung dem Beleidigten gebe, weil dann nur die Entſchul⸗ 
bigung , daß dee Beleidigte fein anderes Ehrenrettungsmit⸗ 
tel gehabt Habe, wegfällt. Kragt man nun 

* 1. ob das Syſtem, nach welchem die Geſetzgebung 
von dem Duell als beſonderm Vergehen im Seſetze ſchweigt, 
und nur die im Duell verübten Tödtungen oder Verwun⸗ 
dungen nach den über diefe Verbrechen erlaffenen Strafs 
geſetzen beſtrafen läßt, dem Spfteme vorzuziehen fey, wels 
ches das Duell mir befonderen Strafen bedroht, fo verels 
digen fich alle Gründe dafür, das Syſtem der zweiten Art 
zu empfehlen. Es wird nie geläugnet werden föhnen, daß 
Die im regelmäßigen Duell erfolgte Toödtung "doch ganz ans 
der& zu beuetheilen it, ald der außer dem’ Duelle gegen 
den unbewehrten Keind mit der Abſicht zu tödten verübte : 
Mord oder Todtſchlag. Alle noch fo fcharffinnigen Des 
duetionen werden die Stimme nicht zum Schweigen brin⸗ 
gen fönnen, die fih auf die Gegenſeitigkeit, die Verab⸗ 
tedung sum Duell und auf den Umſtand, daß der Andere 
fih wehren Fonnte, beruft. Will nun doch der Geſetzge⸗ 
ber erflären, daß die im Duell erfolgte Tödtung wie eine - 
andere betrachter werden müſſe, fo wirb er feine Abficht 
nicht erreichen; Die allgemeine Stimme wird den Jerthum 
oder die Ungerechtigkeit des Geſetzgebers anklagen; Duelle 
werden nicht angezeigt, von den Beamten ignorirt; wo 
Geſchworne richten, darf man auf den Yusfpruch: non 
coupable, rechnen, und rechtsgelehrte Richter werden 
dann wenigſtens der Sache die Wendung geben, daß dee 
Tod nur zur culpa zugerechnet werden fann, wodurch Die 
Strafe oft unverhältnigmäßig gering wird. Mach diefem 
Epfteme würde dann der Verwundete gar nie beftraft wer⸗ 
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ven dürfen; denn nicht das Duell, fondern nur dee Er⸗ 
folg wird beſtraft, und die Veewundung im Duell iſt ja 
der außer dem Duell zugefügten gleichgeſtellt. Dadurch 
würde oft derjenige, der vielleicht das ganze Duell herbei⸗ 
führte, den Andern zum Duell nöthigte, ſtraflos ſeyn. 
Der Umſtand, daß er durch die Verwundung ein Uebel 
leidet, kann nicht die geſetzliche verdiente Strafe er⸗ 
ſetzen. Enthält das Geſetzbuch Fein beſonderes Geſetz über 
das Duell, ſo werden Duelle, in welchen Niemand ge⸗ 
tödtet oder verwundet wurde, ganz ſtraflos ſeyn. Offen⸗ 
bar muß das Duell als ein eigenes Verbrechen aufgefaßt 
und mit Strafe bedroht werden, in fo fern es nicht als 
ein gegen den im Duelle Berlegten und daher ale Privat⸗ 
verbrechen, ſondern in ſeiner gemeinfhädlihen Wirkung 
in Bezug auf die Störung des Friedens als Vergehen bes 
trachtet wird, das die rohe Gewalt ber Waffen an bie 
Etelle geordneter Verfolgung der Rechtsanfprüche fegt, 
die Freiheit der Aeugerung der Meinungen ftört, einen 
Zuftand herbeiführt, bei weichem, wenn auch bei Uebers 
einkunft die Ducllanten der Leben und Gefundheit bedros 
henden Sefahr ſich ausfeten. Das Strafgefeg ift hier 
febon gegen die Eonventton felbft und In fo fern auf die 
Yusrottung eines Vorurtheils gerichtet, deflen Dafeyn jene 
fogenannte Webereinfunft Herbeiführt, die felbft in der 
Mehrzahl der Källe auf einem Zmange in fo fern beruht, 
als die Macht dieſes Vorurtheils die Bürger nöthigt, ſich 
einer fo gefährlichen Uebereinfunft gu unterwerfen. 


Ä - II. Bei der Strafdrohung hat daher der Geſetz⸗ 
geber zunächſt ſchon die bloße Vollziehung des Duelld ohne 
Rückſicht auf den Erfolg ald Vergehen mit Strafe zu bes 
drohen, und bei diefer Drohung auf einer Seite die Größe 





ur In jo fern will v. Oppen ©. 77 den Duellpertrag ver 
nt haben. 
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des Schaden? für die bürgerliche Gefellfchaft, auf ber ans 
dern aber auch die Berminderung der Größe der. Verſchul⸗ 
Dung abzumwägen, indem die Duellanten theils durch das 
Vorurtheil und durch die Stimme ihrer Standedgenofien 
zu der Handlung genöthigt werden, theild ihre Handlung 
dadurch) vor ihrem Gewiſſen entfchuldigen, daß jeder nur 
einen vorausfichtlih (z. B. weil Feiner eine böfe rachfüichs 
tige Sefinnung hat) unfhädlihen — oft mehr einer Kechs 
terübung ähnlihen Kampf unternimmt, und jeder unter 
“ gleichen Umftänden dem Zufalle fich unterwirft, oder auf 
wechfelfeitige Geſchicklichkeit, den ſchlimmſten Erfolg abzus 
senden, rechnet. Der Gefeßgeber wird allerdings bei 
Der Abftufung der Strafen. auch auf den Erfolg Rückficht 
nehmen dürfen, theil6 weil dadurch die Größe des Schas 
dens beftimmt wird, theild weil ſowohl in der Art der 
Verabredung als in dem Kampfe felbft doch viel von den 
Duellanten abhängt, und fie zu einer größern Vorficht und 
Dazu aufgefordert werden, dem Duell einen mehr uns 
ſchädlichen Ausgang zu geben, wenn fie willen, daß die 
Strafe auch nach dem Erfolg abgeftuft werden wird. 
Nur darf die nach dem Erfolg im Geſetze abgeftufte Strafe 
nicht durch zu ſtarke Sprünge normirt werden, weil fonft 
der Geſetzgeber ungerecht zu werden beforgen muß, und 
3. B. in Källen, wo auch der Tod eingetreten, aber ents 
fhieden nur ein gegen den Willen und Vorausſicht des 
Ueberlebenden durch unglückliches Zufammentreffen von 
Umftänden entftandenes Ereigniß ift, die harte Strafe ans 
gewendet werden fol. Einen weiten Raum dem richters 
lichen Ermeffen zur Würdigung der einzelnen Umftände zu 
geben, ift hier durchaus nothwendig. Die Hauptrücficht 
bei der Strafdrohung muß fi auf die Art der Duells 
verabredung richten. “Ye gefährlicher ihrem leicht vor⸗ 
Herzufehenden Yusgange nach die Berabredung war , defto 
firenger muß die Strafe ſeyn. Die Verabredung dee 


⸗ 
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Duells auf Leben und Tod iſt am firengften ſtrafbar, und 
Duelle auf Piftolen verdienen, da hier eigentlich das Merfs 
mal des Kampfes faft ganz verfchtwindet, wo nur der Zus 
fall entfcheidet, im Allgemeinen firengere Strafe. In 
dee Mehrzahl der Fälle hängt ed von den Duellanten ab, 
Die möglichft unfhädliche Art des. Duelld, um nur dem 
Vorurtheile Senüge zu leiften und den Vorwurf jogenanns 
ser Feigheit zu befeitigen, zu wählen. Gehen .fie weiter, 

mählen fie Piftolenduell, wo das Duell auf den Säbel ges. 
nügt hätte, oder verabreden fie eine befondere ‚Art des 

Kampfes, mo gefährlicher ‚Ausgang nothwendig eintritt, 
fo verdienen fie -die fehonende Rückſicht des Geſetzgebers 

nicht mehr. Mur muß hier wieder erwogen werben, daß 
zumeilen in manchen Ständen nach dem durch den Gebrauch 
fanctionirten Borurtheil, die Act des Duelld nach der Art. 
ber Beleidigung beftiimmt wird, z. B. wegen der Größe 

der Injurie ein Kampf auf Leben und Tod u. f. w. oder 

Diftolenduell gefordert iſt, wo dann durch die Stimme der 

Standesgenoſſen, die denjenigen.der Feigheit befchuldigen, 
toelcher die gefährlichere Art nicht wählt, Mander — 

gewiß gegen feinen Willen — genöthigt wird, fich einer 

gefährlichen Duellart zu unterwerfen. Es muß dem Richs 
ter möglich gemacht werden, auch auf diefen Umftand bei 
der Strafausmeffung Rücficht zu nehmen "). ine bes 
fondere Strafbefiimmung muß für die Zälle gegeben wer⸗ 
den, wo das Duell ohne Secundanten und Zeugen verabs 
redet if, oder two die im Duelle zugefüigte Tödtung eine 

Folge der fogenannten deloyaute if. Die ftrengere 

Strafdrohung.im erften Falle vechtfertige ſich dadurch, daß 


4119 Auch erinnern wir an das oben in $. I. Tusgeführte, daß 
‚man auch in dem Falle der Verabredung des Duells auf Leben 
und Tod nicht die bei dem Duell ald Gattung entfcheidenden 
Merkmale, welche die Verfchultung vermindern, unberüdfichs 
tigt laſſen darf; daher es völlig inconfequent ft, wenn man dies 
Hm Falle, auch wenn Tod erfolgt, Zodesftrafe droht, 





878 7 Beiträge 


Buelle ohne Secundanten einen weit gefährlicheen Ausgang! 
Haben, daß hier Niemand da if, welcher der wilden, oft 
Peine Rückſicht kennenden Crbitterung der Kämpfenden 
Bindernifie in den Weg legt, dem Ausbruche der Rach⸗ 
ſucht oder Hinterlift entgegentwirft, dem Duelle mehr ges 
regelten Gang giebt und zue fchnellern Beendigung des 
Kampfes beiträgt. In Bezug auf den Fall, wo de- 
loyaute da if, beziehen wie uns auf die vier, ſchon 
oben in $. I. angegebenen Fälle, wo wir die Tödtung 
oder Verwundung zum Dolus zurechnen würden. in 
eigenee Artikel im GSeſetze follte diefe Fälle genau nach 
unferen obigen Andeutungen bezeichnen, und ausfpeechen '""); 
Daß, wenn in diefen Källen Tod oder Verwundung erfolgt, 
die auf diefe Verbrechen im &efege beſtimmte Strafe neben 
der Strafe des Duelld eintreten fol. — Daß der Hers 
ausforderer in der Regel firenger als der Herausgeforderte 
beftraft werden darf, glauben tie nach den ftliher '*") 
angegebenen Gründen, allein es foll dies mehr nur eine 
Rückſicht feyn, die bei der Steafausmeflung den Richter 
leitet, weil fonft die Befeggebung ungerecht werden Fan, 
indem oft der Herausgeforderte, welcher wohl weiß, daß 
nach den Standesvorurtheilen ein gewiſſes Benehmen den 
Beleidigten nöthigt, zum Duell zu provociren, es tft, der 
dem Herausforderer die Forderung abnöthigte "”). Kine 
andere noch mehr zue Yusmeflung einer gerechten Strafe 
führende Rückſicht ift die, wer von den Duellanten e& war, 
Der die gefährlichere Urt der Verabredung des Duells vor’ 


120) Auch v. Oppen J. co. S. 88 hat in feinem Entwurfe $. 7. 

eine folche Beftimmung für den Fall der Verlegung der Ueber⸗ 
einkanft bei dem Kampfe aufgenommen. Vorzüglich ausführs 
Yich iſt darüber die Vorfchrift in bem oben angeführten Eutwurfe 
von Livingfton. ' 

121) Archiv VIII. ©. 469. 


122) Gute Motive zum baler. Entwurfe von 1851, &, 183. 
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feblug , beharrlich darauf beſtand, oder wer am behaetrlich⸗ 
Pen die angebotene Verföhnung oder die gefegliche Genug⸗ 
thuung, 3 B. durch Mbbitte, verweigerte. Der eifrige 
und gemwiflenhafte Inquirent kann, wenn er will, dieſe 
Umftände wohl ausmitteln. - Nicht dee bloße Heransfordes 
zer, fondern der, welcher dur Unverföhnlichkeit den 
Andern nöthigte, dem Duell oder der gefährlichern Ark 
ſich zu unterwerfen, ift es, gegen welchen die Strenge 
des Geſetzes fich richten muß. Ä 
| III. Man hat befanntlich in Umerifa ”?) als eine 
Der zweckmäßigſten Strafen des Duell die vorgefchlagen, 
daß der Duellant unfähig zu öffentlichen Stellen werde ""), 
and fordert Daher felbft von den Beamten bei dem Amta⸗ 
antritt einen befondern Eid. Wir Pönnen biefer Unficht 
durchaus nicht beiſtimmen. Darnach follen infamicende 
Strafen eingeführt werden , die ſchon an ſich viele Bedenk⸗ 
lichkeiten erwecken, aber am wenigſten da zu billigen find, 
wo fie ein Vergehen treffen follte, da8 nach der im Volbe 
verbreiteten Meinung nicht aus einer nicderträchtigen vers 
Achtlichen Sefinnung ſtammt, daher auch nicht als ein ent⸗ 
ehrendes betrachtet wird, weil: auch tinter den leider no 
vobwaltenden Verhättnifien, deren Befeitigung die Geſetz⸗ 
gebung noch nicht bewirkt hat, ein der höchſten Achtung 
würdiger Mann zu einem Duelle genöthigt werden fand, 
am den Nachtheilen zu entgehen, vor denen ihn die Macht 
des Staats nicht ſchützen kann '). Fordert die Geſet⸗ 
gedung hier dennoch einen Eid, daß Jemand fih nit 





128) Auch v. Oppen ©. 78 fchlägt foldye Strafen vor. 

124) 2i vin gſton in feinem Ginleitungsbericht (nach der dng 
Ucberfetung p. 18.) führt einen Brief des Oberrichterd an 
fi) darauf beruft, daß nach der Erfahrung diefer Eid —— ge: 
wirkt und Duelle in Birginien fehr vermindert habe. 

125) Sut Bauer Beraleithung 6 urſprüngl. Entwurfs dis 
Strafgeſedbuchs ©. 1IO:. 
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ſchlagen wolle, fo ſprechen dagegen alle Einwendungen 
welche ũberhaupt den Verſprechungseid treffen, weil keine 
menſchliche Weisheit die oft ſonderbar zuſammentreffen⸗ 
den Verhältniſſe berechnen kann, in die Jemand verſetzt 
wird, ſo daß entweder der minder Gewiſſenhafte in einer 
verzweiflungsvollen Lage ſich dennoch ſchlägt und dann ei⸗ 
nen Eidesbruch begeht, zu welchem ihn das Geſetz bewog, 
oder der Gewiſſenhafte zwar das Duell vermeidet, aber 
unter der Quaal von Nachtheilen leidet, die dieſe Verwei—⸗ 
gerung herbeiführt. Bezieht man den Eid darauf, daß 
Jemand ſich noch nicht duellirt habe, ſo ſchadet der Staat 
ſich ſelbſt, weil er dann ſich mancher geiſtig und moraliſch 
ausgezeichneter Männer beraubt, die den Eid nicht leiſten 
fönnen, weil fie vielleicht in früherer Jugend oder unter 
außerordentlichen Umftänden ein Duell volljogen haben. 
Daher taugt es auch nicht® ,. wenn man die Unfähigkeit zu - 
öffentlichen Aemtern oder zu landftändifchen Rechten. als. - 
Strafe des Duells erklärt, weil: auch dadurch der Staat 
manchen trefflichen Mann, den das allgemeine Bertrauen 
vor Allen gewählt hätte, von ſolchen Stellen ausſchließt. 
Will der Staat eine ſolche Strafe drohen, ſo muß er ſie 
als eine ſehr tief eingreifende und ſchwere betrachten, und 
kann daher nicht eine andere lang dauernde Gefängnißſtrafe 
drohen; dadurch aber wird eine große Ungleichheit der Bes 
ftrafung herbeigeführt; denn während diefer Unfähigkeits⸗ 
erfläcung zu Aemtern und politifchen Rechten für den Duel⸗ 
lanten,. der nach feiner ‚bisherigen, Ausbildung und. feinem 
Berufe Unfpruch auf folhe Stellen Hätte, ein höchſt ems 
pfindlicher , die ganze bürgerliche Exiſten; vernichtender 
Machtheil ift, iR die nämliche Unfähigfeitserklärung . für 
einen Undern, der nach feinem Berufe auf Anftellung Fels 
nen Anſpruch madt ,. gar Fein Nachtheil. 
IV. Auc die Frage: ob das Gefeg blos das volls 
zogene Duell oder auch den Verſuch des. Duells mit einer 


— 
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Steafe bedrohen ſoll, verdient eine Erörterung. Mon⸗ 
galvy *9 verneint die Frage, weil die Merkmale eines 
ſtrafbaren Verſuchs beim Duellverfuch ſich nicht fänden, 
weil nämlich man’ nicht ſagen könne, daß hier ſchon ein 
Anfang der Ausführung vorliege, und weil Die Vollziehung 
nie Durch andere von dem Willen der Handelnden unab⸗ 
hängige Umftände unterbleiben Fönne Man fann aber 
diefer Anſicht nicht wohl beiflimmen; denn das Gefeh muß 
ja in dem Duellvertrage felbft, nicht erft in einem beſtimm⸗ 

ten Erfolge das Strafbare erfennen. Kordert Jemand 
heraus, fo weiß er fehr wohl, daß er nun feinen Gegner 
zum Duelle durch diefe Provocation nöthige, und daher 
das Duell zu Stande fommen werde; er felbft fpricht ſchon 
unzmeideutig feinen Willen, den Vertrag einzugehen, aus. 
Das Nämliche ift der Fall, wenn Jemand die Herausfordes 
zung angenommen hat, denn der Vertrag ift jegt gefchloffen; - 
wenn man zwar anführt, daß duch den bloßen Vertrag 
noch nicht eine Unruhe und Kriedensftörung in der bürgerlis 
chen Sefellfchaft eintrete,, fo kommt e8 darauf allein noch 
nicht an; das Gefeg muß das Uebel an der Wurzel ausrots 
ten, und die bloße Herausforderung ift ja für den Heraus⸗ 
geforderten und oft auch für feine Angehörigen ein Ereigniß, 
Das durch den Zwang, der in der Herausforderung liegt, 
Die Ruhe einer Familie fiört und oft einen fehmerzlichen Zus 
ftand Herbeiführt. Daher follte dag Geſetz ſchon eine eigene 
Strafbeftimmung für die Herausforderung und die Annahs 
me erlaffen. Allein es fordert die Criminalpolitik Alles ans 
zuwenden, um größeres Uebel zu vermeiden und der Wir⸗ 
kung dee Reue einen Vortheil einzuräumen, daher das freis 
willige Abftehen zu begünftigen. Aus diefer: Grunde follte 
ein befonderer Artifelim Geſetze die Straflofigfeit desjenigen - 
ausſprechen, welcher die Heransforderung oder die Ans 





186) Projet P. 42. S. auch Quin ius Dies, BD 138, ı. 


982 Beitraͤge 


nahme derſelben zurichnimmt. Vielleicht diirfte es ſelbß 
weiſe ſeyn, einen Milderungsgeund für denjenigen eintreten 
zu laffen, der, wenn er auch — weil vielleicht fein Bes 
mühen fruchtlos war — fich ducllirte, aber erweislich ernſt⸗ 
liche Deefohnungeosrfuce machte. 

In Bezug auf die Strafe der Secundanten 
und Zeugen haben wir oben die Verſchiedenheit der legis⸗ 
lativen Anfichten gezeigt. Auch die Schriftſteller *) kom⸗ 
men zu ſehr verfchiedenen Meinungen. Nimmt man den 
oben genannten Vorſchlag an, daß jedes ohne Secundans 
ten vollzogene Duell härter beſtraft wird, ſo ſcheint es ein 
Widerſpruch, wenn der Geſetzgeber diejenigen beſtrafen 
will, auf deren Beiziehung er Werth legt. Ohnehin iſt 
bereits von Andern“) richtig bemerkt worden, daß oft die 
Secundanten nicht aus eigener Wahl am Duell Theil neh⸗ 
men, ſondern durch Loos oder duch Wahl der Standes⸗ 
genofien, z. B. bei dem Militäg, als Secundanten beftiimmt 
werden. Diefe Perfonen zu beſtrafen, ift ſchwerlich ges 
seht. — Es fommt auch viel darauf an, daß Fräftige, 
gewandte Perfonen, welche Geifteögegenwart und Muth 
haben, ald Secundanten beigegogen werden, teil fonft die 
Abſicht des Geſetzgebers, der das Uebel wenigſtens uns 
ſchädlicher machen will, nicht leicht erreicht wird. Auf der 
andern Seite ift nicht zu verfennen, daß, wenn das Sefeg 
das Duell einmal als ftrafbar erkennt, aud die Hülfelels 
flung dazu beftrafen muß. Darnach fommt e8 wohl dats 
auf an, ob die Gefeßgebung nach den Rückſichten der Crl⸗ 
minalpolitif und wegen der Eigenthiimlichkeit diefer Hülfe⸗ 
leiſtung Vor⸗ und Machtheile abwägend nicht lieber eine 
Straflofigfeit der Secundanten ausfprechen will, um 


durch 
127) Mongalvy p.46. v. Oppen S. 78 verlangen Bes 
ſtrafung der Sccundanten. — Quintus Diss, cit. p. 181, 


erklärt fich für die Straflofigkeit. 
128) Motive zum baier. Entwurf von 4891. G. 182, 
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dur die Beisiehung folder Perfonen das Uebel zu vers 
“mindern. Will man die Streaflofigfeit nicht ausfprechen, 
fo verdiente doch der auch in dem hannöverifchen fländifchen 
Sommiffionsberichte gemachte Vorſchlag eine Berückſichti⸗ 
gung des Geſetzgebers, namlich dann die Strafloſigkeit 
auszuſprechen; wenn nachgewiefen wird, daß die Secun⸗ 
danten alles Mögliche gethan haben, um das Duell zu 
verhindern, und für den Fall, daß ſie erweislich Alles ge⸗ 
than haben, um das Duell möglihfeunfhädlich zu machen, 
eine Milderung dee Strafe eintreten zu laflen. 
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L Suwtefern begründet bie Verlegung der L 9, 
C. de accusat, eine Nichtigkeit? 


In der angeführten Stelle heißt es: 
Qui de crimine publico in accussationem de- 
ductus est, ab alio super eodem crimine deferri 
non potest. Si tamen ex eodem facto plurima 
crimina nascuntur, et de uno crimine in ac- 

_ cusationem fuerit deductus, de altero non pro- 
hibetur ab alio deferri. Judex autem super 
utroque crimine audieniiam accommodabit. _ 
Nec enim licebit ei separatim de uno crimine 
sententiam proferre, priusquam plenissima exa- 
minatio super altero quoque crimine fiat. 

Das Geſetz macht alfo einen ſehr wefentlichen, auch fonft ') 

vorfommenden Unterfchied zwiſchen einer Concurrenz von 

Verbrechen, die in einer und derfelben Handlung enthalten 

find, und ſolchen, die nicht in einem derartigen factifchen 


"Bufammenhange unter einander fiehen. In jenem Fall 


wird ausdrüclich die progefiualifche Verbindung und gleich, 
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zeitige Inſtruction aller einzelnen Anflagepunfte verordnet, 
und es leidet feinen Zweifel, daß die Verlegung diefer 
Vorſchrift eine Nichtigkeit nach 1. 5. C. de LL. bewirken 
muß °), um fo mehr, da die Verordnung der 1. 9. von 
felbft aus dem höhern wefentlichen Princip des Eriminalpros 
zeffes folgt, alle auf die Strafbarfeit eines Inculpaten bes 
züglichen Umftände mit möglichfter Vollſtändigkeit auszus 
mitteln °). 

Diefe Grundſatze kamen in nachſtehendem Ba zur 
Sprache. 

In der Stadt eines Landes, welches zum preufiſch⸗ 
norddeutfchen! Zollverbande gehörte, bemerkten vor eini⸗ 
gen Jahren eines Abends mehrere Einwohner, daß ſich in 
das Haus eines jüdiſchen Handelsmanns M. C. eine Menge 
ſogenannter Packenträger hineinbegaben. Den herzueilenden 
obrigkeitlichen Perſonen ward der Eintritt in das Haus eine 
Zeitlang verweigert, und als endlich geöffnet ward, fand 
fſich kein Fremder mehr im Haufe vor, doch mußte eine 
Anzahl Waaren wegen Berdachts der Einſchwärzung unter 
Beſchlag genommen werden. Sofort ward auch die Unters 
ſuchung wider den M. C., feine Ehegattin und Söhne, 
die im Haufe des Vaters wohnten und bei deſſen Handels⸗ 
geſchäften Hilfe Teifteten, eingeleitet, desgleichen wider den 
Schmwiegerfohn des Hauptinculpaten, der eine eigne Band: 
Jung führte und rechtmäßiger Eigenthümer der in Befchlag 
genommenen Waaren zu feyn behauptete. Nach gefchlofs 
fenee Unterfuchung erfolgte auffallender Weiſe nur ein Er⸗ 
Penntniß gegen den Hauptbefchuldigten, worin derfelbe;'ofne 
Erwähnung der Mitverdächtigen „von der Anzeige” x 
wohl unter Auflegung eines Reinigungseides entbundg 





2) Man vol. bie Aubentungen bei Martin Lehrb. d. Crim. vo. 
Tee a Not.6. und $. 10 Not. 9; des Ref. Lehrb, $..16 
1 

8) 1.9. C. de jad. L. 22, C. ad L. Corn. dc tale, J 
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und zugleich Die Rückgabe der weggenommenen Sachen an 
ihn, verordnet ward, Denn die Angefhuldigten Hatten 
Alles geleugnet, und ein directes Zeugniß über ihren per» 
fönlicden Verkehr mit den Packenträgern war nicht zu ers 
langen gemefen. 

Fiscaliſcher Seite fand man fich veranlaßt, auf Caſ⸗ 
ſation dieſes Urtheild anzutragen. Als Nichtigkeitögrund 
wurde geltend gemacht: 

4) daß nach Lage der Acten nicht auf einen, Keinigungss 
eid, fondern wenigſtens auf eine außerordentliche Strafe 
zu erkennen geweſen wäre; 

2) daß das Erkenntniß nicht alle vorhandene Parteien 
betreffe, und die vorausgegangene Unterſuchung an meh⸗ 
rern weſentlichen Mängeln leide, daher erſt vervoliftäns 
digt werden müfle. 

Der erſte Yunft, enthielt jedoch Feine Nichtigkeit, fondern 
behauptete eigentlich nur ein male judicatum, wogegen 
es nach, der Landesverfaſſung fein Rechtsmittel zu Guns 
ften des, Fiscus gab; und eben fo wenig ließ fi an der 
Molländigfeit der Unterfuchung Etwas erweifen. Erheb⸗ 
lich erſchien allein die Ausftellung, daß blos gegen einen 
Eomplicen, nicht auch wegen der übrigen erfannt wors 
den war. 

Allerdings mag nicht behauptet werden, daß eine Uns 
terſuchung jederzeit wider alle Mitfchuldige zugleich geführt 
und auch gegen alle zugleih erfannt werden müfle, ja 
ſelbſt nicht einmal, daß Letzteres wenigſtens dann noth⸗ 
wendig ſey ‚ wenn die Unterfuchung , wie ın Conereto ges. 
füehen mar, tider alle anfcheinende Complicen wirklich 
En gleitet, worden war; denn jeder Theilnehmer an einem: 

rbrechen haftet ſtets nur nach dem Maafe feiner Vers 
ſchuldung; was wider einen ftatuiet wird, gewährt noch 
keinen Maaßſtab wegen der übrigen, es exiſtirt alſo Feine 
Axendigkeit gegen alle Theilnehmer zugleich zu verfah⸗ 
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ren, folglich auch Feine Richtigkeit, wenn gegen Einen früs 
ber als gegen den Andern erfannt wird. Mur in fo. fern 
wird eine Nichtigfeit anzunehmen feyn, wenn entweder 
. a) wegen Nichtzuziehung eines Theilnehmers wefentliche 
Umftände in Betreff des allein Gerichteten unerörtert ges 
blieben wären; oder wenn 4) nach Ausnahmsgeſetzen eine 
folhe Connexität unter den Vergehungen der einzelnen 
Theiinehmer Statt findet, daß der ine ganz oder zum. 
Theil auch die Schuld eined Andern mit zu vertreten hat. 
An dee erfiern Beziehung traf die. vorliegenden Unterfus 
chungsverhandlungen fein Tadel, da wider alle Mitvers 
dächtige fo gut wie gegen den Hauptinculpaten inquiriet 
worden war; dagegen fam in der zweiten Beziehung in 
Betracht, Daß nach der Zollordnung von 1818. $. 132. 
Gewerbetreibende fir die Eontraventionen ihres Geſindes, 
ihrer Diener, Gewerbögehilfen und ihrer im Haufe bes 
findliden Ehegatten und Verwandten ohne Unterfchied haf⸗ 
ten follen, namentlich in Begug auf die verwirkte Geld⸗ 
firafe ($. 139.). Zugleich foll das Eigenthum der einges 
fhwärzten Waaren, ohne Rücdficht darauf, ob der Eigen⸗ 
thümer felbft Hetheiligt ift oder nicht, an den Staat mit 
dem Augenblid der Defraudation übergehen ($. 136.) 
Jene fubfidiäre Verpflichtung des Hausheren ift auch nicht 
etwa als bloßer Civilpunkt zu betrachten , fondern, wie in 
einem preußiſchen Minifterialrefeript vom 12. Sebr. 1822 
(v. Kamptz Jahrb. X1X. ©. 197.) richtig bemerft wird, 
eine wirkliche Strafe für vernachläfligte Zucht und Auf⸗ 
fit , welche der Haushere iiber. die Seinigen ausüben fol, 
damit fie nicht um fchimpflichen Gewinnes halber die Rechte 
des Staats beeinträchtigen. Nun war es ohne Zweifel ein 
unrichtiges Verfahren, daß der Hauptinculpat, ohne nähere 
richterlihe Prüfung der etwanigen Schuld feiner Angehö⸗ 
eigen, fchlechthin-von der Anzeige, wenn auch mit Vor⸗ 
behalt des Reinigungseides,, freigeſprochen und die Tüstr 
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gabe der In Befchlag genommenen Waaren an Ihn verordnet 
‚war, da doch wider einen diefer Angehörigen der Beweis 
Der Defraudation gefiihrt werden, und dann fowohl Con⸗ 
fiscation wie auch die hausdäterliche fubfidiäre Verpflich⸗ - 
tung für die Strafe begriindet feyn Fonnte, abgefehen das 
von übrigens, daß der Hauptinculpat nicht einmal ale 
Eigenthümer der in Befchlag genommenen Waare legitimiet 
war, mas einen befondern Nichtigkeitegrund hätte abs 
geben Fönnen, der inzwifchen nicht benugt worden war. 
Dhne Zweifel aber war in der zuerft berührten zwiefachen 
Oinſicht eine vollftändige Unterſuchung und ein gleichzeitige® 
Erkenntniß gegen die übrigen mitverdächtigen Angehörigen 
des Ineulpaten nothwendig, follte der Lestere, wie doch 
gefchehen war, in allen Stücken, felbft von der auf ihn 
haftenden fubfidiären Steafverpflihtung quasi ex de- 
Jicto entbunden werden; und die Unterlaffung begründete 
wohl unbedenflich nach den im @ingang diefer Bemerfungen 
angeführten Gefegftellen eine Nichtigkeit des richterlichen 
Ausfpruchs zu Gunften des Fiscus. Denn die etwanige 
Verantwortlichkeit aus dem Quafidelict floß aus denfelben 
Zaetum, wie die Hauptbefchuldigung. Indeß war man ges 
neigter, deffen Nichtigkeit oder Ungiltigfeit doch nur als eine 
theilmeife, nicht als eine totale zu betrachten, und mehr als 
eine zu verbefleende Auslaſſung. Denn utile per non utile 
non debet vitiari; der Punft wegen des Quafidelicts war 
nicht ſowohl abhängig von der Hauptbefchuldigung, als von 
der Schuld der Eomplicen, und fehr richtig bemerft die Gloſſe 
zu 1. 28. D. fam. ercisc., wo e8 am Ende heißt: non 

otest ex uno judicio res judicata in partem va- 

re, in partem non valere, &olgendes: cum una 
species alteri non cohaeret, non dicitur res judi- 
‚ cata pro parte valere, imo in totum, quia tot sunt 
sententiae, quot diversae species; d. h. über vers 
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Urtheile erfannt'werden. Vorzüglich aber liegt es in dem 
Charakter des gemeinen deutfhen Strafprozeffes, einen 
richterlichen Procedur⸗ oder Urtheiltact cher aufrecht zu 
erhalten und zu verbeſſern, fo fange e8 ohne materiellen 
Nachteil gefchehen Pann (Martin aa. D.5.10g.8), 
als zu vernichten. Inſofern nun das vorliegende Urtheil 
den Inculpaten für feine Perfon von jeder unmittelbaren 
Schuld freiſprach, bildete es eine felbftändige Entfcheis 
dung, die an fich nicht als nichtig angefochten werden 
Ponnte; bloß infofern die Entfweidung implicite, ihrer 
Faſſung nad), auch auf eine FKreifprechung von der fubfls 
diäcen Strafverpflihtung quasi ex delicto gedeutet wers 
den mußte, und infofern es die Rückgabe der Confiscate 
verordnet hatte, war es ohne Baſis, weil die etwanige Mits 
ſchuld der Uebrigen noch gap nicht mit erörtert war, mie es 
nach den vorliegenden Strafgefegen nothwendig geſchehen 
mußte. Diefer Fehler mußte und konnte nachträglich vers 
befiert werden. Das ®rgebniß war alfo im Weſentlichen 
nur eine Declaratoria, wodurch das angefochtene Erkennt⸗ 
niß vorläufig nur auf die Hauptbefchuldigung gegen den 
M. C. wegen eigner etwaniger Waarendefraudation bes 
ſchränkt, zugleich aber der Abfchluß der Unterfuchung gegen 
die übrigen Complicen angeordnet und meitered Erkenntniß 
fiber die etwanige fuhfidiäre Verpflichtung des Hauptinculs 
paten fo twie wegen der Eonfiscation vorbehalten ward. 
Weil ſich nun aber auch aus dem fortgefettten Verfahren noch 
neue Anzeigen und Beweiſe rückſichtlich der Hauptbefchuls 
digung ergeben Ponnten, bei deren Vorhandenſeyn der aufs 
erlegte Neinigungseid nicht mehr zuzulaſſen feyn möchte, 
fo mußte vorläuftg auch deffen Ableiftung fuspendirt wer⸗ 
den, in Uebereinftimmung mit der Anficht der neuern Pragis, 
daß der Reinigungseid bios ein Wahrheitserforfhungsmits 
tel ſeyn foll, deſſen Auflegung kein jus quaesitum für den 
Beſchuldigten begründet, und nicht in Mechtöfraft Übers 
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‚geht, wenigſtens aus einem bedenklihen Grunde zurück⸗ 
‚genommen werden fann (Arch. XIV. ©. 57.). 

Sao ſuchte die Erufcheidung das formelle Recht mit 
den Intereſſen des Staats und Korderungen der Gerechtig⸗ 
keitspflege möglichft zu vereinigen. 


IL. Ueber das forum connexitatis causarum 
in Straffahen bei mehrern Somplicen. 
Während im Civilprozeß der fogenannte Gerichtsſtand 

des Zuſammenhanges der Sache wegen Einheit des Klage⸗ 

grundes gegen die mehrern Schuldbetheiligten auch ohne 
ſolidariſche Mitverpflichtung keinem Zweifel unterliegt, ſo 
wird doch faſt durchgängig von den älteren Theoriſten for 
wohl, wie in der Praxis, die Anwendbarkeit eines folchen 

Grundſatzes im Strafverfahren gelcugnet, daß nämlich 

alle Theuinehmer eined und deffelben Delicts vor dem näms 

lien Richter Kecht zu nehmen hätten. “Yeder fol viels 
mehr feinem eignen ordentlichen competenten Richter unters 

‚worfen bleiben, wenn auch auf diefe Weife die Unterfus 

chungen und Prozeſſe vervielfältigt und erſchwert werden‘). 

Als Grund. diefer @igenthümlichfeit wird angegeben, daß 

im Strafverfahren eine wahre paffive Streitgenoflenfchaft 

nicht egifire °); vieleicht mag auch noch die Anficht dar⸗ 

‚unter fchlummern, daß in Straffachen e8 von befonderer 

Wichtigkeit für Jeden fen, feinem nächften ordentlichen, 

‚oder wie.man auch fagt, natürlihen Richter nicht entzogen 

zu werden. Beide Gründe können freilich nicht für fehr 

„bedeutend gehalten werden. Denn der Begeiff der paffiven 

Streitgenoſſenſchaft iſt ein blos formaler und pofitiver, 

und, und was ihm zum Grunde liegt, das Intereſſe einer 





4) Zittmann Handb, 4. 6835. Martin a, 
mehphal Crim. R. Anmerk. 113. Stübel —XR Se. 
(2 Duiftorp Srundfäße. $. 576, 

5) —** a, a. O. Not. 8. 
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promten, vereinfachten und gründlichen Rechtepflege, das 
macht fich eben fo im Eriminalprogeß für den hier gedachs 
ten Fall geltend, fo daß man vergeblich fragt, warum 
nicht auch im Strafverfahren und wenigſtens in Beziehung 
auf den Gerichtsftand mehrere Coinculpaten als Streitger 
noflen betrachtet werden dürfen. Was aber den fogenanns 
ten natürlichen Richter betrifft, fo läßt fich ein folcher im 
Sinzelnen, außer der Staatögemwalt felbft, nicht nachmweis 
fen; man fann nur von gefeglichen Richtern reden, und 
wenn alfo das Geſetz oder anderes Recht einen ſolchen für 
mehrere Coinculpaten gleichförmig beſtimmt, wozu gewiß 
vernünftige Gründe vorhanden find, fo wird auch dag 
zweite Bedenfen gehoben. Allerdings wird man nun zus 
geben müflen, daß es für den gemeinen deutfchen Prozeß 
an einer giltigen derartigen Rechtsbeſtimmung mangele, 
Zwar die älteren Juriſten haben fie nicht vermißt, und auf 
gleiche Weife mie im Civilprozeß fo auch im Strafverfahren 

das forum connexilatıs causarum in der obigen Bes 
ziehung angenommen; manf. z. B. Jason zul. 10. C. 
de judiciis. Menoch. cas. 372. n. 9. auch Um- 
mius, in disp. 4. th. IV.n. 20. Indeß haben doch 
diefe Anfichten in der deutfchen Pragis feinen Eingang ges 
funden, wie man aus den Rot. 4. angeführten Schriften 
erſehen kann, und es wird alfo dabei fiir jeßt fein Bewene 
den behalten müſſen. Blos in Anfehung der Thatbeftandes 
ermittlung ſchein Martin im Lehrb. $. 26. Rot. 10 — 
12. einen gemeinfchaftlihen Gerichtsſtand für alle Coms- 
plicen eines Delicts anzunehmen, wiewohl died immer nue 
ſehr uneigentlicd würde gefügt werden können. In Feiner 
Meife wird fich leugnen laflen, daß die Staatsgemalt, 
oder die von ihr ausgehende höchſte Juſtizverwaltungsſtelle 
vermöge des Rechts der oberfien Gerichtsbarkeit befugg 
feyn müfle, Unterfuchungen , die gegen mehrere Complicen 
bei verfchiedenen Gerichten nach der ordentlichen Regel des 
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Rechts geführt werden müßten, an ein Gericht ober eine 
Sommiffion zu vermeifen, wenn dadurch der Rechtsgang 
befördert und feinem Theil ein ungewöhnlicher Nachtheil zus 
gefiigt werden würde. Schon Meifter in feiner peinf. 
Rechtsgel. S. 167. erkennt für Fälle diefer Art die Zuläfs 
figfeit einee Sommiffionsertheilung an; Martin ift für 
einen ganz ähnlichen Kall derfelben Meinung (Rehrb. $. 26. 
Rot. 7.), eben fo Abegg Lehrb.d. Erim. Proz. $. 59., und 
Damit rechtfertigen fich auch die Bemerkungen des Verfaſ⸗ 
fers in feinem Lehrb. $. 575. Not. 1. In Frankreich ift 
es befonntlich der Saffationshof, welcher connere Verbres 
chen an eine und diefelbe Stelle verweifen fann (Code 
d’instr. crım. et. 525 fg.), und gewiß ift e8 zweck⸗ 
mäßig und die Individualrechte fihernd , wenn dergleichen 
Beftimmungen von oberen richterlihen Behörden mit Er⸗ 
Öffnung rechtlichen Gehörs erfolgen. 


IN. Leber den Werth von Strafandrohungen In | 


Disciplinarfällen. 


Es gefchieht zumeilen, daß am Schluß einer Discis 
plinarunterfuchung gegen einen Staats: oder Kirchendiener 
der Auflegung oder auch wohl dem diesmaligen Erlaß der 
eigentlich verwirften Strafe die Androhung beigefüigt wird, 
daß in Fünftigen ähnlichen Fällen diefe oder jene discipli⸗ 
nelle Maaßregel gegen den Denunciaten in Anwendung ges 
bracht werden folle. Von einer folhen Androhung gilt 
‚aber ohne Zweifel im Allgemeinen das, was im Tit. des 
Eod. 9, 57. durd „comminationes, epistolas, pro- 
grammata, subscriptiones auctoritatem rei judica- 
tae non habere” mehrfach ausgedrückt ift; d. h. die Ans 
deohung ift an ſich ohne Werth, und es kommt allemal 
auf die Befchaffenheit des Fünftigen Falles an, was al 
dann rechtlich zu ftatuiren fey. In diefem Sinne entfchieb 
die SFuriftenfacuität zu Halle im J. 1831, ale ihe die 
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Confiftorialacten über die Ungebührnig eines proteftantis 
ſchen Beiftlichen zum Spruch vorgelegt wurden, Derfelbe 
war bereits im J. 1823 und 1825 wegen übermwiefenee . 
Unregelmäßigfeit in Geldftrafe genommen worden. Ym. 
J. 1830 ward er durch Eonfiftorialurtheil wegen Fälſchung 
eines Eollectenduch8 und wegen fonftiger ärgerlicher Hands 
lungen feines Dienftes entfegt; er appellicte Dagegen, und 
im Wege der Gnade ward vom Landesfürften verfügte 
Daß der Denunciat zwar mit der Dienftentlaffung zu vers 
fehonen und dem Eonfiftorium überlaſſen bleiben folle, eine 
andere Zurechtiweifung anzuwenden; jedoch folle dem Des 
nunciaten eröffnet werden, daß jedes Ähnliche Ungebühes 
niß von feiner Seite feine unausbleiblihe Remotion zue 
Folge Haben werde. Died war dem Denunciaten mit einer 
ſcharfen Reprimande zum Protokoll wirklich eröffnet wors 
den. Bald folgte aber eine neue Denunciation wegen eine® 
gegen den Cantor des Dorfes verübten Ungebührnifies; de 
aber der Letztere felbft mitfchuldig befunden ward, fo wurs 
de jeder nach vorheriger Anfrage bei dem Landesfürften bes 
deutet, daß er fich durch die Unterfcheift des Protokolle zw 
verpflichten habe, fich bei dem geringften Anlaß zur Unzus 
friedenheit die gänzliche Remotion von ihren Yemtern ohne 
Weigerung gefallen zu laffen; welche Unterfchrift auch ers 
folgre. Noch in demfelben Jahre verurfachte nun dee 
Pfarrer bei Gelegenheit einer Taufe ein öffentliches Aerger⸗ 
niß in der Kirche durch Ziichtigung der Ehorfnaben und 
lautes Schelten, und hierüber follte jegt verfügt werden. 
In den Entfheidungsgründen ward gefagt: 

„Es könnte zwar feheinen, daß nach dem Borausges 
gangenen der Denunciat ohne alles Bedenken feines Pfarr⸗ 
amts zu entfegen fep, indem hiezu die Eonfiftorien ſelbſt we⸗ 
gen bloßer Exceſſe und argerlicher Lebensart der Geiſtlichen, 
nach vergeblich angewandten gradibus admonitionum, 
Zug und Recht Haben (Carpzov, Spt. cons. W. 
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def. 112. J.H. Boehmer J.E.P. V, 37. $.104. 
V, 81, $.31.), und da ın concr. alle bisherigen Strafen, 
Vorftellungen und Ermahnungen feine Beflerung des Des 
nunciaten bemirft haben, Derfelbe auch ſchon miederhos 
fentlid mit Amtsentfegung bedroht worden if. Dennoch 
aber muß man Bedenken tragen, fchon jegt die Anwen⸗ 
dung dieſes Außerften Mittels für gerecht und billig zu 
halten. Denn erftlich würde der neuefte Erceß an ſich nie 
| 
| 


Die Dienftentfegung, fondern nur die Anwendung eines ges 
eingern Disciplinarmittelß rechtfertigen; zweitend hat das 
Begnadigungsdecret von 1830 die Dienftentfegung nur 
auf den Kall ähnlicher Begehungen angedroht ; das: 
mals aber handelte es fi hauptfächlich von einem falsum, 
womit das jegige Ungebührniß nicht auf gleiche Stufe ges 
Kelle werden kann; und was die fpätere Commination des 
Eonfiftoriums betrifft, fo fann diefelbe nach den Rechten 
nur mit der Cinſchränkung verftanden werden: in fo fern 
die weiteren Anläfle von der Art feyn würden, daß dadurch | 
die Remotion gerechtfertigt werden könnte. Drittens find ' 
gegen den Denunciaten noch nicht alle gelindere Zucht⸗ 
mittel verfucht ; namentlich ift gegen denfelben, abgefes 
ben von der freilich nicht anzurathenden Dienftfuspens 
fion, noch fein priefterlihes Gefängniß, ein- allerdings 
auch zuläffiges und nicht ungewöhnliches Mittel, in Aus⸗ 
führung gebradt (Carpzov. l.c. def. 113. J.H. 
Boehmerl.c. V, 31, 31.). Diefe Strafe halten 
wie denn au in Verbindung mit einer fharfen nochmalis 
‚gen Ermahnung für diefesmal noch für die allein rechtlich 


geeignete.” u. f. w. 


Daß bei wirklichen Eriminalverbrechen Eomminationen 
glinftigee Strafen noch weniger Kraft haben, als in Disci⸗ 
plinarfachen, verfteht ſich von felbft. Wohl aber kann eine 
Begnadigung dahin ertheilt werden, daß bei einem künf⸗ 
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gen neuen Vergehen die jetzt verwirfte und vorfäufig ers 
ıffene Strafe wieder in Kraft treten folle. 

Tragen diefer und ähnlicher Art finden ſich fchon bei 
en älteren Juriſten verhandelt, z. B. bei Angel. Aret. 
d. Ven. 1578. fol. 196. 

IV. Nichtigkeit erfchlihener Abolitionen. 

Daß eine von dem Anfläger duch falfche Bezeichnung 
ee Sache erſchlichene Abolition denfelben nicht von feinen 
terbindlichkeiten befreie, ward ſchon dur ]. 18. $. 2. 
). ad SC. Turpill. entſchieden; es gilt aber auch uns 
reitig von einem Angefchuldigten, der durch falſche oder 
nvollftändige Angaben die Niederfchlagung der Unterfus 
Jung gegen ihn erlangt hat (Matthäi, Quiſtorp, 

- 9. Böhmer, Püttmann an den im Lehrb. des 
fe. $. 184. Not. 4. angezeigten Stellen). Schon der 
tichtee darf chne Zweifel mit der Unterfuchung verfahs 
m oder forıfchreiten, ohne daß es, wenn die Erſchleichung 
ar ift A erft einer Anfrage bedarf; gleichwie auch) im Civil⸗ 
rogeß über die Einrede der Erſchleichung eines Refcripts 
arch den Richter allein geurtheilt wird. So entidied 
uch die Halliſche Juriſtenfacultät im J. 1830 in einem 
alle, wo ein Mädchenfchullehrer Erlaß der Strafe eines 
stuptume erbeten und erlangt hatte, das er mit einem, 
nverchelichten Mädchen begangen, indem er zugleich vor⸗ 
ib, daß er mit demſelben verlobt ſey und es heirathen 
olle. Es ergab ſich aber nachher der Verdacht, daß 
18 Mädchen vom Denunciaten ſchon zu einer Zeit, wo 
‚ noch feine Echiilerin und unmanndbar war, auf eine 
yändliche Weife gemißbraucht worden; und eine Verlos 
ing war keineswegs gefchehen. Dffenbar war alfo das 
bolitionsgeſuch lückenhaft und unwahr, weshalb auch der 
irch jenen Verdacht begründeten Unterſuchung ‚eines 
werern Verbrechens freier Lauf gelaflen ward. J 
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XVI. 
Ueber die 


Entbindung von der Inſtanz bei Unter⸗ 
ſuchungsſachen. 
Bon 


Herren Schol;z, 
Opberappellationsgerichtsprocurator zu Wolfenbüftel. 


§. 1. 


Unter Inſtanz verſtehen wie im Allgemeinen die Sta⸗ 
dien oder Abſchnitte des Prozeſſes, worin dee Richter thäs 
tig wird, eine Sache zu unterfuhen und zu entfcheiden. 
Wir fagen: der Rechtsftreit ſchwebt in der erften Inſtanz, 
in der zweiten oder dritten, in der Beweisinftanz, Sup⸗ 
plieations⸗, Berufungsinftanz u. f. w. 

In diefen Abfchnitten des Prozeffes treffen wir das 
Befondere, daß in erfter Inſtanz, bevor der Richter ers 
fannt hat, bios über Rechtsverlegungen der Parteien, in 
den folgenden aber über Rechtöverlegungen, durch Hands 
lungen oder Anfichten des Richters veranlaft, erfannt 
wird. Alle Inftanzen Haben das mit einander gemein, daB 
der Richter über das darin zur Sprache gebrachte mates 
terielle und formelle Recht erkennen muß, dafern die eine 
oder andere Partei folches verlangt, und daß namentlich 
"durch den Richter, dem die legte Inſtanz gebührt, das 
Recht in der Sache erft zum Rechte in der Form erhoben 
wird. 

Inſtanzen und Rechtemittel find gleichbedentende 
Begriffe, inſofern fon ein Spruch des Richters vorliegt. 
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$. 2. Jaftanzen laſſen fi nur im Prozefle denfen, 
und diefer ift der nbegriff jener... So wie der Prozeß 
zwei Parteien vorausfegt, Die fih mit Rechten und X ers 
bindlichfeiten gegenüber ſtehen, fo auch jede Inſtanz, und 
wir nennen es daher nicht Inſtanz, wenn die Partei im 
formellen Theile des Prozefles etwas verfehlt und fie den. 
Richter angeht, daß er diefes Verfehen von Amts wegen 
unfhädlihd machen möge‘), oder wenn der Richter in 
einer untergeordneten Inſtanz in formeller und materieller 
Binfiht, ohne Zuthun und Mitwirkung der andern Pars 
tel, etwas verfügt oder unterläßt , und der Dberrichter 
um Remedur gebeten wird ”), 

Auf die Inftanzen hat jede Partei ein Recht, und fie 
verliert folches nicht anders, als wenn fie darauf aus⸗ 
drücklich verzichtet, oder die Friſten und Ladungen vers 
fäumt. 

Namentlich ift es eine Eigenheit des Civilprozeſſes, 
daß der Verklagte die Entbindung von der Inſtanz verlan⸗ 
gen kann, wenn der Kläger in dem angeſetzten Verhörs⸗ 
termine nicht erſcheint. Der Grund liegt in dem Nichtbefol⸗ 
gen richterlicher Ladungen, reſp. der Anklage des Gegners, 
und hat zur Folge, daß der Kläger die Koſten erfegen, 
und wenn er nicht reſtituirt wird, die erſte Inſtanz auf's 
neue erheben muß °). 


6. 5. Auch im Unterfuchungsprozefle giebt ed Inſtan⸗ 
zen und Rechtsmittel, und der Befchuldigte Hat — mes 
nigftend nach geregelten Progeßordnungen — das Recht, 
die Frage iiber das Schuldig oder Nichtſchuldig, und im 
erſten Falle über das Strafmaaß, einem höhern Richter 





1) Sefuche um Wicdereinfegung In den vorigen Rechtöftand. 


2, Einfache Befchwerden, Dagegen machen Syndicatsklagen den 
Richter ſchon wicder zus Partet, 


8) O, 1. de dolo et contum. in 6. Danz Prozeß $. 457. 


L 
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vorzufegen, Die Rechtsmittel heißen nun Vertfeidigung, 


Berufung oder Revifion u. f. wm. Go wie hier Inſtanzen 


vorfommen,, eben fo fieht dem Angeklagten, gleich ‘der 
Partei im bürgerlichen Prozeffe, ein Gegner gegenüber. 
Diefer Gegner it die bürgerlihbe Geſellſchaft 
oder der Staat. 

4. 4. Jedes Mitglied des bürgerlichen Vereins hat 


das Recht, zu verlangen, daß Eingriffe in feine Güter — 
Ehre, Leben und Eigenthum — die das Gefet unter Ans’ 
drohen einer Strafe verbietet, auch zur Unterfuchung und’ 
Strafe gezogen werden ). Wied der einzelne Bürger bei’ 


der Anzeige folder Eingriffe gegen ein gewiſſes Subject 
thätig , fo nennt man ſolches Denunciation, Anklage, und 


die förtgefegte Thätigfeit deſſelben Anklageprozeß, wovon 
befonder8 der fisfalifche Prozeß eine‘ Art if. Strafpro⸗ 
zeffe diefee Art und deren Inſtanzen nähern ſich dem Ewil⸗ 


prozeſſe ), und fie befchäftigen uns hier weiter nicht. 


Wir haben es fie unfern Zweck mit dem reinen Uns 
terfuchungsprogefle zu thun. Yn einem foldhen iſt das 


Verfahren gegen den Befchuldigten in der Hand des Staats 
oder defien Vertreter — der unterfuchenden oder Strafe 


verhängenden Richter — und zwar aus dem Grunde, 
weil der Befchuldigte in dem Augenblicke, wo er die Rechte 


@inzelner gefährdet, auch die Rechte Aller verlegt, die 
dee Staat vertritt und als Mittel zum Zwecke. auch füc 
die Koften der Unterfuchung. fteht, wenn der Angeklagte 
arm ift, oder freigefprochen wird. 

- Der Staat ift alfo der eigentliche Gegner eines Uns 


gefhuldigten und bildet das: Qubject Des Prozeſſes neben: 


dies. 


4) Keinfäros, Geundtegeife beb ı peinl. n. 361.58. und 

nimmt an:, daß der Bürger Recht t 

wehr dem Staate übertragen babe ber | echt auf Rothe 

5) Feuerbach Lehrb. — 615, Grolman Grundſatze der 
Stiminalr. =: Wtfienfh, d. 826. te Kufl. 
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diefem ). Er ſteht dem Ineulpirten mit Rechten und 
Verbindlichkeiten gegenüber, nur in anderer Geſtalt und 
größerer Ausdehnung,. als folches bei den Subjecten des 
Civilprozeſſes der Fall if. Hier nimmt jeder Theil nur 
feine eigenen Rechte wahr; im Unterfuchungsprozefle aber 
hat der Staat auch die Rechte des Angeklagten 
wahrzunehmen. Der Grund davon liegt darin, weil der . 
Angeklagte ein Glied des Ganzen bildet und daher feine 
Wohlfahrt dem Staate gleihfalls empfohlen if. Der 
eines Verbrechens Beſchuldigte kann eben fo gut unſchuldig 
als fehuldig fepn. Je nachdem er angeklagt if, ſteht 
auch. bei ihm Ehre, Leben und Vermögen auf dem Spiele, 
und es if eine eben fo heilige Pflicht des Staats, diefe 
Güter dem Einzelnen zu erhalten, als das Ganze oder 
das angeblich verlegte Individuum zu fehügen. 
765. Die Art und Weiſe, wie dee Richter thätig. 
wird, die Schuld oder Unſchuld des Angeklagten zu uns 
terfuchen und zu enticheiden, heißt, wie wir fahen, der 
Prozeß, und da diefer feinem Wefen nad nicht ohne Ents - 
fheidung , alfo.ohne Ende feyn fann, fo kann der Staat 
fowohl als der in Unterfuchung Befangene vom Richter 
ein Erfenntniß verlangen. Gin ſolches Erkenntniß muß, 
da, ſtrenge genommen, zwiſchen Schuldig oder Nichts 
ſchuldig nichts in der Mitte liegen kann, entweder verur⸗ 
theilend oder losfprechend feyn. | 

Die Praxis einiger Staaten hat jedoch ein Mittelding 
eingeführt — die Entbindung von der Inſtanz, 
welche darin beficht,, daß die Unterſuchung zwar geſchloſſen 


6) Martin, Lehrbuch des crim. Proz. Iſte Ausg. S. 44. 41 * 
zahlt das peinliche Gericht zum Gubjecte des Prozeſſes, jedo 
wol uneigentiich, weil fi die Gerichte gum Staate wie Man: 
dans und Mandatar verhalten. Eine fehr zu billigende Ein: 
sichtung des franzöfifchen Prozeſſes ift e&, daß dem Angeklagten 
groenüber ein eigener Anwalt des Staats angeordnet iſt, deſſen 

efchäft von dem des Richters ganz getrennt ik. . 
a‘ 


Arch. d. CR. 1834. III. St. 
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und der Angeklagte auf freien Zuß geſetzt, jedoch die Ent⸗ 
ſcheidung über das Schuldig oder Nichtſchuldig ausgefegt 
wird. Mean findet fih dazu veranlaßt, wenn die Bemweife 
der That nicht Hinreichen, um Schuld und Strafe auszu⸗ 
fprehen; auf dee andern Seite aber ein ſolcher Verdacht 
Üdrig geblieben ift, der das Ausfprechen der Nichtſchuld 
Bindert. In dieſem Kalle foll der Staat — fo nimmt 
man an — das Recht behalten, bei neuen Beweiſen ges 
gen das angeflagte Subject den Prozeß fortzufegen und 
. die neuen Beweile an den übrig gebliebenen frühern Ders 
dacht zu Fnüpfen ’). 0 
| $. 6. Die Entbindung von dee Inſtanz ift alfo nicht 
etwa ein Miederfchlagen der Unterſuchung (Abolition) — 
ein Vorrecht, welches nur dem Regenten als Ausflug des 
Begnadigungsrechts zufteht ) — auch nicht eine Entlafs 
fung von dee Anklage nach Art der absolutio ab instan- 
tia bei Civilklagen, fondern nur eine Ausfegung des Ders 
fahrens, ein einftweiliged WBeruhenbleiben des Unterfus 
chungsprozeſſes, bis der Staat beflern Beweis der Schuld 
zu erbringen, vefp. der Angeklagte das gegen ihn Vorge⸗ 
kommene zu entfräften im Stande feyn werde °). Mas 
mentlich läßt man diefe Ruhe eintreten: 
1) wenn die Wahrfcheinlichfeit für das Vergeben vom 
Beſchuldigten nicht elidiet und noch fo ſtark ift, daß 
man ihn in den Anklageftand würde verfegen Fönnen; 





7) Meister, pr. jur. crim. f. 452. Grolman Stunt: 
fäge der Criminalrechtswiſſenſchaft, te Aufl. $. 514. Klein, 
Grundi. des peinl. R. 2te Aufl. $.110. Zittmann, Hand« 
buh ter Strafrechts: Wiffenfchaft Th. 4. 9. 859. Mitter: 

 wmeler, deutfches Strafverfahren Abh. 11. S. 312. 


5) Feuerbach a. a.D |. 62. Martin, Lehrbuch des Crim. 
Prog. $. 160, . Pa 


9) Daß die erwähnte Befugniß auch dem Angeſchuldigten zuftehe, 
‚müffen wir annchmen, obwohl die meiften Rechtelehrer derer 
gar nicht erwähnen. 
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2) wenn der Fall zum Reinigungselde nicht geeignet iſt; 
3) wenn fi) eine geringere Strafe nicht erfennen läßt V⸗ 
und neuerlich 


4) wenn der Gemüthezukand des Angeklagten Beden⸗ 
Een in der Procedur erregt "). 


Durch diefes bloße Beruhenbleiben oder Dffenerhalten dei. 
Prozefied wird alfo auch eine Unterbrechung der Verjäh⸗ 
tung neben der Entbindung von der Inſtanz ſtatuirt, und 
Daß dieſes eine höchſt bedenkliche Seite ſep, wird fi 
weiterhin eigen. 

Eden ſowohl läßt man Ausſchließung von Memtern, 
Koftenerftattung, auch wohl polizeiliche Aufficht und Sichers 
beitsleiftung als Folge eintreten. 


$. 7. Die &cmächtigung zu diefer Ausfegung eine 
beftimmten Spruchs über Schuld oder Nichtſchuld wii 
man außer der fchwachen Analogie im Panonifchen Rechte 
(Cap. 10. X. de jud.), vornehmlich in der Carolina 
Art. 99. finden '”). Wir finden fie aber darin niht. Det 
Artikel fpricht vielmehr von dem Freiſpriech en und: defs 
fen Kolgen für den Ungefchuldigten. Die Karolina han 
delt in den vorhergehenden Artikeln von dem Verdam⸗ 
mungsurtheile und liefert in der Ueberſchrift zu dem Art. 99: 


So der beflagt mit tech ledig erkant wird, 

| i 

10) Mittermater a. a. D. S. 819 * 314. Kleinſchrot 
Abhandl. qus dem peinl. R. Sp I. Nr. 4. 

11) ) Pigio 8 Beitfeheif 8.1.8.3. © 91. Mitteemateg 





19) Der Artikel autet: tem würd aber der —*58 — mit urthevyi 
und recht ledig erkennt, mit was maß das geſchehe und die urs 
theyl anzeygen würd, dem folt wie ſich — auch gefolgt und 
nachgegangen werden. Aber des abtrage halb, fo der ledig ers. 
kannt als Fläger begern würd, follen die theyl alsdann zu entlis 
chem bürgerlichem rechten für das gericht wie hievor davon ann 
gezeygt und gemelt ift ‚ gehalten werden) 
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den Begenfag , die Abfolutoria, mit bem Bemerken, daß 
einem folden Urtheile, wie fich gebührt, auch nachge: 
Sangen werden folle. Ledig fprechen heißt in der Spras 
he des 16ten Jahrhunderts freifprechen °), und für dies 
fen Fall verfügte der Gefeggeber zur Ehrenrettung des 
Uingeflagten die Beachtung eines folhen Urtheild. Die 
Eommentatoren Böhmer und Kreß ad art. 99. vers 
kennen iu-den Worten „ledig erfennen” die Abſolutoria 
nicht, glauben aber, daß in dem Beifage: 
mit was maß daß gefchehe, 
die Ermächtigung zu der bloßen Entbindung von der In⸗ 
Ranz oder dem auf fi Beruhenlaffen liege; allein, wie 
e8 uns ſcheint, im geraden Widerfpruche mit der Abſicht 
des Geſetzes. Die Schuld oder Unfehuld dahin geftellt 
ſeyn laffen, ift nichts weniger als ein Kreifprechen,, und 
felbſt die reine Abfolutoria kann ja auch über andere Neben⸗ 
ſachen, 3 B. Entfhädigung, Genugthuung, Rückgabe 
von Sachen u. ſ. w. verfügen. Darauf fann man alfo 
füglic) jene‘ Worte „mit was maß” u. f. w. bejiehen. 
Sie deuten bloß die näheren Beftiimmungen der Abfolus 
toria an, nicht aber das Ausſetzen derſelben. Be⸗ 
ſonders aber ſcheint uns der Nachfag: 
Aber des abtrags Halb, fo der ledig erkennt als kläger 
begern. würd, 
das reine Freiſpeechen anzudeuten. Unter Abtrag verſteht 
der Geſetzgeber Genugthuung, wie wir ſolches näher aus 
Art. 12. erſehen, und von einem ſolchen Abtrage kann 
nicht wohl die Rede ſeyn, wenn der Richter die Sau 
noch in suspenso läßt. 


Die gefeglihe Befugniß nach der Carolina ift alf 
nicht ſonderlich begründet, und aus dem Eivilprogeffe kann 





9) Waschter Glow. 8 voe. kedig, 
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man noch weniger eine Analogie hernehmen, weil es hier 
an dem Erfordeeniffe der Contumaz fehlt ($. 2.) Die 
Meichsgefege Fennen das Inſtitut gleichfall® nicht, und die 
Römer waren ganz entgegengefegter Meinung (fr. 4. C. 
de edendo 2. 1.). Eben fo find es die Engländer und 
Stanzofen. 

58. Fragen wir jet: ob der gemeine deutfche Pros 
zeß die absolutio ab instantia behalten fol? Wir ges 
trauen uns, ihr den Stab zu brechen, und zwar dus der 
Natur und Philofophie des Unterſuchungsprozeſſes, ob⸗ 
wohl wir nicht verfennen, daß der Gerichtegebrauch ſie 
immer noch in Schutz nahm. 

Der Staat, Gegner und Beſchützer des Angeklogten | 
zugleich ($. 4.), alfo auch deffen Vertreter, der Richter, 
bat zunörderft eine doppelte Dbliegenheit: Er muß mit 
gleicher Sorgfalt die bürgerlichen Rechte des angeflagten 
und die Des verlegten Subjects zu fehügen fuchen. Es iſt 
eben fo leicht möglich, daß der Befchuldigte von der Thar 
frei, als damit belaftet ſey, und,ein gleicher Werth liege 
dem angeflagten Staatebürger darin, daß er aus der Uns 
terfuchung ſchuldlos hervorgehe, als dem Staate, daß 
der Thäter fchuldig befunden und beftraft werde. Beides 
foll dee Richter ermitteln, und das Wodurch? liegt in 
in einem wichtigen Worte, ed heißt Beweis. Anzeigen 
oder Beweife der Schuld oder Unfchuld .follen'von ihm aufs 
gefucht, geprüft und darn ach entfchieden werden. 

$. 9. Bei diefem Beweiſe für und gegen die befchuls 

digte That treffen wir eine wichtige @igenfchaft des Sub⸗ 
jects an; die nämlich , daß der Angeflagte mit der Vers 
-muthung dere Unſchuld in die Unterfuchung tritt und 
ohne den firengfien Beweis der Schuld nicht als. ſchuldig 
aus derſelben ſcheiden darff. Praesumtio innocentiae 
oder quilibet praesumitur honus iſt das heilige Kleinod, 
welches wir an die Perſon jedes Staaisbürgers knüpfen 


. 
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müſſen, wenn wir nicht die Bürgerrechte verlegen, Glie⸗ 
dee in der Kette zerreißen, den Staat ald Inbegriff der 
Rechte Allee und Einzelner auflöfen wollen. Für gute 
Bürger im Gtaate muß die Vermuthung ftreiten und 
fehlechte gehören zu den Ausnahmen. - Nur gegen 
Verlegungen der Bürger fegter Art find die Strafgeſetze 
gegeben, und ein Staat oder eine Befeggebung, da wo alle 
Bürger ſchiecht find, läßt fich nicht denken, ift ein Widers 
fpruch gegen den Begriff des Staats als einer geregelten 
fortbeftehenden Verbindung. 
Halten wir diefe. Grundbegriffe feſt, fo können wir 
nicht zu viel Gewicht legen auf die Grundregel: | 
daß in jedem Unterfuhungsprozeffe die 
Bermutdung der. Unfhuld vorherrfhen 
. müffe “). " | 
1.6.10. Iſt die Vermuthung der Schuldlofigfeit das 
nothwendige Attribut jedes Staatsbürgers, welches er in 
den Unterfuchungsprozeß Hineinnimmt, fo folgt zweierlei 
son feld: Ä en 
1) daß der Staat oder defien Richter dem Befchuldigten 
diefe Figenfchaft ohne den firengften Beweis des 
Gegentheils nicht nehmen dürfe, und 
2) daß der Staat, dafern er diefes nicht darf, in Er⸗ 
mangelung folder Beweife Fein Recht habe, Hands 
lungen vorzunehmen, die jenes Attribut in Zweifel zie⸗ 
ben, oder gar indireet harte Strafe verfügen ). 


Der Unterſuchungsprozeß ift blos ein Mittel, zu erforfchen : 
ob das angeflagte Subject fih aus dem eigenthümlichen 


14) Auch die Carolina nimmt biefen Grundſatz in Schutz, indem 
fie an mehreren Stellen fagt,, daß Niemand ohne genugfame 
Anzeigen geftcaft werden folle, 

15) Wir flimmen daher unbedenklich denjenigen bei, welche eine 
Berbindlichkeit des Angeklagten zur Segenbeweisführung oder 
Entkräftung der®erbachtsgründe nicht flatuiren. Vgl, Mitters 
maier a. a. O. 25,2. ©, 122%. und Note 5. 
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bürgerlichen Zuftande der Unfchuld in den der Schuld vers 
fegt babe? Diefee Prozeß darf, wie wir vorhin gefagt 
Haben, nicht ewig ſeyn, der Richter darf feinen Ausſpruch 
nicht vorenthalten, und wenn er fpricht, ſo darf er nicht 
über das fprechen, was feiner Entſcheidung vorliegt, d. h. 
darüber: ob der obige Beweis geführt ſey oder 
nicht? Abſolvirt er dagegen blos von der Inſtanz, ſo 
fagt er: der Beweis dee Schuld iſt nicht geführt, ich darf 
alfo nicht ftrafen, aber ich darf auch nicht losſprechen, 
weil gegen den Befchuldigten annoch ein erheblicher Vers 
Dacht übrig. geblieben if. Der erfie Schluß iſt richtig, 
aber nicht der zweite. Er würde ed nur ſeyn, wenn: der 
Angeklagte den Beweis. der Michtfhuld zu führen hätte, 
Dies ift aber, wie wie gefehen. haben, nicht der Fall, 
vielmehr ift e8 umgekehrt Sache des Staat oder ſeines 
Vertreters, des Richters — den firengen Beweis 
der Schuld zu führen. 

$. 11. Aber, fagen. die Vertheidiger dieſer Entbins 
dungstheorie: der Angeklagte büßt in dem Kalle; wo ee 
nicht rein abfolvirt wird, immer feine. eigene Schuld, 
nämlich die des auf fich geladenen Verdachts, und .die Ents 
bindung von. der Inſtanz giebt ihm gleichfalls:fernere Ver: 
anlaffung , ſich von’ dem Verdachte zu reinigen Es if 
alſo, fagen fie, billig, daß dem Staate auch die Gelegen⸗ 
heit offen gelaſſen werde, Den Beweis der Schuld mit 
Hülfe der Zeit zu vervollſtändigen. 

Wir antworten aber, daß der Einwand der eigenen 
Schuld und des auf fich geladenen Verdachts der obigen 
©rundregel — der Bermuthung der Nichtſchuld — ent⸗ 
gegen ift, und die dem Angeflagten offen gelaflene Gele: 
genheit zum ferneen Hinwegräumen des Verdachts, fich 
mit dem nothiwendigen Ende des Prozeſſes, mit dem des 
finitiven Spruche des Richters nicht vertrage. Es ift mins 
deſtens eben fo leicht, daß ber zechtlichfte Bürger duch 
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das Zufammentreffen ungünftiger Umftände' in den anſchel⸗ 


:nenden Verdacht eines Verbrechens gerathen Fönne, ale 


es möglih ift, daß der Staat durch feine Handluns 
. gen verlegt fey '*). Wir vermögen fo wenig bier als 
‚überhaupt ein Recht des Staats aufzufinden, fi) die Strafr 
befugniß für Fünftige Ergebniffe oder befiere Bemweife aufs 
zufparen, wenn in dem vorliegenden Rechtsgange der Ber 
weis der Schuld nicht gefiihrt war; mwenigftens fein ftärfes 
res Necht, als das des Staatöbürgers, daß er aus dem 
gegen ihn angeordneten Prozeſſe in Ermangelung des Bes 
weiſes der Schuld mit dem natürlichen Rechte der Nichts 
ſchuld nach wie vor hervorgehe'”). 

6.12. Die Bertheidiger der Entbindungstheorie legen 
offenbar ein zu großes Gewicht auf die Verbindlichfeit des 
Angefchuldigten, fi von dem auf ſich geladenen Verdachte 
zu ceinigen, und rechtfertigen ihre Anficht nicht, wenn fie 
fagen, daß fie immer ſolche Anzeigen der That erfordern, 
die weder "durch Gegenbeweis entfräftet find, noch durch 
Meinigungseid befeitigt werden fönnen, mit einem Worte 
folbe, die zur Verſetzung in den Anklageſtand berechtigen 
würden. | 

1) Walter ein großer Unterfchied ob unter Anzeigen 
vor der Unterfuhung und foldhen nach derfelben. 





16) ‚Go seinngen wir und 3. B. eines Falles, wo cin Reiſender 
des Nachts beraubt und nebenbei durch Mefferftiche bedeutend 
verwundet wurde * Der Thäter hatte einem in mäfiger Entfers 
nung gehenden Tagelöhner, als er folchen rüdwärts bei dem 
Sragkorbe nach dem Wege fragend angehalten, das blutige 
Meter in den Korb geworfen, und auch daran, fo wie an tem 
Arme, wobei er ihn gefaßt, mehrere Blutfpuren zurüdgelaffen. 
Ser unglücdliche Zagelöhner wurde zur Haft und Unterfuchung 
gezogen, Tonnte nur eine Entbindung von der Inſtanz erlangen 
und teug den Verdacht und beffen große Nachtheile mehrere Jahre, 
bevor der wahre Thäter entdedt wurde, 
17)" unbedoenklich ftimmen wir hier nach Ulpian's Zengniffe dem 
Ausfpruche des Trajan bei indem fr. 5. D. de poenis (48. 19.) ; 
atins enim esse inpunitum relingui facinns nosentis, 
guam innocentem damnare, 


N 
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Die erſten haben die Erwartung für ſich, daß die Unteres 
ſuchung fie vervollffändigen werde, und die Erfahrung; 
daß fie fich meiftentheils: und binnen Kurzem vervollſtän⸗, 
digen laffen ; die zweiten dagegen tragen das Ergebnif 
mit ſich, daß fie nicht vervollſtändigt, alfo der Beweis 
“ der Schuld nice gefiihrt werden konnte. | 
2) Der Anfang des Prozeſſes auf Anzeigen fegt die Vers 
bindlichkeit des Staats zum Thätigſeyn — proce- 
dere — voraus, und Zeit und Ruhe find verpönt. Dab 
Entbinden von der Inſtanz bei nicht ausreichenden Uns 
zeigen aber iſt auf Ruhe und Zeit ‘gebaut, auf eine 
Zeit, die das durch Zufall ergänzen foll, was die Bes 
miühung des Staats oder des Richters aufzuklären nicht 
vermochte. Wir fahen aber vorhin, daß Zeit und Zus 
fall eben fo leicht die Anzeigen der Schuld herbeiführen 
konnten, daß aber die Rollen in der Beiveisfiiheung zu 
Gunſten des Angeklagten ungleich vertheilt find, und man 
Daher nicht fagen könne, der Staat folle diefelbe Zeil 
mit ihren Zufälligfeiten zum Beweiſe benugen, weldhe 
es veranlafte, daß der Befchuldigte in Verdacht und 
Anflageftand gerieth. f 
8) Die Ungleichheit in der Theorie wird dur die. Uns 
gleichHeit in den Folgen unterſtützt. 
Mag der Staat immerhin berechtigt feyn, Anzeigen vor 
der That dazu zu benutzen, um dem Beſchuldigten den 
Nachtheil des Unterſuchungsprozeſſes zuzufügen; ſo folgt 
voraus noch nicht, daß er das Recht habe, die Nachtheile, 
welche das Aufſchieben des Projeſſes herbeiführt, dems 
ſelben gleichfalls zuzufügen: Nachtheile, die ſich, wie wir 
vorhin ſahen, indirect als Strafe verhalten. 

4. 15. Es bleibt uns noch übrig, dem Haupteinwande 
zu begegnen, dem nämlich, daß der Gerichtsgebrauch die 
Entbindungstheorie geheiligt habe. — Daß dieſes der Fall 
ſey, vermögen wir, wie ſchon früher bemerkt iſt, nicht ia 


x 
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Abrede zu nehmen, wir befennen fogar, daß ihm im Straf⸗ 
prozeſſe, beim Stillſchweigen der Gefege, ein erhebliches 
Gewicht nicht abzufprechen ſey. Allein was unferer Ans 
ſicht nach über allen Gebrauch der Gerichte geht, it — 
Wahrheit und Ueberzeugung. 

Mögen auch die Vertheidiger der gerichtlichen Obſer⸗ 
vanz ihr deshalb die Kraft der Geſetze beilegen, weil hie⸗ 
bei anzunehmen iſt, daß ſolche zur Kunde des Geſetzgebers 
gekommen und durch deſſen Stillſchweigen zum Geſetze 
felbſt erhoben ſey; fo behaupten wir dagegen, daß der, 
melcher das Recht bat einen Gebrauch einzuführen, auch 
befugt ſey, ſolchen wieder abzuftellen, behaupten fogar, 
daß der Richter, welcher ſich überzeugt, daß eine folche 
Gewohnheit in der Entfcheidung , feiner Weberzeugung vom 
Rechte einer Partei nicht gemäß fey, fie abftellen müffe. :. 

Was ift der Gerichtögebrauch anders, als die Anficht 
der Vorfahren im Amte, und wo fiegt die Verbindlichkeit 
des Nachfolgers, nothwendig auf die Schultern feiner Vor⸗ 
gänger fteigen zu müflen? Antwortet man: im ©efege; 
- fo fagen wir, daß gerade umgekehrt die Gefege jeder Bes 
wohrheit den Probirſtein des Rationellen unterlegen. 

Kalliſtrat berichtet in dem fr. 28. de legihus etc. 
d. 8.) den Ausſpruch des Sever: 

in ambiguitatibus, quae ex legibus profici- 
: scuntur consuetudinegm, aut rerum ‚perpetuo 

similiter judicatarım .auctoritatem vim legis 
‚ obtineri debere. 
Mein Selfus fügt in dem folgenden fr. 89. ibid. for 
gleich Hinzu: 

Quod non ratione introduotum sed errore pri- 
- mum, deinde consuetudine obtentum est, in 

aliis similibus non obtinet. "). | 

18) Anders ift auch 3.8. in den —S ſchen Landen die 


Hofger. Ordn. nicht zu verſtehen, wenn ſie in der Einleitung die 
Richter auf die Gewohnheiten verweiſet. 


v 


7 
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and ganz freie Hand läßt dem Richter Yuftinian. in dem 

ir. 13. G. de sentent. et interlocut. (7. 45.) .. 

“ Nemo judex vel arbiter existimet neque con- 
sultätiones,, quas non rite judicatas esse pu- 
taverit sequendum et multo magis sententias 
eminentissimorum praefectorum, vel aliorum 
procerum (non enim si quid non. hene .diri- 
matur, hoc etin aliorum judicum vitium ex- 
tendi oportet, cum non exemplis sed.legibus 
judicatum sit) neque si coguitionales sint. am- 
plissimae praefecturae,. vel alius maximi ma- 
gistratus prolatae sententige; sed. omnes judi- 

. ces nostros veritatem, et legum et ustitia se- 
qui vestigia sancımus. 

Die: Berantwortlichkeit. des Richters, der gegen einen Ges 

richtsgebrauch erfennt, hört hiernach auf ‚ fobald die aus 

Ueberzeugung gefchöpfte Wahrheit ein anderes Ergebniß fin; 

det; und ift ed denn etwas anderes, ald Abftellung eines 

Gerichtsgebrauchs, wenn. der Richter Eontroverfen anders 

entfcheidet, als fie feit längeren Jahren entfchieden wurden? 

oder wenn er im Strafrehte — dafern die Gefepgebung 
ihm freie Hand läßt — ein Strafmaaß um die.Hälfte ges 

Finger anlegt, als ſolches früher beftimmt wurde ? Säle 

diefer Art find nicht felten. 

$. 14. Wir behaupteten .vorhin, daß der Richter, 
welcher fi überzeugt, Daß eine Gewohnheit in der 

Entfceidung feiner Ueberzeugung nicht gemäß ſey, folche 

abftellen müffe. Auch hierin glauben wir nicht zu viel 

gefagt zu Haben. ft der vorhin ausgehobene Ausfpruch 
des Celſus und Juſtinian richtig, daß: Gewohnheiten '’), 
19) Das vorhin ausgehobene fr. 88. D. de legib., welches dem 
fr. 29. vorangeht, ergiebt, daß nicht fowohl von Gewohnheiten 
außer "dem Gerichte, fondern von tenen der Gerichte ſelbſt — 


wovon es fich hier handelt — die Rede ift. Deren erwähnt auch 
das fr. 13. C, de sentent, et interlocut, 


® 
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die Irrthum oder Mangel an Gründen zur Unterlage 
haben , nicht verbinden, der Richter vielmehr feiner Webers 
zeugung oder individuellen Wahrheit folgen folle; ift es 
ferner richtig, daß der Richter nicht gegen Ueberzeugung 
fprecben dürfe: fo folgt von ſelbſt, daß er bei allen durch 


die Praxis eingeführten Entfdeidungen nicht nacbeten, 


ſondern jeden Gerichtsgebrauch abftellen müſſe, der bei 
einer forgfältigen Prüfung die Probe nicht befteht. Er ift 
nur feiner Ueberzeugung verantwortlich und hat im Kalle 
der Abänderung eines Entſcheidungsſgebrauchs ruhig abzu⸗ 
warten, ob der Gefeggeber duch Stillfehweigen das Neue 
In die Stelle des Alten treten läßt. 
Auch die preußifche Gefegebung verfügt im Allgemeis 
nen Landrechte in der Einleitung $. 8.: 

Auf Meinungen der Rechtslehrer oder Altere Ausſprüche 

der Richter foll bei künftigen Entfcheidungen feine Räck⸗ 

ſicht genommen werden, 
und empfehlen müſſen wir ſogar dem Richter, daß er jeden 
Gerichtsgebrauch, gerade weil er alt iſt, einer ſorgfältigen 
Srüfung unterwerfe, ob er auch rationell ſey? Neuerungs⸗ 
ſucht ſey ihm fern, aber auf der andern Seite ſtehe er ja 
wicht ſtill in der Prüfung älterer Inſtitute oder Meinungen. 
Die Welt außer ihm ſteht auch nicht ſtill. Der Richter iſt 
bei der Praxis und Auslegung der Geſetze Gehülfe des Ge⸗ 
feßggebers, und es ift in den meiften Staatin mehr zu beflas 
gen, daß der jüngere Bürger noch immer in ältere Kleider 
gezwängt wird, als daß ihm zu viel neuere te gefeglich anges 
paßt werden. 

$. 15. Wir fagten vorhin ($.9 u. 10.), daf die 

Rheorie der Entbindung von der Inſtanz dem Staate mehe 
Rechte gebe, als ihm , dem DBefchuldigten gegenüber zu 
ſtehen, und der Erſte namentlih nicht berechtigt fey zu 
verlangen, daß. die Verpollfändigung des ihm oblies 
genden Beweifes der Schuld zum Nachtheile des Ange⸗ 
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agten einer ungewiſſen Zufunft ohne Ende anhelmgeſtelld 
erde. Wir überlaſſen dem Lefer, fich die betrübenden Fälle 
ı bilden, wo die Entbindung von der Inſtan; file den Ange⸗ 
agten eine härtere Strafe ift, als vielleicht das Erkenntniß 
er die volle Schuld im.Gefolge haben wiirde. Schon 
€ Umftand, daß der befchuldigte aber nicht freigefprochene 
irger in der That fich in fortwährender Unterfuchung bes 
det, wird ihm — er fey wer er wolle — im Betriebe 
iner Nahrung ſchädlich feyn. Beſonders abts empfinden 
efe Härte diejenigen Staatsdiener, deren Amt auf Vers 
auen berechnet if. Man nimmt ihnen diefes Amt und 
öftet fie mit einem Önadengehalte, oder dem Worte pr os 
iſoriſch, man erklärt fie für fortwährend verdächtig, 
langt von ihnen Geldbuße (Kaution) u.f.w., kurz, man 
fraft fie indirect an Ehre und Vermögen ohne Ende . 
616. 3m $ 10. wurde des Reinigungseides ers 
ähnt. Er ift die von dem Angeklagten abgelegte eidliche 
jerfiberung feiner Unfchuld und ſowohl durch die Reiches 
fee, als durch das Fanonifche Recht eingeführt ?“). Dee 
id. hat einen doppelten Zweck, einmal: Erpreſſung des 
jefenntniffes durch die Furcht vor den göttlichen Strafen 
8 Meineides, und zweitens: Tilgung der Anzeigen, welche 
m Befchuldigten entgegenftanden. 
- Wir billigen den Eid im Allgemeinen gar nicht, theils 
eil die jetzigen Religionsbegriffe nicht mehr die vorigen 
ad, theils weil dieſe Art der Erpreſſung in der That einen 
figiöfen Mißbrauch enthält. Iſt ein erheblicher Verdacht 
e Schuld vorhanden und eine‘ bedentende Strafe zu 


⸗ 


2) Reihtesie. von 1512. Tit. 4. 1.6. Landfe. von 1548, 

4, 1,1. Kammerger. Drdn. 35.2, 2it.10. j. 1. 

Por 8. 9. 10. 11. X. de depurgat. eon. dv. Quiſtorp 

6te Ausg. 1. 758. Not. a. will den Reinigungseld namentlich 

was Minderjährige betrifft, auch in der 9. 9. ©. 9. Art. 16%. 

beftätigt finden; allein offenbar irrthümlich, weil dort nur der 
Urphede — einer ganz andern Gidesart — erwähnt . 
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farchten; fo kann der Richter bei der hohen Befangenheit 
des Schwörenden leicht ein doppelte® Verbrechen verans 
laſſen; und ift bei gleihem Verdachte die Strafe geringe, 
fo gebe man diefe lieber auf, ehe man dergleichen veligiöfe 
Handlungen vervielfacht. 

Will man aber das Staatsintereſſe dieſen Nachtheilen 
vorſetzen, fo ſuche man zuvor die Gewiſſenhaftigkeit des 
in Unterſuchung befangenen Subjects, namentlich in Glau⸗ 
bensſachen zu erforſchen. Man verſchaffe ſich Zeugniſſe 
von Seelſorgern, und falls dieſe den Eid unbedenklich fin⸗ 
den, ſo laſſe man ihn zu und befriedige ſolchergeſtalt den 
Staat, aber auch den Angeklagten, indem man gegen ihn 
das freigeſprochene Wort löfet und nicht umgekehrt durch 
eine bloße Entbindung svon der Inſtanz einen endlofen Vers 
dacht mit den nachtheiligften Folgen auf ihm faften läßt. 

6417. Wir müffen hier fchlieglid noch das Bart 
eines endlofen Verdachts ergreifen. 

Es iſt ſchon vorhin erwähnt, daß die Entbindung vom 
der Inſtanz große Nachtheile durch verlangte Sicherheit, 
Ausſchließung von Aemtern und Würden u. ſ. w., alfo auch 
Beraubung der Ehre und der bürgerlichen Eriftenz mit fich 
führt; So wie die Sachen jetzt ftehen, ift die Frage 
ſchwer zu beantworten, wann diefer unglückliche Zuftand 
ein Ende nehmen folle? Anflagen möchten wir beide, bie 
Doctrin, welche jene Nachtheile mit der Entbindungstheos 
rie über die Staaatsbürger brachte, und den Gerichtöges 
Brauch, welcher fie einführte, daß fie um die Löfung dies 
fer Frage unbefiimmert waren. Uns ift menigftens Fein 
Schriftfteller befannt, der glaubend oder rathend fich mit 
dem Ende jener Leiden nur irgend genügend befchäftigt häts 
te, und eben fo wenig ein Gericht, welches denfelben ein 
beſtimmtes Ziel geſteckt hätte. 

Die Verjährungslehre ift hier nicht antwendbar, theils 
weil man Aberhaupt vernünftiger Weiſe nicht beabfichtigen 


bei Unterſuchungoſachen. mi MB: 
formte; daß ˖ der unglückliche Zuftand des von der. Inſtanz 


Entbundenen 20 Jahre oder bei fleiſchlichen Vergehen nur 


6 Jahre dauern ſolle, theils weil der Angeklagte ſich über⸗ 


haupt darauf nicht würde berufen können. 


Wir ſahen ($. 6.), daß durch die Entbindung von die 
Inſtanz der angefangene Prozeß nicht beendigt, fondern 
nur ausgefegt wird. Inſofern alfo nach befannter 
Theorie jede Handlung der richterlichen Criminalgewalt des 
Staats in der Abficht, das begangene Verbrechen zu unters 
fuchen und zu beftrafen, den auf der Verjährung unters 
bricht *), würde der in den Ruheftand des Prozeſſes Wers 
fegte eine Sreifprechung auf den Grund der: Verjährung 
nicht benugen Fönnen. 


Ewig darf ein folcher Zuftand nicht dauern, und doch 


würde er ſolches, da es fehe leicht möglich ift, daß dee. 


Angeflagte von dem unglücklichen Verdachte, der früher 


auf ihm laftete, fi auch fpäter nicht werde loemachen 


können. 


Einige Geſetzgebungen führten daher ein billiges Aus⸗ 
kunftsmittel ein. Sie ſtatuirten, daß dem ſolchergeſtalt 
Losgeſprochenen, dafern er ſich einige Zeit tadellos betrug, 
geſtattet ſeyn ſollte, die Verwandlung dieſer Losſprechung 
, in eine völlige zu verlangen 22). &8 ergiebt fih aber fehe 
bald, dag damit wenig geholfen fey, weil die Worte 
tadello® und längere Zeit immer relativer Art find 
und dem richterlichen Ermeſſen alles in die Hand geben, 


$. 18. Glauben daher die. Gerichte, welche ſich bei 


der Entbindung von der Inſtanz auf den Gerichtsgebrauch 





21) Stüd ‚Sommente 25.3. &,517 ff. Feuerbach Lehrs 
buch 4. 67. 2te Tufl. 
2 8.83 hi Holftein und im Dateriichen Seieebuce Urt. 892. 
Bil. Mittermasera.a.d. @.3 
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\ ſrützten, zum gänglichen Aufgeben deffelben nicht ermãch⸗ 


gigt zu ſeyn“), fo rathen wir 
1) nur in den dringendſten, oder namentlich in lolchen 
Fällen davon Gebrauch zu machen, wo ſich der Nach⸗ 
theil oder die indirecte Strafe des Angeklagten (Verluſt 
an Ehre, Stand und Würde oder Vermögen) nicht be⸗ 
deutend darſtellt, und 
2) unter allen Umſtänden in dem Entbindungserfennts 
niffe, immer eine Zeit zu beftimmen, binnen 
welcher der Staat bemüht feyn folle, erheblichere Bes 
weife der Schuld beizubringen, unter dem Präjudiz, 
.. daß widrigenfalld auf Angufen des Angeflagten, ein vol 
lig freifprechendes Erkenntniß abgegeben werden ſolle. 
Wir Halten hier die Zeitfrik von einem Fahre als längfte 
Friſt unbedenklich, theild damit der Angeflagte nicht unter 
einer Semächlichfeit des Anklägers leide, oder diefer nur 
die ungetoiffen Ergebnifle der Zeit oder des Zufalld zum 
Sortbeftehen v.e unglücklichen Lage Jenes benuge, theils 


weil nicht anzunehmen ift, daß, bei fortgefegter Thätigkeit 


ber forfchenden Polizei, es eines fängern Zeitraumes zus 
wweitern Aufklarung der Sache bedürfen werde. 


— 


28) Die Grenzen ziwifchen Freiſprechen und zeltigem Losfprechen 

fließen ohnehin häufig dergeltalt zufammen, daß der Nichter, 

Ndafern er mit feiner Ueberzeugung oder dem billigen Ermeſſen 
Im Reinen if, nicht zur VBerantwortung gezogen werden kann. 


xvi. 
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XVII. 
prattiſch Bemerkungen 
insbeſondere 


zur kehre von dem wiederholten Diebſtahle. 
Bon u 
Abe 9g 8: 


— — 


Dan vorzugeweiſe vom praktiſchen Gelgeepunkte aus be⸗ 
arbeiteten Beiträgen, die in mehreren Heften des Archivs 
ohnlängſt von mir mitgetheilt worden ſind, laſſe ich einige 
neue hier folgen, welche durch Vorträge in dem Spruch⸗ 
collegium veranlaßt ſind. Sie beziehen ſich vornehmlich 
auf die Lehre vom Diebſtahl, und haben einige Fragen 
zum Gegenſtande, die theils ſeltener vorkommen, theils 
von den ältern und neuern Schriftfielleen übergarigen wor⸗ 
den, oder doch noch nicht fo. erörtert find, daß fie nicht 
für die Betrachtung noch einigen Stoff gewähren follten, 
Damit werden ſich die folgenden Erörterungen vechtfertigen. 
Die beiden erften jedoch find, ‚obgleich fie auch durch Bes 
„, urtheiling von Diebftahlsfällen veranlaßt wurden, Hier 
nur gelegentlich zue Sprache gefommen; fie hätten eben 
fo gut bei Gelegenheit anderer Vergehen fi ſich darbieten kön⸗ 
nen, und müſſen daher aus einem allgemeinern Geſichts⸗ 
punkte aufgefaßt und beantwortet werden. Selhbſt bei der 
dritten, die ſich aus ſpäter anzugebenden Gründen beſtimm⸗ 
tee quf die gemeinrechtliche Theorle der Beurtheilung des 
wiederholten Diebſtahls bezieht, iſt eine allgemeinere Auf⸗ 
faſſung hinſichtlich der VBeurtheilung des Rücfalle nicht 
ausgeſchlofſen. | 
Arch d. CR. 1834. III. Er. ee 


46 Sraftifche Bemerfungen 
Iſt ein Rückfal, ein zweiter, dritter Diebſtahl 
im techniſchen Sinne anzunehmen, wenn der, 


oder die früheren nur mit einer außerordent⸗ 
lichen Strafe geahndet worden find? 


. Wir. gehen bei den nachfolgenden Betrachtungen davon 
ans, daf die von dem zweiten und dritten Diebftahle hans 
deinden Art. 161 u. 162 der P. ©. D. nicht auf den Fall 
der Soncurrenz mehrerer noch unbeftrafter Diebftähle, fons 
dern auf eine Wiederholung nach vorher erlittenee Strafe 
wegen der feühern Uebertretung zu beziehen feyen, worüber 
jegt. die meiften Rechtslehrer und faſt ohne Ausnahme die 
Politiker einverſtanden find ). 

Der Rechtsfall, der zu der obigen Frage Veranlaſſung 
gab, läßt ſich, fo weit er bier in Betracht kommt, mit 
wenigen Worten erzählen. In einem Lande, wo das ges 
meine Strafrecht gilt, Fam. ein Dieb zur Unterfuchung, 
welcher in den. ſummariſchen, feine perfönlichen Verhält⸗ 
niffe betreffenden Vernehmungen angab , er fey zweimal 
vor Preußifchen Berichten des Diebftahls angeſchuldigt, und 
au Sreiheitöftrafen verurtheilt worden, die er auch erftans 
den habe. Aus den von den betreffenden Preufifchen Ges 
richten auf Reguifition mitgetheilten Unterfuchungsacten ets 
gab fih, daß der Incufpat beide Male, mit Beharrlichs 
feit feine Betheiligung an den ihm zur Laft gelegten Ent 
mendungen in Abrede geftellt, und nirgends ein Geftänds 
niß abgelegt Habe; worauf er, da es auch an det Ueber⸗ 
führung zu fehlen ſchien, weide das Preußiſche Recht 
zur Vorausſetzung der ordentlichen Strafe fordert, jedoch 
die Bedingungen unzweifelhaft vorhanden waren, an. welche 
jene Geſetzgebung die mögliäfeh einer (derſelden im bes 





N ai, eatur diefer Streifcage ſ. bei Wächter. PR 
2 ı. ı, Ar 
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tmmten techniſchen Sinne bekannten) außerordents 
ichen Strafe fnüpft, zu einer foldyen verurtheilt worden 
var. Es wäre confequent geweſen, da bei der Beur⸗ 
heilung des neuen ihm zur Laſt gelegten Diebſtahls, der 
ach völliger Vollſtreckung der erſten nußetordentlichen 
Strafe verübt, aber nicht eingeftanden wurde, unter 
ibrigens gleichen Umfländen, wie im erften Kalte, ein zwei⸗ 
er Diebftahl angenommen - würde Daß megen dieſes 
weiten Vergehens twieder nur eine außerordentliche Strafe 
intrat, hatte feinen Grund nicht darin, weil die erfte 
Strafe nicht eine ordentliche war, fondern weil auch im 
weiten Kalle e8 an den geſetzlichen Vorausſetzungen, art 
em vollen Beweife fehlte, die zu derfelben gehören, und 
sieder nur fo viel, aber dieſes hinlänglich feſtſtand, was 
ort die aufrerordentliche Strafe, wie fie nun einmal an⸗ 
enommen iſt, rechtfertigt *). 

Es entſtand nun die Frage, ob der jetzt zut Beurthei⸗ 
mg vorliegende Kall-in dee Eigenſchaft eines dritten 
Hebftahle im Sinn des At, 162. zu betrachten - und: m 
hnden fey ? 

Abgefehen von einer andern gleichfalls fich darbietenden 
ewiſſermaßen präjudiciellen Frage, der wir die zweite Er⸗ 
eterung widmen wollen, mußte ein Bedenken eintreten, 
yeils weil dem gemeinen Rechte und, der richtigen Ans 
bt nach, auch der gemeinrechtlichen Praxis eine. folche 
ußerordentliche Strafe, mie das Preußiſche Strafrecht und 
je Eriminalordnung fie aufſtellt, feemd ift, theild, was 
amit zufammenhängt, meil es zweifelhaft feyn Fonnte, ob 
ne früheren, nicht ordentlich beftraften Berübungen, in 
sm Sinne fiir rechtlich erwiefen gelten dürften, welche der 
et: 162. aufſtellt. Das Erforderniß eines gehörigen Bes 


PIE Bol. Mein Lehrbuch des gem en Criminalpro⸗ 
gelles mit befonderer Berü —* des Preuß. 
Rechts, 5.9. 8,185, u, 9. is. 
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weiſes iſt nämlich vom Geſetze fo beſtimmt ausgeſprochen, 
daß davon nicht abgegangen werden darf, ſelbſt wenn man 
die Worte, auf deren Auslegung es hier ankommt, 

„und ſolcher dreifechtiger Diebſtal, mit gutem grundt, 
als vor. von erfarung der wahrheyt geſatzt iſt, erfun⸗ 
den würd”, 
vicht vom Rückfalle, ſondern, mit nicht zu billigender Härte, 
von der Concurrenz verſtehen wollte. 

Auf dieſen Beweis, ſage ich, kommt es hier an, nicht 
etwa, als ob dieſer in Beziehung auf die Thatſache 
mehrmaliger Uebertretung des Strafverbots ſchon hin⸗ 
reichte, da wir das Factum der erlittenen zweimaligen Be⸗ 
ſtrafung, und zwar der härtern, eben wegen des zweis 
ten Diedſtahls, als rechtlich nothwendige Vorausſetzung 
betrachten, ſondern vielmehr deshalb, weil die factiſch 
vorhandene zweimalige Beſtrafung ſich als eine wirklich 
rechtliche, d. h. gegen den Schuldigen verhängte, von 
ihn verwirkte, ergeben muß ’). War dieſes herge⸗ 
ſtellt, ergab es ſich, daß der Inculpat wegen wiederholten 
Diebſtahls beſtraft worden war, dann mußte die Noth⸗ 





‚ 8) ‚Daher heißt es in ben welter unten anzuführenden Rechtsfällen 
(Not. 12.) 0. Bothmers Mr. 18. 6.281: „Aus den 
SKechtsausführungen iſt die Erörterung hervorzuheben: ob auf 
den zweiten der früher verübten Diebftähle Rüdficht genommen 

‚werden dürfe; ‚da Inquiſit deffen weder gefländig, noch dur 
birecten Beweis überwiefen geweien ſey. Künſtlicher Bewei 
fand damals (in Hannover) noch nicht Statt. Diefe Frage 
wurde befonders aus:dem Grunde bejahend beantwortet, weil 

Inquiſit jegt die Verübung jenes frühern Verbrechens eingeftan« 
. den habe.” Und Mr. 46. 6. 8 (Higig’ Hft.XIX.): „Dbs 
gleich man das jet zur Beftrafung vorliegende Verbrechen als 
einen wirklich confummirten Diebftahlanfehen zu müffen glaubte, 
crochtete man dennoch den Inquiſiten nicht eines dritten, 
Karen eines zweiten Diebftahle ſchuldig, weil er des Diebs 
ahles, wegen deſſen er zu Rinteln beftzaft worden, weder 
geftändig, noch überwiefen gewefen war; der Art.162, C.C.C. 
abe ever e, daß rg Diebftähle gehörig, und 

ar den Beſtimmungen dieſes Geſetzes gemäß, criviefen fern 
müßten, ” Bgl..aber damit Nr. MW. ©, 224, u . in 
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wendigkeit der Anwendung des Het. 162. anerkannt were 
den, deſſen Sinn. hier erfüllt war, deſſen bezeichneter Fall 
eintrat, wobei es dann rechtlich weiter keinen Unterſchied 
machen konnte, welche Benennung den früher zuer⸗ 
kannten Strafen gegeben wird, ob dieſelbe als ordentliche 
oder außerordentliche bezeichnet werden. Mit andern Wor⸗ 
ten, der Charakter einer Beſtrafung überhaupt war durch 
das Daſeyn der rechtlichen Bedingungen derſelben zu be⸗ 
ſtimmen, um jene als Grundlage des nun zu ahndenden 
dritten Diebſtahls anzunehmen. Es mag in einzelnen 
Källen allerdings ſchwierig, möglicherweife felbft bedenk⸗ 
lich ſeyn, friihere von andern Gerichten und von andern 
Geſetzen gefprochene Straferfenntnifle gewiffermaßen einer 
neuern nachträglichen Beurtheilung zu unterwerfen. Will 
man fich aber nicht mit dem bloßen Factum der vorausges: 
gangenen Beftrafung begnügen, und das darf man nicht, 
wo in der außerordentlichen Strafe eine Praxis anerfannt 
ift, welches das gemeine Recht nicht annimmt, will man 
fich die: Heruhigende Gewißheit verfchaffen,, nichts verab⸗ 
fäumt ga haben, was zu den Pflichten gewiſſenhafter Beur⸗ 
theilung gehört, fo fann man nicht umhin, in eine foldhe 
Prüfung einzugehen, man muß die gefammten Unter⸗ 
fuchungsacten durchgehen, und unterfuchen, wiefern fich 
aus diefen, unabhängig von dem fremden Rechte, auch: 
gemeinrechtlich eine wirflihe Schuld und Strafmürdigfeit 
ergebe. Dies liegt denn auch wohl in der Natur der 
Sache und entfpriht dem Sinn und Worte des Geſetzes. 
Außerdem wäre es gar nicht Bedürfniß, die Vor s Acten zu 
requiriren — die freilich auch dem Inquirenten fiir 
feine Zwecke von Wichtigkeit find, — man könnte ſich 
fonft, wenn nur ‚die Identität der BDerfon außer Ziveis 
fel wäre, mit einer- amtlichen Verficberung der fremden 
Gerichte begnügen, daß. diefed Individuum megen dieſer 
Verbrechen mit diefer befiimmten Strafe belegt morden ſey, 
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was men jedoch fo wenig für genügend hält, als etiva das 
Geftändniß des Inculpaten, fhon früher wegen gleicher 
Webectretungen beftraft worden zu ſeyn — ein Geftändniß, 
welches übrigens aych in unferm Falle nicht erfolgt, indem 
der Angefchuldigte nur einräumte, jene Strafen erlir⸗ 
ten, nicht aber ſie verdient zu haben. 

Ein ſolches Verfahren vorausgeſetzt ), untetlag es 
keinem Zweifel, wirklich einen dritien Diebſtahl nach Lage 
der Vor⸗Acten anzunehmen. Das Preußiſche Recht ſchließt 
ſich — die außerordentliche Strafe abgerechnet — im 
Uebrigen darin der gemeinrechtlichen Theorie an, daß es 
den zweiten ze. Diebftahl auch als Rückfall, alfo wie 
Art. 161. behandelt, und nicht fehon wegen concurrirens 
der Diebftähle die Strafe des zweiten, dritten ꝛc. eintretem 
läßt. Wäre ed anders, fo hätte allerdings auch der nun 
zu beuctheilende Diebftahl in einer andern. Eigenfpaft es 
feheinen miiflen. 

Da nun, bei der Unftatthaftigfeit der auherordentlichen 
Strafe, in dieſer Bedeutung des Preußiſchen Rechts (wel⸗ 
ches übrigens auch, gleich dem gemeinen Rechte andere 
mit andern VBorausfegungen kennt,) ) gemeinrechtlich ent 
weder Berurtheilung in die ordentliche Strafe, wegen er⸗ 
toiefenee Schuld, oder mo diefe nicht feſtſteht, f. g. Ent⸗ 
laflung von der Inſtanz nach dem Gerichtsgebrauche ein⸗ 





4) „m eifpiele eeiäe Prüfung in den Net. 12. angef, Rechtsfällen 
218: „Die ſtrenge wider den Angeklagten er⸗ 
—8* ecke ift dabel nicht in Threm ganzen Umfange In Bes 
tracht gezogen, weil man den Quartierdiebſtahl zu den furtie 
impropriis zählte, ” NM. 95. ©. 226: „ Bei Abmefjung der 
wegen dieſes qualificitten und dritten Diebftahles verwirften 
Strafe ging man von der Auficht aus,’ dag dabei die frühere, 
nach der Strenge der Miltärgefege erkannte Strafe nur in dem 
Maafie in Berüdfichtigung zu ziehen fen, wie fie ausgefallen ſeyn 
würde, wenn die feüheren Verbrechen nach gemeinem Rechte bes 
urtheilt worden wären.’ 
5) Beifpiele a. a. O. Ar. 1. 2, 9. 18, 27, 30.31, 45. 51. SE 
57. 75.:76. 9 Te .. . A. 5. „ 
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‚tritt, fo wird es im conereten Galle ‚nicht ſchwer ſeyn zu 
entſcheiden, ob der, Inculpat der früheren Verübangen fo 
weit für überführt zu erachten fey, daß er-gemeinrechtlich 
in eine osdentlihe Strafe verfallen müßte, .oder Yicht. 
Wenn man mit Grund die. Theorie des Preußiſchen. Rechte 
mißbilligt, fo muß man Doch, bei auch nur einiger Vers 
trautheit mit der Praxis der Preußifchen Gerichtshöfe, ans 
‚erkennen, daß die außerordentlihe Strafe wohl nur den 
Schuldigen treffe, deren Zuläffigkelt an fich nicht felten 
die Urfache it, dag man in faft übertriebener Acngälichfeit 
‚fich enthält, auf die.ordentlihe Strafe zu erkennen. Die 
‚serliegenden Fälle waren von der Urt, daß firher Peinen 
gemeinrechtlichen Richter die Zuriichhaltung bed Geftänds 
niſſes von Seiten des überführten Inculpaten abgehalten 
‚haben würde, auf die ordentlihe Strafe des erfien und 
andern Diebſtahls zu fprechen. 

Aus diefen Gründen hielten wir, da der fernere Dieb 
ſtahl unzweifelhaft erwiefen, und der auf der That betres 
tene Krevler deffelben auch — wenn er nicht anders 
‚Bonnte — geftändig war, die Zuerfennung der Strafe 
des: dritten Diebftahls gerechtfertigt. Auch die Preußiſche 
Praris trägt, wie feloft dee vorliegende Fall lehrt, Fein 
Bedenken, nach vollftrechter, wenn gleich nur außerordents 
dichee Strafe, einen Rückfall anzunehmen. 

Faſſen wir das Ergebniß nunmehr kurz zufammen, 
fo dürften folgende Regeln anzunehmen feyn: 

- &ine oder mehrere vorausgegangene außerordentliche 
» Strafe ift als Factum für fich nicht allein hinreichend, 
um die Folgen zu begründen , welche das gemeine Recht 
an die früher erlittene ordentliche Strafe gefnüpft wiſ⸗ 
fen will, Aber eben fo wenig dürfen desgleichen vors 
ausgegangene egtraordinäre Ahndungen in dem Grade 
unberäcfichtigt bleiben und gleichfam als nit vorhans 
den betrachtet werden, daß man in dem fpäter zur Beur⸗ 
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- theilung kommenden Vergehen gleicher Art deren: El⸗ 


genfchaft als Rücfälle dahingeftellt feyn ließe. Line 

rechtlihe Würbigung der nähern Beſchaffenheit der 
Fälle wird zum Ziele führen, wobei im Zweifel dann 

auch hier dee Grundſatz gelten muß, das vorzuziehen, 
. "was dem zu Beurtheilenden minder nachtheilig ift. Ä 
Schließlich bemerke ich, daß, wo nicht ein Rückfall im tech 
niſchen Sinn wird angenommen werden dürfen, wenigftene 
im Wege der Strafbemeflung bei üunbeftiimmten Gefegen 
(dies gilt jeßt gemeinrechtlich von Diebftahl, namentlich 
dem wiederholten) °) auf jene früher nur außerordentlich ges 
ahndeten Hebertretungen Rüdficht zu nehmen, und hierin 
ein Moment der Straferhöhung im Sinne einer jeden 
Strafrechtstheorie zu erfennen fey. Wir laflen die Frage 
über die Steafbeftimmung felbft Hier bei Seite. Einiges, 
was mit dem Gegenftande diefer Erörterung im Zuſau⸗ 
menhange fteht, habe ih an einem andern Orte berührt”). 


€ IL 

Darf ein Rüäckfall im rechtlichen Sinn angenom⸗ 

men werden, wenn die früheren Verbrechen und 

‚beren Beſtrafungen im Auslande Statt ges 
funden hatten? 


Zu diefer Frage gab der nämliche Rechtsfall, deſſen 
„wie fo eben CI.) gedachten, die Veranlaſſung. Das prak⸗ 
tifhe Intereſſe wird befonders dadurch beftiimmt, daß mögs 
licherweiſe in dem einen oder andern Lande die frühes 
ven Verübungen nab andern &rundfägen binfichtlich des 
Beweiſes, der Vertheidigung, der Beſtrafung u. f w. bes 


6) ©. dic Not. 12, angeführten Rechtsfälle Mr. 83. &, 35, 
Nr. 105, ©. 234, gefuh ser 


OD, Meine Hiftorifhs praftifgen Grörterungen aus 


Gebiete des firafrehtlihen Berfa r 
@. 235 f. and befonders ©, 25 en 9 j ren 
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haiſdelt werden, als in den dritten, und daß daher eine 
aimverhältnigmäßige Härte hervortreten wiirde, wenn man 
ſtets unbedingt die Folgen 3. B. eines dritten Diebftahle 
jest zuerfennen wollte, ohne die rechtliche Ueberzeugung 
zu haben, daß dort auch Alles Statt gefunden, was als 
‚Borausfegung des Rückfalls erforderlich if. Auf dee ans 
dern Seite find es nicht blos fehr gemwichtige Gründe der 
Strafrechtspolitif,, es find Gründe des Rechts felbft, die 
«6 verbieten, die im Auslande gerüigten Verbrechen gänzs 
lich unbeachter zu laſſen. 

Wir wollen gleich bemerken, daß wir uns In Anſe⸗ 
Hung jener Frage, die oben als eine gewiſſermaßen präjus 
dicielle bezeichnet wurde, für die Bejahung entfchieden has 
ben. Erſt auf diefe Grundlage Eonnte dann die fernere 
Berückſichtigung, das Eingehen in die Sache felbft, die 
Würdigung der Bedingungen eintreten, deren in der vor⸗ 
ftehenden Betrachtung Erwähnung gefchehen if. Ä 

Es bedarf kaum der Erinnerung, daß die Frage, „ob die 
im YAuslande wegen dort verübter Verbrechen gefprochenen 
und vollzogenen Strafen bei ung zu dem angebeuteten prafs 
tifchen Zwede zu berücfichtigen und anzuerkennen feyen”,. 
nicht mit der zufamnienfallen, ob und wie weit bei uns 
die im Auslande begangenen Webertretungen einer felbfts 
ftändigen Beftrafung unterliegen, obgleidy beide nahe vers 
wandte find und gemeinfchaftliche Befichtepunfte darbieten. 
Wir laffen hier die vielfach beftrittene Lehre der Behands 
fung der im Auslande begangenen Verbrechen auf ſich des 
ruhen °), aber wir erinnern, daß es offenbar eine andere 
Frage ift, ob in einem beftimmten Staate Jemand wegen 





8) ©. meinen Verſuch: Über die Beftrafung der im Auss 

Lande beganginen Verbrechen, und die weitere Literas 

‚tur in meinem Lchrbuc des Griminalprogefles $. 68. Mifs 
 .. kermaier, das deutkihe Strafverfahren. Zte Aufl. SG, 
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eines in fremdem Gebiete verühten Verbrechens zur Bew 
antwortung gezogen werden dürfe oder müfle, oder nicht; 
and eine andere, ob der Staat berechtigt und verpflichtet 
fey, davon Kenntnig zu nehmen, wenn Jemand in frems 
dem Lande fiir einen Verbrecher erklärt ift und Strafe er⸗ 
Sitten ‚hat, und ob er, wenn folche Kenntniß Statt findet, 
ſeinerſeits gewiſſe rechtliche Folgen an diefe ertwiefene Thats 
ſache Pnüpfen könne? Es fcheint Feiner Ausführung ji 
bedürfen, daß diefe Frage nicht blos nach den Grunds 
fügen dee Politik, fondern auch ded Rechts zu bejahen 
fey. Auch das im Staate.nothwendig. liegende Moment 
der Sittlichkeit und das fittlihe Band, welches Völker 
und Staaten umfchlingt, die völferrechtlihen Verhält⸗ 
niffe, fordern eine folche Anerkennung fremder von .ges 
‚ordneten Gerichten, auf den Grund von Gefeßgebungen 
und Rechtseinrihtungen, die im Wefentlichen allen civis 
liſirten Völkern gemeinfchaftlich find, gefällter Urtheile. 
Warum follte in ftrafrechtliher Hinſicht weniger gelten, 
was in privatrechtlicher , felbft in Anfehung der Vollſtreck⸗ 
‚barkeit auswärtiger Erfenntnifle u. ſ. w. foß überall, und | 
nur mit wenigen, mehr oder minder zu billigenden Auds 
nahmen, angenommen wird? Oder follte der, welcher 
aus der Fremde kommt und feinee Strafhaft als Dieb, 
Betrüger, Meineidiger entlaffen ift, Anfprüche haben, bei 
und ald ein Unbefcholtener geachtet zu werden? Wir vers 
‚trauen den fremden günftigen empfehlenden Zeugniflen, 
auf deren Grund der Ausänder angenommen und in den 
‚Stand gefegt wird, bei ung fein Intereſſe zu verfolgen, 
‚feine fubjectiven erlaubten Zwecke zu, erreichen; eben fo 
müflen wir die entgegengefegten, dem Fremden nachtheili: 
gen Urtheile feines Vaterlandes oder jedes andern Landes 
anerkennen, fofern diefe nach Form und Inhalt in glaubs 
hafter Weife vorliegen. In der That verfährt man au 
nad diefem Grundfage in der Saats⸗ Privat⸗ und Erb 
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nnal⸗ Praxis). Wei obwaltenden Unterfuchiingen wer⸗ 
em, fo.oft es nöthig ift, im Wege amtlicher Eorrefpons 
enz Erkundigungen eingezogen, rechtliche Handlungen, 
B. Bernehmungen beftimmter Perfonen, von dem aus⸗ 
yärtigen Gerichte erbeten, oder, wie man ſich auszudrücken 
flest, demfelben angefonnen, und von den auf foiche Weile 
rlangten Ergebniſſen wird unbedenflich der erforderliche 
echtliche Gebrauch gemacht. Bleiben wir aber bei dem 
alle ftehen, der uns hier näher befchäftigt. Ein zur Unters 
achung gezogener, feinee Schuld geftändiger und übers 
ührter Dieb Hat erweislich die Strafe des erfien Diebr 
zahls, und nachdem er darauf von neuem mehrere beträchts 
xhe Entwendungen '°) verübt, Die wegen diefer Wieders 
fung vorgefchriebene ſtrengere Strafe des zweiten Diebe 
ahls erlitten, zwar im Yuslande, aber nach einer Geſetz⸗ 
ung, welche vielleiht im Strafmaße und der Strafs 
wmellung nicht ganz, wohl aber in Anſehung Der gedach⸗ 
em Unterfcheidungen und Gradationen des Verbrechens, 
n6befondere der hier fpeciell befiimmten Behandlung dee 
Rüdfalls, völlig mit den Grundſätzen des gemeinen Rechte 
Ibereinftimmt, ja auf diefelben gebaut if. Unzweifelhaft 
ſt er jegt dem Strafgefege über den dritten Diebftahk 
verfallen. Nicht bloß allgemeine Gründe unterftügen diefe 
inſicht: fie läßt fich auch aus dem Geſetz felbft ohne Zwang 
ibleiten und rechtfertigen, zunächſt aus den Worten des 
fet. 162, der ohne weitere Unterfbeidung fagt: „tem 
viird aber jemandes betretten, der zum drittenmal gefte- 
en bat, und ſolcher dreifechtiger diebſtal mit gutene 





9) Bei Anſäſſigmachungen, Erbfällen, — Dandlungen 
der nicht fixeitigen und ſtreitigen Gerichtäbarfeit 


10) Wir führen diefes an, weil ed der Fall war; außerdem kommt 
darauf, wie groß die ferneren Entwendungen waren, wenig⸗ 
ſtens ———— — nichtd an, obgleich if Nichtberilefichtte 
gung oft zu großes Härte führt. Boah unten Note 87, 


a5 ° Geakeifihe Bemerkungen . .:: 


grundt als vor von erfarung der wahtheyt gefaßt tft, erfun⸗ 
wiird”, fo dag alfo, ohne Rüdficht auf den Det, es nur 
darauf anfommt, daß die früheren Hebertretungen (und des⸗ 
halb erlittenen Beftrafungen) erwiefen find; — ferner, aus 
dem Grunde des Gefeges, welches (vergl. Art. 162. mit 
Urt. 161.) die Nichtbefferung des mehrmals beftraften Dies 
bes, ald Motiv einer neuen mehr zu verhängenden härtern 
Strafe gegen den „merer verleumbten Dieb” aufs 
frellt. Beides wird zum Weberfluß noch deutlich tunters 
figt durch eine Vergleichung des entiprechenden Art. 188. 
der Bamberger H. G. O. welcher mit den Worten fchließt: 
„Es möcht auch denfelbigen Dieb nit entfohuldigen, ob ee 
Die Diebftal nit alle an einem ort getan heit, 
wenn die ftraff diſes Diebftals würdet jm Rechten durch bie 
Höfen gewonheyt dermaſſen befchwerdt.” 

Zwar mögen die erfien Worte auch darauf zu berie 
hen feyn, daß nicht erforderlich fey, daß fämmtliche Ueber⸗ 
tretungen in einem und demfelben Gerichtsbezirf verübt 
worden; allein diefes wird auch Durch die weitere Yusles 
gung keineswegs ausgefchloflen. Für legtere ſpricht aber 
noch der Umftand, daß gerade zur Zeit der Abfaſſung des 
Seſetzes die Sonderung Deutſchlands in viele Meine, vers 
ſcchiedenen geiftlichen und weltlichen Herrſchaften unterwors 
fene oder veicheunmittelbare Gebiete noch viel mehr alt 
fpäter Statt fand, und man gewiß fein Interefle hatte, das 
Gegentheil von der Anſicht aufzuftellen und in der Anwen⸗ 
dung gelten zu laffen, die bisher zu rechtfertigen gefucht 
"worden if. War au die Bamberger H. G. O., glei 
der auf fie gegriüindeten Brandenburger, für ein beſchrank⸗ 
teres Gebiet. beſtimmt, fo folgt daraus doch nicht, daß 
obiger Sag den Sinn haben follte, nur in diefen Gebieten, 
‚ aber in verfchiedenen Gerichtsfprengeln derfelben vorge 
kommene wiederholte Diebftähle , nicht.aber Fremde, wolle 
man in der gedachten Art ahnden. Im Gegentheil, die 
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hinweiſung auf bie böfe Gewohnheit zeigt deutlich, ‚wie bie 
Stelle zu verſtehen ſey; und man wird dieſes um fo ans 
jemeflener finden, je mehr damals der auch noch weiß 
Ipäter gefühlte Mangel einer gehörigen Sicherheitspolizeß 
and Beauffichtigung herumſchweifender Verbrecher, bei 
yem kleinen Umfang der Länder und Gebiete, es den Die— 
ven von Profeflion erleichterte, fich an andere Orte zw 
begeben, we fie ihr Gewerbe fortzufegen beabſichtigten“). 
Einige Beifpiele aus der neuern Pragis, welche zur Bes 
ſtätigung meiner Anficht dienen, mögen diefe Abhandlung bes 
Ichließen. Ich entnahm fie auß des Hrn. Yuftizrath v. Bot he 
mers Mittheilungen der Eriminalrechtsfprüche der Juſtiz⸗ 
Sanzlei zu Zelle aus den Jahren 1815 bis 1827), we 
indefjen mehr nur die Ergebniffe erzählt,. die Gründe fels 
tener ausgeführt, als vielmehr nur furz angedeutet werden, 
In dem unter Mr. 20. mitgetheilten Falle) heißt ed: 
„Bei der Entſcheidung nahm man an, daß die-auf dem 
Mferdediebftahl in den Landesgeſetzen geordnete Todesſtrafe 
den Inquiſiten nicht treffen Fönne, weil dieſem, als einem 
Ausländer, die Nichtfenntniß der betreffenden Verordnung 
zu gute komme. Dagegen feyen alle gefeglihen Erfordere 
niffe zur Erkennung der poena furti .tertii vorhanden z 
namentlich relebire es nicht, Daß diejenigen Verbrechen, 
wegen welcher Inquiſit früher beftraft worden, im Aus⸗ 
lande begangen (uad dafelbft beftraft worden) feyen.” 
Ferner Nr. 28): „D. hatte bereits früher zwei 
Diebfähle verübt, von denen der eine sroß und qualificiet, 
bee andere groß war, und war deshalb von einem aus⸗ 





11) Etwanigem Mißbrauch ſallte durch das Erforderniß des gehð⸗ 
rigen Beweifes der früheren Verbrechen (und deren Beſtra⸗ 
fung) begegnet werden. WVgl. oben Nr. 
12) In Higig’s Annalen der deutfchen and auclandiſchen 6 Sri 
er rehtenfiege ‚ Heft XVILL u. folg. 
a 
: 414) a. a. 5 ©. 286 
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oartigen Gerichte mit anderfhalbjähriger Zwangsarben 
deſtraft. Er wurde wegen britten Diebftabls zur Straße 
Des Steanges verurtheilt. Man nahm dabei an — daß 
die Strafe des Rückfalles auf frühere, im Auslande bes 
gangene und dort beſtrafte Verbeechen gebaut werden 
Fönne.” 

Mr. 24.) „Johann H. wurde wegen dritten 
Diebftahle zur Strafe des Stranges vernrtheilt. Im J. 
1804 war der Verurtheifte ivegen mehrfacher Diebftähle 
mit zmweljährigee Zuchthausfteafe von der Regierung zu 
Sotha belegt, auch früher bereits, wie aus dieſem Er⸗ 
Zenntnifle echellet, gleicher Verbrechen wegen beftraft wor⸗ 
den, worüber edoch nichts Näheres vorliegt.” 

Rr.25.') „Dem Inquiſiten Georg ©. fiel ein deit 
zer Diebftahl zur Laſt, indem er wegen eines großen und 
qualificieten Diebftahls mit fechdmonatlicher Zuchthausftrafe 
belegt, dann wegen Theilnuhme an mehrfachen Diebftählen 
zu achtjähriger Zuchthaußfttafe verurtheilt, auch in die 
Strafanftaltabgefüihrt, aber nach einigen Monaten entfpruns 
gen, endlich wiederum wegen Diebftahls auf drei Monate if 
Das Zuchthaus vernrtheilt war, welche legtere Strafe abee 
In Landesvermweifung verwandelt worden. Alle diefe Frühere 
MWerbrechen waren im Auslande begangen, und die Eh 
kenntniſſe von verfchiedenen auswärtigen Gerichten 
gefprochen. Wider den Inquiſiten ift auf die Strafe dei 
Steanges erfannt, diefe aben durch landesherrliche Begnas 
Bigung im lebenswierige Zuchthausſtrafe verwandelt.” 

3 &ben fo in dem Falle Nr. 27. ), wo die früheren 
Verbrechen von dem Dbergericht in Glückſtadt mir fecht⸗ 
jähriges Karrenftrafe und zweljähriger Zuchthaus ſtrafe ges 





15) a. a. O. S. 87. 
16) a. a. O. Heft XIX. S. 18. 
17) a. a. O. 
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ahndet toorden, der neue im Hannsverſchen verübte Diebd - 
flat, als ein dritten, die Verurtheilung in die Strafe des 
Steanges nach fih zog; und in dem alle Me. 28.) 
wo der wegen dritten Diebſtahls zum Strange veructheifte 
P. die früheren Entwendungen im Braunf chweigſchen 
verübt und daſelbſt zweimal Strafe erlitten hatte. Das 
zweite Mal: war er 1799 zeitlebens: zue Kärre verurtheilt, 
aber 1815 begnadigt und entlaffen worden. 

Bon dem Falle Nr. 31. ) heißt ed: „ Simmtliße 
unter dieſem @rfenntniffe begriffenen Diebftähle, fo wie 
eine bedeutende Anzahl der übtigen, "waren im Auslande 
verübt, — Hinfichtlich diefer Verbrechen wurde ange⸗ 
nommen, daß bei Beſtrafung derfelben das Magdeburger; 
fehr gelinde, zu Bunften der Angeflagten aber fofort im 
Rechtskraft getretene Straferkenniniß zu Srunde zu le⸗ 
gen ſey. 

Ferner wurde Nr. 69. *) wider R. die Strafe des 
Steanges erkannt, wegen unzweifelhaften Vorhandenſeyns 
dreier und. mehrerer, Diebkähfe, und. da der: Angeſchuldigte 
bereits: mehrfach mit nachdrücklichen Etrafen belegt war; 
BonıDannöverfhen, Braunfchweigſchen und 
fenhern Weſt phäliſchen Gerichten: war der R. wegen 
Diebſtahlo mit 24ſtündiger Gefaͤngnißſtrafe, einjähriger, 
dreimonatlicher und. ſechswochiger Karrenſttafe belegt 
worden. 9. vol 
Ein ahnlicher Salt wird Ar. 105. 2) erwähnt, wo 
die früheren Entwendungen in Altona und damburg 
beſtraft worden waren. 1 

In der Reihe der angegebenen- Eckenntniſe wegen 
wiederholter in: verſchiedenen Landen. begangener Dieb⸗ 





38): 0. D. S. 19. 
19) a. a. 0. S. 24. 
20) 0.0.0. ©. 39. 
21) 0.0.0. Heft XX. ©. 239 
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Kähle-finden wir. jedoch guch.eind, wo gevade die entgegen: 
geſetzte Anficht geltend gemacht. worden if, Da die Grüne. 
de augführlicher vorgelegt. worden, fo. (offen wie fie hier 
folgen. . Wir bemerken dabei, daß einerfeits dem Art. 162. 

der Sinn beigelegt wird, den wir, hinſichtlich der aufges. 
worfenen Frage, mit Bezugnahme von: Art. 188. dev 
Bamberger H. 6 O. zu rechtfertigen geſucht haben, ande⸗ 
rerſeits aber die Verwechſelung Statt gefunden. hat, por dee 
nben gewarnt worden if, nämlich zwiſchen dem allerdings 
sicht überall zuzugebenden felöftftändigen Rechte. eines Stans, 
tes, die im Auslande verübten Verbrechen zu ‚beftrafen — 
das hier richtig ‚gegen die gewöhnliche Behauptung i in Adrede 
geftellt wird, und zwifchen der Pflicht und dem Rechte, bie 
im Kuslande gefallten und.volljogenen Strafurtheite in ih⸗ 
ven nothwendigen rechtlichen Folgen anzuerkennen. 


Es war nämlich (Fall 52.)) Johann W. von dee 
Flurſtllich Bückeburgiſchen Jüſtiz⸗Canzlei zur Strafe vier 
verübter, zum Theil ſehr bedeutender Diebftähle und zweier 
Unterſchlagungen zu. lebenswierigem KRaorenfchieben verur⸗ 
theilt, aus der Strafanſtalt entſprungen, ‚und. hatte auf 
hannõverſchem Gebiete abermals einen Diebſtahl begangen, 
„Man erachtete”, beißt es, „vorliegenden Kalle die ges 
ſetzliche Strafe des dritten Diebftahls für ausgefchloffen, 
weil.die früheren Berbrechen nicht auf Diesfeitigem Territos 
rio verübt feyen, nach allgemeinen Rechtsgrundfägen dak 
Girafrecht eines Staates fich nicht "üßer feine Grenzen ers 
ſtrecke, eine hievon „abweichende gefegliche Befiimmung 
Binfichtlich des dritten Diebftahle nicht eriftire, und ..ends 
lich die P. G. D., welche freilih nur auf Das. Vorhanden⸗ 
ſeyn Dreier Diebftähfe, ohne Unterfhied des Ortet 
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derer Berübung, ſchon gegenwärtig nicht mehr al | 
Reicht⸗ 


22) a. a. O. Heft XIX. ©. 55, 
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eichegeſetz, fonderh nur als Lerritorialgeſetz "in: Kraft 
ſey. Ein allgemeiner Schärfüngkgrund wurde jedoch in 
dem früher verbrecheriſchen Lebenswandel befunden, und 
ſo das Erkenntniß auf zweijährige Karrenſtrafe gerichtet. ” 


Jene Unterfuchung” des Reichs⸗ und Zerxitorialge⸗ 
ſetzes hat mich, ich geſtehe es, nicht überzeugt, und «6. 
würden, wenn dieſes in Anwendung auf unſere Frage rich⸗ 
tig wäre, alle ſo eben mitgetheilten Erkenntniſſe deſſelben 
Gerichtshofes für unrichtige zu halten ſeyn. Als Terri⸗ 
torialgeſetz galt gleich anfangs die P. G. O., wo fie, wie 
n Heflen, in einee eigenthümlichen Form bei übrigen® im; 
Wefentlichen und meift wörtlich beibehaltenen Inhalte ein⸗ 
zeführt wurde; aber auch ohne dieſes mußte fie, wie jedes, 
indere Reichögefeg, neben der allgemeinen Eigenſchaft noch 
Yie befondere eines Landesgefeged annehmen, wo ſie in 
Reaft trat, mas überall mit, dem Vorhehalt der.f.-g; 
;olutoria clausula geſchah. In welcher Form fie auch. 
zalt, ſtets iſt der inhalt dee nämliche geblieben, wie demn 
hre Vorgänger, die Bamberger und Brandenburger bH. G. 
D. dieſelbe Beſtimmung ausſprechen, obgleich dieſe im fa 
zentlichften Sinne. Territorial⸗Seſetze, und nur. diefes Das 
sen, da das Meichögefeg noch nicht zu Stande orten 
nen wat. . De ey) 


Wenn ſeit der Kufiöfüng des ‚Seictveitähien bie 
P. G. O., wo-fie noch gilt, immer nur die Etgenſchuft 
ines eanbesgeſebes hat, ſo liegt hierin weder ein Hinder⸗ 
niß ihre Beſtimmungen anzuwenden, noch ein rechtlicher 
Zrund ſie zu verlaſſen, fo lange ſie ee abgeãndert wer⸗ 
ven, da die Aawendung in conczeten-Källert ftet6 in gem 
jefondern Lande Statt findet’(wie denn auch die:$),. 
orzugsweiſe ein Strafgeſetz für die mittelbaren, wicht für 
eichsunmittelbare Untertpanehi pn ſolte "ook «8 denn 
Arch. d. CH. 1894. II. Sr. 
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gar nicht weiter darauf anfommt, ob noch: in aubern Lan⸗ 
ve die P. ®. D. Geſerettraft habe, oder wir > 


. UR. 


It ein xodafalt Bei. einem Verbrechen, insbes 

fondere bei dem der Entwendung, tedtlid ans» 

zunehmen, wenn die Strafe ber frühern Weber: 

tretung zwar buch Erkenntniß ausgelprochen, 
aber nicht vollſtreckt worden iſt? 


Wegen erften beträchtlichen Diebftahld war der Burs 
ſche 8. zu einjähriger Zuchthausſtrafe verurtheilt worden. 
Nach der Sröffnung des Erbenntniſſes erflärte er, fi) des 
Rechtsmittels weiterer Bertheidigung bedienen zu wollen. 
Seinem Gefuche wurde Statt gegeben, und er blieb, mähs 
send die -Weranftaltungen zur Defenfion getroffen werben 
felten, von: Haft befreit. Mur einige TZage’nach feiner 
ihm bekannt gemachten Berurtheilung machte ſich K. von 
neuem eines nicht unbedeutenden Diebftahls fchuldig. 
Nachdem nun einerfeits Die Unterfuchung auch wegen diefer 
fernern Uebertretung geſchloſſen, andererſeits die zugleich 
mit auf / dieſe bezogene reſp. weitere und erſte Bertheidigung 
eingegangen war, wurden die Acten zum Spruche ver⸗ 
‚ fandt. Die bei dieſer Selegenheit aufgeſtellte Anſicht, daß 
ein zweiter Diebſtahl im techniſchen Sinne vorliege, glaub⸗ 


ten wir: heſtreiten, ‚alle die .in. dee: Ueberſchrift aufgewors 


fee Arage vernein end. beantworten zu müſſen. 


Be —* — I, 8 Bause Kun D —* mim 

an ni 

eilig KA 17; Legt. unten ae P ut ben 

ne Y; onsfste Biiag che ob. —E lli —— 
u a ückfä wegen frühern 
S ER ie Lande oder im ustäne Is ren be vers 
. br fi swar ganz von ſelbſt, wutde jedoch um deß⸗ 
elle eibt, weil in, ‚sine Gerichte Zweifel hierüber, entſtau⸗ 
den waren.” Dem gemeinen Rechte gegenüber, und auch fonft, 

üft doch das Säupöoreiche auch ein Serritorials Recht, 
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Wie Fönnten hiebei auf Geſetz und. gute Autoritäten 
ung beziehen. Da jedoch die Frage keinesweges unbeftrite . 
ten ift, auch die Sache Gelegenheit darbietet, einige ans 
dere mit jener in Verbindung ftehende Punkte zu erörtern, 
fo benugen wir jene Beranlaffung, um unfer Urtheil näher 
zu begründen. 

1. Wäre die Meinung derjenigen, die beſonders in 
Beziehung auf die Lehre vom dritten Diebſtahl nach Art. 1624 
vertheidigt worden ift, richtig, daß die einfache. Thatfache 
mehrmaliger Uebertretung: des Gefeges duch Entwenduns 
gen, die nicht als bloße Kortfegungen erſchienen, ſchon 
binreiche, um! die Anwendbarkeit der fraglichen Artikel 
161. 162. zu begründen, fo würde die hier aufgemogg 
fene Bedenklichkeit leicht zu-befeitigen und würde obige 
Frage nicht einmal zu ftellen feyn. Es Fäme nämlich dann 
auf. den Begriff einer Wiederholung oder eines Mückfalleg 
gar nicht an, fofern die Thatfache feftftiinde, und es vers 
fände. ſich dann von felbft, daß in unferm Falle «ine Häry 
tere Ahndung eintreten müßte, ald nad der. entgegenges 
fegten Theorie. Wenn aber, wie in der Einleitung erin⸗ 
nert ift, ein wiederholter, zweiter, dritter u. |. m. Dieb; 
ſtahl zu feinem Thatbeftande fordert, daß die frühere 
Uebertretung felbftftändig gewürdigt und beftraft fey, 
fo wird. unvermeidlich ein Soll, wie der vorliegende, Bes 
denfen erregen. Und miederum wiirde jedes Bedenken 
gehoben‘, wenn mit derfelben Entfiedenheit, mit welcher 
man jegt die vorausgegangene Beftrafung verlangt, das 
Erforderniß diefee Beftrafung in einein Geſetze außs 
drücklich vorgefchrieben wäre. Man fönnte und müßte 
fih dann an das. Geſetz halten, und die einfache Betrach⸗ 
tung, daf die Fallung eines Straferkenntniſſes nicht ſchon 
eine Beſtrafung, daß die. Eröffnung, deſſelhen nicht die Voll⸗ 
ſireckung ſey, würde zur Verneinung dieſer Frage führen 
müflen. Auch dürfte dann die umrweiduns / ‚os ‚jenes 
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Urtheil noch im Wege des Rechtémittels weiterer Verthei⸗ 
digung, einer möglichen günftigen Abänderung unterlies 
gen fönnte, :. oder ob daflelbe die‘ Rechtskraft befchritten; 
völlig unerheblich feyn, wie wie diefer Unterfcheidung allers 
dings auch nach der jegt weiter auszuführenden Begründung 
unſerer Anficht feinen Einfluß einräumen. — 

Die Annahme des Erforderniſſes bereité erlittener 
Beſtrafung wegen früherer Entwendung geündet ſich aber 
bekanntlich nicht auf einen beſtimmten geſetzlichen Aus 
fpruch, (vielmehr, wenn man lediglich bei dem Wortvers 
ftande ftehen bleiben dürfte, miürde man der entgegenges 
fegten Anficht durchaus beitreten müffen), fondern fie ift 
theild auf gefchichtliche Gründe ?) und auf. die frühere 
Prartis, theild auf den Grund des Geſetzes geftügt. Hier⸗ 
von alfo muß auch die rechtliche Entfcheidung jener Frage. 
audgehen. Erwägt man aber, daf vorzugsweiſe bei dem 
Berbrechen der Entwendung auf die Möglichfeit der Beſſe⸗ 
rung, oder im Gegentheil auf die Nichtverbeſſerlichkeit und 
böfe Gewohnheit Riückficht genommen wird, um im erften 
alle eine mildere Behandlung °*), im andern eine härtere 
Steafe eintreten zu laſſen ”°), fo wird man zugeben, daß 





24) gl. Carol.M. Legg. 44 (Canoiani leg. Barb. Art.I. 
. 15%.) mit Capit, Reg. Francor. lib. V. cap. 206. unb 
Addit. Capit. IV. cap.ıı142.— Luitprandi Legg.lib.VI. 
c.26. (Cancianil.c..&,118 fg.) Judie. Civ. Lundon, 
(Gancianil.c. III. 8.265.) und überhaupt Hohbach über 
den Rückfall, in diefem Archiv Bd. IX. ©. 128 — 128. ; dann 
Me belannte Stelle aus Damhouder Praxis rer. crim. 
Cap. 110. N. 28, 80. 31. und Konopaf im (alten) Archiv 
Bd. V. Heft? Nr. 3 Wächter Lehrbuch, 4. 198: Da⸗ 
gegen ‚Ohne Beweife — einige entgegengelegte Anſichten älterer 
tarienifcher Praktiker abgerechnet, Heffter Lehrb. ). 495. Nr, 8. 
3%) 9.6. O. Art.158.: „Mer aber der Dieb cin folche anfehns 
liche perfon, babei-fih befferung zu vechoffen.”) Baub. 
BD. 6, D. Art, 184: „Were aber der Dieb ein erliche perfon, 
dabey befferung zu hoffen were.” — 
,Art. 161. 162. vgl. mit den Note 2$ angeführten 
+ oigeen, wenmämlic die Borausfegung zu hoffender Beſſerun 
X wicht eintrate. 
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icht ſchon von dee Zuerfennung einer Strafe, daß 
ielmehr erſt von der Vollſtreckung derfelben die Wirfung 
er Beſſerung *) erwartet werden dürfe, daß erſt, wenn 
tere nicht vermochte den Frevler von ferneren Ueber⸗ 
tungen abzuhalten, jene Unverbefferlichfeit anzunehmen 
9, welche der neueren Berübung die Eigenſchaft eines 
wückfalles verleihen und die Anwendung des höchften Strafs 
eſetzes rechtfertigen fol. Zwar könnte man fagen, fchon 
ie Publication des Steafurtheild müſſe, wenn auch nicht 
Ie Bellerung, doch zur äußern Abhaltung und Warnung 
8 Schuldigen dienen, und hier ließe fih denn auch noch 
ge Unterſcheidung als praftifch denken zwiſchen dem zur 
sechtöfraft erwachfenen Erkenntniß und dem, deffen Rechts 
Aßigfeit noch in Zweifel gezogen und angefochten wird ; 
lein wenn man einmal die oben angenommene Vorauss 
gung als richtig anerkennt, ſo wird man hier nur einen 
efchwerungsgrund,, nach allgemeinen Regeln, nicht aber 
ne Folge annehmen dürfen, die erft von: der wirklichen 
jtrafe erwartet und deren Vergeblichfeit dem zu Beur⸗ 
jeilenden zu feinem befondern Nachtheil angerechnet wer⸗ 
en foll. Hierzu fommt, daß, um eine fo eigenthüms 
d ftrenge Folge eintreten zu laſſen, wie fie nach dem 
traffgftem der P. G. O. bei dem wiederholten Diebs 
ahl Statt haben foll, nothwendig die befchränftere Ausles 
ing des Gefeged, fo wie im Zweifel, die Anficht vors 
ziehen fey, welche dem Angefchuldigten minder beſchwe⸗ 
nd iſt ). 





27) Befonders ſeitdem durch Strafbeſſerungs⸗Vereine und auch 
von Seiten der Regierung die Zwecke der Beflerung mehr ins 
Auge gefaßt werden, 


28) Unter den vielen oben erwähnten und noch zu nennenden Fäl⸗ 
en, welche v. Bothmer mittheilt, kommen mehrere vor, wo 
man auf gelindere Strafe — in diefem Sinne außerordentlich — 
erkannte, weil mar annehmen zu müffen glaubte, daß das geist: 
liche Requifit der unvlrdeſſerlichtelt fehle. 
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Auch Hier fehft es nicht an VBefrätigungen der Uns 
Abt, die ich nur näher zu erweifen gefuche Habe. Von 
neueren theoretifchen Abhandlungen, die wenigſtens Fürzlich 
auch unfere Srage berühren, ift zuerft die von Hohbach 
über den Rüdfall *°) zu nennen. Dieſer fagt, in den 
Kolgerungen, welche ſich auß feiner Betrachtung ergeben: 
„8) Es if nicht Rückfall, wenn das frühere Verbrechen 
noch nicht beftraft ift, alfo 9) auch nicht, wenn die Steafe 
dafür zwar decretict, aber noch) nicht angetreten iſt. Hier 
können nur beide Verbrecher mit der ordentlichen Strafe 
.Belegt werden, wie diefe® auch in einer würtembergiſchen 
KReſolution vom 16. März 1747 fchon ausdrücklich: aners 
kannt iſt °°). 

Ferner iſt derſelben Meinung Scheuerlen „Be 
merfungen über den Rückfall” °'), der zugleich auf die 
verfchiedenen Anfichten neuer Gefeggebungen aufmerffam 
macht ‚ die wir nachher betrachten wolfen. 

Aus der neuern Praxis des gemeinen Rechts liefern 
uns die fchon oben angeführten Mitthellungen v. Boths 
.mer’s einige zur Beftätigung dienende Fälle, 
Unter Re, 2. wird erwähnt, daß gegen R. eine Be 
ftrafung dritten Diebftahls verhängt wurde, nachdem er 
- wegen früherer Entiwendungen mehrmals, und zwar im 
: Yuslande, zur Strafe gezogen worden; es find dabei aber 
frühere Verübungen nicht in Anrechnung gebracht worden, 
die er vor fremden Gerichten zwar eingeftanden , für wels 
che er aber noch Feine Strafe erlitten hatte ”°). Will man 
anf dieſen Kal weniger Gewicht legen, weil für jene 





29) In diefem Archiv Bd. IX. ©. 188. 


80) Angeführt wird hier: Gerſtlacher Sammtıng würtember: 
gifcher Sefege. Stuttgart 1759. Bd. II. ©. 194.1 


31) Neues Arhiv.Bd. XL. ©. 648. 1. 6. u 
82) Hipig’s Annalen Heft XVII. ©. 251 Be He 
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singekandenen Verbrechen noch feine Strafe zukefäxiht wor⸗ 
den, da der Schuldige ſich ie. mehreren Unterſuchungen 

„durch Flacht der Strafe entzogen hatte”, fo werben bes 
ſtimmter die folgenden Fälle eis Belege gebronch: weiden 
Dürfen. 


| Ein jet wegen wieberfjölten Diebſtahls zur uUnter⸗ 
ſuchung Gezogener war: (Rechtofall Nr. 27.) ) früher 
ſchon zu zweijahriger Zuchthausftrafe verurtheilt worden, 
hatte aber dieſe Strafe „nur zum kleinſten Theile erduldet, 
indem er nad 4 Monaten aus dem Zuchthaufe entfpruns 
gen war.” „In der erftatteten Relation wird der Grands 
fag aufgeftellt, daß auf zwar erfannte, aber nicht vollzo⸗ 
gene Strafen keine Rückſicht zu nehmen ſey, eine then⸗ 
weiſe Bollſtreckung jedoch genüge. 


In einem andern Falle Ne. 80., wo adrigens ein 
dritter Diebſtahl geahndet wurde, heißt es: „Hierbei ka⸗ 
men, was die Anrechnung der früher verhängten, aber 
nur theilweiſe vollſtreckten Strafe betraf, die im 27. Falle 
erwähnten Grundfäge zur Anwendung > 


Ferner Nr. 81. von ähnlicher Voransfegung : „Die 
Todesſtrafe fey zwar nicht zu erkennen, weil Die Angeklagte 
noch nicht beſtraft worden; denn das nicht vollzogene Mag⸗ 
deburger Erfenntnif komme in feinen Betracht. Die Häus 
figen Wiederholungen dagegen Kiefern einen wihugen 
Straffchärfungsgrund ” ). 


83) Sit ig's Annalen Heft IX. e. 19. 


84) Hipig’s Annalen Heft XIX. @. 2%. Daſelbſt wird d mit 
Hecht auch bemerkt: „Hinfichtlich des einen ber frühern Die 
ftähle, welcher unbeftraft geblieben war, nahm man an, vaf 
auf diefen das jepige ⸗Erkenntniß fi) mit müffe, 
daß jedoch jenes Verbrechen, da der Begriff des dritten Diss 
ftahls darauf nicht zutreffe, iu Begrnbnung der zu verhängen? 
den: Todes ſtrafe nicht beitvagen konn 
35) Higig’ainnalen a. a. O. A, 
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Der Code penal ſtellt liv. I. chap. IV. art. 66 - 
58. „des peines de la recidive-pour crimes et de- 
lits” ‚allgemeine Beftimmungen über den Rückfall auf, 
wonach:.mit mehreren Unterfcheidungen ſtets Die Wiederho⸗ 
king die ‚nicht höhere Strafe des früheren Verbrechens, 
jedoch nur dann nach fich ziehen fol, wenn die frühere 
Strafe vollfiredt ift, wenn auch nur theilmeife, wie dies 
ſchon aus dem Begriffe von reesdive hervorgeht. 

Gleiches verordnet das Baierifhe Strafgeſetz⸗ 
buch Th. J. Art. 111: „Wer nach erlittener 
Strafe ſich eines vorfägliben Verbrechens derfelben Art 
von neuem fchuldig macht, foll wegen diefes Rückfalles, 
ſtatt der gefeglihen Strafe der erften Uebertretung im früs 
bein Grade, wie folge (Art. 112 —115.), beftraft 
werden.” 

. Die officiellen Anmerkungen (Th. J. &. 265) flellen 
keineswegs eine andere Theorie auf, wie Scheuerlen 
fagt, „es fheint nur die Verurtheilung in die Strafe 
nothwendig zu ſeyn“**). Sie erflären „8) Es muß 
eine Strafe vorausgegangen ſeyn; Unterſuchung allein, 
ohne Verurtheilung zur Strafe, begründet ſelbſt bei einem 
die Unterſuchung einſtellenden Erkenntniß die Strafe des 
Kückfalles nicht; 4) ob die vorher ſchon erkannte Strafe 
ganz überſtanden ſey, oder nicht, ändert den Rück— 
fall nicht ab; derfelbe fann vielmehr während der Strafs 
zeit, fogar im Strafort felbft, oder nach ausgeftandener 
Strafe begangen werden; auch fchließt 5) die erhaltene 
Begnadigung, ed fey ganz oder zum Theil, die Rückfalls⸗ 
firafe nicht aus.” Man fann zugeben, daß: dieſe Anmer⸗ 
fung nicht genau gefaßt ik, wie es ſchon nicht paſſend iſt, 
den Hauptfall, den das Geſetz ald den einzigen nennt, mit 
einem „oder” and Ende, gleihfam nur als mögliches Beis 





35) Im Archiv a. a. O. XI. S. 666. 44. 
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fpiel zu ftellen. Bären die mit dem Geſetzbuch gteichzeitig 
erſchienenen offciellen Anmerkungen fpäter, und mit 
Rückſicht auf vorgefommene zur Sprache gebrachte Zwel⸗ 
fel, abgefaßt worden, würden fie fid auch mit größerer 
Beftimmtheit ausſprechen, wenn die Beſtimmung des 
et. 111. anders hätte verfianden.werden füllen. Deuts 
Sicher iſt der revidirte erfte Entwurf der nun beabfichtigten 
Strafgefeßgebung‘, deflen Art. 87. vorausgegangene Bes 
ftrafung als Erforderniß des: Begriffes des Rückfalles 
aufftellt. Ä 
Jeden Zweifel fchließt dee Hannöverfche Entwurf 
Art. 127. aus: „Wenn derfelbe Hebertreter, nachdem ee 
die Strafe eines frühern Verbrechens ganz, oder 
doch zum Theil, erlitten hat, fich nachher wicder 
eines Verbrechens fehuldig macht, fo iſt im Allgemeinen 
ein Rückfall vorhanden.” rt. 128: „Der Rückfall foll 
fiberhaupt bei Zuerfennung der durch die neue That vers 
mwirften Strafe als ein Schärfungsgrund betrachtet wer⸗ 
den.” °”). I 
Uebereinſtimmend mit dieſem Princip, wonach bloße 
Verurtheilung nicht hinreicht, iſt Bauer in den Anmer⸗ 
- Pungen zu dieſen $$. S. 514 f. °°). " 
Schließlich führen wir noch von den Sächſiſchen 
Entwürfen den neueften von Stübel an, Th. I. 212: 


87) Das Princip bleibt daffelde, wenn auch der Begriff des Rück⸗ 
falls weiter gefaßt, und die Strafberechnung. anders als ges 
meintechtlich beftimmt iſt; |. Note. 28, - 


3) Hleran iſt auch in dem zweiten Entwurf‘ nichts geändert. 
Bıl. Bauer Anmerk. Th. 11. ©. 277. und Deſſen Vergleis 
chung des uriprünglichen Entwurfes ıc. mit. dem revidirten x. 
©. 8 mit26f.; nur der Sufag fol nah Ih. I. S. 655. Hinz 
tommen: „Es macht dabei Eeinen Unterfchied , ob der rüdfäls 
lige Verbrecher wegen des frühern Verbrechens Im Königreiche 
ber m Auslande beſtraft worden. Bol. ©. 618. und unfere 

016 23, | Br 
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„Ber wegen:eines Verbkeihene' beftraft worden if, und 
nachher ein Verbrechen derfetben Art von neuem verübt, 
der ift mit einer gefchärften Strafe zu belegen.”. .$. 114: 
„Bie Straferhöhung findet Statt, wenn auch der Vers 
brecher die ſchon wegen des vorher begangenen Verbrechens 
zuerfannte Strafe, da ihm 3. B. ein Theil derfelben: erlafs 
fen tourde, oder er vor Ablauf der Strafjeit aus der Straf⸗ 
anftalt entwichen war, nicht ganz verbüßt hat.” 

2. Nach allem diefen dürfte c8 nun wohl als eine all⸗ 
gemein befolgte Rechtsregel gelten, was wir in dem Biss 
herigen auszuführen gefucht Haben. - Es entsteht aber eine: 
andere Frage, deren Beantwortung von Seiten der Geſetz⸗ 
gebung, , fo wie der neuern Pragis ) einiger ‚Staaten, 
ſchon mit der vorigen, bei dem unmittelbaren Zufammens 
bang beider, gegeben if. Wie haben gefehen, daß die 
Vollſtreckung des Erken atniſſes hinzukommen foll, zugleic) 
aber, daß auch eine nur theil weiſe Vollziehung für hin⸗ 
reihend erachtet wird, um der neuen Verübung eines: 
gleichartigen Verbrechens die Eigenfchaft eines Rückfalles 
im engen Sinne beizulegen. 

Es iſt nun zu unterfuchen, ob fich diefe Unficht recht⸗ 
lich vertheidigen laſſe! Man könnte derſelben fogleich ent⸗ 
gegenſtellen, daß in allen dergleichen Theilungen eine 
Abweichung vom Princip liege, daß, wenn alfo die wirk⸗ 
liche Vollſtreckung der Strafe erforderlich fey, eine nur 
theilweiſe diefer Bedingung nicht geniige; man fünnte ers 
innern, daß, wenn eine beſtimmte Wirkung (3. B. die 
Beſſerung) von der Strafe erwartet und diefe eben mit 
Rückſicht hierauf in einem gemwiflen Grade und Maaße vers 
hängt werde, es mehr ald Unbilligfeit, felbft Ungerech⸗ 
ugkeit ſeyn würde, auf eine geringere, eine nur theilweiſe 





89) ı v. Beine, in 80 ig's Annalen t. XIX, 17, 
Kr. 25,27. ©. & b 8 9 ® 
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Strafe die Solge wegen deren Vergeblichkeit (der nicht 
eingetretenen Beſſerung) zu erkennen, die doch-mit der iu 
einer ferneen ſchwerern Verurtheilung erforderlichen Sichers 
heit nicht anders dürfe angenommen werden, als menn 
alle rechtlichen Mittel und Vorausſetzungen erſchöpft feyen: 
Man fünnte endlih, wenn der theilweiſen Beftrafung ein 
Gericht: gegeben werden follte, fragen, wo die Grenze 
ſey, ob diefe, nach Tagen, Wochen, Monaten, Jahren; 
nach relativen und aliquoten Theilen, zu beffimmen fey, 
tie man die unläugbar einttetende Willkühr — es fey des 
Richters, oder, vom gemeinen Rechte abgefehen, des: Ges 
fetggebers, zu vermeiden oder zu vertheidigen gedächte ? 

In der That find diefe Einwendungen nicht unerhebs 
ih‘, und wo ſich an den Rückfall eine ſchwere und ab⸗ 
folut beftimmte Strafe Fnüpft, wo dem richterlichen. Er⸗ 
meflen fein weiterer Raum geftattet ift, wie z. B. wenn 
nah Art. 162. der dritte Diebftahl in der Regel mit dem 
Strange ‚geahndet werden fol, — eine Beſtimmung, die 
in einer großen Zahl von Urtheilen zur Anwendung ges. 
bracht wurde, welche in den öfters ermähnten.-Mittheis 
lungen v. Bothmer's zu erfehen find “), — da glaube 
ib, wird man mit voller Strenge an dem Erforderniß. 
gänzlich vollftrecter früherer‘ ‚Strafe fefthalten müſſen, 
außerdem aber nur eine gelindere-oder in dieſem Sinne 
außerordertliche Strafe erkennen dürfen “). 

Wo hingegen die Strafe des neuen Verbrechens, nach⸗ 
dem man die außer Gebrauch gekommenen Strafarten, 
die Art. 161. 162. vgl. mit Wet. 159. 160. androhen, 
nicht mehr erkennt, jetzt eine unbeſtimmte, dem richter⸗ 


lichen Ermeſſkii anheimfallende iſt, da darf und. aus unde⸗ | 





958 Sn ae a ditis ſ hen? Annalen oft. AVIH—XX. 
41) ©, Note 5, Er GE Fe u : “ 
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denklich die auch nur theilweiſe erfolgte Vollſtreckung 
in ſo fern die Wirkung der Vollſtreckung überhaupt 
haben, als fie jetzt den Verbrecher zum Rückfälligen macht, 
wogegen die Gerechtigkeit zugleich ihre Befriedigung ers 
hält, indem es, bei der nothwendigen Berücfichtigung 
der concreten Umſtände, möglich wird, für die Beſtim⸗ 
mung des Maaßes der neuen Strafe auch darauf zu ſehen, 
wie weit die frühere Strafe vollzogen, mie fern alfo von 
ihe eine gewiſſe Wirkung zu erwarten gewefen fey. 

Es ift einleuchtend, daß die Frage, wie mir fie hier 
geftellt Haben, früher, bevor die jegt allgemein gebräuchs 
lichen Sreiheitdentziehungen noch gar nicht oder doch nicht 
regelmäßig Statt fanden *”), faum, und mie fie unter 
Nr. 1. gefaßt it, wenigſtens nur felten vorfommen Ponnte, 
Nicht nur: folgte befanntlich, in einer Zeit, wo man oft im 
wörtlihften Sinne f. g. kurzen Prozeß machte, die 
Strafe überhaupt fchneller auf das Vergehen, fondern die 
Art der Strafe, Staupenfchlag, Landesverweifung, Vers 
ſtümmelung, Schandpfahl ꝛc. ſchloß eine Theilung nach der 
Dauer und Dimenfionen der Zeit aus, fo daß dem Ver⸗ 
uetheilten gar nicht oder gewiß nur felten die Gelegenheit 
wurde, ein neues Verbrechen zu verüben, ehe die Strafe 
des frühern vollftändig vollzogen war. Anders müßte fih 
bie. Sache geftalten, nachdem mit Einführung der auf ber 
flimmte Zeitdauer berechneten Sefängnißftrafen. die Mögs 
lichkeit eintrat, während der Erſtehung derfelben am Straf⸗ 
orte felbft ein neues Verbrechen, wie das des Diebſtahls 
insbefondere, zu verüben, ‚der auch ſich durch Flucht det 
weitern, bereits angettetenen- Strafe zu entziehen g und die 
wieder erlangte Freiheit zu ferneren Uebelthaten zu miß⸗ 
brauchen. 


Gen m: = -.. 





4) Wächter die — gind Stu on often bob Ks igreich⸗ 
Würtemberg. Tübingen 18 mn ii n ai 
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2:65 moõchte zunachſt peaftifeges: Bedürfniß darauf flühs 
en, die theilweiſe Vollſtreckung ſr hinreichend zu. achten, 
im dem. Verbrecher dereneuen Verſchuldung halber als 
Kückfälligen zu behandeln, wie dieſes die neueren Geſetz 
ſebungen beſtätigen. Hiezu kam wohl die Betrachtung, 
aß — abgeſehen von der durch Die Flucht aus dem Gefäng⸗ 
ig verwirkten Strafe"), die übrigens nicht allgemein ans 
jewendet wurde, ja: wenn die neue Uebelthat in einem ans 
een Lande erfolgt, nicht einmal Äberall fie zuläffig gehalten 
verden Ponnte — jedenfall® der Schuldige durch die widers 
echtliche Handlung der Entweichung nicht Rechte und Vor⸗ 
heile erwerben ‚dürfe, und daß es demnach folgerichtig 
ınd recht fen, Ihn, wie wenn. er die Strafe völlig erflans 
ven hätte, der ſchwerern Ahndung des wiederholten Ver⸗ 
zrechens zu unterwerfen. © - | 

Kür. jene-Anficht fpricht denn auch der Grund, dag 
iberhaupt die zuerfannte Strafe, auch wenn fie factifch 
mf eine beſtimmte Dauer- berechnet ift, doch rechtlich ale 
ine @iniheit-zu betrachten fey. Iſt nun die Vollſtreckung 
yegonnen und, fo weit von der Juſtizbehörde die Rede ift, 
ch vollender, nämlich iſt die Wolieferung an die Straf⸗ 
inſtalt erfolgt: fo kommt die weitere Theilung nach Zeits - 
ibſchnitten, die Unterbrechung (durch Klucht, neue Vers 
wechen und deren Unterfuchung vor einem Eriminalgericht, 
in einem andern Drte, als dem Zuchthaufe oder Keftung, 
Begnadigung. u. f. w.) nicht weiter in vechtlihe Betrach⸗ 
ung, fo fern vom Thatbeftande des Rückfalls die 
Rebe iſt „Dieb hindert jedoch nicht, die erforderliche, 





48) Bar iſt es nicht unbeſtritten, beſonders vom Legislativen 

. Standpunkte aus, ob die einfache, d. h ohne Soncurrenz andes 
rex Verbrechen, erfolgte Selbftbefreiung zu beftrafen fey, aber 

nach gemeinem Recht If die Gtrafbarkeit außer Zweifel. 

44) Auch für andere rechtliche Zwecke bat die Geſetzgebung dieſes 
Princip der Einheit anerkannt. Val. das K. Preuß, Reſcript 
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der Gerechtigkeit entfprechmde Růckſicht bei Er m effu "2 
dee ferneen Strafe eintveten zu laſſen ir oe 
8. Die Anwendung einer Strafe auf die bisher 6 
dachten Fälle und nach jenem Princip unterliegt feiner rechts 
lihen Schwierigfeit, .menn man’ mit neueren Entwürfen, 


insbeſondere dem Hannoverſchen, den Der Gerechtigkeit ents 


ſprechenden Grundſatz befölgt, dee auch die Rechtspolitik 
auf feiner Seite hat, nämlich das neue Verbrechen nach ſei⸗ 
ner @igenthlüämlichfeit zu würdigen, ‘den Uebertreter nach 
feinee Schuld zu beftcafen, den Rückfall aber ale einen 
Schärfungsgrund, beziehungsweiſe, als einen Straferhör 


hungsgrund gelten zu laſſen. Zu Grunde wird alfo die 


neue Verübung gelegt, nad. ihrer objectiven und fubjectis 
ven Seite, legtere felbft aber nimmt durch die Ritckfällige 
£eit einen Charafter erfchwerter Strafbarfeit an, wobei, 
wie Bauer““) mufterhaft ausgeführt hat, „die Größe 
der bereits erlittenen Strafe, die. Dauer des Zwiſchenrau⸗ 
mes zwifchen dem Zeitpunfte der überftandenen Strafe und 
dem neuen Verbrechen und der inmittelft vom Thäter geführte 
Lebenswandel“ zu berücfichtigen find. Um alſo diefes für 


unſern Fall einee nur theilweife erlittenen. Strafe de& 


_ 


Rückfalligen auszuführen, fo wird feine Strafbarkeit grö⸗ 
Ger ſeyn, je länger er ſchoni in der Gefangenſchaft ‚in de 
: Be 





vom 3. Octbr. 11: F ueber die Frage, in wie fern eine ers. 


kannte Criminalſtrafe für vollzogen zu achten, und die Dies 
poſition be ganblicationg Patents, des Allg. Sefepbudes num vom 
20. März 4. 18. wegen dir " gtlindern 
dung finde. Fi —— Toll hei Freiheitsſtrafen die ERIK: 
fo weit von der Auslegung Die Geſetzes die Rede Pe 
Ablieferung in die Errafanftalt und nicht erft nach 
Streafzeit für erfolgt angefehen.. werden... Vgl. oc Blast Ber 
fuh einer Sechhih hte' der Sträfgefeggebung and 
des Striafrehtd der Sendenburgs een sätden 
“Lande Berlin 1805. 8. 31. ©. 175. und meine Abhand⸗ 
lung über die rückwirkende —F der Steafgefehe, ri in Miele 
. Archiv. Bd. XIII Re. XVIII. 


p In den angef. Anmerkungen Th. J. E;619 f-- F 
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Beflerangsanftalt mar , umd die Einwirkung einer hoffen . 
lich fe eingerihteten Behandlung erfahren konnte, die auf 
Beflerung. hinzuwirfen vermochte “), je eher. die neue 
Uebelthat der fo weit erlittenen Steafe folgte, je weniger 
auch im Webrigen fein Wandel in der Zwifhenzeit ihm zus 
Empfehlung diente. . Im entgegengefegten Falle wird die 
Errafbarkeit verhältnifmäßig geringer erſcheinen. Nur 
en Punkt bedarf hier näherer Erläuterung. Ich nehme any 
daß bei nur zum Theil überftandener Strafe die Ahndung 
des Rückfalles nach dem 'Verhältniß der Dauer jener früs 
been Strafe ſteige, daß fie alfo gleichen Schrite mit der⸗ 
feiben Halten müffe. Dies iſt confequent dem Princip, daB 
bei noch gar nicht vollſtreckter Strafe. überall fein Rück 
fall, bei ‚völlig erftandener aber diefee im vollen Grade 
vorhanden ſey. Je mehr nun bei theilweiſe erfolgter Bes 
firafung Diefe ſich dem einen oder dem andern der angege⸗ 
been äußerften Grenze nähert, deſio minder oder größer 
wird, nach diefer Rüdficht, die fubjectine Strafbarkeit 
feonte Dagegen könnte mian einwenden, daß alfo doch der 
Flüchtling einen Vortheil erreiche, und zwar einen um fo 
geöfetn ; je früher er ſich zu jener ſchon an fich widerrechtẽ 
Ken Handlung der Entweichung entfchloß und diefelbe 
ausführte. Hierauf dient zur Antwort, daß der Zweck 
der Beflerung oder Abhaltuna — wenn man, wie gefagt; 
Ane hierauf berechnete Einrichtung unferer Strafanſtalten 
annehmen oder hoffen darf — um fo ficherer wird erwar⸗ 
tet / werden müffen, je länger die Haft gedauert hat, daß: 
alſo, nit um den Klüchtling fpäter zu begünftigen) 
die neue Etrafe geringer iſt, wenn feine frühere Haft kür⸗ 
zer dauerte (obſchon dureh feine Schuld), ſondern weil hier 
sicht, wie bei dem längere Zeit den Beſſerungsverſuchen 





CH Not. 97. und meine Hiftorifch « praktifchen Erorterungen. 
f; 67 F 
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unterworfenen, deren Vergeblichkeit und ber groͤßere Mans 
gel feiner Reue erfichtlih if. Ferner, daß wenn bie 
Flucht aus dem Gefängniß zu ahnden it — (die ift näms 
lich nicht der einzige Kall, wo nur theilweiſe Strafvollzies 
bung Statt findet) hiebei eine entgegengefegte Berechnung 
eintrete, nad welcher, je kürzer die Haft gedauert, je 
früher er fich derfelben entzogen hatte, je fürzere Zeit-alfo 
noch die Strafe ohnedies währen follte, deſto ſchwerer 
Die Ahndung die ſes Vergebene feyn müfle. Hiefür Haben 
wir nicht bios allgemeine Gründe, fondern leine pofitive 
Beſtimmung des gemeinen Rechts , die mindeftens anafog 
und als Princip zu gebraucden ik, wenn fie nicht überall 
unmittelbar zur Anwendung kommen kann, oder darf, 


Ulpian fagt in L. 8. $.°7. D. de poenis: 
- „Quisquis autem in opus publicum damnatns 
. refugit, duplicato tempore damnari solet;.. sed 
„ .duplicare eum id temporis oportei, quod ei 
. quum fugit, superesset, scilicet ne illud dupli- 
catur quo apprehensus in carcere fuit.” 


Der gemeinrechtliche Michter aber iſt nicht berechtigt ,. jes 
web Princip , weiches die neuere Wiflenfchaft und Geste 
gebung anerfennt, anzuwenden, wenigſtens nicht, wenn er, 
wovon wir hier zunächft handeln, cinen rüdfälligen Dieb 
ga beurtheilen hat. Die P. G. O. — der wir nicht eine 
ide fremde Theorie in diefer Lehre unterfchieben dürfen, 
Hat den Rückfall nicht als bloßen Straferhöhungs⸗, nicht 
als Schärfungsgrund, fondern als Merkmal des Thats 
beſtandes eines eigenen Verbrechens, des tech⸗ 
niſch ſ. g. zweiten und des dritten Diebſtahls hinge⸗ 
ſtellt. Dabei beſtimmt fie namentlich in dem letzten Kalle 
überhaupt aber die Stufenfolge der Strafen. in der Art, 
daß ohne Rückſicht auf die mögliberweife gelindere Ahns 
Bungsmwürdigfeit des neuen Verbrechens ſtets Die neue 
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Strafe quantitativ größer fepn folle, als die vom 
msgegangene. Dieſes Princip Ift noch jet bindend, wenn 
much die Strafarten felbft (Urt. 161. 162.) jegt nicht 
nehr zur Anwendung kommen, fondern der Freiheitsſtrafe 
Daß gemacht Haben. - Es läßt fi freilich nicht läugnen, 

aß diefed zu einer ungemeinen Härte in einzelnen Fällen 
ühren kann, daß eine das Rechtsgefühl und die im Weſen 
ver Gerechtigkeit liegende Symmetrie verleßende Ungleichs 
yeit der Behandlung zweier Verbrecher eintrete, deren einer 
uerfi die größere, dann die Ffeinere Uebertretung verübte, 
er andere aber die größere der kleinern beftraften: nachs 
olgen ließ, und hierauf ift mehrfach fchon aufmerffam ges 
nacht worden ). Allein dies berechtigt nicht, die Wills 
ũhr an die Stelle der fehuldigen Befolgung des Geſetzes, 
a6 den Richter bindet, treten zu laflen, und es fann vom 
Standpunfte des gemeinen Rechts aus nicht gebilligt 
derden, wenn man von zwei jekt in Bang gefommenen 
heorieen die eine anwendet, welche, wie viel auch 
ie fie aus legislativen Rückſichten und nach allgemeinen 
kechtsgrundſätzen fprechen möge, nun doc einmal nicht 
le gefegliche, vielmehr eine ihr mwiderfprechende ift *). 
Femeinrechtlich alfo muß bei nur theilweifer Vollſtreckung 
er früheren Strafe ſtets jenes Princip einer quantitativen 
Steigerung wegen Räckfalls gelten, wodurch -jedoch bei 
beigens jest ftattfindender Unbeftimmtheit der Gtrafe 
icht ausgeſchloſſen wird, die neue Verübung auch in ihrer 


47) v. Sch elhaß, von der Wlederholung der Verbrechen nach 
erlittener Strafe, mit befonderer Rüdficht ri das Baieriſche 
Strafgeſetzbuch, in diefem Archive Bd. II. 578 f. f. 

Sothmer bei Hitzi 10 4 a. O. 5 XX,6&. 2933. Rechtsfall 
Pr. 105. Bauer aa O. 867. v. Sönner unb 
v. Schmidtlein. "Sahrbücer der Sc eleggebung u. u. ereattufie, 
in Batern. Bd. I. ©. 177. 188. W®p. II 


45) Das richti ncip {fl angewendet in den ang Bunte 
gen Bo mer Fr. 1165 , verkannt in Mr, I * 
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@igenthümtlichfeit. zu würdigen, und die längere nder- fürs 
gete Dämet der. unterbrochenen Strafe des frühern Dieb⸗ 
ſtahls zu besüdfichtigen, da gerade hier das Geſetz von 
der Verbeſſerlichkeit oder dem Gegentheile ausgeht. 

4. Zum Schluffe nod einige Worte Über die Faſſung 
‚des Erfenntgiffes in dem alle, der oben al6 Veranlaſſung 
dieſs —— mitgetheilt iſt. Der Angeſchuldigte hatte 

a) ein Rechtsmittel weiterer Vertheidigung gegen bie 
frühere ihn zu hart ſcheinende Verurtheilung einge 
“wendet; 
B) eines neuen Diebſtahls ſich ſchuldig gemacht. 
Vorausgeſetzt nun, daß ein und daſſelbe Gericht oder 
Spruchcolleglum über beide Fälle zu entfcheiden hatte, fo 
müßten ſchon an fi) diefe beiden Begenftände der Beur⸗ 
theilung — erfterer in weiterer, letzterer in erfter Inſtanj, 
getrennt werden. Es durfte nad dem bisher Ausgeführ⸗ 
ten die zweite Verübung nicht als eigentlicher Rückfall bes 
trachtet, aber auch nicht als eine mit dem erften Vergehen 
in dem Sinne concurrirende Ucbertretung behandelt . wers 
den, daß nun beide in einem Urtheile zufammengefakt und 
für beide eine, dann jedenfalls höher zu erineflende Strafe 
erkannt, würde, was außerdem noch dem Weſen des 
Kechtsmittels weiterer Vertheidigung widerfprechen haben 
würde. Es müßte alfo 
. a) der Vertheidigungdpunft für ſich nach den bekann⸗ 
ten, vornehmlich durch Gerichtsgebrauch eingeführten 

Grundfägen *°) gewürdigt werden, mobei eine erſt 

fpäter verlibte weitere Entwendung in feiner Hinſuicht 

als vorhanden in Erwägung fommen durfte; daun 
b) die neue Entwendung, als folhe, um auch feine 
Jnſtanz verloren gehen zu laſſen, für ſich beurtpeit, 


2) Ben te dba 6. des ‚Grimmmalprogefled 4. 187. ogl. mit 


jur Lehre von dem wiederholten Diebftahle, SEM 


—wegen Mangels der Vorausſetzumgen zwar nicht ars 
zweiter Diebftahl geahndet, aber mit Berückſichti⸗ 
gung der Umftände, unter denen fie vorgefallen, wegen 
der nun erfichtlicheh hbjectiven größeen Strafbarkeit, 
härter angelchen weiden⸗ 

Das Erfenntniß fondert daher genau die beiden Anſchuldi⸗ 
gungspunkte, verhängt für jeden beziehungsweiſe in zweiter 
und erſter Inſtanz die rechtliche Folge, und auch die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe müßten, nach vorausgegangener gemein⸗ 
ſchaftlicher Geſchichtserzählung und Prozeßgeſchichte über 
jeden Punkt, nach den Regeln ber Brpätatiousmerhobe 
ausgearbeitet werben, 


om * 6 .“ Fr DE . 
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= 4) Wien: Verſuch einer Darſtellung ber befonderen Rück⸗ 

ſichten, welche bei juridifcher Zurechnung der in der medi⸗ 

ciniſchen Praxis vorfommenden Zehler gefordert werben. 
Bon Dr. C. J. Neuhold. 1834. 


Di⸗ Frage, deren Erbrterung die vorliegende Abhandlung zum 
Zvwecke hat, iſt in Deutſchland vorzüglich durch einen merkwürdi⸗ 
gen In Berlin vorgefommenen Fall angeregt worden, und unfer 
Archiv hat (Bd. Il. &. 346) die damals erfchienenen Schriften 
einer nähern Prüfung ‚unterworfen. Wir wollen zuerft dem 
Gange der Darftellung des Vfs. folgen. Er prüft vorerft im 
Abſchnitt I. S. 8, in wie fern den Arzt wegen des Erfolgs 
des angewendeten Hellverfahrens ber Vorwurf eines Werbres 
chens treffen kann. Hier zeigt er, daß ſchon die Erhebung des 
Thatbeitandes In biefen Fällen, wenige Fälle ausgenommen, 
+ B. wenn der Arzt eine den Tod abfolut bervorbringende 
Duantität Giftes Jemandem gab, Schwierigkeiten bat, weil 
voraudgefegt werben muß, daß ber vom Arzte Behanbelte ſchon 
krank war und daher fchon ein unregelmäßiger Zuſtand und fo 
eine im Allgemeinen gültige Urfache des Todes befland, well 
der Arzt beider Heilung im Kampfe mit ber Krankheit if, das 
ber auch die Eräftige Behandlung ber Fräftigen Einwirkung ent« 
gegenfegen muß, und man dann, wenn bes Kranke flicht, 
nicht fagem kann, daß derfelbe durch die Kriſis geftorben fen, 
weil auch bei dem paffiven Verhalten des Arztes nicht zu erbes 
ben ift, ob ber Tod nur durch die Unterlaffung verurfacht wurde. 
Eben fo wenig Fünne (G. 14) der böfe Vorfag Leicht hergeſtellt 
warden, ba der Arzt gewiß die Vermuthung, daß er nach Pflicht 
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und Gewiſſen hanbelte, für fi bat, da auch aus Handlungen, 
woraus bei Andern Vermuthungsgrund für dolus ſich ergebe, 
z. B. Giftgeben, bei dem Arzte, der auch ſolche Mittel ale 
Heilungsmittel brauche, ſich fein Verdacht ableiten laſſe. Selbſt 
in der Art, wie der Arzt unter drängenden Umftänden handeln 
muß, liegt ein Grund, der die praesumtio doli ausfchließt. 
Mas den Fall betrifft, daß ber Arzt wegen Unwiſſenheit ober 
Sahrläfjigkeit den Kranken beſchädigt ober getödtet zu haben bes 
ſchuldigt wird, fo zeigt der Verf. (Abſchnitt H. S. 27, mit 
Beziehung auf Art. 111 — 118 des öfterreich. Strafgeſetzbuchs 
Th. 11.), daß das oben Sefagte wegen Erhebung des Thatbe⸗ 
flandes auch hieher gehört; daß aber auch der Arzt, wenn man 
ihm Unmiffenheit vorwirft, noch befondere Entfhuldigungss 
gründe für ſich habe, daß für ihn ſchon die Wermuthung ber ges 
börigen Wiffenfchaft fpridht, da er vom Staate nach geeigneten 
Prüfung zue Praris autorifirt worden iſt, daß man durch 
Sahverftändige darthun müßte, dag die Heilart den Korberuns 
gen ber Wiſſenſchaft nicht entfpreche, daß aber es nicht leicht 
möglich fey, daß die Kunftverfländigen nach veränderter Geſtalt 
der Krankheit ein ganz untrügliches Urtheil über den frühern Zus 
fland und über das, was ber Arzt hierbei hätte thun follen, abs 
geben, daß auch, wenn man die Verantwortlichleit zu meit ausdeh⸗ 
nen wollte, der Arzt abgefchredit werben müßte, eine kühne Heilart 
zu verfuchen, baß überhaupt nach ber Befchaffenheit der Dies 
dicin (S. 37 — 45) es leicht feyn könne, daß dennoch bei ente 
gegengefester Meinung ber Sachverftändigen die Meinung und 
Heilart des Arztes als die ber Wiffenfchaft gemäße daflehe, baß 
auch oft der Arzt rafch handeln, und in andern Källen, um 

zu beobachten, die Zeit mit gleihgültigen Medicamenten zum 
Troſte des Kranken ausfüllen müſſe; daB auch die Section nicht 
beweifen könne , baß das jegt bei der Section entdedite Uebel an 
den äußern Zeichen bei dem lebenden Menfchen fchon erkennbar 
war, und daß man Leinen ſichern Schluß aus dem übeln Er⸗ 
folge eines Mittels ziehen bürfe, da das nämliche Mittel im 
zwei ganz gleichen Fällen zuweilen doch eine verkehrte Wirs 
£ung hervorbringe, daß mau noch vorfichtiger ;bei der Be⸗ 


urtheilung ber fogenannten Wageftüde zu Merle gehen muß 
(S. 51). Der Verf. zeigt nun ©. 55, daß auch bei dem 
Vorwurfe bes geftifteten Schadens durch unſchickliche Opera⸗ 
tionen ähnliche Rückſichten eintreten; er giebt zu, daß zwar 
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Unterfehleße vom Verhãltniſfe bes Arztes vorfommen , daß aber 
auch eben der Wundarzt in einer mißlichen Lage ſich befindet, 
wo er bei einer einmal begonnenen Operation nicht plöglicy aufs | 
bören kann, und Wageftüde machen muß. Aud in Bezug 
Anf-den Vorwurf der Vernachläſſigung des Kranken meifet der | 
Verf. S:64 nah, daß mande Entfhuldigungsgrände dem 
Arzte zur Seite ſiehen, indem 5.8. dee Vorwurf, daß ber 
Arzt zu wenig ärztliche Beſuche machte, oft leicht befeitigt were . 
ben kann, weil die Häufigkeit der Beſuche nicht wefentlich zum - 
glücklichen Ausgang einer Heilung gehört, weil auch oft ber 
Arzt wegen eines unbebeutenden Kranfheitsfalles gerufen wird, 
und oft in der Zwiſchenzeit unvermuchet die Krankheit eine : 
andere Wendung nimmt u. f. m. Auch der Vorwurf, daß ber \ 
Arzt es an ber erforderlichen Aufmerkfamkeit fehlen ließ, if 
nad) dem Verf. (S. 69) ſchwierig zu begründen; auch der ges | 
wiſſenhafteſte Arzt zaudert oft abfihtlih, und giebt keine Med | 
dicamente, weil er wegen beftändiger Veränderung ber Gym |; 

ptome keinen fihern Schluß faffen fonnte. Nur kurz handelt 
der Verf. (©. 74) von dem Salle, wo den Arzt ein einfache® 
Dolizeivergehen, ober eine Zurechtweifung, oder eine Klage im 
Givilrechtsiwege treffen Tann, fo wie (S. 79) von bem Falle, 
wo dem Arzte die Belohnung vermeigert werden barf. — Int 

- Anhang erörtert der Verf. (S. 89) die Frage: In wie fern ber 
Arzt einem feine Hilfe verlangenden Kranken den ärztlichen 
Belftand zu leiſten fchuldig oder zu verweigern "berechtigt: if. 
Der Berf., veranlaßt durch einen neuerlich vorgelommenen Fall; 
wo ein Kind geftorben war, deſſen Behandlung auf Verlaugen | 
bes Vaters ein Arzt, der fehon fehr befchäftige war, abgefhla 
gen hatte, fucht darzuthun, daß allerdings der Arzt als Auf 
bewahrer des Gemeinguts der MWiffenfchaft fchuldig ſey, jedem, 
der feine Hülfe anfpricht,, ohne Rüdficht auf Perfon oder Zah⸗ 
ungsfähigkeit zu dienen, daß aber diefe Pflicht eine unter aufs 
ſchiebenden Bedingungen aufgelegte Verbindlichkeit fey, umb 
zwar rechnet der Verf. (S. 100) zu diefen Bedingungen, 1) daß 
für einen vorgelommenen Krankheitsfall die Hülfe dieſes Arztet 
in-Anfpruch genommen werde; 2) daß es bem angefprochenen 
Arzte, die Leiftung der Hülfe perfönlich zu unternehmen, php" 
ſiſch möglich fen; 3) daß die geforderte Hütfsleiftung eben fo 
ohne Beeinträchtigung ber fchon übernommenen Kranken recht 

lich möglich ſey; 4) daß nicht ein anderer zu dirfer Hülfslei⸗ 


ee: 
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flung näher Verpflichteter vorhanden ſey. Zwar iäht ſich über 
manche juriſtiſche Anfichten des Vfs. viel flreiten (f auch rich⸗. 
tige Bemerkungen darüber in einer Recenfion von Kitka in 
der Zeitſchrift fir öſterrelch. Nechtsgelehrfamkeit 1834. 2re& 
Heft S.35 — 40); auch bemerkt man leicht, daß, wenn mar 
Die Anfichten bes Vfs. conſequent verfolgt, die Achtung vor dem 
Gutachten der Sachverſtändigen fehr geſchwächt wird. Es 
dürfte noch von befonderer Bedeutung in diefer Lehre fiyn, wohl 
die Frage: ob der unglückliche Erfolg dem Arzte zur culpa zus 
zurechnen iſt, von der Frage zu trennen, 0b der Arzt nicht, 
3. DB. wenn er als Amtsphyſicus angeftellt iſt, mit- einer Diss 
ciplinarſtrafe belegt werden kann. Merkwürdig IfE Übrigens, 
baß die Anjichten , welche der Verf. ausfpricht und die allmäblig 
immer mehr in Deutfhland angenommen find (Henke Zelte 
ſchrift für Staatsarzneikunde 1828. 18. Heft Nr. rk im We⸗ 
fentlihen auch in Frankreich und England gelten; (f. von Einngs 
land merkw. Abb. In der englifhen Zeitſchrift: Law maga- 
zine, Heft XI. p. 121; von Frankreich: Annales d’Hy- 
giene publique, Avril 1830. pag. 113. Gazette ded 
1ribunaux 1828. Nr. 880; f. jedoch einen neueren Fall, 16 
ein Arzt verurtheilt wurde, (Gazette des tribunaux 185%, 
Nr. 2725). | 


2) Köln, bei Bachem: Geſchworne und Richter, Velträg 
zur Revifion der Geſetze. Von O. H. v. Oppen, Lands 
geridhtspräfidenten in Köln. 1836. W 


Wohl Hat der geiſtreiche Verfaſſer, welchem bie Geſetzge⸗ 
bungskunſt ſchon manche intereſſante Erorterung über legisla⸗ 
tive Fragen verdankt, Recht, wenn er den Jerthum derjenigen 
befämpft, welche die Fury als ein republilanifches Inſtitut bes 
frachten, wenn er vielmehr von einem höhern Standpunfte 
ausgeht, daher bie Merkmale der Jury als eines zur fihern 
Entdeckung der Wahrheit dienenden Inſtituts zergliebert, und 
dabei prüft, ob das Gefchyäft des Gefchwornen und des Richters 
ein und baffelbe, ob es vereinbar fey oder nicht. Mach einer 
biftorifchen Einleitung, in welcher die S. 10 vorkommende Er⸗ 
drterung, wie meit im römiſchen Prozeffe die judices mit ben 
Geſchwornen verglichen werben Finnen, Beachtung verdient, 
und die S. 15 vorkommende Anfiht, daß nur in England bie 
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Jury fi) ausgebildet habe, manche Berüdfihtigung Leider, 


(Re a historical treatise on trial by Jury, Edin- 
burgh 1832), fucht dee. Verf. (S. 86) zu zeigen, daß das Amt 
des Richters, welcher die Folgen einer Handlung beflimmen 
fol, ein anderes fey, ale das desjenigen, ber die Wahrs 
beit einer Thatſache erflätt. Den Gelchwornen führt (nad 
©. 37) das Auge ber Seele oder bes Körpers zur Wahrheit, 


den Richter die Erfahrung, fpäter die Wiffenfchaft, zur Gerede 


tigkeit, deren Erreichung zwar das Ziel des Geſchwornen wie des 
Richters iſt, wo aber jeder auf eigenthümliche Weife thätig wird 
(8.39). Die Geſchäfte des Geſchwornen find (nad S. 40) uns 
vereinbar mit denen des Richters; zu jedem derſelben gehören 
andere Eigenfchaften, und es ift fchon zweifelhaft, ob in einem 
Individuum beide Eigenfchaften ſich vereinigt finden; der Ges 
feggeber unterftellt, daß es eine Sprache der Wahrheit giebt, 
die Niemand lernt, aber Jeder verſteht, ex rechnet auf den Zotal« 
eindruc ber Berhandlungen ; (der Verf. tabelt S. 46 bie Anfiche 
Derjenigen, welche annehmen, baß ber Gefeßgeber, auch mo Ge⸗ 
ſchwornengerichte beftehen, vorausfege, daß die Geſchwornen nach 
den geprüfteſten Regeln der Erfahrung entſcheiden, wie fie einer 
Bemweistheorie zum Grunde liegen). Dem Richter muß (nad 
S. 50) daran gelegen feyn, daß Leine für Ihn zweifelhafte Wahr⸗ 
heit zu feiner Entſcheidung gelange; dies wirb durch eigene Ges 
ſchworne erreicht; unterzieht fi) aber der Richter felbft biefen 
Eunctionen, fo wird ihm faſt Bein zweifelloſer Fall zur Ent⸗ 
fheidung vorliegen, und diefer Zweifel wird auf die Entfcheibung 
Einfluß äußern. Wo Bewelsregeln, die den Richter leiten follen, 
vorgefchrieben find, fpricht er nicht nach feiner Ueberzeugung — 
und da es bei einer Beweistheorie an ber lebendigen Anfchauung 
fehle, ohne die ein ſicheres Urtheit über die Wahrheit niche mög⸗ 
lich ift, fo muß der an eine WBeweischeorie gebundene Rich 
ter fein Urtheil an das Zeugniß des Inquirenten knüpfen, ber 
Ihm die Acten vorlegt, und dies ifl ungenügend (&. 52— 56). 
Die Geherbenprosofolle geben ein ſchwaches Surrogat. (ine 
‘ Srüfung der Glaubwürdigkeit ber Zeugen iſt dem Richter, der 
die Zeugen nicht ſieht und Hört, nicht möglih (S. 57). Der 
Verf. ſucht barzutbun, daß feſte Beweisregeln nicht gegeben 
werben fünnen 5 der Verſuch der neuen Geſetzgebung, bie Feſſeln zu 
fprengen, weiche das Ermeſſen beengen, führen ſchon auf die Wahrs 
beit diefer Auſicht. Es läßt fich zwar eine Theorie des Denkens 
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aufftellen,, aber .der Verſuch muß fcheitern, dieſe Theorie zum 
Geſetze für die. Weberzeugung vorzufchreiben. SSmmaer wird die 
Subjectivität des Geſetzgebers (3. B. feine größere aber gerins 
gere Furcht vor Mißgriffen der Richter) über die Beweistheorie 
entfcheiden und nur formelle Wahrheit erzeugen,. während 
doch alle Gefepgebungen nady materieller Wahrheit. ſtreben. 
Die Garantie für den Staat und bie Bürger liegt (nach·S. 67) 
mehr in ber Wahl des rechten Mannes, als in bem Zell ſtabe feis 
nes: Denkens. Der Verf. fragt S. 68: was will überhaupt 
der Geſetzgeber durch fefte Beweisregeln erlangen? will er bie 
objective Wahrheit von der fubjectiven Ueberzeugung trennen, 
oder nur für legtere Fingerzeige geben? Im erften Falle. ift der 
Eingriff in die richterlichen Kunctionen, im legtern der Befehl 
flatt des Rathes nicht zu vertbeidign. Zum Beweiſe, volg 
unglüdlich die Verſuche eine Bemweistheorie zu geben ausfullen, 
gergliedere ber Verf. die neue holländiſche und baieriſche Geſetze 
gebung von 1831. — Wir haben bisher treu den Ideengang 
des Vfs. mittheilen wollen, und müffen ihm völlig Darin heis 
pflihten, daß die Function besjenigen, der über die Thatfrage 
urtheilt, eine ganz andere fey, als die des Richters, welcher bie 
Strafe ausfprechen fol, daß auch eine gefegliche Beweistheorie, 
welche den Richtern vorfchreiben will, wann fie überzeugt feyn 
müſſen, vergeblich) und grundlos iſt, und daß auch jene Beweis⸗ 
theorie, bei welcher der Richter nach Acten urtheilen muß, unges 
nügend feyn muß, weil dann eigentlich ber Inquirent und Mefed 
rent das Urtheil machen. Wir geben zu, daß jede Geſetzgebung, die 
eine Beweistheorie aufftellen will, auf Erreichung ber materiellen 
Wahrheit in einer Rückſicht verzichten muß, indem fie bei einer - 
zu engen Beweistheorie die Richter zu oft hindern muß, da6 Urs 
theil nad) ihrer Ueberzeugung audzufprechen ; allein wir giaue 
ben, daß ber Verf., wenn er nun überhaupt das Geſchwornen⸗ 
gericht als die einzige Form bie Wahrheit zu erlangen, deduci⸗ 
zen will, zu weit gebt; . denn aud) der angeftellte Richter wird 
Die Eigenfchaften befigen, welche ber Sefchworne haben muß, uns 
Aber die Wahrheit zu urtheilen; er wird fich anders benehmen bei 
Entſcheidung der Thatfrage und auf andere Art bei dem Urtheif 
über das Recht. Eine Unvereinbarkeit der Eunctionen — went 
man auf die Eigenfchaften fiehe, eriftiet nicht. - Die Frage: 
ob ‚aber Geſchworne richten follen, wird, wenn man ehrlich 
ſeyn will, in den meiften Staaten mit politiſchen Vorfragen 
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zuſammenhängen, und denkt man fih nun einen Staat, In 
welchem der Geſetzgeber die Vorfragen ſo beantwortet: daß keine 
Geſchwornengerichte eingeführt werden follen, fo kann eine den 
Korderungen der Gerechtigkeit entfprechende gefegliche Beweis⸗ 
theorie nur unter ben Vorausfegungen gedacht werden, 1) daß 
das Verfahren auf Deffentlichkeit in der Art gebaut iſt, daß 
vor ben :urtheilenden Richtern die Hauptunterfuhung vorgeht, 
und det’ Angeklagte, Zeugen und Sachverftändige dort dernom⸗ 
men werben. Iſt dies der Fall, fo fallen die Einwendungen weg, 
welche rnan daraus ableiten fann, daß ber nach Acten urthellenbe 
Nichter blos dem Inquirenten und Referenten trauen muß. 2) Es 
müflen ben Richtern nur getoiffe Erforderniffe vorgefchrieben ſeyn, 
bei deren Daſeyn fie verurtheilen dürfen und über das Daſeyn ders 
felden in den Entſcheidungsgründen Rechenfchaft geben müflen. 
Zwar wird der Veberzeugung der Richter auch daburch Zwang zur 
gefügt und nur formelle Wahrheit erreicht ; allein dies tritt — 
In Berlidfichtigung bed Intereſſe der Unſchuld und weil ber 
Staat lieber auf mandye Verurtheilung verzichtet, um dadurch 
die Unfchuld vor möglichen ungerechten Verurthrilungen zu ber 
wahren — nur in fo fern ein, als ber Richter nur nicht verus 
tbeilen darf, wenn es an gewiſſen Exforderniffen fehlt, bar 
gegen aber nie das Gefe ihm vorfchreibt, daß er bei dem De 
feyn gewiſſer Erforderniſſe verurthellen muß, fo daß in Bezug 
auf die Losfprechung der Richter gar nicht an Beweisregeln ge 
bunden iſt, Iinsbefondere auch völlig frei entſcheidet, In fo fern 
*s auf Entſchuldigungsthatſachen ankommt. — Geht eine 
Gefeggebung welter, fo treten alle vom Verf. angegebenen 
Gründe in voller Stärke ein. — Auch muß fih die Befe® 
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gebung hüten, zuviele gefegliche Erforbernifie zu verlangen 


und insbefonbere ba folche aufzuftellen,, wo immer nur das Er 
meffen ber Richter und fubjective Anficht entfchelben kann, 3.9. 
über Glaubwürdigkeit der Zeugen. — Der Verf. erklärt fich über 
die Wahl der Geſchwornen (&. 70) und zeigt, nachdem er auf 


eine überzeugende Weife dargethan bat, daß auch bie Richter in 


eoreeetionellen Fällen in Frankreich an Beine gefegliche Beweit⸗ 
theorie gebunden find (&. 74 — 79), daß in ſchwereren Straf 
fällen (crimes) die Hauptgarantie in einem Schiedsſpruche Hegt, 
fo Laß ber Angeklagte ein gleiches Wahlrecht ber Geſchwornen wie 
der Staat haben muß 5: ein Recuſationsrecht ohne Begründung 
Anes beflimmtien Worwurfs ift dabei wichtig. Jede Thatſaqh⸗ 
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iſt (S. 84) ihrer Natur nad) Gegenſtand eine® Schiebefpruches, 
welchem bad Loos oder die Wahl enefpriht. Der Verf. fordert 
(S.93), daß die Wahl aufrichtig und die Aufrichtigkeit durch 
die Form gefichert fey. Er fürchtet keine Gefahr von dem Loos, 
wenn es nur unter ben im Allgemeinen fähigen Perfonen ges 
gogen und unter ben ducch baffelbe bezeichneten eine Auswahl ges 
fihert ift. Bildung und Unbeſcholtenheit ift Hauptfadhe, das 
Geſchäft des Geſchwornen muß Ehrenamt und die Ausſchließung 
davon ein Schimpf ſeyn. — Der Verf. ſchlägt vor (S. 96), daß 
jeder Staatsbürger mit bem 3Often Jahre Recht und Pflidyt babe, 
Geſchworner zu ſeyn; daß die Geſuche um Aufnahme in die 
Lifte von dem Bittſteller felbft gefchrieben und mit den Nach⸗ 
weifungen des Alters, der Unbefcholtenheit, ber ſelbſtſtändigen 
Lage verfehen fern müffen. Alle, die zu „inem Richteramt, 
Amt des dffentlihen Miniſteriums, zu geiſtlichem Amte, bes 
rufen werden — alle, die in Abhängigkeitüverhältniſſe treten; 
in Vermögensverfall gerathen, oder die zur correctionellen Strafe 
verurtheilt find, werden aus ber Lifte geftrihen. Die Fähig⸗ 
Leit zum Sefchwornenamte muß baheriasit dem Vollgenufie des 
Staatsbürgerrechts im unzertrennlichen Zufammenbange ftchen 3 
die Qualification dazu muß dann auch als Bedingung des Ger 
nufles anderer politifhyen Rechte gelten. — Die Anſicht des 
Vfs. iſt würdig und bezweckt die Sicherung der bürgerlichen Ge⸗ 
feufhaft und der Angeklagten. Iſt aber die Meinung bes Vfs. 
bie: daß auf die Lifte nur diejenigen je werben, welche 
darum nachſuchen, fo tft zu beforgen, Zeitpunft noch 
ſehr entfernt ift, in welchem das Beftreben aller Bürger, Ges 
ſchworne zu feyn, allgemein iſt, daß man auf eine fehr ausaes 
behnte Gefchwornentifte rechnen fann. Die Erfahrung, z. B. 
nad) ben im franzöf. Goinpte rendu befannt gemachten Liften, 
lehrt, daß Furcht vor den Nachtheilen des Geſchwornenamtes, 
Bequemlihkitsiiebe, und Beforgnig Ermwerbiquellen zu ents 
behren — die Menfchen von dem Gefchwornenamte abhalten. 
Mie groß ift die Zahl derjenigen, melde in Frankreich wegen 
Nichterſcheinens beitraft werden! Wie ſchwer hält es, bei Ges 
meinbewahlen nur bie nöthige Zahl der Stimmenden zu vereis 
nigen.. Leider möchte in vielen Staaten zu beforgen ſeyn, daß 
Serfonen, die weder durch Intelligenz nody Unabhängigkeit Bürgs 
Saft ihrer Tüchtigkeit geben — bie aber nicht viel Geſchäfte 
haben. aber gern in Alles fi einmifchen, au Aufnahme in. die 
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Geſchwornenliſte ſich melde; ‚und man kennt bie Schwäche uub 
Indolenz fo vieler Gemeindevorſteher, im fürchten zu müſſen, daß 
fie ſchon aus dem Wunfche, nicht in Feindfchaften zu kommen — 
gegen ſolche Zudringliche, auch wenn nicht Alles in Ordnung 
ift — Leine Einwendung machen werben, Wichtig aber ift.e6, 
daß, wenn ein Volk wirklich auf der wuͤnſchenswerthen Stufe 
der Bildung und des Sinnes für öffentliche Angelegenheiten 
- Steht, nad) den Worfchlägen des Vfs. eine beffere Geſchwornen⸗ 
lifte zu Stande kommen wird, als ſie das englifche und frams 
zöfifche Recht Berne. — Bei der Betrachtung der Geſchwor⸗ 
nenurtheile über politifche Verbrechen widerlegt der Verf. &. 101 
bie in neuerer Zeit oft geäußerte Furcht, daß durch neue Urs 
theile der Geſchwornen (in der Hambacher Affife) dem Inſti⸗ 
tute überhaupt Gefahr drohe, und meint, daB man aus den 
bie und da erfolgten Sreifprehungen in politifhen Verbrechen 
nichts gegen ben Werth des Inflituts ableiten dürfe. — Nimmt 
man auch an, daß ſolche Freifprechungen Mißgriffe waren , fo 
könnte, wie der Varf. (S. 102) ausführt, ihr Grund entweder 
in den Fehlern der Wahlıder Geſchwornen, oder in den Gefins 
nungen einer Majoritä ſey dies durch äußere Einwirkung, durch 
eine Propaganda des Verbrechens, oder durch Fehler ber Regie⸗ 
zung entflanden — geſucht werden... Der Verf. zergliebert 
ſcharfſinnig dieſe Gruͤnde und zeigt, daß in keinem Falle’ bess 
wegen das Geſthworſengericht an ſich an feinem Werthe vers. 
Uere. Mit Zartheietund Gewanbtheit erklärt er ſich (CS. 105) 
über das Gefeg v6. März 1821, durch welches in Rheins 
preußen für politiſche Verbrechen das Geſchwornengericht aufs 
gehoben wurde ; er bemerkt, daß die Zeit nahe feım werde, wo 
‚ die Ausnahme wieder der Regel Play macht. In Bezug auf 
Dienftvergehen ber Beamten will der Verf. (S. 108) nur bei 
ben Eleineren Vergehen — Berlegungen des Disciplinarregien 
ments oder des E ittenaefeges — bie Urtheilsfällung den Geſchwor⸗ 
nen entziehen. Bei:Preßvergehen fchließt der Verf. (S. 116) 
Geſchworne aus, weil man da, mo Preßfrechheit herrſcht und 
bee Aufruhr die Geſchwornen verführt, nicht die Verführer 
durch Verführte richten laffen darf ; allein dies iſt eben eine pe- 
“ilio principii, daß die Geſchwornen verführt feyen und an 
ber Preßfrechheit Gefallen finden. Iſt bie Wahl der Gefhwers 
nen gut und übt die Staatsbehörde ihr Recuſationsrecht am, 
fo iſt nichts zu beſorgen; benn:der gute befonnene Bürger haßt 
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die Frechheit und will nicht gu "ihrer Strafloſigkelt beitragen: 
Wenn aber der Verf. die Gefchwornen deswegen bei Preßver 
gehen nicht urtheilen laffen will, well bier das Vergehen nicht 
in einer einzelnen Handlung liege , fonbern fi) aus einer Meis 
benfolge verbreiteter Gedanken entwidelt, und weiles auf eine . 
Tendenz ankommt, die nur durch eine forgfältige Prüfung erkaunt 
werden kann, ſo dürfte gerade dieſer Umſtand für die Nothwen⸗ 
digkeit ber Geſchwornen ſprechen; denn ber mit allen bürgers 
lichen Verhältniſſen vertraute Geſchworne wird Die Tendenz — 
und ob wirklich die dem Staate feindliche, die bürgerliche Ordnung 
bedeohende Geſinnung und die Gefahr da iſt, beſſer erfennen, 
als der Richter. Juriſtiſche Kenntniſſe gehören bazu nicht. — 
Auch wird dem Richter nach felner Stellung ein gewiſſer Ants⸗ 
eifer,, eine Angſt vor Gefahren, bie er in feinem zurückgezoge⸗ 
nen Leben überfhägt, ober der Wunſch, die nad feiner Mei⸗ 
nung. bedrohte Regierung zu ſchützen — leicht die nothwendige 
Unbefangenheit rauben. — Der Verf. erklärt ſich zum Sthiuffe 
gegen die Anklagsgefchwornen unb zeigt, daß fie eigentlich nicht 
Geſchworne, fondern Richter find, weil bie Beurtheilung dee 
Gründe für und wider die Zuläffigkelt der Anklage keine factifche; 
fondern eine Rechtsfrage ift, die von einer gewiffen Theorle des 
Beweiſes gar nicht getrennt werden kann. — Die Meinung 
des Vfs. erhält auch durch mehrere neuerlich felbft in Enge 
land laut gewordene Stimmen gegen bie Anklagejury große 
Autorität. 


: 8) Lipsiae: De re judicata inprimis in causis cri- 
minalibus. Auctore A. Wendler. 1833. 


Die Lehre von der Rechtskraft der Criminalurtheile gehört 
zu ben höchſt beftrittenen, und nod immer ift das aud) von 
neueren Schriftftelleen darüber Angeführte nicht geeignet, den 
Draktiker und den mit legislativen Arbeiten Beſchäftigten zu 
befriedigen. — . Auch bie vorliegende Abhandlung, obwohl Ihe 
das Zeugniß nicht zu verfagen iſt, daß der Verf. manche ſcharfe 
finnige Bemerkungen geliefert hat, entfpricht den Forderungen, 
die man an.eine folche Arbeit machen kann, nicht. Der Verf. 
bat ſchon gar nicht mit der Literatur fi gehörig vertraut ges- 
macht; weder die ältere noch bie neuere ift vollſtaͤndig benutzt, 
und’ ungern bemerkt man, daß der Verf. auf.die Art, wiez in 


468 Beurtheilung 0. 


Particularrechten und in den neueren Geſetzgebungen bie Lehre 
durchgeführt iſt, gar keine Rückſicht genommen wurde. — 
Nach einer allgemeinen richtigen Entwickelung der Grundſätze 
der Rechtskraft Überhaupt price der Verf. (S. 9) von den 
verfchiedenen Meinungen ber. Schriftftelleg über Rechtskraft in 
Griminaifahen, widerlegt (©. 11). die von Einigen aufger 
ſtellte auf Novell. 28. cap. 1. geflügte Meinung, dag auch 
in. Griminalprozeſſen das decendiuin berbachtet werben müſſe, 
geige mit Recht, daß der Strafprozeß überhaupt zu feht 
yon den Gange des .biirgerlichen Prozeſſes abmweiche, als daß 
man aus riner von ben Appellationen überhaupt ſprechenden 
römiſchen Stelle einen Schluß auf. Rechtsmittel gegen Griminals 
urtbelle ableiten dürfe, und ſucht dann die gewöhnliche Mei⸗ 
nung. zu widerlegen: baßverurtheilende Erkenntniſſe nie, bie 
losfprehenden aber ſogleich mit der Publicaiion bes Urtheils in 
Rechtskraft übergeben. Insbeſondere will er zeigen (S. 15), 
daß die Behauptung in Bezug auf die losfprechenden Urtheile 
nicht aus dem canonifchen Rechte, mo davon die Rebe fey, daß 
der Losnefprochene nie mehr einer Unterfuhung unterworfen 
werden könne — abgeleitet werden dürfe Diefe Stelle ber 
ziehe fi nur auf den Anklageprozeß, könne aber nicht auf dem 
Inquifitionsprozeß bezogen werden (fehr diirftig ift die Literat 
tue $.10. not. 43, daß die Römer den Snquifitiongprozef 
wicht Sannten);. die canonifche. Stelle. r. 6. X.. de .acrusatı 
fpreche deutlich nur von dem Anklageprozeffe. — Die. gewhni 
lihe Meinung könne auch nicht aus allgemeinen Rechts⸗ 
grundfägen abgeleitet werben (S. 17); denn die ratin ber Rechts⸗ 
kraft: Einwilligung der Parteien — könne nicht im Strafpres 
geffe angenommen werden, da hier nichts auf Verzicht ankom⸗ 
me, und bie Praßtiker ſeldſt erkennen ja, daß auch wegen neuer 
Indicien der Losgefpruchene wieder progeffict werden dürfe: 
Der politiihe Grund , den man für Rechtskraft annehme, 


namlich der ewigen Dauer der Unterfuchungen entgegenzuwirken 


und Ruhe den Bürgern zu fichern, iſt (nah S. 20) ja doch nicht 
ducchgreifend, da man Wiederaufnahme zuläßt, und fordert keine 
Rechtskraft, da man das Inſtitut der Verjährung habe. Der 
Verf. ſtellt (S. 21) nun feine eigene Meinung auf, ndmlid, 
daß verurtheilende Erkenntniſſe nie in Rechtskraft übergehen 
(freilich, weil der Verf. überhaupt Leine Rechtskraft zızglebt)) 
daß aber auch bei.ben-toßfprechenden Urtheiten Peine Mechrekreft 
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eintrete; nur will ber Verf. (S. 21) nicht, daß das Urtheil.je 
in pejus abgeändert werbe, weil ber Angeklagte aus dem Urs 
theile ein Recht erworben babe. — Rec. Eann biefen Anſich⸗ 
ten des Vfs. nicht beiftimmenz und dee Verf. ſelbſt ift niche 
sonfequent, da er (S. 21) von einem Rechte des Angeklagten 
aus dem erfien Urtheile fpricht und dann body die Rechtskraft 
Augnen will. Der Verf hält ſich an einzelne Stellen des römi⸗ 
hen oder canonifchen Rechts, ftatt auf den. in dieſen Stellen, 
degenden Gelft Nüdficht zu nehmen, und aufzufaffen, mas 
yei- dem Studium des gemeinen beutfchen Strafprozeſſes fo. 
aothwendig ift, wie fchon früh die Praxis biefe Stellen betrach⸗ 
tet, und welcye Rechtömeinung fie ausgebildet hat. — Schon 
Angelus Aretinus, Elarus u. %., deren Anſichten 
je Praxis beftimmten, haben fich über Rechtskraft erlärt und 
ie mildere Meinung vertheidig. Wenn au römifche und 
anonifche Stellen auf den Anklageprozeß zunächſt jich beziehen, 
o Ändert bies nichts; denn man muß wohl die Grunbfäße des. 
Strafprozeſſes, welche aus dem Weſen beffelben fließen und 
leihfam dee Gattung angehören, von benjenigen trennen, 
velche nur aus einer beflimmten Art und Form fließen ; oft 
nag eine Gefeggebung , die auf einer beflimmten Form beruht, 
inen gewiſſen Sag nusfprechen, ohne daß daraus folgt, daß 
fe auch nur in Bezug auf diefe Form ben Sag auffiellt, indem 
€ vielmehr aus dem Weſen des Prozefies fließt. Auch der 
Inquifittonsprozeß iſt der Sache nad) ein Anklageprozeß, den 
ne bürgerliche Geſellſchaft durch ihren Stellvertreter (fey es ein 
ffentlicher Anktäger oder der Inquirent) gegen ben Angeklag⸗ 
en führt; das Urtheil begründet jus inter partes, und indem 
8 einer Partei Rechte giebt auf Voliftredung, erkennt ed audy 
ee andern Rechte zu, 3. DB. darauf, daß das Urtheil nicht 
um Nachtheil abgeändert werde. Es ift dadurch der Ruhe⸗ 
met gegeben, der für den Staat, wie für den Angefchuldigs 
en wirkt. In ber englifchen Regel: Niemand foll genöthigt 
erden, zweimal fein Leben in Gefahr des Ausgangs eines 
zriminalprozeſſes zu fegen, liegt eine tiefe Weisheit. Offen⸗ 
ar muß mar in der Lehre von der Rechtskraft untesfcheiden > 
) wann entfpringt aus einem Urthell für den Staat das Recht 
uf Strafvollſtreckung, und für den Angeſchuldigten das Recht, 
plsder eingefrgt zu twerden in den Genuß der durch den Straf⸗ 
rozeß fuspenhirten oder entzogenen N iſt in fo fern, 
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ein Criminalurtheil rechtskräftig, daB dagegen Bein ordentlichet 
Rechtsmittel zuläffig iſt und der Vollſtreckung kein rechtliches 
Hindernis im Wege ſteht? 2) Kann ein Urtheil wieder aufs 
sehoben , und eine neue Unterfuchung eingeleitet werden? und 
jwar A) kann ein verurthellenbes Erkenntniß aufgehoben wers 
den a) auf den Grund ber Angabe ober Nachweiſung, daß bes 
Berurtheilte gar nicht hätte geflraft werben folln? oder b) daß 
er nur mit einer geringern Strafe hätte beftraft werben Fön 
nen; ober c) welt ſich ergiebt, daß das vorige Urtheil gefehs 
widrig eine zu gelinde Strafe ausſprach? (z.B. In einem Falle, 
wo ein Mann feine Ehefrau ſchwer mißhanbelte, wurbe von 
dem Amte nur Stägiges Sefängniß erkannt, während fich fpds 
ter ergab, "daß ber Ehemann mit bem Vorfage bie Frau zu 
gödten handelte). B) Kann bie Unterfuchung gegen ein lod« 
fprechenbes Urtheil wieder aufgenommen werden, und zwar weil 
neue Bewelfe entdeckt werden, welche ben zuvor unvolifländigen 
Beweis ergänzen? ober C) weil erwieſen wird, daß die Br 
weiſe, auf welche zuvor ber Entſchuldigungsbeweis gebaut wur⸗ 
de, fall, 3. DB. die Zeugen fir die exceptio alibi beſtochen 
waren? Wer wird Iäugnen können, daß ein Zeitpunkt ſeyn 
muß, in welchem das Urtheil als vollzugsreif betrachtet wird; 
mer mag bier die Praris tadeln, wenn fie dann bas. Urtheil 


rechtöfräftig nennt? — Auch im Criminalprozeſſe geht ja 


ein Urtheil In Rechtskraft, obgleich dagegen restitutio in in- 
tegrum Statt findet. — Dagegen ift es allerdings richtig, 
baß in Bezug auf die Wiederaufnahme der Unterfuhung das 
derurtheilende Erkenntniß ‚nie rechtsfräftg wird, wenn darge 
than wird, daß der Verurtheilte gar nicht hätte beſtraft wer⸗ 
den follen. — Das Streben des Staats nach materielle 
Wahrheit, in der Art, daß er nie die Entdeckung derfelben ver 
Bindert, wenn fich zeigt, bag gefegwidrig Strafe erfannt wurde, 
rechtfertigt ‚bier die Wiederaufnahme der Unterfuchung. Be⸗ 
frittener ift fchon Diefe Wiederaufnahme, wenn gegen den [chen 
Beftraften eine höhere Strafe erfannt werben foll; es läßt ſich 
Bier aus ber Praris wohl fo viel ableiten und rechtlich. vers 
theidigen: a) foll nur eine höhere Strafe erkannt werden, weil 
Be vorigen Richter bie Strafe zu mild ausgemeſſen hatten, 
3.8. weit fie auf zuviele Milberungsgründe Rückſicht nahmen, 
fo finder die Wiederaufnahme nicht: Statt; b) liegt bagegen der 
Aeuen Unterſuchung De Anſchuldigung vinee neuen Beben 
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chens, bas man zuvor. nicht kannte, zum Grunde, z. B. A 
wurde wegen Mißhandlung beſtraft, und es ergiebt ſich jetzt 
erſt, daß er mit animus occidendi handelte, fo findet bie 
neue Unterfuhung Statt. Bei den losfprechenden Urtheilen 
kann aus den Gefetzen in ber Praxis der Sag deducirt werden; 
non bis in idem. Wenn daher audy neue Bewelfe ſich ergeben, 
welche, zu ben vorigen hinzugerechnet, jest eine Verurtheilung 
begründen werben , findet Beine neue Unterfuchung Statt; fig 
iſt aber zuläſſig, wenn a) durch bie neuen Beweiſe eine andere 
Art des Verbrechens fich ergiebt, als das war, worauf bie 
vorige Unterſuchung gings; b) wenn die neuen Beweiſe bie 
Falſchheit der vorigen Entfchuldigungsbeweife zeigen, worauf 
die Losfprechung gebaut war. Dies Syſtem iſt eben fo auf die 
Principien der Gerechtigkeit als der Strafpolitit gebaut. — 
Im Kap. III. S. 28 fpricht ber Verf. von den übrigen Punk⸗ 
sen, welche außer ber Strafe in Criminalurtheilen erkannt wers 
ben. Abbitte, Ehrenerklärung und Widerruf betrachtet ber 
Berf. als Strafen, und nimmt daher keine Rechtskraft an; 
das Urtheil über Heilerlohn, Schmerzengeld u. ſ. w. als Civil⸗ 
punkte läßt er dagegen in Rechtskraft übergehen. — Die Bes 
hauptung bes Vfs. in Bezug. uf Abbitte u ſ. w. läßt ii 
ſchwerlich rechtfertigen. 


4) Heldelberg bei Mohr: ueber die Gerechtickeits· und 
Muztungstheorieen des Auslandes und ben Werth ber 
Philoſophie des Strafrechts für: die Gtrafgefeggebungss 
wiſſenſchaft überhaupt. Bon Dr. 8. C. Th. dem; 
Profeſſor in Tübingen. 1834. 


Die vorliegende Schrift verfpricht zweierlei: nämlich einmal 
Bie Darftellung der Anfichten des Auslandes über bie. Straf⸗ 
vechtstheorieen; zweitens die Prüfung des Werth der Philo⸗ 
ſophie des Strafrechts überhaupt für Criminallegislation. In 
der erſten Hinſicht verſpricht ſie mehr als ſie leiſtet, und wir 
bedauern, daß der Verf. nicht vollſtändiger die Literatur des 
Auslandes benugt hat; was er in Bezug auf diejenigen, deren 
Theorieen er in-der Schrift prüfte, z. B. Roſſi, Lucas, lek 
ftete, iſt trefflich und läßt doppelt. beklagen, daß er feine Dar: 
Hellung nicht ausdehnte; warum iſt die burch Klarheit und Ge: 
wiatieht u von Broglie — (im 
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ber revue francoise, ber Verf. nennt nur S. 18 dieſen Auf⸗ 
Tag ohne ihn zu benugen), warum bie geiftreihen Entwideluns 
gen über die Strafrechtstheorie in den engliſchen Zeitfchriften: 
the Jurist (vielleicht iſt noch in einer Schrift die Gerechtig: 
tigleitstheorie in ihrer Einſeitigkeit fo witzig und geiftreich ange⸗ 
griffen worden, als in einem Aufſatze im Jurist Heft 3. p. 355%) 
und the Law Magazine, und vor allem die Darftellungen 
der Italiäner Poggi, Rafaele, Laurea, befondersaber 
von Sarmignani (der ausführliger als alle Vorgänger 
Moffti’s, Lucas’ u. A. Theorien prüfte), — nicht geprüft 
werden? — Doc wir wollen uns an fo viel Zreffliches halten, 
was die Schrift liefert. — Der Verf. beklagt die Einfeitigkeit 
des Zreibens der hiftorifhen Rechtsbehandlung und fchildert 
den traurigen Zufland des gemeinen deutſchen Strafrechts; die 
Verbeſſerung müffe aus der Idee des Nechts gefchöpft werden; 
man müffe an ben Grundwahrheiten fefthalten, daß zwiſchen 
ſtrafwürdigen und nicht ſtrafwürdigen Handlungen ein natür⸗ 
licher Unterfchled Statt finde (S. 5), und daß zwifchen Ver⸗ 
fhuldung und Strafe ein nothwendiges Verhäaͤltniß beſtehe 
(S. 8), Man könne (&. 12) der Doctrin und Praris allein 
die Fortbildung und Verbeflerung bes Zuftandes nicht überlaſ⸗ 
fen. — Man muß leider dem Verfaffer Recht geben, -weil bie 
höchſte Ungerißheit des Necht® eintritt, meil der Bürger gar 
nicht weiß, was verboten ift, und principloſe Milde, bie bes 
Aiebig fi die Verhaͤltniſſe conſtruirt, und Terrorismus mit 
feiner Angſt vor den Gefahren der Zeit, in einem Kampfe in 
unſeren Gerichtshöfen find, in welchem die wiberfprechendften 
Urtheile entfliehen, fo daß dem Rec, in einem Monate zwei Urs 
theile zu Geſicht kamen, von welchen eines (bie ob= und ſub⸗ 
. Jeetiven Umſtände der Verſchuldung waren in beiden Fällen im 
Wefentlichen glei) den Anzünder feines eigenen Haufes zur 
Nachtzeit (das Feuer kam jedoch nicht zum vollen Ausbruche, 
sur Ajäbrigen Freiheitsſtrafe, das andere wegen bes nämlichen 
Verbrechens ‚den Thäter zum lebenslänglichen Zuchthauſe vers 
urtheilte. — Der Verf. (S. 15) beklagt auch den. fchlechten 
Zuſtand der Philofophie des Strafrechts; — es iſt nun freilich 
mißlich, fic darüber zu verfländigen, was man unter bisfer 
Philoſophie verfichts Rec. iſt Überzeugt, dag ein wahrer phi⸗ 
loſophiſcher Geiſt, der das Weſen des Staats are: des Rechts 
würdig erſaßt, jetzt doch mehr [ich entwickelt hat, als friiher; 
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der Steg ber Getechtlgkeltstheorke liefert baflke den'seften Bel 
weis, fo wie die immer mehr herrſchende Anficht ſelbſt derfenis 
gen, welche beftimmte Zwecke dit Strafe, 5.8.’ Abſchreckung, 
Sicherung, aufſtellen, — daß imau bel dem Maaße der Strafe 
vor Allem dahin fehen müſſe, daß ſie gerecht fey. Der Verf; 
wendet fih dann jur Schilderüng der Strafrechtstheorieen md 
nennt (S:22) hier abſolute Theorie biefenige, welche die Stkafe 
als eine imitere , mit Vernunftnothwendigkeit aus der Hanbdii 

bervorgehende Folge'auffäßt, während er als relative diejenige 
bezeichnet, welche die Strafe nur in ihrer Beziehung zum Stadt 
und Staatözwede auffaßt — oder mit anderen Worten — bie 
‚Strafe auf bie Nothwendigkeit ber Abwendung einer Gefahr für 
den bürgerlichen Zuftand gründet. — Diefer Bezeichnungswelfe 
wird ein von dem gewöhnlichen abweichender Sinn untergelegts 
denn die abfolute Straftheorte wirb als Theorie der Gerechtigkeit; 
die relative als Rugungstheorie aufgefaßt, in fo fern die Erſte 
die Strafe als eine durch die Idee der Gerechtigkeit gerechtfertigte 
Folge des Verbrechens erkennt, die zweite dagegen die Sträfe 
als ein Diittel zu Erreichung eines gewiffen Zwecks betrachtet: 
Auch die abfolute Theorie thut das, was der Verf. (S. 2%) 
als Merkmal der relativen angiebe, auch fie faßt die Strafe 
in Beziehung auf den Staatszweck auf, und betrachtet bie 
Strafe als Mittel zur Aufrechthaftung des Geſetzes. Leiber 
iſt nur fo viel Verfchiedenheit der Anſichten Über das Weſen 
der: Gerechtigkeitstheorie; das Mörthen muß oder kann 
wird dabei bedeutend; es führt zu einer völlig irrigen Vor⸗ 
flelung von einer: ber göttlichen Gerechtigkeit nachgebildeten 
ober die Vergeltung nad den Forderungen ber hohern Melt: 
‚ordnung tealifirenden Gerechtigkeit, wenn Man bie Strafe ale 
eine in der Art nothwendige Folge darftellt, daß der: Staat 
mit einem gewiſſen Strafübel ein beitimmtes Verbrechen bes 
firafen müffe, und dabei ſich um die Erreichung gewiſſer 
Zwecke durch die Strafe nicht kümmerez die wahre Gere: 
tigkeitstheorie ift nur eine Theorie der bürgerlihen Ge 
vechtigkeit, fie bezieht alles nur auf den Staat, fie erfennt, 
Daß der Staat den Verbrecher trafen Tann, forbert aber, 
daß er gerecht ſtrafe, nämlich nicht firenger als im Werhätes 
niß zur Verſchuldung; fie bildet fi) nicht ein, daß fie en 
Tüt alle: Staaten gleich geltendes Strafverhältniß feſt⸗ 
Seen Tönne, aber fie Hecht gewiffe Schranken, dio nie kle 
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Meſetzgebung ;überfchreiten darf. Der Verf. (6. 23): fe 
Immer, wenn er von ber abfoluten Theorie ſpricht, fir in | 
dem Sinne auf, wie Kant. bie gethan bat, baber. er | 
3 . auch den Einwurf gegen fie: geltend. macht, daß bie abs 
fofute Theorie ba, wo zur Verhütung ber fchwerften Ber 
wochen eine geringe Strafe zureichte, denvach. die ſchwerſte 
fe fordere. Dies paßt - allerdings auf eine Art bei 
rechtigkeitstheyrieen, — . trifft aber nicht die wahre: abſo⸗ 
Iute Theorie. — - Der Verf. ftellt nun, die Theorie von 
Moffi als eine Vereinigung ber abfoluten und relativen bar 
(&. 24 bis 82); er silennt (S. 34), daß Roſſi ein ſitt⸗ 
liches. Fundament feiner fogenannten Nugungstheorie zum 
Grunde legt, woburd viele Einwendungen wegfallen, welhe : 
bie reine Nutzungstheorie treffen ; ©. 42 fpricht der. Verf. tiber | 
Maffti das Urtheil aus, daß fie zwifchen. den: Einwendun 
gen: der obfoluten und ber relativen Theorie hinburchgehe 
agb. ohne innere MWiderfprüche die Vorzüge beider Theon.cen | 
wenige; nach S. 43 aber reicht dieſe Theorie body nicht 
ung: das Problem zu löfen, denn bies Problem (5. 31 
das höchſte Princip, für bie Strafwürdigkeit der. Hands 
ungen und für das Maaß ber zuzufüigenden Strafe bie 
rerhtlichen möglichen Steafarten zu finden; Moffi begnüge 
fi, flatt einer Deduction bes Strafrechts, mit eine Ba 
sufung auf das gemeine Bewußtſeyn; das jittliche Funda⸗ | 
went, von dem er ausgehe, fey durch nichts erwieſen, un) 
Rats des Principe für Strafmaaß werde man wieder an bie 
eonscience gewiefen (S. 45). Nun wendet fi. der Veh 
(©: 50) zu der Kritik der Theorieen von Lucas, Bent⸗ ' 
Jam, Romagnofi, und bemerlt (S. 59), daß Roſſi 
und Lukas Theorieen allen Einwendungen ber Prävensiond; | 







theorie, die von Benthbam und Romagnofi allen Eins. 
wenbungen der Abfchredungstheorie unterliegen. Der. Verf 
deducirt nun im zweiten Theile (S. 61) die Theorie ber 
“ bürgerlichen Gerechtigkeit. Hier wird (S. 69) ker abfoluten 
Theorie vorgeworfen, daß fie ben Rechtsgrund der Strafe vors 
ausfegt. ohne ihn zu erweiſen; es wird behauptet., baß bie rela⸗ 
tive. Theorie der Strafe fi. auf das Vernunftgebot der Erhab⸗ 
zung der Rechtsordnung gründe; baß fie neben. dem Rechtöe 
grunde noch einen allgemeinen Strafzweck hesvorhebe, deſſelben 
aber nicht bedarf, da ſchon aus dem Rechtsgrunde bie. höchſgey 
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Grunbfäge für bie Strafgeſetzgebung fließen. . Für ‚das & 
Eennen her Strafwürbigkeit der Handlungen Ielten nach S. 67 
bie Säge:..Rur diejenigen find ſtrafwürdig, zu deren Abwen⸗ 
bung fonftige Zwangsmittel nicht ausreichen, und nicht alle.uns 
moralifhen, fondern nur bie wirklich gemeingefährlicen Hands 
lungen find ſtrafwürdig. (Auch bier wird wieder. &. 67 
der abfoluten Theorie vorgeworfen, daß nad) ihr alle unmog 
raliſchen Handlungen ſtrafwürdig feyn müßten.) — I 
Bezug auf. das Strafmaaß (S. 72) geht der Verf. davon 
aus, daß das. Schädliche, fofern es von der freien. Selbſt⸗ 
beflimmung der Menfhen ausgeht,- zugleich bas Unmoralis 
ſche ſey, daher jede menſchliche Handlung ber Art, je. ges 
meingefährlicher fie iſt, auch um fo unmoralifiher jſt und 
härtere Strafe verdient. Was die Strafarten betrifft, fo 
behauptet der Verf. (S.,74), daß bie Phitofophie bes Strafe 
rechts bie rechtlich möglichen Strafarten a priori nicht ſchaffet; 
könne. Wenn Roffi gewiſſe Kategorieen aufſtelle, wo⸗ 
nach die Recht⸗ und Zweckmäßigkeit der Strafarten zu prä 
fen fey, fo dürfe man nur nicht verlangen (©. 76), daß 
ſämmtliche Kategorieen bei jeder Strafart zutreffen fol 
(Wenn der Verf. S. 77 Not. fi bemüht zu zeigen, ba 
Mittermaier fo viele Strafarten wegräfonnire, daß eigent⸗ 
lich nur mehr Todesſtrafe und zeitige Freiheitsſtrafe übrig bfles 
ben; fo. hat die Neigung zu kritiſiren und dies Herausreißen 
von Stellen aus dem Bufammenhange den Verf. Üiberfehe 
laſſen, daß Mittermaier nur bie langjährigen Zreiheitse 
ſtrafen in fo fern angreift, als er die Anficht mancher Gefehs 
geber tabelt, welche von ber bloßen langen Dauer der Kreis 
heitsſtrafe, flatt von Ihrer Intenfion und zwedmäßigen Eins 
richtung, Heil erwarten; daß ferner Mittermaler an mebs 
reren Stellen die lebenslängliche Freihelitsſtrafe jedoch mil 
ben nothwendigen durch das Pönitentiarfyflem gebotenen Mo⸗ 
dification fordert, und eben fo die Anwendung von. Strafen 
vorfchlägt, durch welche Jemandem bürgerliche Vortheile und 
politifhe Rechte entzogen werden.) Der Verf. behauptet 
&.79, daß alle nothwendigen und zweckmäßigen Strafarteg 
rechtlich zuläffig feyen. Der Verf. ſucht zu zeigen, daß dig 
von ihm vertheibdigte relative Strafrechtötheorie,. bie. ihr 
Principien aus dem Rechtsgrunde der Strafe ableitet, auf 
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findung der "Quantität der Strafe (S. 100) fpricht der Verf. 
don zwei Methoden: entweder ber Gefeßgeber kann, um den 
Grad. der Gemeingefährlichkelt einer Handlung zu beftimmen, 
bie Verbrechen nad) der Wichtigkeit des durch fie verlegten 
Rechtsobjects würdigen, "ober er überläßt dem Richter die 
nähere. Auffindung des Grades. Der Verf. vergleicht beide 
Methoden, und erklaͤrt, daß der Staat ſich immer nur mit 
einem approximativen Verhältniß zwiſchen Strafe und Ber 
drehen begnugen muß. Am Schluſſe ſpricht noch der Verf: 
(S. 110) von dem richterlichen Ermefjen und Begnadigungss 
rechte. — uUnfehlbar enthält die "vorliegende Schrift eine 
Reihe hoͤchſt beachtungswürdiger teefflicdyer Bemerkungen und 
Tharffinniger Krititen. Eine ausführlihe Prüfung derſel⸗ 
ben überſchreitet die Graͤnzen der Anzeige in diefer Zeit: 
ſchrift; aber nicht unterdrüden kann man die Bemerkung, 
baß der Verf. eine ganz andere Sprachweile wählte und ber 
abfoluten Theorie einen Sinn unterlegte, ben fie nicht hat. — 
Wir berufen uns auf die 'neuefte Darftellung diefer Theorie 
In v. Rotteck's Lehrbuch des Vernunftrechts III. Band 
(1834) S. 215— 248, und fragen, ob die Schilderung des 
Dfs. In der vorliegenden Schrift darauf paßt. Auch Einnen 
wir dem Verf. nie beiftimmen, wenn er ber Rechtsphiloſophie 
ben Vorwurf macht, daß. fie fo Wenig dem Geſetzgeber leiſte. 
Fre Aufhade iſt Frei nice ; ein für: alle Wölker und abe 


| ber neueften criminaliſtiſchen Schriften. 471 


Zeiten nothwenbig einzuführendes Recht anzugeben; aber ihre 
mwürdige Stellung iſt, alle Rechtsinflitute mit dem Weſen 
des Rechts und. dem Zwecke Key Gitears im Wprprühie zu 
bringen, dem Gefeßgeber Srundfäge zu Ihren, welche ihm 
den Maaßſtab für die Prüfung der Einrihtungen und der 
Mittheilungen der Erfahrung liefern, welche zugleich die Aufs 
gabe feiner Gefeggebung ihm Flat bi idinen, und für feine Vor⸗ 
ſchtiften Normen zu geben, vorzüglich aber Schranken zu?feken, 
die er nicht überfchreiten barf. Prüft man ‚näher die Stck 
tigkeiten über das Strafprincip ‚ jo muß man freilich dem 
geiftreihen Carmi gnani beiflimmen, daß bies wohlverſtan⸗ 
dene Princip der Gerechtigkeit mit dem ber Ppolitiſchen Roth⸗ 
wendigkeit und dies mit dem Nutzen Iepnentriſt. — 
Wahrhaft nüslih iſt nur, was auch gerecht fe 


nn -. 


— 


L_ 
ur 
48 


— . rt 


Drrapgte and Berihtigungen. 


— 


* Seen Btüde: 


©. 230, 2% ikoon n Enten Ratt:: auch mit dem lied: rechnet den. 
— 252 — 9 v. u. if das Wort die ganz zu 

— 153 = 7 von oben ift nach unter u einzufchalten: 
7 ne fördern als Vorenthaltung. 

1269 0 ch el. Au sen 

— M6 —, 3 u ft.ıdem techni chen Sinue l. den weithe San, 
— 26 — 8 v. u. ft. in dem Sinne I. in den Sinn 

— 258 Note # 3. 8 v. 0. fl. nur, mit. . - 


— 242. 3.119; w. fi. nimmt‘ I: nennt. 

— 43 — 79,0. nach „erklären” fi. (, y ſete (; 

— 245 — 6 v. u. fl. diefer l. daher. 

— 248 — 5 v. o. fl. Scherflein I. echarffnn. 

— 2152 — 13 lies: gehört. die 1.8. . ult. D. de jure fisci 49, 14, 
— 252 ift Note 53. auszuftreichen. 

— 258. 3. 7. v. u. fl. delicta I, derelicta, 


Sm Sten Stüde: 


Ä e. 872 am Gnde bes $. II. fege nach dem Worte Verordnung 
hinzu : „und im Sahre 18358 am 31. Detbr. wurde diefes 
Sefeg durch ein neues aufgehoben, wonach dad gemeine deutſche 
Hecht wieder in Wirkfamkeit tritt.” 
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Bei dem käglich fleigenden Intereſſe für die Gefchichte des watery 
ändifchen Rechtes und Staatölebens und bei den Anforberungen, 
velche heut zu Tage, binfichtlich der Kenntniß derfelben, an jeden Ges 
iideten,, insbefondere aber an den Mechtsgelehrten gemacht werben; 
ft diefes Lehrbuch unfehlbar eine höchſt willkommene Erfcheinung aus 
ver Feder des Herrn —28 der In univerſeller Bildung, als Pu⸗ 
liciſt und als Rechtsgelehrter ſchon fo auszeichnende Anertennung ers 
vorben. In großer Reichhattigkeit hat derfelbe auf die Auellen und 
mf die Literatur des Faches zu verweilen, und feine eben fo ſcharfe ala 
eſcheidene Kritik mit feltener Umficht und Kürze in die Noten zu ver⸗ 
lechten gewußt. , 

Die Klarheit und Präckfion der Darftellung, welche das Publi⸗ 
um fchon aus feinen früheren Schriften kennt, werden Ihm in diefem 
ehrbuch neuen Dank und Anerkennung bereiten, und berechtigen ung 
u der Hoffnung, daß daflelbe nicht nur als Lehrbuch, fondern. auch 
18 Leitfaden zum gründlichen Gelbftftudium der vaterländifchen Ges 
chichte fich bald nicht nur in den Händen der Studirenden , fondern 
uch aller Kreunde des Deutfhen Rechtes und der Deutfchen 
Befchichte befinden werde; um fo mehr, als die Fülle neuer Anſich⸗ 
en, welche der Herr Verfaſſer darin entwidelt und ihre-fcharffinnigg 
Jegründung das Buch ald eine der intereffanteften Erfcheinungen 
ie den Gefchichteforfcher und NRechtsgelehrten darftellen. 

Der eben fo geihmacvolle als ökonomifche Druck macht es übers 
led möglich, das Buch, deffen zweite und dritte Abtheilung von ziem⸗ 
ch gleicher Bogenzahl unmittelbar folgen werden, zu dem fo geringen 
reife zu liefern, während das hier Geleiſtete bisher auch in Quanti⸗ 
it nur mit bedeutend größerem Koftenaufiwande zu erlangen war, 
in vollftändiges Regifter beim Schluß wird den Werth noch erhöhen. 

Heidelberg, im Detober 1884. * 


Auguſt Oßmald’s Univerfitäts:Buchhanttum,. 
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gr, Jeriften 
In allen Buchhandlungen iſt zu haben: 


Die Lehre von den Schenfungen 
| ‚nad 
a EMbmifhemn Rede. 


Bon . 
Dr. Sr. von Meyerfeld zu Marburg. 
2 Bände. gr. 8. 60 Bogen. 3 Rthir. 8 961. — 6 Fl 


In diefem Werke, ber Frucht eines langjährigen Quellens 
Bubiums, findet man eine neue, durch Einfachheit. und Schärfe 
fofort anfprechende , Begriffsbeftimmung, deren Mihtigkeit und 
Fruchtbarkeit ſich durch confequente Durchführung bis in das 
feinfte Detail bewährt; man erhält bier bie Grundlage zu einem 
aus echtißmifchen. Anfichten mit überrafchender Klarheit und 
Natürlichkeit entwidelten Spfteme bes Privatrechts nach Maaß⸗ 

abe von zwei weſentlich verfchiedenen Eintheilungsgründen.. In 
 ndigen, Eräftigen Sägen find ſchwierige, für Wiſſenſchaft und 
nmwenbdung gleid) bedeutſame, Rechtsfragen erörtert, und oft 
iſt das Refultat mühfamer Forfhungen in wenigen Zeilen deut: 
und überzeugend hingeſtellt. Zweckloſes Prunken mit blofer 
lehrſamkeit find ſtreng vermieden, und die citirte Literatur iſt 
gſam gewaählt. Daß man bier nirgends mit leerem Wort⸗ 
ſchwall Yingehalten wird, dafür bürgt wohl {chen die Wertrauts 
heit des Herrn Verfaſſers mit bem Geiſte und der Methode der, 
als Muſter praktifchen Tactes und Scharfblickes anerkannten, clafs 
Eichen Römifchen Juriften. Inder vorftehenden Schrift find felbft 
für manche nur gelegentlich, ber Vergleichung ober Erläuterung 
Wegen, bargeftellte Lehren, neue, die Einficht in deren Wefen 
VArdernde Geſichtspunkte angegeben, namentlich für die Lehren 
hjom Prerarium, als. lucrativem Erwerbsgrunde, vom altrömis 
ſchen Litteralcontract, von den Arten ber Delegation und Inter⸗ 
osffion, von den Faͤllen der Naturalſchuld u. f. w. 


Ueber die Latini Juniani. 
; Eine rechtsgeschichtliche Abhandlung 


no von . 
‘ .Dr..C. A. von Vangerow, Professor zu Marburg. 
14 Bogen gr. 8. 1853. 188Gr. = 1Fl.20 Kr. 
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XIX. 
ueber 
das Verbrechen 


der 


zuͤndung der eigenen Sache des 
Thaͤters. | 


Won 
Mittermaier. 


Verſchiedenheit der Aufichten der Scelfilele und der 
itſchen Geſetzgebungen über Anzündung ber eigenen Sache. 


ren Beweis der Wahrheit des Satzes, daß die Civiliſa⸗ 
, während fie auf einer Seite neue edle Figenfchaften 
Menſchen entwickelt, auf der anderen auch neue auf 
r geringeren Stufe der Cultur unbefannte Lafter und 
brechen hervorruft, liefert dad Verbrechen der Ans 
Yung der eigenen Sache. Mit den neu befannt ges 
denen Mitteln, ſich Vortheile und Annehmlichfeiten zu 
chaffen, 'entftehen bald neue Reize und Verſuchungen, 
die gefteigerte Begierde fucht auch auf verbuchen 
Inh. D. EX, 1884, IV. On Ji 
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Wegen Befriedigung. Erſt ald die Brandaſſecuranzanſtal⸗ 
ten fich verbreiteten, lockte die Gelegenheit, durch Erhös 


‚bung der Summe, für welche man ein Haus oder Mobir 


lien verfihern ließ, und durch die Anzündung des Eigen: 
thums die Affecuranzfumme zu gewinnen, Manchen zu dem 
verbrecherifchen Mittel. Zwar fommt ſchon bei Carpzop 
der Fall vor, mo ein Bürger fein Haus anzündete, um 
der Tragung der ftädtifchen Steuern zu entgehen; allein 
die Annalen der Strafjuftiz enthalten nur felten folche 
Fälle, und da auf diefe Arten weder die älteren Geſetzge⸗ 
bungen, als fie Strafgefege über Brandftiftung erließen, 
auf die Fälle des Anzindens des Eigenthums Rüdficht 
nahmen, noch die Rechtslehrer durch das Bedürfniß zu 
wiffenfchaftlichen Erörterungen Über dies Verbrechen verans 
faßt wurden, fo dürfte eine nähere theoretifhe und prakti⸗ 
ſche Entwicelung des Gegenftandes nicht ohne Verdienſt 
ſeyn. Vergleicht man die Ausſprüche der Eriminaliften iiber 
die Anzündung des Eigenthums, fo findet man in Bezug 
auf das gemeine Recht ein auffallendes Schwanfen der Ans 
fihten. Während Earpzov ') noch bei der Anziindung 
des Eigenthums die Anwendung der Strafgefege über 
Brandftiftung wegen Mangels des dolus oder des animus 
nocendi bezrseifelte, fubfumirt Böhmer’) diefe Anzün- 
dung ſchon unter das Strafgefeg über Brandftiftung, 


. wenn aedes propriae contiguae aliis find. Klein ’) 


nimmt eine geringere als die ordentliche Strafe gerechtfer: 
tigt an, wenn zwar ein Vermögensverluft Anderer, aber 
Fein Brandfhaden beabfichtigt und auch feine Gefahr für 
die Nachbarn zu beforgen war. Meifter ) wendet nur 
dann das Strafgefeg über Brandfiiftung an, quatenus 





. 2) Carpzov lib. VI. tit. 9, resp. 95 


2) Boehmer Med, ad CCC. ad art. 185, §. 8. 
3) Klein Grundf. des peinl. Rechts $. 490, 
4) Meister princip, jur, crim, $, 193, 
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incensio rei propriae aliis est periculosa. Mad 
Zittmann )) erfcheint die Anzündung der eigenen Gas 
che ald Brandftiiftung , fobald das eigene Haus entweder 
noch von andern Menfchen außer dem Eigenthümer bes 
wohnt ward, oder an andern fo nahe anftand, daß fi 
das Keuer auch über diefe verbreiten fönnte. Nah Mars 
tin) hat das Eigenthum an der angezlindeten Sache feis- 
nen Einfluß auf den Tharbeftand der Brandftiftung. Nach 
Feuerbach’) ift es in Bezug auf den Thatbeftand gleiche 
viel, ob die angezüindete Sache fremdes Eigenthum oder dem 
Thäter eigenthüimlich if. Nah Srolman °) ift die Ans 
zündung Des eigenen Haufes nur Brandfliftung , wenn vers 
möge der Lage ein Brandfchaden auch fiir andere Gebäude 
zu beforgen it, toogegen in andern Fällen er die Grunde 
fäge von dem Betruge oder von der Tödtung anwendet. 
Diefe Anfiht nimmt auch Henke’) an. Nach Heffs 
ter °) kann diefe Anzlindung nur unter Umftänden, näms 
lid wenn Gefahr für eines Anderen Leben oder Gefunds 
heit oder Eigenthum mit der Anzündung verbunden ift, 
ftrafbar werden. Bauer *) unterfcheider eigentliche 
Brandftiftung '*) von der uneigentlichen, und erflärt, daß 
unter Vorausſetzung der Gefahr für die Perfon Anderer auf 


5) Zittmann Handbuch II. &. 542, 


6) Martin Lehrbud) des deutfchen Eriminalr. &.423, Da er in 
den Noten auf Tittmann als Autorität verweift, To fcheint 
er auch die Einfchräntung zu billigen, in welher Fittmann 
die Behauptung aufftelt. 

N geuerbad Lehrbuch 5. 362. Er verweift nur auf Klein’s 

. P n . 


8) Srolman Grundf. $. 318. f 

9) Im Handbuch des pein!. Rechts III. ©. 93. 

10) Heffter Lehrbuch) des deutfchen Criminalrechts &. 398. 

11) Lehrbuch 2te Aufl. $. 291. 298. Mn 

13) Zu diefer wird nur die mit Gefahr für bie on Anderer ver⸗ 
erde Brandftiftung — wir Hefehebirung durch Keur 

"ohne folche Gefahr fol uneigentliche A 
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das Eigenthum der angezündeten Sache nichts ankommt. 
— Von den beſonderen wiſſenſchaftlichen Erörterungen, 
welche das Verbrechen der Anzündung der eigenen Sache 
behandeln, find drei anzufiihren. Nur die Abhandlung 
von Lau hn '") bezieht ſich auf das gemeine Recht und ver⸗ 
fucht zu zeigen, Daß nach den römifchen Geſetzen diefe Ans 
zündung, wenn nicht der Thäter durch Anzündung feines 
Eigenthums Brand an fremden Sachen beabfichtige, nicht 
als ſtrafbar erflärt werden könne, daß fie auch nach alls 
gemeinern Rechtsgrundſätzen über freie Verfiigung des Eis 
genthümers nicht ftrafbar fey, und man aus den Gründen, 
welche fiir die Polizei oder für eine neue Geſetzgebung gel: 
ten, nicht eine Strafbarkeit des Vegehendg nach gemeinem 
Rechte ableiten darf. — Pine fehe gut gefchriebene 
Abhandlung von Bries'*) bezieht ſich mehr auf die frans 
zöſiſche Geſetzgebung, die in Bezug.auf unfere Frage große 
Schwierigkeiten in der Rechtsanwendung erzeugte ; fie han: 
delt aber auch im Allgemeinen von den rechtlihen Geſichts⸗ 
Punkten, unter denen man die Brandftiftung überhaupt 
beuetheilt hat. Ueber gemeined Recht fommt nur menig 
in der Abhandiung vor. — Eine holländifhe Abhandlung 
von Wichers '‘) erflärt ſich ebenfalls nur über die An: 
wendung des Art. 434. des franzöf. Code penal auf Ans 
zündung der eigenen Sache. — In Auffägen in unferm 
Archive hat Hofader ') darzuthun verfucht, daß nach 





13) Lauhn Capita quaedam e jure communi de civis ae- 
des suas data opera incendentis impunit. Lips. 183%. 
14) de Vries diss. de crimine et delict. incendii ex jure 
poenali gallico inprimis quod attinet ad’ qnaestionem, 
an is qui proprias suas aedes incenderit ex art. 484. 
Poena capitalji teneatur? Groning 180, 

15) Sn den Tex bydragen tot regisgeleerdheid en Weige- 
ving 1827, Heft 3. ©. 390 ff. ©. 405, finden fich gute Be: 
merfungen. von den Tex felbft. 


16) Im Vten Bande S. 181. 
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dem rom. Recht auch die Anzlindung der eigenen Sache 
wie eine Brandftiftung an fremden Sachen ſtrafbar fey, 
und Hepp ') verfucht nachzumeifen, daß die Gefährlich: 
feit in abstracto (und zwar entweder Gefahr für Mens 
ſchenleben oder gemeine Gefahr für fremde Wohnungen) 
entjcheide, und daß die Anziindung des eigenen Haufee, auch 
wenn fie nur in der Ahficht des Betrugs an der Brandaſſe⸗ 
curanzkaſſe gefchieht, ſtrafbar fey, weil auf das Motiv 
nichts anfomme. Selbſt wenn in conereto feine gemeine 
Gefahr mit der Anziindung des Eigenthums verbunden 
war, bleibt e8 nah Hepp's Anſicht doch Brandftiftung. 
Betrachtet man die Rechtsanwendung in den Ländern des 
gemeinen Rechts, fo enfcheidet die Srundanficht des Deuts 
fhen Gerichtsgebrauchs, Daß man die Todesftrafe nur bei 
den fchwerften Arten der Brandftiftungen ausfpricht '”), 
insbefondere wo in fubjectiver und objectiver Hinficht @rs 
ſchwerungsgründe vorhanden find. - Ueberall fcheint man 
m der Praxis, an die oben angeführten Anfichten der‘ 
Rechtslehrer ſich anfchließend, Die Anzündung der eigenen! 
Saben unter die Strafgefege über Brandftiftung nur zw 
fubjumiren, wenn nach den vorhandenen Umftänden Ges! 
fahr für Perfonen oder für fremde Wohnungen "vorhanden: 
war. Die Größe der Gefahr beftimmt die Beſtrafung. 


In einem preußiſchen Kalle bei Klein '”), wo eine Fa⸗ 


milie um Beiträge aus der Brandaflecuranz zu erhalten ihr 
Haus anzüindete, das von des Rachbars Haus 26 Ruten, 


17) 3m XIVten Bande S. 460, 

18) Dies ergiebt fich aus ben Entfebun en, bie in, Boy Ma: 
terialien der Geſetz ebung u.E in Heſſen V Br, ©. 115., und in 
Hitzig Annalen dr ti ©. 18: gefammelt „nad. S. auch 
Tittmann —52— ch II. S B47. Heffte . 200. 
Königreich Hannover iſt al wegen Vrandſuftung im J. 1832 eins 
mal auf Todesſtrafe erta 

19) Klein’ Annalen * ir. &.66. Der Sal kam noch vor 

inführung des preußiſchen Geſetzbuchs vor. 
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von anderen Häufern 70 Ruthen entfernt war, wurden 
10 Jahre Zreiheitsftrafe erfannt. — In Baden”) ers 
kannte das Gericht in einem Kalle, wo in einer Stadt in 
der Nähe vieler Fleiner Häufer Jemand fein Haus in betrügs 
licher Abficht in der Nacht anzündete, 20 jähriged Zuchts 
haus *). Wilder ift der Gerichtögebrauch im Großhers 
zogthum Heffen. In einem Kalle, wo Jemand unter 
fehr erſchwerden Umftänden zur Nachtzeit, wo Leute fi 
im Haufe befanden, fein Haus in betrüglicher Abſicht ans 
zündete, wurden von dem Dberappellationdgerichte 8 Jahre 
Zuchthaus gegen den Anftifter (der Eigenthiimer hatte den 
Auftrag zur Anzüindung gegeben) erfannt; in einem andern 
Falle, wo das angezlindete Haus 80 Fuß von dem Rach⸗ 
barhaufe entfernt war, wurde 10 Jahre Zuchthaus ers 
fannt °”). In einem von der Heidelberger Fakultät 1834- 
beuetheilten Falle, wo ein Bürger, um die Mobiliarbrands 
fafle zu betriigen, zur Nachtzeit fein von anderen Häus 
fern umgebenes Haus anziindete, wo das Feuer fehnell ſo⸗ 
gleich nach dem Ausbruche gelöfht wurde, und fein Schas 
den für die Nachbarn entftand, wurde gegen den Brands 
ftifter lebenslängliche Zuchthausftrafe erfannt *). Won 
Würtemberg bezeugt Knapp ’*), daß die Anziindung 
der eigenen Sachen als Brandfiftung betrachtet werde, for 


20) Bet Hohnhorft Sahrbücher des Oberhofgerichts I. Bb. 
©. 157. Das Gericht berief fih auf Böhmer und Zitts 
mann;.das badifche Strafedikt: v. 1803 erklärt fi) nicht über 
die Anzündung des Eigenthums. 

21) Der Herausgeber (v. Sohnhorft) bemerkt in der Note ©. 
162, daß nur die Größe der Gefahr des Brandes für das ges 
meine Wefen den Begriff der Brandftiftung begründe. 

22) ©. dieſe Fälle in Bopp Materialien der Geſetzgebung In 

Seſſen, VI. Bochen ©. 108. 150, . on 

28) Bemerkt muß jedoch werben, daß ber Fall nach dem ſchwarz⸗ 
burgifchen Gefege, das unten näher erwähnt werden muß, zu 

. beurtheilen war. 


24) Das Würtembergifche Criminalrecht. 2te Abtheilung ©. 867. 
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bafd: dadurch Menfchenleben oder die Wohnungen Anderer - 
in Gefahr gebracht werden, und dieſe dolofe oder culpofe 
fey, je nachdem die Abficht des Thäters auf die Hervorbrin⸗ 
gung einer ſolchen Gefahr gerichtet gewefen oder nicht. 
Aus den Mittheilungen bei Schirach ”) ergiebt ſich, daß 
fon feit 1763 die Strafbefimmungen über Brandſtif⸗ 
tung auch auf die gewöhnlich in der betrügerifchen Abſicht 
verübte Anztindung der eigenen Häufer angewendet worden 
find. — In Schleswig") fam ſchon 1739 ein Zall vor, 
wo die Abſicht des Betrugs die Anziindung des eigenen 
Saufes veranlafte; man beurtheilte Fälle diefer Art wie 
Brandftiftungen an fremden Häufern, und eine dänifche 
Verordnung von 1819 erfennt diefen Gerichtsgebrauch den 
Geſetzen gemäß. — Eine duch ihre Härte auffallende Strafs 
beftimmung ift die ſchwarzburgiſche vom 22. October 
1827., in welcher man, um mehr vom Verbrechen abs 
zufchrecken, wie das Geſetz fagt, befannt macht, daß nach 
den Srundfägen de gemeinen deutfchen Criminalrechts (hier 
ift doch ein bischen zuviel behauptet) auf vorfägliche Brands 
ftiftung,, fie gefhehe an eigenen oder fremden Gebäuden — 
je nachdem fie an einem Inbegriff mehrerer zufammenhäns 
genden Verſuchungen oder an einzelnen Aufenthalteorten 
verübt wird, der Strafe des Lebendigverbrennens oder 
des Schwerts ſtehe. Darnach müßte auch der, welcher fein 
ifoliet ſtehendes Haus anzüindet, in welchem er allein wohns 
te, mit der Schwertſtrafe belegt werden. — 

Die neueren deutfchen Gefeßgebungen fühlten die Noth⸗ 
wendigfeit umfaflender Beftimmungen über die Anzündung 
der eigenen Sache. — Das preußiſche Landrecht ), 
nachdem es vorerft über die ſchwerſten Arten der vorfäglis 





25) 6 ss ira wa Sandbud des Schleswig » Holftein. Criminalrechts 


26) Er l.c. II. 8b. S. 476— 8, 
5 Preuß. Landrecht IL Ih. Tit. 20. Ast, 1520 — 1528, 
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hen Brandftiiftung an fremdem Eigenthum Gtrafbeftims 
mungen erlaffen hat, erflärt ”°), daß der, welcher durch 
Anſteckung feines Cigenthums das Feuer weiter zu verbreis 
ten, oder Andere zu betriigen ſucht, gleich dem beftcaft 
werden foll, der fremdes Cigenthum in Brand ſteckt. Man 
ſieht leicht, daß die Vorfchrift theild zu eng ift, indem der 
Ausdruck: ſucht, den Fall vorausfegt, wo Jemand fein Eis 
genthum anzündet, damit das fremde in Brand gerathe, 
theilö zu weit geht, indem dann auch derjenige als Brands 
ftiftee beftraft werden müßte, der fein einfam ftehendes 
Daus in betrügerifcher Abficht anziindet. Das öferreis 
chiſche Geſetzbuch ?°) beftraft den, der durch Anzündung 
feines Eigenthums auch fremdes der Feuersgefahr ausſetzt, 
nach den Sefegen über Brandlegung, denjenigen aber, der 
ohne diefe Gefahr fein Eigenthum anzündet, wegen Bes 
teugs, wenn er dadurch Rechte Dritter zu verkürzen 
ſucht. — Das baierifche Gefegbuch von 1813 °°) bes 
ſtraft den, wer fein Eigenthum mit Gefahr für Die Bewoh⸗ 
ner deffelben oder mit Gefahr für fremde Wohnungen in 
rechtswidrigem Vorſatz anzüindet, jedem andern Brandfifs 
ter gleich; wenn die Handlung aber ohne Gefahr für Mens 
fen oder fremdes Eigenthum in der Abficht eines Betrus 
ges an Brandfafien geſchah, ald Betrüger. In den fpätes 
ren Entwürfen von 1822 und 1827 wurde diefe Beſtim⸗ 
mung mobdificiet °*). Im neueften Entwurfe von 1831”) 


. Art. 1520. 
59) Bon 1808. Kt, 149,150, G. dazu Jen u ll Comment. U. Th. 
B81) Nach Entwurf v. 1822. Art, 195. wurden zu dem Fall der 
Gefahr für fremde Wohnungen auch die Fülle geſetzt, two Ges 
fahr für die in Art. 198. 198. bezeichneten Gegenftände (5. 3. 
an Waldungen oder einfam ftchenden unbewohnten Gebäude) 
vorausgefegt if. Im Entwurf v. 1827. Art. 29. wurde dieſer 
Yufag weggelaffen und flatt fremde Wohnungen — fremdes 
N geſetzt. 


® ⁊ 
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wird derferfige‘, weicher an ſeinem Eigenthum mit Gefahr 
für Menfcben oder fremdes Eigenthum Zeuer legt, wie der 
Brandftifter an fremden Sachen beftraft; außerdem aber 
als Betrüger mit Strafe belegt, wenn die Anzündung in 
beteüglicher Abficht geſchah. 

Bon den Der baterifken Geſetzgebung nachgebildeten 
Entwürfen fpricht der würtembergifche ) nur aus: daß 
das Anziinden der eigenen Wohnung oder Sache ohne Ges 
fahr fiir die Bemohner des Haufe oder. für fremdes Eis 
genthum nur ſtrafbar ift, wenn folches in betriiglicher Abs 
ficht geſchieht. In den vorausgehenden $$., we Gefahr 
borausgefegt ift, wird fein Unterfchied zwifchen der Anzün⸗ 
dung des Eigenthums oder der fremden Sache gemacht. — 
Der Hannöverifche Entwuf °*) fieht. auf ähnliche Weiſe 
Die Anziindung an, erflärt aber deutlicher: wer feine eigene 
Sache in der Abficht eines Betruges an Brandkaſſen oder 
anderer Betrügereien unter ſolchen Umftänden in Brand 
ſteckt, bei welchen aus deren Anzündung eine Gefahr für 
Menfhen oder fremdes Sigenthum nicht entftepen, Fann, 
wird als Betrüger beftraft. 


$, 11. Englifhe, nordamerikaniſche, franzöſiſche Geſetzge⸗ 
bung und Praxis. — Neueſtes Geſetz von 1834 für 
Rheinbai ern. 

Wie überhaupt der größte Theil des engliſchen Srimi- 
nalrechts nicht auf ausdrücklichen Geſetzen, fondern auf 
dem fogenannten common law beruht, nämlich auf dem 
ungefchriebenen, aus alten Rechtsanfichten abgeleiteten, 
Durch den Gerichtsgebrauch fortgebildeten Rechte, fo ift es 
auch in Bezug auf die Brandftiftung im engliſchen echte, 


——— 
35) Bon 1882, Art 871, 
.9) Art. 188, 


488 Ueber das Verbrechen ber Anzuͤndung 


Schon bie von den englifchen Yuriften ’) aufgefteflte Defi⸗ 
nition von Brandftiftung (arson) °) und die gewöhnliche 
Aufftellung des Verbrechens im Rechtsſyſteme) lehren, 
daß man zunächft nur die Brandſtiftung betrachtet, die an 
fremden Sachen verübt wird. Daraus erflärt ſich auch, 
Daß die Anziindung der eigenen Sache in der Regel nicht 
unter Brandftiftung geftellt wird; allein ein fefter Gerichts⸗ 
gebrauch erfennt 1) die Anzündung als arson für ftrafs 
bar (und zwar mit Todesftrafe belegt), wenn ein frems 
des Haus abbrannte und daſſelbe dem eigenen in bes 
trügeriſcher Abficht angezünderen Haufe des Thäters fo 
nahe war, daß die höchſte Wahrfcheinlichfeit der Ver⸗ 
breitung des Feuers vorhanden war ). Man geht des 
von aus, daß da, wo der Thäter bei feiner Handlung 
ohnehin eine verbredherifche Abſicht Hatte, er noch mehr 
alle Folgen feine Unrechts tragen muß. 2) Die Anzilns 
dung des eigenen Hauſes wird als ſchweres misclemeanor . 
beſtraft °), fo oft — wenn auch kein ſchlimmer Erfolg ents 
fand — das Haus des Thäters In einee Stadt oder in 
folder Nähe zu andern Wohnungen lag, daß durch die 
Anzündung auch für fie Gefahr entfiehen fonnte ). Das 
neue englifche Geſetz vom 21. Junius 1827 über die vors 





1) Hawkins treatise on pleas of the crown Vol. 1. ' 
p 137. cap.89. East pleas of the crown cap. 21. p. 1015. 
ussel on crimes and misdemeanor II.p.486. Black- 
stone Commentaries (Xuög. von Coleridge) IV. p.220, 
Stephen summary of the eriminal law. London 183, 


pag. 160. 
2) Als malicious and wilful burning the house of an 


another. 
8) ah unter ben Verbr. gegen die Wohnungen von Privat: 
perfonen. ' 
&) East c.p. 1081. Russel l. c. p. 487. Stephen | 


p. 160. 

5) Mit 2 Jahre Einfperrung,, pillory, und Verpflichtung Gasti 
twegen guten Betragens zu allen. ” vg "ng er 

6) Russell.c. 9.486. Blackstone p.21. -- | 
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"  fäglichen Angriffe auf Eigenthum erklärt jede Brandftiftung 
an Kirchen, Wohnhäufern und gemiflen andern Gehäus 
den (die das Gefeg weitläufig aufzähle), ohne Rückſicht 
ob das Gebände dem Thäter oder einer ans: 
dern Perfon gehört, fobald die That in der Abs 
ſicht gefchieht, um andere Perfonen dadurch zu beſchä⸗ 
digen oder zu betrügen; das Geſetz droht der That Todess 
ſtrafe). Andere Geſectze beziehen fi) auf die Anziindung 
von Schiffen, von Minen u.9.°), In dem ſchotti⸗ 
ſchen Rechte wird bei dem Verbrechen (fire raising ges 
nannt) ſchon mehe der Gefichtspunft eines gemifchten, 
daher auch Perfonen gefährdenden Verbrechens hervorges 
hoben ?). Schon 1728 famien: in der dortigen Prarie 
Fälle der Anzündung des Eigenthums vor; man ſieht auf 
die Umſtände, unter denen das Verbrechen verübt wurde; 
wenn das eigene Haus des Thäters von Andern bewohnt 
war oder an andere Wohnhäufer ſtieß, wurde immer die’ 
Strafe wie gegen den Brandftifter an fremden Häufern ans 
gewendet; regelmäßig alfo auch da, wo ein fremdes Haus: 
abbrannte; nur bei vorhandenen mildernden Umftänden' 
wurde geringere Strafe erfannt. — An Bezug auf Nord⸗ 
amerifa ift es befannt, daß auf die Geſetzgebung und 
die Rechtsanwendung dieſes Landes Das englifhe Recht 
den wichtigften Einfluß Hatte, und fo erflärt es fich Leicht, 
dag man in den Befegen der einzelnen Staaten auch im: 
Weſentlichen die englifhen Anfichten findet. Die meiften‘ 
dieſer Gefege handeln nur überhaupt von Brandftiftung, 


7) Aus den neueften Eriminaltabellen von England ergtebt fich, 
daß im Jahre 1833 in England und Wales wegen Brandftifs 
tung 6% Perfonen vor Gericht gefent waren; gegen 28 wurde 
die Anklage nicht zugelaffen,, 19 wurden freigefprochen,, 15 zum 
Tode verurtheilt ,. I wurden hingerichtet. Im Jahr 1832 wurs 
den 16 hingerichtet. In London felbft wurde wegen Brandflifs 
tung 1883 Niemand vor Gericht geftellt. 

8) Russel 1. c. p. 490 


484 Leber das Verbrechen der Anzuͤndung 


indem fie die oben angegebenen englifchen Ausſprũche tiber 
Anzündung der eigenen Sache als befannt vorausfegen. 
Sn Penſylvanien ) ift in dem neueften Criminalgefege 
gom 23. April 1819 einfame Einfperrung von 1 — 10 
Sahren der vorfäglihen Brandftiftung gedroht, welche an 
Wohnhäuſern oder andern Häufern, Hebenhäufern oder 
Bintergebäuden, oder Scheunen mit Getreide, oder an Kies 
chen oder öffentlichen Gebäuden verübt wird. Ueber Ans 
zündung des eigenen Hauſes wird nicht befonders gefpros 
hen. — In Alabama’) wird nach den Eriminalges 
fegen von 1807 auch nur allgemein, ohne des Eigenthums 
des Thäters zu erwähnen, Todesftrafe der abfichtlicyen 
und vorfäglichen Anzündung von Wohnhäufern oder Fa⸗ 
brifgebäuden oder von Mebengebäuden folder Häufer ge 
droht, während die Anzündung von andern nicht an 
Wohnhäufer angrenzenden Gebäuden, fo wie der Scheus 
nen u. ſ. w. @infpereung. bis zu 6 Monaten nach fid 
zieht. Mach den Eriniinafgefegen von Ohio von 1809 "”) 
wird Todesftrafe demjenigen gedroht, welcher abſichtlich 
ein Wohnhaus, Magazin oder an ein ſolches anftoßende 
Mebengebäude anziindet und wenn dadurch das Leben einer 
Perſon in Gefahr gefegt wird, Erfolgt fein Schaden für 
die Perfon, oder iſt feine Gefahr da, fo leidet der Brands 
ftifter Einfperrung bis zu 2 Jahren, wird zur Geldftrafe 


bis 5000 Dollars verurtheilt, und ift unfähig Gefhwon 


ner au ſeyn. — In Connecticut”) ziehtnur die Brand⸗ 


ERTEETG 
9) Hume Comm. J. p. 122. ‚ 
10,4 digest of the laws of Pensylvania by J. Purdon, 
"Philadelphia 1831. p, 61.- 2 | 
: 41) A digest ofthe laws of the Staie of Alabama by Aikin. 
Philadelphia 1833. p. 10%, 
12) The statutes of Ohio and of Nordwestern territory, 
edited by Chase. Cincinnati 1839. Tom. I, p. 61. 
13) A digest of the laws of the state of Connecticut by Z. 
Swift. New-Haven 1833. Vol. II. p. 30%. Dort finden 
fich auch viele einzelar Tile und Wemerkungen gefammelt. 
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fiftung , durch welche Jemand. um das Leben fommt oder 
wodurch fein Leben in Gefahr geſetzt wird, Todesftrafe 
nach ficb; in andern Källen wird Gefängniß bie zu 7 Yabs 
ren erfannt, Zum Thatbeftande der Brandftiftung gehört 
ein fremdes Haus; zündet aber Jemand fein eigene 
Haus in einer Stadt oder fo nahe von andern Häufern an; 
daß fie das Feuer leicht ergreifen fann, fo begeht er ein 
ſchweres miscllemeanor; brennt aber durch die Anziins 
dung des Eigenthums des Thäters ein fremdes Haus ab, 
das fo nahe fi an dem angeziindeten befand, daß das 
Feuer mwahrfcheinlich daflelbe ergreifen mußte, fo teite 
Strafe der Brandfiftung ein. — Nach den Strafge⸗ 
fegen von Delaware '*) von 1826 ift Todesftrafe ges 
deoht, wenn Jemand an Wohnhäuiern oder Begenftänden, 
die daran ftofen, oder an öffentlichen Gebäuden Brand 
fegt. Wer in der Abfiht um die Brandaffecuranzgefells 
ſchaft zu betrligen fein Haus anzüindet, muß dem Gtaate 
als Geldftrafe das 4fache der Summe bezahlen, um wels 
de der angeziindete Gegenftand aſſecurirt war, und wird 
auf 3 bis 7 Jahre an den Meiftbietenden verkauft. — 
Am ausführlichftien erflärt ſich das Strafgeſetzbuch von 
NewsNorf von 1828°). Darnach werden bei Brands 
fiftung 4 Grade des Verbrechens gemacht; der erfte (mit 
Todesſtrafe beftraft) wenn Jemand zur Nachtzeit ein Wohns 
haus, in welchem zur Zeit Menfchen fich befanden oder ein 
anderes. Gebäude anziindet, in welchem gewöhnlidy zue 
Nachtzeit Menfchen fich aufhalten; der zweite Grad (mit 
&infperrung von wenigſtens 10 Fahren bedroht) wenn der 
Brand am Tage gelegt wird, aber an Gegenftänden gefchieht, 





14) Laus of the State of Delaware,. Wilmington 1829, 
p. 130. 
'15) The revised statutes of the State of New- York, - F 
bany 1829. Vol. II, p. 656. 666, . 
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an denen eine Brandſtiftung des erſten Grades verübt würde, 
wenn fie zur Machtzeit verübt wäre; ferner, wenn der 
Brand zur Nachtzeit an Kramladen, Waarenlagern oder 
Gebäuden begangen wird, an denen nicht Brand des er⸗ 
fen Grades verübt wird. Zum dritten Grade (mit Ges 
fängnig von 7 — 10 Jahren beftraft) gehört die zur Tagt⸗ 
zeit verübte Anzündung von Begenftänden, beren Anzüns 
dung, wenn fie zur Machtzeit gefchähe, Brand des 2ten 
Grades feyn würde; ferner die nächtliche Anzündung ans 
derer Privathäufer, die nicht zur Brandftiftung des erften 
und zweiten Grades gehört, und Anzündung öffentlicher 
Gebäude, z. B. Kirchen u. f. m. — Zu dem dritten Grade 
gehört nun auch die Anzüindung von Gebäuden, Schiffen, 
Waaren zur Zeit wo fie gegen Feuersgefahr verfichert find, 
ed mag der Gegenſtand den Brandſtifter gehören obere 
nicht — wenn die Anzündung in der Abficht gefchah, dem 
Verficherer Schaden zuzufügen. — Ber Ate Brad (bes 
ftraft mit Gefängniß von 2 bi6 4 Fahren) enthält die am 
Tage verübte Anzündung von Gegenftänden, deren zur 
Nachtzeit gefcbehene Anzündung arson im dritten Grade 
begründen würde. — In dem Strafgeſetzbuch von 
New⸗Jerſey') ift aus dem Geſetzbuche von New⸗ 
Vork der oben angeführte Artikel über die Anzündung 
aufgenommen und die Strafe auf Einſperrung bis za 
4 Jahren und Geldſtrafe bis 1000 Dollars geſetzt. — 
Mach dem Entwurfe des Geſetzbuchs von Livingſton fir 
Louiſiana ”) iſt der Brandſtiftung, wenn ſie an einen 





16) Code of criminal law. Bridgeton 1834. p. 7. — 9a 
Gefege von 1829 wird die Anzündung des Gigenthums nicht 
erwähnt. &. a Compilation of the public Laws of the 
State of New-Jersey. Camden 1833. p. 228. 

17) System of the penal law prepared for the State of 
Louisiana p. 181. Tit, XXL — untere den offences affecting 
private prxoperiy, | 


Pe v —⏑ 


„der eigenen Sache des Thätere. . 487 


Wohnhaufe mit der Abſicht, daſſelbe zu zerſtören, geichieht, 
lebenslängliche Einſperrung gedroht; wenn das angezüns 
Dete Gebäude fein Wohnhaus war, aber fremdes bewegli⸗ 
ches Eigenthum enthielt, und der Schaden durch den Brand 
über 100 Dollars betrug , teitt @infpereung von 7 — 1% 
Jahren, wenn der Schaden geringer if, von 5 — 10 Jah⸗ 
ven ein. Wenn jemand fein Wohnhaus anzündet und dars 
auf fonft Niemand ein dinglihes Recht hat, fo ift er nicht 
ſtrafbar; wenn aber ein Anderer daran aus Miteigenthum, 
Nießbrauch, Mierhe, Rechte hatte, oder das Haus aſſecurirt 
war, fo ift die Angiindung ald Brandftiftung zu betrachten. 

Vorzüglich merkwürdig ift der Gang, den die frans 
zöfifche Geſetzgebung und Yurisprudenz in Bezug auf die 
Anzündung der eigenen Sache nahm. Der Code penal 
hatte in dem Kapitel von Verbrechen gegen dag @igenthum, 
und zwar in der Abtheilung: von der Zerſtörung und Bes 
ſchadigung, die Todesftrafe Jedem gedroht "*) der freiwillig 
an Gebäuden, Schiffen, Magazinen, Werften, Walduns 
gen, Xernten, gefälltem Holz oder an fonft brennbaren Mas - 
terialien Feuer fo angelegt hat, daß es fich diefen Gegens 
ftänden oder einem derſelben mittheilen fonnte. Ueber die 
Anziindung des Eigenthums ſchwieg das Befeg. In einzelnen 
Fallen erfannte der Caffationshof auf das beftimmtefte, daß 
zue incendie nad) dem Gefege '”) die Abficht das fremde 
Eigentbum zu befhädigen gehöre, und daß die Anziindung 
dee eigenen Sache ald Ausflug des Eigenthumsrechts nicht 
ſtrafbar fey °°). Als die Aſſecuranzgeſellſchaften in Frank⸗ 
reich häufiger wurden, und die Gelegenheit Gewinn zu 
machen Manche bewog, ihre aſſecurirten Häufer anzu⸗ 
zünden, um die Verſcherungeſunme zu erhelten, als 





18) Code penal art, Fr 
19) Arrets v. 20. Aoüit. 
20) Arret v. 2. Floreall’an, XL, Arret v. %, Mare MR. 
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Brandftiftungen diefer Art häufiger vorfamen , klazte bie 
öffentlihe Stimme iiber die Gefahren der Straflofigfeit 
ſolcher Fälle. Während man im Staatsrarh erfannte, daß 
das Geſetz eine Lücke habe, welche die. Legislation zum 
&infchreiten auftordere, erfannte der Caſſationshaf durch 
ein Arret vom 21. November 1822”), daß auch auf 
den Zall, wo der Eigenthümer fein aflecurirte® Haus in 
betrüiglicher Abſicht anzünde, der Art. 434. Code über 
Brandftiftung anwendbar fey. In den Entfcheidungsgräns 
den berief fich der Hof darauf, daß der Art. 484. nice 
unterf&cide, ob die angeziindete Suche dem Thäter gehöre 
oder nicht, daß, fo oft das angezündete Eigenthum verfichert - 
oder verhypothecirt ſey, dadurch ein Schaden für einen 
Dritten entftehe und .auf diefe Art eine criminelle Abſicht 
begründet fey. Kaum hatte der Juſtizminiſter diefe Ent⸗ 
ſcheibung erfahren, als er, die legislative Werbeflerung 
für unnöthig erfennend, duch ein Eirculare vom 23. Ja⸗ 
nuar 1823 an die Beamten der Staatsbehörde ihnen dab . 
Arret des Eaflationshofes mittheilte, daflelbe billigte, ins 
dem es den wahren Sinn des Gefehes darſtelle, und fie 
aufforderte, auf die Anwendung des Örundfäge des Ar- 
röt überall zu wirken *). Der Eaflationshof blieb den 
1822 gefaßten Anfihten treu. Manche Opfer fielen in 
Folge ”) einer, wie wir glauben, ungerechten Geſetzes⸗ 
- auslegung. Es erhoben fih zwar in den Ländern, wo der 
Code galt, mandıe Stimmen?) gegen die Anficht des Caſſa⸗ 
— — tiont⸗ 


21) 2 ebrudtt in Bourg —* arisprudenoo des Codes 
minels Vol. III. p:.480, 


29) — ** in Sirey recueil des lois et arröts Vol, 28 


23) Arrets v. 11. Nov. 1825, v. 35. April 1889. 
24) ; 8. von Dalloz, Guenault et Jolliar in dem 
traitd sur les assurances, — Dicher gehören auch die oben’ 
$. I. in den Noten 14. 19. angeführten Handlungen von wu 
cherßs vnd Brich 


‚der eigenen Sache bes Thaͤters. 489 


tionshofes. ‚Statt ehrlich zu geftehen, daß die Verfaſſer 
des Code gar nicht an die Brandfiiftungen um Aflecuranz 
zu betriigen dachten ; daß auch die Aufſtellung unter cri-: 
mes contre les proprieles deutlich den Willen des Geſetz⸗ 
gebers zeigt; daß nur Brand an fremden Sachen beſtraft 
werden ſoll: half man ſich mit Verdrehungen des Geſetzes, 
und ſchob dem Worte volontairement, das (verglichen 
- mitdem Code von 1791) offenbar auf die Abſicht Brand 
zu fliften und Die fremde Sache durch Feuer zu zerflören 
deutet, den Sinn unter, daß e8 auch pafle, wenn Jemand 
iiberhaupt nur fremden Rechten durch Feuer fchadet. — 
Erſt im Jahre 1831 erkannte der Caſſationshof den bis 
herigen Irrthum. Dem Generalprocurator Dupin ges- 
bührt das Verdienft, durch: die geiftreiche Begründung feines: 
Antrags ) den Hof zur Einſicht gebracht zu haben, daß 
die ausdehnende Auslegung, die der Hof ſich bisher ers 
laubte, eben fo gefährlich als gefegwidrig fey, daß man-den- 
Betrug an der Affecuranzfaffe ald escroguerie, aber nicht 
im Sinne des Art. 434. als incendie beftrafen könne. 
Das Arret vom 19. März 1831 ”°) erfannte, daß der 
Art. 434. auf die zum Nachtheil der Verficherer, ohne 
Abſicht fremdes Eigenthum anzuziinden, verübte Anzün⸗ 
dung des Eigenthums des Thäters nicht anwendbar ſey. 
Dei der Revifion des Code penal 1832 fuchte man nun 
die Lücke des Geſetzes auszufüllen; nach einer Discuffion.. 
der Kammern ”’), in welcher die Meinung von der Noths 
wendigkeit der Abfchreddung durch harte Geſetze fich oft gels 
tend machte, und wo die Kammern ftirenger ald das Mis 
“ nifterium waren, entftand das Geſetz von 1832 *°), welches 





35) Abgedruckt i tin :Sirey recueil des: lois et des arr&ts. Vol: 
XXXI. 

26) — 5 in Sirey Il. c. p. 117. 

7) Sut dargeftellt in Chauveau Code penal progressif. 
CGommentaire sur la loi modificative. Paris 1832. pag. 
sad — 395. 

28) Gefe vom 28, April 1882, Art. 92. 


Arc. 8. CH. 1884. IV. Or. ar 
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die Todeöftrafe Jedem droht, der vorfäglich an bewohnten 
oder zur Wohnung dienenden Gebäuden, oder Verſamm⸗ 
fungeorten, fiemögen dem Thäter gehören oder fremde feyn, 
Keuer anlegt. Zwangsarbeit auf Lebenszeit wird der Brands 
fliftung gedroht, wenn fie an nicht bewohnten und nicht zur 
Wohnung befiimmten Gebäuden, Schiffen, an Walduns 
gen, gefäfltem Holz verübt wird. Die Brandftiftung , wels 
che an den oben erwähnten Gegenſtänden, die dem Thäter 
eigenthümlich gehören, verübt wird, wenn dadurch ein 
Schaden einem Dritten zugeht, wird mit zeitlicher Zwangs⸗ 
arbeit beſtraft. WBrandfiftung an fremden Ernten zieht 
die nämlihe Strafe, und wenn der Begenftand Eigenthum 
Des Thäters war, Einfperrung nach fi. Wenn aber einer 
der zuvor erwähnten Gegenftände unter Umftänden anges 
zündet wied, wo daB Heuer andern Gegenftänden fich leicht 
mittheilen konnte, fo tritt die Strafe ein, welche geſetzlich 
für den Hall gedroht ift, wenn ein folder Gegenſtand une 
mittelbar angeziindet wird. Erfolgt dee Tod einer Perfon, 
welche zur Zeit des Ausbruchs des Brandes fi in dem Se 
genftande befand, fo tritt Zodesfteafe ein. Wir werden 
dies franzöfifche Gefcg unten einer nähern Prüfung unters 
werfen. Das den Kammern vorgelegte Project einer Res 
viſion des Code pénal für das Königreich Belgien?”) folgt 
den Beflimmungen des franzöfifhen Gefeged von 1832, 
enthält aber die Verbefierung, daß die Todesftrafe nur ger 


droht ift, wenn an wirklich bewohnte Gebäude oder an. 


die zur Berfammlung von Menfchen dienenden Gebäude zur 
Zeit der Berfammlungen Feuer gelegt wird. 


Eine befondere Beachtung verdient das neuefte für den ı 


Rheinfreis erlaffene baierifche Gefeg vom 1. “Sal 1832. 
— 
29) Borgelegt am 1. Xuguft 1834. unter dem Titel: Projet de, 


i apportant des modifications aux Code penal et d'in- 
struction, | 
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Da in jenem Kreife der Code penal gilt, die Anflagefams 
mer in Zweibrücen in neuefter Zeit erfannte, daß der 
Art. 434. nicht auf Anziindung des Eigenthums anzuwenden 
fey, da aber, wie im Vortrage des Juſtizminiſters erfläkt 
ift, die Strafen des Code penal in dee Anwendung auf 
die Anzünduug des Eigenthums zu hart ſeyn würden: fo 
legte man.den Kammern einen Entwurf vor, der die Aus⸗ 
- füllung der Lücke des Geſetzes beabfichtigte. Mach einer 
nicht ſehr tief in die hier einfchlägigen Kragen eingehenden 
Discuffion °°) fam das Gefeg zu Stande, nach welchem 
erklärt ift: Wer fein Eigenthum ohne Gefahr für Menfchen, 
oder fremdes Eigenthum in der Abficht eined Betrugs an 
Brandfaflen, oder fonft in betritglicher Abficht, oder um Ans 
deren zu fchaden, die auf die Sache Rechte haben, anzün⸗ 
det, foll mit Sefängniß von 1 — 5 Jahre und mit Geld> 
ftrafe von 25 — 1500 Gulden beftraft werden. ft mit 
. der Brandlegung Gefahr für Menfchen oder fremdes @igens 
thum verbunden, fo teitt dee Art. 434. ded Code in Ans 
wendung, Der groben Nacläffigkeit, wenn durch fie 
Brand an verfichertem Eigenthum verurfacht wird, ift Geld⸗ 
firafe Di 500 Gulden gedroht. Der Art. 463. des Co- 


de °') ift auch auf die Fälle, die dies Gefeg mit Strafe bes | 


droht, anwendbar erklärt. 


8. III. uUeberſicht der übrigen ausländifchen Gefeggebungen 
über die Anzündung des Eigenthums. 


Bon den in der Schweiz erfchienenen Gefegbüchern hat 
das von St. Gallen ') einfache Todeöftrafe gedroht, wenn 
Jemand in rechtswidriger doshafter Abficht fremdes Eis 


80) Inden Verhandlungen der 2ten Kammer. IlIr Bd. &. 121, 


81) Veh welchem wegen mildernder Umſtände das Gericht unter - 
das geſetzliche Minimum herabgehen darf. 
1) Strafgefegbuch v. 25, Juni 1819, Art, 210, 
K2 
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genthum oder auch das eigene mit Gefahr für 


deſſen Bewohner oder für fremde Wohngebäude in Brand 
ſteckt. Wenn ohne ſolche Gefahr Brandſtiftung erfolgte, aber 
Schaden über 500 Franks entſtand, ſo ſoll zehnjährige Ket⸗ 
tenſtrafe eintreten. Das Bafler Geſetzbuch ) bes 
zeichnet als Brandſtiftung die aus Eigennutz, Rache, Bos⸗ 
heit, Muthwillen verübte Feueranlegung an fremdem in 
dem Geſetze bezeichneten ECigenthum, oder fein Eigenthum 
zum Machtheil eines Andern. Todesſtrafe tritt ein, wenn 
das Keuer an Wohnungen und andern Yufenthaltsorten 
von Menſchen, oder an folchen. Gebäuden und Sachen ans 
gelegt wird, welche wegen ihrer Nähe menfchlichen Woh⸗ 
nungen und Aufenthaltsorten das Feuer leicht mittheilen füns 
nen. Das Luzerner Gefeubuch ’).von 1824 °) ftimmt 
wörtlich mit dee. angegebenen Vorſchrift des Bafler Geſetz⸗ 
buchs überein. Der Entwurf des Strafgefegbuche für Zũ⸗ 
reich ) beftraft die ohne Gefahr für Menfchen oder fremdes 
Eigenthum in betrüglicher Abſicht oder aus Bosheit gegen 
die Gläubiger verübte Brandlegung an dem Eigenthum des 
Thäters,, menn der beabfichtigte Schaden oder Betrug liber 
4000 Franken betrug, mit 12 — 16 jähriger Kettenſtrafe. 
Wo Gefahe für Menfchen oder fremdes Eigenthum da if, 
wird fie der Anziindung des fremden Eigenthums gleichges 
fiellt. Das Strafgefegbuch von Schaffhaufen °) hat der 
Brandfiftung an fremdem Eigenthum die Anzündung ded 





9) Bom 3, April 1821, Art, 156. 
8) Mach dem Vorfchlag der Revifion v. 1829. (&. 77.) ift die Eos 
beöftrafe nicht mehr abfolut gedroht, fondern kann wegen bis 


fonderer mitdernder timftände In 24jüährige KRettenftrafe verwans 
delt werden. 


9 Vom 18. Februar 1827. Art. 166. 168, 
5) Vom Sahre 1829, 6. 247 bis 253, 
6) Bon —— geleetihen Leitfaden auf % Jahre auf Probe ers 


hoben. Ar — 169, d ji 
den Kanton Schufkanen) ©. oeletlichen Beftimmungen für 
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Eigenthums des Thäters zum Nachtheil eines Andern gleiche 
geſtellt. — Bon den neuen Gefegbiichern Italiens iſt 
es nur das Neapolitanifche ’), welches, nachdem es bei 
Brandftiftung überhaupt viele Unterfcheidungen gemarbt, , 
Insbefondere Todeeftrafe gedroht hat, wenn ein Wohnhaus 
oder ein Aufenthaltsort von Menfchen angezünder wird, 
oder der Brand an Sachen gelegt ift, die nahe an Wohns 
gebäuden fich befanden, und wenn das Feuer diefen mitges 
theilt wurde, im Art. 444. allgemein erfläct, daß die vors 
fiehenden Beftimmungen au auf die Anzündung ‚des Ei⸗ 
genthums des Thäters anzuwenden ſeyen. — Das Bes 
ſetzbuch von Parma °). und der neue päpftliche Coder °) 
unterfcheiden zmifchen Anziindung des fremden Eigenthums 
und. der eigenen Sache des Thäters gar nicht. Im Geſetz⸗ 
buch für Das Königreich Italien vom Jahre 1808 '°) if bie 
Unzündung des Eigenthums nicht befonders erwähnt , es 
finden fich aber: darin im Ganzen fehr zweckmäßige Unters 
ſcheidungen der Brandſtiftung. Das neue Griechiſche 
Strafaefegbud ") flimmt völlıg mit den oben mitges 
theilten Vorfchriften des baler. Entwurfs von 1881 zufams 
men. — Der Entrourfdes Gefegbucs für Norwegen ”) 
droht Strafarbeit des Zten Grades (von 9 — 12 $ahren) 
demjenigen, der Häufer, Gebäude, Fahrzeuge oder ans 
dere Gegenſtände, wo Menfchen fi aufzuhalten pflegen, 


7) Bon 1819, Die Brandftiftung iſt dort unter die Verbrechen 
egen Privatperfonen und zwar gegen das Eigenthum geftellt 
— 487 - 444.). 





8) Won 1821. Art. 495. 

. 9) Xon 1832. Urt, 247, 248, 

10) Codice penale pel regno d'Italia. Art. 168176. In- 
—8 iſt dort unter Verbrechen gegen die öffentliche Sicherheit 
geftellt. 

11) Von 1838. Art. 408— 418. | | 

.12) Von 1834. Tit. XXIII. ©. überbiefen Entwurf meine Anzeige 
2 F krit. Zeitſchrift für ausländifche Geſeßggebung. VIE Br. 
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oder wovon er weiß, daß Menfchen ſich aufhalten, oder 
andere Gegenfände anzündet, die an die erwähnten fo nahe 
gränzen, daß fie Diefen das Feuer mitthellen fönnen, mag - 
er felbft oder ein Anderer dev Eigenthümer 
feyn. GStrafarbeit des 1ften Grades (auf Lebenszeit) iſt 
gedrohf, wenn Jemand, nachdem er nach $. 1. ſchon vers 
urtheilt it, wieder ein ſolches Verbrechen verübt, oder zur 
Nachtzeit oder Zeit ded Aufruhrs oder Feuersbrunſt Brand 
ftiftet,, oder wenn Jemand bedeutenden Schaden an Körs 
per oder Befundheit dadurch leidet, oder wenn der Brand 
an Häufern oder Gebäuden erregt wird, worin eine große 
Berfammlung fich befindet, die dadurch in Gefahr fommt, 
oder in einer Stadt, Flecken, oder wo viele Menſchen ihre 
Wohnung haben Nachdem der Entwurf in $. 3. der Ans 
zindung anderer Gegenftände, 3.8. Gebäude, Wohnuns 
gen, Holjungen, Vorräthe, die von menfchlihen Wohs 
nungen entfernt find, Strafarbeit des Aten oder Sten Gra⸗ 
Des gedeoht hat, erfläct der Entwurf: Wer in betrüglicher 
Abſicht fein eigenes Eigenthum von der in $. 3. genannten 
Beſchaffenheit anzündet, leider Strafarbeit 4ten oder Sten 
Grades (6 Monate bis 6 Fahre), und wenn Jemand an Kör⸗ 
per oder Sefundheit bedeutend befchädigt wurde, Strafars 
beit 2ten oder Sten Grades. 


8.IV. Rechtliche Beurtheilung der Anziindung bes Eigenthums 
nach gemeinem beutfhen Strafrecht, und zwar 1) nach bem 
Geſichtspunkte, ben das Gefeg in Bezug auf Brandſtiftung 
überhaupt aufftellt. 

Die Anfihten über die gemeinrechtlihe Strafwürdig⸗ 
keit der Anzündung des @igenthums werden verfchieden ſeyn, 
je nachdem man 1) bei der Brandftiftung einen gewiſſen 
rechtlichen Gefichtspunft, der die Strafbarfeit beftimmt, 
zum Grunde legt; 2) fie werden zugleich mit den Grund⸗ 
BL über die Anroendung der Kaaingie im Steafrechte zu 
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fammenhängen. — In der erſten Rückſicht bietet die Vers 


‚ gleichung ‚dee docteinellen Entwickelung über Brandfiftung 


die auffallendfte Verfchiedenheit dar. - Während man die 
Brandftiftung oft ald Verbrechen gegen die öffentlibe Ruhe 
oder gegen die öffentliche Sicherheit darftellt '), wurde es 
fpäter Sitte, fie al8 ein gegen die Rechte der Privatperfos 
nen gerichtetes Verbrechen aufzufaffen, und zwar entweder 
als ein Leben und Gefundheit der Perſonen bedrohended 
Verbrechen gegen das Eigenthum, oder als ein gemeinges 
fährliches Eigenihums⸗Verbrechen, und zwar. wieder mit 
gemeiner Gefahr für fremdes Eigenthum überhaupt, oder 
mit einer folcben Gefahr für fremde Wohnungen verbunden. — 
In neuerer Zeit murde die Anficht noch gewöhnlicher, Die 
Brandftiftung ald Verbrechen darzuftellen, das entweder mit 
Gefahr für Menschen oder mit gemeiner Sefahe.für frems 
de Wohnungen verbunden fey ?). In den neuen ®efegbüs 
een und Entwürfen ift eine ähnliche Verſchiedenheit des 
Geſichtspunkts, unter welchem das Verbrechen aufgeftellt 
wird. Nach dem Mufter des baierifhen Strafgefeßs 
buchs“) wurde ‚die Aafſtellung als eine mit gemeiner Ge⸗ 
fahe verbundene Beſchädigung des Sigenthums die gemöhns 
lie Anſicht *). In den neueften Entwürfen ftellte man 
das Verbrecben in einem befondern Kapitel, jedoch in der 
Meihe der Eigenthumsverbrechen, unter die Rubrif: Bes 
fhädigung durch Brandlegung oder Ueberſchwemmung ), 
oder als Berbreden wider die öffentlihe Sicherheit im 
Staateauf”).— Zergliedert man die Brandfiftung, fo ges 


— — — 


1) Vorzüglich bei den frühern Praktikern, 3. B. Carpzov. ©. 
auh Duiftorp, Meifter. 

2) ©. über diefe Anfichten Vries diss, cit. p. 22, u. Heppin 
diefem Archive Band XIV. ©. 460 f. 

3) Baier. Strafgefegbudh. Art. 244— 255. 

4) Dier war cs in Verbindung gebracht mit der Verberbung der 
Lebensmittel, Verbreitung von Bichfeuchen. 

5) 3.8. Baier. Entwurf von 1851. Art. 337, 

6) 3.3. Entwurf für Hannover. Art. 188, 


‘ 


kos - Ueber das Verbrechen ber Anzandung 


Hört fie zu den Verbrechen, welche höchſt vielgeſtaltig vor⸗ 


fommen. Sieht man 1) auf die Motive, aus weichen 
fie verübt wird, fo ift fie in den Zeiten von politiſchen Vne⸗ 


teiungen und Unruhen ein fürchterliches Mittel in den‘ Däße - 


den der Partei, um Gährung zu erwecken, Beſorgniſſe 
und Unruhe zu vermehren, und in Verbindung mit ſchlau 
verbreiteten Geriichten den Haß des Volkes gegen die ans 
dere Partei zu lenken. Sie ift ein gleichfals oft mit polis 
tifchen Gahrungen verbundenes Mittel, Aufruhr. zu erwes 
den, die durch den Brand entftandene Aufregung zur Aus⸗ 
führung verbrecherifcher Plane zu benuten, mährend zus 
gleich in den Zeiten des Aufruhrs die allen Geſetzen Hehn 
fprechende wilde Menge dur Brandlegung Rache übt. 
Sie ift in ruhigen Zeiten ein Mittel’), überhaupt die Rache 
zu befriedigen; oder fie ift Produkt der Liferfucht, die am 
Hochzeittage des untreuen Geliebten die Brandfacel in feine 
Wohnung fhleudert; oder des Neides, welcher dem reis 
chen Nachbar die vollgefüllten Scheunen nicht gönnt; oder 
der Speculation, welche durch Vernichtung der in Magas 
sinen aufgehäuften Vorräthe das Steigen des Preiſes ges 
wiſſer Gegenftände und dadurch einen Gewinn zu erzielen 
:Hofft. Nicht felten iſt fie nur ein Mittel, um während 


7) In Bezug auf bie Motive der Brandftiftung find -die franzöf, | 


Sriminaltabellen ſehr merkwürdig. Im Sahre 1830 war Gifers 
fucht und Haß oder Rache die gewöhnlichfte Motive. 13 Ange: 
Hagte hatten ihre aflecurirten Häufer angezündet, 7 thaten es 
um mit Brandzeugniffen betteln zu fünnen, 5 um tie Entdek⸗ 
tung von Dicbitählen zu hindern. Einer zündete fein Haus aub 
Haß gegen feine ehebrecherifche Frau und ihren Buhlen an, Ir 
2 Fällen wollte man fich aus Sefängniffen befreien. — Im 
Sahre 1831 war Gewinnfucht wegen Brandafferuranzkaffen in 
12 Fällen dad Motiv, in 6 Fällen Abficht den Diebſtahl zu 
verhehlen, am häufigften war Rache das Motiv. Im Jahre 
1852 waren 29 Anklagen wegen Brandſtiftung um Affecutanzs 
kaſſen zu betrügen, 8 um Diebftahl zu verhehlen, 11 um fih 
wegen verlornen Prozeſſes zn rächen. Ein Eigenthümer zündet 
fein Haus an, um die Mietheleute,, die nicht ausziehen wollten, 
au vertreiben. \ 
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bes Brandes ſtehlen zu fönnen, oder aus dem 'Sefängniffe 
‚fi oder Andere zu befttien ;:felbft als Produft von Heis 
rathsſpeculationen kann die Brandſtiftung vorfommen '). 
Oft ift fie eine Kolge anderer Verbrechen, 3. ®. des Diebs 
ftahld oder Mordes, und wird nur verübt, Damit das Vers 
brechen nicht entdeeft werde. Auch als Mittel, um in Zeis 
ten, wo wenig Gelegenheit zum Erwerb it, durch Anzün⸗ 
dung der Wohnungen wieder bei Aufbauung DerHäufer als 
Handwerker Verdienft zu befommen — erfcheint dies Ver⸗ 
bredden, das aber auch wieder zumeilen nur Produkt des 
Muthwillens ift, aus welchem z. B. freiftehende Echeunen 
oder fleine Waldparzellen angezündet werden, Damit das 
:auflodernde Heuer die Menfchen erſchrecke. Wie verſchie⸗ 
‚Denartig das Verbrechen Durch Anziindung der eigenen Sache 
‚des Thäters nach feinen Motiven vorfommen fann, fol 
‚unten näher beleuchtet werden. — 2) Auch nach Beſchaf⸗ 
fenheit der angezlindeten Gegenftände ift das Ders 
brechen höchſt verſchieden. — Es fann der Thäter ents 
weder feine eigene Sache oder eine fremde Sache anzlinden. 
Welche Verſchiedenheit ift aber zwiſchen demjenigen, der 
im erften Kalle feine Wohnung oder fein einfam ftchendes 
verfallenes Gartenhaus oder einen Haufen Hopfenftangen 
anzündet, oder ein Freudenfeuer macht und hiezu an feinen 
Holz s oder Strohhaufen oder feinen alten Aktenſtößen Feuer 
anlegt! Wie groß ift aber auch der Unterſchied zwiſchen 
dem, der in einem Theater oder in einer Kirche, zur Zeit 
wo Menfchen darin verfammelt find, oder an einem Wohn: 





7) In den Rheinprovinzen zündete eine Haushälterin, um die 
Liebe ihres Herrn zu gewinnen und dadurch feine Hand als 
Preis ihrer Sorgfalt zu erhalten, von Zeit zu Zeit in der Scheune 
Holz; an, das fig dem Herrn brachte, um ihm ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu beweifen. Um einen flärfern Eindrud zu machen, 
zündete fie endlich, in der Hoffnung fchnel löſchen zu küunen, 
einen Reifighaufen an; allein der Wind cchab Kcı wlan me 
jündete das Wohngebäude an. 
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gebäude, oder einem Schiffe, einem Magazine Feuer Tegt, 
oder Brücken durch Feuer zerftört, oder Waldungen oder 
große Holzvorräthe oder Ernten abbrennt. — 8) Noch vers 
ſchiedenartiger wird endlih dad Verbrechen durch die bes 
fonderen Umftände, unter welchen die Brandlegung 
gefchieht. Die Größe der Verſchuldung wird auffallend 
darnach verſchieden ſeyn, je nachdem die Anzündung an 
einem völlig freifiehenden, von Menfchen nicht bewohnten 
Gegenfiande, oder an einem einzelnen freiftehenden bewohn⸗ 
sen Gebäude, oder an einem foldhen aber an ein anderes 
Wohngebäude ftoßenden Haufe, oder felbft in der Mitte 
einer volfceichen Stadt gefchieht. Wie verfchieden ift das 
Verbrechen, je nachdem an einer freiftehenden Kirche, zur 
Zeit wo Menfchen fi darin befinden, oder wo fie leer ifl, 
verübt wird. Moch einflußreicher endlich. wird der Umftand, 
ob die Brandftiftung am Tage oder zur Nachtzeit gefchieht. 
Der Schreden und die Betäubung der Bewohner des aus 
gezündeten Hauſes, Die Dadurch. und durch die Entfernung 
von hülfeleiftenden Perſonen vermehrte Gefahr, werden in 
dem legten Kalle Sriinde der Erfchwerung des Verbrechens 
feyn. — Bei diefer Bielgeftaltigfeit des Verbrechens ift 
die dDoctrinelle Aufitellung deſſelben unter einem beftimmten- 
Geſichtspunkte eben fo ſchwierig als wichtige. — Einen auf 
alle mit Strafe bedrohten Fälle der Brandſtiftung gleich⸗ 
förmig paſſenden Geſichtspunkt wird man vergeblich ſu⸗ 
chen °). Betrachtet man die Brandſtiftung als Verbrechen 
gegen die öffentliche Sicherheit, oder hebt man die Gefähr⸗ 
dung für Leben und Geſundheit der Menſchen als entſchei⸗ 
dend hervor ”), fo werden zuviele Arten des Verbrechens, 


8) Daher batte auch Martin im Lehrbuch des Criminalrechts 
die Brandſtiftung unter die vagen ——— 
geſtellt. 

9) Bauer Vergleichung des urſprünglichen Entwurfs d 
geſetzbuchs für Hannover —— ß | es Straß 
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‚e Gtrafe gerechtfertigt wird, nicht unter dieſen 

ainkt paflen, z. B. bei Anziindung von Walduns 

3er Holzvorräthe, frei ftehender Kirchen, went 

it, wo fie leer ſtehen, angeziindet werden. Auch 

, a, wo Wohnungen zur Zeit angezlindet werden, 
er Niemand fich in dem Gebäude befand, von Ges 

e Menfchen nicht gefprochen werden dürfen. Die 

für Wohnungen fließt zu viele Fälle auf, die einet 
unterliegen follen, 3. B. bei Anzündung von Ern⸗ 
Baarenhäufern, wenn fie weit entfernt von menfchs 
Wohnungen lagen. Auch der Ausdruck: gemeis 

) Gefahr für Eigenthum, ift unpaflend, weil dars 

die Anziindung des eigenen Haufes, fiber welchem nur 
fremdes Haus fi befinder, mährend alle anderen 
— bnungen weit entfeent find, Peine wahre Brandftiftung . 
fegn wiirde, indem zum Begriffe dee gemeinen Gefahr 
eine auf viele Eigenthümer fi erſtreckende Gefahr gehörte, 
Das Vekbdrechen unter die Befchädigung des fremden Eigen⸗ 
thums zu ftellen, iſt deßwegen unpaffend, weil dann die 
Anzündung einiger fremden Echeite Holzes oder einiger 
fremden Stangen, oder felbft fremder Kleider, Beſchädi⸗ 
gung des fremden Eigenthums feyn wiirde. — Am richtige 
ften wird man, um den rechtlichen Geſichtspunkt aufzufinden, 
1) die Merfmale, welche der Geſetzgeber zum Weſen eines 
Verbrechens fordert, fo daß ohne diefelben daß Verbrechen 
gar nicht mehr vorhanden iſt, von denjenigen 2) trennen, 
die den Geſetzgeber bei der Strafdrohung leiten, und zwar 
a) ihm als die gewöhnlichen bei einem beftimmten Bers 
brechen vorfommenden vorſchweben, und daher gleihfam 
die Stellung beftimmen, die das Verbrechen in der Strafs 
fcala einnimmt, um darnach die Größe der Strafdrohung 
zu finden, und b) diejenigen , welche die Combinationen der 





10) Wenigſtens iſt dieſer Ausdruck einer ſche verkhietensn Dres 
tung fähig. 


498 Ueber. das Verbredyen der Anzündung | 


gebäude, oder einem Schiffe,. einem Magazine Feuer fegt, 
oder Brücken durch Keuer zerftört, oder Waldungen oder 
große Holzvorräthe oder Ernten abbrennt. — 8) Noch vers 
ſchiedenartiger wird endlih dad Verbrechen durch die bes 
fonderen Umfände, unter melden die Brandiegung- 
geſchieht. Die Größe der Verfchuldung wird auffallend 
darnach verſchieden ſeyn, je nachdem die Anzlindung an 
einem völlig freiftehenden, von Menfchen nicht bewohnten 
Gegenftande, oder an einem einzelnen freiftehenden bewohn⸗ 
sen Gebäude, oder an einem ſolchen aber an ein anderes 
Wohngebäude ftoßenden Haufe, oder felbft in der Mitte 
einer volfceichen Stadt gefcbieht. Wie verfchieden ift das 
Berbrechen, je nachdem an einer freiftiehenden Kirche, zur 
Zeit wo Menfchen fi darin befinden, oder mo fie leer iſt, 
verlibt wird. Noch einflußreicher endlich wird der Umftand, 
ob die Brandftiftung am Tage oder zur Nachtzeit gefchieht. 
Der Schreden und die Betäubung der Bewohner des ans 
gezündeten Hauſes, die Dadurch. und durch die Entfernung 
von hülfeleiftenden Perfonen vermehrte Gefahr, werden in 
Dem legten Kalle Gründe der Erfchwerung des Verbrechens 
feyn. — Bei diefer Bielgeftaltigfeit des Verbrechens ift 


die Doctrinelle Aufftellung deffelben unter einem beftimmten 


Geſichtspunkte eben fo ſchwierig als wichtige. — Einen auf 
alle mit Strafe bedrohten Fälle der Brandftiftung gleichs 
förmig paflenden Gefichtspunft wird man vergeblich fus 
en”). Betrachtet man die Brandftiftung als Verbrechen 
gegen die öffentliche Sicherheit, oder hebt man die Gefährs 
dung für Leben und GefundHeit der Menfchen als entfcheis 
dend hervor °), fo werden ‚zuviele Arten des Verbrechens, 


8) Daher hatte auch Martin im Lehrbuch des Criminalrechte 
Sn die Brandftiftung unter die vagen ——— 
geſtellt. 

9) Bauer Vergleihung des urfprünglichen Eutwurfe des Straf⸗ 
gefegbuche für Hannover ©. YA. u ef “ ent 
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wo fehwere Strafe gerechtfertigt wird, nicht ‚unter dieſen 
Geſichtẽepunkt paflen, 3. B. bei Unziindung von Walduns 
gen, großer Holzvorräthe, frei frehender Kiechen, wenn 
fie zur Zeit, wo fie leer ſtehen, angezlindet werden. Auch 
würde da, wo Wohnungen zur Zeit angezündet werden, 
au welcher Niemand fich in dem Gebäude befand, von Ges 
fahr für Menfchen nicht gefprochen werden dürfen. "Die 
Gefahr für Wohnungen ſchließt zu viele Fälle auf, die einer 
Strafe unterliegen follen, 3. B. bei Anziindung von Ern⸗ 
ten, Waarenhäufern, wenn fie weit entfernt von menfchs 
lichen Wohnungen Sagen. Auch der Ausdrud: gemeis 
ne °) Gefahr für Eigenthum, ift unpaflend, weil dars 
narb die Anziindung des:eigenen Haufes, über welchem nur 
ein fremdes Haus fich befindet, mährend alle anderen 
Wohnungen weit entfernt find, Peine wahre Brandftiftung 
ſeyn wiirde, indem zum Begriffe der gemeinen Gefahr 
eine auf viele Eigenthümer fich erftreddende Gefahr gehörte, 
Das Vekdrechen unter die Befchädigung des fremden Eigen⸗ 
thums zu ftellen, iſt deßwegen unpaflend, meil dann die 
YAnzündung einiger fremden Echeite Holzes oder einiger 
fremden Stangen, oder felbft fremder Kleider, Beſchädi⸗ 
gung des fremden Eigenthums feyn wiirde. — Am richtige 
ften wird man, um den rechtlichen Geſichtspunkt aufzufinden, 
1) die Merfmale, welche der Gefeggeber zum Weſen eines 
Verbrechens fordert , fo Daß ohne diefelben dag Verbrechen 
gar nicht mehr vorhanden Äft, von denjenigen 2) trennen, 
die den Geſetzgeber bei der Strafdrohung leiten, und zwar 
a) ihm als die gemöhnlichen bei einem beftimmten Vers 
brechen vorfommenden vorfchweben, und daher gleihfam 
die Stellung beftimmen, die das Verbrechen in der Strafs 
fcala einnimmt, um darnad) die Größe der Strafdrohung 
au finden, und b) diejenigen , welche die Combinationen der 


10) ) Benigfen {ft dieſer Ausdruck einer ſche vexxdoso Dun 
ung fählg. 
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verichiedenen ſtrafbaren Arten des Verbrechens Seftimmen, 
und fo auch zue Anwendung der höhern Strafe gehören. 
Daß Seuer angelegt oder anzulegen gefucht werde, ges 
bört zu den Merkmalen der erfien Art; zu den Rücjichten 
Der zweiten Art ad a. gehört, daß die Brandftiftung ein 
Verbrechen iſt, welches unberechenbar verderblih wirft, 
wo es in dee Gewalt des Thäters nicht mehr fieht, die 
Gränze des Schadens, den das wild verheerende Feuer 
ſtiften ſoll, zu beftimmen , daß daher auch-der Verbrecher 
In die ſchlimmſten Kolgen einwilligend erſcheint, daß vors 
züglih Brandftiftung mehr oder minder das Leben und die 
Geſundheit von Menfchen gefährdet, und felbft im beiten 
Kalle durch Die Gefahr, mit welcher das Löfchen verbunden 
iſt, ſelbſt hinzueilende Menfchen leicht in Gefahr ſetzen kann. 
Der Umſtand, in welcher Nähe zu andern menſchlichen 
Wohnungen die angezündete Sache war, inwiefern ſie ſelbſt 
zur Zeit der Anzündung bewohnt war, ferner zu welcher 
Zeit die Anzündung geſchah, vorzüglich ob zur Nachtjeit, 
werden die Abſtufungen des Verbrechens in Bezug auf Strafe 
beſtimmen. 

Die Wiſſenſchaft wird darnach eben fo wie die Gefegges 
bung erfennen, daß die Brandftiftung in ihren mannigfaltis 
gen Hauptabftufungen aufgefoßt werden muß, und zwar 
A)infofeen fie durch ihre Veriibung Leben und Gefundheit 
von Menfchen gefährdet; 2) infofeen fie ohne eine folche Ges 
fahr für Menfchen an Gegenftänden verübt wird, deren Ans 
jiindung eine unberechenbar fortwirkende Gefahr file fremdes 
Eigenthum erzeugt, z. B. bei Anzündung von Torfmooren, 
Waldungen, oder 8) an andern Gegenftänden, deren Anzün⸗ 
dung wegen des Umfangs und der Natur des Gegenftandes 
eine Feuersbrunſt und bedeutenden Schaden an fremdem @is | 
aenthum erzeugen fann, 3.8. Anzündung von einfam fiehens 
den und zur Zeit der Anzündung nicht zum Aufenthalt von 
Menſchen dienenden Gebäuden, ald Kirchen, Theatern — 
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oder andere größere Eigenthumscomplexe, 3.8. Vorräthe 
von Waaren oder Bay; und Brennmaterialien, oder aufges 
Häufte Ernten. — Bei der erfien Abftufung werden wieder 
fi verfchiedene Arten ergeben, jenachdem a) die Keueranleg 
gung unmittelbar gegen Menſchen“), oder 1) mittelbar ges 
.. gen fie durch Anziindung von menſchlichen Wohnungen oder 
Aufenthalts: oder VBerfammlungsorten, worin Menfchen fich 
befinden, gerichtet wird. — Der Sefeggeber wird bei dev 
dritten Abftufung fich leicht von der Nothwendigkeit überzeus 
gen, die Segenftände, an welden er im gefeglihen Einne 
eine Brandftiftung annehmen will, näher zu bezeichnen, weiß 
fonft, wenn nur überhaupt von Brandfliftung an dem 
fremden &igenthum gefprocden würde, gefolgert wers 
den miißte, daß dies Verbrechen auch überall, wo Jemand 
fremdes Stroh oder Holz anzüinder'”), verübt würde. Mes 
der der Sprachgebrauch "), noch die ratio, aus welchen 
das Gefeg die Brandftiftung abweichend von der gemöhns 
lichen Befchädigung betrachtet und ſtreng beſtraft, recht⸗ 


11) 3. 8. in einem Falle wurde bie einſam ſtehende Holzhütte, im 
der cin Menfch in einer Nacht fchlief und wie der Thäter ftart 
betrunken war, angezündet, um den Schlafenden zu tödten. 

12) Es kam der Fall vor, daß junge Leute auf einem Berge, der 
eine Stunde ıvon einer Stadt entfernt war, auf einem freien 
Platze Holz, Stangen und Bretter allanımenfchleppten und zur 
Nachtzeit anzündeten, theils aus Luft an dem Feuer, theils um 
die Bewohner der Stadt zu ängfligen. Da tie Materialien frenrs 
des Eigenthum waren, fo hätte man auch hier von einer Brands 
fiftung fprechen müffen. 

18) Vergleicht man alle Stellen des röm. Rechts ober die bei Pace 
ciolati gefammelten Stellen, wo von incendium die Rede if, 
fo bemerkt man, daß das Wort nur angewendet wird, wo ein 
zur Berftörung größerer Gegenflände, insbefondere Gchkude 
aber auch Ernten, angezündetes Feuer verbreitet wird. Au 
der deutfche Austrud: Brand, wird im ähnlichen Sinne ge- 
nommen. Daher hat Martin im Lehrbuch (8. 178.) arch 
richtig bemerkt, daß der Gegenftand der Brandfliftung ein Ger 
bäude, Getreide, oder eine in Anfehung gemeingefährlicher Wei⸗ 
terverbreitung des Feuers ähnliche undewegliche Sach⸗ feyn 


müfle, 
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fertigen eine ſolche Ausdehnung. Das Gel 
als Segenftände des Verbrechens der Bra 
den Gebäuden überhaupt noch theils folche 
bezeichnen, bei weichen, wie 3. B. bei nor 
teten Fruchtfeldern, Woldungen, Kohlen 
mooren,, eine unberehenbar gefährliche X 
de einmal angezüindeten Feuers zu beforge 
auf ſolche Sachen den Bezriff des Verbrec 
wo wegen ded größeren Complexes von S 
Waarenlagern, die Anziindung einen bedei 
herbeiführt, oder das öffentliche Intereſſe 
nichtung diefee Sachen einen Rachtheil fü 
erzeugen Bann, das Geſetz beivegt, einen | 
den Gegenftänden zu verleihen, 3. B. bei 
abgeernteten aufgehäuften Früchten, oder 


Hol;. 


Nach diefen Betrachtungen darf man 
die Wiſſenſchaft am richtigften das Verbrec 
ftiftung unter dem Gefichtspunft eines Berbi 
wird, das mit einer durch die unberechen 
breitung eined einmal angezündeten Feuers | 
fahr für Menfchen oder für fremde Wohn 
dere Segenftände verbunden ift, deren Anzi 
ſetz als Brandftiftung erklärt. Diefe Gefah 
als Hanptmerfinal, welches die ſchwere St: 
Arten: diefes Verbrechens rechtfertigt, for! 
im Syſteme die Brandfiftung nicht als Art 
gegen das Eigenthum, fondern mehr in i 


— -- 


14) Allerdings kann auch jede bewegliche Sach 
Brandes ſeyn, infofern fie das Mittel ift, aı 
Gegenftände in Brand zu fleden, oder fo nal 
senftänden fich befindet, daß darauf. das Feu 
wird. Darauf geht auch die 1,9. D. de ince 
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und die Gefundheit von Menſchen bebrohenden Richtung "*) 
aufgeftellt wird. Daher möchte es auch file eine Gefeßges: 
bung am zwechmäßigften feyn , in einem befondern Kapitel:: 
von der Brandftiftung , das Verbrechen aufzuftellen, dies 
aber nicht in der Anordnung des Geſetzbuchs im Zufams 
menhang mit den Verbrechen gegen das Eigenthum einzu⸗ 
reihen, fondern fhon durch die Sinreihung den Geſichts⸗ 
punft auszuſprechen, daß das Verbrechen in feiner für’ 
Menfchenleben und Gefundheit gefährliden Richtung be⸗ 
trachtet wird 0). Megen diefer Vielgeftaltigfeit des Vers 
brechens iſt es auch am beſten, wenn das Geſetzbuch keine 
Definition“) von Brandſtiftung an die Spige ſtellt, ſon⸗ 
dern die einzelnen Arten der Brandſtiftung aufſtellt, den 
Thatbeftand jeder Art genau angiebt, und mit der ſchwer⸗ 
fien Wet, alfo mit berjenigen beginnt, worauf die Todess 
ſtrafe gefegt it 


$.V. 2) Nach dem Grunbfag über Auslegung ber Gefege und 
Anwendung der Analogie 


Die Frage: inwiefern der Nichter eines Landes, im 
welchem Fein beftimmtes Strafgefeg die Anzündung des Eis 
genthums des Thäters bedroht, diefe Anzündung dennoch 


18) Daher haben and ältere Surliten, z. B. Boehmer elem, 
ur. erimin. $. 263. die die Brandftiftung im  Sufammenhang’ 
mit der Tödtung aufocftellt So ftellen es auch die tljenitchen 
Autoren auf, 3.8. Cremani de jure crimin. Tom. 1 
45. — Carmignaniin element jur. crim. Vol. 1. 
Def Rent es unter die delicta contra tranquillitatem pu- 


16) Es möchte daher auch am zweckmäßigſten ſeyn, wenn Im Ges 
fesbuche das Kapitel: über Brandftiftung, nach den Kapiteln, . 
ie übe Idtung und Beſchädigung des örpers handeln, auf⸗ 
geſtellt wird 

17) Weil eine ſolche in einem Geſetzbuche leicht irre führen kann, 
da fie doch nie auf alle Arten, die das Geſetz aufftellt, paßt, 
oder wenn fie die verſucht, fo gemein aucſalt, daß ſie gar 
keine Belehrung enthält, 
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beftrafen kann, hängt auch mit den Brundfägen über Aus⸗ 
fegung dee Strafgeſetze zuſammen. Wir bemerken, daß. 
in Ländern, mo das gemeine dDeutfche Recht gilt, die Rich⸗ 
ter auch den Bramdftifter an der eigenen Sache beftrafen, 
und in Frankreich ift nach der oben mitgetheilten Darftellung 
eben in Bezug auf dies Verbrechen die Frage über Uns | 
wendung der Analogie fehr wichtig geworden. — Man: 
üihertenor Ay immer mehr, daß man mit allgemeinen Säs 
gen, 3. ®. mit dem Sotzze: daß Strafgefege nie ausge⸗ 
dehnt werden dürfen '), nicht weit fommt, und fo erklärt 
es fi, daß man Unterfcheidungen aufzuftellen verſüchte. 
Während in Frankreich von einer interpretation exiensi- 
ve des {ermes de la loi im Gegenfage de Vınterpreta- 
tion de l’esprit de la loi geſprochen wurde ?), entftand 
in Deutſchland die Unterfcheidung von Geſetzes⸗ und Rechts⸗ 
analogie ’), — ME Ergebniß der neueren Korfchungen 
darf man wohl folgende Säge als richtig annehmen: 1) Je⸗ 
der Richter muß ein Strafgefeg nach den allgenzeinen über. 
Auslegung geltenden Regeln auslegen, d. h. den wahren 
Sinn ded Gefeggebers aufzufinden ſuchen, und er wird hies 
zu alle Mittel der geammatifchen Auslegung eben ſowohl alß. 
der logischen fid bedienen, um z. B. dur die Stellung, 
des Gefeges, durch die zu erforfchende ratio legis, den 
richtigen gefeglihen Sinn auszumitteln. 2) Der. Richter 
muß das Recht haben, auch auf Fälle, die im Geſetze nicht 
ausdrücklich beftimmt find, ein Strafgeſetz anzuwenden, 
wenn 


1) van Campen de interpretatione, legum criminal. ex- 
. tensiva. Lovan. 1829, 


2) Dies ſi Me Anfiht von Dupin in feiner Rede nor dem Caſ⸗ 
fottonshofe. ©. oben Note 25. 


5) Neben den verfchiedenen Anfichten |. Wächter: Lehrbuch I. 
8.67, Jarcke Handbuch J. S. 202. Roßhirt fuftemat. Ent⸗ 
ES BE 

.46. Deffter Schr 88. Birnb i 
fem Archive XL. ©. 588, - „Daum indie 
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wenn a) die allgemein gefahten Worte des Geſetzes auch 
auf den einzelnen Fall pafien *), fobald nur nicht aus der 
ratio des Geſetzes der Wille des Geſetzgebers, das Wort 
in einem eingefchränftern Sinne zu nehmen, fich ergiebt ), 
oder b) wenn im Geſetze ein allgemeinere Rechtsgrundfag 
ausgefprochen ift, unter welchen der einzelne Kall nach dem 
klaren Grunde des Geſetzes fich fubfumiren läßt‘). 8) Das. 
gegen kann es dem Richter nicht geftattet feyn, auch dann 
eine Strafe anzumenden, wenn gewiſſe allgemeine Gründe 
der Sefährlichfeit oder der Unfittlichfeit der Handlung den 
Hall als ſtrafwürdig in der Art darftellen, daß nach dem 
Geifte der Geſetzgebung angenommen werden darf, daß 
der Geſetzgeber, wenn er den Fall gefannt hätte, ihn mit 
Strafe bedroht Haben würde. Eine folche Befugniß würde 
den Richter zum Geſetzgeber erheben, und die Rechtsans 
wendung von der Willführ der Rechte abhängig machen, 
weil die Auffuchung des fogenannten Geiſtes der Geſetzge⸗ 
.. bung ſehr ſchwierig ift, und nur duch die individuellen Ans 
fihten derjenigen beftimmt wird, die diefen Geiſt auffinden 
zu können fi einbilden. Die Wengftlichfeit eines Rich⸗ 
ters, der in einer Handlung die höchſte Gefahr mittert, 
würde hier Handlungen mit Strafe belegen, die der, ruhiger 
die Verhältniffe würdigende Gefeggeber nicht beftrafen 
wollte. Diefer Parallelismus ") würde leicht Gefahr laus 
fen, die Rückfichten der Unfittlichfeit. mit denen der bür⸗ 





4) 3. 8. wenn das Gefeß rechtswidrigen Vorſatz fordert, und die 
Frage entfteht,, ob auch der Vorfaß: Andere nur zu ängfligen, 
darunter begriffen ift. 

5) 3. 3. bei dem Worte: Befchädigung Anderer, wenn fih z. B. 
aus der Aufftellung des Verbrechens zeigt, daß der Gelehgeber 
nur eine Beichädigung an Leben oder —X vorausſeht. 

6) 3. B. die Verheimlichung der Niederkunft, wenn dadurch das 
Kind um das Leben kommt, läßt ſich unter das Strafgeſen über 
culpa ſtellen. 

7) Go nennt Heffter Lehrbuch ©. 38, dies Verfahren. 

Arch. d. CR. 1834. IV. St. t \ 
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gerlichen Strafwärdigfeit zu verwechfeln *) 
es aber nothwendig, die Stellung des R 
daß gemeine Recht anzuwenden hat, von t 
zu trennen, welcher nach einem vollftänd: 
buche zu urtheilen hat. Die Befugniß des 
erweitern, da unfer gemeine deutſches 
einem volftändigen gefcbloffenen Geſetzbuche 
Berfaffer der Sarolina feibft Feine Abi 
Säle, die er mit Etrafe bedrohen wollte, 
feine allgemeinen Ausdrücke überall auf de 
recht feiner Zeit und auf das römiſche Ri 
mals verftanden wurde, hindeuten, da in 
Rechte als Aushülfsrecht ſelbſt fo viele 

Verbrechen vorfommen, 3.8. vis, injuri: 
die eine große Zahl unbeſtimmter Verbreche 
da endlich nach dem Willen der C. C. C. i 
ter auf den Gerichtögebrauch und die Kortbil 
getviefen iſt. Hier merden die allgemein 

eine® Artifeld der C. C. C. °), oder der 
römischen Rechte enthaltene, durd eine 
C. ©. C. nicht aufgehobene Grundfug '”), me 
schietet und unbezweifelt auf einen einzel 
den Gefegen nicht erwähnten Sall paßt, o 
ter, auf eine gewiſſe Auslegung einzeläer 
"Schriften ſich gründender Gerichtsgebrauch 
‚ berechtigen, Strafe auch auf Fälle anzumen 
nem Geſetze ausdrücklich unter der Straf 
Bo aber. ein vollftändiges Strafgefegbuch v 





9) Daß auch der gemeinrechtliche ua feine B 
. . zeigt Birnbaum in diefem Archiv Bd. XL 
i 9,3 en bei dem Verbrechen der are 


10) 3. 8. in der Lehre von dem crimen vis, . 
11) 3. 8. In der Lehre von der Körperverlebung 
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die Befugniffe des Richters befchränkter feyn. Hier gilt 
als oberfter Grundfag der: dag Niemand eine Strafe we⸗ 
gen einer Handlung leiden fol, deren Strafbarfeit nicht im 
Geſetze vorher ausgefprochen war"). Bier muß man ans 
nehmen, daß der Sefeßgeber, der vollfiändig alle. ftrafs 
würdigen Handlungen aufzählen mollte, diejenigen, 
welche er nicht nannte, nicht beftraft wiffen wollte. Alle 
Worte find Hier mit Vorfiht vom Gefengeber abgemogen 
und fo gewählt, daß feine Abfiht klar wurde, und felbft 
durch eine gewiſſe Stellung der Verbrechen im Gefegbuche 
follte dee Wille des Legislators noch Flarer werden. Hier 
fann nie eine Rechtsanalogie dem Richter erlaubt ſeyn. 
Wenden wir 3. B. die Frage), wie weit der Richter anas 
logiſch Geſetze anwenden darf, auf die Anzündung der eige⸗ 
nen Sache an, ſo iſt es klar, daß da, wo z. B. das Ge⸗ 
ſetz über Brandftiftung ausdrücklich von Anzündung des 
fremden Eigenthums fpricht, oder wo ‘das Verbrechen 
dee Brandftiftung unter die Verbrechen gegen das Eigens 
thum geftellt ift, dieſe Anzündung der eigenen Sache des 
Thäters nit als Brandftiftung. ftrafbar feyn Fann, , weil 
weder das Wort: fremdes, auf die eigene Sache paßt, 
noch die vom Gefeßgeber gewählte Stellung, mo deutlich 
nur eine Verlegung Fremder Rechte gemeint ift, die Aus⸗ 
Dehnung rechtfertigte; Daher auch die durch den franzöfifchen 
Eaflationshof von 1822 — 1831 beliebte Beftrafung der 
Anzündung des Eigenthums des Thäters nach Art. 434. 
des Code eine ungerechte geweſen ift. 





"1®) Code penal Art, 4. G. aan Locre legislation eivile cri- . 
minelle eto. Vol. XXIX. p. 208. 


18) Theorie du Code penal Dar Chauveau ei Faustim 
Hellie, Paris 1884. Livraison I. p. 87. 


el 2. 


Im. 
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8. Vi. Betrachtung der Strafwürdigkeit der Anzündung der 
eigenen Sache nad) gemeinem Rechte. 

Bei der Beantwortung der Frage: ob diefe Anzündung 

gemeinrechtlich ſtrafbar ift, darf man fich nicht durch ges 


wiſſe hieher besogene allgemeine Säge, z. B. daß in folder. 


Anzündung nur eine Art der freien Dispofition über das 


Eigentum liege, irre leiten laffen; denn mag auch der Ci⸗ 


genthümer die freichte Dispofitionsbefugniß haben, fo wird 
fie doch überall befchränft, wo die Verfiigung verlegend 
in die Berhäftniffe, dienicht der Dispofition des Thäters uns 
terworfen find, eingreift, oder fremde Rechte verlegt, 


Eben fo wenig ift daraus etwas abzuleiten, daß der Anzüns . 


‚der feines Eigenthums nicht die Abficht Hat, Anderen zu 


fhaden, daß vielmehr die Handlung , um nach der Abficht, 
die fie veranlaßte, 3. B. die Brandaffecuranzfaffe zu betrüs 
gen, beurtheilt werden muß. Man geht bei diefer Ber 


bauptung von der irrigen Anficht aus, daß zum Dolus der 


Borſatz zu ſchaden gehöre, und vermechfelt die Motive 
des Handelnden mit den Merkmalen des Dolus. — Mag 
derjenige, welcher fein Kind tödtet, auch die befte Abſicht has 
ben, daſſelbe einem elenden verführerifchen Leben zu entreißen, 
oder dem rettungslos Kranken fange Qualen zu erfparen 


mag der, welcher den Regenten tödtet, von der beften Abs 
ſicht beſeelt ſeyn, das nach feiner Meinung bedrohte Vaters 


land zu retten: fo wird doch das Gefeg über Tödtung oder 
Hochverrath ohne Rückſicht auf die Motive auf ihn ange 
wendet werden müſſen. — Alles fommt hier nur darauf 
an: ob nach den im gemeinen Rechte enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten über Brandftiftung der Richter berechtigt ift, auch die 
Anzündung der eigenen Sache des Thäterd, wenn fie auch 
in betrüglicher Abſicht geſchah, als Brandftiftung zu beſtra⸗ 
fen. Daß dem römifhen Rechte der Kal nicht vorſchweb⸗ 
te, fann wohl nicht bezweifelt werden ), und mit Unrecht 


3) Hartz de orimine incendii p, 22. 
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würde man ?) aus C. 4. D. de officio praefect. vigil. 
ableiten, daß ſchon das röm. Recht eine Strafvorſchrift 
über den Fall enthalten habe; denn dieſe Stelle enthält zu⸗ 
nächſt eine polizeiliche Inſtruction, trennt aber offenbar die⸗ 
jenigen, welche Nachläſſigkeit in Bezug auf die Verwah⸗ 
rung des Feuers apud se ſich zur Schuld kommen laffen, 


von denjenigen, melde aus böſem Vorſatz Brandſtiftung 


verüben, und bei den legten find die Worte: apud se, abs 
fichtlich meagelaflen, können alfo nicht auf die dolofe ans 
zündenden Eigenthiimer der Häufer bezogen werden’). Das 
gegen läßt fid aus dem Zufammenhange der römifchen GStels 
len und aus der Art der Entwicelung der Gefege über ıin- 
cendium nachmeifen, daß das röm. Recht die Brandftifs 
tung nicht ald Verbrechen gegen die fremden Eigenthums⸗ 
rechte, fondern als ein gemeingefährlihes Verbrechen aufs 
:faßte, das Menfchenleben bedroht, unberechenbar nachthei⸗ 
fig wirft und ſelbſt ald Mittel einer Vergewaltigung vor⸗ 
fommt‘). Man fommt zu dem nämlichen Refultate, wenn 
man annimmt, daß das in Nom verübte incenclium des⸗ 
wegen unter die lex Cornelia geftellt war, weil dadurch) 
‚gleichfalls das Leben von Menfchen bedroht wurde ‘=), oder 
ob man annimmt, daß überhaupt die lex Cornelia Vor⸗ 
fchriften iiber verfchledenartige, nicht nothiwendig Tödtung 
enthaltende Verbrechen enthalten habe *), und ob man die 
Worte: praedaeaut inimicitiarum causa, fo auffaft, 
dag fie das mwefentlih zum Thatbrftande des incendii ges 





s 2, Die 3. B. Sofader in diefem Acchive V. 3b. ©. 131. es 


$) auhn diss. eit. p. 9. S. auch Heffter Lehrbuch ©. 39, 

4) Hofader Im Archiv des Erim.:R.V. &. 113, 

4a) Petermann de a jur. roman. circa crimen 

‚ vis, Rostock 1832. DaB; 31. ©. Hofader im Archiv des 
Crim.⸗R. V. Br. S. 89. 94. ' 

5) Birnbaum in an icem Archive XIV. ©, 510, ©, noch Heff⸗ 
ter Lehrbuch S 
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hörige Merkmal bezeichnen, oder nur darunter die Bezeich⸗ 
nung des dolus finden will °). Auf jeden Fall bleibt ſo⸗ 
viel gewiß, daß die lex Cornelia fib nicht auf reine Ei⸗ 
genthumsverbrechen bezog. Der Umftand, wie das in- 
cendium, ob in einem Zufammenhange vieler Wohnungen, 
wo daher die höchfte Gefahr war, oder ob ed doch wenigs 
ftend an einer Wohnung im Gegenfaß von andern Gebäys 
den verübt wurde, beftimmte vorzüglich die Strafe. Das 
bei ſchien es den Römern gleichgültig, an welchen Gegen 
ſtand zunächſt das Feuer gelegt wurde; im Sinne der 1. 9. 
D. de incend., wo das Wort acervum nur ein Bel: 
fpiel liefert, ift e8 gewiß nach röm. Anficht als incendium 
zu betrachten, wenn “Jemand fein eigenes Haus, das dicht 
neben fremden Wohnhäufern ift, anzlinde. Die Gemein 
gefährlihkeit und die unberechendar Menfchen und frembe 
Wohnungen bedrohende Verbreitung des Feuers war die 
Bauptrücdficht, aus welcher das römifche Recht das in- 
cendium beftrafte, und wer unter Umftänden, die eine 
ſolche Sefahr begründen, fein Eigenthum anzündet, wäre 
gewiß auch den Römern als incendiarius erfchienen. — 
Auch im Sinne des deutfhen Strafrechts fann die Ns 
zündung der eigenen Sache unter beftimmten Borausfegums 
gen ald Brandfiftung betrachtet werden. Schon die Stels 
fung des Verbrechens in der C. C. C.°e) beweist, daß der 
Geſetzgeber dabei nicht ein gemöhnliches Eigenthumsverbre⸗ 
chen beftrafen wollte, ſondern daflelbe in feiner gemeinges 
fährlihen, felbft für Menfchenleben gefährlichen Richtung 
aufgefaßt habe. Auch beweiſen die älteren deutichen Ge⸗ 





6) Vorzüglich Waechter de crimine incendii, Lips. 1835. 
pag. 61 — 72. 


6a) Sm Art.125. C. C. C., nachdem im Art. 124, von der Ber: 


rätherei und im Art. 126. von Raub, 127. von : - 
ſprochen ift. 2 | Aufruhr ge 
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fee ’) und Getwohnheitsrechte, daß man bei der Brands 
fiftung immer entweder die Gefahr für Wohnungen. oder . 
die Gemeingefährlichfeit oder die Größe des Schadens und 
die Verlegung des Friedens berücfichtiate. Daher auch 
die Anzündung aller Gegenftände, die unter befonderm Frie⸗ 
den ftanden, 3. B. Kirchen und Mühlen °), als Brandfifs 
tung galt. Auch der Ausdruck: Mordbrand’), der 
den Höchften Grad des boshaftigen Brennens bezeichnete (und 
‚zwar entweder boshaft durch die unmittelbare Richtung ger 
gen Menfchenleben oder durch andere Umftände der höch⸗ 
fien Semeingefährlichfeit ausgezeichnet, z. B. zur Racks 
zeit an einem Inbegriff vielee Wohnungen angelegt) ‚ deu⸗ 
tee °) auf die höchſte Art der Sriedensftörung durch den 
Brand. In diefem Sinne wollte der Verfaſſer der 1.0.06. 
das Recht des Richters erkennen, für alle durch Umftände 
der höchfien Gemeingefährlichfeit ausgezeichnete Brands 
Riftungen Todesftrafe durch Keuer au erkennen, indem er 
zugleich das Gewohnheitsrecht der Zeit. und die Unterfcheis 
dungen des römifchen Rechts ald befannt vorausiegte und 
die Befugniß wie die Pflicht des Richters fanctioniren 
wollte, nach dem Grade der Verfbuldung die paflende 
Strafe bei jeder Brandftiftung auszufprehen. Auf diefe 
Art faßt auch dee deutfche Gerichtögebraub immer die 





.75) Sefammelt in Heineccii element, jur. ‚german. Lib. II. 
4. 268 — 84. 


8) Snfofern ift den Gefihtepunft, den Heffter im Lehrbuch 

wählt, indem er Brandfliftung unter Friedensftörungen 

.. ei "im inne des ältern deutfchen Rechts richtig gewählt. 

9) Sreffliche Zorfchungen darüber in dem V. Bande der Verhan- 
delingen ter nasporing van de Wetten, herausgegeben 
von, der Groninger Genootschap. Groning 1828. Vol. V. 

‘ P- 

19) Noch im gemeinen Sprachgebrauche redet man von Morblär: 
men, Mordkerl, und —F damit etwas Außerordentliches, 
überhaupt de Berfärtung, ©. noch Hartz de crimine in- 
cendii p. 
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Brandfiiftung als ein gemeingefährliches 5 
dei weichem der Thäter, der eine Sache ai 
er die unzertrennlich mit jeder Anlegung voı 
dene Gefahr der Weiterverbreitung, deren ( 
von feinem Willen abhängt, Pennt, und in 
That verübt, auch in die fehlimmften Kol; 
gend erfcheint ”). 

Aus diefen Betrachtungen folgt, daf 
dung der eigenen Sache des Thäter® als 
teachtet werden fann, jedoch nur unt 
Umfänden, nämlich infofern fie mit ei 
Leben oder Sefundheit von Menfchen, ot 
für fremde Wohnungen, oder für ſolche, 
nen gehörige Gegenftände verbunden ift, di 
wenn fie unmittelbar an diefen Gegenftänd: 
feglih das Verbrechen der Brandftiftung be 
es folgt aber daraus, daß es auch Pflic 
iR, bei der Strafausmellung die Umftän 
Falles auf das genauefte zu erwägen unl 
dee Verſchuldung entfprechende Strafe zu ı 


$. VII. Zergliederung ber einzelne 
So wie die Brandftiftung überhaupt al 
geſtaltiges Verbrechen vorkommt, zeigt fich 
geftaltigfeit in Bezug auf die Anzündung de 
1 Schon in Bezug auf die Richtung 
Eigenthum bemerken wir die Verfahied: 
je nachdem 1) der Thäter fein Sigenthum 
anziinder,, Dadurch die fremde Wohnung i 
fen’), oder 2) ohne Abficht auf fremdes 





11) Inſofern findet man die Brandfliftung bei 
der Vergiftung zufammengeftellt. 

1) 3. 3. Jemand zündete feine alte Scheune a 
des Nachbars abbrenne. = In einem ande 
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leicht ſelbſt fo veranftaltet, DaB diefes durch den Brand nicht 
leide. II. In Bezug auf die Befchaffenheitder Ge⸗ 
genftände it Verfchiedenheit bemerkbar, ob 1) an dem iſo⸗ 
liet ftehenden Eigenthum, oder 2) an einer eigenen Sache, 
weiche dicht an eine fremde Sache gränzt, oder 5) an eine 
Sade, 3. B. ein Magazin, worin fremde Vorräthe aufs 
bewahrt werden, oder 4) an einem eigenen Gebäude der 
Brand gelegt wird, wo fremde Gebäude zwar ziemlich ents 
fernt find, aber doch ein Schaden fiir fie möglicher Weife 
gefhehen kann. — III Nach der Gefahr, welche 
dem Leben oder der Gefundheit von Menfhen 
drohen kann, zeigt ſich Verſchiedenheit, je nachdem, 
Brand verübt wird 1) an völlig unbewohnten einſam ſte⸗ 
henden Gebäuden, 2) oder am bewohnten Eigenthum, und 
zwar a) entweder an ſolchem, das nur von der Familie des 
Thaters und den mit ihm einverſtandenen Perſonen, oder b) 
‚ von andern Perfonen bewohnt wird, die entiveder nicht zu 
feiner Familie gehören oder nicht mit ihm einverfianden was 
ren; 8) an eigenen Sachen, die in der Nähe von fremden 
Wohnungen, oder 4) von fremden unbemohnten Gebäuden 
fih befanden, IV. Nach den Motiven ift Verfchiedens . 
heit bemerkbar, je nachdem 1) die Anziindung gefcbieht, 
um die Brandaflecuranzfafle zu betrügen, oder 2) um Gläus 
biger, die auf die. angezündete Sache Rechte haben, zu 
verfürzen, oder 5) von der Bezahlung der Abgaben frei zw 
werden, oder 4) um durch den Brand eine Entfehuldigung 
u erhalten, 3. B. eine fremde Sache, die man unterichlas 
gen will, nicht reftituicen zu dürfen, oder 5) um Mitleiden 
zu erwecken, ein Zeugniß wegen Brandunglüdd zu erhals 
ten und betteln zu fönnen, oder 6) um den Nachbar auß 





Eigenthum angezündet, damit das benachbarte Haus abbrenne, 
[der Brandftifter dann hoffte, den Platz Eaufen zu Sönnen, 
um darauf fein erweitertvs Haus zu bauen. 
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" feinem Haufe zu treiben ). V. Mach der Arteder 
Bornahme werden die Fälle verfchieden fiyn, je nachdem 
4) die Anziindung des Eigenthums abfichtlih zu einer Zeit 
geſchieht, wo das Haus des Nachbars leer ſteht und Nies 
mand verunglücken kann, oder 2) zur Nachtzeit und. zwar 
a) an einem Haufe, das an andere Wohnungen flößt, oder 
b) an dem ifolirt ſtehenden Wohnhaufe, wo aber Menſchen 
z.B. Kinder im Schlafe liegen, oder 8) am Tage und gwar 
abfichtlich zur Zeit wo die höchfte Windftille herrſcht, oder 
4) fo veranftaltet, daß der Brand, der nur einige Gegen 
ftände z. B. Schriften treffen fol, fich nicht meiter vers 
breiten fann, oder 5) ohne alle Vorſichtsmaaßregeln in det 
höchften Sleichgültigfeit um den. Erfolg. Mur durch die 
genauefte Abfonderung der einzelnen Fälle. und durch die Ers 
mwägung der Umfände — an welchen Gegenftänden — in 
weichen Umgebungen — zu welcher Zeit — mit welchen 
Vorſichtsmaaßregeln die Anzündung geſchah — wird ein 
gerechtes Urtheil über Brandlegung an der eigenen Sache 
möglich werden. I. Eine völlige Gleichſtellung der Ans 
zündung des eignen Haufes mit der Brandftiftung an einem 
fremden — in Bezug auf die Anwendung der gefeglichen 
Strafe der Brandftiftung — paßt nur, wenn entweder bie 
Anzündung des Eigenthums mit der Abſicht geſchah, daß 
dadurch das fremde Haus in Brand geratben follte, oder 
wenn auch ohne diefe Abfiht die Art der Vornahme 
des Verbrechens, die eventuelle Ergebung in den fchlimms 
ſten Erfolg fi zeigt, und der Thäter daher auch in allen 
Schaden, der fie Menfchen oder fremde Wohnungen ent 
ftehen kann, als einmwilligend erſcheint. Dies ift der Zafl, 
menn a) die Anzündung an einem, obwohl dem Thäter ger 


2) In einem Sale wünſchte Jemand das Haus des Nachbars kau⸗ 
fen zu können; ta er die Angſt des: alten Nachbars wor jedem 
Brandlärmen Fannte, fo zündete er oft in feinem Haufe etmas 
an, und machte Feucrlärm, um den Nachbar zu erfchreden. 
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hörigen Gebäude geſchah, in welchem ſich zur ‚Zeit der 
Brandlegung ſich Menfchen befanden, die mit dem Thäter 
nicht zur Ausführung eined Verbrechens einverftanden was 
ren ’), oder b) wenn das angezlindete Eigenthum in einer 
folben Nähe von fremden Wohnungen fich befindet, daß 
nach allee Wahrſcheinlichkeit das Feuer auch diefen fich mits. 
theilen fann. In beiden Fällen gehört zur völligen Gleiche 
ftellung mit Brandfiftung an fremden Wohnungen in der 
Beftrafung, daß die Veranftaltung der Anzündung ſelbſt 
auf eine Weiſe gefbah, wo der Thäter zus Abmendung der 
Verbreitung ded Feuers auf andere Wohnungen .oder zur 
Entfernung des Schadens für Perfonen nichts getan hat, 
z. B. wenn er zur Rachtzeit fein Wohnhaus, das an andere 
MWohnhäufer gränzte, anzündete. In Källen diefer. Art, 
mag die Abficht des Thäters ſeyn welche fie wolle, z. B. 
um nur Mitleiden zu erwecken oder feine Gläubiger zu ber 
trügen, wird die Beftrafung eben fo eintreten müſſen, als 
wenn der Thäter das fremde Wohnhaus abſichtlich anger 
zündet hätte; denn hier mußte ernach dee Wahl der Mittel 
und nach der Natur des unaufhaltfam fich verbreitenden 
Feuers willen, daß es von ihm nicht abhängen würde, Der 
Matur des Feuers Einhalt zu thun. Mag er auch darauf 
gerechnet haben, daß Die zur Zeit des Brandes herrfchende 
MWindftille die Verbreitung des Keuerd auf andere Häufer 
hindern wiirde, fo kann Died dem Thäter doch nichts nügen, 
da er auch willen mußte, daß der Wind oft plößlich fich 
erhebt oder ficd wendet und verheerend wirft, Il. Zündet 
der Thäter fein völlig frei ſtehendes CEigenthum an, in wel: 
chem aber Menfchen und zwar ſolche ſich befinden, die mit 





3) Wenn die beiden Ehegatten 3. B. ihr Haus anzünten, um die 
Aflecuranzkaffe zu betrügen, und nur dicfe Perfonen im Haufe 

- waren, fo kann man doch nicht von ter Gefahr für Menfchen 
ſprechen, da die Thäter begreiflich die Ausführung ſo veranftals 
ten, daß ihnen keine Gefahr droht. 
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ihm nicht zur Anzündung einverftanden waren, fo muß der. 
Fall fo beurtheilt werden, als wenn er ein fremdes Wohns 
haus angezündet hätte, weil er die Möglichfeit eines oft 
fehnell um ſich greifenden Feuers vorherſehen und wiſſen 
mußte, daß die Slamme oder der Rauch oft einen Mens 
ſchen von der Retrung abfchneiden und fein Beben gefährden 
ann. uch hier können Hoffnungen, denen ſich der Thäs 
ter überließ, daß z. B. die Menfchen noch Zeit genug has 
ben würden ſich zu retten, ihn nicht von dee Strafe bes 
freien, denn diefe Hoffnungen beruhen auf entfernten Mögs 
lichkeiten und können durch unerwartete Wendungen, die 
aber der Thäter Durch feine Brandftiftung herbeifüher, leicht 
zerfiört werden ). III. Eine mildere Beurtheilung ge 
winnt der Fall, wenn der Thäter, ungeachtet fein Wohns 
haus an ein andres ſtößt, oder andere Perfonen noch das 
Gebäude bewohnen, abfichtlich die Anzündung fo veran« 

ftaltety, daß im erften Kalle nach der höchften Wahrſchein⸗ 
lichkeit das Keuer nach den obivaltenden Umftänden nicht 
auf fremde Wohnungen fich verbreiten fonnte *), oder daß 
im erften oder im zweiten Kalle eine Gefahe fiir Perfonen 
nicht entftehen fonnte, 3. B. wenn er die Zeit abſichtlich 
wählte, wo im Nachbarshaufe Peine Menfchen fich befinden, 
- oder aus feinem Haufe alle andern Perfonen entfernte. Hier 
kann die ordentliche Strafe der Brandftiftung , die auf die 





4) 3.8. in einem Falle zündete A. fein freiftehendes Haus an, in 
welchen fich noch außer der mit ihm einverflandenen Frau feine 
8 Kinder und eine Magd befanden, angezündet. Das Eleinfte 
Kind lag im Schlafe und konnte nurmit hoher Lebensgefahr durch 
einen Mann gerettet werden. Die Magd wäre durch den ſtark 
fi) verbreitenden Rauch bald erftidt worden. 

5) Zn einem Falle hatte A. Intereffe, gewiffe Papiere zu vertils 
gen, die fih in einem feften Zimmer des 'untern Stockes ſeines 
Haufes, und zwar in einem hölzernen, vom Gerichte verfchlefs 
fenen und verfiegelten Schranke befanden. Er legte Feuer in 
Diefes Zimmer, damit bie Papiere verbrennen follten; hatte abır 
bon alte Löfchgeräthe" und Waſſer fo In Bereitſchafi, daß das 
Feuer fich nicht weiter verbreiten konnte. 
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Unziindung fremder Wohnungen gefegt ift, nicht zur An 
wendung foınmen, weil die Thätigkeit des Anzündere den 
Willen yeigt, der nicht in ſtumpfer Gleichgültigkeit gegen 
fremde Rechte in den fehlimmften Erfolg 'eintwilligte, fons 
dern den Nachtheil von anderen Perfonen abwenden wollte, 
Wenn zwar Hepp °) bemerkt, daf die Subfuntion eines 
Delicted untere ein Strafgefeg dadurch nicht aufgehoben 
wird, weil die Gründe der Strafbarfeit defielben in abs- 
tracto, richt in concreto eintreten, fo hat Hepp allers 
dinge Recht, wenn nur in concreto der Erfolg nicht eins 
trat, welchen das Gefe befürchtete, 3. B. wenn Fein Sl, 

den entftand, mährend die Gefahr überhaupt vorhanden 
war, oder wenn die Gefahr auch nur im geringern Grade 
begründet war, 3. B. wegen der Windftille zue Zeit der 
That; durch ſolche Umftände fann die Anwendung des Ges 
ſetzes nicht ausgefchloffen werden, und nur auf die Strafs 
meſſung fönnen fie Einfluß haben. — Gans anders ges 
ſtaltet fi die Sache, wenn das Merfmal, das der Ges 
feßgeber zum Wefen des Daſeyns eines Verbrechens fordert, 
gänzlich fehlt; hier fehlt es dann auch am Thatbeftande des 
Verbrechens. Die Anzündung der eigenen Sache iſt nun 
an fich Fein Verbrechen, und wird es nur durch dag Merk⸗ 
mal der Gefahr für Menfhen oder fremde Wohnungen. 
Sobald nun dies Merkmal nicht dur Zufall, fondeen 
Durch den Willen und die Veranftaltung des Thäters weg⸗ 
fällt, ift auch dasjenige nicht mehr vorhanden, was die 
That in den Augen des Geſetzes zum Verbrechen madıt. 
Ohnehin darf bei Beurtheilung der Anziindung des Eigen⸗ 
thums nicht die Anerfennung Allee, welche auch für Die 
ſtrengſte Beftrafung fich erklären, unbeachtet bleiben”), daß 





6) In diefem Archive XIV. ©. 464. 
7) Dies erklärte beitimmt der franzöf. Suftisminifter bei der Vor⸗ 
ia e bei 5 Gefeßentwurfs 9.1892, Chauveau Code progres- 
p. 322, 
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die nämliche Größe der’ Verdorbenheit nicht bei der That 
deejenigen, der im betrügerifcher Abſicht fein Haus anzüns 
det, eintritt, wie bei deinjenigen, der aus Rachfucht das 
fremde Wohnhaus zu vernichten fucht. Bei dem Erſten if 
es höchſtens nur Sleichgüiltigfeit gegen fremdes Recht, bei 
dem Zweiten der entſchloſſene Wille Died Recht zu verlegen. — 
Zergliedert man die Gefinnung des Anzünders der eigenen 
Sache, fo liegt doch in der Regel die Hoffnung zum Gruns 
de, daß das Teuer ſich nicht weiter verbreiten werde, und 
vielfach verbreitete Meinung hält die betrügliche Anziindung 
für: fein fo großes Unrecht ). Wir wollen zwar darans 
nicht überhaupt ableiten, daß der Richter oder Geſetzgeber 
durch dieſe aus Rohheit oder moralifcher Berdorbenpeit 
ſtammende Geſinnung ſich leiten laffen müffe, um nicht die 
Strafe der Brandftiftung gegen den Anzüinder des eigenen 
Haufed anzuwenden, mo die oben bezeichnete Gefahr fich 
findet; nur dann aber muß darauf Werth gelegt werden, 
wo der Thäter felbft abfichtlich die Veranftaltung fo trifft, 
daß feine Gefahr für Menſchen oder fremde Wohnungen 
entfiehen fann. Da die Strafe fi der Größe der Verſchul⸗ 
dung anpaflen muß, fo muß fle auch in Fällen diefer Art 
milder ſeyn. IV. Hatte der Thäter fein Cigenthum, wel⸗ 
des frei und von andern Wohnungen entfernt ficht und 
nicht von andern Perfonen bewohnt wird, angezündet, bes 
fanden ſich aber in der Nähe andere fremde Gegenftände, 
deren Anzilndung, wenn das Keuer unmittelbar an diefels 
ben gelegt worden wäre, das Verbrechen der Brandfiftung 
begründet haben würde, fo tritt die Strafe ein, welche 
den Thäter getroffen haben wiirde, wenn er diefe Segen⸗ 
fände mit böfem Vorſatze unmittelbar angezünder Härte, 





8) gnechwürbige Erklärungen darüber in Klein’s Annalen I. 


8.5. und i "in Hipig Beitfhrift für poruf Grim. EL 
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z. B. wenn das Wohnhaus an fremde Waldurigen, oder 
Holzvorrãäthe, Gerreidehaufen "oder Erntefeider grenzt. 
V. Iſt in dem Landesgeſetze die Strafe nach dem Erfolge 
abgeſtuft, z. B. Todesſtrafe gedroht, wenn ein Schaden 
von 1000 Zi. geſtiftet wrd, oder wenn zwei VBZohnhäuſer 
brennen, fo darf man den. an dem eigenen Haufe des 
Thaters geſtifteten Schaden nicht einrechnen °ı), da dag 
Geſetz diefen höhern Schaden ale Erſchwerungs grund nur 
deswegen anrechnet, weil es das Verbrechen als Verlegung 
des fremden Rechts auffaßt, daher auch nur den Scha⸗ 
den an fremdem Vermögen vorausfegt, wenn es eine 
höhere Strafe megen des Erfolgs ausfprechen mil. 
VI. Zündet $emand fein frei ſtehendes, weder an fremde 
Wohnungen, nod an Gegenftände, deren Anzündung die 
Brandftiftung begründer, gränzended, noch von Mens 
ſchen bewohntes Eigenthum an, und if feine Abſicht auf 
Betrug der Brandaffecuranzfaffe oder der Gläubiger gerich⸗ 
tet, fo tritt die Strafe des Betrugs ein, weil ber Thäter 
in gewinnſüchtiger Abficht Andere durch falfche Worfpieges 
tungen zu täufchen fucht, Indem er die Anziindung fo vers 
anftaltet, daß der Glaube enıftehen foll, dag das Eigens 
thum durch Zufall oder fremde Hand angezündet ſey. Die 
Strafe wird aber Hier noch fehr erhöht werden, da das 
Mittel, deſſen fih der Betrüger bedient, ein ſolches ift, 
welches leicht einen gefährlichen Ausgang, felbft wenn zur 
Zeit dee Anzündung feine Gefahr für Menfchen vorhanden 
war, haben fann, indem der entftandene Brand zur Hülfe 
Menſchen Herbeiruft, welche während des Löfchens 3. ©. 
durch das Herabfallen eines brennenden Balfens x. Schas 
den leiden Fönnen. Selbſt die durch jeden Brand entfies 
hende allgemeine Unruhe und Angft, und die dadurch be: 
wirfte Friedensſtörung, auf deren Genuß alle Bürger Ans 





9) Wichtig bemerkt don Jennil fer. Crim.⸗R. IL &.108. 
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ſpruch haben, rechtfertigt die Anwendung einer höhern 
Strafe des Betruges unter erfchwerenden Umftänden '°). 


8. VIIL Legislative Betrachtungen über bie Anzündung ber 
eigenen Sache. 

Die Ge fegebung , welche das häufige Vorkommen des 

Verbrechent3 nicht unbeachtet laffen ann, hat zwifchen zwei 


Wegen zum ählen: 1) entweder die Rückſicht, ob eigenes oder - 


fremdes Eiſ zenthum angezündet wird, als völlig gleichgiils 
tig zu betrachten und beide Brandfiftungen in Bezug auf 
Strafe gleich zu ftellen, oder 2) die Anzündung der eiges 
nen Sadhera unter befondere Strafgefege zu ſtellen. — 
Die erfte Art verdient Feine Billigung; weil 1) eine zu 
große Verfchiedenheit zwiſchen beiden Brandftiftungen if, 
und nur urıter ganz befondern Vorausfegungen eine Gleichs 
fiellung misglidh wird, weil auf jeden Kall die Anziindung 
eines ifolie t ftehenden dem Thäter gehörigen Wohnhaufes 
"nicht dem Brand an einem fremden Wohnhaufe gleichftehen 
kann, und bei manchen Gegenftänden von Sleichftellung gar 
nicht zu firrechen ift, da man z. B. feinen eigenen ifolict 
fiehenden Holzhaufen, aber nicht einen fremden anzünden 
Darf. 25) Will das Gefeg dennoch die Gleichftellung aus⸗ 
ſprechen, fo wird die Strenge der Strafe, welche hei 
manchen LAlnzündungen des Eigenthums confequent nach dem 
Gefetze esifannt werden muß, entweder den Megenten nö: 
thigen, in zu vielen Fällen die Begnadigung auszufprechen, 


m —— — — 


oder, da wo Geſchwornengerichte beſtehen, die Geſchwor 


nen verarilaſſen, das Nichtſchuldig auch in vielen Fällen 
auszuſprechen), wo fie unfehlbar das „Schuldig” erkannt 





10) Daher darf wohl eine der höchſten Strafen, die das Landesge⸗ 


jeß oder die Praxis auf den Betrug unter erſchwerenden Umſtaͤn⸗ 


den fest, hier angewendet werden. 
1) In Frankreich, wo diefe Gleichſtellung geſetzlich vorkam, wur: 


den nach tem Compto gendral im Jahre 1832 von 155 wegen 
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haben würden, wenn die gedrohte Strafe eine verhältnis 
mäßige, nicht zu harte geweſen feyn würde, 8) Bei manı 
ben Strafgefeßen, die auf Brandftiftung an fremden Gas 
ben berechnet find, bedarf es auf jeden Fall einer Modis 
Acation in. der Anwendung auf Anzlindung der eigenen Gas 
he’). Betrachtet man das neuefte franzöfifche Strafger 
fe ?e) von 1832, fo giebt daflelbe zu verfchledenen Bes’ 
merfungen Beranlaffung. Vor Allem muß e8 inconfeguent 
zenannt werden; denn der Yuftizullieifter felbft, ‚wie die 
Deputirten, erfannten. in. Bezug auf.die. Strafwürdigkeit 
le Verſchiedenheit der Anziindung des Eigenthums von 
er Brandftiftung an fremden Sachen; das Geſetz felbft 
pricht diefe Verfchiedenheit aus da wo von der Anzündung 
‚on Ernten, Holzvorräthen u. f. w. Die Rede if. War⸗ 
im foll nun da, wo es auf Anzündung von Wohnhäufern 
mfommt, abfolut nur &leichftellung ausgeſprochen wers 
en? — Die angeblihen Rectfertigungsgründe der 
Strenge genügen nicht; denn nur unter befonderen 





—W 


indecendie der Gebäude Angeklagten 101 freigeſprochen. — Im 
Jahre 1831 wurden von 96 wegen incendie, Angeklagten 79. 
freigefprochen. Im Jahre 1832 ſprach man in $1 Fällen der Ans 
Elage:über incendie aus, daß eirconstances attenuantes 
vorhanden ſeyen (5% wurden im Ganzen verurtheilt), und in 
16 Fällen wurde die gefeßliche Strafe um einen, in 15 Füllen 
um zwei Grade herabgefeßt. Die Beobachtung, daß gerade 
bei Anklagen über Unzündung ber. eigenen Sache die Losfprechung 
fo häufig erfolgt, wird durch die franzöfifche Eriminaltabelle 

noch mehr dargethan. Im Sahre 1832 wurden wegen Anzün> 
dung des aflecurirten Gigenthums in Frankreich in 29 Fälten‘ 
Angeklägte vor Gericht geftellt und 31 tosgeipcochen (68 waren 
im Sanzen 37 Angeklagte). Im Jahre 1831 wurden auf gleiche 
Meife 16 angeklagt und 18 loögefprochen. Im J. 1830 wurden 
von 15 Angeklagten 12 freigefprochen. . 

3. B. wenn dad Gefep, wie das baierifche Geſetzbuch Art. 248., 

bie Zodesftrafe deoht, wenn zwei oder mehrere menfchliche Woh⸗ 
nungen in Afche gelegt werden. | 

20) Nach dem franzöf. Compte general v. 1832 (pag. 15.) wur: 
den 4 Angeklagte wegen incendie zum Zode verurtheilt, aber 
einer wurde hingerichtet. 


isch. d. CR. 188€. IV. Gt. Mm 
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Umfänden, wie wir gejeigt haben," paßt die Gleichſtel⸗ 
fung, aber nicht allgemein. Zwiſchen ber Anzündung des 
eigenen Wohnhaufes des ThäterE und der Brandlegung an 


fremden Bohnungen kann ein großer Unterfchieb ſeyn; 


hei der Echten hat der THäter ,. der die Verhältniſſe kennt, 
welcher z. B. weiß wer im Haufe if, oder Perfonen ents 
fernen oder vor dem Brande in @icherheit bringen kann, 
weit mehr die Veranftaltung und den Umfang der Gefahr 
in feiner Gewalt, wihrend bei der Zweiten er nie ſicher 
willen kann, welche Gefahr fie Menfchen, die in dem 
feemden Wohnhaufe find, eintreten wird. Das franzöfls 
ſche Geſetz iR felbft nach feinen eigenen Borausfegungen uns 
gerecht; denn wenn das Gefeg wegen der Gefahe fiir 
Menſchen, da wo ein Wohnhaus angezündet wird, fireng 
ſeyn will, und feine Rückſicht auf das @igenthum der Gas 
che ’) nimmt, fo paßt doch dies nicht a) auf den Fall, wo 
Semand fein ifolistes, von Riemandem als von dem Thäter 
bewohntes Haus anzündet, oder wo b) das eigene Haus 
zwar an ein fremdes Wohnhaus ftößt, die Anzüindung aber 
qhſichtlich zu einer Zeit geſchieht, in weicher der. Thäter 
wußte, daß Niemand im Nachbarhauſe fich befand. Es 
ift empörend, wenn das franzöfifche Gefeg auch in diefem 
Galle. Todesſtrafe droht ). Auch ift die Strafe lebens⸗ 
langlicher Galeeren unverhältnißmäßig, wenn det Anzünder 
ſeines eigenen unbewohnten Gebäudes oder feiner eigenen 
Waldungen, blos weil er einem Andern dadurch wiſſentlich 
Schaden zufügt, mit der erwähnten Gteafe belegt wird‘). 
— — — 

8) Richtige Bemerkungen ſ. auch bei Chauveau Code p. 337. 

4) Die ewige Berufung darauf, daß ja durch die Bulaffung der cir- 


constanoes attenuantes die Geſchwornen im einzelnen Falle 
helfen können, giebt einen fchlechten Troſt, da der Gefeßgeber 
dadurch den Gefchwornen eine falfche Vorftelung —E 
ſre immer die Fehler des Geſetzes gut machen ſollen. 
er iſt doch offenbar nur Betrug. — Nach d * 
mußte bie Icbenslängliche Salerte Au Fra 83 —* 
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So iſt auch die Todesftrafe-in: dieſer Allgemeinheit unge: 
recht, wenn fie nach dem Geſetze in dem Kalle gedroht 
wied, wenn Jemand, der zur Zeit, wo. der Brand aus⸗ 
brach, an dem Orte fih befand, um das Leben fam °) 

Es genügt aber eben fo wenig‘, wenn in dem Geſetzbuche, 
nachdem es zuvor im Allgemeinen über Brandfiftung Straf⸗ 
beſtimmungen erließ, nur in einem Anhang erflärt? daß 
der, welcher fein Eigenthum mit Gefahr für die Bewohner 

defletben;, oder mit Gefahe für fremde Wohnungen mie . 
rechtẽwidrigem Vorſatz anzündet, einem andern Brandflifs. 

ter: gieich befteaft wird, wenn aber die Anzlindung ohne - 
Diefe Gefahr gefchah, jedoch in der Abſicht des Beteuge, 

die Gtrafe des ausgezeichneten Betrugs eintreten fol"); 

denn diefe Faſſung iſt theils gu eng, thell6 zu weit. Zu 

eng ift fie, weil, wenn mon nur -auf Gefahr für frembe 

Wohnungen fieht, derjenige, welcher fein nur neben einer 
Kirche ſtehendes Wohnhaus anzündet, Fein Brandſtifter 
ſeyn würde. Es fehlt dem Geſetze auch an der inneren Har⸗ 
monie der Beſtimmungen; denn nachdem zuvor die Anzun⸗ 
dung des Eigenthums als Beandfiftung erklärt iſt, wer 
es mit Gefahr für fremde Wohnungen verbun⸗ 

- den iſt, wird im Nachſatz die Strafe des Betrugs gedroht, 
wenn ohne Gefahr für fremdes Eigenthum die: 
eigene Sache angezündet wird. Nach diefer legten Faſſung 
wäre ed auch Brandfiftung, wenn Jemand fein Haus ans 
zlindet, in welchem fremdes Stroh aufbewahrt war, Auch 
it der Ausdruck: rechtswidtiger Vorſatz, fehr vieldeutig. 
Heißt es ſodiel, als die Abficht einen Brand durch Feuertge⸗ 





feine een hölzerne Hütte, in welcher Pr fremdes Heu bes 
‚findet, anzündet. 
6) Man’dente ſich d T, daR in ber Scheune freiftchenben 
Me —2 ———e ohne ſein Mifen 
ein fremder Handwerks 2* übernachtet. 
N Dies if die Berfcheif des baier. —R A, 22, 
mr 


—A— 


524 Weber das Verbrechen der Anzuͤndung 


fahr füe.Andete zu veranlaſſen? dann verlangt man zuviel ; 


der Anzünder, welcher nur betrügen will, hat diefe Abs, 


ficht nicht. Bedeutet er ſoviel ald die Abficht , dag Feuer 
überhaupt entfiche,, fa ift.der Ausdruck zu weit; denn wer 
in feinem Garten unvorfihtig Stroh oder Holzfeuer anzüns 


det, um ein Kreeudenfeuer zu. machen, wäre dann auch 


Brandftifter, da immer, wenn der Wind fich erhebt, Ges 
fahr für fremde Wohnungen entſtehen kann. — Nicht 
befriedigen ‚Pann auch das oben angeführte neuefte Geſetz 
fire: Rheinbaiern; denn ‚wenn baflelbe überall den (durch 


feine Härte verlegenden) °) .Artifel 434. des Code. penal. 


anwendbar erflärt, wenn mit dee Brandiegung Gefahr füc 
Menfchen oder fremdes Eigenthum verbunden ift, fo müßte 
auch die. Strafe eintreten, wenn Jemand feine freiftehende 
Scheune anzündet, in welcher, ohne daß es der Thäter 
wußte, in jener Nacht ein Menfch ſich aufhielt. Auch ift 
der Ausdruck: wer fein Eigenthum anzündet, zu all 


gemein;. denn wenn Jemand fein Steoh oder Holz in der, 


Mähe eines fremden Zauns oder. eines fremden Holzhaufend 
anzünder — wo allerdings das Keuer auch den fremden 
Zaun ergreifen .Ponnte — wäre er Brandftifter. Chen fo 
ik der Ausdruck: Gefahr für fremdes Cigenthum, zu 
weit; denn wenn Jemand fein ifolirt fiehendes Gebäude 


anzündet, morin aber fremde deponirte oder geliehene Klei⸗ 


der oder Bücher fich befanden, fo wäre ebenfalls die Strafe 
der Brandftiftung begründet. — Nach dem baieriſchen Ge⸗ 
ſetze folgte, daß auch der, welcher ſein einſam ſtehendes 
unbewohntes Haus anzündet, in deſſen Nähe aber ein Hau: 
fen fremder Hopfenftangen fich befinden, als Brandfifter 
zu beftrafen wäre ”). 


8) Warum hat man nicht. bei dieſer Gelegenheit den Art. 434, de⸗ 
Code penal gemildert? 

9) Nach dem in Rhalnbaiern no eltenden At. 484. 
ſelbſt die Zodesſtrafe. — ch ß en ware die 


BR A "ber eigenen Sadı bes Thaters. Hi 6% 


le glauben, daß es am zweckmaßigſten ſeyn würde, 
ivenn der Geſetzgeber eigene Strafbeſtimmungen Aber die 
Anzündung der eigenen Sache erläffen, und die Art dee 
Anwendung der Ötrafgefege über Brandftiftung an: frems 
den Sachen auf dieſe Anzündung ausgefpruchen hätte Dar⸗ 
Nach müßte bekimmt erklärt werden: 1): wann die Todes⸗ 
ſtrafe fiir Anzündung der eigenen Sache gedroht ſeyn fetl"°). 
2) Auf ähnliche Weife müßte die Drohung ber Freiheits⸗ 
ſtrafen in puſſenden Abſtufungen ausgeſprochen ſeyn. 
8) Insbeſondere bedürfte es eines Geſetzes, welches ers 

klärte: daß der, welcher fein. Eigenthum ohne Gefahr für 
Menfchen oder fremde Wohnungen , jedoch unter Umſtän⸗ 
den anziindet, daß dadurch andere Gegenftände, deren 


Unzündung nach dem Gefege ald Brandftiftung erflärt iſt, 


nach ihrer Lage von dem Keuer ergriffen twerden fonnten, 
mit der Strafe befegt werden foll, welche eintreten wiirde, 
wenn das Feuer abfihtlich und unmittelbar an diefe Gegens 
ftände gelegt worden wäre. 4) Auf jeden Fall würde es 
wegen der oben gefchilderten Eigenthiimlichfeiten der Ans 
zündung der eigenen Sache einer gefehlihen Ermächti⸗ 
gung ”) für den Richter bedürfen, die Strafe um einen 
Grad oder um zwei Stade in den Fällen herabzufegen, 
wo der Thäter Alles gethan hat, um von andern Perfonen 
eine perfönliche Befchädigung abzumenden, und die Ver: 
breitung des Feuers anf andere Gebäude zu hindern; und 


10) Die Zodesftrafe wäre 3. B. völlig zu rechtfertigen, wenn der 
<häter fein Eigenthum, das feiner Lage nach einem fremden 
daran gränzenden bewohnten Gebäude das Feuer mitthellen 
kann, zur Nachtzeit anzündet, oder wenn er den Brand an fein 
Eigenthbum, das an menfchliche Verſammlungs⸗ oder Aufents 
haltsorte gränzt, zu einer Seit Iegt, mo fich Menfchen darin 
befinden, und wenn durch den Brand ein Menfch getüdtet oder 
gefährlich befchädigt worden iſt. 

11) In fo fern nicht das Geſetz im Allgemeinen eine folche Er? 
mächtigung , wegen milbernder Umſtände die Strafe herabzu: 
fegen, eingeräumt hat, 


Sn 


626 Ueber das Verbrechen ber Anrandung u. (m. 


wo nur durch außerordentliche von dem Thäter nieht vor⸗ 
herzuſehende Umftände für Menfchen oder. fremde Bes 
Häude Schaden entfand. 5) Eine Beſtimmung endlich 
würde dahin lauten müſſen, daß derjenige, welcher in der 
Abſicht, dadurch einen Betrug zu verüben, ein ihm gehös 
riges Gebäude unter Umftänden anzündet, nach welchen 
die Anzündung der eigenen Sache nach den vorhergehenden 
Beftimmungen nicht als Brandftiftung beſtraft merden 
Haan, mit einer Strafe von 1 bis 4 Jahren beſtraft wer 
Den foll. 
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XX. 
Beitrag 
aut 


Lehre von Falfhung und Berrus, 


insbefondere 


über die fogenannte Merleßung bes Rechts auf 
Mahrheit ale Hauptmerkmal der Fälfchung. 


Von 
Birnbaum. 


ur 


Wir Haben vor Kurzem in dieſem Archiv V darzuftellen 
verfucht, wie der Begriff einer Rechtsverletzung als 
zum Wefen des Verbrechens gehörig, von den neueren 
beſonders deutfchen Eriminaliften aufgefaßt, zu mander uns 
geeigneten Darſtellung criminaleechtlicher Lehren geführt, 
und zum Theil ald Ausfluß moderner naturrechtlicher 
Anfichten den Gtandpunft verrückt habe, von dem auf 
das Wefentliche einzelner Verbrechen, fofern es auch für 
die heutige Anwendung in den römiſchen Befegen ‚feine. 
Quelle hat, beuitheilt werden muß. 

Einen Beleg für diefe Behauptung feheint nun auch 
insbefondere die Darſtellung der Lehre von Fälſchuug 
und Betrug liefern zu Fönnen, in dee im Allgemeinen 
noch wenig Uebereinſtimmung, und fm Gängen ber vielen 


—— —— 


1) Jahrgang 1884. 9.2. 8.149 u. f. 
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zum Theft In neuefter Zeit gelieferten Erörterungen unges 
achtet, noch Feine völlig befriedigende Klarheit der Begriffe 
bereit. 
—ECuecumus, der einen fhägbaren Beitrag dazu im 
Archive und ſchon früher getiefert hat ), ift nach forgfältis 
ger Vergleichung der römifchen Gefegftellen über dieſe Lehre 
zue Anficht gelangt, daß nach römifhem Rechte das Cri- 
men fals; nicht ald Beeinträchtigung fonftiger Rechte 
durkd Betrug, fondern rein ald Verbrechen wider 
das Recht auf Wahrheit begriffen werden müfle, 
und daß diefe Idee in den Quellen fih mit Confequenz 
durchgeführt finde. - Auf ähnliche Weife har Martin ’) 
von den öffentlich ftrofbaren Kälfeh ungen behauptet, fie 
hätten überall feinen beftfimmten nächſten Gegen» 
ftand, und zu der fie bezeichnenden $orm unter Anderm 
dies gerechnet, daß irgend Jemandes durch gefegliche Ans 
deohung einer öffentlichen Strafe gefhügtes Recht anf 
Wahrheit duch Entfiellung dee Wahrheit gefränft ſey. 
Wächter ) har zwar in Beziehung auf die Grenzen zwi⸗ 
ſchen dem öffentlich zu beftrafenden Verbrechen der Fäl⸗ 
ſchung und der firaflofen Lüge, und in Beziehung auf 
die. Stage, wie das römifche Recht zwifchen falsur und 
stellionatus unterfhhieden habe, die Anficht von Eucus 
mus beftritten, ihm aber doch das Verdienſt zuerkannt, 
fehe gut gezeigt zu haben, wie wichtig und allein richtig es 
fey, das Verbrechen des Betrugs nicht als bloßes Mits 
- tel der Verlegung andrer Rechte: fondern als 
felbftändiges Verbrechen der VBerlekung des 
Rechts auf Wahrheit zu behandeln. In bdiefem 





* Zezen Khio Ban x. — — ©. 5%. 
an vergl, Deffen Programm über Das Verbrechen des Be 
frugs. Würzburg 1820, Gen des Ber 
3) Lehrbuch Lte Ausgabe 4. Wo. , 
4) Lehrbuch Th. 1. S. ML. WE, 
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Sinne wird:äuch gleich in der Einleitung zu bieſer Lehre 
wo vom Verbrechen der Fälſchung oder des Be⸗ 
trugs die doloſe Verletzung vertragsmäßig für 
die Zukunft übernommener Verbindlichkeit 
unterſchieden wird, jenes als vorſätzliche ſtrafbare 
Verle tzu ng. des Rechte auf Wahrheit definirt; 
ODeffter) ſtimmt mit den letztangegebenen Anfichten ins 
ſofern liberein, daß er zum eigentlichen crimen falsi eine 
vorfägliche Entftellung der Unterdeüdtung der Wahrheit m 
fotchen Fi sen fordert, wo die Verlegung der Wahrs 
heit ſchon an fich durch-die Gefege für ſtrafbar erklärt 
iſt, d. h. ohne Rückſicht darauf, ob Damit noch eine Beeins 
trächtigung andrer Rechte verbunden ift oder nicht. 
Indeſſen „enthält: er ſich des Ausdrucks Verlegung des 
Rechts auf Wahrheit, obgleich die allgemeine Rus 
brik, unter dir das falsum geftellt iſt, von Verbrechen ges 
gen die Rechtspflicht auf Wahrheit und Red⸗ 
lichkeit handelt °) 

Feuerbach '), der doch fo Häufig die Verbrechen als 
Verletzungen dieſes oder jenes Rechts definiert, iſt bei Defis 
nition des Verbrechens der Fälſchung ober des Bes 
trugs ; das er in das der Fälſchung im engern Sinne und 
in das des Betrugs im engern Sinne theilt, und unter die 
formellen vagen Verbrechen durch Täuſchung 
Andrer:zählt, anders verfahren. Indem er bei Erör⸗ 
terung des Thatbeſtandes des Verdrechen® im Allgemeinen 
dazu eine täufchende Handlung fordert, die zum Nach⸗ 
theil der Rechte eines Andern geſchehen ſeyn, alſo 
eine Verlegung wirflider Rechtsobjekte oder 
Güter begründen, oder. wenigſtens dem vollfommes 
nen Rechte- eines Andern auf Unterlaffung der 





5) Lehrbuch. Halle 1833. $. 3 
6) uebechhrift © bon Bus iv, —* 538. oehort. 
2) Schr J. 440 u. f. 


6830 | Beitrag 


säufhenden Handlung twiderfprechen müſſe, iſt dies 
zwar allerdings eine Yet Rückkehr zu-feiner gewöhnlichen 
Redeweiſe, allein auf der andern Seite ift eben in der Vor⸗ 
anftellung des Begriffs einer Verlegung von Shtern 
eine fruchtbarere und eher der Anwendung fähige Idee fehs 
gehalten, und felbft das fubfidiarifche zur Sprache ges 
beachte Recht auf Unterlaffung gewiffer täus 
ſchender Handlungen, duch deflen Verlegung nah 
Umftänden auch eine Fälſchung foll begangen werden kön⸗ 
ven, ift mit dem fogenannten Recht auf Wahrheit 
eben nicht eine und dieſelbe Sache. Ich kann mie ein 
Recht auf Unterlaffung einer täufchenden Handlung recht 
wohl denten, wenn auch dieſe Handlung Feines meiner 
Büter verlegt. Sie kann irgend eine meiner Güter 
gefährden, und dag gefährliche Handfungen als eine 
feld Kftändige Verbrechensart angefehen werben kön⸗ 
nen, hat Stübel ſchon vor längerer Zeit auf eine übers 
zeugende, wenn gleich nicht vollftändige Weife dargethan. 

Das Verbrechen der Kälfhung wird gewiß bei allen 
Bölfern für ein höchſt wichtiges gehalten. Auch finden 
‚wir, daß insbefondere da, mo der Handelsverfehe auf eis 
nee befonders hohen Stufe fteht, mit befonderee Sorgfalt 
unendlich viele einzelne gefegliche Beſtimmungen beftehen, 
nach denen die Strafbarkeit der dahin einfchlägigen. Hands 
lungen zu beuetheilen iſt. Daher iſt auch ein gewiſſes 
Schwanken über die Stellung des Verbrechens der Fal⸗ 
ſchung im Syſtem faſt überall bemerkbar. Aber meines 
Wiſſens iſt man außer Deutſchland doch nirgends auf den 
Gedanken gekommen, daſſelbe für ein pages Verbrechen 
zu erklären oder als ein Verbrechen gegen das Recht 
auf Wahrheit zu qualificiren, obſchon man auch au⸗ 
Ber Deutſchland namentlich in Holland ") feine Strafbars 


8) Noch in Van der Linden'e x «ed P I, 
Amsterdam I. yag. Ti. IR aan Sf —— 
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Zeit früher aus dem römiſchen Rechte abgeleitet, und in 
Schottland °) gewiſſermaßen noch ableitet. Es fcheint 
mie darum die Stage doppelt wichtig, was man denn eis 
gentlich mit jener Qualification-gerwinne oder, welches der 
wahre Sinn derfelden ſey? Demnächſt ift eine fernere 
Frage die, ob die mit jenen Worten nach der Vorſtellungs⸗ 
weiſe derer, die fie gebrauchen, verbundene Zdee eine 
rõmiſche fey? Daß der Ausdruck Fein römifcher fey, 
wird wohl Leined Beweiſes bedürfen. — 

Der Ausdruck rührt eigentlich in Deutfchland von den 
Naturrechtslehrern her, und in der Hinfiht mag es 
nicht unpafiend feyn zu vergleichen, was einer der .neueften 
Derfelben von dem fogenannten Recht auf Wahrheit 
urtheilt. „Daß eine aus Irrthum fließende Unmahrcheit”, 
fagt v. Rotted '?), „feine Rechtsverlezung ſey, 
fondern nur die wiflentlich gefagte oder die Lüge, wird jes 
denfalls anerfannt. Die wirkliche Lüge jedoch iſt meiſtens 
nnerweislich oder nicht erfcheinend und fürs Recht alfo gar 
nicht vorhanden. Sodann ſind auch die erfennharen oder 
moralifch, keineswegs aber der äußern: Freiheit Ändter wi⸗ 
berfireitend, und alfo nicht widerrechtlich. Es muß das 





als einer Art von Berberten gegen die Güter d. h. das Ber: 
mögen, mit Rüdfiht auf die römifchen Gefebe über falsum 
und stellionatus geantel. Das Strafgefenbuch von 1809 . 
hanbelte im 18ten Zitel obne nähere Dualification von velsch- 
heid und bedrog in zwei gefonderten Kapiteln, zu deren Un: 
terfcheldung durchaus Fein leitendes Princip — angegeben iſt 
9) Zu dem vortrefflichen Sommentar des ‚9 ottiſchen Strafrechtsß 
n D. Hume, Edinburgh 1819, T.I, p. 183. tft unter den 
— ** — gegen das Eigenthum us von falsehoud und 
aud die Rede, und dabei gefagt, dies Kapitel wnfafle ei 
— Menge von Uebertretungen, die ch aber alle natürlich 
ufübren Denen auf den Punkt von falsehoud oder erimen 
—*5 I6 Gegenſtand peinlicher: Anklage durchaus in den 
eimiihen Sefegen eſtgeſtellt, und von da feit langer Zeit in die 
(chottifche Praris übergegangen ſey. | 
10, kehrbuch des Riesuunftscchte Apr In U 1. 


52° Beitrag 


her etwas hinzukommen, was beftimmten gen oder 
Gattungen derfelben den letzten Charakter giebt, und dieſes 
iſt der nach Umſtänden, ja vielleicht in der Regel zwiſchen 
Den Redenden anzunehmende ſtillſchweigende Kontraft, 
man wolle die Wahrheit ſagen. Ganz offenbar iſt ſolcher 
Kontrakt vorhanden, wenn erhellt, daß die Ausſage mich 
beſtimmen wird, z. B. wenn ich den Andern um den 
rechten Weg frage. Oft kann auch die Lüge als Ver: 
höhnung, demnach als gezeigte Verachtung gelten, 
oft iſt fie ein Mittel des Betrugs oder der Beſchädi⸗ 
gung, oftmals iſt ſie auch Berletzung einer wnier el 
nem befondern Titel übernommenen ober überfommenen 
Pflicht. Im legten Falle jedoch iſt nicht mehr von dem 
abfoluten, fondern von einem hypothetiſchen Rechtsver⸗ 
haltniſſe die Rede. Es ſcheint nach alle dem unndthig, 
en Recht auf Wahrheit als eignes Recht fon 
unter den Urrechten aufzuführen.” 

Bir wollen uns Hier nicht weiter in die Lehre von den 
Urrechten vertiefen. Immerhin aber ift es merkwür⸗ 
dig, daß nach der Lehre der Criminaliſten das römiſche 
Crimen falsi nicht als Beeinträchtigung ſonſtiger Rechte 
durch Betrug, ſondern als Verletzung des Rechts auf Wahr⸗ 
heit aufgefaßt werden ſoll, während die Naturrechtslehrer 
ein Recht auf Wahrheit als ein eignes gar nicht anerkennen 
und der abſichtlichen Täufchung den Charakter einer Rechts⸗ 
verlegung gar nicht zuerfennen wollen, wenn nicht zu ders 
felben noch etwas Hinzufomme, fie 5. B. ein Mittel des 
Betrugs oder der Beſchädigung werde! Man könnte fas 
gen, die Eriminaliften gingen hierbei nit vom naturs 
rechtlichen Begriffe aus, und hätten keineswegs ein Recht 
auf Wahrheit ald Urrecht im Sinne. Allein es fegt we 


— 


nigſtens Martin, indem er von einem mittelſt geſetzliche 


Androhung einer üfentlihen Steate gefhüsten Recht 
auf Wahrheit veder , varamd , Vo vor Tuer asienfisien 
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trafdrohung dies Recht fhon vorhanden war, daß 
alſo zu den natürlichen Rechten gehöre, oder zu den⸗ 
nigen, die von Feuer bach ald unabhängig von der Aus⸗ 
bung eines, Regierungsͤaktes und der Erklärung des Stans 
8 beftehend angegeben werden ). Bei dem. fonftigen 
nfchliegen Martins an die Unſichten Feuerbach's iſt 
eſe Vermuthung um fo gegründeter, und überdies iſt von 
m mit Beziehung auf Klien ausdrücklich zugegeben wor⸗ 
m, daß es ein Recht auf Wahrheit fhon nach dem Ras 
uerechte gebe '”), wenn er gleih, und wie wir glaus 
n mit vollem Rechte, die von Klien aus diefem Satze 
zogenen Kolgerungen läugnet. Es wird überhaupt 
ohl Niemand leicht den Anfichten des letztgenannten Vers 
ſſſers beiftimmen, wenn derfelbe behauptet ”),. daß es 
3 Staate eines nochmals wiederholten Verbote deflen, mas 
bon das natürliche Rechtögefeg unterfagt, nicht bedürfe, 
aß alfo derjenige, der behaupten wollte, die unter den 
aturrechtlichen Begriff von Lüge und Trug fallenden wi⸗ 
sprechtlichen Handlungen ſeyen im Staate zum Theil ftrafs- 
8, eben fo wohl den Plaren Beweis führen müßte, daß die. 
ofitiven Geſetze diefelben für ſtraflos erklärt hätten, ale 
jenige, welcher an ſich erlaubte Handlungen im Staate 
sftraft wiſſen wollte, zuvörderft das Strafgefeg nachiveis 
n müßte, durch welches diefelben bedroht feyen. Wir 
ben unfrerfeit8 ung ſchon an einem andern Orte über dies 
n Gegenftand ausgefprochen '*), und glauben, daß die: 


11) Um dadurch zur Definition von Verbrechen im engern 
Binne eu im Gegenfage von Polizeiübertres 
tung, welcher Begriff dann entftehen foll, wenn das Recht des 


Strafen geſchützt ift 
12) Echrbuß a. 
18) ge asuen Archiv Band I. nr. v &. 188. u, f., beſonders 


* der Abhandlung über richterliche Willkühr bei 8X8 u 
beftimmten Strafgefegen, im neuen Acchio Wr. AU, &.AO 


angegebene Kofgerung aus dem Unterſchlede zwiſchen ua 
sponte nefaria und illicita more civitatis wohl über: 
haupt nicht leicht Beifall finden dürfte, 


Wenn wie übrigens bie Lehre von Klien über dad _ 


Naturrechtswidrige von füge und Trug näher um 
terfuchen, fo werden wie finden, daß fie im Grunde von 
den oben angegebenen Anfichten Rotteck's eben nicht 
* feheverfhieden fey. Zur Widerlegung: der entgegens 
ſtehenden Anfiht bemüht ee ſich nämlich zu zeigen, daß, 
wenn diefelbe gegründet wäre, d. h. wenn es naturrechtlich 


Rein Recht auf Wahrheit gäbe, man behaupten müßte, es 


ſey feine Rechts verletzung, ment ich dem Fra⸗ 
genden, ob er Die Straße ohne Bedeckung fiher. reifen 
Eönne, dieſes vorfpiegefte,, ungeachtet mie Wohl bewußt if, 
daß daſeldſt Räuber auf den Reifenden lauern; oder wenn 
ich demfelden lügenhaft verfiherte, er könne ohne Ge⸗ 
fahre durch das Wafler fahren, ob ich glei deſſen gefähr⸗ 
(ie Tiefe Eenne und vorausſehe, daß der Geräufdte 
mfehlbar zu Schaden fommen müfle. Die Eonfequenz 
diefee Theorie würde nach feiner Meinung fehr weit führen, 
indem nach berfelben ſelbſt derjenige nach dem Naturrecht 


nicht als Mörder erfcheinen würde, der mit trügerifher 
Freundſchaft dem Andern den Giftbecher reicht, unter der 


Derficherung,, er fey mit reinem Wein gefüllt, und am 
Ende naturrechtlich allein Gewalt, d. h. wirklich phpfifcher 
Eingriff in- die Rechte Anderer, nicht aber Täufbung als 
dad Mittel anzufehen ſey, wodurch Rechte verlegt würs 
den. In diefen Worten liege nirgends die Behauptung eines 
ſelbſtſtändigen Rechts auf Wahrheit, das Gegenftand 
einer menkbliben. Verlegung ſeyn Eönne, fondeen über 
al nur die Rückſicht auf möglihe Verlegung menſch⸗ 
licher Güter duch das Mittel der Entfkellung 
Der Wahrheit. Dies wird noch mehr dadurch beſtätigt, 
daß nach Klien’6 Merang \eie Vardy wunkhliche Worte 


zur Lehre von Zälfeyung und Betrug. 685 


ober Thaten herbeigeführte Berletzung, auch wenn fie 
blos als Kolge einer durch Worte oder Thaten veranlaßten 
Täuſchung eintwat, ein unerlaubter Angriff iR. _ 
Es erhellt auf das deutlihfte, daß er das Wort Verles 
Bung in dem Sinne nahm, den wir in der im @ingange 
dieſes Aufſatzes erwähnten Abhandlung als den natürlis 
chen bezeichnet Haben, unter Anderm auch daraus, weil 
ee der eben angeführten Heußerung noch Kolgendes beifügs 
te: „Wer mittelſt eines ſolchen Angriffs mein Lehen, 
meine. Freiheit und meine Geſundheit antaftet, wis 
Der den fann ich das natürliche Strafrecht zur Anwendung 
beingen; alfo auch wider den, welcher auf diefem Wege 
meine Eigenthumstechte fört.” 

Was bierbeider Verfaſſer vom natürlihen Gtrafs. 
vechte fagt, in welcher Hinfiht er auch mit v. Rot⸗ 
te zu harmoniren ſcheint, laſſen wie dahingeſtellt ſeyn. 
Noch aber wollen wir auf eine andere ſeiner Behauptun⸗ 
gen '*) aufmerkſam machen, daß namlich mehrere Hands 
Iungen, welche, nach den Grundfägen der allgemeinen 
Rechtslehre gedacht, außer dem Staate bloße Lügen 
find, mithin, von einee Verlegung der Pflicht der. 
Wahrhaftigkeit abgefehen, befondere Rechtes 
verletzungen gegen @inzelne nicht in ſich fallen, gleich⸗ 
wohl im Staate ihre Natur verändern, wobei ſich alſo 
oft das Belügen in Betrügen umändere. Der Aus⸗ 
deuck Verletzung der Pflicht der Wahrheit wird 
bier unftreitig im moralifchen Sinne genommen, und: 
iR an fi auch eben fo unverfänglih, als der Ausdrud:. 
Verlegung der Wahrheit. Yedes Handeln gegen eine Pflicht. 
mag wohl eine Pflichtverlegung genannt werden, und jede, 
Entftellung der Wahrheit mögen wir auch eine Verlegung, 
derfelben nennen, Unterfucht man aber genauer die Gründe, 





15) Im neuen Acchiv Band J. Nr, VII, &,.%%6, 
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warum Kkien Entftellungen der Wahrheit im Staate häue 
figee für widerrecht lich hält, ald außer dem Staates 
fo wird ſich finden, daß feine Anficht darauf hinausgeht: 
weil im Staate durch dergleichen die Wahrheit entftellende 
Dandlungen die Erreichung derjenigen Bortheile unmöge 
ih gemacht oder gehindert wird, welche der Staat. durch: 
gewiſſe Anftalten den Staategenofien zu gewähren be⸗ 
zweckt, und welche diefe felbft fich gegenfeitig zu geroäbtleis 
ften vermöge des Staatsvereins felbft ald rechtlich verbun⸗ 
den angefehen werden müſſen. In feinem Falle ift von 
Verlegung eines felbfiffändigen Rechts auf. 
Wahrheit in folhen Handlungen die Rede, fondern;: 
wenn man in dem angenommenen abftracten Sprachgebraus, 
&e’ bleiben will, von Verlegung andermweitjger 
Rechte, die als Recht des Staats erfi mit dem: - 
Staate entfkanden find. Nach einem natürlichen Sprach⸗ 
gebrauche wäre zu fagen, es feyen in ſolchen Källen der Ents: 
ftelfang der Wahrheit Verlegungen oder Gefähr⸗. 
dungen’ von Gütern enthalten, welde. durch die bür⸗ 
gerliche Geſellſchaft er für die Sefammtheit. der darin to. Ä 
benden gegeben find '"). 

Bon welchem Gefichtöpunfte aus man alſo die Sade 
betrachtet, immer wird ſich ſoviel ergeben, daß die meiſten 
Criminaliſren, die in der Lehre von Kälfhung und Betrug 
von einer Verlegung des Rechts auf Wahrheit an ſich ges: 
fpeochen haben, - bewußt oder unbewußt einem durch mo⸗ 
derne Naturrechtsanfichten in Umlauf geſetzten Begriffe folgs 
ten, daß Einige dabei fogar ſich ausdrücklich auf das Nas 
turrecht beriefen, daß aber, wenn wir und bei den Maturs 
rechtslehrern um Wefen und Inhalt jenes Begrifft 
erkundigen, bei genauerer Analyfe derfelbe als ein ſelbſt⸗ 
fäns 


10 Man vol. meine entihten in vielem Arhiv, Suhrgang 183. 
2. G. 16 ut, B. vx 
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Rändiger Begriff in ein Nichts fich auflöfe. Daß ders 
felbe aber auch dann, wenn er ale ein felbftftändiger fich ers 
weifen ließe, nicht als derjenige angefehen werden könne, 
son welchem der römifche Befeßgeber in der Lex Cornelia 
de falsıs, oder die römifche Praxis bei fucceffiver Erwei⸗ 
terung de8 Crimen falsi auggegangen ſey, läßt fich mit 
Beftimmtheit behaupten. Man fann nicht einen Begriff 
als dem römifhen Rechte zu Grunde liegend anneh⸗ 
men, von dem man nachmweifen fann, daß er erft der 
neueren Philofophie feinen Urfprung verdanfe! 

Will man fich erflären, wie dir Römer zur Aufſtellung 
der verfhiedenen Rechtsſätze gelangten, Die auch heutzutage 
noch gemeinrechtlich als Quellen in der Lehre von Fälſchung 
und Betrug gelten, fo fann man dazu noch weit eher den 
Schlüffel in dem pofitiven Rechte der Engländer und Ames 
rifaner als in den Borftellungen der deutſchen Naturrechts⸗ 
lehrer finden. Wenigftens dürften einige Hinmweifungen auf 
Die pofitiven Rechtsgrundfäge beider Nationen in diefer Lehre 
fehr geeignet feyn, von gewiſſen vorgefaßten Meinungen 
abzubringen. Auch zeigt der Entwicklungégang die Lehre 
von Fälfhung und Betrug bei den Römern, wie ihn insbes 
fondere Roßhirt“) dargeftellt Hat, mit Rückſicht auf 
den Umftand, daß die -früheren Körmlichfeiten bei dem 
rechtlichen Verkehr und die fucceffiven Veränderun⸗ 
gen in dem allgemeinen Verkehrs mittel vorzugsr 
weife die erften Schritte der Gefeggebung in dieſer Materie 
veranlaßten, uns eine der englifchen und amerifanifchen 
Rechtsbildung analoge Sphäre; denn auch in der Nähe der 
Urmwälder denkt man weit weniger ald man in Europa ſich 
oft vorftellt, an die Urrechte, und der Handels ver⸗ 
Lehr ift auch im Kapitol zu Wafhington eine der vorzügs 


17) Lehrbuch $. 222 u. f. und befonders $. 230. an weral. ie 
doch damit Wächter Lehrbuch IL, S. 211. $.1 


Arc. d. CH. 1834. IV, &t. R | 


- 
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lichſten Rückſichten, welche die Geſetzgeber leitet““). Wenn 
endlich Roßhirt in Folge feiner hiſtoriſchen Unterſu⸗ 
ungen zu der Ueberzeugung gelangte, daß es bei, der 
Dorftellung der aus dem römifch > juftinianifchen Rechte noch, 
anmendbaren Grundfäge beſſer fey, die einzelnen Fälle, 
- welche unter die Lex Cornelia geftellt find, und Die, wels 
che die Sefee zum Stellionatus rechnen, zufammenzuftels 
fen, als nad dem Beifpicle der meiften Reueren, durch Abs 
Rraction einen allgemeinen Begriff der Fälſchung zu bilden, 
fo it man in ®ngland bei den fogenannten Sonfolidationds 
verfuchen in Beziehung .auf die vielen gefeglihen Beſtim⸗ 
mungen über das Verbrechen der Fälſchung zu einem ähn⸗ 
lichen Refuftate gelangt. | 

In der Qualification dieſes Verbrechens, ſowie in der 
Stellung defjelben im Rechtefgftem, fcheinen auf den erften 
Anblick die englifhen Rechtsgelehrten im Ganzen weniger 


- zu ſchwanken, als unfre deutfchen Eriminaliften.  Abgefehen- 


von der ſchon fehr friih vorfommenden, ohne Zweifel aus 
einem Einfluſſe römifcher Begriffe ftammenden Anficht, wos 
nach wenigſtens einige Arten von Fälſchung, 5. B. Münzfäls 
ſchung, Nachmachen des füniglichen Siegels u. dgl., unter 
der Benennung Crimen falsi als jum crimen majesta- 
tis gehörig betrachtet wurden ’”), wird bon neueren Crimi⸗ 
naliften gerwöhnlich das Verbrechen der Zälfhung oder for- 
gery, das zuweilen auch ald Crimen falsi von Engläns 


dern bezeichnet wird, unter die Verbredhen gegen Indi⸗ 


viduen und insbefondere unter die gegen daß Privatei— 
genthum geſtellt?“). Es if aber der Begriff dieſes Vers 


18) Dan vgl. meinen Auffag in der krit. Zeitfchrift für Merhtis 
wiſſenſchaft des Auslands Band V. Nr. 16 u. Fr für Bed 
9) Bracton de legibus et consuetudinibus Angliae 
‚ Lib III. cap. 3. $. 3, 
20) Blackstone Commentaries B. IV. chap. 17. Nr. III. 
wo das Berbrehen der Yorgery mit dem römiſchen Crimen falsi 
verglichen wird, u Hawkins pamoftheCrown, Ausgabe 


1 
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brechens, daß theild nach gemeinem, theils nach ftatus 
. tarifhem Rechte d. h. Parlamentsaften beftraft wird, 
und nach jenem. nur Vergehen (misdemeanour), na: : 
dieſem in der Regel ſchwereres Verbrechen (felony) ift, beb 
den Engländern viel enger als der deutfche Begriff von Fäl⸗ 
fhung. Obgleich die Definition, wonach das Verbrechen 
old das betrügerifhe Machen oder Verändern einer 
Schrift, um Andern in ihren Rechten Eintrag zu thun, 
Dargeftellt wird, ziemlich allgemein angenommen zu ſeyn 
fbeint ”’), fo ift doch zu bemerfen, daß diefelbe ausdrück⸗ 
lich nur als die des gemeinen Rechts angeführt wird, 
und ſelbſt gemeinrechtlich es menigftens früher zwei⸗ 
felhaft war, ob zum Begriff des Verbrechens Fälſchung 
einer jeden Schrift hinreichend oder Fälſchung einer öffents 
lihben Urkunde: erforderlich fey.- Auch ift im Gegen⸗ 
fage des Erfordernifles eined Statuts, durch welches auf. 
geroiffe fpecielle Betriigereien -mittelft falſcher Unterfcheift. 
u. dgl., wenn Jemand dadurch benachtheiligt wor⸗ 
den ift, Strafe verhängt wird, es ald gemeinrecht⸗ 
Lich fefftehend anzufehen, daß zum Begriffe des vollendes _ 
ten Verbrechens es genug fey, wenn Jemand durch Die bes 
grügerifhe Handlung Hätte benachtheiligt werden _ 
Fönnen”) Es fagt daher auch Tomlins, jedes Nach⸗ 
machen einer Schrift mit betrüigerifcher Abficht, wodurch 
Jemand benachtheiligt werden könne, ſey nach gemeinem 
Rechte forgery”), Bladftone, indem er zugleihauf 
von 1824. T.I. p.263. chap. 21. verglichen mit chap. 8. 
pag. 74, wo die Verbrechen gegen Individuen in die gegen 


das Leben, gegen die Wohnungen und gegen die Güter 
eingetheilt werden. 

21) „Fraudulent making or alteration of a writing to te pre- 
judice of another man’s right.” Blackstone l.l. und 
Hawkins p. 263. Not. 1. | - 

22) Hawkins l. l. ” 

23) „, Counterfeiting of any writing with a fraudulent in- 
tent, whereby another may be prejudiced.” Law -Bi- 
ctionary. London 1820. s. v, forgery- u 


n.% 
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die das gemeine Mecht ergänzenden oder erweiternben Gtas 
gute Rüchficht nahm, war der Meinung , es lafle fich wohl 


kaum eine im Namen einer wirklichen oder einer erdichteten 


Verſon mit der Abſicht zu betriigen geſchehene forgery 
denken, die niht Kapit alverbrechen ſeyy“). — 88 
iR übrigens hierbei zu bemerken, daß die oben erwähnten 
Betrügereien mittelft falſcher Unterfchrift, infofern fie nady 


"dem erwähnten Statut verfolgt wurden, was wenigſtens 


noch por wenigen $ahren gefchehen fonnte, gar nicht als 
forgery qualificitt worden zu ſeyn ſcheinen ). Ueber, 
Haupt handeln die englifhen Rechtsgelehrten, obſchon fie 
unter diefer Rubrik nicht nur allein Behimmungen 
des gemeinen Rechts, fondern audy eine große Menge von 
Verfügungen verichiedener Statute erklären, noch außer» 
dem von einer Menge von Kälfhungen und Betrügereien 
unter andern Titeln, bei deren Stellung im Syſtem fie auch 
von einem ganz andern Gefichtspunfte ausgehen. Wir 
wollen hierbei von den Münzverbrechen gar nicht res 
den, welche frühere Rechtölehrer unter dem Gefichtepunfte 
von Verbrechen gegen das gemeine oder öf> 
fentliche Wohl oder gegen den König als defs 
fen Beſchützer, insbefondere zum Theil als Hochvers 
earth, zum Theil ald Verbrechen gegen die för 





U) „„Forgery, that tends to defraud.” B.IV. chap. 17. 
Nr. III. Ausgabe von 1809. ©. 249. Das Wort defraud 
oder deceive fteht in dem Sinne, als in ber Definition von do- 
us malus in L. I. D. h. t., von circumvenire, fallere, de 
eipere, fonft von circumsceridere und auch im Deutfchen von 
betrügen im eigentlich rechtlichen Sinne die Rede ift. 

25) T.E.TomlinsLaw-dictionary handelt davon s.v. cheats, 
dagegen H.N. Tomlins, Digest of Criminal-Statute Law, 

“ London 1819. V.I. p. 228. s. v. false preienses, Des 
©Statut33. Henry VIII. cap.1. definirt das Verbrechen : „fal- 
sely and deceit fully.... imagine privy tokens and counter- 

. feit letters in other men’s names ..... by colour whereof 

" the said persons have deceit fully and un law fully odtai- 
ned great substance of money, Juwelsetc. nniotheir hands 
and possession contrary to right and Lonsciense,” 
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niglichen Prärogative;.neuere Criminaliſten hingegen, 
nachdem ſchon die früheren über jene durch Statute gegrün⸗ 
dete Stellung ſich mißbilligend geäußert hatten, in einem Ka⸗ 
pitel zuſammen als eine Art von Verbrechen, die vorzüglich 
die Regierung des Landes, den öffentlichen 
Frieden und die öffentlichen Rechte angreifen, abs 
gehandelt haben‘). Auch FZälfhungen und Betrüs 
gereien andrer Art wurden ehedem und werden noch 
unter einem andern Geſichtspunkt abgehandelt. So hat 
Blackſtone unter der Benennung cheating mehrere Vers 
brechen, unter andern das Verfaufen mit falfhem Maaß 
oder Gewicht, neben dem Verbrechen des betrügerifchen 
Banferotts und andern, als eine Art der Verbrechen 
gegen den öffentlihen Handelsverkehr und jene 
Dandlungen auch als frauds dargeſtellt?). Tomlins 
fpeiht von folden Handlungen unter dem Titel cheats, 
qualificirt fie aber auch ald irnpositions oder deceits oder 
deceit ful practices °°) und rechnet dazu z. B. auch 


26) BlackstoneB.IV. ch. 6. Nr.5.6., ch.7. Nr,T. 4. 1. 
und chap. 17, beſonders pag. 88 u. f. pag. 250. u. Russel 
on crimes ang misdemeanors. London 1326, Vol.I. B. II. 
ch, 1, Seet. 1. pag. 53 sqg. — Die Parlamentsatte vom 
23. May 1852, als allgemeines Geſetz über Münzverbre⸗ 
chen fiheint den unbilligen Geſichtspunkt aufgehoben zu haben, 
unter den frühere Statute einzelne Arten diefes Verbre⸗ 
chens betrachteten. Vgl. eritifche Zeitfchrift für Rechtswiſſenſch. 
des Auslands Bd. V. ©. 157. 

97) B. IV. ch. 12. Nr. 5. 

28) „„In defrauding or endeavouring to defraud another of 
his Known right by means of somc art ful device, con- . 
trary to the plain rules of common honesty and the faith 
between ınan and man.” Law - dictionary s. v. cheats. 
Cf. Blackstone p.157. Den obigen Ausdrücken entiprechen ' 
die Inteinifchen anpostura und collusio, die bei dem Stellionatus . 
erwähnt werden, wo auch das Wort fraudes vortommt. Die 
in diefer Note 28. und oben Note 29. vortommenden Ausdrüde: 
gegen Recht und Sewiffen, oder: gegen die gemeiz. ı 

- ne Ehrbarkeit, gegen Treu und Glauben, dic. ohae« 
ı. bin nicht bei tem eigentlichen Berbrechen vr Kal aaa , Kae 
tern bei dem vorkommen, das mehr Anl Bertag Ur 
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Spielen mit falfhen Würfeln, Unterfhlagung des Iegten 
Willens u. dgl. — ' | ' 


Hamwkins handelt von cheats als einer Att von Ver⸗ 


brechen gegen die Güter der Unterthanen kurz nach 
dem Verbrechen der forgery und dem bei den Engläudern 
von legterm überhaupt gefchiedenen .Verbreden, wenn 
‚ Kemand fi für eineandrie Perfon in betrüge⸗ 

riſcher Abſicht ausgiebt (falsely personatingano- 
ther) *). . Über auch noch Ruffel handelt von gewiſſen 


frauds in Beziehung auf das, was man In England bul- 


Nion nennt, d. h. Gold und Silber in anderem als zu Müns 
zen außgeprägtem Zuftande, 3.8. von dem durch. Golds 
und Gilberarbeiter gefchehenen Verkaufe von Gold⸗ und 


Silberwaaren, die den gefeglich vorgeſchtiebenen Gehalt . 


nicht Haben und doch dafür gelten foffen, unmittelbar nad 
den Münzverbrechen, al& einer zweiten Art von Vers 
brecden gegen die Regierung, den öffentlichen 
Frieden .und die öffentliben Rechte (offences 
principally affecting the government, the public 
peace, or the public rights) *°). Sowie forgery, iſt 
übrigens auch dad Verbrechen der cheats zum Theil nach ge⸗ 
meinem, zum Theilnach ſtatutariſchem Rechte ftrafbar. 





fpricht,, deuten keineswegs auf die Idee einer Verlegung des 
Rechts anf Wahrheit an fich, fontern drüden vielmehr 
etwas Achnliches aus, als die Römer mit dona fides oder des 
in Verkehreverhältniffen andeuteten, 3. B. L. 84. 4. 1. D. de 
R.J. und L.3. D. de extraordinar. cognitum, oder auch mit 
den Worten Jus naturale und jus gentium hierbei und in der 
Lehre vom Diebftahl L. 8%. 1. und L.1. f. 3. D. de furtis. 
<9) Vol. I. B. I. chap. 23, pag. 318. vgl. mit chap. 21u. 2%, 
50) Vol. IT. B. II. chap. 2. Sect, I. pag. 69. vgl. mit chap. 1. 
Bei Hawkins Vol. J. B. I. chap. 3. find die Vergehuns 
gen gegen die Garantie der Goid- und Gilber: 
waaren überhaupt, mit mehrern Müngverbrechen un 
"ter dev Rubrik Verbrechen gegen den König zufams 
mengeſtellt, nackten in chap.®. Ian mehrere Münzverbrechen 
unter dem Titel HOukyaerrath hakhanhet waren. 


zur Lehre von Fälfchung und Berrug 543 


Huch fcheint der Begriff von cheats mit dem von frauds fo 
ziemlich identifch , Doch jenes Wort vorzugsieife von folchen 
Betrügereien gebraucht zu werden, gegen Die einecriminelle 
Anklage zuläflig it. Um aber folche von denjenigen zu 
unterfeiden, bei welchen der befhädigte Theil blos auf 
eine Civilklage für Entfehädigung beſchränkt ift, wird 
‚von englifchen Zuriften die Negel angegeben, man miülfle 
darauf fehen, ob Berrügereien von der Wer feyen, 
daß fhon gemeine Klugheit dagegen hätte ſchützen Fönnen, 
oder von der Art, daß gewöhnliche Klugheit und Sorgfalt 
dagegen nicht zu wahren vermochte, in welchen legtern 
Galle fie Criminell ſeyen. Es find aber in England. 
ſelbſt in neueren Zeiten gegen die Zweckmäßigfeit biefer Re⸗ 
gel Bedenklichkeiten erhoben worden“). 

Weann man das bisher Geſagte zuſammenfaßt, ſo er⸗ 
giebt fih, daß .im Allgemeinen zwiſchen forgery und 
frauds im englifben. Rechte ein ähnlicher, aber keines⸗ 
wege derfelbe Unterſchied beftehe, als von den deutfchen 
Sriminaliften zwifhen Fälſchung und Betrug ange 
geben wird, und. daß im Grunde über die Nualification 

‚mehrerer Källe, die man in Deutfchland zur Zäls 

ſchung vechnet, unter den englifchen Rechtögeleheten nicht 
weniger Schwanfen wahrgenommen werde, als in 

Deutfehland rückſichtlich des Verbrechens der Fälſchung 

überhaupt. herrſcht. Auch Haben die englifchen Yuriften 

nicht weniger Mühe, mit ihrem durch das gemeine Recht 


8 


31) Val. Tomlins Law- diölionary s. v. cheats, und Re- 
port from the select Comittee on the Criminal- Law of 
England, 2. April 1824, georudt zu London, 1824 und 1826 
Fol. in der eriten Ausgibe ©. 7, wo auch der Urſprung der 
Regel angegeben ift. Efern cheats criminel find, haben fie 
nach englifcher Terminologie den Charakter cines public wrong 
und indictable offense. Die nach den Statuten ftrafbaren theilt 
Pawkins ein in cheats by false privy tohens und cheats ' 
dy fulse pretenses. Bol. oben Note 25, — Eoldig in der 
Ueverſetzung Bladftone’s u IL. 8. ZI0, Ürrirt cheats 

mit Betrügereien. 


\ 
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gegebenen Begriff von forgery bie unendlich vielen einzels 
nen auf dies Verbrechen begüglichen Beftimmungen des ftas 
tutariihen Rechts in Einklang zu bringen, als man in 
Deutſchland hat, um die einzelnen in den römiſchen Rechts⸗ 
bücdyern zum crimen falsı gezählten Beftimmungen irgend 
einem von dee Theorie aufgeftellten Begriffe dieſes Vers 
brechens anzupaflen, oder mit den gewöhnlichen Unter⸗ 
febeidungen zwifhen Kälfhung und Betrug, wobei 
der deutfhe Sprachgebraud auf Praxis und felbft Theorie 
von Einfluß war, die pofitiven Beftimmungen der fremden 
Rechtsquellen in Uebereinſtimmung zu bringen. In erfier 
Hinſicht iſt befonders Ichrreih eine mit Ten Bemühungen 
des Minifterd Peel um die Reform der Strafgefege zus 
fammenhängende Arbeit des Juriſten Hammond, die 
erſt unter des Verfaflers eigner Firma, dann aber ald Bes 
richt einer Parlamentscommiffion zu dem Zwecke erſchien, 
um die Vercinigung aller das Verbrechen der /orgery ans 
gehenden gefeglichen Beftimmungen, mit andern auf ar. ?s 
loge Verbrechen 3. B. den Meineid und das ſchon oben 
genannte falsely personating another in betrügerifcher 
Abſicht ſich beziehenden, in einem Geſetze, und zugleich in 
diefee Materie die nöthigen gefeglihen Abänderungen 
des ‚beftehenden Rechts zu bewirken. Diefe Arbeit bat 
übrigens auch in England ihre ftrengen Tadler gefunden”). 
Sie befteht Hauptfächlih aus zwei Stücken, dem eigents 
lichen Gejegesentwurf und einer Weberficht des bisherigen 
Zuftandes des Rechts in dieſer Materie. Im legten Stücke 
hat der Verfaſſer mit außerordentlichem Fleiße in Section 1. 


32) Vgl. die Beitfchrift the Jurist. London 1837. Nr. IL. 
pag lu.f.— Früher babe ich fchon das Werk von Dam: 
mond angezeigt in der Bibliotheäque du Jurisconsulte et 
du Publiciste Vol. I. Liege 182%, p. 210, Es war aft 
a una} Code including a Digest and Consolidation 

e Statules- forgery, London 1828 ie s 
dcr in Mote S1. analührte Report, ‚erthienen, dann a 
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and 2. alle einzelnen Beftimmungen über bie verfchiedenen 
Arten des Verbrechens, die nach gemeinem und ftas 
tutariſchem Rechte zu beftrafen find, zuſammengeſtellt, 
und man fann.fich einen Begriff von der Vielfältigkeit der 
zur letztern Klaffe gehörigen Beftimmungen machen, 
wenn man fieht,. daß fie in der genannten Arbeit unter 
zwölfhundert und zwölf Abſätze gebradt find ”). 
Bei diefee großen Menge gefegliher Beftimmungen über 
‘ein einziged Verbrechen darf e8 uns nicht Wunder nehmen, 
wenn die Rechtögelehrten beinahe daran verzweifeln, einen 
‚auf alle paffenden Begriff zu finden.. Doch verfichert ung 
Hammond, das flatutarifche Recht fey mit. wenigen Aus⸗ 
nahmen dem gemeinrechtlihen Begriffe gefolgt. Diefen 
giebt er, unter Anführung mehrerer anderer Definitionen, 
:abweichend von Blackſtone, an, was ihm aber auch fchars 
fen Tadel zuzog °*). Die zum Wefen des Verbrechens 
gehörige Abſicht wird als die Abficht zu betrügen ans 
gegeben, wobei es gleich ſey, ob ſie als Rückſicht auf 
zignen VBortheil oder fremden Nachtheil ers 
{heine ”). Ob nach ftatutarifchem Rechte allgemein die 
gleiche Abſicht gefordert werde, .ift nicht nit Beftimmtheit 
ıngegeben, e8 wird aber bemerkt, daß viele Geſetze ihrer 
Erwähnung thun ’°), In dem vom Berfafler gegebenen 
Geſetzentwurf werden in Section 1. in den die gewöhnlichen 


83) Dies will aber nicht foviel heißen, als gäbe es nach den Sta⸗ 
tuten 1212 Arten des Verbrechens. 

84) The Surist ]. 1. pag. 12. Seine Definition heißt: „frau- 
dulentiy investing any writing with a fictitious cha- 
racter ” Die von Bladftone iſt die oben, Note 21, ans 
geführte. CA. Report p. 2. 7. 

: 85) Report p. 84. 87. 

36) Ein Geſetz, das die Abfiht eine Perfon zu betrügen 

vorausfest, wird nach allgemeiner Praris nicht angewandt, 

wenn gleich die Abſicht cine Corporation zu betrüs 
en vorliegt, weil eine Corporation feine Berkiun (it. 
as iſt eine stricta interpretatio ! 


“ 


546 Deitrag 


Arten der Zälfchung betreffenden allgemeinen Beftimmuns 
‚gen erſt mit Rücficht auf das feitherige ftaturarifche 
Mecht mehrere Arten von Filfchungen ald felories ange 
führt und die Abſicht zu betrügen, mit nähere 
Beftimmung der. Perfon, die Gegenftand des Betrugs feyn 
Fönne, wird dabei ald zum Welen des Verbrechens ges 
“ Hörig dargeftellt ”). Dann wird, mit ausdrücklich aus⸗ 
gefprochener Abfiht das gemeine Recht zum Theil abs 
guändern, im Allgemeinen verfügt, daß jede hier nicht 
befonders verpönte Schriftfälfhung , auch das falfche 
Nachahmen einer fremden Perfon, aus böfer Abſicht, 
wenigſtens ald misdemeanour beftraft werden ſolle). — 
‚ Diefer Entwurf ift zum Gefege nicht erhoben, allein 
eine, Fälſchungen und andere ähnliche Verbrechen 
betreffende Parlamentsafte it am 235. Juli 1850 -angea 
nommen worden ’). ine flüchtige Betrachtung der⸗ 
felben wird aber genügen, um zu überzeugen, daß fie 
nicht8 weniger als ein die ganze Lehre von Falſchungen 
im meiteren dDeutfhen Sinne regulirendes Geſetz 
fey, ja nicht einmal den Zweck hatte, die Stelle aller die 
Fälſchung im engeren englifhen Sinne betreffen, 
den: gefeglihen Vorſchriften zu erfegen. Dies ift auch im 
Beſetz ausdrücklich gefagt. Die Abfiht zu betrügen 
ift-übrigens im erften, Die eigentlihe Kälfh ung betreffens 
den Artikel, Dem dritten des Gefeges überhaupt, ald wer 





87) 3.3. with intent to defraud or deceive ariy person or 
' persons, body or bodies political or corporate, oder auch 
to defraud his Majesty and successors or any such fo- 
reign prince, state ar country im f. 4. Dieſe Genauigkeit 
‚erklärt fih) aus dem in Note 36. Befagten. . 

38) Don $. 8. heißt es, das Folgende fey amendıment of the 
existing law. Das Aus böfer Abſicht ift ausgedrüdt: 
from any evil notive. 

59) Jin der kritiſchen Zeitſchrift für Mechteroiffenfchaft Des Aus⸗ 

-. lands Band IM. ©, 869, che eine ——— Mitter⸗ 
maier. Dos Drigiaot ih wie nit mr Sm, . 
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fentlich auegeſprochen, ohne daß man fagen fünnte, ob dies 
fer Ausſpruch ein allgemein für alle Fälfhungen gültiger 
feyn ſoll *°). Der zweite Artikel hat ein der Fälſchung 
Ahnliches Verbrechen, nämlih das Nachahmen des 
Staatöfiegels, nach älterer Anficht als Verrath und 
Kapitalverbrechen erklärt. Nücjichtlih der Bes 
ſtrafung der Fälſchungen im Allgemeinen ift das Geſetz 
als reformirend anzufehen, in Hinficht auf die Begriffes. 
befimmung. hat es fich wohl gegen das. feitherige 
Recht angefchloffen “), und auch über die wichtige Frage, 
wann das Verbrechen ald vollendet anzufehen (9, ent⸗ 
hält es durchaus keinerlei Verfüigung ). 

Auf ähnliche Weiſe, wie in England, find: auch 
in Amerika viele einzelne geſetzliche Verfügungen gegen Fäl⸗ 
ſchungen ſelbſt von Seite der geſetzgebenden Gewalt dee. 
Union erlaſſen worden, und wir finden darin auch ver⸗ 
wandte Anfichten-vor. In einer unter dem Titel Cri- 
minal- Gode von Bordon gemachten Zufammenftellung 
der das Strafrecht angehenden Congreßakten *”) find meh⸗ 
rere Arten von Fälſchungen im Kapitel 6., fo mie der 
Meineid im Kapitel 12. unter der allgemeinen Rubrik: 

- Verbrechen gegen den Staat (against the State), 
Deren Gegenſatz Verbrechen gegen die Individuen 





40) Das Wort Fälſchung heißt im Geſetz ohne Sweifel for- 
gery, und ift alfo nur im Sinn von Urkundenfälfhung 
zu nehmen, wie daſſelbe auch die neuere ſchottiſche Ararie als 

.  falsifi calion of writings annahm. Cf.D.Humel. 1, 
41) Sch weiß nicht, wie es zu nehmen fey, wenn es im Art. 1. 
heißt, die Afte habe keinen Einfluß auf die über Fälfchungen 
beftehenden Geſetze. Dir Austrud existing Law bezicht fich 
Fax den Englandern oft auf. dad Common- Law. Bol. oben 
ote 3 

42) Der mehrerwähnte Report Sect. 12 u. 13. pag. 132— 186. 
u in Liefer Rüdfiht Me Verfügungen des Jeitherigen 
Mechts 

- 48)-Digest of ihe Law of the united states. Pirladeigıie 
‚19827, Str SheiL  . nn 
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(against ihe Individuals) bilden, enthalten. Man darf 
Daraus aber nicht ſchließen, daß diefe Elaflification mit den 
Unbeftimmtheit and Allgemeinheit gemacht worden fey, mit 
Der das franzöſiſche Strafgeſetzbuch als Verbrechen conire 
da chose publique unter dem Titel faux eine Menge zum 
Theil fehr verfciedenartiger Verbrechen zufammengeftellt 
‚bat “). Das fragliche Kapitel des amerifanifchen Rechts 
führt den Titel: offerces relating to public documents, 
und handelt außer Fälſchungen öffentlicher Urfuns 
Den auch von gemiflen mit diefen auf gleichen Fuß geſetzten 
‚Unterfhlagungen folher Urkunden, die wie jene 
im Allgemeinen ſehr Hart, theilweife mit dem Tode, ſonſt 
wit harter Mebeit, Gefängniß, Geld und felbft körper⸗ 
Sicher Züchtigung beftraft werden nach mehreren vont 
J. 1790 bis zum J. 1825 erlaffenen einzelnen Geſetzen, 
die ihrer äußern Form nach große Aehnlichkeit mit den alts 
zömifhen Gefegen haben, und ihrem Inhalte nach zum 
Theil ähnliden Bedürfniffen, ähnlichen Anfichten ihre Ents 
ftehung verdanken mögen *°). Die Abficht zu betrüs 


44) Code penal art. 132 — 165. Die unter dem Titel Crümes 
contre les particuliers geftellten Verbrechen, die den befondern 
Zitel danqueroutes, eseruqueries et autres especes de 
fraude führen, könnten zum Shell noch eher ald Verbrechen 
gegen den Staat oder das Gemeinwohl angefehen werden, und 
werden zun Theil auch fo bei den Engländern angefchen. Bgl. 
art. 413. mit Note 30. hier oben, überhaupt art. 402 — 438. 

45) Es fey mir erlaubt, aus Gordon p. 707. einige der merf: 
würtdigeren Beftimmungen der ameri£anifchen Gefeße bier nach 
ihrem wefentlichften Inhalt in ihrer eigenthümlidhen Sprade 
anzuführen: Ifany person shall falsely make, alter, forge 
or counterfeit, or cause or procure to be falsely made... 
or willingly act or assist in the false making ... any 
certificate, indent or other public security of the Uni- 
ted-Sıates, or uiter ... such false... certificate ... with 
intention to defraud any person ... knowing Ihe same lo 
be false ...; such person shall sufer death.” Art. 3618. — 
„If any person shall feloniously steal, take away alter, 
Jalsify or other wise avoid any record, writ process or 
other proceedings in any of the Court of the United - Sta- 

. ves, by ıneans whereof any judgment shall he reverscd ... 
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gen ) iſt, mie im engliſchen Recht, meiſtens ausdrück⸗ 
lich zum Weſen der genannten Verbrechen erfordert, und 
ihre im Syſtem des oben erwähnten Rechtsgelehrten ihnen 
gegebene Qualification von Staats verbrechen ſcheint 
demnach auf das Weſen derſelben von keinem beſondern 
Einfluß. As Fälſchungen würden die im fraglichen 
Kapitel nach den gefeglicben Verfügungen zufammengefteld _ 
ten Verbrechen bei ung wohl meiftens anzufehen feyn, abes 

von der Idee der Veftrafung wegen Verlegung eines 
felbfffändigen Rechts auf Wahrheit ift in jenen 
Verfügungen nirgends eine Spur zu finden! — Ich aber 
hege die Ueberzeugung, daß bei dem Eornelifhen Gefege: 
wider Fälſchungen, und ſelbſt bei den fucceffiven Ausdeh⸗ 
nungen der durch daflelbe gegründeten Anklage, auf analoge 
Fälle eine ähnliche Rücfiht wie in der englifhen und 
amerifanifchen Gefetgebung obwaltete, und Daß der Haupt⸗ 
zwec® der dahin einfchlägigen Beftimmungen, fo weit fie’ 
nicht nach der heutigen Praxis zu ganz andern Verbrechen 





every such person shall be fined ... or be imprisoned 
not excuding seven years and whipped not excuding 
89 stripes. Art. 3619. 


46) Auch mit Angabe der Perfonen die etwa Gegenftand des Be⸗ 
trugs feyn möchten. So finden fich die Ausdrüde: wiıh in- 
tent to defraud any person oder with intent do 
injure or defraud’the united Siales or any ‚person on 
enrporation , vder with intent fo defraud the united Sta- 
tes or any body political or corporate or any other person 
or persons what soever. Zuweilen wird dies auch geradezu ſo 
ausgedrüdt: for the propose of odluining from the united 
States or any of their officers any sum. Einmal tft al 
Abficht angegeben io receive any pension from the united 
‚States, nämlich mittelft falfcher Urkunden. Dem Urkundenfäl⸗ 
fchen ift auch zumellen das falsely and deceit fully personate 
another gleichgeftelt. C£. art. 5618, 8621, 3623, 3624, 
8625, 3626 bi Gordonl.l. Das Gefeß von 1825 
enthält auch die Münzverbrechen, die bei Sordon Im 
Kapitel 8. als offences relating te the Concurrency of the 
united States unter der allgemeinen Rubrit Verbrechen 
gegen den Staat fichen. .. 
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gehören, der war: gewifſe Benachtheiligungen 


beſtimmter oder unbeſtimmter Perſonen zu verhüten, Die 
mittelft materieller Fälſchungen Im natürlichen Sins. 


ne des Worts d. h. mittelft Falſchung gewiſſer körperlicher 


Gegenſtände oder auf ähnliche Art geſchehen könnten. ; 

Heffter hat mit Berückſichtigung der. Quellen und, 
-ded römiſchen Sprachgebrauchs die gewöhnlich als Zäls 
fhung und Betrug qualificieten Verbrechen, die in 
den römifchen Rechtsquellen als crimen falsi und stel-, 
livnatus bezeichnet werden, ald Falſchheit im engern 
Sinn und als Hinterlifiges Benehmen gegen 
Andre aufgeführt *). Allein infofern nach feiner eignen: 
und gewiß richtigen Anfiht zum Wefen des stellionatus: 
- eine wirflihe Benachtheiligung eines Andern gehört,- 
fo ift der Ausdrud hinterliftiges Benehmen gegen 


Andre nichts weniger ald das Wefen diefes Verbrechens, - 


genug bezeichnend, denn es kann gar oft das Benehmen 
eines Menfchen gegen "einen Anderen hinterfiftig ohne 
stellionatus zu feyn. Ich fehe nicht ein, warum nicht 
die Benennung Betrug jedenfalls geeigneter feyn follte? 
Betrügen im eigentlich juriftifchen Sinn Heißt Jeman⸗ 
den durch ein hinterliſtiges Benehmen bes. 
nachtheiligen. Es ift mit andern Worten gerade dafs 
felbe, was Engländer und Amerifaner mit ihrem defraud 
oder deceive ausdrücken, und die römifche Definition von 
dolus malus al® omnis callidıtas fallacia machina- 
tio ad circumveniendum Jallendum decipiendum 
alterum führt und zu demfelben Begriffe *). Freilich if 
das Vorhandenſeyn ded dolus malus an ſich nicht genüs 





47) Lehrbuch $. 881 u. f. insbefondere $. 394. 


48) Vgl, L. 1. $.2. D. de dol. mal, und oben Note 24. Zäns 

. Then und Betrügen ift nicht daffelbe. Man fagt: Ies 

manden um eine Seldfumme betrugen, aber nicht 
um eine Geldſumme fäufchen, 
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gend, um das Verbrechen des Betrugs zu conſtituiren, fong 
dern es muß ein dolo factum vorliegen, wodurch Jemand 
benachtheiligt worden ift, und infofern beruhen die 
actio doli und das grimen stellionatus auf gleichen 
Vorausſetzungen *). Ya felbft dies, daß nicht gerade 
Bermögensnachtheile bei letzterm vorausgeſetzt 
werden, folgt aus den Worten: Si quis imposturam . 
 fecit vel collusionem in necem alterius, keineswegt, 
indem dieſe ſich ganz natürlich von den vielerlei Arten von 
Betrügereien verftehen faflen, zu deren Ausführung das 
Vorgeben des Todes eines Menfchen oder wohl gar das 
Nachahmen deffelben ald Mittel dienen °). Wären die 
Worte von verbrecherifhen Anfchlägen gegen das Leben 
‚eines Menfchen zu verftehen, fo müßte doch nach obigem 
Drincip ein Nachtheil am Leben wirklich erfolgt finn, um 
‚ den Stellionar als vollendet anfehen zu können ”) Dann 


-ı 





49) Quum dolo malo fucta esse dicentur heißt eö in L.1.D, 
de dol. mal, und von his qui dolo quid'fecerunt iftin L. 9. 
D. Stellionatus die Rede, von calliditas dort und bier. 
Vgl. auch L. 29. $. 6. D. mandati, Als Zweck der actio doli. 
ergiebt fih die indemnitas aus L. 7. . 1. D. h. t., und aus 
L. 86. $. 1.D. de pignor. act. folgt als Erfordernif des eri- 
men stellionatus, daß Jemand captus d. h. übervortheilt ſey. 
Wenn Roßhirt Lehrbuch $.235. fagt, die actio doli finde im 
Unterfchied von crimen stellionatns nicht nur bei eigents 
lihem Betrug Statt, fondern auch wenn ohne Zäus , 

[hung die Abſicht zu ſchaden realifirt ift, fo Hegt dafüe | 

in L. 3@. D. de dol, mal, #ein Beweis, denn in dem daſelbſt 
angeführten Beifpiele läßt fich eine beabfichtigte Zäufchung ans 
nehmen, und wenn es in L. 14. $. 13. D. quod met. caus, 
heißt: cum qui metum fecit et de dolo teneri, fo läßt fi 

- auch in folchen Fällen eine calliditas ad decipiendum adhi- 

« bita enthalten denken. 


50) L.3. $.1.D. Stellion. Andrer Anficht iſt Heffter 1. 3. 
not, 4. Wan vgl. oben Not. 28. 


51) Heffter 1.1. führt fogar die Worte in nesem alterius auss 

drüdlich ale Belege zu dem Satze an, daß zur Vollendung des 

Stellionats wefentlich ein wirklicher Rachtheil oder eine Rechtes 
verletzung gehöre, die nicht im dDolofen Verfahren an ftch - 
enthalten, fondern Folge deſſelben fiy. oo . 
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aber, oder auch nur wenn ein ſolcher Nachtheil ohne’ bes 
zweckt zu ſeyn, Folge eines doloſen Verfah⸗ 
rens wäre, würde die Frage entſtehen, wie die Zuläſ—⸗ 
figfeit Der Stellionatsanflage mit dem Grundſatz beſtehen 
fkõnnte: stellionatus objici potest, si aliud crimen 
non sit quod objiciatur? *). 


Wenn Martin ”) es für unzuläffig Hält, aus den 
»on der Gefeßgebung nicht einmal gebraudten Worten 
Betrug oder Betrügereien criminalrechtliche Kolges 
rungen berzuleiten, fo ift ihm wohl im Allgemeinen bei 
zuftimmen. Allein ich glaube, daß dasjenige, was man 
‚unter Betrug eigentlich in juriftifhem Ginne verfteht, 
mit den gefeglihen Vorausfegungen zufammenftimmt, von 
Denen der Begriff des stellionatus abhängt. Damit foll 
aber nicht gefagt feyn, daB auh jeder Betrug im 
eigentlichen Sinne des Worts und abgefehen davon, daf 
man Betrug oft im gemeinen Leben in blos ſubjectiver 
Bedeutung für Hinterlift, oder objectivo für Täus 
ſchung überhaupt nimmt, als Stellionat firafbar fey, 
denn es giebt aud mande duch Hinterlift und 
Täuſchung bewirfte Benachtheiligungen Ans 
derer, die criminell nicht geftraft werden fünnen, und 
manche, die in die Kategorie andrer Verbrechen fallen. 
Das Wort Betrug entfpribt fohin dem Stellionat 
nicht völlig, weil der Römer darunter nur den criminelb 
firafbaren Betrug verftand, der nicht in ein andres Vers 
brechen üiberging. Ein Wort von derfelben. Kraft haben 
wir im Deutfchen nicht, aber immer wird das Wort Bes 
trug dasjenige bleiben, das die Natur dieſes befondern 
Berbrechend am genaueften bezeichnet. Wie übrigens nad 
— — ge⸗ 

59) L.3.5.1.D. h. t. 


63) sehrsuß $. 5488. gef Beziehung auf Klien in neuem Archiv 
u,.Jr 
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gemeinem deutſchen Rechte zwiſchen eriminell ſtrafbaren Bes 
triigereien und folchen die es nicht: find, die Grenzſcheide 
zu ziehen fey, gehört nicht - zu der mir geſetzten Mufgabe, 
Jedenfalls wird das Reſultat einer Erörterung bieräbee 
ein anderes ſeyn, als die Regel, wonach man In England 
unterfcheidet °). Vom legislativen Gefichtspunfte aus iſt 
die Frage: welche Betriigereien follen geftraft werden? anas _ 
dog der: welche Ehrenverletzungen foll man ftrafen ? 
und die darüber andern Orts von mir gemachten Bemets 
Lungen dürften zum Theil auch hier anwendbar fegn *°). 
Wenn übrigens die Geſetzgebung ‚ d. 5. die Geſetze, 

die ald Quellen des gemeinen Rechts anzufehen. find. den . 
Ausdruck Betrug zur Bezeichnung deffen, was im den 
zömifchen Rechtsquellen Stellionat heißt, nicht ents 
Halten, fo hat doch die gemeinrechtlihe Praxis dieſen 
Gebrauch überall fanctioniet *). Ueberdies iſt es nicht 
fo ganz richtig, daß der Geſetzgebung jener Ge— 
brauch fremd ſey. Mit. nur fpricht ‚die Reichspolizei⸗ 
ordnung von 1,577 im Tit. 20, $. 2. vom Wiederverfauf 
geftohlnen Guts und beträglid damit Umgehen ”), 
und 9. 8. von Betrug oder Vervortheilung, dei 
Anlehen; fondern Tit. 23. $. 2. Handelt auch bon be⸗ 
trüglichen und ſchadlichen Handlungen, wegen 
welcher dee Bankerott den Charakter eines betrüg⸗ 
lichen erhält, und bei welchen, ob ſie gleich nach den 
Worten des Geſetzes einem Diebſtahl ſich wohl 
vergleichen, doch die geſetzlichen Beſtimmungen über 
Stellionat hinſichtlich der Strafe als maaßgebend ge⸗ 





54) Vgl. oben — 31 und -dazu den Text. 
- 55) Archiv Jahrg. 1884. ©. 1%. 
5 Man F di 8 Annalen Heft u: G. 156, ın. 5.18 14. 
S. —X 9.23. 8.353. Deffen Beitfcheift 
"6 150. 5 — * vergl. 10. ©. 465., 8. 51. 
67 —* damit L. 9. 4. 1. D. de statuliber. _ 
Arch. d. CR. 1884. IV. St. Do 
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halten werden *). Auch Handelt Tit. 24. von allerlei 
Vortheils und Betrugs gemeinem Nug zu 
Nachtheil bei Verkauf von Gewürzen, und man ſieht 
aus dem Allen zugleich, daß die Geſetze das Wort Betrug 
nicht mit TZäufchung überhaupt oder Crweckung uns 
richtiger Vorftellungen. für gleichbedeutend genom⸗ 
‚men baden ). Auf der andern Seite werden bie zum 
stellionatus gehörigen Källe auch als fraudes im römis 
ſchen Rechte qualificirt °°). Ä 
Was nun-das Verhäftnig des Betrugs zur Fäl⸗ 
ſchung angeht,’ fo herrſcht darüber Hauptfächlich eine dop⸗ 
pelte Vorfiellung, indem einige Criminaliſten als genus 
ein Berbrechen des Betrugs oder dolus im engern 
Sinn annehmen, von dem mehrere Arten der Fäl⸗ 
hung, die bei den Römern nach dem Eornelifchen Geſetz 
sum falsum im engeren Sinne gehörten, gleichſam 
als species dargeftellt werden. Andre fehen umgefchet in 
dem stellionatus felbft gleichfam nur eine Art des crimen 
falsi oder der Fälſchung überhaupt. Es if eine 
Modification der legten Anfiht, wenn ein Begriff von 
Falſchheit im weiteren Sinne, falsıtas, falsum, 
angenommen wird, der jedoch einen eriminalcechtlichen Ehas 
rakter erſt durch die gemeinrechtlichen Beftimmungen fiber 
das crimen falsi, daB Verbrechen der Fälſchung oder 
Falſchheit im engern Sinn und den stellionatus 


68) Bl. Heffter $. 897. und Martin 6, 197. wo der Sie- 


onatus als eine heutzutage noch eigen € Berbrechensat 
abgehandelt wird, deren 3 5 oenthiaine ech 


daß Semand betrogen und der Betrug zum Nachtheil 
deb Bintergangenen gelungen ſey. Allein der juriſtiſche 
Pc von Detrug iſt anders zu foflen. - 
J . C. de crim, stellion, i 
—EeE——— on. So nennen die Engländer ihre 


eiſpiele in betrüglichen Banke⸗ 
rotten u. dgl. nicht ſelten —*— sr " 
. 89) Martin $. 197. ftellt es als zwei verfchiedene Merkmale der, 
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erhafte ®). Zu allen drei Anfichten find allerdinge einige 
Gründe vorhanden. Böllig in Uebereinfimmung mit den 
Sefegen läßt fich aber feine bringen. 


Die Geſetze fagen wohl: Nihil aliud est falsitas 
nisi veritatis imitatio ‚und in einer außer dem Corpus 
Juris erhaltenen Stelle des Paulus wird gefagt: falsum 
est quicquid in veritate non est, sed Pro vero asse- 
veratur °°). Allein beide Worte follen fteeng genommen 
nad) der gegebenen Erklärung nicht daſſelbe ſagen, fondern 
durch daß erfte mehr eine Handlung, durch das legte daß 
Produft einer Handlung angedeutet werden. Da 
wir aber dag Wort Falſchheit, wie auf juwellen das 
Wort Betrug, mehr im Sinne einer böfen Abſicht ober 
deſſen, was in der Definition des dolus malus der Römer 
fallacia nannte, oder mehe im Sinne eines beftimmten 
Zuſtandes einer Sache gebrauchen, den wir fonft durch Uns 
ächtheit ausdrücken, fo ift das Wort falsitas, dad 
freilich auch zumeilen, wenigſtens in der fpätern Latinität, 
den letztern Begriff ausdrückt, im oben angeführten Satze 
jedenfalls richtiger duch Fälſchung wiederzugeben , fo 
ie auch der Zufammenhang des Satzes zeigt, daß. dabe 


anteine ſolche, z. B. an Nachahmung einer Urkunde, | 


gedagıt wurde, wogegen in dem andern oben angefüßtten 
Satze das Wort falsum i im Sinne des Produkts ‚einer 


4 


Falſchung, z. B. einer nachgemachten Urkunde, 


gebraucht wurde, die für eine wahre ausgegeben 
wird. — Doc ließe fich der Begeiff von Jalsitas im 
oben angeführten Sage im Allgemeinen für Entitellung 


der Wahrheit nehmen, was man wohl auch oft mit 





61) Bol. Tittmann Handtuch 2te Aufl. ‚487518, Kar 


tin Lehrbuch $. 188 u. f. befonders $. 107. u. Heffter 8.388. | 


62) Nor. 78. princ. und Sent. Recept. v. ui. $ ß ober 
Collatio L. L. Rom, et Mos, VIIL, $. 5 
o 2 
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Zalſchheit ausdrückt, ohne damit aber eben einen ju⸗ 
ziſtiſchen Begriff zu verbinden. 

Wenn wir von Entftellung der Wahrheit z— 
eebtswidriger Täufhung Anderer reden wollen, 
iſt et jedenfalls paffender, das Wort Fälſchung im weis 
teen Sinn für das dieſen Begriff bezeichnende anzuneh⸗ 
men, und in Diefem Sinne ift e8 auch wahr, daß in jedem 
um Stellionat gehörigen Kalle eine Falſchung ent 
Hatten fey. Dieſer Begriff genügt aber nicht zur Bezeich⸗ 
nung des Weſens diefes befondern Verbrechens; zum vol⸗ 
Iendeten Verbrechen des Betrugs gehört die nicht nur bes 
zweckte, fondern wirklich erfolgte Benachtheiligung 
Andrer. Nebſt der erwähnten allgemeinen giebt es fers 
ner eine befondere Bedeutung von Fälſchung in 
Beriehung auf befondere Formen der Handlung 
oder auf befondere äußere Gegenſtände, die al 
gefälfeht erſcheinen, wie bei der Urfundenfälfchung, 
Münzfätfhung u. dgl. In diefem Sinne wurde die 
Lex Cornelia de falsis gegeben, und wenn gleich in den 
dazu gerechneten Fragmenten ber gemeinrechtlich geltenden 
rõmiſchen Rechtsquellen da8 Wort falsum nicht in fo engem 
* inne erfcheint, als das Wort forgery im engliſchen 
echte, To hatte doch urfprünglich jenes Gefeg als Lex te- 
stamentaria einen noch befhränfteen Umfang”). An 
Diefen wurden erſt fpätere gefegliche Beftimmungen ähnlicher 
Art auf ähnliche Weife angereiht, als ja auch fehon die enge 
üſchen Conſolidationsverſuche an Verfügungen wider das 





63) Die Worte: Lege Cornelia testamentaria tenetur qui 
" destamentum quodve aliud instrumentum falsum sciens do- 
lo malo scripserit, recitaverit, subjecerit, suppresserit, 
accreverit, resignaverit, deleverit, bei Paulus 1.1. fcheinen 
ſchon eine Erweiterung ded urfprünglichen Geſetzes zu enthalten. 

MB V o ckestaert de Cornelio Sulla legislatore. Lugd. 
60) L16. Rep 161. — Mie ähnlich find Übrigens diefe Morte 

cheats aiiekaniiäen Seleaet Wal, aben Mote 45. 
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Jorge a document, andere‘ über: 'personating anothe 
u. dal. fi’ angefehloffen haben. 

Es Fann nicht zweifelhaft ſeyn, daß, wenn die Zei 
Cornelia’ de falsis aus dem rõmiſchen Rechtsbuch heraus⸗ 
genommen wiirde, eine Menge der jegt darnach ſtrafbaren 
Bälle als stellionatus ftrafbar wären. Es iſt aber num 

die große Frage, inwiefern zu den materiellen Fäl⸗ 
ſchungen oder falsıs, die als befondere Verbrechen det 
Lex Cornelia anzufehen find, als ihr Wefen bildend , bie 
Benachtheiligung Andrer gehöre, die das Weſen des 
stellionatus oder des criminellen Betrugs außs 
macht? Daß etwas Aehnliches in den meiften Fällen ber 
Lex Cornelia, befonder& in denen, die Heutzutage nicht 
als eigne Verbrechen anzufehen find, erfordert wers 
de, zeigt nicht fomohl das Wort falsum, ungeachtet feiner 
Verwandtſchaft mit fallere, ale vielmehr das Wort dolo 
malo an, das im Geſetz neben den Worten qui instru- 
mentum falsum sciens ‚scripserit eben fo ſteht, ale in 
den engliſchen und amerikanifchen &efegen neben ben’ Wor⸗ 
ten: „falsely make or forge « document, „ Engeing 
the same to be false” die Worte: „with intention t 
defraud any person” Mit andern Worten: ‚der dolu⸗ 
malus deutete hier den animus decipiendi Jallendi vel 
circumveniendi in den Bertehrsverhättnfffen, 
oder die Abſicht der Benachtheiligung Andrer 
eben ſo an, als dieſe in der doli actio oder bel dem eri- 
men stellionatus vorausgefeßt wurde. es gehört alfo 
auc zum Verbrechen der Falſchung ini engern &inn 
nach dem Eoenelifchen Geſetz eine betrügerifhe Kb; 
ſicht im oben entwidelten Sinn. Nur Haben die Geſetze 
es für nöthig gehalten, .. der befondern, Gefährlichkeit 
ivegen, die in gemiflen materiellen Sälfhungen 
liege, oder der Leichtigkeit wegen, womit (ec ya Br» 
nachtheiligungen führen können , Dirkelven any Ton 


2 
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fon für vollendete Verbrechen zu erflären, wenn 
Die beabſichtigte Benactheiligung nicht ers 
reicht worden if. Dies, was ganz eben fo in den 
englifchen und amerifanifchen Gefegen liegt, hat eigentlich 
Die Hauptveranlaſſung zu der Anficht gegeben, die Sefege 
hätten bei Beftrafung des Verbrechens der Kälfchung im 
engen Sinn, ohne Rüdfiht auf Beeinträgtis 
gungandrer Rechte, die Verlegung des Rechts 
auf Wahrheit an fih fchon für ftrafbar erklärt. 
Anſtatt alfo zu fagen: weil das Geſetz das Verbrechen ber 
Falſchung als Verlegung des Rechts auf Wahrs 
Heit.an ſich auffaßt, fo ift Eonfummation des Verbrechens 
ſchon in diefen.oderjenen Fällen als vorhanden anzufehen‘‘)— 
es zichtiger zu ſagen: weil das Gefe aus politiſch en 
an ichten die Sonfummation- nun einmal in jenen be 
ſtimmten Fällen annimmt, fo hat es neueren Eriminaliften fo 
geſchienen, als habe der Geſetzgeber nicht, wie es wirklich 
Ber Fall war, durch das Geſetz gewiſſe Benachtheili⸗ 
‚gungen verhüten, fondern als Gegenſtand feines Schutzes 
as Sedanfending eines ſelbſtſtändigen Rechts 
auf Wahrheit anfehen. wollen. Hätte man ——— 
zu fich von obftracten een einheimifcher: — 
Br — zu laſſen, fo Hätte man dieſe Idee wohl längſt vers 
papo Yu. hat: die deutſche Hraxis hin und wieder die 
xſchtige Anſicht aufgefaßt, - nur iſt fie auch wieder offendar 
zuwein gegangen, wenn Be zur Vollendung des falsum 
wie zu Den des stellionatus. nicht blos einen. bezweckten, 
fondern. ag ‚einen ver utſachten Schaden forderte °). 
— — . ——⏑ 2278— 
„PB: Bol. Wider 2. ir. & au. des eehrbuchs mit S. 2%0. 
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Daß übrigens ein beſtimmter Nachtheil das lei⸗ 
sende Princip gewiſſer Verbrechen geben könne, und dieſel⸗ 
ben doch ſchon ala vollen det angenommen werden müſſen, 
wenn gleich jener Nachtheil noch nicht bewirkt wurde, 
davon geben die Geſetze Über Hoch verrath bei allen Völ⸗ 
fern den fprechendften Beweis. Ueberall werden fihtwerg: 
Strafen auf gewiſſe Handlungen gefegt feyn, dieden Uns 
tergang einer beffimmten Berfaffung bezwecken. 
Mirgends aber wird dad Verbrechen des Hochverraths Dann 
ecft für vollendet erklärt werden können, wenn die Vers 
faffung untergegangen iſt, noch der Hochverrath 
ohne Rückſicht auf die Schaltung des Staats 
in feinem gegenwärtigen Beftehen etwa als firafs 
bar wegen Verlegung eines ſelbſtſtändigen 
Rechts auf Treue anfi ch angenommen werden wollen. 
Nah diefer Datftellung, deren Hauptrefaltat freilich nurein 
wegativdes if, das aber wohl in mander Hinſicht als 
Grundlage zur Beurtheilung des Pof itiven in dieſer Mas ' 
terie gelten Fann, überlaffen wie es unfeen Leſern, inwiefern 
fie die neue Anſicht Bauer's fire gegründet haften wollen 
Wir Fomnien vielleicht auf-diefelbe bei einer andern Gelegen⸗ 
heit zurück, theilen aber vorläufig die Anſicht, die hietüber 
dee Recenſent in ben Scduruiſs en Jahrtũchera 
ausgeſprochen hat“ 2 | 





66) Band XXIII, ©. 240. Bol. VBauers echtbuch a Aues. 
Göttingen. 4838, 6. 272, 
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Ueber das . 


aus, Vollendung der Nothzucht aforderice 
Hauptrequiſit tm. | 


DES Bon 
| Herrn Dr. Rämmerer, | 
Profeffor zu Roflod. | | 


or 


Den ſowohl, als auch die neuern CErſminaliſten ſind, 

wie zum Theil aus Wächter's p Angaben bervorgeht,. 
von ‚jeher ſehr yneinig.über bie Entſcheidung dee. Frage ges 
weſen: Worin das zuc.Dollendung der Nothzucht erfor⸗ 
del he Dauptrequiſit hetehen 

Denn außer den von ihm ſchon namhaft "gemachten 
Schriftſteilzrn ‚nehmen auch noch Ca; epapd ), Chr. 
Sau. Bien.; Meifter ’),. Püttmann ,'), Stelger '), 
Dorn °) und’ Dabelow”) die immissio seminis als ein, 
zum Thatbeftande der Nothzucht durchaus gehöriges Erfor⸗ 





*) Kus den Eniſcheldunzegründen eines Erkenntnifſes der Juriſten⸗ 
fakultät zu Roftod. Nur einzelne Bemerkungen in den No⸗ 
ten find jest hinzugefommen. 

1) Im Lehrbuch des Strafrechts Ih. II. $. 184. ©. 18. 19, 

2) In Definit. For, P. IV. Const, 80, Def, 4, 

3) In Prineip Juris Crimin. (Francof, 1781.) $. 250, 

4) In Elem. Jurig Crim. $. 599. 

5) Im Lehrbuch des Eriminalrechts 9. 568. Nr. 1. 

6) Im Commentar über das peinl. Recht Bd. I. 4. 185, 

7) Im Lehrb. des peinl. Rechte $. 300. Note o. 
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derniß an; wogegen indeſſen nicht allein von ber Mehrheit der 
bei Wächter angeführten Mechtsiehrer , fondern auch vom 
vielen andern unter den Altern, namentlich Schauma 
burg '), Hellfeld °),.. Sommer ». Böhmer '), 
Weftphal”), Paalzow.’’y und Kramer '"), unter. 
den Meuern aber Henke), Roßhirt“), Martin‘), 
Spangenberg "), dv. Schirach *), Jarcke ) 
Abegg”), Bauer”) und.Heffter *),.die Behaups, 
tung aufgeftellt worden iſt, daß fchon die Bereinigung: den 
Geſchlechtstheile zum Zheibeſtande der Noihnuc genüge. 


4.2 | 
Die zuerft gedachten Becisteheen, welche Ye entge⸗ 
gengeſetzten Meinung ſind, berufen ſich zur Recbtfextigung 
ihrer Anſicht meiſtens nur auf die Praxis, nach welcher 
die immissio seminis nothwendig ſey, eine Praxis, die 
auch fogar pol Bauer gewiffermaßen anerfannt wird. 
8) In Compend. Digestor. L. XLVMII. Tit. 6. 25 2 
9y in Jurieprad. Forens, |. 2038... - q 
EN ‚Elem. ie Crimin.. Sact. IL, $, en. . don mit 
11) Im Seltene, Anmerf. 63. 3. ©. 18. | 
12) In Compend. Jurispr. Crimin. }. 520. * 
13) In der Darſtellung des peinl. Rechts 5. 331. get. vj. 
14) Im Lehrbuch der Stedfuehtswifenfchaft ki ‘210. und im 
Handbuch des Eriminalrechts Th. Il. 4. 118 ©. 2. 
15) Im Lehrbuch des Criminalrechts $. 214. Mr. 3. 
16) Im Lehrb. d. Crim. R. (. 299. vgl. mit $. 277. Not. 14, 
17). 30. Bes Apmertung zu Strube's rechtl. Bedenten Bd. I. 


18). Sm ee ze des Schleswig» Holfeinfgen Trimtalrechi 


1 Sm Sanbbnd * Sec Bd. II, $. =. ©. 117. 118, 
vgl. mit $. 26. ©. 28 — 


2) Sm Syſtem der Sritntmafsechtöiffenföäaft . 230, 

21) Im Lehrbuch des Strafrehts $. 191. Not. e.d. 2, Ausg. ! 
22) Im Lehrbuch des Ciminalrechts }. RB, Mit, 6. 

1) Am a, DO. $, 192, Ro’ 
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leini-was diefe anbetrifft — abgefehen davon, "daß, 
wie Denke, Spangenberg und Jarcke nicht ohm: 
rund erinnerten, von den Praftifern die immissio se-: 
minis zum Thatbeftande der Mothzucht nur in: der Abſicht 
erfordert worden, um die ihnen zu hart fcheinende Straßs 
fanction dee P. &. D. durch ein fehr ſchwer zu beweiſendes 
Requifit fo gut wie gänzlich auszuſchießen — fo ift es durch⸗ 
aus unrichtig, In dieſer Hinficht von einer gemeinrechtlichen 
feſten Praxis, wie fhon von Heffter mit Recht bemerft 
wurde, .zu.ceden; indem in mehrern deutfchen Gerichtes 
böfen, namentlich im Herzogthum Braunſchweig nad 
dem Zeugniß des OAG⸗-Raths v. Strombed?), im 
Königreid Hannover”) und im Großherzogthum Heſ⸗ 
fens Darmftade ), nur auf Vereinigung det Ges 
ſchlechtstheile gefehen wird ), um das Verbrechen der 
Mothzucht als. vollendet zw betrachten, Wie denn ſelbſt 
eine folche feſte Praxis, bei der ſehr überwiegenden Anzahl 
ber anderödenfenden Eriminaliften, denen man doch: uns 
möglich allen Einfluß auf. die Praxis abſprechen kann, 
Paum wahrſcheinlich if; wozu noch der wichtige Umſtand 
kommt, Daß ſogar in einigen neuern Geſetzgehbungen °), 
z. B. des Königreihe Baiern ”), und des Großherzog⸗ 
———— A j en, 
„3) ee 8 Annalen ber Seiminatretöpfiegs —3 VIII. 

8) ©. Sittas Annalen Wh. VI. ©. 277 u. 281. 


‚ 4) Wie in Boöhmer's und Bopp?e Zeitfchrift für Geſetgebun 
und Rechispflege Bd. L . (Darmiſtadt — — Fa €. 
fi angegeben findet. GBG 


5) Daß bei den Landesgerichten im Großherzogthum Mecklenburg 
eine andere Anſicht herrſche, iſt mir, als Mitgliede der Zuriften: 
facultät zu: Roftod‘, am welche doch fo viele Criminale Rechts: 
fälle ſowoͤhl in erſter als auch in- zweiter Inſtanz zur Entſchei⸗ 
dung gelangen, bis jetzt nicht befaunt geworden. 

6) Vogl Jarcke's Handbuch a, a. O. S. 118. 
—88* Bd. II. ©. 214 an E. wur vente 


7) Baleriſches Strafgeſetzbuch Art, 186. 


thums Baden’), fo wie in einigen neuern Strafgeſetz⸗ 
entworfen, 3, 9, für das Königreich Hannover °) und 
für das Königteich Sachen '”), das ebengedachte Erfor⸗ 
derniß ausdrüdlich für genügend “) erflärt worden if. 


‚Unter . diefen Umftänden leuchtet alfo von ſelbſt ein, 
daß, wenn die Frage zur Beurtbeilung fteht 1.:Welchr6.Ers 
fordeeniß. zum Thatbeftande vollendeter Nothzucht für hin⸗ 
länglich.'”).zu.arhten fey ? — nur Gründe den Ausfchlag 
geben. können, . und diefe veden, ‚bei unbefangener Prüs 
fung;,: ganz entfchieden für die Anſicht der meiften neuern 
Rechtslehrer. Ze u " BEE E u 





| 8) Bodiſches Straf⸗Ediet 1.56, on 
9) 6, Entwurf eines © 6 üs dad Köni 
8* 18251 aa Taelet uchet für dab & algerid dan 


10) Bol. Hente’s Handbuch u. f. w. Bd. II. ©. 226. 
11) Das [Defterzeichtfche) Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere 
Polizelübertretungen.Sh. I. 4, 110, Imdem cs ſich alfo ausdrüdt: 
. „Wer eine Weibsperfon” — durch „,ausgeübte Gewaltthätig⸗ 
keit — — außer Stahd ſetzt, feinen Lüften Widerftand zu tbun, 
und in folhem Zuftande fie ſchändet, begeht das Verbrechen der 
Nothzucht” fcheint die immissio seminis zu verlangen. . _ 


12) Einige Criminaliſten, zu denen ‚namentlich Wächter 
a. a S. S. 18, md Sarde a. a. D. ©. 117; Not. 88. 
„ gehören, find. zwar der Meinung, daß darnach, was als das 
‚eigentlich Strafbare bei diefem Verbrechen anzufehen fey, oder 
’ angefehen"werde, auch die Beantwortang jener aufgeworfes 
nen Trage verfchieden ausfallen könne oder müſſe. Allein, 
‚meiner Anficht nach, kann ,es keinen Unterſchied machen, 0b 
"man dabei von dem allgemeinen Begriff eines Fleiſchesver⸗ 
sheahens (beſſer Unzuchtäverbrechens, wie, Martin 
fi) ausdrüdt), oder von der Verlegung des Rechts auf freie 
Dispofition an dem Körper, oder von der gewaltfamen Bes 
raubung der weiblichen Ehre, dem weſentlichen Grfichtspunfte 
bei diefem Werbrechen, ausgeht. Immer wird und muR man, 
‚bei genaust Erwägung der einzelnen hier in Betracht Tomımens 
den Gründe, zu den nämlichen Refaltate gelangen : daß die 
Bereinigung der Gefchlechtstheile zur Vollendung der Rothe 
zucht vollkommen genüge. 


v' a a * PO PTR 
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ws. ⸗ er 
[) 


E80 


gaebcſöndere FR die. folgenden, far gewichtlgen 


Punkte zu erwägen: 


I. Vergleicht man nämlich die Geſetze, welche überhaupt 
“ son den Unzuchtsverbrechen Handeln, mit einander: fo 
erſcheint es vor allen Dingen höchſt merkwürdig und 


- beachtungswerth, daß in ihnen des Beiſchlafs miemald 
beſonders Erwähnung geſchieht; fondern-fie insgefammt 


nur von Unkeuſchheit veden, die Verlegung :der Uns 
keuſchhelt mit :Steafen bedrohen. Die von Martin ') 


ſehr forgfältig zufammengeftellten Beifpikle beweiſen dies 


„ 
a 


fe8 zue Genüge. Mit vollem Recht wirft diefer geach⸗ 
tete Schriftftellee, mit dem auh Wächter”) überein, 
flimmt, Dabei die Frage auf: „Wie mag man nun 
wohl aus dem Begriffe des Beiſchlafs oder aus 
der Natur einer Befriedigung des SGeſchlechts⸗ 
triebes Folgerungen ziehen, da diefe Ausdrücke 
allen gemeinrechtlichen Quellen fremd find.?” 


DI. Es kommt Hinzu, daß, wie gleihfall® von Wars 
tin fehr richtig bemerft wurde, nicht allein das Ca⸗ 


nonifche Recht, fondern au unfere Teutfche Ges 
feßgebung bei Beftrafung det Unzuchtsverbrechen von 
mortaliſch⸗ religiöfen Beweggründen ausgeht’). Ein 


Gleiches gilt, wie fi fehr leicht nachweifen ließe, von 
- vielen Particular⸗Rechten "). 


Daraus folgt aber nothwendig, daß die Seſetze fchon 


die bloße Handlung der Unkeuſcheit, oder die unſittliche 


) Im krehrbnch des Criminalrechts I. 277. Not. 1, 


SE. D. 5. 184. &, 18, vergl. mit |. 235.'&, 552. 
3) Martin a. a. D..f. 276. Mot. 8-18. unb f. 278. 
4) * Fi vom Medienburgifchen Recht. gl. Mecklenb. Land: 
und Zoligei, Drbnung von 1572. Tit. vom Todtſ 19 
. 12, in den Mediend, Grund Gefechten ©. 160. 1 


“ — — — — — — — - 
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Willenseichtung, wie fihb Jarcke ) ausdrüdt, als 

‚ Mrafwiürdig betrachten, und daß ed mithin die größte 

s Wilfüge verräth, mit jener ein Erforderniß zu verbins 

ı ‚den, welches doch an fich in dem Begriffe der Unfeufchs 

- heit ganz und gar nicht enthalten ift, und wobei oft fo 
viel vom bloßen Zufall abhängt. or 


oo. Ä 4. 4. 
III. Seiner Geſetzgebung dürfen Widerſinnigkeiten auf 
gebürdet oder bei Ihr vorausgeſetzt werden). Derglei⸗ 
chen würden ſich aber hier ganz augenſcheinlich ergeben, 
wenn man annehmen müßte, daß der Geſetzgeber das 
angebliche Erforderniß zur Vollendung der Nothzucht 
ſupponirt hätte. Beſonders find es drei Punkte, welche 
- in diefee Hinficht vorzugsweiſe in Betracht kommen. 

a) Es laflen ſich Källe nachweiſen, wobel zwar alle 
gefeglihe Requifite der Nothzucht vorhanden feyn 
können, allein die immissio seminis zu den Uns 
möglicyfeiten gehört. Mit Recht fchreibt Böh⸗ 
mer): | . 

Alioquin dieendum, a thlibiis, . qui:utique 
. „membro mulierem concutere, "et pndjcitiam 
‚hoc modo eripere possunt, nunquam stu- 
prum violentum committi, quantacunqgue 
demum vi renitentem denudaverint, quod, 
quam absurdum sit, nemo non videt, 
Sin Gleiches bemerft au Titemann Hinfichtlich 
der Eaftraten °), von denen alfo eben fo wenig 





5) A.a. O. S. 26. 


D Das Argumentum ab absurdo iſt bekanntlich von bedeutens 
dem Gewicht. S. Mühlenbruch in Docirina Pai- 
dectarum Vol. I. $. 62. Ze 


2) In Comm, ad C. C. C.- Art, 119, $. B pP: 448, 
8) Im dandbuch Bd. IL f. 369. Mot. 4. Bu 
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das Verbrechen vollendeter Nothzucht jemals began⸗ 


gen werden könnte. Gleichwohl darf man mit Recht 
die Frage aufwerfen: Ob eine ſolche, durch einen 
Caſtraten u, ſ. w. erlittene Mißhandlung für- ein 
unbeſcholtenes Frauenzimmer, etwa geringer zu ach⸗ 
ten fen, als die einer zeugungsfähigen Perſon? In 
der That, es dürfte ſehr ſchwer fallen, einen genü⸗ 
genden Unterſchied zwiſchen beiden Fallen nachzu⸗ 


weiſen. 
b) Die Gegner haben den Umftand vöffig außer Acht 


gelaſſen, daß ihr angebliche® Erforderniß zu den 


unzüchtigſten Umgebungen des Gefetses Weranlaffung 


geben wiirde. Denn abgefehen felbft von den uns 


faubern Mitteln, wodurch fi der Verbrecher gegen 
die immissio seminis in Sicherheit zu fegen vers 
möchte, und deren unter andern Tittmann N ger 
denft, würde e8 überhaupt jedesmal in der Wils 
führ des Verbrechers fiehen, die Vollendung des 
Vergehens feinerfeitS zw verhindern, und ſich da: 
durch non der ihn treffenden gefeglichen Strafe zu 
befreien, obſchon von ihm Alles gefchehen, was in 
feinem, Zwede lag. Diefe allgemeine Bemerkung 
wird hier Hoffentlih genitgen, ohne dag es nöthig 
wäre, auf eine genauere Erörterung diefes ſchmutzi⸗ 
gen Gegenftandes einzugehen.: 


c) Endlid kommt hinzu, daß, wäre die Anficht der 


Gegner richtig, der Geſetzgeber eine, wenn der In⸗ 
quiſit, wie natürlich, leugnet, faſt unerweis— 


— — — — — — —r — — — 


liche Thatſache, wie ſchon Mitter maier ) und 





Karde’) bemerkten, als equiſ t der Nochzucht 


4) Sm Handbuch a. a. D. 
5) Im Neuen Archiv des Crim. Rechts Bꝛ. IV. Nr. J. S. 4.5. 
6) A. a. D. Bo. M. B. SL, mo ex ſich (bei Gelegenheit dei 


Ehebruchs, wod dwodehuo un am WERNER hr, Aahin 


ft v 
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fanetioniet Hätte,. ohne jener Urſache auch nur mis 
einer Sylbe Erwähnung zu.thun. Läßt fich: aber 
‚von einer nur irgend vernünftigen Öefeßgebung die 
Erlaſſung einer Vorſchrift wohl denfen, wodurch 

. "die. Anwendung der dadurch angedrohten: Sprafe 
ſchon im Voraus gewiſermaßen wma gemacht 
"würde? 


) 


, , m 
VI. Legt man hier die Beftimmungen des Rö 5mifisen 


 : Rechte zum Grunde: fo kann von einem Zweifel überall 


nicht die Rede ſeyn; denn diefes betrachtet ‚die Noth⸗ 
zucht im Allgemeinen nur als eine, nicht befonders her⸗ 


vorgehobene Art der Vis, und zwar keineswegs der 


vis privata, wie Wächter ), wegen Ueberſehens 
der hieher gehörigen Hauptſtelle, angenommen hat, 
ſondern vielmehr der vis publica, wie Wlpian ”) 
mit ganz deutlichen Worten zu erfennen giebt, und auch 
ganz richtig von Bauer”) bemerkt worden ift, ob- 
ſchon ebiexer, die obgedachte Hauptfill eben em fo wenig 





äußert, daß „nur unter dev Vorausſetzung der peinlichen Frage 
oder bes Reinigungs: Eides die Vollendung zu erweiſen fen.” — 
Die Zortur ift aber fo ziemlich, wo nicht überall, in Zeutfchs 
Sand adgefchafft, und auf den Reinigungs s Eid in einem Fol, 
wobei, wenn auch nicht mehr die Todesſtrafe, doch immer eine 
ſehr harte Leibeöftrafe zur Anwendung käme, zu erkennen, hat 
auch wieder fein großes Bedenken. 


1) de 2 gruen Archiv bes Criminal⸗ Rechts DB. XII. No. 7. 


* Sa Fr. 29. 9.9 fin. D. ad L. Jul. de adult, (XLVII, 5.) 
- Hier heißt es: Eum autem, qui per vim stuprum intulit 
vel mari ve} feminae, sine praefinitione hujus temporis 
accusari posse, dubium non est: cum eum publieam 
vim commiltere nulla dubitotio ent. — Bol. Peter- 
mann de Praeceptis Jur, Rom. circa Crimen Vis (Ro- 
stoch, 1882. 8.) Cap. VI. p. 75. 76. Fa 


8) Im Lehrbuch ded Straftechts 5. 1900. Rote b. 
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kennend, fi auf ein anderes Yandeftenfragment *) 
beruft, welchem Wächter ), wenigftens für die Zeit 
* ı der Maffifchen Zuriften, und zwar nicht ohne Grund ®), 
£eine beweifende Kraft einräumen will, wenn er glei 
für das Juſtinianeiſche Recht diefelbe anerkennt. 


On Gemäßheit dieſer im Römlfchen Recht ausgeſprochenen 
Unſicht trägt denn auch Henke ’) die ganz richtige Bes 
merfung vor, daß | 
„nicht bie Bollendung des Beiſchlafs, fondern die 
Vollendung der Gewalt zum Zwed des Beifchlaft, 
dasjenige fey, was hier zur Frage lebe. ” °) 


Von anderkr Gemaltthätigfeit unterfcheidet fich dieſe Ges 
walt nus dadurch, daß die Richtung Dderfelben gegen die 
weibliche Ehre, welche als ein mit der Perfönlichfeit des 
Weibes Innig zufammenhängendes, unerfegliches But ers 
ſcheint, — als die Hauptſache an dieſem Verbrechen an⸗ 


uſehen iſt ). | 
yı Und diefer Umſtand führt denn zu dem ‚legten Grunde 
oder zu der fpeciellen Sanction des 7 eutfchen Rechts. _ 


— " 6. 6. 


4) In Fr.8. . 4. D. ad L. Jul. de vi publ. LVIII, 6.), wo 
Marciau fagt: Praeterea punitur hujus Legis ‚poena, 
qui puerum, vel feminam, vel quemquamı per vim stu- 
praverit. 

6) A. a. O. ©. 214. vgl. mit S. 240. 

G6) Denn da Marcian bie Lex Julia de vi publiea nicht be⸗ 
ſtimmt nennt : fo kann aus der bloßen Rubrik des Titels, welche 
von Eribonian herrührt, für die Zeit jenes Mömifcher 

Reechtsgelehrten allerdings fein fiherer Schluß gezogen werden. 

7) 3m Handbuch des Criminalrechts Ih. II. f. 118. S. 214. 

' ‘8 Bol. Seftrbate a. 8: D. und Riginie Annalen der Geſct⸗ 

gebung u. |. w X. ©. 197.1 

9,©. Bühter’ 8 — des —* ab II. $. 133. 
©. 1%. und Neues Aria TA Semlenirunke Bh,LX. &,689. 
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Br u 4. 6. 
v. Wenn es nämlich in der P. G.O.) mit —XX 
Worten alfo lautet: Ä 
„Item, fo-jemandt eyner unverleumbten — — 
Wittwe — — mit Gewalt und wider ihren Willen 
| ir — frewlich er neme.” 
fo verlangt diefes Geſetzbuch zum Begriff und Thatbe⸗ 
ſtand der Nothzucht offenbar nichts weiter, als die Be⸗ 
raubung der Geſchlechtsreinheit des Weibes "); eine 
Anſicht über den eigentlichen Sinn jener Stelle, welche 
ſogar von Quiſtorp), obſchon er der entgegengeſetz⸗ 
ten (angeblichen) Praxis huldigt, für die angemeſſenſte 
erklärt wird. 
Indem nun die Praktiker nach eigner Willkühr zu dieſer 
Beraubung der Geſchlechtsreinheit des Weibes die im- 
missio seminis fordern: fo verbinden fie in der That mit 
der vom weiblichen Geſchlecht zu bewahrenden Ehre und 
Reinheit einen ſo gemeinen und verkehrten Begriff, daß 
es unbegreiflich ſeyn würde, wie ſie ohne geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung zu einem ſolchen kaum glaublichen Reſultate ge⸗ 
kommen ſeyen, wenn fie nicht, ihre eigene Vernunft gefqn⸗ 
gen nehmend und einer ganz unſtatthaften Milde huldi⸗ 
gend, jenes Erforderniß nur zu dem Zweck aufgeſtellt hät⸗ 
ten, um, wie ſchon oben erwähnt wurde, auf dieſe Weiſe 
Die geſetzliche, ihnen aber. zu hart ſcheinende, Strafe faſt 
außer Anwendung zu ſetzen. 
Mit vollem Recht erinnert daher auch Heffter ‘), 
daß die Vereinigung der Gefchlechtstheile, al8 das zum 
Thatbeſtande der Nothzucht gehörige Erforderniß, um 





1) P. G. O. Act. 119. 


2) Bol. Spangenberg au, Strusee Rechtl. Bed. a, a. D. 
und Bauer a. a. O. f. 1 


5) In den Grundſaten bes —* pe ML. 
Arch. 5. CH, 1854, IV, &. Nr 
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deßwillen für genügend gehalten werden müſſe, 


„die Integrität der eigenthümlichen Seite des weib⸗ 


lichen Körpers aufgehoben werde”, 


mithin die weibliche Ehre verloren geht, und alfo der Vers 


brecher dem Weibe dasjenige Gut wirklih genommen 
auf deſſen Beraubung die Strafe geſetzt ift ). 


weil 


* 


Schon ein älterer Rechtslehrer, Matthäi °), hat 
dieſes, freilich nur in befonderer Beziehung auf den Ehe 
beuch — was aber im Allgemeinen feinen Unterſchied 


machen kann — bemerkt, wenn er ſchreibt: 


Sod si etiam concutere coeperit,, stulta foret de- 
mentia huic poenam capitalem remittere, cum 


habenda sit. 


ipsa concussio polluat, ideoque pro perfecto sce- 


Da nun obendrein die Pragis ”) ſchon langſt von der im 
Geſetz angedrohten Todeöftrafe abgewichen iſt, und dieſe 


4) Im Lehrbuch des Criminalrechts a. a. O. 


5) se nke Griminaliftifche Verſuche SL Nr. 2. 5A 


6) De Criminib. L. XLVIII. Tit. 8. Cap. 2. Nr. 10, (Traj, 
ad Rhen. 1644, 4.) p. 422. — Schon Böhmer in Comur. 
2adC.C.C. Art. 119, £.8. berief fih auf Matthäi’s Be 
merkung. 
7) Zwar ſoll nach der Behauptung von Wächter im Lehrb. des 

Strafrechts Th. II. 5. 186. ©. 24. 25. die gefegliche Todes⸗ 
ftrafe auch heutzutage noch als die gemeinrechtliche zur Anwens 
dung kommen, weil der von einigen wenigen NRechtölchrern ans 
gegebene entgegengefeßte Serichtögebraud durchaus unbeweis⸗ 
bar ſey. Allein damit kann ich nicht übereinftimmen; vielmehr 
trete ich demienigen völlig bei, was Sarde im Handbuch dei 
Strafrechts Bd. III. $. 29. S. 119. 120. bemerkt, wenn et 
fi) dahin ausfpricht: „Es dürften fi) aus der SPraris der 
gemeinrechtlichen Gerichte feit Anfang diefes Jahrhunderts ſchwer⸗ 
lich Zodesurtheile anführen laffen. Auch hat der mildere Ge 
richtsgebrauch einen wichtigen Stügpunft in fämmtlichen neue⸗ 
ven Gefeßgebungen, welche (auf die bloße "Notbzucht an fih) 
nur die Freiheitsftrafe androhen.” — Wirklich läßt fih and 
eine ſolche von der Vorſchrift ver P. G. D, abweichende Prari⸗ 


| 
| 
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nur noch wegen anderer, mit der Mothzucht concyrrivens 
den, erfchwerenden Umftände Statt findet: fo muß die 
von den Praftifern verfuchte Umgehung des Geſetzes füt 
um fo unnöthiger erklärt werden, als dieſelbe, falls man 
fogar ihrer Anficht nachgehen wollte, ſich am Ende nur 
auf eine Verwechfelung gründen würde zwifchen den jum 
Begriff und Thatbeftande der Nothzucht gehörigen und den 
zur Anwendung der ſchweren Strafe nothwendigen dean 
Run dieſes Verbrechens. 


4. 7. 

VI. Endlich giebt die P. G. O. noch einen andern Megen⸗ 
grund, welcher nicht geringere Rückficht verdient, ar 
die Hand. Wie nämlich ſchon Böhmer ) hervorhob, 
fo macht fie ausdrücklich einen Unterſchied zwiſchen ppfls 
endetee Nothzucht und dem. Verſuche zu dieſem Ver⸗ 
brechen. In legter Bejiehung heißt es Inder P. G.O.) 
folgendermaßen: 

„So ſich aber — — — die Fraw oder Jungkrap 
ſein erwerthe, oder von ſolcher Beſchwernus 
funk erredt würde, derfelbig Uede lthaurr ſoll u. ſ. u. 


—*— ⸗ —E —E * I.5. 64. ©. 870, sr 


Beitfehrift für Selfen, „und Frankfurt —* I. Darfabt 
8.] ©. 177—186.), und im Serzogthum Btaune 
(mein (f. Sisie’ 5 Annalen Bd. VIII. ©. 265 — 274.) 
wird na) „unfteeitigen Beugniffen Sefhmmt nicht mehr auf To⸗ 
desſtrafe erkannt. Ein Sleiches vermag ich auch von dem im 
Großherzogthum Mecklenburg Statt findenden Gerichts⸗ 
gebrauche zu behaupten. 
1) In Comm. ad C. C. C. Art, 119. $. 8. p. 149. 


2) Im Art, 119. on 
PPp2 
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it Recht darf man nun die Frage Hier wohl aufe 
fen: Iſt es denn wirklich eine Ermehrung zu nennen, wo 
zwar nicht die immissio seminis erfolgt ift, doch a 
Die Vereinigung der Gefchlechtstheile Statt gefunden ha 
Bernünftigerweife läßt es ſich nicht wohl denfen, daß. 
Geſetzgeber in diefem Kalle nur einen Berfuh der No 
zucht habe fupponiven wollen; denn der Ausdrud: f 
einee Sache erwehren, bedeutet nichts ander 
ald: Etwas von fich abs oder entfernt halten. Wie m 
aber, wenn der Verbrecher getwaltfam die Bereinigung | 
Geſchlechtstheile zu Stande gebracht hat, von. einem & 
ferntbalten irgend die Rede ſeyn? 

Ferner, foll etwa diefe Vereinigung der. Gefchlech 
thelle für gar Feine Beſchwerniß gelten? Glaubt man 
ſes befteeiten zu fönnen, fo würde freilich in dieſer Ha 
fung nur ein Verfuch dee Nothzucht zu erblicken fa 
Allein Dagegen muß denn wohl erinnert werden, daß;| 
"weder gehörig einfehen, noch auch überall erklären laf 
"möchte, warum die Thatfache der immissio semiı 
nur die eigentliche Beſchwerniß abgeben folle; wahre 
doch auf Feine Weiſe verfannt werden kann, daß zwifd 
beiden Thatſachen, der Vereinigung der Geſchlechtsth 
und der immissio seminis, kein ſolcher weſentlicher Um 
ſchied vorwaltet, welcher irgend geeignet wäre, jene 
weniger verletzend als dieſe anzuſehen. Mit Recht Auß 
ſich daher auch Böhmer dahin: Parum profi 
prelae; non quidem semen stupratoris, ast meı 

rum exXcepisse. 


$, 8. 
Diernach dürfte denn die oben erwähnte Behaupte 
der meiften neuern Rechtslehrer ) zur Genüge gerechtf 





1) S. oben 4. 1. NUR, 
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tigt. erſcheinen, und cin Mehreres zum Thatbeftande dollens 
deter Nothzucht nicht anzunehmen ſeyn; indem auch die 
Anſicht einiger wenigen, ſchon von Wachter ) angeführ⸗ 
ten, Criminaliſten, daß jeden Falls emissio seminis 
erforderlich fen, auf gleiche Weife ald unhaltbar ſich dars 
Reit, fobatd nur die zuvor erörterten Gründe in gchorit 
Berückſichtigung gezogen werden. 


Es bleibt daher jetzt nur noch übrig, dasjenige, was 
von den Gegnern für ihre Meinung vorgetragen worden ft, 
einer Purzen Yrüfung. u unterwerfen; was um fo menige 
Schwierigkeiten unterliegt, als Jene ſich der vorgedachten 
ihrer -eignen Anſicht geradezu entgegenftehenden, Gründe 
entweder gar nicht bewußt geweſen find, oder doch Def 
ben nihti im geringſten beachtet haben. F 


$. 9. 

a) „Der Römer, wendet man ein, babe Mittel genug 
gehabt, feine Fiifte zu befriedigen; wenn alfo von. ihm 
r. eine Nothzucht begangen worden, fo ſey der Zwec der⸗ 
felben mehr auf Gewalt gerichtet geiwefen.” ') . 
Es fcheint demnach, als wolle mialı darin den Grund fuchen, 
weßhalb die Mömifche Geſetzgebung die Rothzucht vum 

crimen vis gerechnet habe. 


Allein die Annahme, daß hier der Zweck des Römerß 
mehr auf eine Gewaltthätigkeit gerichtet geweſen, ift — 
von andern Gründen abgeſehen — offenbar ganz witt⸗ 
kührlich. Nicht die leiſeſte Spur findet ſich dieferhat ii 
den Geſetzen. Vielmehr geben. bieſt durch die ſtete Zuſam⸗ 





2) A. a. O. 
DE >. rer Commentar über das pelul. Recht Wb.I. \ ds. 


BR 
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menſtellung der Nothzucht mit einem andern Verbrechen, 
wie die Worte des Marcianus ”) zeigen: 
Prasterea punitur hujus legis poena, qui puerum 
vel fominam vel quemquam per vim stupraverit, 

Bor au erkennen, daß der Zweck des Werbrechers keines⸗ 
wege Hauptfählih nur auf Gewalt gehe, und daß alſo 

ener angebliche Zweck für die Geſetzgebung nicht der eigent⸗ 

che Srund geweſen fen, weßhalb man die Nothzucht mit 
Wteafe belegen zu müſſen glaubte, dieſer Srund vielmehr 
auch noch in einem andern, eben fo wichtigen oder tiefer 
Hlegenden Umftande zu fuhen fg. 
Sodann iſt felbft der Vorderfaß, auf welchen Dorn 
Teine’ Argumentation gebaut hat, nicht einmal unbedingt | 
richtig. Aller Wahrfcheinlichkeit nach zielte er nämlich 
Damit auf das Heer der Sklaven und Sflavinnen, welche 
dem Römer zu Gebot ftanden. Nach diefer Vorausſetzung 
müßte man aber annehmen, daß nur der begüterte Römer, 
der Befiger von Sklavinnen, bei Verübung einer Noth⸗ 
sucht, nicht Befriedigung feiner Lüfte, fondern Yusübung 
von Gewalt zum Zweck gehabt habe. Wer Dagegen keine 
Sklavinnen im Eigenthum hatte, — und dieſes dürfte 
doch wohl bei der Mehrheit der Römer der Fall geweſen 
ſeyn, — und das Verbrechen der Nothzucht verlibte: foß 
dem vielleicht auch nur Gewaltthätigkeit als Zweck, inder | 
That ein Zweck, welcher fi auf eine höchſt ſonderbare 
Weife Fund gäbe, untergeſchoben werden? Dergleichen 
läßt. ſich aber. nicht wohl annnehmen! Und noch meniger 
‚ dürfte es Rechtfertigung finden, wenn etwa Jemand be 
ztveifeln wollte, daß das Strafgefetz alle Römer, Reiche 
wie Arme, umfaßt habe. 
— — | 


‚I, Erd, L. Jul, de adult, 


2) ge Fr. 8, 9— 4. D. ad L. Joh. 3 vi. vi publ, (XLVII, 6.) 
—— 
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-b) „Jedes Verbrechen fey nach der Abſicht des Mebelthäs 
ters zu beuetheilen. Die directe Abſicht ſey nun Wol⸗ 
luſt; die Gewalt ‚aber, die dabei angewendet werde, 
gehöre zur intentio indirecta.” ’) 
Diefer Grund beweiſet offenbar nicht das Mindefte. Man 
kann es für richtig anerfennen, daß der Verbrecher wirk⸗ 
lich die gedachte Abſicht Habe. Allein aus diefer Abſicht 
die Folgerung ziehen zu wollen, daß das von den Geg⸗ 
nern angedeutete Erforderniß zum Thatbeſtande der Mothe 
zucht für nothtwendig gehalten werden mũſſe, — das läßt 
fih um fo weniger rechtfertigen, als der Verbrecher, auch 
ohne das angebliche Erforderniß, feine directe Abſicht ſehr 
wohl erreichen kann, wie aus demjenigen, was Litt⸗ 
mann *) dieferhalb erinnert, ſchon zur Genüge erſichtlich 
iſt, ohne daß es nöthig wäre, diefen fehmugigen Gegen⸗ 
ftand einer weiteren Erörterung zu unterwerfen. 

Ohnehin würde man auch, falls eine folche Folgerung 
für zuläffig erflärt werden könnte, bei confequenter Durchs 
führung des obigen für allgemein ausgegebenen Gates, 
iu höchſt verkehrten Refultaten gelangen. Es diirfte ein 
Leichtes ſeyn, durch mancherlei Veifpiele dieſes zu bemeis 
fen. Allein deren bedarf es hier überhaupt fehon um deß⸗ 
soillen nicht, weil Dorn bei obiger Behauptung von einem 
unrichtigen Vorderfag ausgeht; indem der Begriff und 
Thatbeſtand einer verbrecherifchen Handlung in der Regel 
keineswegs durch die Abficht des Verbrechers, welche der 
Begehung, des Verbrechens zum Grunde lag, beftiimmt 
wird ’). Die Gefege wenigſtens enthalten Feine allgemeine 
dahin zielende Vorſchrift. 


3) Dorn a. a. O. S. 561. 
4) Im Handbuch Th. II. $. 565. Not. d. 
5) —5 — * de die Lehre von der Aufhebung ber Zurechnung u. Kw. 
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(9) Nach der Praxis ſey es überhaupt eine allgemeine 
KRegel, dab in. allen Fällen, wo vom natürlichen Bei⸗ 
ſchlaf die Rede fey, die Einlaſſung des Saamens er⸗ 
fordert werde ).“ — Oder wie bei Dabelomw ), 
dieſer Einwurf gefaßt wird: „Bei der Nothzucht lafe 
ſich feine Abweichung von den allgemeinen Grunde 
. fügen der Fleiſchesverbrechen nach der Theorie recht⸗ 
fertigen.” 
Dagegen aber ift, von andern Gründen abgefehen, von 
allen Dingen zu erinnern, daß diefer Einwand auf eines 
petitio principii beruft. Die angebliche Praris läßt 
fi in infehung der neueften Zeit nichts weniger als für 
ausgemacht betrachten, wenn man au ihr Dafeyn für 
die früheren Zeiten ganz und gar nicht beftreiten will 
Prüft man jedoch die Sache nach theoretifchen Grunds 
fügen, fo bedarf e8 nur einer Verweiſung auf die fehon 
oben °) vorgeteagenen Bemerfungen, aus denen genugs 
fam erhellt, was von der Anficht der Gegner zu halten fey. 
Insbeſondere entfcheidend ift hier der Umftand, daß, wie 
Jarcke ) ſehr richtig erinnerte, von den Gegnern dabei 
die eigentliche Natur diefes Verbrechens, wobei ed weſent⸗ 
lich auf die unfittlihe Willensrichtung des Verbrechers ans 
fomme, völlig unberückſichtigt gelaflen wird; was denn 
natürlich zu verfehrten Refultaten führen muß. 
d) „Eben. die Nehmung der Ehre made die Bes 
ſchwerniß des Raubs; ohme Ablation falle der Begriff 
deſſelben weg. Die Benehmung der Ehre fey aber ohne 
Vermifchung des Saamens nicht rollbracht, ſey ohne 
ſolche ein bloßer Verſuch hierzu” '°) 





6) ©. Dorn a. a. O. ©. 56l, 562. 


7) Sn feinem Lehrbuch des peinl. Mechte $. 300, Not. o. 
8) ©. oben 9.93 —7. 


9) In feinem Havdbyh aD. &. 86, 


- Be mon, was —* Begrngeund —* 
den Borderfag als richtig zugeben? ſo enthalt. doch / jedenfallg 
der Nachſatz wiederum eine durchaus willkůhrliche Voraus⸗ 
ſetzung, wobei eine gänzliche Berkennung des Weſene d 
weid lichen Ehre zum Grunde liegt, wie ſchon ‚vorher. * 
benterft tordeit iſt. Eine weitere Widerlegung eejgpeint 
Daher als überflüffig. 


e) „Der Raifer unterfcheide, in der 3. G. O. ‚ut, 149. | 
das vollendete Verbrechen von dem Verſuche, wenn ſich 
das Frauenzimmer ſeiner 
erwehre oder von ſolcher Beſchwerniß fonk 
gerettet werde. 

Dieſer Ausdruck: von ſolcher Beſchwerniß, bes 
ziehe ſich eben auf wirkliche Nehmung der Ehre.“) 
Es hat nun allerdings ſeine Richtigkeit, daß vom Geſetz⸗ 
geber in dem angeführten Artikel der gedachte Unterſchied 
aufgeftellt worden iſt. Ferner leidet es auch feinen Zweis 
fel, daß*die fraglihen Worte: von ſolcher Bes 
ſchwerniß, eine flare Hindeutung auf die wirkliche Neh⸗ 
mung der Ehre enthalten. Allein wohl fragt man hier 
mit Recht: Was foll dadurch bewiefen werden? Denn 
offenbar feuchtet ein, daß aus jenem Gate nit das. 
Mindefte für das angebliche Erforderniß gefolgert werden 
kann, weil man immer wieder auf den fehon bemerften - 
Umftand, wovon denn die Entfcheidung der ganzen Streits 
frage abhängt, zurückkommt: Welche Thatfache es fey, 
wodurch denn eigentlich die weibliche Ehre gefränft werde! 
Darüber aber noch irgend etwas hinzuzufügen, würde nur 


10) S. Dorn a. a. O. 6.562; 
11) ©. oben }. 6. 
12) ©. Dorn 0.0.0. ©. 562, 
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Beranla fung geben, ſchon Früher vorgettagene Beimektin 
kangen 2) zu wiederholen. 

‚Mehrere Gründe, als die im Vorſtehenden widerlegten 
habe ich Bei den Gegnern nicht angetroffen, und fomif 
wird es weiterer Erörterungen über den beregten Degen 
ftand nicht bedürfen. | 
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| XXI. 

' Prakeiſche Erbeterungen, 

betreffend 

einige Sreitfrogen in der Lehre von den 
Meineide. W 


on 
Abegg. 





Ja der Lehre von der Verletzung der Eidespflicht iſt Vieles 
beſtritten, und dadurch auch eine Unſicherheit in der Praxis 
herbeigeführt worden, deren Nachtheile doppelt fühlbar 
hervortreten, da einerfeit vielleicht in zu großer Ausdeh⸗ 
nung Eidesleiftungen gefordert werden, andrerſeits die Ach⸗ 
%ung vor. der Heiligkeit des Schwurs unläugbar bei nicht ' 
Menigen fehr gefunfen if. Zu jenen Streitfragen rechnen 
wir die über die Stellung des Meineides im Syſtem, 0b 
nämlich diefelbe fediglich von dem Gefichtöpunfte des Bes 
trugs aus aufgefaßt werden folle,. oder ald eine Verle⸗ 
Bung höherer Art zu betrachten ſey, indem ſchon durch .die 
Zhatfache des Schwörens in tin höheres Gebiet übergegans 
gen werde — eine Anſicht, die nicht minder-in dem Begriffe 
und Wefen des Eides, als in dem pofitiven Rechte ihre 
Unterftügung findet ’). Kerner die Frage, wie die im 





1) ©. meine Gefhichte des Reinigungs s Eides, in den Hiftoeif, hs 
. prattifhen Erörterungen ꝛc., def. $ 9% US 
im Neuen Archiv XIV. ©; 342, 
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Het. 107. der P. G. O. nicht ausdrücklich genannten Fälle 
der Eidesverlegung rechtlich zu behandeln feyen, ob fie nad 
analoger Ausdehnung unter die Strafbeftimmunz jenes Ars 
tikels gezogen, oder lediglich al® Betrug geahnder, ober 
ſtraflos erachtet werden follen ?). Endlich find auch die 
Meinungen getheilt über das, was zum Thatbeftand ftrafs 
barer Verletzung der Eidespflicht überhaupst:;gehöre, ob 
man die Worte des Gefeges im engften Sinn zu nehmen, 
und demnach einen ftrafbaren Meineid nicht zu erkennen has 
be, wenn der Eidſchwur nicht in der firengfien Bedentung 
des Wortes ein gerichtliher war, wenn ein für diefen 
Fall nicht zuftändiges Bericht denfelben abnahm und forderte, 
wenn Jemand vereidigt wiirde, der, obſchon im Allgemei⸗ 
nen eidestwürdig und eidesfähig, doch in diefer beftimmten 
Sache nicht hätte vereidigt, ja nicht einmal vernommen wers 
den follen u. f. w. 

Es ift nicht meine Abficht, Hier die ganze Lehre einer 
neuen Prüfung zu unterwerfen; die Gründe für die eine 
und andere Meinung in Beziehung auf. die angedeuteten 
GStreitfragen find in neuerer Zeit mehrfach entwickelt wors 
den ’); man -fönnte die Akten in diefee Hinficht für früh⸗ 
reif erklären, wenn man nur erft über den Grambfag einig 
wäre, nach welchem der Spruch. erfolgen foll. 

Die nachfolgenden Bemerfungen follen fi darauf bes 
ſchränken, mit Rücficht auf die Anwendung, durch welde 
fie auch veranlaßt find, einige der zulegt gedachten. Punfte 
in der Art zu erörtern, wie es nach dem Wunfche der. Leſcr 
des Archive, und nach dem dadurch geleiteten Plane der Her⸗ 
ausgeber, in den neueren Heften mehrmals gefcheben if. . 





3) Wächter. Lehrbuch 6. 185. Martin Lehrb. 8.19. Mir: 
. germater im Neuen Acchie IE ©.85. Zarde Hanke. Il. 
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9) Befonders von Mitteemaier in ter Not. 2. augef. Abhant⸗ 
lang, u, von Jarde a. a,T., wa Katkiet Eehrb, 5. 107. 
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Be muſſen an die Spike das offene Defenntniß ſetzen, 
daß, ohne das Gebiet des Strafrechts über Gebühr aus⸗ 
"zudehnen, ohne die Fälle dee Anwendung von Strafen vers 
mehren, ohne den Grundſatz verfennen zu wollen, in Zwei⸗ 
fel das anzunehmen, was dem Angeſchuldigten minder nach⸗ 
theilig ift, wir doch in Erwägung der Wichtigkeit und Hei⸗ 
ligkeit des @ides, und nad dem Sefichtspunfte der Quellen, 

‚an die wie uns zu halten haben, es nicht zu billigen vermös 
“gen, wenn Leichtfinn und Frevel durch die Behauptung von 
‚Steaflofigfeit in Zällen begünftigt wird, mo offenbaree , 
Meineid Statt finder, defien Strafbarkeit man läugnet, ins. 
dem man das Weſen der Sache, der Form zum Opfer 

- "Bringt, und Zweifel da hegt, wo feine vorhanden find, 
alfo die Vorausfeung für die Anwendung der zuletzt er⸗ 
wahnten Regel gar nicht eintritt Wohin follte es fommen 
mit Glauben und Vertrauen und der Heiligkeit‘ des eidlich 
bekräftigten Worts, wenn wiſſentlich frevelhafte Verlegung 
"ihre Entfehuldigung in zufälligen Yeußerlichfeiten finden Dürfs 

"te, die nicht, wie bei manchen andern Verbrechensarten, die 

Vollendung derfelben hindern, fondern ungeachtet welcher 
“alles das vorhanden if, was die hier in Betracht kom⸗ 

mende Religiofität, was das Gewiſſen und der unbefangene 

"Sinn, der das Gefek richtig würdigt, für eine Verlegung 
der Eidespflicht erklären muß? Zweckmäßig befchränfe die 
Gefeßgebung die Zuläffigkeit des Eides, mit Recht werde 

Res gerüigt und beftraft, wenn der Richter ohne Grund “Yes 
mandem zumuthet zu ſchwören, und dadurch Mißbräuche 

"veranlaßt; aber der Schwörende möge ſich nicht darauf bes 

- zufen und fich berechtigt glauben falfch zu fhwören, um 
ſich, wenn ee doch ſchwört, alfo nicht den Eid vermeis 

Ygert, fondern davon ausgeht, er fey fehuldig zu ſchwören, 
von der Verbindlichkeit zu befreien, auch wahr zu ſchwö⸗ 

ren — und mit dem Heiligften ein verwerfliches Spiel zu trei⸗ 
ben! Dad Wefen des Eides Der einmal Te Yin 
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Gotteb als Zeugen der Wahrheit der Angabe ober bes 
Verſprechens, eine Betheurung bei dem göttlichen Namen, 
wodurch die an fich blos fubjeftive Ausfage oder Werfiches 
zung zu höherer Beglaubigung, in Ermangelung anderer 
Mittel, eine andere objektive Grundlage und. dadurch 
fiie den Staat Glaubwürdigkeit erhalten fol. Die Berus 
fung auf diefes Objeftive des Glaubens und der Religion ik 
zwar gleichfalld nur eine fubjeftive, und hierin liegt der 
Mangel’). Es kann, wenn man nicht der Religiofität des 
Schwörenden vertrauen zu dürfen meint, eine Unficherheit 
entftehen, oder vielmehr die frühere Hei der bloßen Verſiche⸗ 
rung obwaltende, welche eben gehoben werden foll, fortbes 
ftehen bleiben, — mit andern Worten, es ift möglich, doß 
falsch gefchworen, und fo zugleich außer der Berfündigung, 
für die der Frevler einer höhern Verantwortlichkeit unters 
liegt, auch ein Unrecht begangen werde — unmittelbar ges 
gen den Staat, beziehungsweiſe gegen das Gericht, weiches 
Wahrheit zu fordern berechtigt ift, mittelbar gegen Deitte 
nach dem Ausfalle des Urtheils, welches auf die für wahr 
angenommene Ausfage gegründet wird. Darum darf der 
Balfch » Eid nicht als bloße Siinde und Immoralität der ges 
dachten höheren Verantwortung, allenfalld neben der Strafe 
des Gewiſſens, auch einer Firchlichen °) überlaſſen, fondeen 
er muß auch vom Gefichtspuntt des weltlichen Rechts aus 
für ftrafbar erachtet, und zwar muß diefer fo gefaßt wer 
den, daf nicht blos der allerdings In dem Frevel mit enthal⸗ 
tene Betrug felbftftändig.bervorgehoben wird, oder allein 
In Betracht fommt, fondern auch, ohne deshalb dem Staate 
eine geiftliche Gerichtsbarkeit beizulegen, die Verlegung der 
religiöfen Pflihr, and diefe vornehmlich ift für ſtrafwürdiz 
- zu halten, da die Religion nicht nur als ein wefentliches und 





4) Meine in Note 1. angef. Abhandlung $. 3. S 
9, Talter Er 5 Aichenurits S.150. 5 aet Sp. 
I. 89. 8 . Bügter D MED, Sa, 
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ergänzendes Moment im fittlichen, beſtimmter noch kit Htifly 
Llichen Staate erfcheint, fondern eine in und von demſelben 
anerfannte Grundlage ift, auf welche befanntlich in vielen, 
auch ‚rechtlichen Anwendungen gerechnet wird, und welche 
nicht minder den Schuß des Staats genieft, als fie ihrers 
ſeits defien Zwecke befördert, da wo ihre fonft nothwendig 
geihiedenen Gebiete einander berühren und in gegenfeitige 
Beziehungen fommen °). Die Uebereinftimmung des Sub⸗ 
jeftiven der Gefinnung des Betheuernden oder eidlich Aus⸗ 
fagenden mit dem Objektiven, d. h. „daß er wirklich ben 
&lauben habe, ohne welchen kein Eid, ale Innerlihes, 
geleiftet werden Fönnte” ’), daß er das Bewußtſeyn dee 
Heiligkeit des Eides nach den Grundſätzen feines. Religionse 
bekenntniſſes, alfo auch die Hieraus entftehende Verpflich⸗ 
tung habe — diefe Uebereinſtimmung, als wefentliches Er⸗ 
forderniß des @ides, ift das Innere, dem Subjekt Unheim⸗ 
fallende, welche der Staat nicht herzuftellen vermag, fons 
Deen die er, wenn gefchmworen wird, annimmt und im 
Vertrauen auf die Religiofität des Schwörenden vermuthet, 
Indem er, wo Sriinde des Gegentheils erfichtlich oder. felbft 
nur wahrfcheinlich wären, den @id nicht für zuläffig erklärt. 
Der &id, wie er erfcheint, als Schwur in beftimmter 
Form, abgelegt unter vorgefchriebenen Feierlichkeiten und 
in einem gegebenen Inhalte, im Yusdrucd der Sprache — 
ift nur das Yeuferliche, worin fich jenes Innere auf glaubs 
hafte Weife fund gebenfoll. Jene Bermuthung nur fann und 
muß auf beftimmte, fie unterſtützende, wenigſtens den mög» 
lichen Zweifel befeitigende VBorausfegungen gegründet wer⸗ 
den. Dies it der Sinn und die Bedeutung der Bedinguns 
gen der Zuläffigfeit zum Eide überhaupt, und im gegebenen 


6) Mein Syſtem der Crim.⸗R. W. 8.302. Note 185. u. $.510. 

7) Eichhorn Grundfäge ded Kicchenrechts. II. S. 5%. „ veri- 
tas in mente, daß die äußere VBetheurung wit Ver \uaecn re 
berzeugung übereinſtimme.“ 
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Folle für ein beftimmtes Individuum, fomit alfo auch der 
Uusfchließung, — ferner der Vorfchriften über die Art der 
Leitung nach den Religionsgrundfägen des zu Vereidigen⸗ 
Den, der etwa erforderlichen, nicht dlos gerichtlichen , for 
dern auch religiöfen Belehrung und Verwarnung durch 
Geiſtliche *), endlih, der auch für andere gerichtliche 
Handlungen geforderten Bedingungen in Anfehung der ge 
börigen Befegung, der Zuftändigfeit des Gerichts ıc. ) 
Nicht alles aber, was in diefer Hinficht gefordert wird, 
um bei idesleiftungen die möglichfte Sicherheit zu bewirken 
und um etwanigen Mißbräuchen zu begegnen, iſt wefentlich 
für die Gültigkeit, gefchweige denn für die Verbindlichkeit 
des Eides, und noch weniger läßt fich behaupten, daß die 
ſes alles und überall ald unerläßliche Vorausſetzung dei 
Thatbeſtandes eines ſtrafbaren Meineides ſey. Zwar 
haben nicht wenige Rechtslehrer und Praftifer diefed ange 
nommen, jedoch Feineswegs, wie ich zu: zeigen fuchen wil, 
unterſtützt durch die Gefege und die Sache felbft, deren 
Wefen die Geſetzgebung hier vorausfeßt und nicht ändern 
ann. Man muß, wie in andern Lehren, fo auch bei dem 
Eide, wie er ald gerichtlicher abgelegt wird, die nothwen⸗ 
digen (mwefentlichen, im Begriffe liegenden) Erforderniſſe von 
denen unterfcheiden , die äußerlich Hinzufommen; eben fr, 
wenn defien Verlegung ftrafbar ift, muß man die Bedis 
gungen der Strafbarfeit überhaupt, d. h. hier das Dafepa 
des falfchen Eides, unterfcheiden von den Vorausſetzungen 
einer beftimmten Strofe, von den Gründen der Bemeflung 
der Strafwürdigfeit im gegebenen Kalle, wenn nämlid 
enttveder bei Keftfeßung der ordentlichen Strafe, oder, ſo⸗ 
fern dieſe jegt überhaupt gemeinrechtlih unbeſtimmt ift, bei 
4 





8) Wähter Lehrb. a. a. O. Note 81, Bel, arde a. a. O. 
S. 78. Eihhorn a.0.0. S. 64 3 4 
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Ausmittelung · der Strafe auf die objektive Seite des coner⸗ 
ten Falles, den Umfang und Inhalt des weiter geſtifteten 
oder heabſichtigten Unrechts gefehen wird. - Diefer Mick 
fit, nicht aber dem Begriffe überhaupt, gehört ed an, ob 
«in Schade, und welcher, und ein wie großer verurfacht 
fey ”). Man Fönnte in legterer Hinficht bei dem. Verbre⸗ 
chen des Meineides einen Unterfchied machen zwiſchen dee 
formellen Seite, der Verletzung der Eidespflicht an 
ſich und abftract genommen, und dee materiellen, 
dem Inhalte der falſchen Ausfage, und dem dadurch 
beabfichtigten und mehr oder minder zur Wollendung: ges 
beachten Unrecht, dem Schadenze. Indeſſen dürftereh beſſer 
ſeyn, eine Bezeichnung zu vermeiden, die leicht zu Mißver⸗ 
Kändniffen führen Fönnte, da der Meineid nicht ein blos 
formelles Verbrechen in dem Sinne ift, wie der Betrug, 
unter deflen Sefichtspunft man ihn fo häufig ftellt, oder wie 
die Gewalt, ald melde. erft noch ihren befondern Anhalt, 
den fie aufnehme, erfordere: denn der Meineid ift, wenn 
man einmal jene in der Theorie gangbaren Bezeichnungen 
gebrauden will, auch an fi und ohne Rückſicht auf dem 
Inhalt der als wahr befräftigten Falfhen Angabe und 
«auf den befondern Zweck des Verbrechers, ſchon ein mater 
zielles Verbrechen, das feinen beftimmt objektiven Tharbes 
Ktand und fein beftimmtes Objekt Hat. Dur hat er dag 
mit dem f. g. formellen Verbrechen gemein, daß er ſtetẽ 
moch einen concreten Inhalt bekommt, weil die Ausſage 
einen Gegenſtand und der Schuldige eine Abſicht Haben maß, 
Bie ſich nicht darauf befchränft falſch zu ſchwören (Vorſatz, 
Jolus), ſondern dahin geht, dieſes als Mittel der Errei⸗ 
Hung eines andern verwerflichen Zweckes zu gebrauchen. 





10) Denn der Schade iR fein Srforbernid des Thatbeftandes über- 
aupt. ©. Wächter a.a. ©. 257. Note 29., befonders 

- Sorde S. 88, der au die berfchiebenen Anfichten ber ie 
Praktiker anführt. „u 


Erd. 8. CA. 1884, IV. &. Da 
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Oucch letzteres kann der Thatbeſtand eines andern Derbre⸗ 
end — verſuchten oder vollendeten — B. der Töd⸗ 
tung hebeigerührt werden "); es findet dann eine Com 
eurrenz 6). dieſes und des Meineides Statt, der für ſich fchon, 
auc ohne Rückſicht auf den Erfolg, ftrafbar. it"); bei 
dem Betruge, der Gewalt, Hingegen ift der Inhalt, B 
beabfichtigter Singriff in Bermögensrechte, Befbädigung x, 
$o: unmittelbar in der Handlung befindlich, daß er nicht neben 
derſelben, getrennt und als concurrirend gedacht werden kann; 
fe find gar nicht ohne den ihre formelle Seite erfüllenden 
inhalt, weicher er auch feyn möge; jener iſt vollendet mit 
dem Falſchſchwören, wenn auch weiter fein Nachtheil enb 
ſteht, wie denn der Meineid, der ein falſches, alfo unge 
rechtes, gerichtliche® Uctheil bezweckt, nicht aufhört ſtraſ 
bar zu ſeyn, wenn er entdeckt wird, che jened Urthhei 
gefällt wurde. Mur auf den Strafzweck kann diefer Um 
Rand nach der Rückficht auf. die: objeftive Seite des concre 
sen Falles Einfluß ausüben““). Go wird denn endlich auf 
der zumMeineid gehörige dolus lediglich durch das wiſſenb 
liche Falſchſchwören und den Willen hiezu <harafterifiet ") 
und keineswegs iſt zum Thatbeftand des Falſch⸗Eides über 
haupt noch eine befondere Abficht zu ſchaden erw 
derlich. Wer aus Mitleid z. B. mit einem Angefepuldig 





u) — z. en 2. R. 11.20, 5. 412. 415, Balr, Str 
uch 
12) L. 13. Cod. de testibus: (restit. Zeno) » qui falsa is 
testimonio protulerit, primum quidem de perjurio, deind 
Jalsi crimine convenitur.’ 


18) Hierin Rimmen men alle neuern Sefeßgebangen überein. S. Zar 

a. a. 

14) e. FB 3 "er, e.R. II. 20, $.1411a. und b.: daher da 
auch hievon nicht die Fra ge nach Vellendun —8 * 

‚ kermaier a. a. O. S 109. Jarcke ©, 89, Higig Zi 
konife u die Sdrafrechte⸗ Pflege in den Preuß. "Staaten. H 
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ten, den er von Strafe zu: befreien fucht’"),, woraus Farcht 
3. B. vor den Drohungen des Anftifters (. g. intellectuellen 
Urhebers, der einen Zeugen unterrichtete) , oder ſelbſt, ohme 
dergleichen Drohungen nur in dee Voraudſetzung, jenem nicht 
widerfprechen zu dürfen, wider beſſeres Willen und Ges 
wiſſen die eidlich. übernommene Verpflichtung, die Wahtheit 
auszufagen, fienicht zu unterdrücen und micht zuTniftelk 
ben, verlegt, der macht ſich eines Meineids ſchuldig. Oder 
iſt ed etwa fein Schade, wenn durch falſches Zeuguiß:sk 
Gunſten eines Angefchuldigten der Verbrecher der verdiene ' 
ten Strafe entgeht? Wir nennen hier nicht den: Außerlichen 
Nachtheil, der dadurch für: die öffentliche Sicherheit mögli⸗ 
cherweiſe entfteht, obee den, wenn nun fintt dei wit llich 
Echuldigen der Verdacht und die Unterſuchung ich vielleicht 
gegen einen Andern, Unfchuldigen richtet — obgleith acch 
hieraaf nothwendige Risefficht genommen werden maß — 
nein, ſchon in dem: Mißbrauche det: Eides, der Berk 
sung von Treue und: Glauben, und der Verletzung der Ehe 
rechtigkeit liegt der: Schade, und’ nur dieſer, Der: aber auch 
ſtets und hinlänglich. vorhanden if, kommt Bei dem: Wa 
griffe ſtrafbaren Meineides in Betracht: "jeder: wei dene 
Schade, der fich erſt folgeweiſe in mehr oder wenige Aus⸗ 
dehnung entwickelt, gehört dem objektiven. Thatbeſtande 
des concceten Falled an, und muß bei dem Gtrafsachte um 
fo mehr beriichfichtigr werden, als wir jet, bei ber Unan⸗ 
wendbarkeitder gemeinrechtlich, ohnedies nur befchränft für 
gewiſſe Falle gedrohten Strafe, alfo bei der Unbeſtimmtheit 
derfelben, vornehmlich an allgemeine Grundfäge gewieſen 
find, Hiernach glaube ich, daß nit vom Standpunite 
des Gefeggebers aus, fondern auch nach dem bereit’ gels 
genden Rechte, mehrere Fälle zu den ftrafbaren Eidesorrs 





16) Roßhirt a. a. O. $. 107. Mote6. Tittmann Sanbbuch 
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letzungen zu rechnen feyen, die wenigſtens elnige wenn and 
nicht alle Rechtelehrer dann ausnehmen wollen, obgleich ich 
anerfenne , daß jene im Verhältniß zu einander und zu den 
Sällen, die unzweifelhaft. als Meineid betrachter werden, 
auf fehr verfchiedener Stufe der Strafbarkeit fiehen können, 

J. Man folgert faft allgemein aus den Worten der 
9.8.9. Art. 107: „welcher vor Richter oder gericht 
einen gelerten meyneydt fehwert”, daß nur der vor einer 
Juſtizbeh örde abgeleiftete Eid Hieher gehöre. Wahr iſt 
es, daß diefes Geſetz nur von diefem Halle fpricht, wie fid 
befonder® aus der weiteren Ausführung ergiebt, in welcher 
von dem Eide der Parteien in bürgerlichen Prozeflen, und 
dem der Zeugen im ftrafrechtlichen Berfahren Die Rede if”). 
Wenn man aber den falfchen Eid vor Polizeis, Adminiſtrativ⸗ 
und andern , nicht eigentlich richterlichen Behörden undes 
dingt ausfchließt und als nicht vorhanden anſieht, fo ges 
fahrdet man die. Sittlichfeit und die Achtung por dem Eide, 
die ohnehin genug gefunfen ift, und fett einen gefährlichen 
Widerfpruh, da ja die Geſetze und Verfaffung beftimmter 
Sünder gewiſſen Behörden, die als folche nicht in die Kates 
gorie dee gerichtlichen gehören, innerhalb ihres ihnen 
angewiefenen Gefichtsfreifes, das Recht ertheilen und fos 
mit auch die Pflicht auferlegen, Parteien und Zeugen eids 
Sich zu vernehmen. Wir Haben auch nicht nöthig, erft auf 
einem Umtege zu zeigen, daß dergleichen Behörden dann eine 
„wenn auch nur untergeordnete, vorbereitende oder entfcher 
dende Gerichtsbarkeit ausüben”). Der Grundſatz läßt ſich 





17) Martin Lehrb. des Crim. R. Lte Ausg. 8. 194, 195. Mit⸗ 
termaier a. a. O. ©, 102. 


18) Obgleich diefe Demerkung, welche unter Andern Jar cke a. a.O. 
©. 82, macht, nicht gegründet iſt. Derſelbe bemerkt, daß die 
neuere Theorie den 7 zweifelhaft gemacht habe, während dis 
Prarid wohl überall faft dafür fey, den falfchen Eid zu beftta ı 

en, wenn derfelbe von einer Beberde geſchworen wurde, die | 
berhaupt einen Eid zu ferhern hereiiiaf war, | 


N 


betreffend die Lehre. von dem: Meineive. 889 


Ngemeln und Fury fo ausdrücken“): Wok jeder Staate⸗ 
der Sommunal: Behörde, die kraft ihrer rechtsgültigen Bes 
tellung und verfaffungsmäßigen Einrichtung berechtigt iſt, 
fide abzunehmen oder ſchwören zu laffen, fie mag Ramen 
yaben wie fie wolle, eine ordentliche, oder für beftimmte Fälle 
eftellte außerordentlich feyn, müß der &id, fo wie er ale 
ofcher gilt und die Grundlage weiterer rechtlicher Hands 
ungen, Entſcheidungen ꝛc. ausmacht, mit nicht minderer 
Hewiffenhaftigkeit und Wahrheit geleiftet werden, wie vor 
igentlichen Eivits und Eriminals Berichten, und eine Vers 
etzung der auch hier unbedingt vorhandenen Pflicht die 
Bahrheit zu fagen, die Dusch Den Eid verſtärkt wird, if 





39) Mit der hier ausgeführten Anficht fimmen auch neuere: Sefehr 
gebungen überein. Das Preuß... R. II. 20. 5. 1405, 1409 
1419, pricht zwar , wiedas Deſterr. Strafgefegb. Th. J. 8.178, nur 
von gerichtlichem Eide, während das Bairiſche Art. 2069, 0 
292. den Ausdrud Gericht vermeidet und nur beipromifforifchen 
Eiden denfelben gebraudt. Ob man, nach den allgemeinen, 
dem Preuß. R. tn diefer Lehre. zu Grunde gelegten Anfichten, 
eine Ausdehnung auf Eide nor andern ald gewöhnlichen 
Behörden zulaffen dürfe, wie Sarde S. 83. annimmt, wirb 
vornehmlich von der Beantwortung der Frage abhängen, ob 
nach Preuß: R. der Analogie irgend einiger Raum gebühre, — 
was befanntlich beftritten tft; ich habe mich an einem andern 
Drte für die Beiahung erklärt, Was das öfterreich. Recht bes 
trifft, fo fagt Miftermaier, der hier in favorem defensio- 
nis am weitelten geht, a. a. D. ©. 102. mit Deilehung auf 

Jenull, es ſey weile durch Reſcript v. 8. Juni 1805 bie Wis 
fchränfung gemacht worden, unter Gericht nur eine Juſtizbehörde 
zu verftehen. Dagegen heißt es im Geſetzb. Th. II. 8. 311 
die potitifchen Behörden, welche Beugen in wichtigen Fällen vers 
eidigen, follen diefe vorher erinnern , daß fig ſich durch wiſſent⸗ 
Liche Angabe der Unwahrheit ſtrafbar machen. Und Pratobes 
vera (ũeber das Beweismittel des Eides, in den Materialien 
für Gefegtunde und Rechtspflege in den öferreich. Staaten V. 
S. 260.) bemerkt: „der Meineid kann auch vor jenen öffentlis 
chen Behörden begangen werden, welche, ohne Juſtizbehörde 
zu ſeyn, die Gerichtsbarkeit in gewiſſen Sachen ausüben, infos 
weit fie bei der Verwaltung derfelben vor Parteien und Zeugen 
Eide aufzunehmen berechtigt find.” Er erinnert dabei, daß 
jenes Reſcript (Hofdecret v. 3. Zuli 1805) mit dielec Kanakyenr 
nicht in Widerfpruch fiche. &. Jarcke 0.0, D. &,%., AS. 
Deffter Eehrb. $. 10. Notel a. &. 
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ein ſtrafbarer Meineid. Was würde auch bie Folge 
einer entgegengeſetzten Anſicht feyn? Oder frage man deu 
nabefangenen rechtlichen Mann, der das Gebot fennt: „du 
ſollſt Rein falfch Zeugniß gebenzc.”, ob er fich dieſes mit dem 
Borbehalt denfe: es fey dieſes erlaubt oder doch nicht ſtraſ⸗ 
Kar, und habe fonft nicht viel auf fi, wenn die Behörde 
eine andere als eine gerichtliche fey ? ob ein Frevler und Mein 
eidiger hierin wohl vor feinem Gewiſſen eine Entfchuldigung 
im Ernſt finden dürfte? Man könnte entgegnen : auf das 
Gewiſſen, worüber der weltliche Richter nicht urtheilt, 
komme ed nicht an. Dies ift aber, fo wahr es fcheint, hier 
Sein zutreffender Einwand. Denn allerdings wird nicht ded 
Gewiſſen als foldes dem weltlichen Gericht unterworfen, 
fondern die er kannte widerrechtlihe Handlung bei 
Falſchſchwörens, und dann befinden wie und, wie 
{bon erinnert, bei dem Eide auf einem Gebiete, welche 
‚eine Rü dit auf das Gewiſſen und veligiöfe Gefinnung | 
nothwendig macht. Wäre dieſes nicht der Fall; faßte man 
blos die Unwahrheit auf und das durch deren Angabe her⸗ 
worgebrachte Unrecht; ließe man es, als der Strafgerichts⸗ 
darkeit des Staats nicht angehörig, bei Seite geſetzt, dah 
‚gagleich durch den Mißbrauch des Eides ein eignes ſchweres 
VBerbrechen begrlindet wird: fo würde man Die Lüge vor Be 
eicht, den Betrug ac. eben fo ahnden, oder man verlöre den 
Grund, auf den man überhaupt der eidlichen Werficherung 
ein To entfchiedened Gewicht beizulegen ſich ‚berechtigt glaubt. 
Aber dich gefchteht nirgends, vielmehr zeigt eben das firenge 
Fordern Des Daſeyns aller Bedingungen des feierlich geleis 
ſteten Eides, daß es hier auf etwas Anderes, Höheres an 
Tomme, auf eine Vorausfegung in die Religiofität dei 
Schwörenden, bie nicht ungeahndet getäufcht, und bei der, 
ihrer Natur nad, nicht jener Unterfhied gemacht werden! 
‚darf. Demaemög Ft auch der Thatbeftand des Meineids 
"nicht allgemein dann img, nenm tw ühtuhrnn N 
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Behörde, Dor-welcher den Eid gelelftet wurde, nie bie 
für den vorliegenden Fall zuftändige geweſen ift.’°). Hat 
der zu Vernehmende nicht die Incompetenz als Grund eines 
Verweigerung der Erklärung vorgefbüpt, bat er vielmehe, 
es fey irrthümlich oder durch freiwillige Unterwerfung. um. 
ter jenes Gericht, feine Verbindlichkeit anerkannt, fich Hier. 
fiber die ihm vorgelegten Kragen der Wahrheit gemäß gi 
erklären und darauf den Eid geleiftet : fo vermag jener Man⸗ 
gel, wenn er im der Kolge zur Sprache fommt, nimmers 
mehr einen fälfchlich geleifteten Eid zu entfchuldigen 2). 
Diefer Fall der Incompetenz fann ein doppelter feon: 

1) Wenn das Gericht für Handlungen diefer beftimms 
ten Act, im Allgemeinen zuftändig, fir ſolche beſtellt, aber 
nue file den vorliegenden Kall nicht das competente iſt. 
Hier wird man um fo unbedenklicher den von demſeiben 
neranftalteten rechtlichen Handlungen, alſo au eidlichen 
Vernehmungen, Wirkſamkeit beilegen, und folgerecht nen - 
geleifteten Meineid für ftrafbar erfläcen müflen, ale wudy 
eine Nichtigkeit der Handlungen , ‚wenigftens nach neuere 
Gerichtsgebrauche und Gejehgebungen, nicht durchgängig 
angenommen wird. 





: 20) Zittmann Busch. 7 SE:7B:hokhtit, © die Sanblung fey er 

‚ „nichtig gar nicht für den Staat vorhanden, Diss IR offenbar'ye: 
“weit gegangen und mit nichts begtlindet, 

21) Wenn Jarde a. a. O. 8.82. Note 86, fagtr „Miltets 
mater.a..a. D. ©: 102 will fogar den non Auscnltatoven, - 
Acceffiften und Drattifanten abgenommenen Gib nicht für einem - 

geri Kcheh and deſſen Verlegung nicht für einen Meineld aners 

kennen“, fo thut er dieſem Gelehrten umrecht; denn derſelbe ſegt 
ansdrüdlich hinzu: „wenn der Eid von dieſen Perſonen, aus: 
Rat foteit der Richter ‚gegen die ee oe gene 
wird, da.der Staat jenen diefe Befugniß 

abex der. Staat, soie es wohl. eu lafı 

— Seeußeh, den Referendarien allerdings diefe —— —* 

. : wird. Wittermaier keinen Anſtaund nehmen, den Sid, in w 
fer Hinſicht, als gerichtlichen gelten gu laſſen, wie er denn auch 

die volle Sultigkiit und Beweiskraft hier hat, \vkrra Tea Srae 
iſt, deſſen Richtigkeit in Zweigel. au achen. 


ade. ATEN Praktiſche Erdrterungen ... 


2 2) Schwieriger iſt die Entfcheidung In dem Kalle, wenn 
das: Gericht oder die Behörde überhaupt gar nicht 
befugt ift, Handlungen einer geröifien Yet, namentlid 
Vereidigungen vorzunehmen, z. B. wenn ein auf &efchäfte 
der nicht ſtreitigen Serichtöbarkeit befchränfte® Patrimonial⸗ 
gericht ſich der Leitung eines bürgerlichen Prozeſſes oder einer 
Criminal⸗ Unterfuchung unterzogen hätte. Dieſer Fall if 
mamſich nicht zu verwechfeln mit dem oben erwähnten, wo 
gewiſſen, nicht eigentlichen Juftizbehörden dennoch die Befugs 
niß beigelegt ift, unter gegebenen Vorausfegungen Eides⸗ 
fhwüre abzunehmen. Fehlt aber, wovon bier allein die 
Rede ift, gänzlich und unbedingt folche Berechtigung, dann 


möchte man aus der völligen Nichtigfeit der Handlung ”)- 


auch Den Schluß machen, dag der etwanige Meineid rechts 
Sich nicht. in Beriicfichtigung Fomme, zumal da der Schade 
nicht. eintritt, welcher Busch. .ein auf die falſche Ausſage ge 
geündetes Urtheil entſtehen könnte. : Allein wir hafen ers 
innest, daß Diefer auf die concrete Strafbarkeit und auf das 
Maqß der Strafe.fich beziehende Umſtand nicht zum Thats 
Beftande überhaupt gehöre: ...Gondch käme:es Darauf an, 
den Geſichtspunkt aufzufinden, nach welchem tie Leiftung 
eines wiſſentlich falſchen Eides hier an und für ſich zu beur⸗ 
tteilen ift«;-: Man fordert allgemein eine rechtliche Verbind⸗ 
lichkeit Die: Wahrheit: au ſagen, und folgert dann, daß, wo 
ei. ſolche nicht beſtehe, auch Pein Meineid Statt finde; 
‚auch hier ift wieder "nicht zw überfehen, daf, wenn der 
Kruse Ude NE Partei nitht gegen ihre Vernehmung protes 
ſtiren, wenn: fie ſich derſelben unterwerfen und die Ernſtlich⸗ 
‚ tät-der Sache dadurch anerkennen, "daß ſie ſchwören — 
fie do& wahrhaftig nicht dieſen Ernſt und die hohe Wichtig⸗ 
ketſt der Sache in Scherz und Unrecht verfehren dürfen, und 
eine, ſelbſt nicht. äußere. Rechtfertigung ihres Dergehend 





22) Dies, ſcheint mittermaes % Ring w (nn a. a.· 2 | 


©. 103. Tittmann u & 


\ 
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Haben Fönnen, wie ed denn Degreiflih an einer Innern, 
dürfte eine folche überhaupt in Betracht kommen, noth⸗ 
wendig gebricht. Man muß -auch hier wieder auf den tier . 
fern Grund des Eides zurüchgehen,- ohne welchen: derfelbe 

eine leere und unnütze Form wäre, und auf das Intereſſe, 
welches der Staat hat, daß Treu und Blauben hetrſche. 
Geſetzt, ein folder Meineidiger wäre von der ‚ordentlichen 
Strafe befreit worden, weil bei übrigens feftftehender Schuld: 
ein Merkmal des Thatbeftandes fehlt, fo würde. er⸗ doch 
deshalb der gelindern,, in einem andern als dem fonft ger 
wöhnfihen Sinne f. g. außerordentlichen: Strafe ””): nicht: 
entgehen dürfen, da ja nicht dei allen Berbrechen,,: deren 
Begriff überhaupt wegfällt, wenn ein Moment des Thats: 
beftandes fehlt ?*): es wird alſo, wenn, wie es hier uns 
zweifelhaft der Fall ift, die Thatſache eines vor einer Bes: 
hörde:geleifteten falfchen Eides feſtſteht, eine Strafe eins 
treten müſſen, die mit Rückſicht auf die Wichtigfeit der 
vorhandenen und der fehlenden Merkmale verhältnigmäßig' 
geringer zu eemeflen iſt, als die ordentliche, dem Dafeyn. 
fämmtlicher gefeglicher Merkmale entfprechende Strafe ſeyn 
würde, die den Schuldigen trifft"). Ganz freigefprochen: 


25) ©. über die verfchicdenen Bedeutungen meine baſt geigg ⸗ 
praktiſchen Erörterungen S. 248. Note 39. und &. 255. 
Mote 46. "und mein Syſtem der Srim R. W. $965— 

. 67. 112,..145, , EEE 

24) Es bedarf wohl keiner Auschnanderfegüng des Unterfchlebs der 
Verbrechen, wo ein beffimmtes fehlendes Merkmal den Begriff: 
deſſelben überhaupt aufhebt, z. B. des animus furandi, in- 
juriandi bei der Anfchuldigung des Diebftahls, der Injurie, des 
“erfolgten Todes, bei Zödtung, und da, wo ein fehlendes, aber 

nicht in diefem Einne wefentliches und unerläßliches Merkmal 
den. Begriff zwar beftehen läßt, aber nicht die Anwendung der 

- sollen, in diefem Sinne ordentlichen-Strafe begründet. Auch 
iſt zu unterfchelden, was Bedingung des Shatbeftands überhaupt, 
und des befondern Falles in feiner concreten Strafbarkeit ift, 
wie der Requifite der ordentlichen Strafe, die noch andere feyn 

. können, als die der Strafbarkeit überhaupt. — 

235) Fenerbach's Lehrb. $. 97. 8. a. b. ca Ste |. IL. 
und oben bie Rote 83, angeh Weka: sn 





594. .:, Praftiſche Eroͤrtetungen 


würde aber In unferm Galle der. Meineidige sicht, werben Ä 


können , und fein Defenfor eines Angefchuldigten wiirde «6 


unterlaflen einen Zeugen zu verwerfen, den Der Vorzug 
eines unter der bisher betzachteten Vorausſetzung beganges 
nen Meineides träfe, felbfk wenn Liefer, wie Manche wol⸗ 
Ien, mit allee Strafe verfchont worden wäre. Eben fo 
wenig würde man einem-folchen die Rechtlichkeit beilegen, 
welche in fo vielen Staates und bürgerlichen Verhältniſſen 
eine unerläßliche Bedingung des Genuffes gewiſſer Rechte 
iR. Wenn bier gewöhnlich die Form des Ausdrucks if, 





daß Jemand, 3.8. der Wahlfähige, nicht einer caimineden | 


Verurtheilung foll unterlegen haben, fo muß auch dafür 
geforgt werden, daß nicht dem Geifte des Geſetzes durch 


- ben Buchftaben Gewalt angethan, daß nicht ein offenbares 


Vergehen ungeahnder gelaſſen werde! 
Dos wird hoffentlich Feiner Erörterung bedürfen, dof 


der Meineid desjenigen nicht anders als nach den allgemeinen 


©rundfägen zu beurtheilen ſey, der vor dem in der Sache, 
jedoch nicht für feine Perfon competenten Gericht vernommen 
würde, indem ev nach den. Landesgeſetzen einen befondern 
Gerichtsſtand hat, und.eigentlich auf Requiſition des erſtern 
von feinem Richter, z. B. ale Militairperſon, hätte vers 
nommen werden follen. 

1. Rad den. verfchiedenen Anſichten, die man über 
haupt über, die Bedeutung des Schwures aufſtellt, wird 
auch die Frage nicht überall gleichmäßig beantwortet, aͤb 
der Meineid einer Perſon ſtrafbar ſey, welcher in einer 
Sache und unter Verhältniſſen Statt gefunden hat, wo 
jene den Geſetzen zufolge eigentlich gar nicht hätte eid lich 
vernommen werben follen.. Zunächft if ed zwar richtig, 
daß eine ſolche mwidergefegliche Wereidigung den Beamten 
ſelbſt ahndungswürdig darſtellt, und wenn das Geſetz, eben 
um Migdräuge u vermeiden, um gefährlichen Sollifionen 
zu begegnen, vn So —E Shan vXðetet. fi 
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fol auch der Richter fich hüten, eine ſolche Eollifion Here 
beizuführen ?°) Dieſer Beſtimmung kann ee entweder 
wiſſentlich entgegenhandeln, wenn ihm das Verhältniß oder 
die hier vorhandene Vorausſetzung bekannt iſt, der zufolge 
eine gewiſſe Perſon nicht vereidigt werden darf, 3. B. eine 
in irgend einer Weiſe bei Dem Gegenſtande einer Criminal⸗ 
wnterfuchung betheiligte Perſon, die man ald Zeugen 38 
vernehmen beabfichtigt, — oder es fann die eidliche Bere 
nehmung ohne eine ſolche wiflentlihe Schuld des Richters 
erfolgt ſeyn, indem jener den Eid Hindernde Umftand noch 
nicht befannt war, fondern erft in der Folge ſich heraus⸗ 
ſtellt; 3. B. ed wird eine Perfon als Zeuge in kiner Unter⸗ 
fahungefache eidlich abgehört, deren Schuld oder Berhels 
Higung bei der That ſelbſt erſt fpäter fich ergibt. Es iM 
nun auch hier wieder Gegenftand einer felbftftändigen Pr 
fung, melden Einfluß jener Umftand auf die Beurtheilung 
des Meineidigen Habe. — Wir werben dabei mehrere 
Bälle zu unterfcheiden haben. 

1) Das rechtliche Hinderniß der eidlichen Verneh⸗ 
mung beſtand in der Unfähigfeit der Perſon, einen Eid 
gu feiften, und diefe kann ih entweder aus dem Mangel 
der Eidesmündigkeit ergeben; oder aus der gerichtlich aus⸗ 
gefprochenen Unzuläffigkeit z. B. deſſen, dee toegen fal⸗ 
fen Eides verurtheilt wurde ”’). In beiden Fällen wird 
der geleitete Eid als nicht vorhanden zu betrachten umd eine 
abfolute Nichtigfeit der Handlung anzunehmen, ‚ demnach 
auch der jege vorgefommene Be Eid nie < alt folder zu 





29 en Oteafaree ift zwar für diefen Fall nicht vorhanden, aber 
es ta Dieciplinar Rüge verhängt werden, fofera ſich 
nicht etwa et Pandlung unter den Gefichtöpunft ftellen läßt, 
den Martin im ehrbude (2te Ausgabe $. 226.) als: „ünzele 
tigen, wohl gar vorgefpiegelten Dierheifeen bezeichnet, weicher 
„der Unſchuld Sefaht bringt und den Echuldigen härter, ale ex 
es verdient, trüdt. 


. 9) Mittermaier ara. O. SM... 0... : 
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ühnden ſeyn?). ine faktiſche, mit Rückſicht auf die Bes 
ſchaffenheit des befondern Kalle zu beantwwortende Frage 
wird es aber ſeyn, ob und inwiefern, unter dee Vorausß⸗ 
ſetzung der fonft eintretenden Verpflichtung ſich vor Gericht 
vernehmen zu laffen, der Eidesunmündige, wenn er übrls 
gend nicht durch feine Jugend von aller Strafe entfchufdigt 
wird, und der früher wegen Meineides WBeftrafte, fofern 
ee dennoch der Erfundigung halber vernommen werden 
Darf ?*), wegen wiflentlicher Angabe von Unwahrheiten als 
Betrüger einer Ahndung unterliegen können. 


2 2) Es find Perfonen z. B. ald Zeugen In eine 
Mriminalfache vereidigt worden, welche zwar an fich weder 
unfähig zum Zeugniß, noch zum Eide find, die aber wegen 
eines gewiſſen im befondern Kalle eintretenden Verhältniſſes 
nicht die Eigenſchaft vollgültiger Zeugen haben, und wenn 
fie, der Erkundigung halber, verhört werden, doch mit 
dem Eide verfchont werden follen, fo wie fie auch wohl bes 
zechtigt find, ihre Bernehmung abzulehnen’). - Haben fie 
von diefem Rechte feinen Gebrauch gemacht “), ‚Haben fie 
verheißen, die ihnen vorzulegenden Fragen ihrer Kenntniß 
gemäß wahr zu beantworten, Haben fie fich vielleicht felbſt 
zum Zeugniß erboten, z. B. um als Exculpations⸗ oder 





es) 9:8. Preuß. Crim. o. 6 356. N.6. Doch darf der Richter 
ferehe Derfonen, aber nicht eidlich, vernehmen, wenn ihre 
genfchafsen es "geftatten, und es nicht unwahrfcheinlic) ig, d 
“ihre Ausſage der Entdeckung der Wahrheit förderlich ſeyn Eö 
29) Preuß. Crim. O. a. a. D. und 6.857. N. 9. u, $.858., * 
che die Ausnahme angiebt, in welcher auch die nur pro infor- 
matione vernommenen Perfonen bei gewiſſen Unterfuchungss 
füllen dennoch nach vichterlicher Beurthellung vereidigt werden 
«  &önnen, was jedoch fchwerlich in den beiden bier nten Un⸗ 
fähigkeitsgründen Statt finden kann 
80) 8.8. Preuß. Crim. O. $. 313. 857. 
— ſteht Ihnen in gewiffen Fällen frei, und fie Können 
nn vom —X ht — ã xeuq. C 
T. Mi 6 u Wie RR 


betreffend bie Lehre von hem Weineide. 69T 


Defenſionalzengen aufzutreten), und find ſie nun mit dem 
Eide belegt worden; fo tritt, ohne Rückſicht datauf, daß 
ihre Vereidigung hätte unterbfeiben können und follen, Die 
Verpflichtung wahr zu fhwören, für ſie wie für jede andere 
Perſon ein, und die Verlegung derfelben bleibt nach dem 
allgemeinen Grundfägen ſtrafbar ). = . 
: 8). Der ſchwierigſte Fall ift der, wenn Jemand auf. 
unzuläffige Weife einen Eid in eigner Sache abgelegt hat; 
alfo nicht etwa in einer: Civilſache einen freiwilligen oder 
nothwendigen Eid, fondern in einer Criminalſache, wa 
er felbft berheiligt ift, und auch bier wieder mit. Ausſchluß 
des mit Recht nur felten und ausnahmeiweife vorfommenden 
Heinigungs.s Eided °*).. .Daß ein gleich anfangs Werdäche 
iger oder Angeſchuldigter, daß der, gegen melden die 
äinterfuchung gerichtet ift, vereidigt werde, wird wohl nich: 
vorkommen; einen fo groben. Verftoß gegen Recht und Ger 
fe wird fich Fein Richter zu Schulden kommen laflen. Auch 
Hat die deutfche Praxis niemals den Grundfag der mailäns 
difhen angenommen, nad) welcher der im Anklageſtand 
Befindlihe ſchwören mußte, die Wahrheit zu fagen, wos 
gegen dann der Reinigungs: Eid feine Anwendung fand ’"). 
Aber es kann, und ift gefchehen, daß, wie fchon erinnert ift,. 
Jemand als Unbetheiligter erfcpeint, und fo mit dem Zeus 
gen s Eid belegt wird, deſſen wirflihe Betheiligung und 
ſomit Unzuläffigkeit und Ungeeignetheit zur eidlichen Verneh⸗ 
mung erft die Kolge der Unterfuchung zugleich mit der Er⸗ 


en Sie follen nämlich nur nicht zum Beugniß wider gewiffe Pers 

onen gegen ihren Willen gezwungen werden. 

835) A. M. fcheint Mittermaiera.a.D. S. 107. zu feyn. 

84) Meine Gefchichte des Reinigungss &Eides, in den 
hiftorifch praftifchen Grörterungen. Nr. 1. 
) Biener Beiträge zur Gefchichte ded Inquiſitions⸗-Prozeſſes. 
S. 112 2c., meine angef. Abhandlung S. 89. Note 112 ©. 126 
x... Note 165, woraus man erficht, daß früher zuweilen jener 
— die Autorität der mailandi chen Moxe Sun ar 

nden habe. u 


— 
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fahrung ergiebb, daß er falſch gefchtuoren Habe: in fo& 
&er Eid. hat nun nit unmittelbar zum Gegenſtande, ob 
der Schworende ſchuldig, betheiligt fey oder. nicht, fonft 
würde er unter ben fo eben erwähnten Gefihtspunft gehös 
ten, deffen Eintreten wir jegt für unmöglich erflären miß 
fen und wo allerdings die ganze. Verhandlung nichtig wäre, 
fondern er beteifft das Werhältniß eines Dritten — in 
der Form, wie hier der Eid. eines anfcheinend Unberheis 
Higten gefordert wird, obgleich vielleicht ſchon in diefer Ans 
nahme. von Seiten des Richters gefehlt feyn kann, — und 
nur mittelbar ; materiell bezieht er fi auf den Ausfagens 
den ſeibſt, indem diefer, feiner. Schuld oder Theilnahme ſich 
bewußt, in die Werlegenheit verfegt wird, entweder ein Be 
kenntniß abzulegen oder wenigftend den Eid zu verweigern und 
Ab dadurch) verdächtig zu machen”), oder wenn er ſchwört, 
und bievon iſt Hier allein die Mede, falfch zu fchwören. 
Wäre. nun dennoch: 

a) Yemand in die Lage gefommen, unmittelbar in eignee 
Sache, als Angefchuldigter falfch zu ſchwören, fo dürfte 
es freilich nicht richtig feyn, ihn mit der Strafe des 

Meineides zu belegen ”’); allein daraus folgt nicht feine 
Gtrafloſigkeit überhaupt *). — War das Verbrechen, 


86) Analog dem Falle ber Preuß. Crim. D. $. 313, Mr. 4. und 


As Angefhuldigter — anders, wenn er ald Verurs 
theilter cinen Reinigungs- Eid zu Ieiften hätte, wo diefer 
noch zur Anwendung kommt. Sn jenem Falle tft fchon fein 
Zeugniß überhaupt unflatthaft, der Eid nichtig. Derfelben Ans 
fiht ift Mittermaier a. a. O. ©. 108., dem ich indeffen 
nicht ganz beitreten kann, wenn ee fagt: „daß das Lügen und 
Läugnen gleichfam ad essantialia eines in einen‘ Rothfland vers 
festen Inculpaten- gehöre.” Menigfiens kann der Incnlpat, 
wenn er fich diefer Nothmittel aus erklärlichen Gründen bevient, 
dadurch nicht Vortheile erwerben, und nicht einer Strafbarkeit 
entgehen, wenn dieſe begründet iſt. Ob fie es aber fen, hängt 
von andern Ilmfländen, als davonab, daß jener angebliche Noths 
fand zum Lügen und Falſchſchwören gleichfam berechtige. 

88) Hieig’a Feitihrit a. 0. D. &, 229, kimmt hiemit überein, 
Indem zwar nicht die arbentlinige Sreake Trek antad | "uf dad 


— 


betreffend die Echee vdn dem Meineide, GOB 


beſſen er ſchaldig IR, mir: einer: ſo ſchweren GStraͤfe bes 
droht, daß: fie Die des Meineids berwiegt, fo wird es 
hinreichen, jene zu erfennen;;' ohne die Grundfäge einer 
realen Soncurrenz von Verbrechen anzuwenden, wodurch 
jedoch eine im befondern Kalle fratthafte Schärfung oder 
bei einem unbeftimmten Strafgefege eine erhöhte: Straf⸗ 
berechnung feineswegs ausgefchloffen wird. .: Denn fo 
- wie manche Sefege und der Gerichtsgebrauch ein baldiges 
freiwillige Geſtändniß von gewiſſen Vortheiten begleiten, 
dagegen Ligen und Zurüchhalten der Wahrheit file ahns 
dungswürdig erklären, fo ift es wohl unbedenklich, daß 
im fegteen Kalle Strafbarkeit überhaupt und zwar eine 
noch geöfere vorhanden ift, wenn zugleich ein Mißbrauch 

des Eides Statt fand, obgleich diefer hier. nicht ſelbſt⸗ 
ſtändig und als folcher gewürdigt wird °) Die erfte 
Uebelthat zwar, wegen welcher die Unterfuchung eins 
geleitet ift, bleibt unverändert, fie wird, wie ich an 
einem andern Drte gezeigt habe *°), durch das bals 
dige Geſtändniß nicht: verringert, durch :das Läugnen 
nicht vergrößert; Hier fommt aber ein neuer, die Würs 
digung der Gubjeftivität: anheimfallender Erſchwerungs⸗ 
-geund hinzu, dee nicht gänzlich unbeachtet bleiben darf”). 
Wäre vollends die Strafe des Hauptverbrechens bedeus 
tend geringer, al& die des falfchen Eides, fo daß auch 
das Intereſſe zu diefem nicht fo groß feyn kann, wie im 
entgegengefegten Salle, fo erfcheint der Frevel des Meins 
eids um fo. größer, und dürfte demnach, wenn auch 





Strafe überhaupt, und zwar eben wegen Meineids erkannt wurs 
de. Val. auch die hierüber entfcheidende L. 17. Cod. de di- 
gnitatibus u. Martin Lehrbuch f. 196, Note 18. 


39) 1 Meine g bifterifh; zgrattifgen Erörteruugen , dritte Abhandluns 


40) wre a. 5 0.200, 
a1) ©, die in ber yorigen Note anaek. Ath, ©, Wr u. 


ahcht deſſen ordentiiche Strafe begründet erſcheint, 
doch einen erheblichen Straferhöhungegrund abgeben“), 
b) Betraf aber die eidliche Ausfage unmittelbar und fors 

mell einen Dritten, d. 5. erfchien fie ald Zeugnif im 

weiteren Sinne in der bereits geſchilderten Weife, fo wird 

zweiter zu unterfcheiden ſeyn: 

.0). Sie enthielt eine Anſchuldigung, Denunciation, 
falfche Unklage, iiberhaupt eine Richtung gegen den 
Deisten, der Wahrheit entgegen, fo wird, nach Ana 
logie des Art. 107. und der demfelben ſich anfcplies 
Genden Beftimmungen neuerer Gefegebungen , diefer 
Fall wie eine wiſſentlich falfche eidliche Bezüchti⸗ 
gung *) eines in diefer Hinficht Unfchuldigen zu 
beurtheilen feyn. Der Mißbrauch des Eides wird 
weder dadurch entfchuldigt, daß die Verweigerung 
dem VBernommenen felbft Hätte nachtheilig feyn und ’ 
ihn als ſchuldig oder mitfpuldig in der Hauptfache 
Darftellen müſſen, noch dadurch, daß der Eid übers 
baupt nicht Hätte gefördert werden ſollen, indem jene 
Umftände nur die ordentliche Strafe des Meineide, 
nicht aber die Strafe überhaupt ausſchließen können“); 

Do 





42) So iſt in dem Erfenntniß des Kammers@erichts zu Berlin, wel 
ches Hipig in der Beitfchr. Hft- XXX. &. 225 u. f. mittheilt, 
entfchieden, und die Etrafe von fechd Wochen, wegen der in dem 
Meineid enthaltenen falfchen Anklage, durch defien größere Strafe 
„für abforbirt” erachtet worden. 

43) Vol. Hiezu Higi g 5 Annalen der deutfchen u. auslänb. Crim. 
RR. Pflege. Hft. XXVI. S. 219 u.f. und befonders &. 270. wo 
die Eintheilung faft nur auf eine nirgends weiter motivirte Theo⸗ 


tie und Praris gegründet war. 
4) So in dem bereits angeführten Falle bei Hißig, wo der 
Falſch⸗Eid einen Mitfchuldigen,, einen Unfchulbigen bezüchtigt, 
um von einem andern den Verdacht abzumenten. Obgleich fchon 
anfıngd Gründe da waren, die den Richter hätten beſtimmen 
follen, dieſe Perfon nicht ls Zeugen zu vereidigen, fo hat doch 
das Gericht mit Recht einen firafbaren Meineid angenommen 
und auf Thtmaptlüte Kuskelung und einjährige Zuchthausſtrafe 
ertann 
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doch find, toie gefagt, die Anfichten hieriber ge⸗ 
theilt *°). 

- P) Diente aber die falfche Ausſage dazu, einen dritten 
Mitſchuldigen zu befreien, um ſfelb ſt dadurch 
einem Verdacht und der Strafe des.in Rede ſtehenden 
Vergehens zu entgehen, indem der jet unbetheilige 
erfcheinende Schwörende im Weigerungäfalle feine eigs 
ne Schuld befennen müßte, fo bleibt die Beurtheilung 
des Verbrechens nach der f. 9. formellen Seite die näms 
liche, wie es bisher ausgeführt if, und e8 wird, wenn 
man aueh hier Bedenken tragen follte die volle ordents 
liche Strafe des Meineids zuzuerfennen, doch eine 
Strafe wegen dieſes Verbrechens überhaupt und nach 
den bisher angegebenen Nickfihten und den Ums 

ſtänden des gegebenen Falles ermeffen werden müffen, 
während nach der materiellen Seite allerdings hier 
nicht der Erſchwerungsfall eintritt, den der Kal. 
darbietet ). 

Wenn wie nun in allen dieſen Fallen nirgends eine gänzs 

‚che Straflofigfeit annehmen, fondern nach Berfchiedenheit 
der Vorausſetzungen die volle, oder eine geringere Strafe 
des Meineids, oder die des Betrugs, oder mindeftens einen 

zu der andern Strafe hinzutretenden Erhöhungsgrund für 
begründet erachten, fo liegt e8 außer den Grenzen unferer 
Aufgaben, Hier zu unterſuchen, wie der ettwanige intellefs 

tuelle Urheber eines folchen Meineids zu beurtheilen fen *"), 


35) Eine der eben angeführten entgegengefegten des Griminals 
Senats zy Königsberg findet fich bei Hipig a. a. O. S. 221. 
©. dagegen meine Kritik in den Sahrd. der juriſtiſchen 
Literatur XVIII. 1. ©. 59 u 

46) Ein Beiſpiel hiefür bietet der "in der vorhergehenden Note er⸗ 
mwähnte all bei Hisig S.221u.f. dar, wo ich jedoch, wie ges 
fagt, nicht mit dem ueenei, welches auf gänzliche Freiſprechung 
lautet, einverftanden bin, vielmehr bie Entfeheibung dee Kam⸗ 

mer =: ‚Gerichts für die richtige halte. 
„ 37) Einiges darüber findet man in dem Mt. 42. w Mache ige 
womit ju Vergleichen ift Hitz ig a. a. D. St. 8 
u. meine Kritik in den Jahtb. der juvitt. Un 2%, SD 
x 


Ard. 8. CH, 1884, IV. St. 


602 - Preaktiſche Erdrterungen 


and wie dee Richter, der entweder geradezu gegen das Ges 
feg fehlte, indem er eine ſolche Perfon eidlich vernahm, 
oder doch gegen die nothwendige Vorſicht, deren Beobach⸗ 
tung ihn gu der Kenntniß und Einficht Hätte führen Fönnen, 
daß hier ein Fall vorliege, wo ein Eid nicht gefordert wer; 
den dürfe *°). | 
III. Rob ift Einiges über die von Manchen aufge 
ſtellte Behauptung zu bemerken, daß ein ſtrafbarer Mein⸗ 
eid dann nicht vorliege, wenn, wie man ſich ausdrüdt, 
die eidlich bekräftigte Ausfage ſubjektiv, d. h. nach der 
Ueberzeugung des Schwörenden falſch, aber objeftiv 
wahr it”) Ich vermag hier, wenn ich auch die Sache 
nach allen Seiten betrachte, doch nichte anders als einen 
gewöhnlichen, ftrafbaren Meineid zu finden, und glaube 
meine Anficht folgendermaßen rechtfertigen: zu fönnen. _ 
Mittelft des aflertorifhen oder Verſicherungs⸗Eides, 

von dem wir bier handeln *), bekundet der Ausfagende, 
daß ein fraglicher Umftand, eine Thatfache, feiner finnlichen 
Beobachtung und fomit feiner gemwiflenhaften Weberzeugung 
nach, ſich fo verhalte, wie er angiebt. Diefe Weberzeus 


48) ©. oben Note 44. - 

49) Diefer Fall wird meift übergangen. Wächter im Lehrbuch 
a. a. O. ©. 258. Note 30. fagt, mit Bezugnahme auf Wers 
ner Hdbch. $.710u.f. „Iſt die Ausfage wahr, vom Schwörens 
den aber irrig für falfch gehalten, und alfo nad) feiner Meinung 
und feinem Willen eine falfche Ausfage befchworen , fo tft Gonat 
(delictum perfectum) des Meineidd vorhanden.” Diefer 

. kommt meiner Anficht am nächften, hier mindeftens nicht eigent: 
lichen Verfuch, fondern perfectes Delict — Ich behaupte vollende 
tes, confummirtes — anzunehmen. Heffter-Lehrb. 5. 410 
Note 2, meint, bier liege ein putatives Verbrechen vor; das 
ift aber nicht einmal der Fall, nach feinem 8. 36., anf den er 
fich hier bezieht. Richtig bemerkt er aber, daß dann ein Meinedd 
vorhanden fey, wenn das Falfum die Ark ber Wahrnehmung 


betreffr. 

50) Oft ift es auch ein promifforifchee Eid, die Wahrheit fagen zu 
wollen , und dad Entgegenhandeln dann Eidesbruch; was alle: 
dings einen Unteriiled begrüntet, " Moattia ga, aD, fe 19% 


n_ Note9ꝰ. Sarkı &. 8, Kate 1, 
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gung — oder, bei einem @ide über Glauben, Nichtwiſſen 
(juramentum credulitatis, nescientiae, de igno- 
rantia) — diefe Meinung, ift, wie die Ausſage, etwas 
vein Subjeftive®, und die objeftive Seite, die nothwendig 
hinzufommen muß, ift zunächft eben das Innere, daß das, 
was ausgeſagt iſt, eben die Wahrheit nach der gewiſſenhaf⸗ 
ten Ueberzeugung ſey, und daß dieſes ſo ſey, wird durch 
die Berufung auf das religiöſe Gewiſſen beſtärkt und er⸗ 
härtet. Nun muß freilich, damit in der That die Wahr⸗ 
heit ermittelt und feſtgeſtellt werde, damit nicht ein „, fal- 
sum” eintrete, von dem Paulus fagt, es fen: quidquid 
in veritate non est, sed pro vero adseveratur "), 
noch hinzukommen müffen, daß auch die Sache felbft ſich 
fo, wie es der Ausfagende angegeben, verhalte, und es - 
wird diefes auch meift, wenn wahr geſchworen ift, der Fall 
feyn, weil fonft eben jene Weberzeugung nicht vorhanden 
feyn könnte. Aber diefe Ueberzeugung oder Gewißheit zu 
befigen oder zu erlangen, fällt nicht dem Eide anheim, 
der nur beftätigt, daß man fie bereits habe und ihr gemäß 
fie pflihtmäßig ausſpreche, fie gehört vielmehr der Fähig⸗ 
keit an, folche Beobachtungen zu machen, twelche zu jener 
führen. Wenn der Eid verbürgt, daß Jemand die Wahrs 
beit fagen wolle, fo wird die Frage, ob er fie ſagen kön⸗ 
ne, d.h. ob er im Stande war, jene geforderte Wahr: 
nehmung zu machen und darüber glaubhafte Berichte zu 
erkatten — Durch eine andere Unterſuchung beantwortet, 
die dem Eide vorausgeht und eine Bedingung deffelben übers 
haupt ift; z. B. ob es nicht an dem Gebrauche gerade der 
Sinne, an der geiftigen Kähigfeit dee Wahrnehmung und 
Mittheilung gebreche, worauf es im befondern Kalle ans 
fommt ). IR diefe Sewaheleiſtung für die Möglichkeit, 


S51) Coll. leg. Mos. et Rom. Tit. VIII. $. 5. 
52) Mein Lehrbuch des Eriminal: Prozei\t% \ WAR. \ 
va% 
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die empiriſche Wahrheit ausſagen zu können, vorhan⸗ 
den, dann wird, nachdem die günſtige Vermuthung, ſie ſa⸗ 
gen-zu wollen, ihre hier einzig noch mögliche Befchräws 
fung durch den Schwur erhalten hat, Diefem um fo mehe 
Glauben beigemeflen, als es oft ganz unmöglich ift, noch 
auf irgend einem andern Wege eine objektive Beftätigung 
zu erlangen *). Indem nun folcher. eidlichen Ausfage das 
Gewicht beigelegt wird, beftimmten rechtlichen Kolgen jur 
Grundlage zu dienen, fo geht man von der Hoffnung und 
der dieſelbe rechtfertigenden Erfahrung aus, daß die Erkläs 
zung der fubjeftiven Heberzeugung mit der Sache felbft übers 
einftimmen werde. Aber nicht Liefes, fondern nur das 
Dafeyn der Ueberzeugung, und daß man diefelbe 
ausfpreche, ift der Gegenftand des Eides; das Weis 
tere wird, wie bemerft, auf jene Grundlage angenommen 
und zum Theil erfchloffen. Hieran müſſen wic nun, um 
obige Streitfrage zu löſen, feſthalten, und nicht den Eid 
über eine Grenze ausdehnen, die er nicht überfchreiten kann. 
Das Objektive, welches die Ergänzung der fubjeftiven Aus⸗ 
fage ift, und welches erft das Verbindende, das Mittels 
glied zwiſchen derfelben und der Sache ausmacht, ift die 
unter Anrufung Gottes betheuerte Ueberzeugung; 
fehlt diefe, fo ift falſch gefchworen, wenn aud die 
Sache felbft, aber ohne Willen des Schwörenden ſich fo 
verhäft, wie er angiebt, mit dem Bewußtſeyn, daß er, fer 
ner Ueberzeugung nach, nicht ausfagen könne; umgekehrt: 
ift feine Weberzeugung der Wahrheit da, fo hat er. richtig 
geſchworen; gefeßt auch, er habe fich geiert, und die Sache, 
die er treu beobachtet zu Haben glaubt, fey in der That ans 
ders, ald er angegeben; die Unmwahrheit liegt nicht im 
Schwur, fondern in dem erwähnten andern Gebiete, web | 
ches die Grundlage ſeyn ſoll, — es kann Irrthum, Sin⸗ 





53) So oft Vieles wen IR, muß es aber ſtets auch geſchehen. 
Mein Echrbud vs Som. —R88 KR, oe ich 9 5 ” 


N 
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nentauſchung ꝛc. obwalten, es kann vielleicht ſelbſt Fahrlaſ⸗ 
ſigkeit, Leichtſinn Statt gefunden haben, aber es iſt kein 
falfcher Eid da, wenn nicht etwa das Bewußtſeyn dieſes 
Mangels vorhanden war, und damit wieder in das Gebiet - 
der Fähigkeit die volle Wahrheit fagen zu können, in das 
hier verlegte, fie fagen zu wollen, übergegangen if. 
: Selten wird fich begreiflich der Fall eines Wideripruchk . 
der: wahrhaften eidlichen Ausfage mit dee Sache ergebenz 
iſt er aber vorhanden und erfannt, fo wird, um den gang⸗ 
baren Sprachgebrauch beizubehalten, | 
2» der fubjeftiv wahre Eid, der etwas Zalfıhes befuns 
det, . feine Eides > Belebung begründen und alfo nicht 
als ſolcher ſtrafbar ſeyn“); | 
2) der ſubjektiv wiffentiich falfche Eid hingegen das 
durch nicht aufhören ftrafbar zu ſeyn, weil zufällig das 
wahr ift, mas der Schwörende nicht mußte und gewiſ⸗ 
ſenlos für ſeine Ueberzeugung ausgab ). | 
Zum Schluß erläutern wir diefes durch einen obnlängft 
borgefommenen Rechtsfall. In einer Eivilftreitigfeit, wo - 
es auf den Beweis gewiſſer unter den Parteien gemechfelten 
Worte anfam, Hatte der Producent feine Dienftboten als 
Zeugen benannt, welche eidlich ausfagten, die fraglichen 
Meden gehört zu haben. Den Umftänden nach Fonnte 
faum gezmweifelt werden, daß fich die Sache fo. verhalte, 
wie der Beweisführee behauptete, Daß alfo objektiv wahr 
fey, was die Zeugen befundeten. Einer derfelben aber, 
dem fein Gemiffen nicht Ruhe ließ, bekannte, falfch ges 
ſchworen zu haben, daß er bei der Angabe jene Worte vers 
nommen babe. Sein Principal habe ihn aufgefordert, 
fo wie er gethan, zu zeugen, und ihn beruhigt, daß er eb, 
weil die Angabe wahr fey, auch wohl thun fönne, und 





54) Hierüber Bauer sehrhuch 2te Ausg. 9. 806. Note & und 
Hannov. Entwurf. Art. 2 
55) S. Heffter in der — * 50, angef. Stel, 
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ee hade fi daher beftinnmen faflen, wider fein eignes Wifs 


- fen, und fomis gegen feine Ueberzeugung und feinen Eid, 


8 


etwas für ſeine ſinnliche Wahrnehmung auszugeben, 
was es nicht ſey. Die nunmehr, mit Beiſeitſetzung des 
Civilverfahrens eingeleitete Eriminalunterfuchung gegen den 
Zeugen führte, nachdem feine Schuld gehörig hergeftellt 
war, jur Verurtheilung wegen falfchen Eides, und in weis 
terer Vertheidigungs⸗Inſtanz hat unfer Spruchcollegium 
fi zur Befätigung rechtlich betvogen gefunden. Denn 
darin liegt der falfche Eid, daß der Inculpat geſchwo⸗ 
zen, gehört zu haben, was er nicht gehört — daß alſo 
feiner Ueberzeugung die innere objektive Grundlage fehlte — 
und es kann und Fonnte, bei Prüfung der Wahrheit oder 
Falſchheit dDiefer Angabe, folglich des Daſeyns eines fals 
ſchen Eides, nicht im geringften darauf ankommen, 06 
das wahr fey, was der weitere Inhalt der Ausfage if, 
fondern nur, ob der Zeuge.wahr angegeben, indem er feine 
eigne Erfahrung darlegt. Es verfteht ſich von ſelbſt, daß 
auf die Normirung der Eidesformel, mit Rückſicht auf das, 
was allein in die Grenzen des Eides fällt, die größte Sorgs 
falt getvendet werden müfle. Hätte Jener gefchworen, er 
glaubte, die Sache fey fo, wie er, in Ermangelung eig 
ner Kenntniß, fie vom Hörenfagen erfahren habe, .fo 
würde zwar dieſe Ausfage nicht das Gewicht eines gültigen 
Zeugniffes °°%), aber auch nicht die Zolge eines falfchen, 
d. h. die Strafe des Meineids, gehabt haben. \ 


56) Cap. 27. X. de testibus. Y. G. O. Art. 65. 


XXIII. 
Ergebniß der Eriminalfatifif 
über die Dauer der Unterfuchungen 


nad) Verſchiedenheit des franzöſſichen und des deutſchen 
Strafverfahrens. 


Von 
Mittermaier. 





Der Werth der Criminalſtatiſtik beſteht außer andern 
Vortheilen auch darin, daß fie die ſicherſten Materialien 
liefert, um die Vorzüge oder Nachtheile einer Geſetzgebung 
zu beurtheilen; vorzüglich bedeutend muß hier für den Ges 
fegeber auch die Frage feyn: welche Refultate in Bezug 
auf die Dauer der Unterfuchungen, die nach einem geroiffen 
gefeglichen Verfahren geführt werden, die Eriminalftatiftil 
liefert. Se fehneller, ohne daß dabei die Gründlichkeit 
und Gerechtigkeit leidet, die Unterfuchung beendigt wird 
Daher die Urtheilsfällung eintritt und dem Echuldigen 
die Strafe folgt, der Unfchuldige aber von den Leiden einer 
Prozedur befreit wird, defto Dorzüglicher ift eine Geſetze 
gebung über das Strafverfahren. — Die Strafe wirft 
um fo mehr au auf die übrigen Bürger, je rafcher fie 
gegen den Schuldigen, daher noch in einer Zeit erfannt 
wird, in welcher das Andenfen an das verübte Verbrechen 
mit voller Stärfe in den Bürgern lebt; die Schnelligkeit 
‚der Unterfuchungen beugt am beften den Klagen über Vers 
letzung der individuclen Sreiheit vor, weldhe dur (anar 
dauernde Verhaftung empfindlich getährder WW 5 “ X 
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mindert die Koſten der Criminaljuſtiz, über deren Anwach⸗ 
fen gerechte Klagen nicht felten gehört werden. Man hat 
in neuerer Zeit als einen Nachtheil des mündlichen öffent, 
lihen Strafverfahrens, das nach den Principien der frans 
zöfifchen Prozedur eingerichtet toird, auch den angegeben, 
Daß dadurch fo bedeutende Koften entftiehen, wenn die Zeus 
gen vor das Eriminalgericht ‚geladen und oft weit zu gehen 
genöthigt werden müſſen. 

Es lohnt fih der Mühe, näher zu prüfen, ob nicht 
durch andere Vortheile des öffentlihen mündlichen Vers 
fahren® dieſer angeblide Nachtheil aufgerwogen wird, ob 
nicht vielmehr in diefer Prozedur felbft ein Grund der Abs 
kürzung des Verfahrens und daher ein Mittel der Koſten⸗ 
erfparniß liegt. 

Betrachtet man die Principien der franzöfifchen Strafs 
progeßgefeßgebung, gegen deren Durchführung in dem gels 
tenden Code freilich gemwichtige Einwendungen fich erheben, 
fo.ift I. das. Prinzip des Anklageprozeſſes in fo fern vors 
herrſchend, als die Unterfuchung durch den Staatsanwalt 
veranlaßt wird '), der im Namen des Geſetzes die Rechte 
der bürgerlichen Sefellfhaft gegen den Uebertreter verfolgt, 
die Spuren und Anzeigen ftrafmwürdigee Handlungen fans 
melt, gewiſſe vorbereitende Prozeduren einfeitet, und den 
Unterfuchungsrichter auffordert , die Unterfuchung einzus 
leiten. — Schon darin liegt ein Grund, daß mande | 
unnöthige grundloſe Unterfukungen unterbleiben. Wähs 
rend da wo der Unterfuchungsrichter im Inquiſitionsprozeſſe 
bei jeder auch der geringften Veranlaſſung, die auf ein des 
gangened Verbrechen deutet , einzufchreiten verpflichtet if, 
um. fich Peinen Vorwürfen auszufegen, prüft der Staates 





1) Wir machen auf bie treffliche Schilderung (von de Wautı) 
die Wirkfamkeit der Staatsbehörde im Strafprozeffe (abgedrudt 
in meiner Zeitiheit Kür aualintichke Gelepgebung VII. I. 
Nr, 12.) auimertiom. | 
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anwalt zuerſt das Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft, 
vergleicht die vorhandenen Anzeigen mit den Geſetzen; er, 
der es iſt, welcher die Anträge im Namen des Geſetzes bei 
dem Gerichte zu ſtellen hat und den wahren Sinn der 
Geſetze gründlich erforſcht, erkennt auch am beſten, daß, 
wenn auch alle Thatſachen völlig erwieſen ſind, doch im ge⸗ 
ſetzlichen Sinne feine ſtrafbare Handlung exiſtirt, oder daß. 
die vorhandenen Indicien zu ſchwach find, um die Anklage 
zu begriinden ; Wie viele grundfofe Unterfuchungen ‚wegen . 
angeblichen Betrugs, oder Unterfchlagung, Widerfegung 
gegen Obrigkeit, Majeftätsbeleidigung u. A., werden von. 
dem deutfchen Unterfuchungsrichter Monate lang geführt, 
bis das Dbergericht, an welches die Aften eingefendet wers 
den, endlich erfennt, daß fein Grund zur Unterfuchung 
da war, toeil die Handlung nit unter einem Strafgefeß _ 
ſteht. Wo der Staatsanwalt zu. prüfen hat, werden 
ſolche Unterfuchungen gar nicht eingeleitet. In manchen. 
> Källen 3.8. bei Preßvergehen: ift es felbft wünſchenswerth, 
wenn, ehe die Unterfuchung beginnt, die Intereſſen forgs - 
fältig abgetwogen werden, teil oft das. öffentlihe Ans 
tereffe größer feyn Fann, daß, um Aufregung oder manche 
unangenehme öffentliche Erörterung zu vermeiden, mande . 
Vergehen gar nicht verfolgt werden. Hier wird. der . 
Staatsanwalt zuerft die Inſtructionen des Generalprocus . 
rators einholen, der mit dem Minifter ſich berathet ") 
Duch die Einrihtung, daß die Unterfuchung durch den 
Staatsanwalt veranlaßt werden muß, wird nun der Bors 
theil erreicht, . daß diefee nach genauer Prüfung mande 
Sälle ganz unverfolgt läßt oder fie nur als zuchtpolizeilich 
behandelt, indem er 3. B. von manchen fcheinbar erſchwe⸗ 





2) de WBaulr bezeugt in dem erwähnten Aufſatze, daß auch diefe 
Anfrage in folchen Fällen gewöhnlich ift und (ehr gute Kine 


trägt. | 
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renden Gründen ganz abftrahiet, und fo die Anklage im 
Öffentlichen Intereſſe nur auf das geringere Vergehen, 
3. B. auf einfachen Diebftahl, oder nur culpofe Beſchä⸗ 
digung ftellt. 

II. Der franzöfifhe Prozeß beruht: ferner auf dem 
Zufammenmirfen mehrerer Behörden, die in der Vors 
uunterfuchung ſich mwechfelfeitig controliven und die Frage: 
ob Grund zur Unterfuchung vorhanden fey, und melde 
Maafregeln zu ergreifen feyen, prüfen, fo daß jegt rechts 
zeitig das gefchehen Fann, was nach der deutfchen Inqui⸗ 
fition oft erft nach mehreren Monaten von dem Oberge⸗ 
richte gefchieht, wenn an daſſelbe die Aften eingefendet 
werden. 1) Wenn auch der Staatsanwalt den Antrag 
auf die Einleitung der Unterfuchung ftellt, fo ift eg erft der - 
Unterfuchungsrichter,, der, wenn der Antrag an ihn ge 
langt, den Zall prüft, und Die Unterfuchung entweder für 
gleich, oder dann erft, nachdem er geeignete vorläufige Ins 
ftruction vorgenommen hat, abfhlägt. 2) Die Beraths 
fdlagungsfammer des Bezirfegerichts prüft aber den 
all wiederholt, infofeen der Staatsanwalt gegen den des 
negirenden Befchluß des Unterfuchungsrichters die Oppofs 
tion ergreift, oder den Unterfuchungsrichter nach feiner 
Hfliht (Code Art. 127.) wöchentlicy über alle bei ihm 
anhängigen Unterfuchungen Vortrag erftattet. Bier if es 
nicht felten, daß in einer folhen Sigung entweder die 
ganze Unterfuchung aufgehoben wird, weil man erfennt, 
Daß die Indicien zu ſchwach find oder der Thatbeftand nicht 
egiftiet oder fein Strafgefeß vorhanden ift, oder daß die 
That nur an das Zuchtpoligeigericht gewieſen wird, 3. B. 
weil nur culpa vorhanden iſt. Hat aber auch das Be 
zirksgericht die Kortfegung der Unterfuchung verordnet, Io 
gelangt 3) die Sache erft noch an die Anflagsfammer de? 
Appellationehofes , welche entfcheidet, ob die Anklage 
Statt finder, und in ehr wien Riem nimetter ausfprigt, 
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daß feine Anflage Statt finde, 3. B. wegen Schwäche det 
Indicien, oder wegen Mangels des ftrafbaren Charakters 
der That, oder die Sache an das Zuchtpolizeigeſetz weiſet. 
III. Das feanzöfifhe Verfahren beruht endlich noch 
darauf, daß in der Sitzung des Affifenhofes oder des Zuchts 
polizeigerichts in einer zuſammenhängenden Verhandlung 
alle Materialien, die zur Urtheilsfällung gehören, den 
urtheilenden Richtern vorgelegt werden, Hier bedarf es 
feiner Relationen aus den Alten, Feiner oft wochenlangen 
Vorbereitung zum Referiren, da die Richter, weiche bei _ 
der mündlichen Verhandlung gegenwärtig waren, auch 
vollftändig alle Umftände Fennen, welche fie in den Stand 
fegen, ein Urtheil zu fällen. 
Ss iſt nun Intereffant, die Ergebniſſe dieſes Verfah⸗ 
rens aus den neueſten franzöſiſchen Tabellen zu erfehen ). 
Im Jahre 1832 gelangten nun 117641 Straffälfe zue 
Kenntniß der Staatsbehörde. Davon libergab der Staats⸗ 
procurator 48744 an den Unterfuchungsrichter, in 19384 
Fallen brachte der Staatsanwalt ohne Weiteres die Vers 
handlung in die Sigung des Zuchtpoligeigerichts, in 8700 
Fällen traten die durch die Vergehen Beſchädigten als Civil⸗ 
parteien auf, und verfolgten die Sache in der Sitzung des 
Zuchtpolizeigerichts. In 3299 Fällen gelangte die Ver⸗ 
- ‚Handlung an andere Gerichte, in 36551 Fällen unterblieb 
die Verfolgung der Sache, weil der Staatsanwalt ſich 
überzeugte, daß der Fall nicht zur Unterfuchung fich eigne, 
Don den 53165 Zällen, In welchen die Infttuctiongrichs 
ter in der Borunterfuchung thätig waren, wurde in 20455 
Fällen fogleich nach der erften Infotmativunterſuchung ers 
fannt, daß fein Grund zur Fortſetzung der Unterſuchung 
exiſtire); 6882 Fälle, in denen die Unterſuchung fortge⸗ 


8) Compte general de Vadministration de la Sustice crimi- 
».. nelle., 1882. 


9 Die Formel iſt hier: qu'il n'y a pas Leu & suiuze, 
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fegt. wurde, gelangten an die Anklagskammer zur Ent⸗ 
ſcheidung; 21012 Fälle wurden an die Zuchtpolizeigerichte 
gewiefen, 364 wurden als einfache Polizeiüibertretungen 
behandelt, 637 gelangten an andere Gerichte, die dafür 
‚competent waren. 

Don den 7440 Sachen, dieim J. 1852 an die An 
klagskammern gebracht wurden, verwies diefe Wehörde 
6188 Fälle vor die Affifen; 318 an die Zuchtpolizeiges 
richte, 6 an die Poligeibehörden, 16 an andere Gerichte, 
und in 912 Fällen murde die Anklage ald unzuläffig 
erklärt. | 

Bon den 86551 Sachen, melde die Staatsbehörde 
ohne Unterfuchung ließ, war in 10292 Fällen das Motiv 
vorhanden, daß Peine Spuren gegen gewiſſe Befchuldigte 


fi) ergaben; in 10606 Zällen überzeugte fich die Staats: - 


behörde, daß die That weder ald crime nod als delit 


ftrafbar fep; in 11588 Fällen unterblieb die Verfolgung, _ 


weil man die That nicht für ſchwer genug und das öffents 
liche Intereſſe nicht für fo gefährder hielt, daß eine Vers 
folgung nöthig gewefen wäre ). — Inden 20455 Zäls 
len, in welchen das Bezirksgericht nach eingeleiteter Unters 
fuhung die weitere Verfolgung aufhob, waren 9981 
folche, in welchen fich das Gericht überzeugte, daß die That 
weder ald Verbrechen noch ald Vergehen ftrafbar fey; in 
‚3477 gällen blieben die Thäter unbefannt, in 6997 
wurde die Unterfuchung wegen Schwäche der Indicien 
aufgehoben. Bon den 24778 Individuen, gegen welche 
‚die Unterfuchung aufgehoben wurde, waren 135431 arre⸗ 
tirt; 11547 waren auf freien Fuß prozeffirt. Won den 
durch die Anklagskammern von der Anklage in der Art bes 
frei⸗ 

5) In dieſe letzte Klaſſe gehörten z. B. 6310 Kalle von Schläge 


- rein und Verwundungen, 2188 Fälle von Injurien, 345 Füls 
der Beleidigung üfrntüne Diener, 596 Fälle angeblide 





Diebftähle. 


Be . — EEE — — 


V—— — — — an 


übet die Dauer der Unterſuchungen. 618 


feeiten 1977 Perfonen, daf die Anklage für unzuläffig ers 

klärt wurde, waren 1205 arretiet, 722 in Freiheit. — 

Meder die Dauer der Unterfuhungen liefert der. compte 

rendu folgendes Refultat °): Von den 49412 ordonnan- 

ces, welche das Bezirksgericht erließ, wurden erfaffen : 
im erften Monat von.der Verübung 


des Vergehens an gerechnet 28320 
im zweiten : 41200 
im dritten Ä 5855 
im vierten 1929 
im fünften 812 
im fechsten Ä 442 
in fpäteren Monaten 1254 =: 


Die Entfcheidungen der Anflagsfammer (alfo nach völlig 
deendigter Vorunterſuchung) erfolgten 
in den erſten zwei Monaten nach 
dem verübten Verbrechen in 8259 Fällen 


im Sten Monat in 1702 — 
im dten — | in 756 — 
im Sten — in 873 — 
im 6ften — in 2233 — 
fpäter in 655 — 


fo daß man annehmen fann: von 100 Fällen wurde in 15 
in den erften Monaten die Borunterfuchung gefchloffen. ° ' 
Die Urtheilsfällung von dem Affifenhofe erfolgte ' 
in den erften drei Monaten von dem 
Tage der Verhaftung des Ange⸗ 





ſchuldigten an in 8648 gie 
im Aten Monat ı in 1738 = 
im 5tn — | ME — 
im 6ten — rin 480 — * 
im 7ten — 12ten Monat in 670 — 


6) p. 226. 
Ard. 8. CR. 183. IV. Gt. Sr 
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Darnach erfolgte von 100 Fällen in 91 Fällen das Ur⸗ 
tbeil in den erften 6 Monaten. 
In den zuchtpolizeilichen Zällen, deren 145285 im 
Jahre 1852 vorfamen, erfolgte das Urtheil 
. indem erftien Monat, von dem 
verübten Vergehen an in 43558 Fallen 


im 2ten Monat. in 61718 — 
im Sten — in 39088 — 
im dien — in 7007 — 
im 5ten — in 1826 — 
ſpäter in 2308 — 


Die Regel war alſo, daß im zweiten Monat das Urtheil 
erfolgte. 

Wenn gegen ſolche Urtheile appellirt wurde, was in 
6000 Fällen geſchah, ſo erfolgte in der Appellationds 
inftanz das Urtheil im erftien Monat in 2910 Zällen, im 
2ten Monat in 1626, im dritten in 648 Fällen. 

Es wiirde nun intereffant feyn, wenn man, um eme 
Vergleichung anzuftellen, auch die Dauer der Unterfuchuns 
gen in den Ländern angeben Pönnte, in. welchen das deuts 
fhe Verfahren vorfommt. — Leider. giebt es nur von 
wenig Staaten folche Tabellen, und nur von Meklenburg 
und Baden ftehen fie dem Verfaſſer diefes Auffages zu 
Gebote’). 

Im Jahre 1832 dauerte. die Unterfuhung von fünf 
Anfchuldigungen wegen Mordthaten die vor 1831 verübt 
waren, in drei Fällen zwei, in zwei gällen drei Monate; von 
dem Schluß der Unterfuchung an bi zur Ustheilsfällung vers 
floßen in allen diefen Fällen 9 Monate. Wegen eines 1831 
verübten Gattenmords dauerte die Unterfucbung auch nur 
2 Monate, und zwei Monate verfloffen von dem Schluffe der 








7) Ucberficht der Strafe ta ege im Groß 230 um Babden im 
Jahr 1882, —8 vdes bherzogth Baden 
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Unterſuchung an bis zum Urtheil. In einem Kindesmords⸗ 
falle dauerte die Unterſuchung 5 Monate und 2Wochen, 
und 11. Monate verfloflen vom Schluſſe der Unterfuchung 
bis zum Urtheil. Eine Unterſuchung wegen Diebſtahle 
durch Einfeigen dauerte 8 Monate, und 2 Monate verfloſ⸗ 
fen wieder vor. derſelben. In 8 Füllen lagen die bereits ge⸗ 
ſchloſſenen Akten 6 Monate, in einem Diebſtahlsfalle 7, in 
mehreren A Monate zur Entfcheidung dem urtgeilenden Ges 
richte/ vor. Im Fahre.1981 °) fommt eine Unterſuchung 
wegen Rechnungsuntreue vor, .die 25. Monate dauerte 
4 Mongte und 3 Wochen lagen die geſchloſſenen Akten be 
dem urtheilenden Gerichte. In zwei Diebſtahlsunter⸗ 
ſuchungen dauerte die Unterfuhung 7 Wonate: : In einem 
Salle wegen Vergiftung ‚ugplloßen 10 Monate, bis ühen 
die gefchloffenen Alten geurtheilt war; in mehreren Töd⸗ 
tungefällen °) verfloffen 8 Monate. von dem Schluffe dee 
Unterfuchung bis zum Urtheile; 6 Monate verfloßen hän⸗ 
fig, und 2 Monate bildeten die. Regel. Für die Dauer der 
Unterfuchungen in Meklenburg liefert eine handſchriftlich 
mitgetheilte Tabelle einige Materialien, die einen Maaßs 
ſtab gewähren. Diefe Tabelle giebt Die Dauer der Siches 
rungsarreſte in 115 Fällen an. In einem alle (Raub) 
dauerte der Sicherungsarreft 1 Jahr und 9 Monate; in 
drei Fällen (Diebftahl und Verſuch des Raubs) 1 Jahr 
und 6 Monate; in 4 Fällen (Todtfchlag im Raufhandel, 
Kindgsmord und 2 Pferdediebftähle) 1 Jahr und 3 Mos 
note; in 7 Fällen 1 Jahr; in 10 Zällen dauerte der Ar⸗ 


N 
8) Ueberſicht ©. 45, 


9) Warum in Fällen, wo bie Unterfuchung wegen Tödtung, 
Kindesmord u. f. w. geführt wurde, fo lange dauert und X ü 
Akten fo lange bei dem Obergerichte liegen, erklärt fi) wohl 
daraus, daß in ſolchen Fällen die ärztliche Begutachtung, de 
man häufig mit dem erften Gutachten nicht. aufeleben ſeyn kann, 
viele Seit fordert und die Akton fange bei den Mediao 


liegen. 
Sr. 
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reſt 9 Monate; 6 bis 9 Monate betrug er in 20, 3 bis 

.6 Monate in 23, 1 bis S Monate in 25, und unter 
einem Monat in 22 Fällen. Da nur gegen Inculpaten, 
die ſchwerer Verbrechen angefchuldigt find, ein Sicherungs: 
arreſt erfannt wird, fo kann man aus den odigen Angaben 
auf die beiläufige Dauer der Criminalprozeſſe nach Dem deut⸗ 
ſchen Verfahren fehließen. — Wan wiirde ungerecht fenn, 
‚wenn mar verfennen wollte, daß das achtungswürdige 
Streben nach Sründlichkeit, 3.8. um den Thatbeftand her: 
zuftellen, über welchen man in Sranfreich oft Teichtfinnig 
hinwegſchlüpft, die längere Dauer deutfcher Unterfuchuns 
gen erflärt; aber eben fo gewiß ift auch, daß nach den 
oben angegebenen Berechnungen ſchon in der Einrichtung 
Des franzöfiichen Verfahrens und im Princip der Mündlich⸗ 
feit, das die Relationen beſchwerlich macht, ein Srund 
Der Befchleunigung der Urtheilsfällung liegt. Möchten 
dieſe Bemerkungen die Verantaffung zu genaueren ftatiftıs 
fen Unterfuchungen geben ! 


... Yalle, gearadt in der Gebauerſchen Buchbruderei. 























